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E⸗ iſt wohl kaum noͤthig, daß der Verfaſſer ſich mit dem Publi— 
kum uͤber Zweck, Inhalt und Form dieſes Handbuchs weitlaͤufig 
zu verſtaͤndigen ſuche. Der Rheinkreis hat eigene Inſtitutionen 
und Geſetze, welche auf die fruͤhern franzoͤſiſchen gegruͤndet und 
durch die nachgefolgten Regierungswechſel in vielfacher Beziehung 
veraͤndert und fortgebildet worden ſind. Eine durchgreifende Um⸗ 
bildung hat beſonders die geſammte Verwaltung und der Gemein-⸗ 
dehaushalt, auch die Gerihtsverfaffung und das Kirchliche er- 
fahren; weder Organismen noch Gefege, weder Grundfäge noch 
Formen find Diefelben geblieben. Dabei find die Quellen fehr 
zerftreut, in ben mehrften Gemeinden gar nicht vorhanden; die 
franzöfifchen, der Sprache wegen, Vielen unzugänglich; Gültigkeit: 
und Harmonie zwifchen Altem und Neuem häufig zweifelhaft und 
dem Widerfpruch unterworfen; feine Ueberficht des Vorhandenen 
ſteht zu Gebot, ſo daß das Nachſchlagen unendlich erſchwert und das 
Ergebniß unſicher iſt, weil man nie die Ueberzeugung hat, alle 
uͤber einen Gegenſtand beſtehenden Verfuͤgungen zu kennen; endlich 
ſind wichtige Entſcheidungen und Anordnungen nur in Archiven 
und Regiſtraturen zu finden, u. ſ. w. 

Daß unter folchen "Umftänden die früher erfchienenen Hand» 
bücher von Bodmann und Keil nicht mehr genügen fönnen, ift von 
ſelbſt Har. Ueberdies hatten diefe Handbücher einen fehr befchränf; 
ten Plan und Zwed, fo daß wohl die Hälfte der Materien nicht 
behandelt ift; auch gaben fie meift nur den ungefähren Inhalt, 
ja häufig nur das Datum der Gefeße, nicht den Tert felbft ; die 
Zufäße und Veränderungen feit 1814 find ihnen fremd. Das 
Büchlein von Herrn Chelius enthält manches Brauchbare für Orte, 
vorfteher und Gemeindefchreiber. 

Ich hatte mir, blos zu eigenem Gebrauche, feit Sahren viele 
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Notizen und Auszüge gemacht, und eben ein Hauptverzeichniß 
aller vorhandenen Gefege und Verordnungen, nad) Materien ges 
ordnet, entworfen, als Herr Buchhändler Ritter mir den Antrag 
machte, ein zweckmaͤßiges Handbuch zu fehreiben, da man bei ihm 
Bodmanns Code administratif fehr häufig begehre, dieſes Werk aber 
bereitd vergriffen fey. Sch entichloß mich dazu, minder meine 
Muße und Kraft, ald das dringend gefühlte Bedürfniß berech- 
nend, und übernahm damit eine wahrhaft berfulifche Arbeit, eben 
fo abſchreckend durch ihre Trodenheit an fih, als muͤhevoll in 
Abficht auf Sonderung des Gültigen vom Ungültigen. So ans 
ziehend das Studium der Geſetze und Organifationen in ihren 
Fort⸗ und Ruͤckſchritten, Entwidelungen und Veränderungen für 
mich war, fo bedurfte es gleichwohl, ich verhehle es nicht, eines 
mehrmals erneuerten Entfchluffes, das Angefangene zu vollenden; 
worin mich die Ausficht auf Anerkennung von Seiten des Publi- 
kums wie aller Behörden ftärfte und belebte. 
Hieraus und aus der nachfolgenden Inhaltsanzeige wird ber 
Lefer abnehmen, daß das Handbuch eine Darftellung alfer gel⸗ 
tenden eder wenigftens nicht unzweifelhaft abgefchafften Normen 
in Beziehung auf die gefammten Zweige der Staatsverwaltung bezielt. 
Hinfichtlich der Form im Allgemeinen geb’ ih mich im Voraus 
allen Angriffen Preis ; gar Manches Fonnte feinen Platz wo . 
anders finden; ich felbft habe oft genug dislozirt: alles was id) 
fordere, ijt die Vorausſetzung, daß die Anordnung eben nicht wills 
führlich , und die Logik nirgends "ohne wefentlihe Ruͤckſichten 
aufgeopfert worden ſey. Materien, welche in verfchiedenen Ab- 
fchnitten gleich ſchicklich hätten untergebracht werben koͤnnen, fuchte 
ih dahin zu ftellen, wohin die überwiegende Bedeutung fie zu 
verweifen fchien. Indeſſen dürfte durch gegenfeitige Hinweifungen, 
ferner durch die Snhaltsanzeige und das zuleßt erfcheinende voll» 
ftändige Sachregifter für Erleichterung des Gebrauchs genugfam 
geforgt feyn. Im Uebrigen bemerfe ich noch folgendes: 

1) Das Buch follte nicht blos für alle Gerichts: und Verwal⸗ 
tungsbeamten, Gemeindevorfteher, Geiftlichfeit ıc., fondern 
für jeden Bürger dienlich feyn, der fi) mit den wichtigften 
Inſtitutionen und Gefeßen vertraut machen, oder ein Hands 
buch zum Nachſchlagen befisen möchte. Auch für aus wärs 
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tige Gelehrte, Beamten u. ſ. w. wird ed erwuͤnſcht ſeyn, 
unfre vornehmiten Gefege und Verordnungen in Beziehung auf 
Staats verwaltung, alfo geordnet, um fo billigen Preis zu befigen. 
Die frangöfifchen Berwaltungsgefege enthalten einen reichen 
und eigenthümlichen Schaß, der wenigſtens der Vergleichung 
werth ift, wenn auch das Vorurtheil nichts Nachahmungs⸗ 
würdiges darin finnden wollte. 

Eine blos rAfonnirende Darftelung des Inhalts der Gefege 
und Verfügungen Fonnte fomit nicht genügen, fondern der 
Tert felbft mußte geliefert werden, und zwar wie er verfün: 
det worden; die blos in frangöfifcher Sprache verfündeten 
in möglichft treuer Uebertragung. Bei den in beiden Sprachen 
verfündeten, rechne man mir die Mängel der Weberfegung 
nicht zu 5 ich konnte vom gefeglichen Tert nicht abweichen. 
Ueberall ift die Quelle, d. h. das amtliche Blatt angezeigt, 
worin die Gefege u. f. w. verfündet worden, damit man, 
zumal Richter, das Original felbft vergleichen könne. 

Aller Stoff wurde nach ſchicklichen Ueberfchriften vertheilt 
und zufammengefaßt, ohne Wiederholung, aber mit beftändi- 
gen Hinweifungen da, wo die Gefege unter verfchiedenen 
Rubrifen angeführt werben mußten. 

Bei diefer blofen Stoffsanordnung blieb "ich jedoch nicht 
ftebn, fondern ich fuchte alle Theile durch Einleitungen, lie: 
bergänge, geihichtlihe Andeutung der Entftehung, Abän- 
derung und Fortbildung der Verfügungen, worauf oft fehr 
viel anfommt, u. f. w. zu verbinden und das Verſtaͤndniß 
zu erleichtern. 

Um die Koften des Druckes möglichft zu vermindern, was 
bei dem großen Umfang unentbehrlih war, und um über 
die Frage, was ift jett geltend, was nicht? wenig Zweifel 
zu laſſen, babe ich die unzweifelhaft abgefchafften und ver- 
alteten Beftimmungen, ferner die Eingangs- und Schluß 
formeln u. f. w. weggelaflen, von manchen, wo die Motive 
oder veranlaffenden Umftände feinen Werth hatten, nur das Dis: 
pofitive aufgenonmen, alle diejenigen aber, wobei auf wörtlichen 
Snhalt nichts ankommt, nur dem Wefentlichen nach angeführt. 
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Soviel im Allgemeinen. Ueber das erjte Bud,: Staatsredht- 
liches insbefondere, erlaube ich mir folgende Bemerfungen und 
Andeutungen. Die Dunfelheit und Berwirsung, welche fchon 
früher durch die. fo oft veränderte Verfaffung und Gefeßge- 
bung Franfreich8 erzeugt worden war, wurde durch die neue baye- 
rifhe Verfaffung noch fehr vermehrt. Es ift Tängft ein auf 
tiefgefühltes Beduͤrfniß gegriindeter Wunfch, daß fachfundige Män- 
ner ein rheinkayerifches Staatsrecht zu Stande bringen möchten, 
zumal da ein folches auf gefelichem Wege faum zu erwarten ift, 
und die Arbeit felbft zumdächft nur Sammlung und Ordnung des 
Stoffes beträfe. Allein ed mochte die nicht geringe Echwierigfeit 
zuruͤckſchrecken, welche hauptfächlich in der Loͤſung der Frage liegt, 
was ift geltend, was nicht? Könnte man fich begnügen, die Ber 
ſtimmungen aufzuftellen, welche durch fpAtere Gefege niht aus⸗ 
drücdlich aufgehoben worden, und die neuen hinzuzufügen; fo 
wäre die Sache nicht fo ſchwer. Dies ift jedech nur die geringere 
Hälfte der Arbeit; die Hauptfichwierigfeit liegt im Wechfel der 
Spyfteme und der dadurch entftandenen Nothwendigfeit, Manches 
als veraltet oder unanwendbar zu betrachten, was nicht ausdruͤck⸗ 
Lich aufgehoben worden; dagegen aber auc Anderes ald wieder⸗ 
auflebend anzufehen, was ausdruͤcklich oder ſtillſchweigend abges 
fchafft oder außer Uebung gefommen war. 

Die Aufgabe dieſes Buchs ift nicht, ein wiffenfchaftlicdy ges 
gliedertes rheinbayerifches Staatsrecht aufzuftellenz; wohl aber faßs 
lich geordnet in gefeglichem Tert alle noch geltenden, obwohl viels 
leicht nicht gültigen, DVerfügungen vorzutragen. Der Berfaffer 
darf nicht hoffen, diefe Aufgabe zu Aller Befriedigung zu loͤſen; 
die Billigen werden einem erften Verſuch, Licht in dieſes Chaos 
zu bringen, Gerechtigkeit widerfahren laſſen, und tuͤchtigere 
Maͤnner, ſo wuͤnſcht der Verfaſſer, werden ſich angeregt fuͤhlen, 
ber hochwichtigen Sache ihr Nachdenken zu widmen und feine Ar. 
beit recht bald durch eine gründlichere, in wiffenfchaftlicher Form, 
zu verdrängen. Hier in Kürze mein Verfahren und die Gruͤnde, 
welche mich dazu beſtimmten. 

In den erſten Jahren der Revolution erſchien bekanntlich eine 
Reihe von Geſetzen, wodurch der ganze Zuſtand der Dinge umges 
wandelt ward. Diefe bilden noch immer die Grundlage aller 
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nachgefolgten Gonftitutionen, Gejege und Einrichtungen. Die „Er⸗ 
klaͤrung der Rechte und Pflichten des Menfchen und Bürgers“ 
wurde mit der Gonftitution des Jahrs III in den vier fogenannten 
Rheindepartementen verkündet. Im Jahr VIII erfchien eine neue 
Gonftitution, welche die Konfularregierung aufftellte; im Jahr XII 
die, welche das erbliche Kaifertbum errichtete; dazwifchen das Gons- 
cordat und das organifche Gefeg vom 18. Germinal X, fomwie das 
Senatsconfult vom 16. Thermid. X; hierauf das Goncordat von 
1513 undim Jahr 1818 die neue bayerische Verfaſſung nebft Zugehör. 
Die übrigen frangdfifhen BVerfaffungs-Veränderungen wurden in 
Rheinbayern nicht publizirt und fönnen alfo bier übergangen werden. 

Der natürliche Gang nun fcheint auf dem erften Anblick der, daß 
man auf den Grundlagen der Revolutionsgefege mit den Materia- 
lien fortbaue, welche die fpAtern Verfaſſungen und Geſetze Tiefer: 
ten. Gleichwohl hab’ ich den umgekehrten Weg eingefchlagen, weil 
jener zu unendlichen Wiederholungen, zu neuen Dunfelheiten und 
Berwirrungen unausbleiblich führen würde. Entweder mußte man 
nemlich die Alteren und neuern Beftimmungen ganz mittheilen und 
dem Lefer überlaffen, das Gültige vom Ungültigen zu fcheiden, 
womit, abgefehben von der Weitläufigfeit, dem größern Theile des 
Publifums nicht gedient feyn würde, felbft wenn man die genaues 
fen Andeutungen zu jener Scheidung beifügen wollte. *) Oder wenn 
man von den Altern Beltimmungen nur das noch Gültige auf: 
führen wollte, würde eine beftändige Hinmweifung auf fpätere, die 
ber Lefer noch nicht fennt, nöthig feyn, was abermals nur zu Wies 
derbolungen und zur Verwirrung führen müßte. In beiden Källen 
hätte man auf einem fehr ungewiffen, ſchwankenden und vielfach 
zu beftreitenden Grunde gebaut. 

Das umgekehrte Verfahren hingegen, wobei man nemlich vom 
Neueſten, Unbeftrittenen, Gültigen ausgeht, und ruͤckwaͤrts das 
aufſucht und beifügt, was dadurch nicht umgeftoßen, oder, 
indem in der Zwifchenzeit eingefchlichene Befchränfungen wegfielen, 


*) Eür das Gefammtfudium der rbeinbayerifhen Verfaſſung ift aller- 
dings ein ſolches Berfabren das zweckmaͤßigſte, ja vielleicht allein richtige, weil 
das Spätere meiſt nur ım Frühern feine genauere Bedeutung und Zufammen;» 
bang findet. Wer ein rbeinbaverifhes Staatsrecht ausarbeiten wollte, dürfte 
vielleicht Beinen antern Weg einſchlagen als diefen. 


VIII 


neu in's Leben gerufen worden iſt, geſtattet, daß man von allem 
vorhandenen Stoff nur das Guͤltige, Brauchbare auswaͤhle und 
ſchicklich zuſammenſtelle, immer vom — „Bekannten zum Uns 
fihern, Unbefannten fortfchreitend. 

. Bei ber Frage nun, was ift gültig, was nicht? bin ich von 
folgenden Grundfägen ausgegangen : 

1) Alles was durch fpätere, unzweifelhaft gültige Verfügungen 
ausdrücklich oder ſtillſchweigend abgefchafft worden, bleibt 
weg. Unter ftillfchweigender Abfchaffung verftehe ich bier 
nur den Fall, wenn eine neue Verfügung an die Stelle einer 
Altern trat, ohne jene ausdrücklich aufzuheben. Daß hiebei 
ſchon große Vorfiht nöthig ift, ergiebt ſich von felbft. 
Desgleichen muß alles, einer frühern Ordnung oder Syftem 
Angehörige, welches mit dem fpätern unvereinbar ift, als 
weggefallen betrachtet werden, fofern es 
3) durch das neueſte Syſtem nicht wieder erweckt worden ift. 

Diefe beiden Grundfäge will ich durch Beifpiele Far machen. 

Mit der Einführung des Kaiſerthums zerfielen, oder empfins 

gen wenigftens einen andern Sinn, die Gefete, welche Haß 

gegen das Königthum, Unantaftbarfeit der republifanifchen 

Berfaffung u. f. w, ausfprachen, obgleich ſolche nicht aus— 

druͤcklich und auch nicht ftillfchweigend durch entgegengefeste 

Verfügungen abgefchafft worden, Diefe Gefete find auch 

durch die neuefte Ordnung der Dinge nicht wieder aufgelebt. 

Dagegen hatten die Gonjtitution des Sahrs VII und dazu 

gehörige, ſpaͤtere Gefete eine gewiffe Wahl in Beziehung auf 

die Departemental- und Gemeinde-Verwaltung vorgefchrieben, 
welche allmählig einfchlief. Mit der neuen bayerifchen Ver— 
faffung ward ein Gemeindsedift. publizirt, im Nheinfreis 
aber nicht angewendet, fondern die dortige Einrichtung beis 
behalten. Was war nun unter diefer Einrichtung zu verftehen, . 
die gefeßliche, außer Hebung gefommene, oder die ftillfchweis 
gend an ihre Stelle getretene? Die Regierung hat für 
jene entfchieden, und gewiß mit Recht: Die Willkuͤhr, welche 
fi) verfaffungswidrig eingefchlichen hatte, war mit dem 
neuen conftitutionellen Syſtem offenbar nicht mehr ver: 
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traͤglich. Allerdings befolgt man dieſen Grundfag nicht in 
allen Stüden, zumal wo 

4) Defrete des Kaifers in Mitte liegen, welche, obgleich vers 
faffungswidrig, als geltend betrachtet werden. Allerdings 
nehmen die frangdfifchen Gerichte, und aud die rheinbayeri- 
fchen, jene Defrete als gültig an, weil der franzöfifche Se— 
nat, dem die Erhaltung der Verfaſſung oblag, dazu fchwieg, 
die Minifter nicht zur Verantwortung zog, und die Defrete 
als Gefege gelten lief. Vom Senat ift dies begreiflich; 
nicht fo von Seiten der Gerichte. Sch muß mich begnügen, 
dies anzudeuten, denn bier ift der Drt nicht, eine fo ſchwie— 
rige, tiefgebende conftitutionnelle Frage zu erörtern; meine 
Anfgabe ift, das Geltende, wenn auch nicht immer Gültige, 
zufammenzuftellen: und fo bleibt mir nichts übrig, als bie 
Geſetze und Defrete zu geben, wie e8 denn bier 

5) überhaupt Grundfaß bei mir ift, lieber eine zweifelhafte 
Beitimmungmitzutheilen, als wegzulaffen. Sodann aber ergibt 
ſich aus dem erften, zweiten und dritten Grundſatz noch ber, 


6) daß alle gefetlichen Beftimmungen, welche weder ausdruͤcklich 
noch jtillfchweigend abgefchafft, noch durch das jett geltende 
Syſtem befeitigt find, aufgenommen und als fräftig betrach— 
tet werben müffen. Die franzöfifchen Gonftitutionen, felbft 
die vom Jahr III (die vorangegangene monardifchzconftitutios 
nelle von 1791 ift bei und nicht publizirt) betreffen nem— 
lih mehr die Geftalt des Staatölebend als den Inhalt, 
mebr die Form der Regierung und" Staatsgewalt ald die 
Rechte des Bürgers und des Volkes. Befonders gilt dies 
von der Gonftitution des Jahrs VII und jener des Jahrs 
X. Die vom Jahr VIII fchweigt von jener des Jahrs II, 
wie die des Jahrs XII von diefen beiden. Sind diefe da— 
durch ftillfchweigend aufgehoben? Mit nichten, fofern nicht 
neuere Beitimmungen an die Stelle der alten getreten find. 
So fagt z. B. die Gonftitution von VIII fein Wort von der 
Preßfreiheit; gleichwohl beftand fie, gemäß der Berfaffung 
vom Jahr II gefeslich fort. Die Gonftitution vom Jahr 
XII erneuerte fie: der Kaifer hob fie durch Defrete auf. Hätte 


die bayerifche Verfaffungs-Urfunde nicht die Preßfreiheit aus⸗ 
geſprochen, und bei uns auch nicht ausdruͤcklich abgeſchafft, 
ſo wuͤrde ſie, meiner Anſicht nach, jetzt von ſelbſt erwacht 
ſeyn, weil die Dekrete des Kaiſers die Verfaſſung nicht ums 
ſtoßen, böchftens faktifch außer Hebung feßen fonnten. Die 
faiferl. Defrete über Preſſe und Buchhandel fallen alfo weg. 
Aus allem diefem folgt nun 

In Bezug auf Rangordnung der Quellen des rheinbayeri- 
fchen Staatsrechts, daß die neue bayeriſche Verfaſſung famt 
Ediften und Beilagen, foweit folche dieſſeits publizirt find, 
obenan fteht und allen früheren derogirt, und daß eben jede, 
ältere Beftimmung nur infofern zur Anwendung fonmt, als 
die jüngeren fie in Kraft ließen. 
Dieß die Grundfäge, welche ich befolgt und hier zur belie- 

bigen Prüfung voran ftellen zu müfjen geglaubt habe. 
| Was fodann das Verhältniß Bayerns ald deutfchen Bundes- 
ftaates betrifft, fo find weder die Friedensfchlüffe, noch die Wie— 
ner Gongreßafte, wohl aber die Bundesafte felbit dieſſeits publi⸗ 
zirt. Ein vollſtaͤndiges rheinbayeriſches Staatsrecht koͤnnte jene 
Akten natuͤrlich nicht umgehn, in dieſem Werk aber kann nur eine 
Stelle finden, was in Rheinbayern geſetzlich verkuͤndet iſt, ſomit 
nur die Bundesafte. 

Daß ich die politifhen und Firchlihen Gemeinden und Anz 
ftalten vom ftaatsrechtlichen, nicht vom polizeilihen Gefichtspunft 
dargeftellt, ift eine Neuerung, die mir von großer Wichtige 
feit fcheint, aber faum einer Nechtfertigung bedürfen wird. Die 
Auffiht des Staates ift Feine polizeiliche, wofür fie biöher zum 
großen Nachteile jener Gemeinden und Anftalten angefehen und 
geibt wurde. Diefe Gemeinden find, wie alle Staatsbürger, der 
Polizeigemalt des Stanted unterworfen. Vermoͤge diefer aber 
fönnte ſich der Staat in die innere Angelegenheiten jener Gemein 
heiten nicht mifchen , fo wenig ald in das innere Hausweſen der 
Bürger. Das Verhältniß des Staats zu den Gemeinden in Be— 
ziehung auf das Innereift vielmehrein ſtaatsrech tlihes und zwar 
poſitiv ſtaatsrechtliches, d. h. es ergibt ſich faſt lediglich aus der 
wirklichen Verfaſſung eines jeden Staates, indem das allgemeine 
oder Vernunftſtaatsrecht nur wenige Grundzuͤge liefern kann. Von 
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diefem Gefichtspunfte aus aber erfcheinen die Beziehungen der 
Gemeinbeiten zum Staate in einem ganz andern Licht ald vom 
polizeilichen, und es ift wohl diefem letztern bAuptfächlich beizus 
meſſen, wenn die oberfte Aufficht des Staates in eine willführs 
lihe Guratel audgeartet war, wovon die neue bayerifche Verfafs 
fung wenigftens ihrem Geifte nach (Wiederbelebung der Gemeindes 
förper, und Scheidung deffen, was der Kirche und des Staates 
it) die politifchen und Firchlichen Gemeinden befreit willen will. Eine 
von diefem Gefichtspunft ausgehende Gefeßgebung und Verwaltung 
wird daher ganz andere Reſultate liefern als die vorliegenden find. 

Was fodann das zweite Buh: Gerihtsordnung, Rechts— 
pflege und gerichtliche Polizei betrifft, fo ift nur wenig zu 
bemerfen. Nichts würde leichter feyn, als von der heutigen Ge 
richtöverfaffung Rheinbayerns ein oberflählihes Bild zu 
entwerfen ; allein damit möchte Wenigen gedient feyn. Wer fid) 
genauer mit der Sache befannt machen will, muß die Grundlagen 
wohl ftudiren und den Gang der Entwidelung forgfältig beobach⸗ 
ten: fo wird ein treues Bild nicht nur vor den Augen entitehen, 
fondern das innerfte Leben der Gerichtd + Verfaffung Far werden, 
welches unter der Hand eined anatomifchen Mefferd entweicht. 
Für dieſen Zweck war ed nun eben nicht nothwendig, alle Älteren 
Geſetze, Defrete und Verfügungen wörtlich mitzutheilen; vielmehr 
würde dad Studium dadurch fehr erfchwert werden, noch abges 
feben von der unndtbigen Vertheuerung des Werks. ch begnuͤgte 
mich daber, die mwefentlichen Geſetze und Verordnungen der fran- 
zöjifchen Periode abdruden zu laffen, und die übrigen nur zu bes 
zeichnen, damit, wer Luft und Bedürfnig hat, fie nachfchlagen fönne. 
Die Gefeße und Beftimmungen der neuern Zeit aber find fämmts 
lich abgedruct, weil die Amts⸗ und Intelligenzblätter nicht mehr 
in Sedermannd Händen find. 

Aus den fünf Gefeßbüchern felbft hab’ ich hierbei und überall 
wur folhe Beſtimmungen aufgenommen, welche Gegenftände bes 
treffen, die in den Wirfungsfreis der LofalsBerwaltungsbeamten 
einfhlagen, wie Givilftand, Geſchwornen, Gefängnig u. ſ. w. 

Die ſchwierige Frage der Gompetenz, gegenüber der VBerwals 
tung, ift im erften Buche behandelt. 

Uebrigens will ich gern befennen, daß ich dieſes zweite Buch 
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nur mit großer Schuͤchternheit dem Publikum uͤbergebe, weil ich 
mir bei weitem nicht die erforderliche Selbſterfahrung in allen 
Theilen des Juſtizfaches zutraue, um den Gegenſtand zu Aller Zu: 
friedenheit darzuftellen. Billige werden jedoch, wie ich boffe, 
meinen Bemühungen Gerechtigfeit widerfahren Iaffen, und bie 
große Schwierigfeit, die ich zu überwinden hatte, in Anfchlag bringen. 

Ueber die Gegenftände und Eintheilung der nun folgenden 
innern Verwaltung hat man allenthalben noch fehr verwirrte Be- 
griffe und Anfichten. Sch habe gefucht, Klarheit hineinzubringen 
und die Gegenftände nad). feiten Prinzipien zu fcheiden, was be— 
fonders in Anfehung jener Gegenitände wichtig fcheint, die im 4. 
Bud als Volfswirthfchaft vorgetragen find, und von diefem Ge— 
fihtspunft ganz anders erfcheinen, eine ganz andere Behandlung 
in Auſpruch nehmen, als ihnen gewöhnlich zu Theil wird. Wie 
fehr verfchieden z. B. ftellen fi das Münz und Poſtweſen, Zoll 
und Mauth dar, je nachdem man fie ald Landesanftalten zur Be: 
förderung der Volkswirthſchaft, oder ald Finanzmittel betrachtet! Sch 
fonnfe damit allerdings die Gefete nicht Ändern, ich fonnte nicht 
hindern, daß manche derfelben mehr vom finanziellen als vom volks— 
‚ wirtbfchaftlihen Intereſſe ausgehen; aber 'ed fünnte wenigftene 
aufmerffam machen, zur Berichtigung fchiefer Anfichten beitragen 
und auf eine zwednäßige Auslegung und Anwendung der gefeß- 
lichen Beftimmungen hinwirken. 

Die während des Druckes erfcheinenden Gefege und Verord— 
nungen werden unter den betreffenden Nubrifen noch eingereiht, 
oder am Ende nachgetragen. Die Bejiger dieſes Handbuchs duͤr— 
fen dann nur zu jedem Band oder Abfchnitt einen oder mehrere 
Bogen weifes Papier heften laffen, damit fie fich die Fünftig er- 
fcheinenden vormerken Fönnen. 

Uebrigens ift e8 jegt nicht nur möglich, fondern fehr wahr: 
ſcheinlich, daß mir. manche gefeßliche Beftimmung oder fonftige 
Verfügung entgangen ift, Gebe Berichtigung oder Ergänzung 
werde ich nur mit großem Danf empfangen. 

Zweibrüden, im Dezember 1830. 
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Erſtes Bud. 
Staat: red cd. 





Erfier Abſchnitt. 
Verfaſſungsgeſetze. 


Mi Bezug auf die ausführliche Einleitung zu diefem ganzen 
Werke, insbefondere auf das, was dort über Anordnung, Rang⸗ 
folge und Auslegung der Berfaffungsgefeße gefagt ift, fchreit’ ich 
fofort zur Darftellung diefer Gefege felbft, wovon alles, was nicht 
ganz unzweifelhaft befeitigt ift, mitgetheilt werden fol. 

Durch die Parifer Friedensfchlüffe von 1814 und 1815 wurde 
das Land, welches den jetigen bayerifchen Rheinkreis bildet, von 
Frankreich an Deutfchland zurückgegeben, und hierauf durch nach⸗ 
ftehende Urkunde vom 30, April 1816 (Amtsbl. ©. 1), in Folge der 


mit Deftreich gefchloffenen Verträge, von Bayern in Befit genommen. 

„Da in Folge eines zwifhen Uns und Seiner Majeftät dem Kaiſer von 
Defterreich abgefchloffenen Vertrages folgende Gebietstheile auf dem linken Rhein: 
ufer: old von dem Departemente des Donnersberg die Kreife 
Zweibrüden, Kaiferslautern und Speier, legterer jedodh mit Ausnahme der 
Eantone Worms und Vfeddersheim, ferner der Canton Kirdhheimboland von 
dem Kreife Alzei; — von dem Saar-Departemente die Cantone Wald: 
mohr, BliesPaftel und Kufel, diefer legtere jedoch mit Ausnahme einiger Orte 
auf der Straße von St. Wendel nah Baumbolder, wofür eine Vergütung 
durd eine im inverftändniffe mit den zu Frankfurt verfammelten Bevollmaͤch⸗ 
tigten der verbündeten Höfe feftiufegende Territorial» Ausgleihung erfolgen 
wird; — von dem Departemente des Niederrheins ber Canton, 
die Stadt und die Feftung Landau, diefe legtere ald Bundesfeftung nad den 
Bekimmungen vom 3. November 1815, ferner die Cantone Bergzabern, ans 
gentandel und der ganze Theil des Departements vom Niederrhein, welchen 
Frankreich auf dem linken Ufer der Lauter in Gemäsheit des Parifer Vertrages 
tom 20. November 1815 abgetreten hat, mit allen Eigenthums- und Souve⸗ 
rinitäts Rechten dem Königreiche Bayern und Unſerm Haufe überwie- 
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fen worden und demfelben auf ewige Zeiten zugebören follen: fo haben Wir 
nunmehr beihloffen, von diefen Landen, allen deren Orten, Zugebörungen 
und Zuftändigkeiten Befig nehmen zu laffen, und Unfere Regierung darin ans 
zutreten. Indem Wir biermit diefes thun, verfeben Wir Uns zu fämmtlichen 
Einwohnern diefer Lande, insbefondere der Geiftlichkeit, dem Adel, den Civil; 
und Mititärbedienten, Magiftraten, Ginfaffen, und überhaupt einem Jeden, 
weſſen Standes und Würde er feyn möge, daß er ſich Unſerer Regierung Uns 
terwerfen, und die ihm nunmehr gegen Uns, als feinen rechtmäßigen König 
und Landesherrn obliegenden Pflichten willig übernehmen , und getreu erfüllen, 
Uns alfo hiernach vollfommenen Geborfam, Unterthänigfeit und Treue ermweijen 
werde. Wir werden dagegen fie fammtlih in Unfern Schuß zu nehmen und 
ihrer Wohlfahrt Unfere ganze landesväterlihe Vorſorge, eben fo wie jener Un— 
ferer übrigen Unterthanen, zu widmen nicht entſtehen. 

Die oberfte Leitung der Beſitznahme obengedahter Lande und ihrer Ber: 
waltung übertragen Wir Unferm wirklichen geheimen Rathe, Großkreuz des 
Derdienftordens der Bayerifhen Krone, Franz Zaver von Zwackh, als 
Unferm Hoffommifjäar, und erwarten von fammtlichen Unterthanen, daß fie 
allen von demfelben in lnferem Namen zu treffenden Anordnungen und Ein: 
richtungen Folge leiften werden. Wir fegen dabei feit: daß fämmtlihe Staats- 
diener und Beamte vor der Hand fich der thaͤtigen Fortfeßung der ihnen zuge— 
wiefenen Berrichtungen nad dem bisherigen Gefhaftsgange proviforifh in der 
Art widmen, daß fie den öffentlichen Dienft in allen Zweigen fihern, dad Wohl 
der Unterthanen ununterbrochen beforgen, und Unſers fernern Bertrauend 
würdig bleiben, 

Zu Urkunde deffen haben Wir gegenmwärtiges Patent Allerhoͤchſt-Eigenhändig 
vollzogen, und Unfer Pönigliched Inſiegel beidruden laffen. 


Zugleich erfhhien von Seite des k. Hoffommiffärd am 1. Mai 
1816 (Amtsbl. ©. 17) folgende Erflärung: 

„Aus Spezialvollmaht Seiner Majeftät des Königs, meines allergnäbigften 
Herrn, erfläre ich hiemit, daß in dem an dıe Krone Bayern gefallenen, heute 
"in Bell genommenen Gebiete am linfen Rheinufer die früher beftandenen, durch 
die Geſetze bereits abgeſchafften Zehnten, und Feudalrechte nie mehr zurückge— 
führt werden, fondern für immer und unwiederbringlid abgefhafft bleiben 
ſollen. 

Aus gleicher Vollmacht erklaͤre ich hiemit, daß es die allerhoͤchſte Abſicht 
Seiner Majeſtaͤt des Koͤnigs ſey, das Eigenthum der geſetzmaͤßig erworbenen 
Guͤter, welch' immer einer Art zu beſchützen. 

Indem ich dieſe väterliche Geſinnungen Seiner Majeſtaͤt zur allgemeinen 
Kenntniß bringe, mache ich hiemit zur Entfernung aller beunruhigenden Ge— 
rüchte befannt, daß die gleiche Beſteuerung aller Güter bereits im Koͤnigreiche 
Bayern gefeglich eingeführter Grundfag ſey.“ 


Der dieſſeits allein publizirte Vertrag zwifchen Babern und 
Deftreich ift vom 14, April 1816. (Amtsbl. ©, 146) und lautet alfo: 
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„Art, 1.. Seine Majeftät der König von Bayern für Sih, Ihre Erben 
und Nachfolger, treten wieder ab und überlaffen zu vollem Eigenthume jund 
voller Souveränität an Seine Majeftät den Kaifer von Deftreih, fo wie an 
Defien Erben und Nachfolger : die Theile des Hausrudviertels und das Innu— 
viertel, wie folhe im Jahre 1809 von Deftreich abgetreten worden ; daß tiroliſche 
Amt Bild; und das Herzogthum Sahburg, wie folhed im Jahre 1809 von 
Deftreih abgetreten worden; 

Bon gegenwärtiger Ruͤckgabe find ausgenommen, die Landgerichte Waging, 
Tittmanning, Teifendorf und Laufen, fo weit diefelben auf dem rechten Ufer 
der Salzach und Saal gelegen find. 

Diefe Bezirfe mit ihren Zubehörungen und Dependenzien follen der Krone 
Bayern mit vollem Eigenthume und voller Souveränität verbleiben. 

Art 2. Gegen diefe Abtretung treten Seine Wrajeftät der Kaiſer von Deft- 
reih für Sich, Ihre Erben und Nachfolger an des Königs von BayernzMajeftät, 
an Defien Erben und Nachfolger, zu vollem Gigentyume und voller Souverä: 
nität, ab: 


A. Aufdem linfen Rheinufer 
im Departement des Donneröberges: 


1) Die Bezirfe von Zweibrüdten, Raiferslautern und Speier; legtern mit 
Ausnahme der’Kantone Worms und Pfeddersheim ; 
2) den Kanton Kirchheim» Bolanden, im Bezirke von Alzei; 


in dem Saar » Departement: 


3) die Kantone Waldmohr, Bliedfaftel und Kufel, legteren mit Ausnahme 
einiger Orte auf der Straße von St. Wendel nad) Baumholder, welche durch 
eine weitere im Ginverftändniffe mit den zu Frankfurt verfammelten Bevoll: 
mädtigten der verbündeten Mächte zu berichtigende Gebiets» Ausgleihung kom— 
penfirt werten follen; 


in dem Departement Niederrhein: 


4) Kanton, Stadt und Feftung Landau, diefe letztere ald Bundesfeftung in 
Gemäßheit der Beflimmungen vom 3. November 1815; 

5) die Kantone Bergjabern, Langenfandel, und den ganzen Antheil des 
Departements Niederrhein am linken Zauterufer, welcher in dem Parifer Trac: 
tate vom 20. November 1815 von Frankreich abgetreten worden ift. 

Diefe Lande werden von Seiner Majeftät dem Könige von Bayern ohne 
andere Laſten und Hypotheken als diejenigen, welche während der öftreichifchen 
Berwaltung darauf bafteten, befeifen werden. 


B. Auf dem rechten Rheinufer: 


1) Die vormaligen Fuldiſchen Aemter Hammelburg, mit Tulba und Salek, 
Brüdenau mit Motten, Weyhers mit Ausnahme der Dörfer Melters und Hat: 
tenroth, fo wie denjenigen Theil des Amtes Biberftein, welcher die Orte Batten, 
Brand, Dietged, Findlos, Leibhart, Melperz', Oberbernhardt mit Steinbach, 
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Seiferz und Thaiden begreifet; alle benannte Diftricte wie folhe von Seiner 
kaiſerlich⸗koͤniglich⸗ apoſtoliſchen Majeltät befeflen worden. 


2) Das vom bayerifhen Gebiet umgebene oͤſtreichiſche Amt Redwitz. 


Art, 3. Seine Majeftät der Kaifer von Deftreich verpflichten Sich für Sich, 
und im Einverftändniffe mit Ihren hohen DBerbündeten, Sich unausgefegt und 
mit allen Kräften dahin zu verwenden, um Seiner Majeftät dem Könige von 
Bayern 


von Geiten Seiner Pöniglihen Hoheit 
des Großherzogd von Hefien, 
die unbefchranfte Abtretung der Aemter Alzenau, Miltenberg, Amorbah und 
Heubach, 


von Seiten Seiner koͤniglichen Hoheit 
des Großherzogs von Baden: 
einen Theil des Amtes Wertheim, nach den zu Paris am 3. November 1815 
feſtgeſetzten Beſtimmungen, zu verfcaffen. 


Art. 4. Da die Contiguitaͤt (Zufammenhang) der von Bayern im Austauſch 
gegen die obengenannten Wiederabtretungen zu machenden Ermwerbungen im 
Rieder Vertrage ftipulirt ift, fo wird von Seiner Majeftät dem Kaifer von 
Deftreihh das Recht Seiner Majeftät ded Königs von Bayern auf eine Ent: 
fhadigung für den Abftand von dem Grundfage der Gontiguität anerkannt. 


Diefe Entfhäadigung wird in Frankfurt zu derſelben Zeit und auf dieſelbe 
Weiſe beſtimmt werden, wie die andern deutſchen Territorial-Ausgleichungen. 


Zu dieſem Ende verpflichten Sich Seine Majeſtaͤt der Kaiſer von Oeſtreich 
gegen Seine Majeftät den König von Bayern zu einem mit beiderſeitiger Ein— 
willigung feftgefesten Schadenerfaß, bis zum Zeitpunfte des in Kraft tretenden 
Refultates der Frankfurter Unterhandlung, und bis Bayern in den Beſitz der 
Entfhadigung für das Entfagen auf die Contiguität wird gefeßt werden Pönnen, 


Art. 5. Es foll eine direkte Verbindung zwiſchen den Befigungen Seiner 
Majeftät des Königs von Bayern am Main, und denen auf dem linfen Rhein: 
ufer Statt finden, welche im Einverftändniffe mit den betreffenden Regierungen 
feftgefegt werden foll. | 


Seine Föniglihe Hoheit der Großherzog von Baden wird eingeladen wer: 
den, den nöthigen Anordnungen zum Behuf diefer durch feine Staaten gehenden 
Militärftraße beizutreten. 

Art. 6. Seine Majeftät der König von Bayern follen von der zur Berftär: 
fung ded Bertheidigungs» Syftemed von Deutſchland beftimmten franzöfifchen 
Kriegs:Contribution nah der am 3. November 1815 zu Paris gemadten Ber: 
theilung eine Summe von 15 Millionen Franken erhalten. 

Art. 7. Seine Majeftät der Kaifer von Oeſtreich verpflichtet Sih für 
Sich, Ihre Erben und Nachfolger, Seiner Majeftät dem Stönige von Bayern 
und defien Erben und Nachfolgern eine Quantität Salz , die nicht zweimalhun— 
derttaufend Zentner überfteigen darf, zum Erzeugungspreife zu überlaffen. Der 
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Preis, mit Inbegriff der Berpadungsfoften, foll zwifhen den beiden hoben con» 
trabırenden Maͤchten, von zehn zu zehn Fahren, nah dem mittlern Mapftabe 
des wahren Erjeugungspreifes der zehn leutverfloffenen Jahre feſtgeſetzt werden, 
weiber Mittelpreis für die folgenden zehn Jahre zur Richtſchnur dienen wird. 

Die Ausfuhr von diefem Salze, welches in feinem Falle und auf Reinerlei 
Beife in den Staaten Seiner Raiferlih-Pöniglich:apoftolifhen Majeftät verkauft 
werden kann, foll von jeder Ausgangs:, Tranfit» oder andern Abgabe frei feyn. 


Art. 8. Seine Majeftät der König von Bayern verſprechen und verpflidh- 
ten Sich Ibrerſeits für Sih, Ihre Erben und Nachfolger, den abgabefreien 
Tranfit auf der Straße, die aus Tirol dur Ihre Staaten — Bregenz führt, 
für Sal; und ©etreide zu geftatten. 


Um zu verhüten, daß die Freiheit diefes Tranfit# dem Handel, oder. den 
Territorial » und Gouveränitäts:-Rehten von Bayern zum Nachtheil gereiche, 
wird die in Gemäßheit des Art. 20 des gegenwärtigen Tractats zu ernennende 
Eommiffion die Formalitäten und die zur DBermeidung jedes Unterfchleifs in 
Biefer Hinſicht erforderlihen Borfihtsmaßregeln feitfegen. 

Art. 9. In Anfebung der Schiffahrt auf den Flüffen, welche durch die 
Staaten beider Souveräne fließen, oder deren Grenzen ausmahen, werden 
von beiden Geiten die Stipulationen des Teſchner Friedens beibehalten, und 
anf die Salzach und die Saal, in foweit fie die beiden Staaten trennen, aus» 
gedehnt, bis man die von dem Wiener Eongreffe feftgefegten allgemeinen Grund» 
füge bierauf wird anwenden Bönnen. 


Art. 10. In Anfehung der Schulden, weldhe auf den durch gegenwärtigen 
Tractat gegenfeitig abgetretenen Ländern bypothezirt find, foll ſowohl die Zeit, 
in der fie contrabirt worden, ald das Datum der Protocolle von Wien und 
Paris, oder an anderer officieller Aßte, welche von einer oder von anderer Seite 
Die Abtretung ftipulirt haben, zur Richtſchnur dienen, dergeftalt, daß alle vor 
dem Datum foldyer Urkunden contrahirten Schulden dem neuen, und alle fpäter 
contrabirten dem ehemaligen Befiger zur Lat fallen. 


Um die Anwendung diefer Anordnung nod genauer zu beftimmen , wird 
feftgeiegt: 
1) Das Datum des 23. Aprils 1815 für die Theile des Hausrudviertels, des 
Innvierteld und den Theil von Salzburg, deren Abtretung an dem naͤm⸗ 
lien Tage in Wien beihlofien wurde. 


2) Für den Reſt von Salzburg, der nicht in der Abtretung vom 23. April 
1815 einbegriffen ift, wird der 24. Januar 1816 feſtgeſetzt. 

3 Für die andern Abtretungen endlih auf dem rechten und linken Rhein» 
ufer, die zu Wien am 23. April, und zu Paris am 3. November 1815 
bef&hlofien worden, wird man fi nad diefen beiden Daten richten. 

Die Peniionen, Rubeftands » Gehalte und Befoldungen, die von der Ndmi: 
zitration der gegenfeitig abgetretenen Lande berrübren, bleiben dem neuen 
Seiser jur Lak. 
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Art, 11. Alle Verkaͤufe und ſonſtigen Veraͤußerungen von Staats » Domä- 
nen, weldye vor den im vorhergehenden Artikel feftgefegten Zeitpunkten in den 
gegenfeitig abgetretenen Landen vorgenommen worden feyn Fönnten, werden 
anerkannt. Dagegen werden alle diejenigen, welche nachher Statt gefunden 
baden, als null und nicht gefhehen betrachtet. Könnte jedoch eine folhe Ders 
Außerung nicht zuruͤckgenommen werden, obne die Anfprüce der Privatperfonen, 
welche fie titulo oneroso gefeglicy erworben haben, zu verlegen, fo verpflich⸗ 
ten fi) die hoben Fontrahirenden Theile, für diefen Hall über den Ertrag der 
Beräußerung fi miteinander zu berechnen. 


Art. 12. Sämmtlihe Archive, Karten, Plane und Urkunden, welde den 
beiderfeitig abgetretenen und ausgetaufchten Rändern zugehören, oder auf deren 
Verwaltung Bezug haben, follen zugleich mit den Territorien, oder wenn dies 
im Augenblide nicht möglich wäre, fpäteltend drei Monate nach der Befignahme 
getreulich überliefert und ausgehändigt werden. 


Art. 13. Die zwiſchen beiden Staaten über die Freizügigkeit beftehenden 
Verträge bleiben in Kraft, und werden auf fämmtliche beiderfeitige Befigungen 
ausgedehnt. 

Art. 14. Binnen Tahresfrift, vom Tage der Ratification am gerechnet, 
follen die Militär-Perfonen, welche aus den abgetretenen Rändern gebürtig find, 
oder aus andern, die Kraft gegenwärtigen Bertrags unter die Herrſchaft einer 
der beiden Mächte kommen, ihren reipectiven Gouveränen zur Dispofition über: 

„geben werden. Man ift jedoch übereingefommen , daß. ed den Offizieren und 
Soldaten freiftehen folle, in Dienfte des einen oder des andern Staates zu blei- 
ben, obne daß-fie darüber auf irgend eine Weife könnten beunrubiget werden. 


Art. 15. Den Privatperfonen jegliher Klaſſe, fo wie allen und jeden oͤf— 
fentliben Anftalten und milden Stiftungen foll der freie Genuß ihres liegenden 
und beweglichen Eigentums, welche fi im Gebiete ded einen oder andern der 
boben Eontrahirenden Theile befindet, ohne Ausnahme oder Hinderniß geftattet 
bleiben. 

Den Familien oder Individuen, welche auszuwandern wünfchen, foll diefes 
frei ftehen, und ihnen ein Zeitraum von ſechs Jahren bewilligt werden, um 
ihre Güter verkaufen, und den Werth derfelben mit ſich führen zu Pönnen, ohne 
dafür eine Abgabe zu entrichten, oder irgend einem Abzuge unterworfen zu ſeyn. 


Art. 16. Am 1. Mai des gegenwärtigen Jahres werden bie hoben contra= 
birenden Theile alle Pläge, Feftungen, Städte und Gebiete, die ihnen durd den 
gegenwärtigen Bertrag zufallen, in Befig nehmen laffen. 

Art 17. Es foll der bayeriihen Regierung verftattet feyn, alle Artillerie 
und WMunitions:Gegenftände, womit fie Salzburg verfehen hatte, binnen drei 
Monaten, vom Tage der Ratification des gegenwärtigen Vertrags an, aus 
diefem Plage herauszuziehen. | 

Art. 18. Eben fo wird der bayerifchen Regierung, ein Zeitraum von acht 
Monaten, vom Tage der Ratification des gegenwärtigen Vertrags an, zugeftans 
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den, um die Vorraͤthe von Salz, Bergwerköproducten, Erzeugniſſen ihrer Hüt⸗ 
tenwerfe, und fonftige Vorraͤthe jeder Art nach vorhergegangener Berifizirung 
durch die im Art. 20. bezeichnete Commiſſion, zu verkaufen, oder * von allen 
Gebühren, Zoͤllen oder Abzugs⸗Geldern auszuführen. 


Art, 19. Da die alten Grenzen, die Salzburg von Berchtolsgaden, welches 
bei der Krone Bayern verbleibt, und vom Landgerichte Reichenhall trennen, 
in mehreren Punkten ftreitig find, fo find die beiden hoben contrabirenden Theile 
übereingefommen, fobald es die Jahreszeit erlauben wird, eine gemiſchte Com» 
miffton dahin abzuſchicken, um folche auf eine Weife, welhe alle Streitigkeiten 
für immer abfchneide, definitiv feftzufegen. 

Art, 20. Außerdem wird unverzüglich eine von beiden Seiten aus einer 
sleihen Zahl von Mitgliedern zufammengefegte Special-Commiſſion ernannt 
werden, welche den Auftrag erhält, alle Forderungen zu liquidiren und zu 
berihtigen, welche aus der gegenfeitigen Uebergabe etwa entftehen dürften. 


Dieje Commiſſion wird fih in Salzburg verfammeln, und ihre Arbeiten in 
Zeit von ſechs Monaten beendigen. 


Art. 21. Alles, was die ehemaligen Zugeftändniffe wegen Benukung der 
Saalforfte betrifft, welche feit Sahrhunderten zum Bedarf der Reichenhaller 
Salzwerke angewiefen waren, foll von der in Gemäßheit des Artikels 20 des 
gegenwärtigen Vertrags ernannten Commilfion angeordnet werden. Diefe Com: 
mifion wird die Verträge zwiſchen der bayerifchen Regierung und den Fürften 
Erzbifhöfen von Salzburg dabei als Grundlage annehmen, jedoh mit Rüdficht 
auf die gegenfeitigen Bedürfniffe der beiden Staaten. 


Art, 22, Die bayeriihe Regierung foll befugt ſeyn, fämmtliche im verfloß 
ſenen Jahre im ganzen Thale der Ober: Saai zum Bedarf ihrer Bergwerke ge 
fällten Holzvorraͤthe, ohne Erlage von Zöllen oder andern Gebühren, fortfchaffen 
und flößen zu laffen. Die Größe und Befhaffenheit dieſer Holzvorräthe foll von 
der nah dem Artikel 20 zu ernennenden Kommiffion erhoben werden. 

Art. 23. Seine Majeftät der König von Bayern entfagen für Sich, Ihre 
Erben und Nachfolger, allen Rechten und Anfprüchen auf die Staaten, Ränder, 
Domänen und Befigungen, welche Kraft gegenwärtigen Vertrags Seiner Ma: 
tät dem Kaifer von Deftreich zugebören; 

und Seine Majeftät der Kaifer von Oeſtreich entfagen für Sih, Ihre 
Erben und Nachfolger, allen Rechten und Anfprühen auf die Staaten, Länder, 
Domänen und Befigungen, welche Kraft gegenwärtigen Vertrags Seiner Ma: 
jeRät dem Könige von Bayern gehören. 


Art. 24. Die vertragsmäßig ausgetaufhten und garantirten Gebietätheile 
tollen mit allen Einfünften und Sefällen vom Tage der Befignahme, am ihre 
neuen Beſitzer übergehen. 

Art. B. Seine Majeſtaͤt der Kaiſer von Oeſtreich garantiren Seiner Ma— 
Mät dem Koͤnige von Bayern den freien und friedlichen Genuß, fo wie die 
vdolle und uneingefchränfte Souveränität aller Staaten, Städte, Feftungen und 
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Domaͤnen, welche Derſelbe dermal beſitzt, oder die ihm a gegenwärtigen 
Vertrags zufallen ſollen. 

Die beiden hohen contrahirenden Theile werden die — Hoͤfe von 
Petersburg, London und Berlin einladen, die naͤmliche Garantie zu uͤbernehmen, 
und dem Vertrage vom heutigen Tage beizutreten. 

Art. 26. Gegenwaͤrtiger Tractat ſoll ratifizirt und die Ratificationen ſollen 
zu Muͤnchen in Zeit von vierzehn Tagen, oder wo moͤglich fruͤher ausgewechſelt 
werden. 

Zu Urkunde deſſen haben ihn die beiderſeitigen Bevollmächtigten unterzeich⸗ 
net, und demſelben ihre Inſiegel beigedruckt ıc. ꝛc.“ 


Die deutſche Bundesakte vom 18. Juni 1815 wurde im 
Nheinfreis durch k. Erflärung vom 18. Juni 1815 (Amtsbl. 1817, 
©. 329) verkündet, wie folgt: 


Wir Marimilian Joſeph, von Gottes Gnaden König 

von Bayern ıc. 

„Haben von dem durdy Unfern und die übrigen Bevollmächtigten der ſouve⸗ 
ränen Fürften und freien Städte Deutfchlands in Gemäßheit des 6. Artifels 
ded Parifer Friedens vom 30. Mai 1814 auf dem Eongrefie in Wien verhan- 
deiten und am 8. Juni 1815 allda abgefchloffenen und unterzeichneten Bundes: 
vertrage Einfiht genommen, welcher wörtlid lautet, wie folgt: 


m Namen der allerbeiligften und untheilbaren Dreis - 
einigfeit! 

Die fouveränen Fürften und freien Städte Deutfchlands, den gemeinfamen 
Wunſch hegend, den 6. Artikel des Parifer Friedens vom 30. Mai 1814 in 
Erfüllung zu fegen, und von den Bortheilen überzeugt, welche aus ihrer feiten 
und dauerhaften Berbindung für die Sicherheit und Unabhängigkeit Deutfchlands, 
und die Ruhe und das Gleichgewicht Europa’3 hervorgehen würden, find über: 
eingefommen, ſich zu einem beftändigen Bunde zu vereinigen, und baben zu 
diefem Behuf Ihre Gefandten und Abgeordneten am Congreſſe in Wien mit 
Vollmachten verſehen, namlich: 

Hier folgen die Namen der Geſandten und Abgeordneten. 

In Gemäßbeit dieſes Beſchluſſes haben die vorſtehenden Bevollmächtigten, 
nach geſchehener Auswechslung Ihrer richtig befundenen Vollmachten, folgende 
Artikel verabredet: 


Allgemeine Beſtimmungen. 


Art. 1. Die ſouveraͤnen Fürſten und freien Staͤdte Deutſchlands, mit Ein— 
ſchluß Ihrer Majeſtaͤten des Kaiſers von Oeſterreich, und der Könige von 
Preußen, von Daͤnemark und der Niederlande, und zwar 

der Kaiſer von Oeſterreich, 
der Koͤnig von Preußen, 
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beide für ihre gefammten vormals zum deutfhen Reiche gehörigen Befigungen, 
der König von Dänemark für Holftein, 
der König der Niederlande für das Großherzogthum Luxemburg, 
tereinigen fidy zu einem beftändigen Bunde, welcher der deutihe Bund heißen foll. 

Art. 2. Der Zweck desjelben ift Erhaltung der außern und innern Sicher» 
beit Deutſchlands, und der Unabhängigkeit und Unverlegbarfeit der einzelnen 
deutſchen Staaten. 

Art. 3. Ale Bundesglieder haben als ſolche gleiche Rechte, fie verpflichten 
ſch alle gleihmäßig, die Bundesakte unverbrüchlich zu halten. 

Urt. 4. Die Angelegenheiten des Bundes werden durch die Bundesver- 
ſammlung beforgt, in welcher alle Glieder derfelben durd ihre Bevollmaͤch⸗ 
tigte tdeils einzelne, theild. Sefammtftimmen folgendermaßen, jedoch unbefchadet 
idres Kanges, führen: 

1) Oeferreid . . 1 Stimme.j1i3) Braunfhmeig se 


2) Preußen u Ad „ Nafu. . 1 Stimme. 
3) Bayern a De PR 14) EEE 
4 Sadien 1 FD) und? Medlenburg» 
5) Han novr . 1» Strelig . 1» 
6 Bürtemtrg - . 1» 159 Holftein.Dldenburg, An- 
N) Baden. .. 01 » halt und Schwarzburg 1 „ 
8) Kurbeln . 1» + 16) Hobengollern, Fichten 
9) Broßberjogthum Heffen 1 ff) fein, Reuß, Schaum» 
10) Danemarf wegen Hol: burg⸗Lippe, Lippe und 
Kein . . ı * Waldeck. 1 „ 


11) Niederlande wegen des 
Großberjogthums"Lus 
semburg . 3 „ 

12 Die großberjoglidh und 
berzoglich ſaͤchſiſchen ee Pa 
Häaufer . . 1 » Totale 17 Stimmen. 
Art. 5. — bat bei der Bundesverſammlung den Vorſitz; jedes 

Bundesglied ift befugt, Borfchläge zu machen, und in Bortrag zu bringen, 

und der Borfigende iſt verpflichtet, folhe in einer zu beftimmenden Zeitfrift 

ber Berathung zu übergeben. 

Art. 6. Wo es auf Abfaffung und Abänderung von Grundgefeken des 
Bundes, auf Beſchlüſſe, welche die Bundesafte ſelbſt betreffen, auf organiſche 
Bundeseinrihtungen und auf gemeinnügige Anordnungen fonftiger Art antommt, 
bidet ih die Derfammlung zu einem Plenum, wobei jedoh mit Rüͤckſicht auf 
die Verſchie denheit der Größe der einzelnen Bundesitaaten, folgende Berechnung 
und Bertpeilung der Stimmen verabredet ift: 


1) Oeſterreich erhält 4 Stimmen.| 5) Hannover 4 

2 dreußen4 6) Würtemberg . A » 
3 
3 


17) Die freien Städte Fürs 
bed, Frankfurt, Bre- 
men und Hamburg 1 PR 


2» Sachſen ; . 4 7) Baden — 
Burn . . 4 * 8) Kurheſſen. 
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9) Großherzogthum Heſſen 3 Stimmen. |25) Schwarzburg · Sonders⸗ 
10) Holſtein 0. er bauen... 1 
NEE Zu ” 27) Hohenzollern: Hechingen 1 
12) Braunfmiig . 2» |29 Lichtenftein 1 
13) Medlenburg- Schwerin 2 F 29) Hohenzollern: Sigma: 
. 14) Naflau j z 2 ” rıngen . . . 


; 30) Walde a 
15) Sakfen: Weimar 1 — — 

0 4 Sa . 31) Reug älterer Linie 
1 
1 


32) jüngerer Linie 
17) „ Coburg. „ * 
19) „Meiningen = — 
199 „Sildburghauſen 1 ——— 
20) Mecklenburg⸗Strelitz 1 u 35) Die freie — — 
21) Holſtein⸗Oldenburg 1 * * 2 ” ._ 
22) Anhalt:Defau . 1 3 „on — 
23) „ Bernburg. 1 Mr a g ” 


24) „ Cothen 1 ” Totale 69 Stimmen. 

Ob ten mediatifirten vormaligen Reichsſtaͤnden aud einige Kuriatftimmen _ 
in Pleno zugeftanden werden follen, wird die Bundesverfammlung bei der Be— 
rathung der organiihen Bundesgejege in Erwägung nebmen. 

Art, 7. In wie fern ein Gegenſtand nah obiger Beftimmung für das 
Plenum geeignet fey, wird in der engern VBerfammlung durh Stimmenmehrheit 
entfcieden. 

Die der Entfheidung des Pleni zu unterziehenden Befhlußentwürfe werden 
in der engern Berfammlung vorbereitet, und bis zur Annahme oder Verwerſung 
zur Reife gebracht. 

Sowohl in der engern Berfammlung ale in Pleno werden die Befchlüffe 
nad der Mehrheit der Stimmen gefaßt, jedoch in der Art, daß in der erjtern 
die abfolute, in legterer aber nur eine auf zwei Drittheilen der Abftimmung 
berubende Mehrheit entfcheidet. 

Bei Stimmengleichheit in der engern Berfammlung fteht dem Vorſitzenden 
die Entfcheidung zu. Wo es aber auf Annahme oder Abänderung der Grund 
gefeße, auf organifhe Bundeseinrichtungen, auf jura singulorum oder Reli: 
gionsangelegenheiten ankommt, Pann weder in der engern Berfammlung, nody 
im Pleno ein Beſchluß dur Stimmenmehrheit gefaßt werden. 

Die Bundesverfammlung ift beftändig, hat aber die Befugniß, wenn die 
ihrer Berathung unterzogenen Gegenftände erledigt: find, auf eine beftimmte 
Zeit, jedoch nicht auf länger als vier Monate, fidy zu vertagen. Alle näheren, 
die Dertagung und die Beforgung der etwa während derfelben vorfommenden 
dringenden Geſchaͤfte betreffenden Beftimmungen werden der Bundesverſamm— 
lung bei Abfaffung der organifhen Geſetze vorbehalten. 

Art. 8. Die Abſtimmungs-Ordnung der Bundes:Slieder betreffend, wird 
feftgefegt, daß, fo lange die Bundesverjammlung mit Abfafjung der organifchen 
Geſetze beſchaͤftigt ift, hierüber Peinerlei Beftimmung gelte, und die zufällig fich 


Du eb Dei ja Pad pe pc je Dei — 
- 
- 
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fügende Ordnung keinem der Mitglieder zum Nachtheil gereichen, noch eine 
Kegel begründen ſoll. Nach Abfaſſung der organiſchen Geſetze wird die Bun—⸗ 
defverfammlung die kuͤnftige, als beftändige Folge einzuführende Stimmen: 
Dronung in Berathung nehmen, und fi) darin, fo wenig als möglich, von der 
cdemals auf dem Reichſtage, und namentlih in Gemäßheit des Reichs-Depu⸗ 
tatıonsbeichluffes von 1803 beobachteten, entfernen. Auch diefe Ordnung kann 
ader auf den Rang der Bundesglieder überhaupt, und ihren Vortritt außer den 
Berbältnifien der Bundesverfammiung Beinen Einfluß ausüben. 

Art. 9. Die Bundesverfammlung hat ihren Sis zu Frankfurt am Main. 
Die Eröffnung derfelben ift auf den 1. September 1815 feſtgeſetzt. 

Art. 10. Das erſte Geſchaͤft der Bundesverſammlung nach ihrer Eröffnung 
wird die Abfaflung der Örundgefege des Bundes, und deſſen organische Einrich: 
tung in Rückſicht auf feine auswärtigen, militärifhen und innern Berbältniffe feyn, 

Art. 11. Alle Mitglieder des Bundes verfprehen, ſowohl gan; Deutſchland, 
als jeden einzelnen Bundesſtaat gegen jeden Angriff in Schutz zu nehmen, und 
garanlıren ſich gegenfeitig ihre fämtlihen unter dem Bunde begriffenen Befigungen. 

Bei einmal erflärtem Bundesfrieg darf Fein Mitglied einfeitige Unter: 
bandlungen mit dem Zeinde eingehen, no einfeitig Waffenſtillſtand oder Frie⸗ 
den ſchließen. 

Die Bundesglieder behalten zwar das Recht der Buͤndniſſe aller Art, ver⸗ 
lichten ſich jedoch in Beine Verbindungen einzugehen, welche gegen die Sicher» 
beit des Bundes oder einzelner Bundesitaaten gerichtet wären. 

Die Bundesglieder maden fih ebenfalls verbindlich einander unter Feinerlei 
Borwand zu befriegen, noch ihre Streitigfeiten mit Gewalt zu verfolgen, fon- 
bern fie bei der Bundesverfammlung anzubringen. Diefer liegt alsdann ob, 
bie Bermittlung durdy einen Ausihuß zu verfuchen ; falls diefer Verſuch fehl» 
fiblagen follte, und demnach eine richterliche Entſcheidung nothwendig würde, 
ſelde durch eine wohlgeordnete Austrägal:Inftanz zu bewirken, deren Ausfpruch 
Die ſtreitenden Theile ſich fofort su unterwerfen haben. 


II. 


Befondere Beſtimmungen. 

Außer den in den vorhergehenden Artikeln beftimmten, auf die Seftftellung 
bes Bundes gerichteten Punkten find die verbündeten Mitglieder übereingefom» 
men, biemit über folgende Gegenftände die in den nacftebenden Artikeln ent: 
baltenen Beftimmungen zu treffen, welche mit jenen Artikeln gleiche Kraft 
baben jollen. 

Art. 12. Diejenigen Bundesglieder, deren Befigungen nicht eine Volkszahl 
son 30.000 Seelen erreichen, werden fi mit den ihnen verwandten Häufern 
Ser andern Bundesgliedern, mit welchen fie mwenigftens eine ſolche Volkszahl 
æcmachen, jur Bildung eines gemeinfamen oberften Gerichts vereinigen. 

Ja den Etaaten von folder Volksmenge, wo ſchon jetzt dergleichen Gerichte 
dritter Initanz; vorhanden find, werden jedoch diefe in ihrer bisherigen Eigen» 


haft erhalten, wofern nur die Volkszahl, über welche fie ſich erſtrecken, nicht 
unter 150,000 Seelen if. 
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Den vier freien Städten fieht das Recht zu, fich untereinander über die 
Errichtung eines gemeinfamen oberften Gerichts zu vereinigen. 
Bei den folber Geftalt errichteten gemeinfchaftlihen oberften Gerichten foll 
jeder der Parteien geftattet ſeyn, auf die Verfhidung der Alten auf eine 
deutſche Facultät oder an einen Schöppenftuhl zur Abfafung des Endurtheils 
anzufragen. 


Art. 13. In allen Bundesftanten wird eine landftändifhe Verfaſſung 
Statt finden. 


Art. 14. Um den im Sabre 1806 und feitdem mittelbar gewordenen ehe» 
maligen Reihsftänden und Reichsangehörigen in Gemäßheit der gegenwärtigen 
Verhaͤltniſſe in allen Bundesſtaaten einen gleihförmig bleibenden Rechtszuſtand 
zu verfchaffen, fo vereinigen fi die Bundesftaaten dahin: 

a) daß diefe fürftlihen und gräfliben Häufer fortan nichts defto weniger zu 
dem hoben Adel in Deutichland gerechnet werden und ihnen das Recht 
der Ebenbürtigfeif in dem bisher damit verbundenen Begriffe verbleibt; 

b) find die Häupter diefer Häufer die erften Standesherrn in dem Gtaate, zu 
dem fie gehören. Sie und ihre Familie bilden die privilegirtefte Klaſſe 

| in demfelben, indbefondere in Anfehung der Befteuerung. 

c) Es follen ihnen überhaupt in Rüdficht ihrer Perfonen, Familien und 
Befisungen alle diejenigen Rechte und Vorzüge zugefichert werden oder 
bleiben, weldhe aus ihrem Eigenthume und deffen ungeftörten Genuffe 
berrühren, und nicht zu der "Staatsgewalt und den höhern Regierungs: 
rechten gehören. Unter vorerwähnten Rechten find insbefondere und 
namentlich begriffen : 

1) die unbefchränfte Freiheit, ihren "Aufenthalt in jedem zu dem Bunde 
gebörenden oder mit demielben im Frieden lebenden Staate zu nehmen; 

9) werden nach den Grundfägen der frühern deutfchen Berfaflung die noch 
beftebenden Familienverträge aufrecht erhalten, und ihnen die Bes 
fugniß zugefichert, über ihre Güter und Familienverhältniffe verbind> 
lihe Verfügungen zu treffen, welche jedoch dem Souverän vorgelegt, 
und bei den hoͤchſten Landesftellen zur allgemeinen Kenntniß und 
Nachachtung gebracht werden müffen. Alle bisher dagegen erlaffenen 
Verordnungen follen für kuͤnftige Fälle nicht weiter anwendbar feyn; 

3) privilegirter Gerichtäftand und Befreiung von aller Militärpflihtigkeit 
für fih und ihre Familien; 

4) die Ausübung der bürgerlihen und peinlichen Gerechtigkeitspflege in 
erfter, und wo die Befigung groß genug ift, in zweiter Inſtanz, Der 
Forſt-Gerichtsbarkeit, Orts-Polizei und Aufficht in Kirchen und Schul: 
ſachen, aud über milde Stiftungen jedoh nah Vorſchrift der Lan— 
deögefege, welchen fie, fo wie ver Militärs Berfaflung und der Ober: 
Yufficht der Regierungen über jene Zuftändigkeiten, unterworfen bleiben. 

Bei der nähern Beftimmung der angeführten Befugniffe ſowohl, wie über: 
baupt und in allen übrigen Punkten wird zur weitern Begründung und Feft: 
ftellung eines in allen deutichen Bundesftanten übereinftimmenden Rechtszuſtan⸗ 
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des der mittelbar gewordenen Fürften, Grafen und Herrn, bie in dem Betreffe 
erlafene koͤniglich bayerifhe Verordnung vom Jahre 1807 ald Bafis und Norm 
unterlegt werden. 

Dem ebemaligen Reichsadel werden die sub Pro. 1 und 2 angeführten 
Kebte, Antbeil der Begüterten an Landftandihaft, Patrimonial» und Forft 
geribtsbarkeit, Orts:Polizei, Kirchen: Patronat und der privilegirte Gerichtsftand 
jugeibert. Diefe Rechte werden jedodh nur mac der Vorſchrift der Landes» 
geiege ausgeübt. 

In den durd den Frieden von Lüneville vom 9. Februar 1801 von Deutfch- 
land abgetretenen und jest wieder Damit vereinigten Provinzen, werden bei 
Anwendung der obigen Grundfäge tauf den ehemaligen unmittelbaren Reichs» 
ade| Diejenigen Beichränfungen Statt finden, welche die dort beftebenden befon- 
dern Berbältniffe nothwendig maden. ! 

Art, 15. Die Fortdauer der auf das Rhein: Schiffahrtd:Dctroi angewiefenen 
directen und fubfidiarifhen Renten, die durch den Reichs-Deputationsbeſchluß 
vom 25. Februar 1803 getroffenen Verfügungen in Betreff ded Schuldenweiens 
und fefigefegten Penfionen an geift: und weltlihe Individuen werden von dem 
Bunde garantirt. 

Die Mitglieder der ehemaligen Dom: und freien Reichsſtifter haben die 
Befugnig, ihre durch den erwähnten Reichsdeputations-Schluß feftgefegten Pen- 
fionen, ohne Abzug, in jedem mit dem deutfhen Bunde im Frieden ftehenden 
©taate verzehren zu dürfen. 

Die Mitglieder des deutihen Ordens werden ebenfalls nah den in dem 
Reichs » Deputations- Hauptfchluffe von 1803 für die Domttifter feſtgeſetzten 
Brundiägen Penfionen erhalten, in foferne fie ibnen nod nicht binreichend 
bewilliget worden, und diejenigen Fürften, welche eingezogene Befikungen des 
deutſchen Ordens erhalten haben, werde diefe Penfionen nach Verhaͤltniß ihres 
Antheild an den ehemaligen Befigungen bezahlen. 

Die Berathung über die Regulirung der Suftentationsfaffe und der Pens 
fonen für die überrbeinifhen Biſchöfe und Geiſtliche, welche Penfionen auf die 
Beiger des linfen Rheinufers übertragen werden, ift der Bundesverfammlung 
vorbehalten. Diefe Regulirung ift binnen Sahresfrift zu beendigen; bis dahin 
wurd die Bezahlung der erwähnten Penfionen auf die bisherige Art fortgeſetzt. 


Art. 16. Die Berfhiedenheit der chriftlihen Religionsparteien kann in 
ben Zändern und Gebieten des Deutihen Bundes Feinen Unterjhied in dem 
Benufe der bürgerlihen und politifben Rechte begründen. 

Die Bundesverfammlung wird in Beratbung ziehen, wie auf eine möglichft über» 
eintimmende Weife die bürgerliche Berbefjerung der Befenner des jüdiihen Glau⸗ 
bens ın Deutfchland zu bewirken fey, und wie infonderbeit denfelben der Genuß der 
bürgerliben Rechte, gegen die Uebernahme aller Bürgerpflichten, in den Bun: 
deitaaten verſchafft und gefichert werden Pönne. Jedoch werden den Befennern 
deſes Blaubens bis dahin die denfelben von den einzelnen Bundesitaaten 
bereuts eingeräumten Rechte erhalten. 

Urt. 17. Das fürflihde Haus Thurn und Taris bleibt in dem durch den 
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Reichs ⸗Deputations⸗Schluß vom 25. Februar 1803 oder fpätere Verträge beftä- 
tigten Befig und Genuß der Poften in den verſchiedenen Bundesftaaten, fo 
lange als nicht etwa durch freie — anderwaͤrtige Vertraͤge abgeſchloſ⸗ 
ſen werden ſollen. 

In jedem Falle werden demſelben in Folge des Artikels 13 des erwaͤhnten 
Reichs: Deputations:Hauptfchluffes feine auf Belaffung der Poften oder auf eine 
angemefiene Entfhädigung gegründete Rechte und Anfprüche verfichert. 

Diefes foll auch Statt finden, wo die Aufhebung der Poften feit 1803 
gegen den Inhalt des Reichd-Deputationd-Hauptfchluffes bereits geichehen wäre, 
infoferne diefe Entfhädigung dur Verträge nicht ſchon definitiv feſtgeſetzt iR. 


Art. 18. Die verbündeten Fürften und freien Städte fommen überein, 
den Untertbanen der deutichen Bundesftaaten folgende Rechte zuzuſichern: 


a) Grundeigentbum außerhalb des Staates, den fle bewohnen, zu erwerben 
und zu befigen, ohne deßhalb in dem fremden Staate mehreren Abgaben 


und Laſten unterworfen zu feyn, als deſſen eigene Unterthanen. 
b) Die Befugniß: 


1) des freien Wegziehens aus einem deutſchen Bundesftaate in den andern, 
der erweislich fie zu Unterthanen annehmen will; auch 
2) in Eivil- und Militärdienfte deſſelben zu tretem, beides jedoch nur, 
infoferne feine Verbindlichkeit zu Militärdienften gegen das bisherige 
Baterland im Wege fteht. 
Und damit wegen der dermalen vorwaltenden Verſchiedenheit der gefet- 
lichen Vorſchriften über Militärpflichtigkeit hierunter nicht ein ungleich: 
artiges, für einzelne Bundesftaaten nachtheiliges Verhaͤltniß entitehen 
möge, fo wird bei der Bundeöverfammlung die Einführung moͤglichſt 
gleihförmiger Grundfäge über diefen Gegenftand in Berathung genom⸗ 
men werden. 

c) Die Freiheit von der Nachfteuer (jus detractus, gabella emigrationis) 

-  infofern das Vermögen in einen andern deutfhen Bundesftaat übergeht, 
und mit diefem nicht befondere Verbaltuiſe durch Freizu gigkeitsvertr ige 
beftehen. 

d) Die Bundesverfammlung wird fih bei ihrer erften Blue mit 
Abfaſſung gleichförmiger Verfügungen über die Preßfreiheit, und die 
Sicherftellung der Rechte der Schriftfteller und Verleger gegen den Nach— 
druck befchäftigen. 


Art. 19. Die Bundesglieder behalten fih vor, bei der erften Zuſammen— 
Funft der Bundesverfammlung in Frankfurt wegen des Handels und Verkehrs 
zwifchen den verfhiedenen Bundesftaaten, fo wie wegen der Schiffahrt, nad 
Anleitung der auf dem Congreſſe zu Wien angenommenen Grundfäge in Ber 
rathung zu treten. 


Art. 20. Der gegenwärtige Bertrag wird von allen contrabirenden Theilen 
ratifisirt werden und die Ratificationen follen binnen der Zeit von ſechs Wochen, 
oder wo möglich noch früher, nach Wien an die Paiferliche öftreichifche Hof: und 
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Staats:Ranzlei eingefandt, und bei zn bes Bundes in das Archiv deffel- 
ben niedergelegt werden. 


Zur Urtynde deſſen —— ſaͤmmtliche Bevollmaͤchtigte den gegenwaͤrtigen 
Vertrag unterzeichnet, und mit ihren Wappen beſiegelt. 


So geihehen Wien den achten Juni im Jahre Eintaufend Achthundert 
und Fuͤnfzehen. | 
(L. 8.) Fürft von Metternich. 
(L. 8.) Freiherr von Weffenberg. 
(L. 8.) Karl Fürft von Hardenberg. 
(L. S.) Wilhelm Freiherr von Humboldt, 
(L. 8.) Ehriftian Graf von Bernftorff. 
(L. 8.) Soahim Graf von Bernftorff. 
(L. 8.) Alois Graf von Rechberg und Rothenloͤwen. 
(L. 8.) Hanns Auguft Fürchtegott von Globig. 
(L. 8) F. 2%. Freiherr von Gagern. 
(L. S.) €. Graf von Münfter. 
(L. 8.) €. Graf von Hardenberg. 
(L. S.) Graf von Keller, 
zugleich für Braunſchweig. 
(L. 8.) Georg Ferdinand Freiherr von Lepel, 
CL. S.) Johann Freiherr von Türfheim. 
(L. S.) Freiherr von Minkwitz, 
ſubſtituirt für Heren von Gerddorf, Großherjoglich 
Sachſen⸗Weimar'ſchen Bevollmächtigten, und Herjzoglich— 


Sadfen-Gorhaifher und Sachen » Meiningifher Bevoll⸗ 
mächtigter, 


(L. 8) C. 8 F. Freiherr von Baumbad. 
(L. 8.) Freiherr Fifchler von Treuberg. 
(L. S.) Freiherr von Maltzahn. 

(L. S.) Leopold Freiherr von Pleffen. 
(L. S.) Freiherr von Dergen. 

(L. 8) Bon Wolframspdorff. 

(L. S.) Freiherr von Frank, 

(L. 8.) Franz Alois Edler Herr von Kirhbaur. 
(L. 8.) F. Marſchall von Biberftein. 
(L. 8.) D. Georg von Wiefe, 

Fürſtlich Lichtenfteinifcher und Reußifcher Bevollmächtigten, 


Dr. Giebenpfeifer’s 2 
Haͤndbuch der Berfaffung ic 
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(L. S) Bon Reife. 
(L. S.) Freiherr von Kettelhobt. 


(L. S.) Bon Berg, 
Fürſtlich Wald ckiſcher und Schaumburg Lippefher Bevollmädtipter. 


(L. S.) Helwing. 
(L.S) 3.8. Had. 
(L. S) Dan; 
(ı. S) Smibt. 
(L. S) Gries, 


Da die unter der Auffhrift „Allgemeine Beftimmungen“ darin 
enthaltenen erften 11 Artifel folhe Anordnungen und Berbindlichfeiten begreifen, 
welche zur Erreihung des Zweckes eines füderativen Vereins im Sinne ded 
oben angeführten Yarifer » Friedens » Tractated wefentlich erforderlich find; fo 
ertheilen Wir diefen unfere unbedingte Genehmigung , und verfprechen diefelbe 
in allen ihren Punkten zu vollziehen und vollziehen zu lafien. 


Auch nehmen wir um fo weniger Anftand, den der Bundes:Afte durch eine 
befondere Uebereinkunft der verbündeten Mitglieder beigefügten weiteren Arti: 
fein 12 bis 20, obgleich Diefe zum Zmede des durd den Parifer Frieden felt: 
gefesten füderativen völferrechtlihen Vereins nicht gehören, Unfere Beiftimmung 
zu ertheilen, und ihre Verbindlichkeit anzuerkennen, als diefe befondern Beftim: 
mungen mit unfern Regierungs » Grundfägen und größtentheild mit den in 
unferm Koͤnigreiche bereits beftehenden Gefegen und Anordnungen übereinftimmen. 

Zur Urfunde defien haben wir gegenwärtige Ratification eigenhändig unter: 
zeichnet, und mit unferm größern Böniglihen Siegel bedruden laſſen. 

Gegeben in Unferer Haupt: nnd Refidenzftadt Münden den 18. $uni 1816. 


Mar Sofeph. 
(L. S.) 


Graf von Montgelaß. 


Sodann wurde die neue Berfaffung vom 26. Mai 1818 
(Amtsbl. ©. 675) verkündet; fie lautet alfo: 


Don den hoben Regenten » Pflihten durddrungen und geleitet — haben 
Wir Unfere bisherige Regierung mit folhen Einrichtungen bezeichnet, welche 
Unfer fortgefegted Beftreben, das Geſammtwohl Unferer Unterthanen zu beför- 
dern, beurfunden. — Zur feftern Begründung defielben gaben Wir fhon im 
Sabre 1808 Unferm Reihe eine feinen damaligen Aäußern und innern Berbält: 
niffen angemefiene Berfafjung, in welhe Wir ſchon die Einführung einer ftän- 
difhen Berfammlung, ald eines wefentlihen Beftandtheiled, aufgenommen 
haben. — Kaum hatten die großen jeit jener Zeit eingetretenen Weltbegebenheiten, 
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von welchen fein deuticher Staat unberührt geblieben ift, und während welcher 
das Voll von Bayern glei groß im erlittenen Drude wie im beftandenen 
Kampfe ſich gezeigt bat, in der Acte des Wiener Congreſſes ihr Ziel gefunden, 
als Wir ſogleich das nur durch die Greigniffe der Zeit unterbrochene Werk, 
mit unverrüctem Blicke auf die allgemeinen und befondern Forderungen des 
Staatszweckes zu vollenden ſuchten; — die im Jahre 1814 dafür angeordneten 
Vorarbeiten und das Decret vom 2. Februar 1817 beftätigen Unfern hierüber 
fhon früber gefaßten feſten Entſchluß. — Die gegenwärtige Acte ift, nad} vor: 
gegangener reifer und vielfeitiger Berathung, und nah Vernehmung Unſeres 
Staatsrathes — das Werk Unſeres eben fo freien als feften Willens. — linfer 
Volt wird in dem Inhalte defjelben die Präftigfte Gewährleiftung Unferer lan: 
desnäterlihen Gefinnungen finden. 


Freiheit der Gewiſſen, und gewiſſenhafte Scheidung und Schützung deffen, 
was des Staates und der Kirdye ift; 

Sreiheit der Meinungen, mit geieglihen Befchränfungen gegen den Miß— 
braud) ; 
Sleihed Recht der Eingebornen zu allen Graden des Stagtsdienfted und 
zu allen Bezeihnungen des Verdienſtes; 


Gleihe Berufung zur Pfliht umd zur Ehre der Waffen; 

Öleihheit der Geſetze und vor dem Geſetze; 

Unpartheilichkeit und Unaufhaltbarfeit der Rechtspflege; 

Gleichheit der Belegung und der Pflichtigkeit ihrer Leiftung ; 

Ordnung durch alle Theile des Staats» Haushalted rechtlicher Schuß des 
Staats» Eredits, und gefiherte Verwendung. der dafür beftimmten Mittel; 


Wiederbelebung der Gemeindeförper durch die Wiedergabe der Bermaltung 
der ihr Wohl zunaͤchſt berührenden Angelegenbeiten); 

Eine Standfhaft — hervorgehend aus allen Elaffen der im Staate anſaͤ— 
figen Staatsbürger, — mit den Rechten des Beirathes, der Zufimmung, der 
Biligung, der Wünfhe, und der Beichwerdeführung wegen verlegter verfai- 
fungsmäßiger Rechte, — berufen, um in öffentlichen Berfammlungen die 
Weisheit der Berathung zu verftärfen, ohne die Kraft der Regierung au 
ſchwaͤchen; 

Endlich eine Gewaͤhr der Verfaſſung, ſichernd gegen willkürlichen Wechſel, 
aber nicht hindernd das Fortſchreiten zum Beſſern nach geprüften Erfahrungen. — 

Bayern! — Dies ſind die Grundzüge der aus Unſerm 
freien Entſchluſſe euch gegebenen Berfaffung, — febet darin 
die Grundſatze eines Königs, welcher das Glück feines Her: 
iens und den Ruhm feines Throned nur von dem Glüde des 
Baterlandes und von der Liebe feines Volkes empfangen 
will! — 


Bir erklären hiernach folgende Beſtimmungen ald Verfaſſung des König» 
rides Bayern: ’ 
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Titel. 
Ullgemeine Betimmungenm. 


$. 1. Das Königreih Bayern in der Gefammt » Bereinigung aller ältern 
und neuern Gebietstheile iſt ein fouverainer monardifher Staat nad den Be— 
flimmungen der gegenwärtigen Verfaſſungsurkunde. 

$. 2. Für das ganze Königreich befteht eine allgemeine in zwei Kammern 
abgetheilte Ständeverfammtung. 


' Titel U. | 
Bon dem Könige und der Thronfolge, dann der 
Reichsverweſung. 


$. 1. Der König iſt das Oberhaupt des Staats, vereiniget in ſich albe 
Rechte der Staatögewalt, und übt fie unter den von Ihm gegebenen in der 
gegenwärtigen Verfaſſungsurkunde feitgefegten Beſtimmungen aus. 

Seine Perſon iſt beilia und unverletzlich. 

6, 2. Die Krone iſt erblich in dem Manns⸗Stamme des Königlichen Haus 
fes nach dem Rechte der Erftgeburt und der agnatiſch-linealiſchen Erbfolge. _ 

$. 3. Zur Succeffiond » Fähigkeit wird eine rechtmaͤßige Geburt aus einer 
ebenbürtigen — mit Bewilligung des Königs geſchloſſenen Ehe erfordert. 

$. 4. Der Mannsſtamm bat vor den mweiblihen Nachkommen den Vorzug, 
und die Prinzefiinnen find vonder Kegierungsfolge in fo lange ausgefchloffen, 
als in dem Pöniglihen Haufe noch ein fucceffionsfähiger männlicher Sproffe oder 
ein durch Erbverbrüderung zur Thronfolge berechtigter Prinz vorbanden ift; 

$. 5. Nach gänzliher Erlöfhung ded Mannt : Stammes und in Ermange- 
lung einer mit einem andern fürftlihen Haufe aus dem deutihen Bunde für 
diefen Fall gefchlofenen Erbverkrüderung gebt die Thronfolge auf die weibliche 
Nachkommenſchaft nad eben der Erbfolge-Ordnung , die für den Mannsſtamm 
feftgefet ift, über, fo, daß die zur Zeit des Ablebens des lest regierenden 
Königs lebenden Bayerifhen Prinzeffinnen oder Abkoͤmmlinge von denfetben, 
ohne Unterfhied des Geſchlechts eben fo, ald wären fie Prinzen des urfprünglis 
hen Mannsftammes des Bayerifhen Haufes, nah dem GErftgeburts : Rechte 
und der Fineals Erbfolge: Ordnung zur Thronfolge berufen werden. 

Wenn in. dem regierenden neuen Königlihen Haufe wieder Abfömmlinge 
des erften Grades von beiderlei Gefchlecht geboren werden ,. tritt alddann der 
Borzug des mannlihen Geſchlechts vor dem weiblichen wieder ein. 

$. 6. Sollte die bayerifhe Krone nah Erlöihung des Mannsſtammes 
an den Regenten einer größern Macht gelangen, welcher feine Refidenz; im Kö— 
nigreihe Bayern nicht nehmen Pönnte, oder würde, fo foll diefelbe an der 
zweitgebornen Prinzen diefes Haufes übergeben, und in deſſen Linie fodanız 
diefelbe Erbfolge eintreten, wie fie oben vorgezeichnet ift. 

Kömmt aber die Krone an die Gemahlin eines auswärtigen größern Mo— 
narchen, fo wird fie zwar Königin, fie muß jedoch einen Vice» König, der feine 
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Reſiden; in der Hauptſtadt des Königreichs zu nehmen bat, ernennen , und die 
Krone geht nach ihrem Ableben an ihren zweitgebornen Prinzen über. 


$. 7. Die Volljährigkeit der Prinzen und Prinzefiinnen des Königlichen 
Haufe tritt mit dem zurüdgelegten Achtzehnten Jahre ein. ri 


$. 8. Die übrigen Verhäͤltniſſe der Mitglieder des Pöniglihen Haufes rich: 
ten fih nach den Beitimmungen des pragmatiihen Familiengeſetzes. 

$. 9. Die Reihöverwefung tritt ein: 

a) während der Minderjährigkeit des Monarchen ; 

b) wenn derfelbe an der Ausuͤbung der Regierung auf längere Zeit verhindert 
ift, und für die Verwaltung des Reichs nicht felbft Vorſorge getroffen 
bat, oder treffen Pann. 

$. 10. Dem Monardyen fteht es frei, unter den volljährigen Prinzen des 
Haufes, den Reichsverweſer für die Zeit der Minderjäprigfeit feines Nachfol— 
gerd zu wählen. 

In Ermanglung einer ſoſchen Beltimmung gebührt die Reichsverweſung 
demjenigen volljährigen Agnaten,. welcher nady der feitgefegten Erbfolge-Drdnung 
der Naͤchſte iſt. 

Wäre der Prinz, welchem dieſelbe nad) obiger Beſtimmung gebührt, ſelbſt 
noch minderjährig, oder dur ein fonftiges Hinderniß abgehalten, die Regent: 
Ihaft zu übernehmen, fo fällt fie auf denjenigeiAgnaten, welcher nach ihm 
der Naͤchſte ift. 

$. 11. Sollte der Monarch durch irgend eine ürfahe, die in ibrer Wirs 
fung länger als ein Jahr dauert, «m der Ausübung der Regierung gehindert 
werden, und für diefen Fall nicht ſelbſt Borfehung getroffen, baben, oder trefr 
fen Pannen, fo findet mit Zuftimmung der Stände, welchen die Berbinderungss 
urfahen anzuzeigen find, gleichfalls die für den Fall der Minderjaprigkeit bes 
ſtimmte gefeglihe Regentſchaft ftatt. 

$. 12. Wenn der König nad) $. 10 den Reichs-Verweſer für den Hall der 
Minderjährigfeit ernennt, fo wird die darüber” ausgefertigte Urfunde durch 
denjenigen Minifter, welchem die Berrichtungen eines Minifters des Königlis 
den Haufes übertragen find, im Haus: Archiv bis zum Ableben des Monarchen 
aufbewahrt, und dann dem Gefammt : Staats: Minifterium zur Einfcht und 
Öffentlihen Beranntmahung vorgelegt.” Dem Reichsverweſer wird die über 
feine Ernennung ausgefertigte Urkunde zugleich mitgetheilt. 

$. 13. Wenn kein zur Reichöverwefung geeigneter Agnat vorhanden iſt, 
der Monarch jedoch eine verwittibte Königin hinterläßt, fo gebührt diefer die 
Reichsverweſung. 

In Ermanglung derſelben aber uͤbernimmt ſie jener Kronbeamte, welchen 
der letzte Monarch hiezu ernennt, und wenn von demſelben Peine ſolche Beftim- 
mung getroffen ift, fo geht fie an den erften Krons» Beamten über, welchem 
kein gefegliches Hinderniß entgegen fteht. 

$. 14. In jedem Falle gebührt einer vermwittibten Königin unter der Auf 
ſiht des Reichsverweſers die Erziehung ihrer Kinder nach den in dem Familien⸗ 
Geſetze hierüber enthaltenen nähern Beftimmungen. 
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$. 15. In den im $. 9 a und b bezeichneten Fällen wird die Regierung 
im Namen des minderjährigen, oder in der Ausübung der en gehin⸗ 
derten Monarchen geführt. 
Alle Ausfertigungen werden in feinem Namen und unter dem gewoͤhnlichen 
Königlichen —* erlaſſen; alle Münzen mit ſeinem Bruſtbilde, Wappen und 
Titel gepraͤgt. 
Der Regent unterzeichnet als „des Koͤnigreichs Bayern Verweſer.“ 
6. 16. Der Prinz des Hauſes, die verwittibte Königin oder derjenige 
Kronbeamte, welchem die Reichtverwefung übertragen wird, muß gleich nad) 
dem Antritte der Regentſchaft die Stände verfammeln, und in ihrer Mitte und 
in Gegenwart der Staats: Minifter, fo wie der Mitglieder des Staats⸗Rathes 
nachſtehenden Eid ablegen: 
„Ich ſchwoͤre, den Staat in Gemaͤßheit der Verfaſſung und der Geſetze 
„des Reichs zu verwalten, die Integrität des Königreiches und Die 
„Rechte der Krone zu erhalten, und dem Könige die Gewalt, deren 
„Ausübung mir anvertraut ift, getreu zu übergeben, fo wahr mir Gott 
„belfe und fein heiliged Evangelium ;“ 

worüber eine beforndere Urfunde aufgenommen wird, 

$. 17. Der Regent übt während feiner Reichs: Bermefung alle Negierunggs 
rechte aus, welche durch die. Berfaffung nicht befonderd ausgenommen find. 

$. 18. Alle erledigten Aemter, mit Ausnahme der Zuftiz: Stellen, können 
während der Reichsverweſung nur proviforifh befegt werden. Der Reihsver 
wefer kann weder Krongüter veräußern, oder heimgefallene Lehen verleihen, 
noch neue Aemter einführen. 

6. 19. Das Gefammtftaats:Minifterium bifdet den Regentſchaftsrath, und 
der Reichsverweſer ift verbunden, in allen wichtigen Angelegenheiten das Gut: 
achten beifelben zu erholen. 

$. 20. Der Reichöverwefer hat während der Dauer der Megentihaft feine 
Wohnung in der Föniglihen Reſidenz, und wird auf Koften des Staats unter: 
balten; aud werden ihm nebfidem zu feiner eigenen Verfügung jährlich zwei— 
ınalhunderttaufend Gulden in monatlihen Raten auf die Staatscaffe angewiefen. 

$. 21. Die Regentfhaft dauert in den im $. 9 bemerften zwei Filen — 
im erften bis zur Großjährigkeit des Königs, und im zweiten — bis das ein: 
getretene Hindernig aufhört. 

$. 22. Nachdem die Regentſchaft beendiget ift, und der in die Regierung 
eintretende neue König den feierlihen Eid (Tit. X. $. 1) abgelegt bat, werden 
alle Berbandlungen der Regentſchaft geichloffen,, und der Regierungsantritt Des 
Königs wird in der Reſidenz und in dem ganzen Königreiche feierlich Fund gemacht. 

Titel IM 
Bondem Staatdguteh 
$. 1. Der ganze Umfang des Königreichs Bayern bildet eine einzige untheil— 





*) Hieher gehört ein fpäteres Berfaffungsgefet v.9. März 1828 (Amtsbl.S. 93). 
Wir haben Und von der Nothwendigkeit überzeugt, die Beftiimmung ded z. 2, Ziffer 7, 
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bare unseräußerlibe Gejammtmafle aus ſaͤmmtlichen Beftandtheilen an Landen, 

Leuten, Herrſchaften, Gütern, Regalien und Renten mit allem Zugebör. 

Auch alle neuen Ermwerbungen aus Privat:Titeln, an undeweglihen Gütern, 
fe mögen in der Haupt« oder Mebenlinie gefheben, wenn der erite Erwerber 
während feines Lebens nicht darüber verfügt hat, Pommen in den Erbgang des 
Rannstammes, und werden ald der Gefammtmaffe einverleibt angefehen. 

$. 2. Zu dem unveräußerliben Staatsgutej, welches im Falle einer Son: 
derung des Staatsvermögens von der Privat-Berlaffenihaft in das Inventar 
der legtern nicht gebracht werden darf, gehören: 

1) Ale Archive und Regiftraturen ; 

2) Ale öffentliden Anftalten und Gebäude mit ihrem Zugebör ; 

3 Ales Seſchütz, Munition, alle Militär:Magazine und was zur Lanteswehr 
nötbig ift; 

4 Alle Einrichtungen der Hof:Gapellen und Hofämter mit allen Mobilien, 
weiche der Aufiiht der Hofftäbe und Hof-Intendanzen anvertraut, und 
zum Bedarf oder zum Glanze des Hofes beftimmt find; 

5) Alles, was zur Einrihtung oder zur Zierde der Reſidenzen und Luft: 
idlöffer dienet; ( 

6) Der Hausſchatz und was von dem Erblaffer mit demfelben bereits verei- 
niget worden ift; 

7) We Sammlungen für Künfe und Wiſſenſchaften, als: Bibliothefen, 
poufifalifhe, Naturalien und MünzCabinette, Antiquitäten, Statüen, 
Eternwarten mit ihren -Inftrumenten, Gemählde: und Kupferftidh:Samm- 
lungen und fonftige ©egenftände, die zum öffentlihen Gebrauche oder 
zur Beförderung der Künfte und Wiſſenſchaften beftimmt find; 





des ı1ı. Titels der Berfaffungdurfunde,, dad Staatsgut betreffend, zu mehrerer Deutlichkeit 
und Genauigkeit derfelben zu ermeitern , und verordnen defhalb, nah Vernehmung Unfe 
red Graardrarbed und mit Beirarh und Zuftimmung Unferer Lieben und Betreuen, der 
Stände des Reiches, unter genauer Beobachtung der im $. 7. Titel x. der Werfaffungdurfunde 
wergeibrichenen Formen, mie folat: 

Urt, 1. Gegenſtände, melde fi in den, im $..2 Ziff. 7 des sıı. Zireld der Verfaſ⸗ 
bansdurtund: gedachten Sammlungen befinden, aber weder aud Staatémitteln noch durch 
Staniverträge, no in fibeicommiffarifcher Eigenſchaft, fondern aus den dem Monarchen zur 
Yrivardiöpefition geftellien Einnahmen oder aus fonftigen Privareiteln erworben, und dem 
Vermögen des Staates und der Krone nicht förmlich einverleibr wurden, ſohin zu der Pri⸗ 
serperlaffenichafte des Monarchen gehören, und ald deffen Privateigenthum unter der Fertigung 
derjenigen Gtaardbeamten, melden Die Aufſicht Über Die treffenden Sammlungen anvertraur 
ii, in den Verzeihniffen vorgemerkt find, gehen in dad Privateigenthum der Erven über, und 
verbleiben au dann in ſolchem, wenn diefelben fie ferner, jedoch mir der geeigneten Bemers 
fung in den Verzeihniffen,, bei diefen Sammlungen belaffen, 

Urt, 2. Gegenwärtiges Beleg foll ald ein Grundgefeg des Reiches angefchen werden; 
4 bar vom heutigen Tage anfangend,, die Kraft, als Nände ed wörtlich in der Verfaffungs« 
wende feibk, und fann nur in der Durch den 4. 7. Tit. X. der Werfaffungdurfunde vorge 
ſaricheaen Urt verändert werden,’ 
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8) Alle vorhandenen Vorräthe an baarem Gelde und Eapitalien in den Staats: 
Eaffen, oder an Naturalien bei den Nemtern, fammt allen Ausftänden 
an Staatögefällen; 

9) Alles, was aus Mitteln des Staats erworben wurde. 


$. 3. Saͤmmtliche Beftandtheile des Staatsguts find, wie bereits in der 
Mragmatit vom 20. October 1804 beftimmt war, aus welcher die nad den ver- 
änderten Berbältniffen bierüber nody geltenden Beftimmungen in gegenwärtige 
Berfaffungsurfunde übertragen find, auf ewig unveräußerlich, vorbehaltlich Der 
unten folgenden Wopdififationen. 

Vorzüglich follen, ohne Ausnahme, alle Rechte der Souveränität bei der 
Primogenitur ungetheilt und unveräußert erhalten werden. 


$. 4. Als Veräußerung des Staatsguts ift anzufehen, nicht nur jeder 
wirflihe Verkauf, fondern auch eine Schenfung unter den Lebenden, oder eine 
Vergebung durd eine legte Willensverordnung, Verleihung neuer Lehen, oder 
Beihmwerung mit einer ewigen Laſt, oder Berpfandung oder Hingabe durch 
einen Bergleich gegen Annahme einer Summe Geldes. 

Auch kann Peinem Staatöbürger eine Befreiung von den öffentlihen Laſten 
bewilliget werden. 

$. 5. Die bisher zu Belohnung vorzüglicher dem Staate geleifteter Dienfte verlie— 
benen Zehen, Staatd:Domänen und Renten find von obigem Verbote ausgenommen. 

Auch fteht dem Könige die Wiederverleihung heimfallender Lehen jederzeit frei. 

Zu Belohnung großer und beftimmter dem Gtaate geleifteter Dienfte 
fönnen auch andere Staatd-Domänen oder Renten, jedoch mit Zuftimmung der 
Stände, in der Eigenfdyaft als Mannlehen der Krone verliehen werden. 
Anvwartſchaften auf Pünftige der Krone beimfallende Güter, Renten und 
Mechte können eben fo wenig ald auf Aemter oder Würden ertheilt werden. 

$, 6 Unter dem Beräußerungsverbote find ferner nicht begriffen: 

1) alle Staatshandlungen des Monarchen, welche innerhalb der Grenzen des 
Ihm zuftebenden Regierungsrechts nach dem Zwede und zur Wohlfahrt 
des Staats mit Auswärtigen oder mit Unterthanen im Lande über 
Stamm: und Staatsgüter vorgenommen werden; insbefondere was 

2) an einzelnen Gütern und Gefällen zur Beendigung eines anhängigen 
Rechtsftreits gegen Erhaltung oder Erlangung anderer Güter, Renten 
oder Rechte, oder zur Örenzberichtigung mit benachbarten Gtaaten, gegen 
andern angemeffenen Erſatz abgetreten wird; 

3) was gegen andere Realitäten und Rechte von gleihem Werthe vers 
tauſcht wird; 

4) alle einzelnen Beräußerungen oder Beränderungen, welche bei den Staats- 
gütern dem Staatszwecke gemäß, und in Folge der bereits erlaffenen 
Vorſchriften nad richtigen Grundfägen der fortſchreitenden Staatswirth- 
ſchaft, zur Beförderung der Fandescultur oder fonft zur Wohlfahrt des 
Landes, oder zum Beten des Staats-Xerars, und zur Aufhebung einer 
nadıtheiligen Selbftverwaltung für gut gefunden werden. 

$, 7. In allen diefen Fällen ($. 6) dürfen jedoch die Staatseinkünfte nicht 
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geihmälert, fondern es foll ald Erfag entweder eine Dominical-Rente — wo 
möglid in Getreide — dafür bedungen, oder der Kauffchilling zu neuen Er» 
werbungen oder zur zeitlichen Ausbülfe ded Schuldentilgungs: Fonds, oder zu 
andern dad Wobl des Landes bezielenden Abfihten verwendet werden. 


Mit dem unter dem Staatdgute begriffenen heweglichen MWermögen ($. 2 
fann der Monarch nad Zeit und Umftänden amedmäßige Beränderungen und 
Berbefferungen vornehmen. 


Titel IV. 
Bon allgemeinen Rechten und Pflihten. 


$. 1. Zum vollen Genufe aller bürgerlihen, oͤffentlichen und Privat- 
Rechte in Bayern, wird das Indigenat erfordert, welches entweder durd die 
Geburt oder durch die Naturalifirung nah den näbern Beftimmungen des 
Ebitted über das Indigenat erworben wird, : (Beilage I.) 

Das bayerifche Staatsbürger:Kecht wird durch das Indigenat bedingt, und 
geht mit demfelben verloren. 

5.2. Nebſt diefem wird zu deffen Ausübung nod erfordert : 

a) die gefegliche Volljährigkeit; 

b) die Anfäßigfeit im Königreiche, entweder durch den Bell beſteuerter 
Gründe, Renten oder Rechte, oder durch die Ausübung befteuerter Ge, 
werbe, oder durd den Eintritt in ein öffenslihes Amt. 

$. 3. Kronämter, oberfte Hofämter, Eivil-Staatsdienfte und oberfte Militärs 
Stellen wie auch Kirhenämter oder Pfrünten Pönnen nur Eingebornen oder 
verfafungsemäßig Naturalifirten ertbeilt werden. 

$. 4. Geder Bayer ohne Unterfhieo kann zu allen Civil», Militär» und 
Kirbenämtern oder Pfründen gelangen. 

$.5.. In dem Umfange des Reichs kann Peine Leibeigenfchaft befteben, 
nad) den nähern Beftimmungen des Edictes vom 3. Auguft 1808. 

$. 6. Alle ungemefjenen Frohnen follen in gemeſſene umgeändert werden, 
und auch diefe ablösbar feyn. 

$. 7. Der Staat gewährt jedem Einwohner Sicherheit feiner vn feines 
Eigenthums und feiner Rechte. 

Niemand barf feinem ordentlihen Richter entzogen werden. 

Niemand darf verfolgt oder verhaftet werden, ald in den durch die Gefege 
beftimmten Faͤllen, und in der gefeglihen Form. 

Niemand darf gezwungen werden , fein Privat⸗Eigenthum felbit für öffent: 
lide Zwecke abzutreten, als nad einer förmlihen Entfcheidung des verfammelten 
Staatsraths, und nad vorgängiger Entfhädigung , wie joldes in der Verord— 
nung som 14. Auguft 1815 beſtimmt iſt. 

6. 8. Jedem Einwohner des Reichs wird vollfommene Gewiffensfreiheit 
gefibert ; Die einfache Hausandacht darf daher Niemanden , zu — Religion 
er ſich bekennen mag, unterſagt werden. 

Die in dem Königreihe beſtehenden drei chriſtlichen Bichemeftjgaen 
genießen gleiche bürgerliche und politifhe Rechte, 
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Die nicht chriftlihen Glaubensgenoffen haben zwar vollkommene Gewiffens: 
freiheit ; fie erhalten aber an den ftaatsbürgerlihen Rechten nur in dem Maafe 
einen Antheil, wie ihnen derſelbe in den organifhen Edicten über ihre Auf: 
nahme in die Staats » E:fellfchaft zugefichert ift. 

Allen Religionstheilen, ohne Ausnahme, ift das Eigenthum der Stiftungen 
und der Genuß ihrer Renten nad ten urfprünglihen Stiftungsurkunden und 
dem rechtmäßigen Befige, fie feyen für den Eultus, den Unterricht oder die 
Wohlthaͤtigkeit beftimmt, vollftändig geſichert. 

Die geiftlihe Gewalt darf in ihrem eigentlihen Wirkungskreiſe nie gehemmt 
werden, und die mweltlihe Negierung darf in rein geiftlihen Gegenftänden der 
Religionslehre und des Gewiſſens fih nicht einmifhen, als in fo weit das 
oberhoheitlihe Schuß: und Aufſichtsrecht eintritt, wonad Peine Verordnungen 
und Gefege der Kirchengemwalt ohne vorgängige Einfiht und das Placet des 
Königs verkündet und vollzogen werden dürfen. 

Die Kirhen und Geiftlihen find in ihren bürgerlihen Handlungen * 
Beziehungen — wie auch in Anſehung des ihnen zuſtehenden Vermoͤgens den 
Geſetzen des Staats und den weltlichen Gerichten untergeben; auch koͤnnen ſie 
von oͤffentlichen Staatslaſten keine Befreiung anſprechen. 

Die übrigen naͤheren Beſtimmungen über die äußern Rechtsverhaͤltniſſe der 
Bewohner des Königreichs in Beziehung auf Religion und kirchliche Gefellihaf: 
ten find in dem der gegenwärtigen Verfaſſungs urkunde beigefügten befondern 
Edicte enthalten. (Beilage II.) 


$. 9. Das igefammte GStiftungsvermögen nah den drei Zmweden des 
Eultus, des Unterrichts und der Wohlthaͤtigkeit wird gleihfalld unter den bes 
fondern Schuß des Staates geftellt; es darf unter feinem Borwande zu dem 
Finanzvermögen eingezogen, und in der Gubitanz für andere, als die drei 
genannten Zwede ohne Zuftimmung der Betheiligten, und bei allgemeinen 


Stiftungen obne — der Staͤnde des Reiches veraͤußert, oder ver⸗ 
wendet werden. 


$. 10. Die Freiheit der Preſſe und des Buchhandels iſt nady den Beſtim⸗ 
mungen des hierüber erlaſſenen beſondern Edictes geſichert. (Beilage III.) 

$. 11. Alle Bayern haben gleiche Pflichtigkeit zu dem Kriegsdienſte und 
zur Landwehr nad den diesfalld beftehenden Geſetzen. 

$. 12. Die Theilnahme an den Staatslaften ift für alle Einwohner des 


Reiches allgemein, ohne Ausnahme irgend eines Standes und ohne Rüdficht 
auf vormals beftandene befondere Befreiungen. 


$. 13. Es ift den Bayern geftattet, in einen andern Bundesftaat, welcher 
erweislich fie zu Unterthanen annehmen will, ausjumandern, auch in Eivil- 
und Militär:Dienfte deffelben zu treten, wenn fie. den gefeglihen Verbindlich 
Peiten gegen ihr bisheriges Vaterland Genüge geleiftet haben. 

Sie dürfen, fo lange fie im Unterthans-Berbande bleiben, ohne ausdrück- 
lihe Erlaubnig des Monarhen von einer auswärtigen Macht weder Gehalte 
noch Ehrenzeihen annehmen. 
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Titel V. 
Bon befondern Rechten und Vorzügen. 

$. 1. Die Kronämter werden als oberſte Würden des Reiche, entweder auf 
he Lebenszeit der Würdeträger oder auf deren männliche Erben, nach dem Rechte 
der Erſtgeburt und der agnatifchelinealifhen Erbfolge als Thronlehen verliehen- 

Die Kronbeamten find durd ihre Reichs Würden Mitglieder der eriten Kam: 
mer ın der Ständeverfammlung. 

$. 2. Den vormals reihsftändiihen Fürften und Grafen werden alle jene 
Vorzüge und Rechte zugefihert, welche in dem ihre Ver haͤltniſſe beftimmenden 
beiondern Edicte ausgefprohen find. (Beilage IV.) 

5. 3. Die der bayerifchen Hoheit untergebenen ehemaligen unmittelbaren 
Reichtadeligen genießen diejenigen Rechte, weldye in Gemäßheit der Pöniglichen 
Declaration durd die conftitutionellen Edicte ihnen zugefihert werden. 

$. 4 Der geiammte übrige Adel des Reichs behält, wie jeder Gut 
eigentbümer, feine gutöherrlihen Rechte nach den gefeglihen Beftimmungen. 
(Beilage V.) 

Uebrigens bat derfelbe folgende Borzüge zu genießen: 

1) ausihliegend das Recht, eine gutsherrlihe Gerichtsbarkeit ausüben zu 
Pönnen ; (Beilage VI.) , 

2) FamtlienFidei-Commiffe auf Grund: Bermögen zu errichten; (Beilage VIT.) 

3 Einen von dem landgerihtlihen befreiten Gerichtöftand in bürgerlichen 
und ſtrafrechtlichen Fällen; ’ 

4) die Rechte der Giegelmägigkeit unter den Beſchraͤnkungen der Gefege über 
das Hypothekenweſen; (Beilage VIII.) endlich 

5) bei der Militär » Eonfcription die Auszeichnung, daß die Söhne der Adeli: 
gen als Cadetten eintreten. 

5. 5. Einige diefer Vorzüge theilen für ihre Perfonen die geiftlihen und 
die wirklichen Eollegial: Räthe, und die mit diefen in gleicher Eategorie fteben- 
den böbern Beamten. 

Die Geiftlihen genießen denfelben befreiten Gerichtöftand in bürgerlichen 
und ſtrafrechtlichen Fällen; — die Eollegial :» Rathe und hoͤhern Beamten außer 
dieſem auch die Rechte der Siegelmäßigkeit und die obige Auszeichnung bei der 
Mılitär » Eonfeription. 

6.6. Die Dienftesverbältniffe und Penfions » Anfprühe der Staatsdiener 
und öffentlihen Beamten richten ſich nad den Beſtimmungen der Dienited: 
Pragmatif. (Beilige IX.) 

Titel VI. 
Bon der Ständeverfammlung. *) 

$. 1. Die jmwei Kammern der allgemeinen Berfammlung der Stände des 
Aeichs find: 





*) Hiezu das Geſetz v. 9. März 1828 (Amtsbl. S. 97) über die Reichsräthe: 
„Wir babın Uns von der Norchmendigkeit überzeugt, die in dem Ziel vı. 4. 2, 
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a) die der Reichéraͤthe, 
b) die der Abgeordneten. 
$. 2. Die Kammer der Reichsräthe ift zufammengefest aus 

1) den volljährigen Prinzen des Pöniglihen Haufes; 

2) den Kronbeamten des Reichs; 

3) den beiden Erzbiſchoͤffen; 

4) den Häuptern der ehemals reihsftändifhen — fürftlihen und gräfllichen 
Familien, als erblihen Reichſsräthen, fo lange fie im Belige ihrer vor» 
maligen Reichsftändigen im Königreihe gelegenen Herrfhaften bleiben ; 

5) einem vom Könige ernannten Biſchofe und dem jedesmaligen Präfidenten 
des proteftantifhen General⸗Conſiſtoriums; 

6) aus denjenigen Perfonen, welche der König entweder wegen ausgezeichne: 
ter dem Staate geleifteter Dienfte, oder megen ihrer Geburt, oder 
ihres Vermögens zu Mitgliedern diefer Kammer entweder erblidh oder 
lebenslänglicb befonders ernennt. 

$. 3. Das Recht der Vererbung wird der König nur adeligen Gutsbefigern 
verleihen, welche im Königreihe das volle Staats-Bürgerrecht, und ein mit 





Ziff. 6., dann $. A. der Verfaffungdurfunde enthaltenen Beſtimmungen über die Bildung der 
Kammer der Reichdrärhe zu erläutern, und dur Zufäge zu ergänzen, und verordnen dem 
zufolge nach Wernehmung Unfered Staatdrarhed mit Beirathb und Zufiimmung Unferer 
Lieben und Getreuen, der Stände ded Reid, unter Beobachtung der in dem Titel X. $. 7% 
der Werfaffungdurfunde vorgefchriebenen Formen, mie folgt: 

Urt. 1. Bei der Bemeffung ded in dem Titel VI. $. A. der Berfaffungdurfunde fefts 
geſetzten Zahlen⸗Verhältniſſes zwiſchen den erblichen und tebendlänglihen Reichsräthen, And bei 
den erfteren außer den Häuptern der ehemals reichsſtändiſchen fürſtlichen und gräflichen 
Familien und den vom Könige mir Verleihung des Vererbungs⸗Rechtes ernannten Reichs⸗ 
rächen (Verfaſſungſutkunde Titel VI. $. 2. Ziff. A. und 6., dann $. 3.) aud noch zu zählen: 

1) die beiden Erzbiſchöffe; j 
2) der von dem Könige aud der Zahl. der Biſchöfe ernannte Reichſrath, und der jededs 
malige Präfident des protelantifchen Ober⸗Conſiſtor iums. 

Dagegen ſind 

a) die volljährigen Prinzen des Königlichen? Hauſes und | 
b) die Kronbeamten, welche nicht zugleich wegen ihrer Beſitzungen Reichsräthe find, — 
weder ju den erblichen noch zu den lebendlänglichen Reichsräthen zu rechnen. 

Urt, 2. Der König wird die von ibm zu ernennenden erblichen und lebendlänglichen 
Reichsſsräthe aud jenen Werfonen auswählen, die entweder dem Staate ausgezeichnete Dienite 
geleifter haben, oder von adeliger Geburt find, oder Vermögen befigen. " 

Hinfichrli der Verleihung ded Vererbungs⸗Rechtes hat ed außerdem bei den Beftims 
mungen des Titeld vı. $. 3. der Verfaffungdurfunde zu berbleib:n, 

Urt. 3. Gegenwärtiged Geſetz foll ald ein Grundgeſetz des Reiches und ald ein ergäns 
zender Beftandeheil der Verfaffnngsurfunde angefehen werden. 

Daffelbe tritt mit dem Tage der Bekanntmachung durch dad Gefegblart in Wirffamfeit, 
und fann nur in der durch den Titel X. $. 7, der Werfaffungdurfunde vorgefhriebenen Weite 
twieder abgeändert werden.’ 
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dem Lehen: oder Fideiscommiffarifhen Berbande belegtes Grundvermoͤgen befigen, 
von welbem fie an Grund- und Dominical- Steuern in simplo Dreihundert 
Bulden entrichten, und wobei eine agnatiſch⸗linealiſche Erbfolge nach dem Rechte 
der Erftgeburt eingeführt ift. 

Die Würde ‚eines erblihen Reichsratbs geht jeteömal mit den Gütern, 
worauf das Fideicommiß gegründet ift, nur auf den nad diefer Erbfolge eins 
tretenden Befiger über. — 


$. 4. Die Zahl der lebenslaͤngiichen Reichſsraͤthe Bann den dritten Theil 
der erblihen nicht überfteigen. 


$. 5. Die Reichsraͤthe haben Zutritt in die erfte Kammer nad erreichter 
Voljäprigfeit; eine entfcheidende Stimme aber koͤmmt den Prinzen des Königs 
lihen Haufes erft mit dem Cinundzwanzigften, den übrigen Reichsraͤthen mit 
dem Fünfundzwanzigften Lebensjahre zu. 

$. 6. Die Kammer der Reihsräthe kann nur dann eröffnet werden, wenn 
wenigftend die Hälfte der fämmtlihen Mitglieder anweſend ift. 

$. 7. Die zweite Kammer der Ständeverfammlung bildet ſich: 

a) aus den Grundbefigern, welche eine gutöherrlihe Gerichtsbarkeit ausüben, 
und nicht Si und Stimme in der erften Kammer haben; 

b) aus Abgeordneten der Univerfitäten; 

© aus Geiſtlichen der Patholiihen und proteftantifchen Kirche; 

d) aus Abgeordneten der Städte und Märkte; 

e) aus den nicht zu a) gehörigen Landeigenthümern. 

. 8. Die Zahl der Mitglieder richtet fih im Ganzen nad) der Zahl der 
Familien im Königreihe, in dem Berhältniffe, daß auf 7000 Familien ein 
Abgeordneter gerechnet wird. 

$. 9. Bon der auf folhe Art beftimmten Zahl ftellt: 

a) die Claſſe der adeligen Gutsbefiger ein Achttheil; 

b) die Claſſe der Geiftlihen der Patholifchen und proteftantifchen Kirche ein 
Achttheil; 

c) die Claſſe der Städte und Maͤrkte ein Viertheil; — und 

d) die Elaffe der übrigen Landeigenthimer, welche Peine gutsberrliche Ge: 
rihtsbarfeit ausüben, zwei Viertheile der Abgeoröneten ; 

e) jede der drei Univerfitäten ein Mitglied. 

$. 10. Die jede einzelne Claſſe treffende Zahl von Abgeordneten wird nad 
den Beflimmungen des über die Ständeverfammlung bier beigefügten befondern 
Edictes, auf die einzelnen Negierungsbezirfe vertheilt. (Beilage X.) - 

$. 11. Jede Claſſe wählt in jedem Regierungs : Bezirfe die fie daſelbſt 
treffende Zahl von Abgeordneten nach der in dem angeführten Edicte vorge— 
ſchtiebenen Wahlordnung für die fechsjährige Dauer der Verſammlung. Die 
während derfelben erledigten Stellen werden aus denjenigen erfegt, welche den 
Gewählten in der Stimmenzabl zunächft fommen. 

$. 12. Gedes Mitglied der Kammer der Abgeordneten muß ohne Rüdficht 
auf Standes oder Dienftverhäftniffe ein feldftftändiger Staatsbürger feyn, wel: 
der das dreißigfte Lebensjahr zurückgelegt bat, und den freien Genuß eines 
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folhen im betreffenden Bezirfe oder Drte gelegenen Vermögens befist , welches 
feinen unabhängigen Unterhalt fihert, und durd die im Edicte (Beilage X.) 
feftgefegte Größe der jährlihen Belteuerung beftimmt wird, 


Er muß ſich' zu einer der drei chriftlihen Religionen bekennen, und darf 
niemals einer Special:Unterfuchung. wegen Verbrechen oder Vergehen unterlegen 
baben, wovon er nicht gänzlich freigefprochen worden ift. 


$. 13. Alle ſechs Jahre wird eine neue Wahl der Abgeordneten vorge: 
nommen, und fonft nur in dem Falle, wenn die Kammer von dem Könige 
aufgelöfet wird. 

Die austretenden Mitglieder find wieder wählbar. 

$. 14. Der Austritt eines bereits ernannten Mitgliedes erfolgt während 
der Dauer der Berfammlung, 

1) Wenn daſſelbe die Realität, das Gericht, Gewerbe oder die geiftliche 
Pfründe,, welhe feine Wahl für den betreffenden Regierungsbezirk, oder 
die Claſſe befonders begründeten, aus was immer für DBeranlaffungen 
zu befigen aufhört, ohne einen gleihen Erfag in demfelben Bezirke, Orte, 
oder in derfelden Glaffe zu erwerben; 

2) Wenn das Mitglied unter der Zeit eine der oben ($. 12.) zur paffiven 
MWablfähigkeit wefentlich erforderlihen Eigenfhaften verliert. 


In diefen Fällen hat die Kammer der Abgeordneten auf die gefchehene 
Anzeige und nach Vernehmung des Betheiligten zu entfcheiden. 

$. 15. Zur gültigen Conftituirung der Kammer der Abgeordneten wird die 
- Anwefenbeit von wenigftens zwei Drittheilen der gewählten Mitglieder erfordert, 

$. 16. Die Kammer der Reichöräthe wird gleichzeitig mit jener der Abges 
ordneten zufammenberufen , eröffnet und geichloffen. 

$. 17. Kein Mitglied der erften oder zweiten Kammer darf fih in der 
Sitzung durch einen Bevollmächtigten vertreten laſſen. 

$. 18. Die Anträge über die Staatsauflagen gefchehen zuerfi in der Kam— 
mer der Abgeordneten und werden dann durch diefe an die Kammer der Reichs— 
räthe gebracht. 

Alle übrigen Gegenfände fönnen nad der Beftimmung des Königs der 
einen oder.der andern Kammer zuerft vorgelegt werden. 

$. 19. Kein Gegenftand des den Ständen des Reichs angewieſenen gemein 
ſchaftlichen Wirfungstreifed kann von einer Kammer allein in Berathung gezo- 
gen werden und die Wirkung einer güftigen Einwilligung der Stände erlangen. 


Titel VIEL 


Bon dem Wirfungsfreife der Ständeverfammlung. 


6. 1. Die beiden Kanımern koͤnnen nur über jene Gegenftände in Bera- 
thung treten, die in ihren Wirkungsfreis gehören, welher in den $$. 2 bis 19 
näber bezeichnet if. 

$. 2. Ohne den Beirath und die Zuſtimmung der. Stände des Königreichs 
Bann Fein allgemeines neues Gefeg, welches die Hreiheit der Perfonen oder das 
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Eigenthum der Staats:Angebörigen betrifft, erlaſſen, noch ein fchon beftehendes 
abgeändert, authentiſch erläutert oder aufgehoben werden. 


$. 3. Der König erholt die Zuftimmung der Stände zur Erhebung aller 
directen Steuern, fo wie zur Erhebung neuer indirecten Auflagen, oder zu der 
Erhöhung oder Beränderung der beftehenden. 

$.4. Den Ständen wird daher nad ihrer Eröffnung die genaue Ueberſicht 
des Staats » Bedürfniffes,, fo wie der gefammten Staats » Cinnahmen (Büdget)- 
vorgelegt werden, welde diefelbe durch einen Ausfhuß prüfen, und ſodann 
über die zu erhebenden Steuern in Berathung treten. 

$.5. Die zur Dedung der ordentlihen Beftändigen und beſtimmt vorber: 
jufehenden Staatsausgaben, mit Einfluß des nothwendigen Referve » Fonds, 
erforderlihen directen Steuern werden jedesmal auf ſechs Jahre bewilligt. 


Um jedoch jede Stodung in der Staatshaushaltung zu vermeiden, werden 
indem Etats-Jahre, in welchem die erfte Ständeverfammlung einberufen wird, 
die in dem vorigen Etats-Jahre erhobenen Staatsauflagen fortentrichtet. 

.6. Ein Jahr vor dem Ablaufe des Termind, für weldhen die firen 
Ausgaben fetgefett find, fomit nach Verlauf von ſechs Jahren, läßt der König 
für die ſechs Zahre, welche diefem Termine folgen, den Ständen ein neues 
Büdget vorlegen. 

6.7. In dem Falle, wo der König durch auserordentlihe äußere Verhaͤlt⸗ 
niſſe verbindert iſt, in diefem legten Jahre der ordentlihen Steuerbemwilligung 
die Stände zu verfammeln, koͤmmt Ihm die Befugniß der Forterhebung der 
legtbewilligten Steuer auf ein halbes Jahr zu. 

$. 8. In Fällen eines außerordentlihen und unvorbergefehenen Bedürfs 
nifes und der Unzulänglicheit der beftehenden Staatseinfünfte zu defien Dedung, ' 
wird diefed den Ständen zur Bewilligung der erforderliben außerordentliden: 
Auflagen vorgelegt werden. 

$. 9. Die Stände koͤnnen die Bewilligung der Steuern mit Reiner Bedin- 
gung verbinden. 

$. 10. Den Ständen des Reich wird bei einer jeden Berfammlung eine 
genaue Nachweiſung über die Berwendung der Staatseinnahmen vorgelegt 
werden. 

$. 11. Die gefammte Staatsfhuld wird unter die Gemwährleiftung der 
Etände geftellt. 

Zu jeder neuen Staatsfhuld, wodurch die zur Zeit beftehende Schulden» 
Mafe im Capital» Betrage oder der jährliben Verzinfung vergrößert wird, iſt 
die Zuftimmung der Stände des Reichs erforderlich. 

$. 12. Eine folhe Vermehrung der Staatsfhulden hat nur für jene drin: 
gende und außerordentlihen Staatsbeduͤrfniſſe Statt, welche weder durd die 
irdentlihen noch durch außerordentlihe Beiträge der Unterthanen ohne deren 
iu große Belaftung beftritten werden koͤnnen, und die zum wahren Nußen des 
Landes gereichen. : 
613. Den Ständen wird der Schuldentilgungsd-Plan vorgelegt, und ohne 
ine Zuftimmung kann an dem von ihnen angenommenen Plane Reine Abän- 
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derung getroffen, nody ein zur Schuldentilgung beftimmtes Gefällt au irgend 
einem andern Zwede verwendet werden. 


$. 14. Jede der beiden Kammern bat aus ihrer Mitte einen Commifjär 
zu ernennen, welche gemeinfhaftlid bei der Schuldentilgungs » Commiflion von 
allen ihren Verhandlungen genaue Kenntniß zu nehmen, und auf die Einhal- 
tung der feftgefesten Normen zu wahen haben. 


6. 15. In außerordentlihen Fallen, wo drobende aͤußere Gefahren bie 
Aufnahme von Sapitalien dringend erfordern, und die Einberufung der Stände 
durch Außere Berbältniffe unmöglich gemacht wird, foll diefen Commiſſaͤrs die 
Befugniß zufteben,, zu diefen Anleihen im Namen der Stände vorläufig ihre 
Zufimmung zu ertheilen. _ 

Sobald die Einberufung der Stände möglid wird, ift ihnen die ganze 
Verhandlung über diefe Eapital-Aufnahme vorzulegen, um in das Staatsſchul⸗ 
den: Berzeichniß eingetragen zu werden. 

6. 16. Den Ständen wird bei jeder Berfammtlung die genaue Nacyweifung 
ded Standes der Staatdfhuldentilgungs:Caffe vorgelegt werden. 

$. 17. Die Stände haben das Recht der Zuſtimmung zur DBeräußerung 
oder Berwendung allgemeiner Stiftungen in ihrer Subftanz für andere alt 
ihre urſpruͤnglichen Zmede. 

6. 18. Eben fo ift ihre Zuftimmung zu Verleihung von Staats-Domänen 
oder Staatd:Renten zu Belohnung großer und beftimmter dem Staate geleifteter 
Dienfte erforderlich. 

$. 19. Die Stände haben dad Recht, in Beziehung auf alle zu ihrem Wir: 
Pungsfreife gehörigen Gegenftände dem Könige ihre gemeinfamen Wuͤnſche und 
Antraͤge in der geeigneten Form vorzubringen. 

6. W. Jeder einzelne Abgeordnete bat das Recht, in diefer Beziehung 
feine Wuͤnſche und Anträge in feiner Kammer vorzubringen, welche darüber: 
ob Diefelben in nähere Ueberlegung gezogen werden follen, durdy Mehrheit der 
Stimmen erkennt, und fie im bejabenden Falle an den betreffenden Ausſchuß 
zur Prüfung und Würdigung bringt. Ä 

Die vomeiner Kammer über folhe Anträge gefaßten Beſchlüſſe müffen der 
andern Kammer mitgetbeilt, und koͤnnen erft nad deren erfolgten Beiftimmung 
dem Könige vorgelegt werden. 

$. 21. Geder einzelne Staatsbürger, fo wie jede Gemeinde kann Beſchwer⸗ 
den über: Berlegung der conftitutionellen Rechte an die Ständeverfammlung, 
und zwar an jede der beiten Kammern bringen , welche fie durch den hierüber 
beftehenden Ausfhuß prüft, und findet diefer fie dazu geeignet, in Berathung 
nimmt. 

Erkennt die Kammer durd Stimmenmehrheit die Befchwerde für gegrimdet, 
fo theilt fie ihren diesfalls an den König zu: erftattenden Antrag der andern 
Kammer mit, welder, wenn diefe demfelben beiftimmt, in einer gemeinfamen 
Borftellung dem Könige übergeben wird. | 

$. 22. Der König wird wenigftend alle drei Jahre die Stände zuſammen 
berufen. : 
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Der König eröffnet und ſchließt die Berfammiung entweder in eigener 
Verfon oder durch einen befonders biezu Bevollmächtigten. 

Die Sigungen einer ſolchen Berfammlung dürfen in der. Regel nicht länger 
ad zwei Monate dauern und die Stände find verbunden, in ihren Sitzungen 
die von dem Könige an fie gebrachten Gegenftände sor allen übrigen in Bera⸗ 
tung zu nehmen. 

$. 23. Dem Könige fteht jederzeit das Recht zu, die Sigungen der Stände 
ju verlängern, fie zu vertagen, oder die ganze Berfammlung aufzulöfen. 

In dem legten Falle muß wenigftens binnen drei Wonaten eine neue Wahl 
der Kammer der Abgeordneten vorgenommen werden. 

$. 24. Die Staats» Minifter Pönnen den Sigungen der beiden Kammern 
beiwohnen, wenn fie auch nicht Mitglieder derfelben find. 

$. 25. Jedes Mitglied der Ständeverfammlung bat folgenden Eid zu leiften: 

„Ich ſchwoͤre Treue dem Könige, Gehorſam dem Geſetze, Beobadhtung 
„und Aufrechthaltung der Staatöverfafiung und in der Staͤndeverſamm⸗ 
„lung nur des ganzen Landes allgemeined Wohl und Befte ohne Rück— 
„Acht auf befondere Stände oder Elaffen nach meiner innern Leberzeus 
„gung zu beratben; — So wahr mir Gott helfe und fein heiliged Evan 
„gelium.“ 

$. %6. Kein Mitglied der Ständeverfammlung Pann während der Dauer 
der Sisungen ohne Einwilligung der betreffenden Kammer zu Berbaft gebracht 
werden, den Hall der Ergreifung auf frifcher That bei begangenem Verbrechen 
ausgenommen. 

$, 27. Kein Mitglied der Ständeverfammlung kann für die Stimme, mel 
he es in feiner Kammer geführt bat, anders als in Folge der Geſchaͤftsordnung 
durh die Berfammlung ſelbſt zur Rede geftellt werden. 

$. 28. Ein Gegenftand, über weldhen die beiden Kammern fidy nicht ver 
einigen, Pann in derfelben Sitzung nicht wieder zur Berathung gebracht werden. 

$.29. Die Pöniglihe Entfchließung auf die Anträge der Reichsitände erfolgt 
nicht einzeln, fondern auf alle verhandelten Gegenftände zugleich bei dem Schluſſe 
der Verfammlung. 

$. 30. Der König allein fanctionirt die Gefege und erläßt diefelben mit 
feiner Unterfchrift und Anführung der Vernehmung des Staatsraths und des 
erfolgten Beiratbs und der Zuftimmung der Lieben und Getreuen, der Stände 
deb Reiche. 

$. 31. Wenn die Berfammlung der Reichsftände vertagt, förmlich geſchloſ— 
ſen oder aufgelöft worden ift, koͤnnen die Kammern nicht mehr gültig N 
[hlagen, und jede fernere Verhandlung ift ungeſetzlich. 


Titel VI. 
Vonder Rechtspflege. 


F. 1. Die Gerichtsbarkeit geht vom Könige aus. — Sie wird unter 
Criner Oberaufſicht durch eine geeignete Zahl von Aemtern und Dbergerichten 
In einer geſetzlich beftimmten Inſtanzen-Ordnung verwaltet. 


Dr. Siebenpfeiffer'd 3 
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F. 2. Alle Gerichtsſtellen ſind verbunden, ihren Urtheilen Entſcheidungs⸗ 
gründe beizufügen. 

$. 3. Die Gerichte find innerhalb der Gränzen ibrer amtlihen Befugnig 
unabhängig, und die Richter Pönnen nur dur einen Rechtsſpruch von ihren 
Etellen mit Berluft des damit verbundenen Gehaltes entlaffen — oder derfel- 
ben entfegt werden. 

6.4. Der König kann in ftrafrehtlihen Sachen Gnade ertheilen, die 
Strafe mildern oder erlaffen; — aber in Peinem Falle irgend eine anhängige 
Gtreitfache, oder angefangene Unterfuhung hemmen, 

6. 5. Der Pöniglihe Fiscus wird in allen ftreitigen Privat-Rechts-⸗Verhält⸗ 
niffen bei den Bönigliben Gerichtshoͤfen Recht nehmen. 

6. 6. Die Vermögend:Eonfisration bat in Beinem Falle, den der Defertion 
ausgenommen, Statt. 


$. 7. Es fol für dad ganze Königreich ein und daſſelbe — und 
Strafgeſetzbuch beſtehen. 


Stitet ie 
Bon der Militar-Verfaffung. 


$. 1. Jeder Bayer ift verpflichtet, zur MBertheidigung feines Vaterlandes, 
nad) den bierüber beftebenden Geſetzen mitzumirken. 

Bon der Pfliht, die Waffen zu tragen, ift der geiftlihe Stand ausge 
genommen, 

2 Der Staat bat zu feiner Bertheidigung eine ſtehende Armee, welde 
dur die allgemeine Militär-Eonfeription ergänzt, und auch im Frieden gehörig 
unterbalten wird, 


$. 3. Meben diefer Armee beftehen noch Meferve » Bataillons und bie 
Sandwehr. 

$. 4. Die Referve : Bataillon find zur Verſtaͤrkung des ftehenden Heeres 
beftimmt, und theilen im Falle des Aufgebot. alle Verpflichtungen, Ehren und 
Vorzüge mit demfelben. 

Im Frieden bleibt fämmtlihe in den Referve-Bataillons eingereihte Mann: 
fhaft, die zu den Waffenübungen erforderlihe Zeit ausgenommen, in ihrer 
Heimath, frei von allem militärifhen Zwange, bloß der bürgerlichen Gerichts— 
barfeit und den bürgerlichen Gefegen unterworfen, ohne an der Veränderung 
des MWohnfiged, der Anfägigmahung oder Berebelihung gehindert zu feyn. 

$. 5. Die Landwehr kann in Kriegszeiten zur Unterftüßung der jchon 
durch die Neferve:Bataillons verftärften Armee auf befondern- Pöniglichen Auf 
ruf, jedody nur innerhalb der Graͤnzen des Reichs in miltärifhe Thaͤtigkeit treten. 

Zur zweckmäßigen Benügung diefer Maffe wird diefelde im zwei Abtbeilun 
gen ausgefchieden, deren zweite die zur Mobilifirung weniger geeigneten Indi⸗ 
viduen begreift, und in feinem Falle außer ihrem Bezirke verwendet werden fol- 

Sn Friedenszeiten wirkt die Landwehr zur Erhaltung der innern Sicherheit 


mit, in fofern es erforderlich ift, und die dazu beftimmten Truppen nicht bin 
reihen. 
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$. 6. Die Armee handelt gegen den Außern Feind und im Innern nur 
dann, wenn die Militär: Waht von der competenten Eivils Behörde foͤrmlich 
dazu aufgefordert wird. 

$. 7. Die MilitärsPerfonen fteben in Dienſt-Sachen, «dann wegen Bers 
brechen oder Bergeben unter der Militär-Gerichtsbarkeit, in Real: und gemiſch⸗ 
ten Rechtsſachen aber unter den bürgerlihen Gerichten. 


Titel X. 
Bon der Gewähr der Verfaffung. 


$. 1. Bei dem Regierungs-Antritte ſchwoͤrt der König in einer feierlichen 
Berfammlung der Staats: Minifter, der Mitglieder des Staatsraths, und einer 
Deputation der Stände, wenn fie zu der Zeit verfammelt find, folgenden Eid: 

„3b ſchwoͤre nach der Berfafiung und den Gefegen des Reichs zu 
„regieren, fo wahr mir Gott helfe und fein heiliged Evangelium.“ 

Ueber diefen Act wird eine Urkunde verfaßt, in das Neichs-Archiv hinter: 
legt, und beglaubigte Abſchrift Davon der Etände:Berfammlung mitgetheilt, 

$. 2. Der Reichsverweſer leiftet in Beziehung auf die Erhaltung der Ber: 
faffung den Tit. IL $. 16 vorgefchriebenen Cıd. 

Sämmtlide Prinzen des Pöniglihen Haufes leiften nady erlangter Bolljäh: 
rigfeit ebenfalld einen Eid auf die genaue Beobachtung der Berfafjung. 

6. 3. Ale Staatsbürger find bei der Anſaͤßigmachung und bei der allge 
meinen Zandesbuldigung, fo wie alle Staatsdiener bei ibrer Anftellung verbun⸗ 
den, folgenden Eid abzulegen: „Ich fchwöre Treue dem Könige, Gehorſam dem 
„Belege und Beobahtung der Stantsverfafung; fo wahr mir Gott helfe und 
„fein beiliges Evangelium! “ 

6. 4. Die koͤniglichen Staats:Minifter und fämmtlihe Staatsdiener find 
für die genaue Befolgung der Verfaſſung verantwortlich. 

$. 5. Die Stände haben das Recht, Beſchwerden über die durch die Fönigl. 
Ctaatt. Minifterien oder andere Staatsbehörden geſchehene Berlegung der Ber: 
fafung ın einem gemeiniamen Antrag an den König zu bringen, welder den» 
feiben auf der Stelle abbelfen, oder, wenn ein Zweifel dabei obwalten foute, 
fie näber nach der Natur des Gegenftandes durch den Staatsrath oder die oberite 
Juſtiz⸗Stelle unterfuhen und darüber entfcheiden lafien wird. 

$. 6. Finden fih die Stände durch ihre Pflichten aufgefordert, gegen einen 
böbern Staatsbeamten wegen vorfägliher Verlegung der Staatsverfaflung eine 
förmlihe Auflage zu flellen, fo find die Anklagspunkte beftimmt zu bezeichnen, 
und in jeder Kammer durd einen befondern Ausihuß zu prüfen. 

Bereinigen ſich beide Kammern hierauf in ihren Beſchlüſſen über die An- 
Mage, fo bringen fie dieſelbe mit ihren Belegen in vorgeihriebener Form an 
den König. 

Dieſer wird fie fodann der oberſten Juſtiz-Stelle — in welher, im Galle 
der nothmwendigen oder freiwilligen Berufung, auch die zweite Inſtanz durch 
Inorenung eines andern Senats gebildet wird, — zur Entfheidung übergeben, 
un die Stände von dem gefällten Urtheile in Kenninig fegen. 
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6. 7. Abänderungen in den Beflimmungen der Verfaſſungsurkunde, oder 
Zufäge zu derfelben Pönnen ohne Zuftimmung der Stände nicht geſchehen. 

Die Borfchläge hiezu geben allein vom Könige aus, und nur wenn Derſelbe 
“fie an die Stände gebracht hat, dürfen dieſe darüber berathſchlagen. 

Zu einem "gültigen Befchluffe in diefer hoͤchſt wichtigen Angelegenheit wird 
wenigftens die Gegenwart von drei Biertheilen der bei der Berfammlung anme: 
fenten Mitglieder in jeder Kammer und eine Mehrheit von zwei Drittheilen 
der Stimmen erfordert. 

Indem Wir dieſes Staatd-Grundgefeg zur allgemeinen Befolgung und 
“ genauen Beobachtung in feinem ganzen Inhalte, einfhlüffig der daſſelbe ergän- 
zenden und in der Haupturfunde als Beilagen bezeichneten Edicte, hierdurch 
Fund machen, fo verordnen Wir zugleih, daß die darin angeordnete Verſamm⸗ 
fung der Etände zur Ausübung der zu ihrem Wirfungsfreife gehörigen Rechte 
am 1.. Sanuar 1819 einberufen, und inzwiſchen die hiezu erforderliche Einleitung 
veranstaltet werde.” 

Die zu vorftehender Verfaffungs-Urfunde gehörigen befondern 
Edicte find zwar nicht alle im Rheinkreis gefeglich verkündet; ich 
glaube fie dennoch hier mittheilen zu müffen, weil es nur erwuͤnſcht 
feyn kann, die ganze jenfeitd geltende Verfaffung zu Fennen und 
vereinigt zu befigen, und das Ganze nur durch das Ganze ver: 
ſtaͤndlich iſt. Die dieffeits publizirten Edicte ftehen im Amtsblatt 
von 18185 die Übrigen find aus dem allgemeinen ‘ Gefeßblatt von 
1818 entnommen. Diefe zehn Edicte find folgende: 

Beilage I. über das Judigenat: (Amtsbl. 1818 nach ©. 722) 


$. 1. „Zum vollen Genuffe aller bürgerlichen öffentlihen und Privat⸗Rechte 
in Baiern wird dad Indigenat erfordert, welches entweder durch die Geburt, 
oder durch die Naturalifation erworben wird. 

$. 2. Vermoͤge der Geburt fieht Jedem das bayerifche Indigenat zu, deffen 
Bater oder Mutter zur Zeit feiner Geburt die Rechte. diefes Indigenats beſeſ⸗ 
ſen haben. 

F. 3. Durch Naturaliſation wird das Indigenat erlangt: 

a) wenn eine Auslaͤnderin einen Bayer heirathet; 

b) wenn Fremde in das Königreich einwandern, ſich darin anſaͤßig machen, 
und die Entlaffung aus dem fremden perfönlihen Unterthansverbande 
beigebracht haben ; 

c) dur ein befonderes nach erfolgter Vernehmung * Staatsrathes ausge⸗ 
fertigtes Pönigl. Deeret. 

$. 4. Durch den bloßen Beſitz oder eine neitliche Benuͤtzung liegender 
Gründe, durch Anlegung eines Handels, einer Fabrik, oder durch die Theil— 
nahme an einem von beiden, ohne foͤrmliche Niederlaſſung und Anſaͤßigmachung, 
werden die Indigenats⸗Rechte nicht erworben. 

$. 5. Auf gleihe Weife Pönnen die Fremden, welche in Bayern fich auf: 
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halten, um ibre wiffenfchaftlihe Kunft: oder induftrielle Bildung zu erlangen, 
oder ſich in Geichäften zu üben, oder melde fih in Privat:Dienften befinden, 
ohne ich foͤrmlich anſaͤßig gemadt, oder eine Anftellung erlangt zu haben ; oder 
ſelche Individuen, welche mit ihrem Domicil den an andere Souveraͤns über: 
sangenen Landestheilen angehören, vorbehaltlich der vertragsgemäßen Ruͤckwan— 
derung, auf die Rechte eines Einheimiſchen Feine Anfprühe maden. 

$. 6. Das erworbene Indigenat geht verloren: = 

1) dur Erwerbung oder Beibehaltung eines fremden Indigenats ohne be 
fondere Pönigl. Bewilligung ; 

2) burh Auswanderung; 

3) durch Berbeiratbung einer Bayerin mit einem Ausländer. 

$. 7. Das Indigenat ift die weſentliche Bedingung, ohne welhe man zu 
Kron:Dberbhof:Aemtern , zu Eivil:Staatsdienften, zu oberftien Militär:Stellen, 
und zu Kirden-Aemtern oder Pfründen nicht gelangen, und ohne welche man 
das bayerifhe Staats: Bürgerrecht nicht ausüben kann. 

$. 8. Mebft dem Indigenat wird zu legterem erfordert : 

a) die gefeglihe Bolljäprigkeit ; 

b) Die Anfägigfeit im Königreiche entweder dur den Beſitz befleuerter 
Gründe, Kenten oder Rechte, oder durch Ausübung befteuerter Gewerbe, 
oder dur den Eintritt in ein Öffentliches Amt ; 

c) bei den Neueinwandernden ein Zeitverlauf von ſechs Jahren, vorbehaltlich 
der zur Ausübung gewiſſer vorzüglider ftaatsbürgerliher Rechte in con» 
fitutionellen Gefegen enthaltenen befondern Beftimmungen. 

6.9. Nur derjenige Bayer, welder den oben bemerften Bedingungen 
Genüge geleitet hat, erbält den politifhen Stand eines Staats :« Bürgers im 
Königreidhe, und bie verfaffungsmäßige Theilnahme an der Standes Berfammlung. 

$. 10. Das Staatsbürgerrecht gebt verloren: 

1) mıt dem Indigenate; 

2) burd die ohne Bönigl. ausdrüdlihe Erlaubnig gefhehene Annahme von 
Dienften, oder Gehalten, oder Penfionen, oder Ehrenzeichen einer aus» 
wärtigen Macht, vorbebaltlid der verwirkten beiondern Strafen; 

3) durd den bürgerlihen Tod. 

$. 11. Diejenigen bayerifhen Unterthanen, welche mit ausdrücklicher koͤnigl. 
Erlaubnif in fremde Dienfte getreten find, bleiben verpflichtet : 

a) in ihre Vaterland zurückzukehren, fobald fie entweder durch einen an fie 
gerichteten directen Befehl, oder durd eine General-Berorbnung zurüd: 
berufen werden; 

b) der fremden Madıt, in deren Dienft fie übergeben wollen, den Dienſtes-Eid 
nur unter dem Vorbehalte zu leiften, nie gegen ihr Baterland zu dienen ; 

<) auch ohne befondere Zurüdberufung den fremden Dienk zu verlaffen, fo: 
bald diefe Macht in Kriegsftand gegen Bayern tritt. 

$. 12. Bayeriſche Unterthanen Pönnen Befigungen in einem andern Staate 

haben und erwerben, aud an Handeld-Gtabliffements und Fabriken Theil neh» 
men, wenn feine bleibende perfönliche Anfäßigkeit in dem fremden Staate da: 
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mit verbunden ift, und es unbefchadet ihrer Unterthanspflichten gegen das 
Königreich geſchehen Pann. 


$. 13. Auswärtige Unterthanen Pönnen in dem Königreiche Bayern Grund» 
eigenthum gleich den koͤnigl. Unterthanen befiken. Sie unterliegen bierbei den 
Pflichten der Forenfen. 

$. 14. Den Standesherren, welde ſich ihren Aufenthalt in den zum deut: 
ſchen Bunde gehörenden, oder mit demfelben in Frieden lebenden Staaten währ 
len, bleiben alle durdy die Pönigl. Declaration zugeftandenen Rechte vorbehalten. 

$. 15. Gie find dagegen wie jeder andere Forenfis gehalten 

a) alle nach den Geſetzen ded Königreichs auf ihren Gütern baftenden Staats: 
laften und Berbindlichfeiten genau zu erfüllen; 

b) in Hinfiht auf diefe Verbindlichkeit eine Stellvertretung, und in Anfe: 

bung der Lebengüter einen Lehenträger aus bayerifhen Unterthanen 
anzuordnen; 

c) fie können ſowohl von dem Fiscus als von den Bönigl. Unterthanen nicht 
nur in Real: fondern auch in Perfonal:Klagfahen, in fo meit die in 
Bayern gelegenen Güter einen zureihenden Erecutions:Gegenftand dar 
bieten, oder dafür angenommen werden wollen, vor den geeigneten Pönigl. 
Gerichten belangt werden. 

Sn den übrigen Berhältniffen find die Forenfen als Fremde zu behandeln. 

$. 16. Den Fremden wird in dem Königreiche die Ausübung derjenigen 
bürgerlihen Privat-Rechte zugeitanden, die der Staat, zu weldhem ein folder 
Fremder gehört, den Pönigl. Unterthanen zugeitehet. 

$. 17. Werden in einem auswärtigen Staate durch Gefege oder befondere 
Verfügungen entweder Fremde im Allgemeinen oder bayerifhe Linterthanen 
insbefondere von den Bortheilen gewiffer Privat-Rechte ausgefchloffen, melde 
nad den allda geltenden Gefegen den Einheimiſchen zuftehen, fo ift ‚gegen die 
Unterthanen eines folhen Staats derfelbe Grundfas anzuwenden. 

$. 18. Zur Ausübung eined folhen Retorſions-Rechts muß allezeit die 
befondere koͤnigl. Genehmigung erholt werden. 

$. 19. Fremde, welde mit Pönigl. Erlaubniß in dem Königreiche fi auf: 
halten, genießen alle bürgerlihen Privat-Rechte, fo lange fie allda zu wohnen 
fortfahren, und jene Erlaubniß nicht zurückgenommen ift. 


Zu diefem Edict gehört das Gefeg vom 15. Auguft 1828 
(Amtsbl. ©. 163). 


„Wir haben Uns von der Notwendigkeit überzeugt, die Beftimmungen 
des $. 5 der I. Beilage zur Verfaſſungs-Urkunde, das Indigenat betreffend, 
authentiſch zu erläutern, und verordnen deßhalb nad Vernehmung Unferes 
Staatörathed und mit Beirat) und Zuftimgung Unferer Lieben und Ge: 
treuen, der Stände des Reiches, unter genauer Beobadhtung der im $. 7. 
Tit, X. der Verſaſſungs-Urkunde vorgefhriebenen Formen, wie folgt: 

Art. 1. Unter der Anftellung, ohne weiche nad $. 5 der I. Beilage zur 
Verfaſſungs-Urkunde Fremde, die fih in Bayern in Privatdienften befinden, 
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auf die Rechte eines Einheimifhen Feine Anfprühe machen können, iſt nur eine 
ftändige Anftellung zu verftehen. 

Art. 2. Gegenwärtiges Gefeg Toll als ein Grund⸗Geſetz des Reiches ans 
geſehen werden. Es bat vom heutigen Tage anfangend, die Kraft, als ftünde 
ed wörtlih in der Verfaſſungs-Urkunde ſelbſt, und kann nur in. der durd dem 
h. 7. Tit. X. der Verfaſſungs-Urkunde vorgefhriebenen Art verändert werden.“ 


Beilage II. oder das Firchliche Edictz diefes folgt unten (IV. 
Abſchnitt) nebft Anhängen. 

Beilage II. „Ediet über die Freiheit der Preſſe und des Buchs 
handels: 


F. 1. Den offenen Buchhandlungen, und denjenigen, welche zu dieſem Ge⸗ 
werbe obrigkeitlich berechtiget find, ift in Anfehung der bereits gedrudten 
Shriften freier Verkehr, fo wie den Verfaffern, Verlegern, und berechtigten 
Buhdrudern im Königreihe in Anfehung der Bücher und Schriften, welche fie 
in Drud geben wollen , volltommene Preßfreiheit geftattet. Sie find hiernach 
niht verbunden ; folbe Schriften einer Genfur oder bejondern obrigkeitlichen 
Genehmigung zu unterwerfen, wenn fie nit allenfalls bei Poftbaren Werken, 
iur Sicherung ihrer bedeutenden Auslagen, felbit darum nachſuchen wollen. 

$. 2. Ausgenommen von diefer Freiheit find alle politifhen Zeitungen 
und periodifhen Schriften politifchen oder ftatiftifchen Inhalts. Diefelben unter: 
liegen der dafür angeordneten Cenfur. 

$. 3. Auch dürfen Staatsdiener ihre Vorträge und fonftigen Arbeiten über 
Gegenftände, die ihnen in ihrem Gefchäftötreife übertragen find; ferner ſtatiſti— 
fhe Notigen, Verhandlungen, Urkunden und fonftige Nachrichten, zu deren 
Kenntniß fie nur dur ihre Dienftesverbältniffe Pommen konnten, ohne befondere 
koͤnigl. Erlaubniß nie dem Drude übergeben. Eben fo bleibt ihnen unterfagt, 
Nachrichten politifyen und ftatiftifhen Inhalts über die Pönigl. Staaten in 
ausländifche Zeitichriften einzurüden, oder an dergleichen Auflagen Theil zu 


nehmen, wenn fie nicht zuvor dem einfchlägigen Staats: Minifterium vorgelegt 
waren. 


$. 4. Damit die Freiheit der Preffe und des Buchhandels ($. 1) nicht 
mißbraucht werde, wird den Polizei:Obrigkeiten jeden Orts über die allda befind» 
lichen Buchhandlungen, Antiquarien, Leih-Bibliothet-Inhaber , Lee: Inftitute, 
Buchdruckereien und lithographiſche Anftalten eine allgemeine Aufficht übertragen, 
fo wie die gefeglihe Beftrafung der durd Schriften begangenen Verbrechen und 
Vergeben den ordentlihen Gerichten vorbehalten bleibt. 


$. 5. Dem zufolge find alle Buchhandlungen, Antiquarien, Leib: Bibliothef: - 
Inhaber, die Vorfteher der Leſe-Inſtitute und lithograpbifhen Anftalten, die 
Kupferitiche, Bilder: und Karten-Händler verpflichtet, unter einer Strafe von 
bundert Thalern, ihre Eataloge der Polizei-Obrigkeit zu übergeben. 


$. 6. Wenn die Polizei in den ihr übergebenen Catalogen Schriften, Ge: 
mälde,, oder andere finnlihe Darftellungen wahrnimmt, oder wenn die Der» 
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breitung von Schriften oder finnlihen Darftellungen bei ihr angezeigt wird, 
wodurch ein im Königreiche beftehendes Strafgefeg übertreten wurde, ſey es 
ald Verbrehen, Vergehen, oder Polizei:Uebertretung, fo hat fie alsbald dem 
einfchlagenden Unterfuhungsgerichte davon die amtliche Anzeige zu machen, und 
nach Unterfchied felbft der Beftrafung wegen geeignet zu verfahren. 


$.7. Betreffen jene Gefet -Uebertretungen den Monarchen, den Staat 
und deſſen Berfaffung, oder die im Königreiche beftehenden Kirchen: und religiöfen 
Geſellſchaften, oder find Schriften oder finnliche Darftellungen der öffentlichen 
Ruhe und Ordnung dur Aufmunterung zum Aufruhr oder der Sittlichk eit 
durch Reitz und Verführung zu Wolluſt und Laſter gefährlich; fo fol die Polizei 
die Verbreitung einer folhen Schrift oder finnlihen Darftellung hemmen, und 
ein Exemplar derfelben an die ihr vorgelegte obere Polizei-Behörde ohne Verzug 
einfenden, welche längftens in acht Tagen in einer collegialen Berathung die 
Charactere der Gefegwidrigkeit oder Gefährlichkeit forgfältig zu unterſuchen, 
und na Befinden den Beſchlag aufjuheben oder fortzufegen bat. 


$.8. Im legten Falle, wenn nämlidy die obere Polizei-Behoͤrde den Be: 
ſchlag fortzufegen befchließt, ſoll fie die Schrift oder bildlihe Darftellung mit 
dem Gollegial:Befhluß an das Stants:Minifterium des Innern auf der Stelle 
einſchicken, und diefes erfennt ohne Aufenthalt über die Aufhebung oder Beſtaͤ⸗ 
tigung des Beſchlags. Mit der Beſtaͤtigung wird die Schrift oͤffentlich verboten, 
und nach Umſtaͤnden confiscirt. 


$, 9. Wer ſich durch die Verfuͤgung des Staats-Miniſteriums des Innern 
beſchwert findet, dem iſt dagegen die Berufung an den koͤnigl. Staatsrath ge⸗ 
ſtattet, welcher darüber, und zwar immer in einer Plenar⸗Sitzung zu erkennen hat. 


$. 10. Privat » Perfonen, gegen welhe in Schriften oder finnlihen Dar: 
ftellungen ein rechtswidriger Angriff gemacht worden, bleibt es überlaflen, den 
Verfaſſer, und wenn. diefer nicht genannt oder falſch angegeben iſt, den Verle— 
ger, und aushülfsweile den Drucker oder jeden Verbreiter , wegen der ihnen 
geſchehenen Unbill vor der zuftändigen Gerichtsbehörde zu verfolgen. 


Diefelben Finnen aber zu ihrer Sicherheit von der Polizei verlangen, daß 
fie die Schrift, wegen welder fie Plagen wollen, in Beichlag nehme; jedoch find 
fie verbunden, in acht Tagen die Befcheinigung beizubringen, daß die Klage 
wirflih beim Richter angebracht worden, widrigen Falls der Beihlag nad) 
Ablauf diefer Zeit wieder aufgehoben werden fol. 


$. 11. Staatsdiener, welche fih im Falle des $. 10 befinden, und im 
Dienfte außer dem Königreihe abweſend find, follen durch die Polizei von dem 
Dafeyn einer folhen Schrift ꝛc. benachrichtiget werden; auch ift die proviforifche 
Beſchlagnahme der Schrift bis zur einlangenden Erflärung von Amtswegen zu 
verfügen. 


$. 12. Für eine Schrift oder ſinnliche Darſtellung haftet jederzeit zunaͤchſt 
der Berfaffer, und wenn diefer nicht befannt ift, der Berleger , und fubfipia= 
riſch der Druder und jeder Verbreiter.“ 
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Beilage IV. (Gefepblatt 1818 ©. 189) „Edict bie ſtaatsrecht⸗ 
lichen Berhältniffe der vormals reichsftändifchen Fürften, Grafen 
und Herren betreffend. 


l. 


Bon den perfünliden Borzügen, allgemeinen Rechten 
und Verbindlichkeiten der vormaligen Reichsſtändi— 
ſchen Fürſten, Grafen und Herren. 


$. 1. Die mittelbar gewordenen ehemals Reichsftändifchen fuͤrſtlichen und 
gräfliben Häufer behalten die Ebenbürtigkeit in dem bisher damit verbundenen 
Begriffe, und gehören zum boben Adel, 

$. 2. Gie behalten den Titel, den fie früher geführt haben, jedoch mit 
Beglaffung alter auf ihre vormaligen Reihsftändifhen Verhaͤltniſſe ſich beziehen. 
den Beijäge und Würden. 

Sie benennen fih demnach von ihren urfprünglihen Stammgütern und 
Herrigaften. Der Erftgeborne, welcher im Befige derfelben ſich befindet, nennt 
fd zur Unterfheidung von den Nachgebornen in öffentlihen Schriften und 
Hanblungen, die nicht an den Souverän oder an die Pöniglihen Behörden ge: 
richtet werden, Fürft und Herr, auh Graf und Herr, mit dem Präbdicate 
„Wir“, wogegen ſich die Nachgebornen nur des Titels eines Fürften oder eines 
Srafen ju bedienen haben, 

6. 3. Denfelden wird ein ihrer Ebenbürtigkeit angemefjenes Canzlei-Ceres 
moniel ertheilt. In den Ausfertigungen der Pöniglichen Stellen wird im Eon» 
terte den Fürften das Prädicat „der durchlauchtig bochgeborne Herr Fürſt“; 
und den Grafen „der bocdgeborne Herr Graf” gegeben werden. In ihren 
Säriften , die entweder an den Souverän, an die Pöniglichen Staats: Minifte 
rien, oder an die übrigen böhern Landesftellen gerichtet find, müſſen fie nad 
dem bis jetzt beftebenden Ganzlei:&eremoniel fi achten. 

5.4 In allen Städten, Märkten und Dörfern, welche den landesherrli- 
ben Häufern gehören, foll das Kirchengebet nad dem Souverän, aud für das 
Haupt des Haufes und für deffen Familie verrichtet werden. 

Auf gleihe Weile wird binfichtlih der Trauerfeierlichfeiten geftattet, daß 
das Trauer,Beläute für den Herrn, feine Gemablin, und für feinen näciten 
Nachfolger drei Wochen, für einen Nachgebornen aber vierzehn Tage lang von 
dem Leidhenbegängniffe an beobachtet werde; daß die ftandesherrlihen Stellen 
und Besmten eine Trauer von ſechs Wochen anlegen, und daß alle öffentlichen 
Sußbarfeiten in den ftandesherrlihen Gebieten bis nach Beendigung der Exe— 
auien eingeftellt werden. 

$.5. Den Standeöberren ftebt für ihre Perfonen und für ihre Familien 
be unbefcränfte Freiheit zu, in einem jeden zum deutſchen Bunde gehörigen, 
"er mit demjelben im Friedensitande befindlihen Staate ihren Aufenthalt zu 

wählen, und eben fo in die Dienfte deſſelben zu treten. Diejenigen, welche ih 
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entweder in Föniglihen Dienften befinden, oder aus Böniglihen Staats-⸗Kaſſen 
eine Penfion beziehen, haben fi nad) den deffallfigen Verordnungen zu verhalten. 

$. 6. In allen fie betreffenden Real: und Perfonal-Klagen haben fie einen 
privilegirten Gerichtöftand in eriter Inftanz bei dem einfchlägigen Appellationd» 
Gerichte, in zweiter und legter Inftanz bei dem Pöniglihen Ober:Appellations: 
Gerichte. Sollten bei einem der ftandesherrliden Häufer durch Familien:Ber 
träge befondere Aufträgal-Gerichte eingeführt feyn, fo wird der Souveraͤn dies 
felben näher unterfuben laffen, und wegen ihrer Beftätigung befondere Ent 
ſchließung ertheilen, 

$. 7. BVerlaffenfhafts » Verhandlungen, welhe Mitglieder der Familie be: 
treffen, Fann das Haupt des Haufes durch feine Canzlei vornehmen und erledi- 
gen lafien, fo lange Fein Rechtsſtreit darüber entſteht, in welchem Falle fie an 
das einfhlägige Appellationd = Gericht zum geeigneten rechtliben Verfahren ab- 
geliefert werden müffen. 

$. 8. m peinlihen Fallen, mit Ausnahme der Militär: und der im Pönig- 
lihen Eivil:Staats:Dienfte begangenen Verbrechen, geniegen die Standesherren 
das Recht, dur ein Gericht von Ebenbürtigen oder durch Richter ihres Stan: 
des gerichtet zu werden. 

Die Unterfuhung führt das einfchlägige Appellationsgericht durch Commiſſa⸗ 
rien unter der Leitung eines Vorſtandes nach den Vorſchriften des Straf— 
Geſetzbuches. 

Dieſe Commiſſion hat daher alle Zuſtaͤndigkeiten eines Unterfuhungs:Ges 
richtes, und erkennt auch in Pürzefter Zeit über die Statthaftigfeit einer provis 
foriihen Verhaftung, welche Unterbehörden mittelit Bewahung des Angefhul 
deten an einem anftändigen Orte vorzunehmen ſich geſetzlich veranlagt finden. 


Das Standed-Geriht wird vom Könige in der Refidenz:Stadt angeordnet, 
und nad den Beftimmungen des Straf-Geſetzbuches aus ſechs oder act Rich⸗ 
tern gleihen Standes mit dem Angefchuldigten zufammengejest. In Ermans 
gelung der erforderlihen Anzahl von Ebenbürtigen wird das Gericht aus den 
Keicheräthen ergänzt. Den Borfig und die Leitung bat in erfter Snftanz ein 
Präfldent des Dber-Appellations-Gerichts, und in der zweiten der Staats-Miniſter 
der Zuftiz, in feiner Eigenſchaft als Großrichter. 

Zwei Dber:Appellationdgerichtsräthbe werden in beiden Inſtanzen zu Re: 
und Eorreferenten ernannt, welche jedoch nur eine berathbende Stimme haben. 
Der erfte geheime Gecretär des Staats-Minifteriums der Zuftiz führt das 
Protocol. 

Die Unterſuchungs-Commiſſion ſchickt die Acten ſowobl nad gefchloffener 
General-Unterfuhung, als nach vollftändig mit Beobachtung des Vertheidigungs⸗ 
Verfahrens beendigter Special:Inquifition, wenn darauf erkannt worden, an 
den König, welher dann das Gericht zufammen beruft, 

Das von den Gerichts-Beſitzern gefhöpfte Erfenntniß wird dem Könige 
mit dem Gutachten über die vielleicht vorhandenen Begnadigungs-Gründe, wei: 
falls die Anträge der Referenten zu vernehmen find, vorgelegt. — Erfolgt 
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Peine Beguadigumg, fo wird das Urtheil in gefekliher Art durch das damit 
beauftragte Appellationsgericyt zum Vollzug gebradt. 

Die Güter ded Verurtheilten dürfen in Peinem Falle confiscirt, fondern 
Können nur während feiner Lebenszeit fequeflrirt werden. 

Diefes privilegirte außerordentlihe Geriht koͤmmt allein, den Häuptern der 
Randesherrlihen Häufer zu. Die übrigen Mitglieder diefer Familien find in 
peinlihen Sachen dem gewoͤhnlichen privilegirten Gerichtöftande unterworfen. 

Sn Civil Strafrechtsſachen ift das treffende Appellationdgericht die unters 
fuhende und zugleich erfennende Behörde erfter Inftanz; für Berufungen aber 
das Dber:Appellationsgericht die zweite Inftanz. 


6. 9. Ihre nah den Grundſaͤtzen der frübern deutihen Berfaffung noch 
beftebenden Familien: Berträge bleiben aufrecht erbalten, und fie haben die Ber 
fugniß über ihre Güter und Familien-Berhältniffe verbindlihe Verfügungen zu 
treffen, welhe dem Gouverän vorgelegt werden müffen, worauf fie, fo weit fle 
nichts gegen die Verfaſſung enthalten, dur die oberften Sandesftellen zur 
allgemeinen Kenntnig und Nachachtung gebradht werden. 


$. 10. Die Vormundfchaften der ftandesherrlihen Bamilien-Slieder Pönnen 
von dem Haupte des Hauſes beſtellt werden. Fit daffelbe Dabei betheiligt, und ein 
Vormund oder Gurator von Obrigkeitswegen aufjuftellen, fo geſchieht dies durch 
dad Appellationsgericht des einſchlägigen Regierungs: Bezirkes mit Vorbehalt des 
Recurfes an das Ober-Appellationsgericht. 

Die Ober-Auffiht über die ſtandesherrlichen Bormundfhafts:Eahen wird 
dem Königlihen Staats: Minifterium der Zuftiz vorbehalten, welches zu diefem 
Ende von der getroffenen Anordnung einer Bormundfhaft in Kenntniß zu 
feßen ift. 

$. 11. Die Standeöherren genießen für fih und ihre Familien die Be— 
freiung von aller Militär-Vflichtigkeit. 

$. 12. Sn den Echlöffern, welche fie bewohnen, follen fie, außer dem Noth— 
fale, von der Einquartierung der Pöniglihen Truppen befreyt feyn. 

$. 13. Ihnen ift geftattet, eine Ehrenwahe aus Eingebornen, weſche dem 
Souverän den Huldigungs-Eid geleiftet haben, und nidt in den Jahren der 
Militärs Pflichtigfeit find, in den Schlöffern ihres Wohnfiges zu halten. 

$. 14. Die Standesherren find berechtigt, von ihren Beamten einen Dienftess 
Eid fi leiften zu laſſen, aud die in ihrem Gebiete anfäßigen Unterthanen auf 
Sehorfam und Erfüllung der denfelben gegen ihren Standesherrn obliegenden 
Verbindlichkeiten zu verpflichten, vorbehaltlich der Unterthans- Treue und des 
Gehorfams gegen den König und die Gefege des Reiche. 

$. 15. Die Standesherren find befugt, jene Angelegenheiten an die Regie: 
rungen ausmwärtiger Staaten zu bringen, welche fie mit denfelben rückſichtlich 
rer darin beffndlichen Befisungen und allenfallfigen Sehen» und Dienftes:Ber: 
bältniffe zu verhandeln haben. 

Sie dürfen jedoch nicht Agenten mit diplomatifhem Character aborduen. 

$. 16. Sie koͤnnen befondere Anordnungen und Verfügungen über Gegen» 
fände erlaffen, welche die Verwaltung ihrer ftandesherrlihen und Eigenthums— 
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Rechte betreffen. Diefe. dürfen aber. den allgemeinen Gefegen nicht entgegen 
feyn; auch follen die Formen der öffentlichen Verwaltung und der öffentlichen 
Anftalten mit den in den übrigen Theilen der Monarchie eingeführten in Ueber. 
einftimmung gebracht werden. 

$. 17. Ihnen ift geftattet, außer den im ganzen Königreiche nach der 
beftebenden Verordnung zu baltenden Königlihen Geſetz- und Allge 
meinen Intelligenz: Blatt auch befondere Wochenblätter für ihre Ge 
biete einzuführen. 


r 1. 
Rehtöpflege 


$. 18. : In. den ftandesherrlihen Gerichtd-Bezirken wird nach den beftehen: 
den Gefegen Recht geiproden. 

$. 19. Die Verwaltung der Eivil-Gerichtsbarkeit, der willfürlichen, fo wie 
der ftreitigen in erfter Inſtanz, gefchieht durch Behörden, welche mit den fönig- 
lihen Stadt: und Landgerichten gleihe Zuftändigkeit haben, und Stadt: 
und Herrfhaftsgericte heißen follen. 

Sn ſtrafrechtlichen Fallen ftehet denfelben mehr nicht als die Unterfuhung 
zu. Die gefchloffenen Acten werden an das einfhlägige Strafgeriht zur Schoͤp⸗ 
fung des Urtheild eingefendet. 

$. 20. Die bergebrachte mittlere und Straf:Gerichtöbarfeit der Standes 
berren kann nur durch ein förmlich conftituirtes, aus gefegmäßig befähigten und 
verordnungsmäßig befoldeten Mitgliedern, in vorgeichriebener Anzahl zufammen: 
gefegted Collegium unter dem Namen Juſtiz-Canzlei verwaltet werben. 
Die Berufung in legter Inſtanz gebt hievon in Civil-Strafrechts-Sachen an 
das Appellationd:Gericht des einfhlägigen Regierungs- Bezirkes; bei Eriminal- 
Fällen hingegen, fo wie in Eivil:Saden an das Pöniglihe Ober:Appellations: 
Gericht. 

$. 21. Die für die Juſtiz-⸗Verwaltung in der mittlern Inſtanz angeſtellten 
Individuen, müſſen nach Berichtigung des Qualificationd: Punktes bei dem Fönig: 
lihen Ober:Appellationd:Gerichte dur den Weg des Staats: Diniteriumd der 
Suftiz die Genehmigung erhalten. 

6. 22. Die Subalternen in den Eanzleien und die Zuftiz: Beamten werden 
von den Standesherren ohne befondere Beftätigung ernannt. Zedocd hat 


$. 23. Die Zuftiz» Canzlei, oder in deren Ermangelung das einfchlägige 
Appellationd.Gericht haben bei der Berpflihtung und Einweifung folder Sub: 
jecte die Beweiſe über die zu ihren Stellen erforderlihe Qualification zu den 
Acten zu bringen, und nit nur jährlih dem Ober-Appellations-Gerichte eine 
Lifte darüber vorzulegen, fondern auch fo viel diefe Zuftiz » Beamten betrifft, 
jedesmal deren Ernennung mit den Qualificationds:Beweifen eben diejem ober: 
ften Gerichtshofe anzuzeigen. 

$. 24. Die ftandesherrlihen Zuftiz- Stellen find der Oberaufficht des Ober: 
Appellations:Gerihtd unterworfen, dem es zufteht,, von den Acten derfelben 
Einfiht zunehmen, und mit Genehmigung des Staats: Minifteriums der Juſtü 
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auf vorgängig dabin erſtatteten Bericht, Viſitationen anzuordnen, insbeſondere 
den Zuſtand des Pupillen-, fo wie des Hypotheken» und Depoſiten⸗Weſens un: 
terfuben zu laſſen. 

$. 3. Den Standesberren ift zwar geftattet, von der Merwaltung der Zus 
fü ım Allgemeinen, insbefondere von dem Zuftande des Vormundſchafts⸗, 
Derofiten, und Hppothefen: Wefens Einfiht zu nebmen,, um die Abftellung der 
defundenen Maͤngel veranlaffen zu können; jedoch dürfen ſich dieſelben in die 
Rechts⸗Entſcheidungen ihrer Gerichtöftellen Peineswegs einmiſchen. Das Bes 
gnadigungs:Recht fteht allein dem Souveraͤn zu. 


IN. 
PolizeisBerwaltung. 


$. 26. Den Gtandesherren Fömmt in ihren Gebieten die untere Polizei 
zu, melde fie durch ihre einfchlägige Beamte nad den Gefegen des Königreichs 
ausüben. 

3u ihrem unmittelbaren Wirkungsfreije gehören hiernach: die Gegenftände 
der Kirden: Polizei, der Bildung und des Unterrichts, der öffentlichen Sicherheit, 
der Befundbeits- Polizei; die Auffiht über die Verwaltung des Gemeinde-Gutes, 
bie Beftätigung der Gemeinde:-Borfteher und Communal-Beamten, die Aufficht 
und die Bolljiebung der Anordnungen über Straßen:, Brüden: und Waſſer⸗ 
Bau, die unmittelbare Auffiht und Bolljiebung der Gefege und Verordnungen, 
die Landes⸗Cultur, den Handel und das Zunftwefen betreffend; die Verleihung 
der Gewerbs-Gerechtigfeiten, mit Ausnahme der Fabrifen, Bräuereien, Buch—⸗ 
drudereien und Buchhandlungen; die Forft: und Jagd: Polizei, fo wie die Forft- 
Serichts darkeit, fowobl in den ftandesherrlihen Waldungen ald auch in dem 
ganzen Umfange ihres Gebietes; das Eonferiptions: und Marfchwefen, fo wie 
andere Mılitär:Angelegenheiten, fo weit diefe zum Geſchaͤftskreiſe der untern 
PolizeirBebörden gebören: überhaupt die Local» und Diftriets:Polizei über ihre 
Mediat:lintertbanen. 

6. 277. Sie baben nebftdem die Aufnahme neuer Untertbanen chriftlider 
@laubensd:Confeilionen und Juden, jedoch müffen fie hiebei nad den Geſetzen 
“& richten. 

6. 28. Sie Pönnen zur Handhabung der Sicherheit und Polizei in ihren 
Bebreten eigene Polizei-Wachen anordnen, jedoch mit Berückſichtigung der für 
das ganze Königreich eingeführten allgemeinen Sicyerbeitd:Anftalten und unter 
Seobakbtung der darüber beftehbenden Anordnungen. 

$. 29. Dem unmittelbaren Wirkungs-Kreiſe der Böniglihen Regierung des 
Bezirts, in welchem die ftandesherrlichen Gebiete gelegen find, bleiben vorbehalten: 


1) bie Auffiht auf die Landes-Grenzen, und Bewahrung der landesherrlihen 
Serechtſame gegen benadbarte Staaten ; 

2) alle Begenitände, melde das Verhaͤltniß des Königreichs zu benachbarten 
Etaaten betreffen ; 

V die Bewahrung und Handhabung der Landes:Berfaffung und der Souve⸗ 
raͤnitats⸗Rechte; 
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4) die Bewahrung und Vertretung der Majeftatd-Rehte in Beziehung auf 
die Kirchen und Eonfeflionen, fo wie die Aufrechthaltung des darüber 
erlaffenen Religions-Edicts; 

5) die Leitung aller Gegenftände, welche die Militär-Eonfeription, die Lan des⸗ 
Bewaffnung und die Landwehr betreffen, fo wie die Befcheidung der 
Reclamationen in Conſcriptions-Sachen; 

6) die Leitung der Marfch:, Vorſpanns- und Einquartierungs-Angelegenbei: 
ten, dann bie Einleitung zur Vertheilung und Ausgleihung der Kriege: 
Laften, fo wie die Befheidung der Beſchwerden über die Repartition der 
Laſten und der Entihädigungs:Forderungen ; 

7) die Bezirks-Concurrenz⸗Sachen; 

8) die Anlegung und Erhaltung der Heerftraßen, Brüden: und Fluß:Bauten; 

9) Ausmwanderungen der Unterthanen; 

10) die EicherheitdPolizei, in fo weit fie fih auf allgemeine Anftalten bezieht; 

11) Gegenftände der Brand:Affecuranz ; 

12) alle öffentlihen Anftalten des Kreifes, an welhen die Mediat:Gebiete 
Antheil nehmen; 

13) die Concurs-Prüfungen für den Staatsdienſt, einſchließlich der Aerzte, 
Wundärzte und Hebammen, und die Befcheinigung ihrer Befähigung 
zur Ausübung ihres Amtes ; 

14) die Bewilligung von Getreide: und Sahr: Märkten. 


$. 30. In den oben bezeichneten, fo wie in allen analogen Gegenftänden, 
ift die einfhlägige Föniglihe Bezirks-Regierung die unmittelbare oberfte Be— 
börde ded Mediat:Gebieted, und erlaͤßt in Beziehung auf diefelbe unmittelbare 
MWeifungen an die ftandesherrliben Behörden. 


$. 31. Die Standesherren üben die nach $$. 26, 27 und 28 ihnen zuftehen- 
den Rechte durd ihre Polizei: Behörden und reipective Herrſchafts⸗Gerichte aus; 
fie find befugt, ihre Beamten mit Bericht zu vernehmen und Entſchließungen 
darauf zu ertheilen, welche jedoh nach den Borfchriften und in dem Geifte 
der allgemeinen Landes⸗Geſetze verfaßt feyn müflen. 

In die Entiheidung der contentiofen Gegenftände, melde zur Competen; 
ihrer Gerichte gehören, dürfen fie fi nicht einmiſchen. 

$. 32. Ihre Gerichte fteben in Beziehung auf ihren polizeilichen Wirkung? 
freis in einem gleihen Berbältniffe mit den koͤniglichen Landgerichten. 

$. 33. Diejenigen Standesherren, melde ein gefchloffenes Gebiet von 14 
bis 20 taufend Seelen befigen, Pönnen — fo wie für die Gegenftände der Zus» 
fi; — aud für die Gegenftände der Polizei eine zweite Inftanz in einem für 
Beide vereinigten Collegium bilden, welches den Namen: „Regierung: und 
Juſtiz-Canzlei“ führt. 

6. 34. Diefe Kegierungs:Canzlei verwaltet in dem ftandesherrlihen Gebiete 
die Polizei in allen Gegenftänden, welche zum Wirkungskreiſe der Pöniglicyen 
Regierung gehören, und Diefer nicht nach $. 29 befonders vorbehalten find. 

F. 35. Diefelbe ertheilt den ftandesherrlihen Unter:Beamten Weifungen, 
empfängt von ihnen in der Kigenfchaft einer unmittelbar vorgefegten Stelle 
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ausihließend Bericht. — Gie führt die Aufficht auf das untergeordnete Policeis 
Perfonal, übt alle Befugniffe der Disciplin aus, und verfügt die nöthigen Amts: 
Unterfuhungen. Sie enticeidet als zweite Inftanz in ftreitigen adminiſtrativen 
Gegenſtaͤnden mit Vorbehalt des Recurſes an die föniglihe Staatsrathi-Com- 
million. 

$. 36. Der Standesherr kann fih von dieſer Canzlei in Beziehung auf 
Policei:Segenftände Beriht und Antrag erftatten laſſen. 

$. 37. In den ftandesherrlihen Gebieten, in weldhen für die Policei ein 
auf die bemerfte Art angeordnetes Collegium als zweite Inſtanz befteht, erläßt 
die Pöniglihe Negierung ihre Befehle und Weifungen unmittelbar an diefe Be 
börde, welche diefelden fodann durch ihre Unterbehörden vollziehen zu laffen ver» 
bunden ift. 

Die Pöniglihe Regierung darf Peine unmittelbare Befehle den Mediat- 
Unterbehörden ertheilen, fondern muß diefe allezeit an die Mediat:Ganzlei richten, 
welche hiernach das Geeignete an die Local-Beamten erläßt, die in der Kegel 
auh nur an die Mediat-Eanzlei ihre Berichte zu erftatten haben. 

$. 38. In Gegenitänden, welche nit dem unmittelbaren Wirkungs-Kreife 
der Pöniglihen Bezirks Regieruug ($. 29) vorbehalten find, fteht diefer die 
Aufſicht auf die Policei-Bermaltung der ftandesherrlihen Regierungs-Canzlei, 
nit aber eine unmittelbare Einwirfung zu. In Gemäßbeit diejer auffehenden 
Gewalt wachet diefelbe über die genaue Beobahtung der Pöniglihen Geſetze 
und Verordnungen; der:Präfident kann defhald von Zeit zu Zeit Viſitationen 
vornehmen. Die wahrgenommenen Gebrehen find dem Staats Winifteruum 
des Innern fogleich anzuzeigen; auch ift die Kegierung ermächtiget, bei Leber» 
fhreitungen der Pöniylihen Gefege in eilenden Fällen Inftand zu verfügen, 
und, wenn fie ed nothwendig findet, die den eingetretenen Berbältniffen anges 
mefienen Verordnungen proviforifch zu treffen. 

$. 39. Wenn in einem ftandesherrlihen Gebiete für die Verwaltung der 
Policei Fein befonderes Collegium als zweite Inftanz angeordnet ift, fo find die 
Mediat:Unterbehörden, vorbehaltlich der den Mediat:Herren über diefelben nad) 
$. 31 zuſtehenden Befugniffe, der Pöniglihen Regierung unmittelbar untergeben. 

$. 40. Die ftandesherrlihen Mediat-Collegien berihten an die Pönigliche 
Regierung in der vorgefchriebenen Form mit der Unterfchrift: 

„geborfamfte Regierungs: (Zuftz:) Canzlei.“ 


Die Böniglihe Regierung erläßt zwar ihre Ausfertigungen in der gegen die 
untergeordneten Behörden vorgefchriebenen Form in einer befehlenden Schreib» 
art, jedoch foll dabei an die Regierungs:Ganjleien die nad ihrer Stellung den» 
felben gebührende Achtung und Ruͤckſicht gehörig beobachtet werden. 


$. 41. Bon allen Ernennungen zu den Polizei:Stellen haben die Etandes» 
berren der Böniglihen Oberpolizei:Behörde des Kegierungs:Bezirkes die Anzeige 
ju machen, damit zugleih die Nachweiſung der erftandenen Prüfung und der 
übrigen erforderlihen Befähigung zu verbinden, und jaͤhrlich an diefelbe Ober: 
Voligei: Behörde eine Lifte der für die Polizei angeftellten Beamten und Käthe, 
mit Bemerkung ihrer Qualification, einzujenden. 


48 Erftes Bud. = Staatsrecht. 


u * 42. Die von den Standesherren ernannten Räthe, Beamten und Gub: 
alternen in den Ganzleien werden von den Borftänden diefer Letztern ſelbſt in 
ihr Amt eingewiefen und verpflichtet. 


IV. 
Kirhlihde Angelegenheiten. 


6. 43. Die in den fandesherrlihen Gebieten befindlichen weltlichen und 
geiftlihen Obrigkeiten müflen die in Kirchen: Polizei:Sahen erlafienen Berord» 
nungen des Souveräns vollziehen, und für ihre Beobachtung wachen. 

$. 44. Wo eigene proteftantifhhe Eonfiftorien beftehen, oder wo vormals 
folhe beftanden haben, und die Standesherren diefelben wieder berftellen wollen, 
baben fie die Conſiſtorial Sachen wie die in den Bezirfen angeordneten unmit: 
telbaren Confiftorien nach den beftehenden Berorönungen zu verhandeln, und 
find, wie diefe dem Böniglihen General:Eonfiftorium untergeordnet. 

$. 45. Wo Feine eigenen Confiftorien befteben, ift für die Eonfiftorials» 
Sachen das Fönigliche einfhlägige Conſiſtorium die geeignete Behörde. 

$. 46. Die ftreitigen Confiftorial- und Ehegerihts:Sahen werden bei der 
ftandesherrlihen Juſtiz-Canzlei verhandelt und entfhieden, von welcher die Be: 
rufung an das Eöniglihe Ober⸗Appellations-Gericht gehet. 

$. 47. Die Verwaltung ded Kirchen-, Schulen» und milden Stiftungs: 
Bermögend bleibt unter der unmittelbaren Leitung und Auffiht der Mediat— 
Behörde, jedoch unter genauer Beobachtung der hierüber beſtehenden Berord» 
nungen. 

6. 48. Jedem Standesherrn fteht in feinem Gebiete abgefondert von den 
Episcopal:Recten, die Ausübung der Patronats-Recte, wo fie hergebracht find, 
zu; über die Qualification der Subjecte müffen die Pöniglichen Geſetze beobachtet 
werden. Die Inftallation der Pfarrer geſchieht nach erfolgtem Föniglihen Poſſeß— 
Befehle durch die ftandeöherrlihe Mediat:Behörde. 


V. 
Grundherrliche Rechte und Beſteuerung der Standes— 
herren. 


$. 49. Den Standesherren verbleiben alle aus ihrem Eigenthums— 
Rechte herrührenden Einkünfte, Nutzungen und Befugniffe, namentlich ihre 
Berg: und Hüttenmwerke, Forften, Flößereien, Zebenten, Jagden, Fifhereien und 
Maidgerechtigkeiten; ferner alle aus der Gutsherrlichkeit entfpringenden 
Renten und Nußgungen, ald: Zinfe, Dienft: und andere Reichniffe jeder Art, 
mit Ausnahme der aus perfönlicher Zeibeigenfchaft herrührenden und gefeglidy 
aufgehobenen Gefälle. 

$. 50. Es verbleiben ihnen ferner alle Einfünfte und Nußungen des ihnen 
Kraft des gegenwärtigen Edicts zufommenden Antheils an der Zuftiz: und Polizei= 
Berwaltung in ihren Befigungen,, dergeftalt jedoch, daß jene Einfünfte und 
Nusgungen, eben fo wie die Ausübung der Gewalt, von welcher fie herrühren, 
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alezeit den Beflimmungen der allgemeinen hierüber Maß gebenden Gefege 
unterworfen bleiben. 


$. 51. Die Standesherren behalten den Bezug der Nachſteuer gegen die: 
jenigen nicht im deutſchen Bunde begriffenen Staaten, mit welchen Feine zrei⸗ 
zͤgigkeits-Vertraͤge geſchloſſen find. 


$. 52. In Anſehung der ſaͤmmtlichen landesherrlichen Gefälle bleibt es bei 
den Beflimmungen der Declaration vom Jahre 1807, nad den bisher beobach— 
teten Entiyädigungs: Normen. Jedoch wird 

$. 53. den Standeöherren als Ehrenvorzug die bisher nur den Mitgliedern 
des Pöniglihen Haufes zugeftandene Freiheit von allen Perfonal-Steuern für 
fie felbit und ihre Familie, wie au die Befreiung der Schloß-Gebäude, melde 
fie bewohnen, von der Hausiteuer bewilliget. Ihre übrigen Beflgungen ins: 
gelammt bleiben zwar in Folge der bereits im Jahre 1807 volljogenen Aufhe⸗ 
bung aller Steuer: Freiheiten im Königreihe, den ſaͤmmtlichen Staats-Auflagen 
ohne Unterfhied und Ausnahme unterworfen; — da jedoch die deutihe Bun» 
des⸗Acte Art. 14 die Standesherren für die privilegirtefte Elaffe insbejondere in 
Anfehung der Befteuerung erklärt bat, fo fol ihnen zur Entihadigung für das 
ihnen hierin zugedachte Vorrecht entweder eine beftändige Rente, welche dem 
dritten Theile des Betrages der ordentlihen Grund:Steuer, Haus:Steuer und 
Dominical-Steuer von ihren vormals Keihsftändifhen Befigungen gleihfömmt, 
bei einem Pöniglihen Rentamte angewiefen, oder es foll von den Schulden, 
welde ihnen bei der Abtheilung zugewieſen find, ein dem mit 20 erhöhten Ca—⸗ 
pital⸗Stock einer folhen Rente gleihfommender Antheil auf die Slaats⸗Caſſe 
übernommen werden. 

$: 54. Zu allen außerordentlihen  Umlagen ſowohl auf das ganze König: 
reih, ald auf den Bezirk, in welchem ihre Befigungen liegen, haben die Stan: 
deöberren gleichmäßig nach dem allgemeinen Steuerfuße beizutragen. 

$. 55. Bon Gemeindeslimlagen find fie rüdfichtlih ihrer dermaligen Bes 
fifungen befreit, wofern fie nit Vortheile aus dem GemeindesBerbande ziehen. 

$. 56. Die in der Böniglihen Declaration vom Jahre 1807 den Standes: 
berren eingeräumte Freiheit von Zoll und Weggeld wird beflätiget. Auch iſt 
ihnen geftattet, ihre Natural-Producte und Gefälle aus ibren im Auslande 
gelegenen und an ihre diesfeitigen Herrfhaften angräanzenden Beil an mauth⸗ 
frei einzuführen. 

$. 57. Die Xctiv:Lehen werden ihnen ferner belaffen; jedoch geht in allen 
freitigen Lehen⸗Sachen die Appellation von den Zuftiz:Canzleien an das Pönig: 
lihe Ober-Appellationsgeriht. Die Kitterdienfte fönnen nur für den Souverän 
gefordert werden, alle übrigen Lehengefälle bleiben dem Mediat-Herrn. 

$. 58. Die Stanvesherren find befugt, neben einem Collegium für die 
Juſtiz und Polizei ($. 33), auch neben andern Berwaltungs-Beamten ein eigenes 
Collegium für die Verwaltung ihrer gutsherrlihen Einkünfte, unter dem Namen 
dominical-Canzlei anzuordnen. 

$. 59. Ale Mediat:Behörten haben in ihren Ausfertigungen die Bor: 
färiften der koͤniglichen Stempel: Ordnung zu beobachten. 


Dr. Giebenpfeifer’s 
Hant buch der Verfaſſung ic. 
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v1. 
Ausfheidung der Schulden. 


$. 60. Die verfaflungsmäßig contrahirten Schulden, meldye auf den me: 
diatifirten Fürſtenthümern, Grafihaften und Herricaften haften, werden, ſo 
fern es noch nicht gefcheben ift, zwifhen dem Souverän, und den mediatıfirten 
Herren nadı Berhältnig der Einfünfte getheilt, welche jener erhält, und diefen 
verbleiben. Hiernach 


a) muß der Stand folher Schulden vor Allem bergeftellt, dann eine genaue 
Bilance zwifhen den Einkünften des einen und andern Theiles gezogen, 
und nad) dem Berbältniffe der reinen Einfünfte die Bertheilung gemadt 
werden; * 

b) find alle Gemeinde Schulden davon zu fondern, und den Gemeinden, wel— 
che fie treffen, zuzumeiien; 

c) auch bleiten Dem Standesherrn feine perfönlide Schulden zur Laſt. 


vi. 
VBerhältniffe der ffandesherrlihen Diener. 


$. 61. Den Standesherren wird geflattet, ihren bei den Mediat-Eanzleien 
angeftellten Nätben und Beiligern die geeigneten Titel, als: Borftand, Director, 
Raͤthe, zu geben. Wenn diefelben ihren Dienern zur Belohnung lange geleifteter 
Dienfte einen hoͤhern Titel verleipen wollen, muß biezu die Pöniglihe Bewilligung 
nachgefucht werden. 


$. 62. Die Verpflibtung der Mediat-Beamten foll mit dem Dienft:Eide 
für den Standeöberrn auch die Huldigung gegen den Souverän verbinden, und 
das Protocol darüber muß an das einfchlägige Staats: Minifterium eingefender 
werden. 


$. 63. In allen adminiftrativen Angelegenheiten , rüͤckſichtlich welcher dem 
Standesherrn ein Einfluß auf die Verwaltung eingeräumt ift, gt derfelbe das 
Recht, feine Raͤthe und Gerichts-Beamten zur Befolgung feiner Aufträge, für 
welche er zu baften bat, und zwar nöthigen Falld auch durch Geld-Strafen 
anzubalten, und er ift für den aus den Amts-Handlungen feiner Beamten 
entftehenden Schaden in eben dem Maße verbindlich, wie der Pönigliche Fiscus 
in Anfebung der Amts-Handlungen der unmittelbaren Beamten. 

$. 64. Die ftandesherrlihen Juſtiz⸗ und Polizei:Häthe und Beamten fteben 
mit den koͤniglichen Staatsdienern in den nämlihen Dienft-Verhältniffen, fle 
haben demnach mit denfelben gleichen Gerichts-Stand, und zwar im ftandes- 
berrtihen Gerichts-Bezirke, wenn bdafelbft eine für die Privilegirten geeignete 
Gerichts⸗-Stelle beſteht; auch unterliegen fie gleichen Gefegen in Beziehung auf 
Entlafang und Entfegung; — ihre Heirathd-Bewilligungen bingen von Dem 
Standesheren ab, welcher auch die Reiſe-Bewilligungen ertpeilet, mit Beobach⸗ 
tung der erforderlichen proviſoriſchen Amts-Beſtellung. 
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VII. 
Allgemeine Beftimmungen. 


$. 65. Im allen durdy gegenwärtige Verordnung nicht abgeänderten Beftim- 
mungen bleibt es bei der koͤniglichen Declaration vom 19. März 1807. 


Beilage V. (Gefegbl. ©. 213) „Edict über den Adel im 
Königreiche Bayern. 


Titel J. 
Von Erlangung des Adels. 


$. 1. Der Adel wird durch eheliche Abſtammung von einem adeligen Vater 
ererbt, oder durch koͤnigliche Verleihung erworben. 


$. 2. Die durch nachfolgende Ehe Legitimirten werden den ehelich Gebor: 
nen glei geachtet. 

Durh Legitimation mittelft königlichen Reſcripts, durch Adoption, oder 
irgend einen andern Privat-Act kann der Adel nur mit ausdrücklicher Pöniglis 
der Bewilligung übertragen werden, welche dann für eine neue Verleihung gilt. 

Soll der Kegitimirte, der Adoptirte, den Befig der adeligen Titel und 
Wappen der Familie desjenigen, von welhem er fein Recht ableitet, erlangen, 
fo it überdies die Einwilligung der Agnaten erforderlic. 

$.3. Die Verleihung geſchieht durch Adelsbriefe. 

Die Geſuche um einen Adelsbrief müfjen mit den Angaben und Veſcheini⸗ 
gungen der Perſonal⸗Verhaͤltniſſe, der Verdienſte des Bittftellerd und feiner 
Familie um den Staat; und eines zum ftandesmäßigen Ausfommen binlänglihen 
Vermögens .verfeben feyn. Sie werden bei dem Staats. Minifterium des koͤnig⸗ 
lichen Hauſes eingereicht, und durch daſſelbe dem Könige vorgelegt. Erfolgt die 
königliche Genehmigung, fo wird der Adelsbrief mit Beſchreibung des bewilligten 
Titels und Wappens in. vorgefibriebener Form und gegen die verordnungsmäßige 
Tare ausgefertigt, und die Verleihung des Adeld durch dad Allgemeine Intelli— 
genz:Blatt des Reichs befannt gemacht, 

6.4. Daffelbe gilt von Erbebungen auf eine hoͤhere Adelsfiufe. 

6.5. Die Ertheilung des Militär: oder Eivil- a an Inländer 
fhlieft-die Verleihung des Adels in ſich. 

Diefer Adel_beihränft fi für die Zukunft nur auf die — des Br: 
gnadigten. 

Ein Ordens: Mitglied, deffen Bater und Großvater jich ebenfalld diefe Aus— 
jeihnung des Verdienſtes erworben hatten, bat Anfprud auf tarfreie Verlei— 
‚bung des erblihen Adels. ’ 

$. 6. Der bayerifhe Adel hat. fünf Grade: 1) Fürften, 9 Grafen, 
3) reiherren, 4) Ritter, 5) Adelige mit dem Pradicate: „von.“ 

Zu der Ritter⸗Claſſe gehören alle mit einem Berdienft:Orden begnadigten 
Snländer, welche nicht vorher ſchon einer höhern Adels-Elafie einverleist waren. 
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/ . 
Um zu einer böhern Adelöftufe zu gelangen, wird der vorherige Beſitz der 
untern erfordert. 


Ausnahmen können jedoch aus befonderer Gnade des Königs Gtatt finden. 


$. 7. Die über den Adelsſtand vorfommenden Rectöftreite werden bei den 
Appellationsgerichten,, unter welchen der -Adeld-Pratendent fteht, verhandelt, und 
mit Borbebaltider Berufung an das Pönigliche Ober-Appellationsgericht entichieden. 


Titel U. 
Von den Auszeichnungen und Rechten des Adels. 


$. 8. Ein bayeriſcher Unterthan kann nur dann, wann deſſen Adels⸗Titel 
in der angeordneten Adels-Matrikel eingetragen iſt, die dem Adel im König: 
reihe Bayern zuftehenden Rechte ausüben. 

Beglaubigte Auszüge aus der Adeld:Matrifel geben volltlommenen Beweis 
für den Adelsſtand einer immatriculirten Familie. 

$. 9. Alle nah $$. 1 — 5 berechtigten Mitglieder einer immatricufirten 
adeligen Familie haben die Befugniß, ſich der in den eingetragenen Diplomen 
bezeichneten Titel und Wappen zu bedienen. 

Anmaßungen nicht gebührender Titel und Wappen Pönnen ſowohl von den 
beftellten Kron⸗Fiscalen, als den Mitgliedern der betheiligten Familie, entweder 
zur unmittelbaren Abftellung dem Staats-Minifterium des königlihen Haufeb 
angezeigt, oder nach Umftänden gerichtlich verfolgt werden. 

$. 10. Die Ndeligen haben das Recht der Siegelmäßigkeit nad den nähern 
Beftimmungen des hierüber erlaffenen Edicts. 

$. 11. Die Adeligen genießen einen von der Gerichtsbarkeit der Landge- 
richte befreiten Gerichtsftand in bürgerlichen und peinlihen Fällen, und zwar 
die erblihen Reichsräthe vor den Appellations » Gerichten desjenigen Kreifes, in 
welchem fie ihren Wohnort haben, oder wo ihre Befigungen liegen , in erfter 
— und vor dem Böniglihen Ober » Appellations » Gerichte in zweiter und letter 
Inſtanz; die übrigen Adeligen aber vor den Kreis« und Stadt » Gerichten des 
Kreiſes, in welchem fie wohnen oder begütert find, in erfter Inſtanz, mit Bor: 
behalt der übrigen ordentlihen Snftanzen. 

Eine befondere Verordnung wird den Gerichts » Sprengel jedes reis und 
Stadt » Gerichts in diefer Hinfiht, da, wo mehrere fi in einem Kreife befin- 
den, feſtſetzen. 

Der befreite Gerichtsftand der Adeligen beſchraͤnkt fi für dingliche Klagen 
auf folhe Grundftüde, melde zu einem Guts-Complexe gehören, worauf ihnen 
nah dem Edicte über die gutsherrliche Gerichtsbarkeit, eine foldhe zuftehet. 

$. 12. Die Adeligen, außer den in der deutfhen Bundes» Afte enthaltenen 
Ausnahmen, unterliegen zwar der allgemeinen Militär: Pflichtigkeit nad den 
beftehenden Eonfcriptions » Gefegen ; jedoch follen die Söhne des Adels, welde 
das Loos zur Einreihung trifft, als Eadetten eintreten. 

$. 13. Nur zum Beften adeliger Perfonen und Familien Finnen Familien- 


Fidei-Commiffe nah den Borfchriften des Edicts über die en Fidei- 
Commiſſe errichtet werden. 
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$. 14. Den Adeligen koͤmmt ausfchliegend das Recht zu, eine gutsherr⸗ 
liche Gerichtsbarkeit ausüben zu fönnen. 

In wie fern, und unter welchen Befhränfungen eine ſolche Gerichtsbarkeit 
‚von denfelben beſeſſen werden kann, verordnet das Ediet über die guts herrliche 
Gerichtsbarkeit. 

$. 15. Den Antheil der adeligen Grundbefiger an der Reihsftandfchaft 
beſtimmt die. Berfaffungs - Urkunde. 

$. 16. Ueber die grundherrlichen Rechte des Adels enthalten die einfhlas 
genden Edicte die nähern Beftimmungen. 


Titel ll 
Bondem Berlufte des Adels, “ 


$. 17. Mit jeder Berurtheilung in eine Eriminal » Strafe ift der’ Verluſt 
des Adels verbunden. | 

Eine Strafe wegen folher Vergehen, welche das Straf» Gefegbudh als 
unverfräglic mit der Adeld-Würde benennt, hat die nämlice, in dem Erkenntniß 
jedesmal auszudrüdende Folge. | 

Dieſelbe trifft nur die Perfon des Verurtheilten, und it ſelbſt für deſſen 
Kinder unnachtheilig. 

$. 18. Auf den Adel kann freiwillig verzichtet werden. Bon einem ſolchen 
ausdrücklichen Verzichte muß jedodh dem Könige dur das Staats: Minifterium 
des koͤniglichen Haufes die fürmlidye Anzeige geſchehen. 

Der Berzicht ift ohne Nachtheil für die bereits gebornen Kinder des Ber: 
iihtenden, und noch mehr für andere Mitglieder der Familie. | 
$. 19. Durd bloßen Nichtgebrauch erlifyt das Recht auf einen immatrich- 
listen Adels-Titel nicht, weder für den Nichtgebrauchenden, noch für die Nach: 

kommenſchaft. 

K. 20 Ein durch wenigſtens zwei Generationen fortdauernder Nichtgebrauch 
verbindet jedoch bie nachfolgenden Abkoͤmmlinge einer immatriculirten adeligen 
Samilie, um Erneuerung des Adels, unter Borlegung der Bemweife ihrer 
Abſtammung in der oben $. 3 bei Nachſuchung eines neuen Adels vorgeſchrie⸗ 
benen Art einzulommen. 

Die Erneuerung, welche unter diefer Borausfegung nicht verweigert'werden 
kann, wird fodann in der Adels-Matritel bei der bereits  immatriculirten Fa— 
milie vorgemerkt, und im Falle, daß der frühere Adelsbrief verloren gegangen, 
ein neuer, fonft nur ein Zeugniß über die gefhehene Erneuerung ausgefertigt. 


$. 21. Sufpendirt wird der Gebrauch des Adels» Titels durch die Weber: 
nahme niederer, blos in Handarbeit beftehender Lohndienite, durch die Aus: 
übung eines Gewerbes bei offenem Kram und Laden, oder eines eigentlichen 
Handwerkes. 

Diefe Verfügung dehnt ſich jedoch nicht über die Dauer jener Suspenfions« 
Grunde, noch auf die Kinder aus,. welche ſich nicht in gleibem Falle befinden. 

$. 22. Der Berluft oder die Suspenfion des Adels bat die Einziehung 
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der gutsherrlichen Gerichtsbarkeit, ſo lange der Verluſtigte lebt, oder die Suſ⸗ 
penſion dauert, zur rechtlichen Folge.“ 


Beilage VI. (Geſetzbl. ©. 221) „Edict über bie ie 
lichen Rechte und die gutsherrliche Gerichtsbarkeit. 


$. 1. Jedem Guts » Eigenthümer find durd die Verfaſſungs-Urkunde des 
Reichs, Titel V. $. 4 feine gutsherrlihen Rechte, nady den geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen geſichert. 


Erſter Abſchnitt. Von den gutsherrlichen Rechten. 


Titell 
Bon den Redten der Gutsherren, welde ſich auf das 


Eigenthum beziehen. 
A. Volles Eigenthum. 

6. 2. Die Gutsherren haben ſich in denjenigen Fällen und Geſchäften, 
welche das Gigenthum ihrer Güter, und defien Erhaltung, Benügung, Ber: 
befferung, Veräußerung, oder Verſchreibung an Dritte betreffen, nad den 
Bürgerlihen Gefegen zu achten. 

$. 3. Bei der Ausübung ihrer Eigenthums » Rechte, und insbefondere der 
Fiſcherei, des Jagd», Fort: und Berg: Rechtes find fie verbunden, die hier: 
über beftehenden Verordnungen und Polizei» Gefeke zu beobachten, und den 
Beitimmungen der etwa erforderlichen landesherrlihen Eonceffionen nachzukommen. 

B. Getheilted Eigenthbum. 

$. 4. Die Colonar- oder Ähnliche grundherrlihen Vertraͤge, melde von 
den Gutöherren über die Anbauung und Benusung ihrer eigentbüimlichen Gründe, 
in einer von den bürgerlichen Gefegen anerfannten Form gefchloffen worden find, 
verbleiben in ihrer Wirkfamteit. 

$. 5. Diefe Verträge, fie mögen noch in der Form ihrer erften Errichtung 
befteben, bereits einige Abänderungen erhalten haben, oder Rünftig erft errichtet 
werden, unterliegen folgenden Beftimmungen. 

$. 6. Alle in grundherrlihen Verträgen conftituirten ftändigen, und nicht 
ftäntigen Renten und Laften find nach dem Einverftändnig der Betheiligten ablösbar. 

$. 7. Die Ablösbarkeit erſtreckt fih in gleicher Art auch auf die Bodenzinie 
und das Zehentrecht, welches den Zehentberechtigten nah den an jedem Orte 
üblihen Gefegen und Gewohnheiten, oder nach den beftehenden Verträgen bie 
zur Abloͤſung verbfeibt. 

$. 8. Die ungemefjene Scharwerk CFropne) foll durchgehende in gemefjene 
oder beftimmte Dienfte verwandelt werden, ohne daß auf diefe Verwandlung 
ein Entfhädigungs-Gefuch gegründet werden kann, und ohne die in der Ber: 
faffungs-Urfunde Titel IV. $. 7 feftgefeste Ablösbarkeit aufzuheben. 

$. 9. Kür die abgelöften Renten, Rechte oder Laſten muß bei den Fidei— 
Commiſſen ein Surrogat nad den Vorfihriften des Edictd über die Familien 
Fidei⸗Commiſſe hergeftellt werden, 
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$. 10. In einem Beränderungsfalle, derfelbe betreffe viele oder menige 
Tpeilnebmer kann mehr als ein doppeltes Handlohn (Laudemium) berechnet, 
oder mebr als ein doppelter Leib angefegt werden. Das Quantum rühter fich 
nad den Saal: und Rager- Büchern, und nad den Local⸗Statuten. 

$. 11. Vieh und Fahrniß (fahrende Habe) fo wie baares Geld dürfen bei 
der Schägung zur Behandlung des Handlohns oder des Leibfalled nicht anges 
fhlagen ; auch darf das Handlohn vom Werthe der Häufer, wo ed herkommlich 
if, nicht erhöht, wo es aber nicht hergebracht war, darf es gar nicht angeſetzt 
werden. 

$. 12. Bon dem Austrage, Alttheil, Gutsabtrage , oder von Abfindungen 
in Geld ein Handlohn oder einen Leibfad befonders anzufegen, iſt nicht ge,tatiet. 

$. 13. Die Koften der Schägung bei Laudemial- und Leibfällen bezahlt 
derjenige, der fie fordert. 

$. 14. Ruͤckſtands⸗-Zinſen, oder die Zorderung eines böhern Betrages 
wegen Rüditandes gutsyerrliher Gaben, finden in keinem Falle Styt; und 
eben fo wenig ift es zuläßig, rückſtaͤndige Leitungen in ein verzinslihes Capital 
iu verwandeln, und dafür Schuld »Urfunden zu errichten. 

$. 15. Grundberrlide Forderungen an Stiften und Gilten, oder an andern 
jährlichen Leiftungen richten ſich nad den allgemeinen Gefegen über die Ber: 
jaährung jährlicher Renten. 

$. 16. Die Gutsheimfälligkeit aus Strafe (Eaducität) bleibt aufgehoben. 

$. 17. Bei dem Abzuge vom Gute muß dem Grundholden der Gutswerth, 
nad Abrechnung der darauf haftenden Forderungen, und nad öffentlidyer Ber: 
feigerung an den Meijtbietenden, vergütet werden. 

$. 18. In Fallen, wo jonit die Gaducität Statt gehabt hat, kann der 
Öutsherr, wenn er durch die bierzu veranlaffenden Handlungen befhadigt 
worden ift, auf Schadens » Erfag Flagen. 

6. 19. Das grundherrlihe Einftands » Recht bleibt abgefhafft. | 

$. 2. Klagen gutsherrliher Hinterfaffen gegen ihre Gutsherren wegen 
unbefugter oder übermäßiger gutsberrliher Forderungen, werden bei dem Ge: 
rihtöftande des Gutsherrn angebracht. 


Titel U 
Bon einigen befondern Redhten der Gutsherren. 


$. 21. Die Erridtung neuer Schulen ftebt den Butsherren, in foferne 
das Bedürfniß hierzu aus dem allgemeinen Schul. Organismus hervorgeht, mit 
Bewilligung der Ober» Schulbehörde zu. Schon beftehbende gutsherrlihe Schu: 
len können obne eben diefe Bewilligung weder unterdrüdt noch verfegt werden. 

Den Gutsberren bleibt die Anftellung der Schullehrer, wo fie diefelbe ber: 
gebracht haben, vorbehalten, mit der Beſchraͤnkung, daß der ernannte Candidat 
der betreffenden Behörde präfentirt werden muß, welche unterfucht: ob derjelde 
die in der Schul:Ordnung vorgeichriebenen Eigenichaften befige? und nad) dem 
Erfolg diefer Unterfuhung entweder die Beftätigung ertpeilt, oder den Guts⸗ 
berrn aufträgt, einen tauglichen Bewerber zu ftellen. 
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$, 22. Eben fo verbleiben den Gutsherren die Patronats:Rechte, in deren 
Beſitz fie fih befinden, mit Beobahtung der hierüber, und inskefondere über 
die Prüfung und Würdigfeit der geiftlihen Gandidaten beftehenden Verordnungen. 

$. 23. Das Inftallations:Reht kann von denjenigen Gutsbefigern, welchen 
es bisher zuftändig gemefen ift, nur im Namen des Königs, auf den hierzu 
erhaltenen Poffefiiond: Befehl ausgeübt werden. 

$. 24. Gutsbefiger, welche als Kirchen: Patrone gewiſſe Ehrenrechte berge, 
bracht haben, werden hierin beftätigt. 


Zweiter Abjchnitt. Won der gutsherrlihen Gerichtöbarfeit. 


TZitell. 
Bon den VBorbedingungen zur Ausübung der gutöherr; 


lihen Gerichtsbarkeit. 

$. 3. Die gutöherrlihe Gerichtsbarkeit fann nur son der Quelle aller 
Gerichtsbarkeit im Reiche, dem Souverän, ausgehen, und wird nur aus deſſen 
bejonderer Ermädtigung, unter der Oberaufficht Seiner Stellen ausgeübt. 

6.26. Nach der Verfafungs:Urfunde des Reihe, Titel V. $. 4 Niro. 1, 
und nah dem Edict über den Adel $. 14 koͤmmt den Adeligen ausſchließend 
das Recht zu, eine gutsherrliche Gerichtsbarkeit ausüben zu koͤnnen. 

$. 27. Auf feinem Gutsbezirke kann das Recht der gutsherrlichen Gerichts: 
barkeit Plaß greifen, wo daſſelbe nicht fhon in dem Jahre 1306 hierauf begrün 
det, und eine Patrimonial-Gerichtäbarfeit dafelbft hergebraht war. : 

$. 28. Allenthalben ift die gutsherrlihe Gerichtöbarfeit auf die eigenen 
Grundholden des Gutsherrn befchränkt,. und darf in der Regel auf Grundholden 
des Königs oder anderer Grundherren, fo wie auf die Befiger freieigener Güter 
nicht ausgedehnt feyn, noch jemals ausgedehnt werden. Ausnahmsweife kann fie 
fid jedoch audy auf jene Grundholden der Kirchen und Stiftungen, fo wie anderer 
Privat: Perfonen und auf jene Befiger freieigener Güter erfiredden, worüber der 
Gutsherr fhon im Jahre 1806 die Gerichtöbarkeit mit einem dinglihen Recht 
in Befig gehabt bat. 

Indeſſen Bann ein Gutsherr zur Wiederherftellung einer feit dem Jahre 
1806 aufgelöften Patrimonial-Gerichtöbarfeit, mit vorgängig einzubolender beſon⸗ 
deren Böniglihen Bewilligung, die Gerichtöbarfeit über Grundholden anderer 
adeliger Gutöbefiger, aber nur dann erwerben, wenn zugleich die grundberrlichen 
echte wechfelfeitig übergeben, mithin Grundbolden gegen Grundholden getaufcht 
werden, und jeder der beiden taufhenden Theile die Gerichtsbarkeit über die 
vertaufchenden Gutsunterthanen in dem Jahre 1806 bereitd ausgeübt hatte. 

Sollte in der Folge der Zeit wegen eines entfchiedenen Vortheils für die 
Staats: Verwaltung ein Austaufh von Grundholden zwifhen dem Staate und 
einem adeligen Gutsbefiger Statt finden, fo kann zwar die Gerichtöbarkeit über 
Die eingetaufchten Pöniglihen Grundholden auf den adeligen Gutsbefiger über: 
geben; jedoch wird der König in ſolchen außerordentlihen Fallen zuvor auch Die 
betheiligten Iandgerichtlihen Hinterfaffen mit ihren allenfaljigen Erinnerungen 
vernehmen laſſen und diefelben gehörig würdigen. 
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$. 29. Uebrigens ift außer dem Falle des $. 32 nicht erforderlid, daß die 
2efisungen, über welche ein Gutsherr in Gemäßheit der Beftimmungen $$. 
5 — 28 eine Gerichtsbarkeit ausüben will, zufammenhängend und geſchloſſen 
feyen; die Gerichtsbarkeit darf jedoch über Peine Grundholden ausgeübt werden, 
welche weiter ald 4 Stunden von dem Site des Gerichts entfernt fihP. 

$. 30. Die Gerichte, durch welche die Ausübung der gutsberrlihen Ge— 
richtöbarfeit gefchehen fol, müffen überall und zu jeder Zeit auf die in dem 
65. 42 — 50 bezeichnete Weife beftellt feyn, und insbefondere müſſen unauss 
weihlih, und ohne alle Ausnahme diejenigen Borfchriften beobachtet werden, 
welche fi auf die Stand⸗ und Dienft » Berbältniffe der Herrſchafts- und Pas 
hrimonial ; Richter ($. 54) beziehen. 

Wenn der Gutöbefiger ein ihm zuftändiges Gericht, bei eingetretener Er- 
ledigung, mit einem gutsherrlichen Beamten zu bejegen längere Zeit unterlaßt, 
und der von der obern Kreisbehörde erlaffenen Aufforderung zur Befegung 
binnen einem Termin von drei Monaten nicht Folge leiftet, ohne dafür bins 
länglihe Entfhuldigungs » Gründe anführen zu Pönnen, fo wird der abgängige 
Beamte für diefen Fall von der Kreis-Regierung aufgeftellt. 


Titel I. 
Von den verfhiedenen Arten der ——— 
Gerichte. 


F. 31. Die gutsherrliche Gerichtsbarkeit wird ausgeübt, entweder durch 
Herrſchafts-Gerichte, oder durh Patrimonial-Gerihte, melde 
letztere ſich in zwei Claſſen theilen, je nachdem diefelben entweder mit der 
flreitigen und freimilligen Gerichtöbarkeit zugleich, oder nur mit der freiwilli⸗ 
gen Gericytöbarfeit allein befleidet find. 

6. 3%. Ueber die Herrfhafts-Gerichte der vormals reichsſtaͤndiſchen 
gürften, Grafen und Herren ift der Fünftige Rechtszuſtand bereits in dem 
diesfalls erlaffenen befondern Edicte feſtgeſetzt. 

Herrfchaftd » Gerichte anderer Gutöbefiger, welche unter diefer Bezeichnung 
fhon in dem Sabre 1806 beftanden, befteben auch Fünftig fort, oder koͤnnen 
in den vorigen Stand wieder hergeſtellt werden, jedoch in jedem Falle ohne 
Blutbann, und nur dann, wenn ſie ein geſchloſſenes Gebiet in dem Sinne 

bilden, daß darin früher Peine fremde Gerichtsbarkeit ausgeübt worden, und 
wenn fie zugleich eine Zahl von mwenigftend 300 Familien in ſich faſſen. 

$. 33. Die nady den neuern Borfchriften des Edicts über die gutöherrliche 
Gerichtsbarkeit vom 16. Auguſt 1812 gebildeten, und bereits beftätigten und 
ausgefhriebenen Herrichafts » Gerichte können, in fofern fie fih auf ein ſchon 
in dem Jahre 1806 im Bezirk derfelben beftandenes Patrimonial:Geriht grün: 
den, nach den Bedingungen des $. 32 zwar fortdauern,, jedoch mit Einziehung 
der ihnen zu deren Erweiterung zu Lehen verliehenen Gerichtsbarkeit über 
königliche Gerichts-Unterthanen. Diejenigen Gerichte diefer Gattung, welden 
urſprünglich Reine Patrimonial:Gerichtöbarkeit zu Grunde liegt, fondern weldye 
ſich blos durch Infeudation oder fonft erworbene Gerichtsbarkeit über königliche 
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Gerichts-Unterthanen gebildet haben, Pönnen ferner nicht mehr beftehen; vor 
behaltlih der Entfhädigung, mit Rüdiiht auf das verordnungsmäßig zum 
ordentlihen Dienft aufgeftellte Perfonal, und auf andere erweisliche Koften, 
wenn in Folge der gegenwärtigen Anordnung, ein feit 1812 errichtetes Herricafls: 
Gericht als ſolches nicht mehr beftehen Pann. 


$. 34. Herrfchafts-&erichte. welhe mittelft Anmweifung eines ganzen Güter: 
Complexes, unmittelbar aus einer Pöniglihen Dotation oder in Folge abgefchlof: 
fener Staats:Berträge mit Ueberlaffung der Gerichtsbarkeit, und der grundberr: 
lihen Gefälle entftanden find, beftehen nach der über die Dotation urſpruͤnglich 
ertheilten Urfunde, und respective nadı dem Inhalte des Staats: Bertrages, fort. 


$. 35 Patrimonial-Gerichte bilden fi: 

a) aus denjenigen Herrfhafts-Gerichten, welche diefe ihre Eigenſchaft nady den 
Beftimmungen der $$. 32 und 33 verlieren, in deren Bezirken jedoch im 
Sabre 1806 die Patrimonial-Gerichtsbarfeit ausgeübt worden ift, die 
von dem Inhaber wieder bergeftellt werden kann; 

b) aus den bereits beftätigten und ausgefchriebenen DOrtögerichten, in fofern 
deren Bildung fich gleichfal® auf ein früher dafelbft beftandenes Patrimo- 
nial⸗Gericht gründet; 

e) aus den Übrigen fchon in dem Sabre 1806 beftandenen Batrimonial:Gerichten, 
wenn fie auch bisher noch nicht in Orts» oder Herrſchafts-Gerichte umge: 
bildet wurden, in foferne diefelben nad den Beſtimmungen des gegen: 
wärtigen Edicted wieder ald PatrimonialsGerichte bergeitellt werden. 

Die Befiger der vorbenannten Gerichte erlangen über ihre Gerichtsfaffen 
neben der freiwilligen auch die niedere ftreitige Gerichtöbarfeit, wenn und wie 
fie diefelbe früher gehabt haben; ftet nah Inhalt des $. 28 und unter der 
Borausfegung, daß alle hierzu fonft noch erforderlihen Bedingungen erfüllt feyen. 

Ueber die bemerften Gerichtsfaflen bleibt ihnen die freiwillige Gerichtsbarkeit 
auch für den Fall, wenn fie die vorgefchriebenen Bedingungen zu Ausübung 
der ftreitigen Gerichtöharkeit nicht erfüllen Fönnen oder wollen. 

$. 36. Wenn zur Errichtung der nad $$. 32 — 35 fortbeftehenden Herr: 
fhafts- und Patrimonials Gerichte ein Austauſch Pönigliher Unterthbanen in 
der Art gefchehen ift, daß mit demjelben zugleich der Austaufch der grundherr: 
lihen Rechte verbunden wurde, fo verbleiben beide dem Guts- und Grund: 
berrn in feinem ©erichtöbezirfe, fo fern nicht über wechfelfeitige Zurückgabe 
und Zurüdnahme ein freiwilliges Uebereinkommen getroffen werden will, 

$. 37. Wenn aber ein Austaufch folder Pöniglicher Unterthanen gefcheben 
ift, welche nicht zugleih Grundholden des Guts- und Gerichtäherrn geworden 
find, dieſer folglich blos die Gerichtöbarkeit über diefelben ohne die grundberr: 
lichen Rechte erworben bat; fo Fann er diefe Gerichtöbarkeit nicht behalten, 
fondern fie fällt an die koͤniglichen Gerichte zurüd, 

Dagegen fallen auch an den- Gutsherrn die Unterthanen zurüd, weiche er 
feiner Seits in den Taufcy gegeben hat, mit allen Rechten, welche er nad 
dem gegenwärtigen Edict ausüben Bann. 

$. 38. Eben fo fällt die Gerichtsbarkeit über fremde Grundholden, welche 
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ein adeliger Gutsbeſitzer durch Taufh oder Kauf erworben hat, in der Art 
zurück, daß 

a) bei einem Taufche, wenn derfelbe nud durch verſchiedene Perfonen gegan- 
gen, die Gerichtsbarkeit an den Gutsherrn, welder diefelbe fhon im’ 
Jahre 1306 befeffen, ohne weitere Entfhädigung zurüd gebt; 

b) bei dem Kaufe der urfprüngliche Kaufſchilling von dem erften Befiger dem 
dermaligen Inhaber vergütet werden muß, welcher jedoch, fo fern er 
erweislich mehr dafür ausgelegt bat, die weitere Entfaadigung vom 
Staate erhält. 

e) Diefelde Auflöfung und Rüdfehr der Gerichtsbarkeit an den urfprünglichen 
Guts- respective Gerichts » Herrn findet au in dem Falle Statt, wo 
die Gerichtöbarfeit theils mittelt Tauſches und theils mittelit Kaufes 
durch mebrere Zwifchen:Perfonen an einen dritten Inhaber gefommen ift. 

$. 39. Wenn bei dem Aufhören der erfauften Gerichtsbarkeit der urfprüng» 
lihe Inhaber derfelben fie nicht mehr ausüben, daher auch nicht wieder ein- 
löſen will, fo erfegt der Staat dem gegenwärtigen Inhaber die ermeisliche 
Kauf: Summe nebft den auf die Errichtung des aufgelösten Gerichts erlaufenen 
Koften, und übernimmt dagegen die Gerichtöbarkeit. 

$. 40. Alle Gutsherren find gehalten, längftens bis zum 1. Januar 18% 
ihre Angelegenheiten in Bezug auf die gutsherrlihe Gerichtsbarkeit dergeftalt 
ju berichtigen, daß fie bis dahin die Erklärung abgeben: ob — wo — und 
wie fie, den Geſetzen gemäß, ihre gutöherrlihen Gerichte behalten, oder wieder 
berftellen wollen? Diefe Erklärung ift bei den Kreis: Regierungen, und zwar, 
wenn wirklich Herrſchafts- oder Patrimonial: Gerichte gebildet und beſeſſen 
werden wollen, mit’Beifügung der Plane und Befchreibungen, fo mie der 
nötbigen Nachweifungen und Belege der gefeslihen Erforderniffe, zu über: 
reihen, wo fodann die Prüfung erfolgt, und die Pönigliche Genehmigung er: 
bolt wird. 

$. 41. Nah Vollendung diefer Vorarbeiten werden die gutöherrlichen 
Gerichte jeder Art in das amtlihe Verjeichniß ſaͤmmtlicher Gerichtöbezirfe des 
Reichs aufgenommen und öffentlich befannt gemacht. 


Titel I. 
Bon der Beftellung der gutsherrliden Gerichte. 


$. 42. Die Herrfhafts-Gerichte werden mit einem Herrfhafts:Richter und 
einem Actuar , die Patrimonial-Gerichte aber mit einem Patrimonial:&erichts: 
halter befegt. Bei den Patrimonial-Gerihten kann die Stelle des Actuars 
dur einen mittelft Handgelübdes verpflichteten Schreiber erſetzt werden. 
‚ 5.43. Die Beamten der Herrſchafts-Gerichte Pönnen nur bei Einem 
Gerichte angeftellt feyn, und bei andern gutöherrlihen Gerichten die Functio— 
nen eines abgängigen Beamten nur in dringenden Fällen proviforifch überneb: 
men. Diefe proviforifche Uebernahme muß aber bei den Kreis: Kegierungen und 
Appellationsgerichten angezeigt werden, mit deren Genehmigung jene gutöherr: 
fihen Beamten für die obigen Fälle auch vorläufig ſubſtituirt werden Pönnen. 
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$, 44. Eine folhe Subftitution ift au bei den Patrimonial⸗Gerichten 
zulaßig; jedod darf ein und der nämliche Patrimonial:Gerichtshalter bei mehre 
ren Patrimonial:Seri ten aufgeftellt werden ; er darf aber nicht über 4 Stun: 
den von den entlegeniten Gerichtöhinterfaffen entfernt wohnen, auch foll der 
Siß des Amtes an einem ein für allemal beftimmien Orte feyn. 

$. 45. Die Verwaltung eines Herrfchafts:Gerichts kann einem königlichen 
Sandyerichte nicht übertragen werden, Bei Patrimonial-Gerihten wird jedoch 
den Gutsherren geftattet, daß, wenn der aufjuftellende ©erichtöhalter durch 
Krankpeit oder andere Verhinderungs-Urſachen die Gerichtsbarkeit zu verwalten 
außer Etand feyn follte, fie die Berwaltung ihrer Patrimonial-Serihte aus 
bülfsweife einem Land» oder Herrfcafts:Gerichte gegen volle Ueberlaſſung der 
Zaren und Gporteln übertragen. Eine foldye Uebertragung kann aber nur 
nad Genehmigung der Kreis-Regierung und des Appellationsgerichts erfolgen, 
und in feinem Falle über zwei Jahre währen. 

$. 46. Die perfönlihe Qualification der Beamten bei den Herrfchafts> und 
Patrimonial:Gerichten wird durd die Regierung und das Appellationsgericht 
des Kreifes gemeinfchaftlih unterfuht, und beide Stellen ertheilen entweder 
die Beftätigung,, oder fordern den Gutsherrn zur Ernennung eines andern 
tauglihen Beamten aut. 

$. 47. Um bei den Herrfchafts» oder bei den mit der ftreitigen Gerichts: 
barkeit bekleideten Patrimonial: Gerichten iter Claſſe angeftellt werden zu Pön- 
nen, müffen die ernaunten Individuen alle Eigenihaften nachweiſen, welche 
in gleicher Art zur Anftellung bei den unmittelbaren Pöniglihen Landgerichten 
erfordert werden. Bei der Auswahl ift jedoch der Gutsherr an die Claſſen— 
Reihe der für den Staatsdienft geprüften Rechts » Gandidaten nicht gebunden. 

$. 48. Die Bewerber um Anftellung bei Patrimonial-Gerichten 2ter Claſſe, 
welchen naͤmlich blos die freiwillige, nicht aber zugleich die freitige Gerichts: 
barkeit zufteht, müfen wenigftens die Gymnafial-Studien und eine gerichtliche 
Praris von drei Jahren nachweiſen, und in der Prüfung über ihre Kenntniſſe 
dad Zeugniß einer binlänglihen Fähigkeit erlangen. 

$. 49. Advocaten Fönnen nicht zugleich Herrihafts » Richter oder Patrimo: 
nial-Gerichtöhalter feyn, fondern müffen bei der Annahme eines folben Amtes 
ihre Anwaltſchaft niederlegen. 

$. 50. Der Gutsherr Bann zwar bei dem Herrfhafts» oder Patrimonial: 
Gerichte an feinem Wohnorte das Richteramt felbft übernehmen; jedoh muß 
er fih der Nachweiſung und Prüfung” feiner Kenntniffe, gleih andern Bewer: 
bern, unterwerfen, und eine Ausnahme findet nur dann Statt, wenn etwa feine 
Tauglichkeit Durch feine vorherigen Dienfte im Staate außer Zweifel gefest if. 


Titel IW. 
Bon den Dienftverhältniffen der gutsherrlichen 
Beamten. 


$. 51. Die Herrſchafts-Richter und diejenigen Patrimonial:Kichter , welche 
zugleich die ftreitige Gerichtsbarkeit auszuüben haben, fo wie diejenigen Guts— 
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berren, welche die gutöherrliche Gerichtöbarkeit perfönlich, verwalten ($- 50), 
werden von der vorgefeßten Kreis-Regierung unmittelbar, ſolche Patrimonials 
Gerihtöbalter aber, weldye blos auf die freiwillige Gerichtöbarkeit beſchraͤnkt 
find, aus Auftrag der Kreis» Regierung von. dem betreffenden Landgerichte 
verpflichtet. 


$. 52, Alle gutsherrliben Gerichts-Beamten leiften bei ihrer Anftellung 
und Verpflichtung auch den für die unmittelbaren Pöniglihen Beamten vorge: 
järiebenen Eid nah Maßgabe der Berfafiungssllrfunde Titel X. 9.3. — 
Der Gutsherr Pann fih von feinen Beamten einen befondern Eid darüber 
leiten laſſen, dag diefelben alle diejenigen Verpflichtungen beobaditen werden, 
welhe ihnen das gegenwärtige Edict und die Gefege ded Reichs gegen ihre 
Öutsherren auflegen. 


$. 53. In Beziehung auf den Gerichtsitand find die Herrfchafts-Richter, 
und diejenigen Patrimonial:Gerichtöhalter, welche mit den Functionen der ftrei- 
tigen Gerichtsbarkeit bekleidet find, den Landrichtern gleichgeftellt. Die Actuare 
und diejenigen Patrimonial:Beamten aber, welche blos die freiwillige Gerichts« 
barkeit ausüben, haben ihren Gerichtöftand bei den Randgerichten; ift aber ihr 
Wohnſitz nicht indem nämlihen Landgerichte, in welchem das von ihnen ver« 
maltete Patrimonial-Gericht liegt, fo find fie dem ordentlihen Gerichte des 
Bohnorts unterworfen. 

$. 54. Die Beftimmungen des Edicts Üiber die Verhältniffe der Staates 
diener, vorzüglich in Beziehung auf ihren Stand und Gehalt, find aud bei 
demjenigen Perfonal der Herrfchafts:Gerichte, fo wie der Patrimonial:Serichte 
eriter Elafje anwendbar, welhes mit den Functionen des Richteramtes befleidet 
iſt. Daſſelbe muß daber rückſichtlich der Befoldung, der definitiven Anftellung, der 
Entfegung oder Entlaffung, und der Verſetzung in den Ruheſtand, fo wie der 
Venfion für Wittwen und Kinder, weldhe der Gutsberr zu übernehmen hat, 
gan; nah dem Inhalte jenes Edicts behandelt werden. Die Beftallungen der 
Beamten find jedesmal mit dem Gefuhe um die Beftätigung vorzulegen. Den 
Herrſchafts⸗Richtern fol ein firer Geldgehalt von wenigſtens 800 fl. jährlich, 
und den Patrimonial:Serichtshaltern, welche die ftreitige Gerichtöbarfeit ausüben, 
ein folher Gehalt von wenigftens 600 fl. ausgemworfen werden. 

$. 55. Den Patrimonial⸗Gerichtsherren ift geflattet,, mit der Stelle eines 
Patrimonial:Richters zugleich jene eines Verwalters zu vereinigen, und beide 
Stellen einem und dem nämlichen Individuum zu übertragen, jedod muß daf- 
felbe die zur Bekleidung eined Richteramtes geſetzlich vorgefhriebenen Eigenſchaf⸗ 
ten befigen, und demfelben müffen ald Richter, wenn ihm die Gefhäfte eines 
Berwalters wieder entzogen werden, alle auf das Verhaͤltniß eines öffentlichen 
Gtaatödieners gegründeten, in dem $. 54 ausgedrüdten Rechte, richterlicher 
Gehalt und Vorzüge ungeihmälert vorbehalten bleiben. 

$. 56. Sollte der Gutsherr fein Patrimonial: Geriht ın der bemerften 
Art bis zum 1. Januar 1820 ($. 40) nicht beftellen wollen, jo bleibt er auf die 
freiwillige Gerichtsbarkeit über feine vormaligen Gerichts-Hinterſaſſen befhränkt, 
Der hiefür aufgeftellte Patrimonial» Beamte, fo wie die Actuare der gutöherr: 
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lihen Gerichte haben auf die befonderen Rechte eines Staatsdieners, und da- 
ber auch auf Stabilität Peinen Anſpruch. Die Beltimmung der diesfalliigen 
Berbältniffe und insbefondere des Gehaltes bleibt der freien Webereinfunft 
zwifhen dem Gutsherrn und dem Beamten anheim geftellt. 


$. 57. Die Heirath6 - Bewilligungen haben die Herrfchaftse- und Patrimo: 
nial⸗Gerichts⸗Beamten bei dem Gutsherrn nachzuſuchen. Die Keife-Bewilligungen 
werden diefen Beamten von der Kreis:Regierung benebmlih mit dem Appel 
lations⸗Gerichte ertheilt, auf vorläufig nächgewiefene Genehmigung des Gutsherrn. 


$. 58. Die Patrimonial Beamten Fönnen nach Beſchaffenheit ihrer Dualis 
fication aud in dem Staatsdienfte Anftellung und Beförderung erhalten. 

$. 59. Der Gutöherr haftet für den aus den Amtshandlüngen feiner Be 
amten entftebenden Schaden in dem nämlihen Maße, wie der Fönigliche Fikcus 
für die unmittelbaren Beamten. Wenn der Gutsherr die Gerichtsbarkeit ſelbſt 
zum Nachtheil der Unterthanen ausübt, fo wird er von der betreffenden Ober: 
bebörde durch Strafbefehle zur Ernennung eines tauglihen Beamten angehalten, 
und bei fernerem Verzuge auf feine Koften die Beitellung verfügt. 

$. 60. Wenn der Gutsherr bei feinen Beamten Dienftgebrehen wahrnimmt, 
fo bat er davon die Regierung, oder, wenn die Sahe in die Juftigpflege 
einfchlägt,, das Appellations> Gericht des Kreifes in Kenntniß zu ſetzen, damit 
die erforderlihe Unterjuhung, und hiernach die weitere gefeglihe Einfchreitung 
veranlaßt werde. 

$. 61. Will der Gutöherr den Herrfchaftd: Beamten nach den Beſtim— 
mungen des $. 54 quiesciren, fo muß er von jeder verfügten Duiedcirung 
. eines folhen Beamten eben fo, wie von jeder verfügten Entlafung, melde ihm 
in Anſehung feiner mit der ftreitigen Gerichtöbarkeit nicht befleideten Patrimo— 
nial:Gerichtshalter und der Actuare zuſteht, bei der Kreis:Regierung und dem 
Appellationd:Gerichte die Anzeige mahen. Die Renten: Bermwaltung kann der 
Butsberr feinen Beamten in jedem Falle nah Gutdünfen abnehmen. 

$. 62. Dem Gutsheren Pöommt in Zuftisfahen, außer der bloßen Ein: 
fihtnahbme, Peine Coneurrenz mit feinem Gerichte zu, und er bat fih aller 
Einmifhung hierin zu enthalten, bei Vermeidung der Nichtigkeit und des Sch« 
den-Erfages , nebft weiterer angemefiener Beftrafung. Den Patrimonial. Ge 
richten, auch wenn fie mit der ftreitigen Gerichtsbarkeit befleidet find, koͤmmt 
niemals eine Verhandlung und Entiheidung in folhen ftreitigen Rechtsſachen 
zu, bei welhen die Patrimonial-Gerichts-Inhader felbft betheiligt find, fondern 
dergleihen GStreitgegenftände eignen fib ausfchließend zu den königlichen Land: 
gerihten. 

$. 63. In adminiftrativen Gegenftänden, wo dem Guts⸗ und Gerichtäherrn 
ein Einflus in die Verwaltung geftattet ift, hat er das Recht, feine Gerichts⸗ 
Beamten, allenfalld durd Geld-Strafen, zur Befolgung feiner, aus geſetzlichen 
Anordnungen bervorgehenden Auftrage, mofür er haftet, anzuhalten. Beharr: 
liher Uingehorfam wird auf erftattete Anzeige, nach Beſchaffenheit der Umftände, 
von der Kreis-Regierung oder dem Nppellationsgerichte beftraft. 

F. 64. Den Herrfhafts:Richtern, Patrimonial-Gerichtöhaltern und Actuaren 
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it eben fo, wie den unmittelbaren koͤniglichen Juſtiz- und Poligei-Beamten, 
unterfagt, in ihrem Amtsbezirke eine Guts-Kealität zu erwerben. 

6.65: Die Herrfchafte: und Patrimonial-Gerichte führen zu ihren amt: 
lihen Auffertigungen ein Siegel mit dem Wappen des Gutsherrn und der 
Unterſchrift: „Fuͤrſtlich- Gräflicye oder Freiherrlich- N. Net. Herrſchafts- (Patri- 
monial:) Geriht N. N.“ 


Titel V. 
. Von dem Wirfungsfreife der gutöherrlihen Geridte 
und vonden Rechten und VBerbindlihfeiten der Guts— 
berren in Beziehung auf die verfhiedenen Zweige 
der öffentlihen Verwaltung. 


$. 66. Die Ausübung der in dem gegenwärtigen Titel begriffenen Rechte 
immt nur denjenigen Gutsherren zu, welche die Gerichtöbarfeit, und ein nad) 
den Borfchriften der vorbergebenden Titel ILL. und IV. gebildetes und beftelltes 
Bericht befinen ; jedoch unbeſchadet der Ausnahmen, melde bei einzelnen Pa— 
tagraphen der folgenden Kapitel befonders und ausdrüdlich vorbehalten find. 


Kapitel ll 
Allgemeine Befimmungen. 


$. 67. Die Herrfchafts-Gerihte der Gutsherren find in Zuftigfahen den 
Apyellationsgerichten,, und in Gtaatsverwaltungs » Angelegenheiten den Kreis— 
Regierungen unmittelbar untergeben, und daher von den Böniglichen Landgerichten 
eremt, mit Ausnahme der Fälle, in welchen die legtern aus befonderm Auftrage 
und im Namen der benannten böhern Stellen handeln. Die Patrimonial« 
Gerichte erfter Claſſe mit ftreitiger Gerichtsbarkeit, ftehen, was die Yuftizpflege 
betzift, unter den Appellationdgerichten, in allen Gegenftänden der Polizei: und 
Öffentlihen Verwaltung aber unter den Landgerichten. 

$. 68. Alle Patrimonial-Gerichte zweiter Claffe, welche auf die freiwillige 
Gerichtsbarkeit beſchraͤnkt find, fiad den Sandgerichten, in deren Sprengeln fie 
liegen, untergeordnet, welchen fie die über ihre Zuftiz: und Polizei-Verwaltung 
abgefondert geführten Protocolle alle drei Monate übergeben. Bon diefen Ber 
börden werden diefelden mit den nöthigen Bemerkungen an die vorgefegten 
Kreisitellen gefendet, welche die geeigneten Befcheide und Zurechtweifungen erlaffen. 

$. 69. Wenn Anzeigen gemacht werden, daß von den Patrimonial-Gerichten 
zweiter Claſſe die Amtspflichten verfäumt worden, fo koͤmmt den Randgerichten 
die Befugnig und Obliegenbeit der Erinnerung zu, und fie haben, wenn diefe 
- Erinnerung ohne Erfolg bleiben follte, unverzüglich die Anzeige an die betreffende 
Dberbehörde des Kreifes zu erftatten. Dad Naͤmliche haben die Randgerichte 
aud gegen die Patrimonial-Gerichte erfter Elaffe zu beobachten, wenn die an: 
gejeigten Gebrechen auf die Polizei und andere adminiftrative Geſchaͤftszweige 
Bezug haben. " | 

$. 70. Die Pöniglidhen Verordnungen, dad Gejeg: und Allgemeine Intel: 
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ligenz- Blatt, fo wie die allgemeinen Berfügungen der obern Stellen werden 
den Herrichafts» Gerichten eben fo, wie den Landgerichten, unmittelbar, den 
Patrimonial:Gerihten aber durch die Pöniglihen Landgerichte mitgetbeilt, und 
die in beftimmten Fällen eintretende befondere Bekanntmachung der Gefege 
wird von den Patrimonial» Gerichten in ihren Bezirken verfügt. 


Kapitel MI 
Bonder Rechtspflege. 


$. 71. In der Ausübung der Zuftiz: Pflege haben ſich die Outöherren nad) 
den über die Juftiz-Berfaffung des Reichs im Allgemeinen, und durd Das 
gegenwärtige Edict über die gutsherrlihen Gerichte insbefondere feſtgeſetzten 
Beftimmungen zu achten. . 


$. 72. Die Herrfchafts:Serichte und die Patrimonial-Gerichte erfier Elafle 
baben, in Beziehung auf die Rechtspflege, mit den unmittelbaren Böniglichen 
Landgerichten gleiche Befugniß und Obliegenheiten , die firafrechtlihe Gerichts: 
barfeit bei Verbrechen und Vergeben ausgenommen, wo ihnen nur die Er: 
greifung und vorläufige Berwahrung der Angefhuldigten gebührt, mit der 
Berpflichtung, diefelben, ohne alles weitere Verfahren, fpäteitend binnen 48 
Stunden an den Sitz des einfhlägigen Pöniglihen Unterſuchungs⸗ Gerichts 
auszuliefern. 

$. 73. Patrimonials Gerichten zweiter Claſſe ftebt eine Einmifhung in 
ftrafrechtliche oder im ftreitige Civil-Gegenſtaͤnde niemals zu, fondern lediglich 
die Ausübung beftimmter gerichtliher Handlungen, welde im gegenmärtigen 
Edict bezeichnet werden ($$. 74 — 79). Sobald ein ſolches Patrimonial:Sericht 
von begangenen Verbrechen oder Vergeben Kenntniß erhält, hat daſſelbe dem 
vorgefegten Landgerichte die Anzeige zu machen, und bis zur Verfügung der 
unterfuchenden Behörde Sorge zu tragen, daß an den Merkmalen des Thatbe- 
flandes nichts verändert werde, und der Thäter, nicht entfomme. | 

$ 74. In dem Wirkungskreiſe eines Patrimonial s Gerichts zweiter Stafe 
liegen außerdem diejenigen Handlungen der Gerichtsbarkeit, welche nicht ftreis 
tiger Natur find, nicht in einer vorläufigen Inftruction zum Behuf einer rich: 
terliden Verfügung, oder nicht in dem nachfolgenden richterlihen Decret felbit 
beftehen,, jondern wobei es größtentheild blos auf die gerichtlihe Beurfundung 
anfömmt. B | 

$. 75. Hiernady ift diefen Patrimonial:Gerichten zweiter Elaffe zugewieſen: 
die Errihtung der Urkunden über Verträge, die Abnahme promifjorifher Eide, 
die gerichtliche Uebernahme oder Errihtung der Teitamente, die Berfündung 
derfelben, die gerichtliche DVerfiegelung und Befchreibung der Verlafienfchaften, 
deögleihen die Bertheilung der Erbfchaften, wenn darüber Fein Streit beftebt, 
und die Ertbeilung beglaubigter Urkunden über die zum Reſſort diefer Amtsbe— 
bördc- geeigneten Gegenftände. 

$. 76. Wenn in Folge gerichtliher Subhaftationen und Adjudicationen 
Verkaufs-Urkunden auszufertigen find, fo eröffnet das Landgericht dem unter: 
geordneten PatrimonialGerihte, in deſſen Bezirk die Sache einihlägt, Die 
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ergangenen Erfenntniffe, damit das legfere die Urkunden errihte, und davon 
beglaubigte Abfchrift zu den Zudicial:Acten einfende. 


$. 77. Die genannten Patrimonial:Gerichte befigen. die Befugniß, über 
Privat: Rechtsfachen, auch wenn darüber ein Streit gerichtlich anhängig ift, gültige 
Vereinigungen oder Vergleiche der Theile, mit den nämlichen Wirkungen, welche 
die Gefeke den gerichtlich aufgenommenen Vergleichen überhaupt beilegen, zu 
Protocol zu nehmen ind die Vergleichs⸗Urkunden darüber auszufertigen; wobei 
jedoch folgende wefentlihe Bedingungen vorausgefetst werden: 


a) wenigitend Einer der ſich vergleichenden Theile muß feinen Wohnfig in 
dem Bezirke des Patrimonial-Gerichts haben; 

b) beide Theile müffen ſich freiwillig und ohne Zwang zu diefem Zwede bei 
jenem Gerichte einfinden; 

e) alle in den Gefeken zur Gültigkeit eines Vergleichs vorgefchriebenen Bor» 
bedingungen, Normen und Foͤrmlichkeiten müffen genau beobachtet werden. 


F. 78. Die nämlihen Patrimonial:Gerichte find verbunden, wenn Vergleiche 
über bereitö gerichtlich anhängige Streitſachen bei ihnen aufgenommen werden, 
von Amtswegen eine beglaubigte Abjchrift des geſchloſſenen Vergleiches dem Ges 
tichte, bei welchem der Gtreit anhängig ift, zur Wiſſenſchaft zuzuſenden. 

$. 79. Ihnen fteht in ihren Bezirken die Führung der Hypotheken: Bücher 
ju; auch beforgen fie das Vormundſchaftsweſen, fo weit es die Beftellung der 
Vormünder und Euratoren über Unmündige und Minderjährige, wenn hierüber 
kein Streit befteht, wie auch die Stellung der Rechnungen betrifft. 


$. 80. Diefe in den $$. 74 — 79 benannten Handlungen der willtürlichen 
Gerichtsbarkeit Pönnen auf Seite des Patrimonial-Gerichtd weder über die Per: 
fon, noch über die Güter des Gutsherrn ausgeübt werden, und insbefondere 
darf derfelbe bei den Gegenftänden, worüber das Patrimonial-Gericht Vergleiche 
aufnimmt, keineswegs betheiligt feyn. 


$. 81. Jedes Patrimonial-Geriht zweiter Claſſe ift verpflichtet, wenn die 
bei demfelben begonnenen Zurisdietiond: Handlungen eine richterliche Unterfuchung 
und Entſcheidung nöthig machen, nicht nur die Theile vor das competente Ge» 
riht zu weifen, fondern auch die bereits gefammelten Acten:Stüde aljobald mit 
der Anzeige des Streit:Gegenitandes dahin zu Äbergeben, 


9. 82. Landgerichtlihe Borladungen an die gutöherrliden Hinterfaffen follen 
au in den Fällen, wo fie den Landgerichten unmittelbar untergeordnet find, 
dur die Patrimonial:Gerichte infinuirt, und auf gleihe Weife Fönnen die land» 
gerichtlichen Urtheile gegen erwähnte Hinterfaffen vom eben jenen Patrimonial: 
Berihten anf die von den Randgerichten vorgefihriebene Weife vollſtreckt werden, 


$. 83. Uebrigens ift den Gutsberren geftattet, von der Verwaltung der 
Juſtiz im Allgemeinen bei ihren Herrſchafts- und Patrimonial-Gerihten, und 
insbefondere von dem Zuftande des Vormundſchafts-, Depofitens und Hppothefen: 
Befens Einfiht zu nehmen, um die Abftelung der befundenen Mängel veran: 


hffen zu Pönnen. 
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Kapitel IM. 
Bon der Polizei:-Bermwaltung. 


$. 84. Den Gutöherrn ſteht in den Bezirfen und Orten, wo fie die Ge— 
richtöbarfeit ausfchließend befigen, auch die Polizei zu. 

6. 85. In Orten, wo Grund-Unterthanen verfhiedener Gutsherren wohnen, 
gebührt die Orts-Polizei demjenigen Gerichtöberrn, welhem die Gerichtsbarkeit 
über die Mehrzahl der Grund: und Gemwerbfteuerbaren Unterthanen zuftebt. 

Daffelbe findet auch in tem Falle Statt, wenn die Gerichtsbarkeit der Guts— 
berren mit der Gerichtsbarkeit der unmittelbaren königlihen Behörden zufam: 
mentrifft. 

6. 86. Die Gutsherren üben die ihnen zugeftandenen polizeilihen Geredht: 
fame ($. 84) durd die namlihen Beamten aus, weldhen die gutsberrlihe Ge: 
richtöbarkeit übertragen ift. Diejelben find gehalten, in Polizei-Sachen fid genau 
nad) den Pöniglichen Verordnungen und den Weifungen der vorgefegten Stellen 
zu richten, Anzeigen an den Gutsheren zu maden, und wenn er am Site des 
Gerichts anmefend ift, feine Auftrage hierüber zu erholen. 

$. 87. Die Herrfhafts:Gerichte üben die Bezirfs: und Orts-Polizei in dem: 
felben Ihnfange und unter denfelben Beihränktungen aus, wie die Röniglichen 
Landgerichte. Sie find in contentios-adminiftrativen Gegenftänden die erfte In— 
ſtanz, wobei der Gutsherr ſich nicht einmifchen darf. ft derielbe bei ſolchen 
Gegenftänden perfönlich betheiligt, fo wird die Unterfuhung und Entiheidung 
son der vorgefegten Kreis:Regierung, auf diesfalls zu eritattende Anzeige, an 
ein anderes Herrſchafts- oder an ein Land-Gericht verwiefen. 

$. 88. Alle Patrimonial-Gerichte find in ihren Bezirken auf die niedere 
örtliche Polizei beſchraͤnkt, und ftehen auch in diefer Beziehung unter der Auf- 
fiht und Leitung des vorgefegten Landgerichts. 

$. 89. Wenn gegen einen Uebertreter der Orts-Polizei eine Geldftrafe von 
mehr alo 10 fl. oder ein Polizei-Arreft von mehr ald 3 Tagen verhängt werden 
fol, fo muß das Patrimonial:Geriht vor der Befanntmahung die Beftätigung 
des Landgerichts erholen. 

Aus dem Wirkungsfreife der PatrimonialsGerichte find ausgeſchieden, und 
zur Behandlung der Landgerichte vorbehalten: alle Polizeislebertretungen, wobei 
die Thatſache der Uebertretung gegen die Ablaugnung des Beſchuldigten erſt 
durch vorläufige Beweifeführung bergeftellt werden muß. 

Desgleichen alle ftreitigen Polizei-Gegenftände, namentlih auch jene, welche 
auf Eultur oder Gewerbs⸗Beeintraͤchtigungen, auf Gemeinde-Recht, Goncurren;z: 
Pflichtigkeit und Mapftab und dergleihen Bezug haben, wenn über Angelegen: 
beiten diefer Art Pein Bergleih zu Stande koͤmmt; ferner die Privat-Genug» 
thuung, wenn darüber vom Richter erkannt werden fol. 

$. 90. Weiter ftehen den Patrimonialgerichten nicht zu, und find ebenfalls 
ten Sandgerichten vorbehalten: 

a) Alle allgemeinen Verfügungen in Bezug auf die Öffentlihe Ruhe und Gi: 
cherheit im ganzen Bezirke, mit Borbehalt der Vollziebung dur die 
Patrimonial:Gerichte, der fhleunigen Anzeige derfelben an die vorgefegten 
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Sandgerichte in den ſich diesfalld ergebenden Fallen, und der nothwendigen 
augenblicdlichen Einjchreitung ; 

b) die Ertheilung der Reiſe-Paͤſſe an die een Hinterfaflen; die 
Unterfuhung und Beftrafung Fremder, deren Päfje unregelmäßig befun» 
den worden, und die gefeglihe Behandlung der gemeinen und gefährlis 
then Landſtreicher; 

e) die Leitung der Armenpflege,, in foweit dafür ein gemeinfamer DBerband 
ded ganzen Fandgerichtd-Sprengeld oder mehrerer Bezirke beſteht; 

d) die Ausftellung der Dienftboten-Bücher, in fofern ſolche auch außerhalb dem 
Patrimonial:Gerichtd:Bezirfe gültig feyn follen; 

e) die gefeglihe Einihreitung und Verfügung wegen Mißbrauchs der Preß» 
freiheit, und entdedter Winkel-Preſſen; 

N) die Annabme von Handwerkern, und alle Gemerbd:Berleipungen obne 
Unterfchied, rückſichtlich welcher die Patrimonial-Gerichte die angebrachten 
Geſuche blos zu inſtruiren haben; 

g) die untere Aufſicht auf die öffentlichen Flüffe, Brüden, Straßen und 
Vicinal-Wege, wobei die Patrimonial-Gerichte nad erhaltener Anweiſung 
der Landgerichte zu verfahren haben; dann die Webertretungen der Ver— 
ordnungen in Gegenftänden des öffentlihhen Straßen:, Brüden: und Wafıer: 
Baues, wobei jedoch die Patrimonial:Gerichte gegen übertretende Reifende 
und fremde Fuhrleute im Namen der Landgerichte einzufcbreiten haben; 

h) die Herftellung und Leitung der Feuer⸗Löſch-Ordnung für den ganzen Be: 
zird; die Unterfuhung aller Feuer: und anderer Elementar:Schäden und 
alle Gefhäfte der Brandverfiherungs-Anftalt ; 

i) die Forft: und Zagd-Polizei, und die Forft: und Jagd-Gerichtsbarkeit in 
allen Waldungen, welche nit den Guts- und Gerichtsherren felbft, oder 
den unter ihrer Gerichtsbarkeit ftehenden Gemeinden zugebören ; 

k) die Medicinal-Polizei, unbefchadet augenblicliher Vorkehrungen in drin. 
genden Fallen; 

l) die Gegenftände der Militär-Eonfeription und des Marſchweſens, worin 
fi) lediglich nady den Aufträgen der Landgerichte zu achten ift; und — 

die Angelegenheiten in Bezug auf die Landwehr und die Gendarmerie, 
eilende Falle ausgenommen, in melden allein die Patrimonial-Gerichte 
fih an den zunädft befindlihen Commandanten zu wenden berechtigt find; 

m) alle Geſchaͤfte rückfihtlid der Bezirfs:Coucurrenzen. 


$. 91. Inhabern von Herrfchaftd:Geridhten ift die Annahme von Polizei: 
Wachen geftattet; jedoch nur in einer mit den Gefegen über die Gendarmerie 
vereinbarlichen Art. 


$. 92. Neben den guteherrliben Beamten in ihrer Eigenſchaft als Polizei» 
Beamten können die Gutsberren in ihren Gerichtd:Bezirfen aud) ein Arztliches 
Dienft:Perfonal aufitellen, defien Beftätigung, je nad der höbern oder fubalter: 
nen Eigenfchaft defjelben,, entweder bei dem Minitterium des Innern oder bei 
der Rreis-Regierung nachgefuht werden muß. Diejes Perfonal fteht fodann zu 
den gutsherrlihen Gerichten im analogen Berbältniffe, mie dieſes nad der 
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Einrihtung des Medicinal:Wefens zwifhen den Pöniglihen Landgerichten und 
dem mit denfelben in Beziehung ſtehenden ärztlihen Perfonal der Fall if. 


Kapitel IV. 
Bonden Shul- und Kirhen-Angelegenheiten 


6. 93. Die Rechte ded Gutsherrn in Anfehung der Schulen find in $. 21 
bezeichnet worden. 

In Beziehung auf diefen Zweig der Verwaltung haben die Herridafis- 
Gerichte die naͤmlichen Befugniffe und Obliegenheiten, wie die Randgerichte. Die 
Patrimonial:Gerichte nehmen an der Local:Schul-Infpection Antheil, handhaben 
die örtlihe Schul:Polizei, und vollziehen diesfalls die Aufträge der Gutsherren; 
in allen Fallen unter Auffiht der Landgerichte. 

$. 94. In Anfehung der in den $$. 22 — 24 bezeichneten Patronatd» und 
damit verfnüpften Ehren⸗Rechte haben die gutsberrlihen Beamten die Aufträge 
ihrer Gutsberren zu befolgen; und im übrigen die niedere Kirchen: Polizei ın 
ihren Gerichtö-Bezirfen oder Orten nady den Verordnungen zu vollziehen. 

$. 95. Ruͤckſichtlich des Inſtallations-Rechts insbefondere ift im $. 23 das 
Geeignete enthalten. 

Bei geiftlihen Berlaffenihaften ſteht den Herrihafts- und Patrimonial: 
Gerichten dad Recht der proviforifchen DBerfiegelung zu. 


Kapitel VW. 
Bon den Stiftungs- und Gemeinde-Angelegenbeiten. 


F. 96. Wo über gewiſſe beftimmte Stiftungen den Gutöherren aus 
einem befondern Privat-Rechtstitel die niedere Euratel und Verwaltung zufteht, 
verbleibt ihnen dieſelbe, und fie haben folhe nad den beftehenden Berordnun: 
gen und allgemeinen Verwaltungs: Borfchriften mit Vorbehalt der Unterordnung 
unter die obere Euratel, felbit, oder durch ihre Beamten auszuüben. Sie haften 
aber alödann für das verwaltete Vermögen perfönlih, find zur vollftändigen 
Snoventarifation, fo wie zur Nachmeifung über die Erhaltung und forgfältige 
Bewirtbichaftung der Fonds verpflichtet, und bleiben insbefondere verantwort- 
lich, daß diefelben nicht mit fremdartigem Vermögen vermifcht, noch zu fremd» 
artigen Zweden verwendet werden. 

$. 97. Bei allen übrigen Stiftungen treten die Gemeinden, welchen die 
felben angehören, oder deren Beſtem fie gewidmet find, in die Verwaltung ein, 
nah Maßgabe der Verordnung vom 17. Mai diefes Jahres. 

In Beziehung auf diefe Stiftungen haben die gutsherrlihen Behörden,blos 
über die zweckmaͤßige Verwaltung zu wachen; die Herrfcafts:Gerichte leiten 
diefe Verwaltung in der nämlihen Art, wie die Landgerichte ; die Patrimonial: 
Gerichte” aber führen diefe Leitung lediglih nach Anweiſung und unter der obern 
Aufſicht der Landgerichte. 

$. 98. Ganz diefelben Beftimmungen gelten auch von der Verwaltung deö 
Gemeinde:-Bermögens, 


9.9. In Bezug auf die Verwaltung der Stiftungen ſowohl, als des Ge 
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meinde:Bermögens, ſteht nach $. 105 der Verordnung über dad Gemeindewefen 
den Herrfchafts: und Patrimonial-Gerihten die Revifion „ver Rechnungen zu. 
Die vorfehriftmäßige jährliche Ueberfiht der zur Nevifion eingefommenen, und 
wirklich revidirten Nechnungen diefer Art wird von den Herrfhafts-Gerichten 
unmittelbar, von den Patrimonial-Gerichten aber mittelbar durch die vorgeſetz⸗ 
ten Landgerichte, welchen diesfalld die etwa erforderliche nähere Prüfung und 
Eognition zufteht, an die Kreis:Regierung eingefendet. 

Die Gemeinde und Stiftungs-Rehnungen der mit einem Magiftrat befesten 
Gtädte und Märkte, welche einem gutsherrlichen Gerichte untergeben find, follen 
vor der Einfendung an die Kreis:Kegierung den Gutsherren oder ihren Gerichten 
zur Einfiht und Beifügung ihrer allenfallfigen Erinnerungen vorgelegt werden, 


$. 100. Wegen der Verpachtung von Stiftungs:Realitäten an die mit der 
Euratel beauftragten Gutsherren, ihre Beamten, und die Berwandten Beider, 
fo wie wegen der Anlehen von Gtiftungs-Gapitalien an eben diefe Perjonen, 
wird das im $. 128 der oben angeführten Berordnung ausgefprocdene Verbot 
wiederholt. 

$. 101. In den eigentlihen GemeindesUngelegenheiten ftebt den Herrfchafts: 
und Patrimonial:Serichten zu: die Leitung der Wahl der Gemeinde-Behörden, 
der Gemeinde-Vorſteher und der Pfleger, fo wie der befondern Bevollmaͤchtigten; 
die Beftätigung der Wablen in den Rural-Gemeinden, und die Einweifung und 
Berpflibtung der Beftätigten. 

Bei den Magiftraten der grundberrlihen Stadte und Märkte leiten die 
Gutsherren durch einen eigenen Commiffär oder durd ihre Gerichts-Beamten 
die Wahl, erftatten an die Kreis⸗Regierung den Wahlbericht, und nehmen nad 
erfolgter Beftätigung die Verpflibtung und Ginweifung des Bürgermeifters vor. 


$. 102. Bei denjenigen Gemeinde-Berbandlungen, wozu die Genehmigung 
der vorgefeßten Gerichte verordnungsmäßig erforderlich ift, Bann diefe Geneh— 
migung nur von den Herrihafts:Gerichten ertheilt werden. Die Patrimonials 
Gerihte hingegen find auf das Recht der Erinnerung beſchraͤnkt, und müſſen 
die fraglihe Genehmigung von denjenigen Landgerichten erholen, welchen fie 
untergeben find. 

$. 103. In den Gemeinde:Angelegenheiten der Rural-Gemeinden bleibt 
jwar, nach $. 100 der oft gedachten Verordnung vom 17. Mai d. 3., der Ge: 
meinde:Borfteher dad Haupt-Drgan ded Gemeinde: Ausfchuffes; er leitet demnach 
und verfammelt die Gemeinde, erholt ihre Befchlüffe, und verfündet die ihm von 
dem gutsherrlichen Gerichte mitgetheilten Pöniglihen Befehle und Berordnungen. 

Wo jedoch der gutsherrlihe Gerichtshalter in der Gemeinde felbft feinen 
Wohnſitz bat, kann derfelbe die Verkündung der Königlihen Verordnungen felbit 
sornehmen, fo wie auch die im obengedadhten $. 100 dem Gemeinde-Vorfteber 
übertragene Führung und Bewahrung des Gemeinde⸗Buchs, des Inventariums, 
der Eoncurrenz-Rolle für die Anlagen und des Lagerbuchs, dann des Duplicats 
der Tauſ⸗, Trau: und Gterb:Regifter felbft beforgen, wobei er aber den Ge: 
meinde-Borfteher als feinen Gehülfen beizuziehen verbunden ift. In den übrigen 
von dem Site des gutöherrlichen Gerichtshalters entfernten Gemeinden ver» 
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bleiben diefe Obliegenheiten dem GemeindesVorfteher unter der Aufſicht und 
Seitung des Erftern. 

$. 104. Was; die in dem $. 101 der nämlihen Berordnung bezeichneten 
Befugniffe und Obliegenheiten des Ausichuffes in den Rural » Gemeinden 
anbelangt, fo werden diefe demfelben ausdrüdlich vorbehalten, jedoch ebenfalls 
unter der Aufſicht der gutsberrlihen Gerichte. 

$. 105. In Folge defien haben die Herrfchafts » und Patrimonial-Gericte 
ſowohl in Rural:Semeinden , als in gutsherrlihen Städten und Märkten, mo 
ein Magiftrat gebildet ift, und dem gutöberrlihen Gerichten die Aufnahme der 
Gemeinde» Glieder, der Bürger und Schusverwandten , dann die Gewerbt: 
Verleipungen zukommen, über diefe Gegenftände die Erinnerung und Einwik 
ligung des Gemeinde » Ausfhuffes, oder des Magiftrats zu erholen. 

In dem Falle, daß die Einwilligung ohne hinreichende Gründe verweigert 
werden follte, bat über die Bermweigerung des Magiftrats die Kreis:Regierung, 
über die Verweigerung ded Gemeinde » Ausfchuffes aber haben die Landgericte, 
ald unmittelbar vorgefeste höhere Polizei: Behörden zu entfheiden. 

$. 106. Ruͤckſichtlich der Polizei-Sachen fiehen in gutsherrlichen Be: 
zirfen und Orten die Gemeinde : Behörden, und insbefondere die Gemeinde: 
Vorfteber eben fo unter den Herrichafts:Gerichten, wie die Gemeinde-Behörden 
und Vorfteher in den unmittelbar Böniglihen Bezirken und Orten unter den 
Fandgerichten. 

Den Patsimonial:Gerihten find die Gemeinde: Borfteher in den gutöherr: 
lihen Bezirfen ebenfalls nach allen polizeiliben Beziehungen untergeordnet. 

Die gutsherrlihen Gerichtöhalter beforgen aber die gefammte Dorfs » und 
Feld » Polizei in den Orten ihres Amtsſitzes, mit Beiziehung und Beihülfe der 
Gemeinde: Borfteher. 

In den Gemeinden, melde außerhalb des Sitzes der gutöherrlichen Gerichte 
liegen, wird die befagte Dorfd: und Feld:Polizei von den Gemeinde: Boritebern 
verfehen, unter Auffiht und Leitung der gutsherrlihen Beamten, nad Inhalt 
der $$. 108 — 116 der mehrmal angeführten Verordnung. 


6. 107. Den Gemeinde : Ausichüffen bleibt ausjchließend das Vermittelungs—⸗ 
Amt, und nebft dem, unter der Aufficht des betreffenden gutsherrlichen Gerichts 
die Ausübung des den Ausſchüſſen verordnungsmäßig zuftehenden Straf-Rechts. 


$. 108. In Städten und Märkten, weldhe einem gutshesrlichen Gerichte 
untergeordnet find, gebührt dem Gutsherrn und deffen Gerichts-Verwalter die 
Leitung aller in gegenmwärtigem Edicte ihm übertragenen Polizei » Befugniffe, 
wovon derjelbe die Verhandlung der GStraf-Fälle, und der contentiöfen Gegen: 
flände nad) den gegebenen Beftimmungen ($$. 89 — 90) felbft zu beforgen hat; 
wogegen die übrige Orts: Polizei von dem Magiftrat unter der Aufficht und 
Leitung des gutsherrlihen Gerichted ausgeübt wird. 

$. 109, Uebrigens find, was die Unterordnung der Gemeinden unter die 
Gerichts-Behoͤrden — das den Letztern zuftehende Recht der Erinnerung über 
die Amtsführung in Gemeinde-Sadhen — dad damit verbundene Recht der 
proviforifhen Verfügung — die Ertheilung der geeigneten Anwei ſungen an die 
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Gemeinde⸗Ausſchüſſe — die Unterſtützung der Gemeinde» Borfteher — die 
Wachſamkeit auf den Mißbraud der den Gemeinde-Ausfhäfen und Borftehern 
übertragenen Befugniffe — und die diesfallfigen Einſchreitungen, fo wie die 
zu erftattenden vierteljährigen Anzeigen betrifft, die Beftimmungen der $6. 127, 
129, 133 und 134 der obengenannten Berordnung über die Gemeinde⸗Verfaſ⸗ 
fung auch in den gutsherrliben Orten und Gerichten zu beobachten. 

$. 110. Die bisher in dem gegenwärtigen Kapitel aufgezählten Rechte 
der Gutsherren und ihrer Gerichte in Bezug auf dad Gemeinde: und Stiftungs> 
Weſen, können nur in einem folchen gutsherrlihen- Gerichte ausgeubt werden, 
in welhem dem Gutsherrn nad den Beltimmungen der obigen $$. 84 uud 85 
die Ausübung der Polizei felbft zuftebt. 


Kapitel V. 


Bon den gerichtsherrlichen Gefällen und der befondern 
diesfallfigen Rechten. 


$. 111. Alle Abgaben, melde zu den Domanial» und Privat» Gefällen 
gehören, insbefoudere diejenigen, weldhe aus Bergmwerfen, Jagden, Forften, 
Fifhereien u. |. w. fließen, verbleiben den Gutsherren auch ohne Gerichtsbarkeit 
allenthalben, wo fie diefelben hergebracht haben. 

$. 112. Die Früdte der Grund» und PoligeisGerichtsbarkeit,, und insbe: 
fondere die Geldftrafen gebühren den Gerichtsherren; jedoch find Ddiefelben an 
die Beitimmungen der darüber beftehenden Gefege gebunden ; auch find diejenigen 
Strafen ausgenommen, weiche von den vorgejegten Landgerichten nicht blos 
beftätigt,, fondern von diefen in eigenem Namen auferlegt, und von den Pa- 
trimonial = Gerichten nur in der Eigenfhaft erefutiver Behörden beigetrieben 
worden find. | 

$. 113. Desgleihen gebührt den Gerichtsherren der Bezug von Tar:Gel: 
dern in Juſtiz- und Polizei: Gegenftänden, weldhe zur Gompetenz; der gutss 
berrlihen Gerichte gehören. Den Gutsherren überhaupt verbleiben ferner, auch 
abgefehen von der Gerichtöbarfeit, die Taren für folhe Ausfertigungen, welche 
bei Ausübung der ihnen im gegenwärtigen Edict zugeftandenen gutsherrlichen 
Rechte (GH. 4 — 24) anfallen. 

Sn beiden Fallen ift fich jedoch nad den beftehenden Tar» Ordnungen zu 
achten. 

$. 114. Der Vogthaber, wo er Herkommens ift, gebört gleichfalls zu den 
gutsberrlihen Gefällen, und die Gutsherren behalten denfelben, wenn auch 
die Gerichtsbarkeit an die koͤniglichen Behörden übergeht. 

$. 115. Wo fih die Gerichtöherren im Beliß des Nachfteuer: Rechtes be: 
finden, behalten fie daffelbe gegen diejenigen nicht im deutſchen Bunde begrif: 
fenen Staaten, mit welden feine Freizügigkeits-Vertraͤge geſchloſſen find; im 
Innern des Reichs hingegen, gegen die Staaten des deutfchen Bundes, und 
gegen andere Staaten, mit welchen Freizügigkeits-Vertraͤge befteben, findet es 
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$. 116. Weg» und Brüden»Gelder, dann Zölle ftehen dem Gutsherrn 
nicht zu. 

Desgleichen darf er weder die aus der perfönlichen Leibeigenfchaft. herrüb: 
renden durch das Edict vom 31. Auguft 1808 aufgehobenen Gefälle beziehen, 
noch bat er Anſpruch auf das Heimfalls:Redht, die Confiscation der Güter, 
und das erblos gewordene Privat⸗ Eigenthum Die ſich hierauf beziehenden 
Verhandlungen werden von den königlichen Gerichtsſtellen vorgenommen. 


Die Gtempel-Ordnung muß von den gutsherrliden Behörden genau be: 
obachtet werden, und diefelben fteben rüdfichtlih der Stempel-Taren mit den 
Kreis : Siegel» Aemtern, wohin insbefondere der Betrag diefer Taren von den 
errichteten Urkunden vierteljährig einzufenden ift, in den vorfchriftämäßigen 
unmittelbaren Berhältnifien. 


$. 117. Die Herrfhafts-Gerihte und Patrimonial:Gerichte erfter Claſſe 
find befugt, von ihren Gerichts:Hinterfaflen, die zugleich ihre Grundholden find, 
die liquiden Gerichts: und Grundgefälle, dann andere unbeftrittene gutsherrlice 
Leiftangen in ihrem Bezirfe, Peinedwegs aber die aus Darlehen oder andern 
dergleihen Titeln entfpringenden Forderungen des Gutsherrn auf Berlangen 
defieiben im Wege der gefeglihen Erefution beizutreiben. 

Die nämlihe Verfügung fteht ihnen bei den liquiden Dominical:Renten der 
übrigen Gutsherren zu, welde in ihrem Gerichts-Bezirke grundherrliche Gefälle 
befigen, vorbehaltlich der Befugniffe der Pöniglihen Nentämter nad Inhalt der 
Verordnung vom 12. September 1809. 


$. 118. Außerdem wird, auch abgefehen von der Gerichtsbarkeit, das Pfan⸗ 
dungs⸗-Recht allen Gutsherren über ihre Grundholden , fie mögen unter land: 
gerichtliher oder unter der Gerichtsbarkeit "eines andern Grundherren fteben, 
wieder zugeftanden, wenn fie ed vorher rechtmäßig hergebracht hatten. Daffelbe 
darf aber in jedem Falle erit nach Verfluß der bedungenen oder gewöhnlichen 
Berfallzeit ausgeübt werden. 


$, 119. Die eigentlihe Auspfäandung in Natur befhränft fih unter allen 
Umftänden auf durchaus liquide Natural:Reichniffe, welche nicht bereits durch 
mechfelfeitige Uebereinkunft im eine zeitlihe oder beftändige Geld-Abgabe ver- 
wandelt worden find; 3. B. Getreid:Gilten, Heu-, Stroh-, Küchen: und Klein 
dienft, bei welch’ legtern niemals die beiten, fondern nur die mittlern Stüde 
ausgepfändet werden dürfen. 


6, 120. Nicht liquide Forderungen, welche weder hergebracht, noch ermwiefen 
find, und von den Grundholden wideriprochen und verweigert werden, find 
im ordentlihen Rechtswege zu verhandeln. Sn diefem Falle Pann der Inhaber 
eines Herrſchafts⸗Gerichts bei diefem Gerichte felbft feine Klage ftellen, der 
Snhab : eines bloßen Patrimonial:Gerichts aber muß folche bei dem Pöniglihen 
Zandgerichte anbringen. 


$..121. Als durchaus liquid find nur ſolche Reichniffe anzujeben, welche in 
den Urbarien, Grund⸗, Saal: und Lager-Büchern, HebesKegiftern und Grund» 
gererhtigfeits: Briefen, oder wenigftens in den ordentlich zu baltenden Einfchreib: 
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bühlein der Hinterfaffen in quanto et quali vorgetragen, und von den Grund: 
holden in Peiner Beziehung widerfprocen find. 


$. 122. Ruͤckſichtlich der in oben bezeichneter Art liquiden grundherrlichen 
Geldſtiften, Pfenniggilten, Scharwerfgelder, der unbeftrittenen Briefgebühren, 
dann der bereits in eine Geldabgabe verwandelten Natural:Reihniffen. mag fi 
der Gutsherr, wenn er ed gut findet und nicht unmittelbar die gerichtliche 
Erekution nachfuchen will, der Pfändung zwar bedienen, jedoch nur mit der 
ausdrüclichen Bedingniß, daß das den Grundholden abgenommene Pfand un: 
verzüglih am das einfchlägige unmittelbare koͤnigliche Gericht zur Abſchaͤtzung 
und Berfteigerung gebracht, und der nach Abzug der fhuldigen Summe etwa 
noch übrig bleibende Reſt, dem Ausgepfändeten zugeftellt werde, 


$. 123. Dad dem Landmann nöthige Aders Geräthe und unentbehrlide 
Vieh, oder die fonft gefeglich ansgenommene Fahrniß darf niemals ald Pfand 
abgenommen werden. 

$. 124. Auf eingelegte Gatter« und andere Gilten, die nicht aus dem 
grundberrlihen Bertrage entfpringen, auf Laudemien, auf Bodenzinfe, auf 
Saamen- und Speiſe-Getreid-, dann andere Borleben, fo mie überhaupt 
auf die perfönlichen Forderungen jeder Art, ift die Gelbftpfändung in Feinem 
Galle anwendbar. 

$. 135. Durch die Auspfändung in Natur darf, wenn der Unterthan nicht 
notoriſch außer den landesherrlihen Abgaben noch zu böhern Leiftungen vermoͤ— 
gend ift, niemals mehr als eine alte und eine neue rüdftändige Getreidgilt in 
einem Jahre beigetrieben werden. 

$. 126. Wenn die für die Auspfandung gegebenen Borfhriften überſchrit⸗ 
ten werden, oder die Sache fo befhaffen iſt, daß nad dem Gefege die Pflicht 
des Nachlaffes geltend wird, oder daß dem Richter Zablungsfriften zu ertheilen 
erlaubt ift; fo kann ſich der Gerichts-Hinterfaffe mit feiner Befchwerde an das 
einfhlägige Pönigliche Kreis: und Stadt» Gericht wenden, welches auf vor: 
gängige Unterfuchung nach den Gejegen erkennt, und das in der Erekution 
eingetretene Uebermaß aufhebt. 

Dahin gehören audy die Falle, wenn ein Hinterfaffe durch die Untergeord— 
neten des Gutsherrn an feiner Perfon mißhandelt, oder an feinen Gütern auf 
unerlaubte Weife befhädigt wird. 

$. 127. MNebftdem werden diejenigen Gutsherren, welche einer wirklichen 
Ueberfhreitung des ihnen bewilligten Auspfändungs:Rechtes legal überwiefen 
find, diefes Vorrechtes für die Zukunft, und zwar das erjtemal auf fünf Jahre, 
das zweitemal aber auf ihre ganze Lebenszeit verluftig erflärt, und die Kreis: 
und Stadtgerichte haben nad binlängliher Cognition diefe durch die That feldft 
dewirfte Etrafe fogleih auszufprehen, jedoch vorbehaltlich der Appellation an 
die höhern Gerichtsſtellen. 

$. 18. In Anſehung der grundberrlihen Natural:Frohnen wird den 
erwähnten Gutsherren ein eignes Exekutions⸗-Recht nicht zugeftanden, jedoch find 
diefelben befugt, diefe Frohnen auf Koſten der fäumigen Frohnpflichtigen leiten 
in laſſen, und die betreffenden Gerichte find fchuldig,gden benachtheiligten Guts— 
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herren durch alle zuläffigen Mittel zu ihrer Forderung zu verhelfen, voraus» 
gefeßt, daß die Schuldigfeit der verfaumten Frohnen liquid, und in der Bes 
rechnung der für die Erfeßung derfelben aufgewandten Koften, mit Rüdficht auf 
die üblihen Taglohne und die obwaltenden Umftände, Fein offenbares Uebermaß 
erſichtlich ift. 


Titel VI. 
Don dem Uebergang der gutsherrlichen Gerihtöbarfeit 
an andere Befiker, von der BIEDER ION, und von 
dem Aufbören derfelben. 


$. 129. Wenn die gutöherrlihe Gerichtöbarkeit durch den Tod des Inhabers 
an deſſen Erben übergeht; fo ſetzen fie dieſelbe mit den übrigen gutsherrlichen 
Rechten, in foferne fie dazu fähig find, fort, und haben ſogleich nad dem Ans 
tritt der Erbſchaft die Anzeige davon bei der Regierung des Kreifes zu madyen, 
auh, wenn der Erben mehrere find, ein Individuum aus ihrer Mitte zu 
beſtimmen, welches die perfönlihen Berbaltniffe des Gutsherrn gegen fein Ge: 
richt vertritt. 

$. 130. Eben fo muß bei Veräußerung des Gutes, worauf die Gerichts: 
barkeit baftet, der neue Erwerber der vorgefeßten Kreit:Kegierung alsbald 
angezeigt werden, damit er in das DVerzeichniß der gutöherrlihen Gerichte ein: 
getragen werde. 

Dafjelbe ift zu beobachten, wenn ein Gut mit der Gerichtöbarkeit an einen 
andern Beſitzer in Folge eines gerichtlichen Erkenntniſſes übergeht. 

$. 131. Sufpendirt it die Gerichtöbarkeit, wenn mehrere unabgetheilte 
Erben eined mit der Gerichtöbarfeit befleideten Gutes den Auftrag zur Ernen» 
nung eines Stellvertreter nicht erfüllen, und diefe Sufpenfion dauert fo lange, 
bis der angeführte Abgang gehoben feyn wird. 

$. 132. Sngleihen tritt eine Sufpenfion der Gerichtsbarkeit ein, wenn der 
Butsherr durch den Ausſpruch der Gerichte, wegen ſchweren Mißbrauchs, der 
Gerichtsbarkeit auf feine Lebenszeit verluftig erklärt wird, unbefchadet der Rechte 
feiner Erben und anderer Rechts-Nachfolger. 

$. 133. Ferner ruht die Gerichtsbarkeit, wenn das Gut, worauf fie haftet, 
an einen Unadeligen übergeht, und fie lebt wieder auf, PUR daffelbe wieder 
in die Hände eines Adeligen koͤmmt. 

$. 134. Ruͤckſichtlich des Gutes felbft gebt die Gerichtsbarkeit verloren : : 

a) bei Majorats:Herrfhafts:-Gerichten, wenn das Majorat felbit niht mehr 
fortbeftebt, und auch in anderer Urt die gutöherrlihe Gerichtöbarkeit 
überhaupt, in Folge ded gegenwärtigen Ediets, nicht mehr ausgeübt 
werden kann; 

b) bei ältern lebenbaren Gerichten, wenn der Lehen:Berband aufhört ; 

ce) bei den übrigen gutsherrlihen Gerichten, wenn an dem Gute felbft eine 
ſolche WBeränderung vorgeht, daß die gefeglihen Worbedingungen zur 
Ausübung der Gerichtsbarkeit und zum Beftand eines gutöherrlihen Ge— 
richts nicht mehr vorhanden find; 
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d) wenn das mit der Gerichtsbarkeit bekleidete Gut aus irgend einem Titel 
an den Staat fallt; 

e) wenn ein rechtsbeftändiger Verzicht auf die gutöherrlihe Gerichtsbarkeit 
ausdrücklich oder ftillihweigend geleiftet wird. 

Einer Berzichtleiftung wird es gleichgeachtet, wenn der Gutsherr binnen 
dem im $. 40 beftimmten Termine die Vorſchriften zur Bildung des gutöherr: 
lihen Gerichts nicht beobachtet, und feine diesfallfige Erklaͤrung bis dabin nicht 
übergibt. 

$. 135. Uebrigens ift den mit der Gerichtöbarfeit und mit dem Pfändungs- 
Rechte nicht verfebenen Gutöherren in Beibringung ihrer gutsherrlichen Horde: 
rungen, auf Anrufen, fchleunige Amtshülfe zu leiften. 


Befondere Beftimmung. 


$. 136. Nachdem gegenwärtigen fortan allein gültigen Edict über die 
gutsberrlihen Rechte und die gutöberrlihe Gerichtsbarkeit, find auch die guts— 
berrlihen Rechts: und Gerichtd:Berhältnifie ded vormale unmittelbaren Reiche: 
Adels und der vormals Reichsſtaͤndiſchen Fürften, Grafen und Herren im All: 
gemeinen, jedoch in foweit zu beurtheilen und zu behandeln, als rüdjichtli der 
Erftern, in der Declaration vom 31. Dezember 1806, und rüdfichtlidy der 
Leptern in dem Edicte vom heutigen Tage Peine andermeitigen Beſtimmungen 
getroffen find, und vorbehaltlich der denfelden in jener Declaration und in dem 
befagten Edict zugeitandenen befondern und höhern, mit der Verfaſſungs-Urkunde 
ded Reiche vereinbarlihen Rechte.“ 





Beilage VII. (Amtsbl. 1818) „Edict über die Familien 
Fideicommiſſe. 
Titel LE 
Von Familien-Fideicommiſſen überhaupt. 


&1. Familien-Fideicommiſſe, Kraft welcher ein Vermögen für alle, oder 
doh für mehrere Geſchlechtsfolger ald unveräußerlihed Gut der Familie be: 
fimmt wird, Finnen Fünftig nur zum Vortheil adeliher Perfonen und Familien 
errichtet werden. 

$.2. Zur Errihtung eines Familien:Fideicommiffes wird ein Örundeigen: 
thum erfordert , von welhem an Grund» und Dominical » Steuer in simplo 
wenigftens fünf und zwanzig Gulden zu entrichten find. 

$. 3. Unter diefed Grundvermögen find zu rechnen: 

1) Alles im Königreihe gelegene Land-Eigenthum fammt den mit demjelben 
in natürlicher Verbindung ftehenden landwirthſchaftlichen Znduftrial-Ans 
ftalten, in&befondere der Brauereien; 

2) Die Früchte des Ibereigenthyums, ald Gilten, Stiften, Grundzinfen, Lau⸗ 
demien, Scharmwerfe ; 

3) Zurisdictions:Erträgniffe und fruchtbringende Real⸗-Rechte auf fremden 
Eigenthum, injonderheit Zebenten, unablöslihe Geld-Renten, das Jagd» 
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und Fifhrecht in fremden Waldungen oder öffentlichen Flüffen und Seen, 
wenn fich diefe Rechte mit einem zum Fideicommiß beftimmten Gute im 
Zufammenhange befinden. 


$. 4. Ein Grundvermögen, weldhes als Lehen⸗Erbzins⸗ oder erbrechtbares 
Gut im Lehen: oder Grundbarfeits:Berbande ftehet, kann nur mit Einwilli« 
gung des Leben: oder Grundherrn zum Fideicommifje verwendet werden, jedoch 
muß bei dem Leben dieſelbe Erbfolge-Ordnung, wie bei dem zu errichlenden 
Fideicommifje Statt_finden. 


$. 5, Das Grundvermögen, welches dem $. 2 gemäß zur Errichtung eines 
Fideicommiſſes erfordert wird, muß frei von Schulden und Laſten feyn. Haf: 
ten darauf unablösbare Laften, oder fol das Fideicommiß durch befondere Die: 
pofitionen des Stifters, oder mit Schulden belaftet werden, fo wird außer jenem 
Grundvermögen noch ein Fond erfordert, aus defien Rente jene Bürden und 
galten beftritten werden koͤnnen. 

$. 6. Ein auf Grundvermögen ($. 3) conftituirtes Fideicommig Tann fos 
wohl bei der Errichtung, als in der Folge durdy jede Art von bemweglihem oder 
unbeweglihem DBermögen vermehrt werden. Insbeſondere ift geftattet, Häuſer 
und Gärten, Geld und Capitalien, Kleinodien, Sammlungen von Gemälden, 
Kunftfahen, Büchern u. dergl. und die Hauseinrichtung zu diefem Fideicommiß- 
Ueberfchuffe mit gleicher fideicommiffarifher Eigenfhaft zu beftimmen. 

6. 7. Das Vermögen, welches zu diefem Ueberfchuffe verwendet wird, muß, 
wenn eds mit Schulden belaftet ift, aus deffen Früchten in 20 Zahren ſchulden⸗ 
frei gemacht werden ($- 69). 

$. 8. Außer den auf befondern Dispofitionen ($. 6) beruhenden Zugeboͤ— 
rungen eines Fideicommiffes find Kraft des Geſetzes als Zugehörungen deffelben 
anzufeben: 

1) bei Deconomien dad Vieh, und die fogenannte Fahrniß; 

2) bei Brauereien das Braugefhirr jeder Gattung; 

3) bei andern Induftrial:Anftalten die hierzu gehörigen Mafchinen und Werk: 
zeuge aller Art. 

Diefe follen, wie die mit dem Fideicommiffe bei defien Errichtung verbun: 
denen Mobilien ($. 6) gebörig verzeichnet, abgefhäst, und dem Fideicommiß: 
Nachfolger in dem Umfange, weldhen jenes Berzeichnig ausfpricht, in vollfom:» 
men braudbarem Stande hinterlaffen, oder in eben derfelben Qualität erſetzt 
werden. 

$. 9. Beſteht das Familien-Fideicommig in einem Guts-Complexe, fo find 
ferner Pertinenzftüde deffelben mit gleicher Eigenfchaft : 

1) bei Deconomien der nöthige Saamen und das bis zur naͤchſten Erndte 
hinreichende Speife-Getreide; dann 

2) bei Brauereien ein, nad dem zur Zeit der Fideicommiß:Folge ſich bezei- 

genden Betrieb des Braugefchäftes, nothwendiger halbjähriger Vorrath. 

$. 10. Kann ein Fideicommiß auf das dazu beſtimmte Vermögen nicht 

fogleicdy gegründet werden, fo ift die Dispofition gültig, wenn daffelbe aus dem 

Bermögen entweder für ſich felbft, oder mittelft der inzwifchen anfallenden 
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und ald Capital anzulegenden Srüchte und Zinfen längftens in 20 Sahren her» 
gefelt werden Pann. 

Bis zur Erfüllung diefer Bedingung fol ein ſolches Vermoͤgen gleich dem 
Vermögen der Minderjährigen unter Aufficht des zuftändigen Gerichts verwal« 
tet, das baare Geld gegen hypothecariſche Sicherheit verzinslich angelegt, und 
von dem Nppellationsgerichte, bei welchem diefe Dispofition in die Fideicommißs 
Matritel einzutragen ift, dafür geforgt werden, daß innerhalb der vorbemerkten 
%) Jahre das Fideicommig dur Ankauf eines dazu geeigneten Vermoͤgens, 
oder durch deſſen Freimachung von Laſten und Schulden, vollkommen gegrün- 
det werde. i 


$. 11. In einer Familie Pönnen neben dem Fideisommiffe für die erft« 
geborne Linie nody mehrere Fideicommiffe für die nachgebornen Linien erric» 
tet werden. 


$. 12. Mit einem Fideicommiffe Fönnen befondere Dispofitionen zum Bors 
theil einzelner Mitglieder des Geſchlechts, 3. B. für den Geſchlechts-Aelteſten, 
für die nachgebornen Söhne, für Ausftattung der Töchter, für den Unterhalt 
der Wittwen und dergleichen, verbunden werden, Diefe Anordnungen find als 
Laſten des Fideicommiffes zu betrachten, für weldhe nad $. 5 ein befonderer 
Fond ausgeworfen werden muß. 

$. 13. Die Rechte und Berbindlichkeiten des Fideicommiß-Befigerd und 
der Mitglieder der Familie in Anfehung des Fideicommiffes find hauptfächlich 
nad dem erflärten Willen des Stifters, fo weit deffen Anordnungen dem gegen» 
wärtigen Edicte nicht zuwider laufen, zu beurtheilen. 

Eine Abänderung diefer Dispofitionen findet nur unter den Borausfegun: 
gen und aus den Gründen Statt, unter welchen die Auflöfung des Fideicome 
miſſes ($. 97) geftattet ift. 

$. 14. Alle Handlungen, welche ſich auf die Beftätigung des Fideicommif: 
fed beziehen, oder fonft die Genehmigung des Gerichts erfordern‘, fo wie bie 
Führung der Fideicommig-Matrifel, find dem Appellationsgerichte zugemiefen, 
in deſſen Bezirfe das Fideicommiß: Vermögen gelegen ift. Liegen die Güter unter 
verfhiedenen Appellationsgerichten, fo ift dasjenige zuftändig, in deſſen Bezirke 
fh) das Hauptobject des Fideicommiffes befindet. 

Sn Fideicommiß-Sachen follen die Appellationdgerichte durch Borrufung der 
Betheiligten im Perfon oder durch Special-Bevollmaͤchtigte in commiffionellen 
Zufammentritten alle weitläufige Verhandlungen abzufchneiden fuchen. 

Gegen die Entſchließungen der Appellationsgerichte in Fideicommiß-Sachen 
finden Rechtsmittel wie in ftreitigen Rechtsſachen Statt. 

$. 15. Andere Rechtsftreitigfeiten, welche über ein Familien-Fideicommiß, 
oder über die dazu gehörenden Güter entftehen, bleiben den fonft zuftändigen 
Gerichten überlafjen. 

$.16. Bei jedem Appellationdgerichte wird eine eigene Matrifel geführt, 
welhe die in deflen Bezirke befindlichen Samilien-Fideicommiffe, mit einer voll- 
fändigen Anzeige des dazu gehörenden ſowohl Grund: als andern Bermögens, 
defien Ab: und Zugänge, die darauf haftenden Laften und Schulden, die zur 
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Tilgung der Schulden und Ergänzung oder Vermehrung der Subſtanz feftge: 
festen Friften, dann alle an dem Fideicommiffe mit Genehmigung des Gerichts 
vorgegangenen Beränderungen enthält. Feder Betheiligte fann die Einſicht dieſer 
Matrifel verlangen. 

Das Etaats:Minifterium der Zuftiz hat für die Anlegung und Fortiegung 
derfelben befondere Obſorge zu tragen. 


Titel I. 
Bon Errihtung der FamiliensFideicommiffe. 


6. 17. Familien:Fideicommiffe Finnen nur durd eine ausdrüdliche Erflä- 
rung entfteben. 
$. 18. Bon Seite des Eonftituenten wird zu diefer Erklärung bei einer 
Handlung unter den Lebenden das freie Dispofitiond-Recht über fein Vermoͤ— 
gen, und bei einer legtwilligen Verfügung die Fähigkeit zu teftiren erfordert. 
$. 19. Wer ein Familien-Fideicommiß gründet oder vermehrt, darf den 
Pflichttheil derjenigen, welche darauf nad den Gefeken ein Recht haben, nidyt 
verlegen. 
$. 20. Der Pflihttheil wird erft bei dem Tode der Conftituenten beftimmt, 
wie fib in diefem Zeitpunfte deflen Kinderzahl und deffen Bermögen, mit 
Einfhluß des zum Fideicommiffe gemwidmeten Vermögens, verhält. 
$. 21. Den zum Pflichttbeil Berechtigten kann datjenige, was ihnen durd 
das Fideicommiß zugewieſen wird, in den Pflichttheil angerechnet, und felbft der 
ganze Pflihttheil des erften Inftituirten mit der Fideicommiß-Eigenſchaft belegt 
werden, wenn dieſes fo gefchieht, daß er die Wahl bat, ob er das Fideicommiß 
mit Belaftung des Vflichttbeild, oder den Pflichttheil allein ohne Belaftung, 
aber auch ohne die Fideicommiß-Folge annehmen will. | 
$. 22. Ein Familien:Fideicommiß wird erft 
1) durch gerichtliche Beftätigung und 
2) dur die Eintragung in die Fideicommiß:Matritel wirkſam. 
$. 23. Die Beftätigung wird in einer bei dem betreffenden Appellations- 
gerihte von den Betheiligten, oder im Hall eines durch legten Willen beftimm: 
ten Fideigommifjes von denjenigen, welchen defien Vollzug obliegt, zu überge- 
benden Borftellung nachgeſucht. 
$. 24. Mit diefer Vorftellung ift 
1) die Urfunde, weldhe die fideicommiffarifhe Dispoſition enthält, entweder 
in Urſchrift, oder in einer gerichtlich beglaubigten Abfchrift, und eine 
umftändlihe Anzeige aller Beftandtheile des Fideicommifjfes vorzulegen, 
dabei 
2) gerichtlich zu beurfunden, daß der Fideicommiß:Stifter bisher der unbe: 
ftrittene Gigenthümer des zum Fideicommiffe beftimmten Grundvermo: 
gens war; ferner 
3) nachzuweiſen, dag dad zum Fideicommiffe beftimmte Bermögen ſchon der: 
mal oder wenigftens in der Zukunft zur Gründung eines Familien: 
Fideicommiffes ($S, 2 bis 7) geeignet fey, worüber in Anfehung des 
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Grundvermoͤgens beglaubigte Auszüge aus den Steuer-Regiſtern beizu⸗ 
legen find; ° | 

4) bei den durch letzt willige Verfuͤgung errichteten Fideicommiſſen iſt zu bewei— 
ſen, daß dieſe Verfuͤgung von den Betheiligten als rechtsgültig anerkannt 
und kein Notherbe an feinem Pflichttheil verlegt ſey; endlich find 

5) die erforderlihen Beweiſe der perfönlihen Fähigkeit Nerjenigen, zu deren 
Vortheil dad Fideicommiß errichtet wurde, beijulegen. 


$. 25. Zeigen fi bei der vorläufigen Prüfung diefes Geſuches Anftände 
und Mängel, fo follen fie den Betheiligten eröffnet, und dieie zur Hebung der 
Anfkände und Ergänzung des Mangeinden innerhalb eines beftimmten, jedoch 
auf Anſuchen zu verlängernden Termins, aufgefordert werden. 


$.26. Das Appellationsgeriht hat von den Gerihten und Hypotheken. 
Aemtern, in deren Bezirke die zum Fideicommiß beftimmten Güter liegen, 
Zeugnifje abzızverlangen, ob und mit welchen Hypotheken fie belaftet ſeyen, auch 
denjenigen, welche binfichtlic des zum Fideicommiffe beftimmten Vermögens 
perfönlihe oder hupothefarifhe Forderungen zu machen haben, und zwar den 
unbefannten Glaͤubigern durch Edictal:fadung, zu deren Angabe einen präs 
elufiven Termin von fehd Monaten unter dem Rechtsnachtheile vorzufegen, 
daß nah Werftreihung deflelben das obgedachte Vermögen ald ein Familien» 
Fideicommig würde immatriculirt werden, folglidy diefelden wegen der nicht 
angezeigten Forderungen fib nicht mehr an die Subſtanz des Fideicommiß: 
Vermögens, fondern nur an das Allodial: Vermögen ded Schuldners oder in 
defien Ermangelung an die Früchte des Fideicommiffes zu halten, beredytigt feyn 
follten, und felbft bier nur unter der Beſchraͤnkung, daß fie denjenigen Glaͤu— 
bigern nachgeben, welche ſich innerhalb des gedachten Termins gemeldet baben. 
Die Edictal: Ladung foll dreimal in zweimonatlihen Zwifhenräumen in öffent: 
lihe Blätter eingeruͤckt werden. 

$. 27. Werden nad erfolgter gerichtliher Beranntmahung Forderungen 
vorgebraht,, für weldhe das zum Fideicommiß beftimmte Vermögen baftet, fo 
fol da6 Gericht den Gläubigern den Zuftand diefes Vermögens eröffnen, und 
ſich beftreben, zwifchen ihnen und den Fideicommiß : Folgern eine Uebereinkunft 
iu Stande zu bringen. Die Forderungen, welche ein Gläubiger auf dem Fidei- 
commiſſe ftehen läßt, Pönnen die Eigenfhaft einer Fideicommiß : Schuld erfter 
Claſſe erhalten; jedoch muß nicht nur das im $. 2 beftimmte Grundvermögen 
unbeſchwert bleiben, fondern aud für diefe Schulden ein Tilgungsplan ($. 69 
entworfen , und nach erfolgter gerichtlicher Beftätigung der Fideicommiß: Matris 
fel einverleibt werden. 

F. W. Wenn fih entweder gleich bei der Grrichtung oder bei den nur bes 
dingt beftätigten Fideicommifen ($. 29) in der Folge ein Mangel an dem, zur 
Gründung eines Familien-Fideicommiffes nothbwendigen Vermögen bezeigt; fo 
können diejenigen, welche zum Fideicommiffe berufen find, dad Mangelnde ent« 
weder aus eigenem Vermögen oder dur Verwendung der Früchte zur Vermeh— 
rung der Subftan; nad) der im $. 10 enthaltenen Beftimmung ergänzen, und 
bierdurdy die fideicommiffarifhe Dispofition aufrecht erhalten. Kann die Dis: 
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pofition ald Familien-Fideicommiß nicht befteben, fo bleibt fie als eine fideicom: 
mifjarifhe Subſtitution ($. 109) gültig. 

$. 29. Nady geendigter Inſtruction iſt die Errichtung eines Fideicommifjes 
in wiederholte und nähere Prüfung zu nehmen, und von dem Apvellationdge: 
richte tie Beftätigung, wenn es an einem wefentlihen Erforderniffe mangelt, 
abzufchlagen, oder wenn ed daran nicht mangelt, ju ertheilen. Dieje Beftatigung 
wird im Falle der 99. 10 und 28 unter der Bedingung, dad innerhalb des 
beftimmten Zeitraumes das zur Errichtung eines Fideicommiffes erforderliche 
Grundvermoͤgen bergeftellt werde, im Falle des $. 20 aber mit Morbepalt der 

Rechte der Motherben auf den Pflichttpeil ertheilt. 


$. 30. Im Falle der nah S. 29 zu ertheilenden Beftätigung wird darüber 
eine Urfunde ausgefertigt, welche fämmtlihe Beltandtheile und Bedingungen 
des Fideicommiffes enthalten muß; diefe wird fodann in die Fideicommiß:Ma 
trifel eingetragen, durd das Allgemeine Intelligenz: Blatt befannt gemacht, und 
deren Bormerfung in den Hypotheken-Büchern des Orts, wo ein zum Fidel: 
eommiß geböriges Gut gelegen ift, von dem Appellationsgerichte veranlaft. 


$. 31. Bei den durd Pönigliche Dotation gegründeten oder vermehrten 
Fideicommiffen wird das GErtheilungs:Decret nebft dem Verzeichniß der das 
Fideicommiß conftituirenden Güter dem GStaatd-Minifterium der Juſtiz zugefers 
tiget. Diefem liegt fodann ob, hiernady die Fideicommiß-Urfunde auszüfertigen, 
und ſowohl wegen öÖffentliher Befanntmahung, ald wegen der Smmatriculation 
dad. Geeignete zu verfügen. 


Titel m. 
Bon Bildung neuer Familien: Fideicommiffe aus den 
vorigen Fideicommiffen und Stammgütern. 


$. 32. Wenn in einem Gebietstheile, worin die vormals gültigen Fami: 
lien-Fideicommiffe durch die inzwifhen eingetretenen Gefeße oder Verordnungen 
aufgehoben wurden, bei einer adelihen Familie ein Familien: Fideicommiß oder 
ein diefem gleichgeachtetes Stammgut beftanden hat, und daran feit jener Ab: 
Anderung der Geſetze nad den eingetretenen Veränderungen neue Rectöver 
baltniffe zwiichen den Familiengliedern, oder mit Gläubigern, oder mit andern 
Dritten dur Erbtheilungen, Bergleiche, richterliche rechtöfräftige Urt heile, oder 
andere rechtögültige Handlungen feftgefeßt worden, fo füllen dieſelben ihre 
Rechtsgültigkeit unwiderruflich behalten. 

$. 33. Soweit diefe Rechte nicht verlegt iwerden, und das vormalige 
Fideicommiß » Vermögen, oder die Stammgüter bei der Familie noch im der 
Subftanz erhalten worden, Pönnen die gegenwärtigen Befiger folder Güter aus 
denfelben nad ihrem Gutfinden neue Fideicommifje unter folgenden Bedingun 
gen bilden. 

$. 34. In Unfehung des zur Errichtung eines Fideicommiffes nothwendi⸗ 
gen Vermoͤgens kommen die Vorfchriften des erften Titel zur Anwendung. 

$. 35. Bei der Bildung eines folhen Fideicommiſſes ift der Conſtituent 
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aus dem vormaligen Fideicommiß ⸗Vermoͤgen, ſoweit er daran die fideicommiſſa⸗ 
rıide Figenihaft erneuert, feinen Notherben zwar Peinen Pflichttheil fhuldig ; 
ihnen gebührt jedoch in Ermanglung eines andern Vermoͤgens aus dem Fidet- 
commige niht nur eine verhältnigmäßige Alimentation, fondern auch deffen Toͤch⸗ 
tern bei der Berehelidiung eine beftändige, den vormaligen Fideicommiß⸗Rechten 
angemefiene Ausfteuer. 

$. ñ. Dagegen dürfen zum Schaden des Pflichttheiles, welcher den Noth⸗ 
erben aus dem übrigen Bermögen des Eonftituenten gebührt, die Schulden def, 
ſelden nicht auf das Allodial:Bermögen allein bingewielen, fondern fie follen, 
mad die Ausmeffung des Pflichttheils angehet, zwiſchen dem Vermögen, an wel: 
dem der Fideicommiß- Verband erneuert wird, und zwiſchen dem übrigen Ver: 
mögen in folgender Art vertheilt werden : 


D die alten Fideicommiß» Schulden, und die nach gegenwärtigem Edicte als 
Fideicommig-Schulden erfter Glaffe anzufebenden, dürfen von dem Allo- 
bials» Bermögen nicht abgezogen werden; 


2) von den übrigen Schulden des Conftituenten aber wird nad dem Ber: 
bältniffe, in welchem das Allodial» Bermögen, und das zum neuen 
Sideicommifje verwendete vormalige Fideicommiß ⸗Vermoͤgen gegen eins 
ander ſtehet, ausgefchlagen, wie viel davon auf dad Fideicommiß» oder 
auf das Allodial: Bermögen fällt, und biernah wird das Pflichtipeil 
berechnet. 

$. 37. Die Erneuerung vormaliger Fideicommiſſe findet blos für die Def: 
tendenten der dermaligen Eonftituenten Statt, aud tritt unter diefen Deſcen-· 
deuten die bei dem vorigen Fideicommiſſe beftandene Succeffions » Ordnung 
wieder ein, foferne nicht die Betheiligten ſich zu einer andern Guccefiions: 
Ordnung verfieben. 

Benn jedody mehrere Linien einer Familie vormals verfchiedene Kideicom: 
miße unter einem gemeinſchaftlichen fideicommifjarifhen Berbande befefjen haben, 
und dieſen Berband unter fit wieder berftellen, oder die sormaligen verfchies 
denen Fideicommiſſe in ein Familien » Fideicommiß vereinigen wollen, fo fann 
due Erneuerung des Fideicommiffes auch darauf erftredt werden. 


$.3. Ale andern Gubftitutionen und Regredient:Anfprüde, welche durch 
dee frübern Gefege mit Aufbebung der Familien-Fideicommiffe für erloſchen 
erflärt wurden, bleiben erlofhen, wenn auch aus dem vormaligen Fideicommilje 
dem gegenwärtigen Edicte gemäß ein neues Fideicommiß gebildet wird. 
$. 9. Die Gläubiger des Eonftituenten fönnen ſich bei diefer Erneuerung 
an das neu gebildete Fideicommiß in der Art halten, daß 
1) jene Forderungen, welche entweder nad den vormaligen Fideicommiß: 
Rechten, oder nad) dem gegenwärtigen Edicte auf der Gubftanz des Fidei⸗ 
commifies baften, desgleihen jene Schulden, welche nach der geſetzlichen 
Aufbebung der Familien⸗Fideicommiſſe unter ausdrüdlicher Verpfändung 
eined vormaligen Fideicommiß-Gutes contrabirt wurden, als Fideicom- 
miß ⸗Schulden erfter Claſſe; 
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2) alle uͤbrigen Schulden aber als Fideicommiß, Schulden zweiter Claſſe an- 
gefehen werden. 
$. 40. Bei Bildung diefer neuen Fideicommiffe tritt die im Titel II. 66. 
23 — 30 vorgefchriebene gerichtlihe Inftruction und Beftätigung ein. Mit 
dem Gefuhe um "die Beftätigung ift der Beweis zu-verbinden, daß das zum 
neuen Fideicommiß beftimmte Vermögen vor Auflöfung der Fideicommiffe die 
Eigenſchaft eines Fideicommiß > oder Stamm-Gutes an ſich getragen habe, und 
die Erbfolge anzuzeigen, welche dabei vormald Statt gefunden hat, oder fünftig 
Statt finden fol, 
$. At. Die im gegenwärtigen Titel enthaltene, Begunftigung der Fidel: 
commiß⸗ Errichtung aus dem vormaligen Stamm: oder Fideicommiß-Bermögen 
ift auf die Dauer von zwei Jahren, von Bekanntmachung des gegenwärtigen 
Edicted an gerechnet, dergeftalt befhränkt, daß nurTdiejenigen Fideicommiſſe 
hiernach beurtheilt werden, bei welchen der Beſitzer innerhalb dieſes Zeitraumes 
entweder bei Gericht durch das Geſuch um Beſtaͤtigung ($- 24) erklaͤrt bat, 
daß er aus dem vormaligen Fideicommiß- Vermögen ein neues Fideicommiß 
bilden wolle, oder für welche der Befiger, wenn er während der zwei Jahre 
ftirbt, die beftimmte fhriftliche Erklärung binterläßt, daß aus dem vormaligen 
Fideicommiß: Vermögen ein neues Fideicommiß gebildet werden foll. 


IV. Titel 
Bon den Redhten und Verbindlihfeiten, welhe aus. dem 
Fideicommiß-VBerbande entfpringem 


$. 42, Das Eigenthum des Fideicommiß-Vermoͤgens fteht nicht dem jedes: 
maligen Befiger defjelben allein, fondern auch den übrigen zur Nachfolge Bes 
redjtigten (Anwärtern) zu, 

$. 43. Bermöge des Miteigentpums find die Anwärter berectiget : 

1) zu verlangen, daß alle zum Fideicommiß gehörigen Sachen in ein ordent- 
liches Verzeichniß gebradt, und darin die beweglihen nad ihrer Beichaf- 
fenheit, Zahl, Größe, Gewicht oder Werth genau befchrieben werden. 
Diefed Verzeihniß dient bei jeder Belig:Beränderung und bei Abfonde: 
rung ded Fideicommiffes vom Allodium zur Richtfehnur ; 

2) zu verlangen, daß die Schuldbriefe über die zum Fideicommiß gehörigen 
Gapitalien auf den Namen des Fideicommiffes ald. Gläubiger geftellt, 
und bei Gericht zur Verwahrung hinterlegt werden; 

3) eine üble Verwaltung der Fideicommis:Güter dem Gerichte anzuzeigen; 

4) überhaupt ſowohl für Erhaltung der Subftan;, als für Erfüllung der 
fideicommiffarifhen Anordnungen zu wahen, und darüber in den geeig» 
neten Fallen die gerichtliche Hülfe nachzuſuchen. 

$. 44. Der Fideicommiß-Befiger hat alle Rechte und Merbindlichkeiten 
eined Nutzungs-Eigentbuͤmers; ihm gebührt alfo die Verwaltung und der Genuß 
des Fideicommiffed; er trägt dagegen auch alle Laften, und ift verbunden, tie 
FideicommißsGüter in gutem Stande zu erhalten, und bierauf den Fleiß eines 
guten Hausvaters zu verwenden. 
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F. 45. Durch Willens-Erklaͤrung des Conſtituenten kann dem Beſitzer des 
Fideicommiſſes der Genuß gaͤnzlich auf nicht laͤnger als zwanzig Jahre entzogen, 
und nach dieſem Zeitraume vom Conſtituenten nicht weiter beſchraͤnkt oder bes 
laftet werden, als fo, daß dem Befiger der volle Genuß des zur Gründung 
eines Fideicommiffes erforderlihen Vermögens (C. 2) unbefchwert bleibe. 


$. 46. Wenn der Eonftituent Peine befondere Verfügung zum Vortheil der 
Samilien-Ölieder ($. 12) gemacht bat , fo ift der Fideicommiß:Befiger verbunden, 
feinen Geihwiltern und der Wittwe feines. Borfahrerd, im Mangel eines ans 
dern Vermögens oder Einfommens, die nöthige, und nad den Umftänden zu 
beftimmende Alimentation, aud feinen Töchtern und Schweftern, unter eben 
diefen Borausfegungen, bei ihrer Verehelichung eine anftändige Ausfteuer zu 
geben. 


$. 47. Iſt dem Befiger des Fideicommiffes der Genuß durch Willenser: 
Märung des Eonftituenten entzogen, fo fällt aud für diefen Zeitraum jeder 
Anſpruch der Wittwen und andern Familiengliedern auf einen Bezug aus dem 
Fideicommiſſe hinweg. 

$. 48. Der Fideicommiß:Befiger kann eigenmädtig das Fideicommiß mit 
einer neuen bleibenden Bürde oder Dienftbarkeit nicht belegen, eben fo wenig 
die zum Fideicommiffe gehörigen Güter durch Tauſch, Verkauf, Vergleich, oder 
auf andere Weife veraußern. Verpachtungen, die auf mehr ald neun Jahre 
abgefchloffen find, verbinden den Nachfolger nicht. 

$. 49. Zu allen Beräußerungen, desgleihen zu allen Veränderungen an 
der Subſtanz des Fideicommiffes, z. B. dur Ankauf eines Gutes aus den 
vorhandenen Fideicommiß » Gapitalien, durch Ablöfung fructbringender Real 
Rechte, wird nach Vernehmung der Anwärter die Genehmigung des Gerichts 
erfordert. | 

$. 50. Sind mit einem Fideicommilfe lehen-erbzind: oder erbrechtäbare Güter 
verbunden, fo muß auch nod die Einwilligung des Lehen» oder Örundherrn, 
und binfihtlid der durch Pönigl. Dotation gegründeten Fideicommiffe die koͤnigl. 
Einwilligung vorher erholt werden. 

$. 51. Das Geriht muß alle befannten Anmärter , und wenn fie minder« 
jäbrig oder abwefend find, ihre Euratoren, dann den Vertreter des Fideicom» 
miſſes, wenn einer beftellt if, darüber vernehmen, alle Verbältniffe genau 
prüfen, und nad reifer Erwägung der Gründe die Genehmigung ertheilen 
oder abſchlagen. 

$. 52. Gede Veräußerung oder Belaftung der Subftanz des Fideicommiſſes 
obne Genehmigung des Gerichts ift nichtig, und kann nicht nur von jedem 
Fideicommiß:Folger,, fondern auch von jedem Anwärter , fo wie von dem Bers 
treter ded Fideicommiffes, wenn einer beftellt ift, felbft von jenen Anwärtern, 
weldye in die Veräußerung oder Belaftung eingewilliget haben, und von ihren 
Nachkommen angefohten, und dat Beräußerte, wenn es in unbeweglichen 
Guͤtern beitebet, von jedem dritten Inhaber zurüdgefordert werden. In wie 
ferne die Vindikation beweglicher Sahen gegen den dritten Inhaber Statt finde, 
oder. der Schuldner eined zum Fideicommilje gehörigen Capitals durch Zahlung 
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an den Fideicommiß-Befiger von der Schuld befreit werde, ift nach den Civil⸗ 
Geſetzen zu beurtbeilen. Die vindizirten Beftandtheile des Fideicommiffes follen 
wieder mit demfelben vereinigt werden. 


$. 53. Für die Allodial» Schulden des Fideicommiß,Befiserd haftet die 
Subſtanz des Fideicommifjes nicht, und felbft deffen Früchte koͤnnen dafür nidyt 
weiter in Anſpruch genommen werden, als fie dem ſchuldenden Befiger nad) 
Abzug der Fideicommiß:Laften zufommen, und mit Vorbehalt der Competenz. 
Die Fideicommiß-Folger Pönnen aber um die Allodial-Schulden des Vorgängers 
nur in fo ferne belangt werden, als fie entweder zugleich deſſen Allodial-Erben 
find, oder fih für eine Schuld befonders verbürgt haben. 

$. 54. Die Fideicommig Schulden haften entweder auf der Subſtanz und 
den Früchten des ganzen Fideicommiffes zugleich, oder nur auf den Früchten 
allein, und werden hiernach in Fideicommiß-Schulden erfter oder zweiter Claſſe 
abgetheilt. 

$. 55. Die Fideicommiß.Schulden erfter Claſſe gehen den Schulden zweiter 
Elaffe vor; die Schulden jeder Claffe unter ſich haben den Vorzug nad) der 
Zeit ihrer Eintragung in die Fideicommiß:Matrifel. 

$. 56. Unter die Fidei ommiß-Schulden erfter Claſſe werden diejenigen ges 


rechnet, welhe zum Nugen des Fideicommiſſes felbft contrahirt und verwendet 
wurden. 


Hierher gehören: 

1) Diejenigen, welche bei der Errihtung des Fideicommiſſes auf daffelbe mit 
ausdrüdlicher Beftimmung dieſes Vor zugs angewiefen wurden, insbe: 
fondere die Pflichttheile der Notherben des erften Eonftituenten, fo ferne 
fie nad) Uebereinfunft der Interefienten als ein Capital auf dem Fideis 

- commiffe liegen bleiben ; 

2) diejenigen, welhe zum Anfauf eines dem Fideicommiffe einverleibten Gutes 
verwendet, oder mit demfelben übernommen wurden; 

3) die auf nothwendige Prozeß:Koften in Streitigkeiten , welche die Subftanz 
bes Fideicommiſſes betreffen, und zur Erzielung gerichtlicher Bergleiche, 
ju deren Beendigung, oder f 

4) zur Abführung der in Rüdfiht des Fideicommiſſes erlegten feindlichen 
Eontributionen, desgleihen 

5) auf Herftellung nothwendiger und nüglicher Gebäude, endlich , 

6) zur Abführung einer von den vorbenannten Schulden verwendet wurden. 

$. 57. Diefe Schulden follen vom Gerichte erft nad) vorläufiger Unterfu> 
dung, ob fie überhaupt und in dem verlangten Maße fi zu einer folchen 
Fideicommig- Schuld eignen, und in zweifelpaften Fällen nad Vernehmung der 
Anwärter in die Fideicommiß:Matrifel eingetragen werden. 

$. 58. Zu den Fideicommiß:Schulden zweiter Elaffe werden außer den im 
$. 39 Nero. 2 bemerkten Schulden diejenigen gerechnet, weldye das Gericht den 
folgenden Beftimmungen gemäß nah Vernehmung der Anwärter genehmigt hat. 


$. 59. Ein teftehendes Fideicommig Fann mit einer Fideicommiß⸗Schuld 
zweiter Claſſe nur dann beſchwert werden, wenn der Fideicommiß⸗Inhaber zur 
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Beſtreitung nothwendiger und unvermeidlicher, die Subſtanz des Fideicommiſſes 
ſelbſt nicht betreffender Ausgaben ($. 56) in Ermanglung hinreichenden Allodial⸗ 
Vermoͤgens einer Capitals-Aufnahme bedarf, und wenn bei dem Fideicommiſſe 
außer dem erforderlihen Betrage des Grundvermögens ($. 2) noch ein weiteres 
fruhtbringendes Vermögen ($$. 5, 6) vorhanden ift, diefer Ueberſchuß auch nad) 
Abzug aller darauf bereits haftenden Laften und, Schulden durd die neue 
Schuld nicht über ein Drittheil befchwert wird, vorbehaltlich deffen, was der 
Conſtituent befonders verfügt hat. 


Dabei ift in Anfebung der unbeweglihen Güter nicht der Schägungspreis, 
fondern das Steuer:Eapital zur Richtſchnur zu nehmen. 


$. 60. In die zur Aufnahme einer Fideicommiß-Schuld zweiter Claſſe fi 
eignenden Ausgaben gehören die erweislih durch Krankheit, höhere Auslagen 
für Erziehung oder Verforgung mehrerer Kinder, Ausftattung der Töchter, Ans 
tritt eines Civil- oder Militärdienftes, eintretende Verehlichung, Unglüdsfälle 
in der Defonomie, oder ſchwere Kriegslaften verurfachten außerordentlichen 
Koflen, welche weder aus den Früchten des Fideicommiffes, noch aus dem 
AodialBermögen beftritten werden Pönnen. 

$. 61. Das Gericht bat bei jedem Gefuhe um Bewilligung einer Fidei— 
commiß ·Schuld zweiter Claſſe hierüber den naͤchſten Fideiiommiß:Nacfolger, die 
Anwärter, und den Bertreter des Fideicommiffes, wenn einer beftellt ift, nach 
& 51 zu vernehmen, und wenn fie in die Schuld einwilligen, obne erhebliche 
Gründe die Genehmigung nicht zu verfagen , dagegen aber auch diefe im Falle 
eines von demfelben erfolgten Widerfpruches ohne hinreihende Gründe nicht zu 
ertheilen, und dabei befontders auf die Veranlaſſung der Schuld, auf den Be: 
frag des noch unbefchwerten Bermögens, und die dadurch gegründete Ermar: 
lung ihrer frübern Tilgung, auf die im Zahlungsplan beſtimmten Pürzern oder 
längern Friſten und auf die Befchaffenheit des Widerfpruchs ihr Augenmerk 
iu richten. 

$. 62. Kür Fideicommiß Schulden, fie feyen erfter oder zweiter Claſſe, 
haftet das Allodials Vermögen des Belikerd, außer den ihm zufommenden 
Früchten nicht, fondern fie gehen mit dem Fideicommiffe auf jeden Nachfolger 
über, dem jedoch der Regreß gegen das Allodium des Vorgängers vorbehalten 
bleibt, wenn diefer entweder mit den im Tilgungsplane beftimmten Friften im 
Rückſtande geblieben ift, oder bei Fideicommiß » Schulden zweiter Claſſe zum 
Erfag aus feinem Allodial:Bermögen fi) ausdrücklich verpflichtet bat. 

$. 63. Im Anſehung der mit einem Fideicommifle verbundenen Leben 
fommen die Beitimmungen ded Leben» Edicts über Lehen: Schulden zur Ans 
wendung. 

$. 64. Die vorhandenen Fideicommiß:Gapitalien Pönnen für folhe Auslagen, 
welhe unter die Fideicommiß⸗Schulden erfter Elafie gehören, mit Genehmigung 
des Gerichts nah Vernehmung der Anwärter, desgleihen in den $. 61 be 
fimmten Fällen unter den dortjelbft enthaltenen Beichränfungen und Voraus⸗ 
feßungen,, vorbehaltlich der im $. 69 beftimmten Rückzahlung, eingezogen und 
berwendet werden. 
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$. 65. Die Beräußerung der zu einem Fideicommiffe gehörenden Grund: 
ftüde und Real-Rechte kann nur mit Einwilligung des Gerichts in dem Falle 
Statt finden, wenn die Gläubiger wegen Fideicommig.» Schulden erfter Claſſe 
auf die Zahlung dringen, und nah Vernehmung der Anwärter fich  bezeigt, 
daß fie auf andere Weife nicht befriediget werden Pönnen. 


Insbeſondere darf das Örundvermögen, worauf das Fideicommiß ruht, 
"nicht veräußert werden, fo lange noch unter dem Fideicommiß-Bermögen andere 
zur Zahlung diefer Schulden hinreihende Dbjecte ſich befinden. 


$. 66. Außer diefem Falle Pönnen folhe Immobilien und Real-Rechte nicht 
anders ald mit Einwilligung aller befannten Anwärter und des Fideicommiß» 
Vertreter, wenn einer beftellt ift, fodann mit Genehmigung des Gerichts 
veräußert, und diefe Genehmigung Pann nur alddann ertheilt werden, wenn 
die Veräußerung dem Fideicommiffe einen beträdhtlihen und bleidenden Nutzen 
gewaͤhrt. 

$. 67. Die zum Fideicommiſſe gehörigen grundherrlichen Rechte koͤnnen 
zwar durch gemeinfames Einverftändniß des Grundherrn und des Grundhofden 
abgelöfet, fie: follen aber wo möglid in eine beitändige Rente an Getreide 
verwandelt werden. 

$. 68, Im Falle des $. 66, fo wie, wenn im Falle des $. 67 ein Ablöfunge: 
Eapital bedungen worden, muß der Kaufpreis ader das Ablöfungs:Capital zum 
Beften des Fideicommiffes,, befonders zum Ankauf fruhtbringender Realitäten 
verwendet, und, bis es gefcheben kann, gegen bypothefarifche Sicherheit ver: 
zinslicy angelegt werden. Insbeſondere darf fich weder der Fideicommiß:Befiger 
no ein Anwärter dabei einen Privatvortpeil bedkigen. 

$. 69. Mit jeder Fideicommiß » Schuld und mit jeder die Subſtanz des 
Fideicommiffes vermindernden Handlung ift ein Plan zu verbinden, wie aus 
den Früchten des Fideicommiffes die darauf gelegten Schulden getilgt, oder 
die an der Subſtanz defielben geſchehenen Verminderungen durch beftimmte und 
von dem dermaligen Befiger ſowohl, als von den Nachfolgern zu entrichtenden 
Sriften ergänzt werden jollen. 

Diefer Tilgungs- und Grganzungsplan ift mit Rüdfiht au; den Betrag 
und die Laften des Fidei:ommiffes fo einzurichten, daß in jährlihen Friften, 
fobald als es geſchehen fann, insbejondere für die zur Ausfteuer der Töchter 
verwendeten Summen in folhen Raten, welche dem vorigen Unterhalts-Bezuge 
gleih find, die Schulden getilgt, und die an der Subſtanz gefhebenen Wer: 
minderungen ergänzt werden. 

Miemals dürfen die jährlichen Friften weniger, ald fünf vom Hundert am 
Capital betragen; der Fideicommiß :Befiger muß fih aber höhere Summen 
gefallen laffen, fo lange ihm der Ertrag des normalmäßigen Grundvermoͤgens 
übrig bleibt. Das Gericht Fann die einmal beftimmten Friften nur aus befon: 
ders erheblichen Urſachen verlängern. 

8. 70. In allen Fällen, wo die friftenweife Rückzahlung einer Fideicom: 
miß-Schuld oder die Wiederherftellung eines eingezogenen Fideicommiß:Capitalg 
oder der fonft verminderten Subftanz vorgefhhrieben, oder eine Mehrung Der: 
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felben dur friftenweife Zahlungen des Fideicommiß:Befigerd von dem Konftis 
tuenten angeordnet ift, können nicht nur die Anwärter von dem Beliger den 
Beweis der geleifteten Erift: Zahlung verlangen, fondern aud die Gerichte den» 
felben anhalten, daß er ſich wegen geleifteter Ruͤckzahlung ausmeije, oder für 
die wiederherzujtellende oder zu vermehrende Subftanz entweder das baare Geld, 
oder bypothefarifhe Schuldbriefe bei Gericht binterlege. 

$. 71. Zeigt fi bei einem Fideicommiß:Befiger eine dem Fideicommilfe 
verderblihe MWirthfchaft, fo kann und foll das Fideicommiß auf Anrufen der 
Sntereffenten oder des benannten PER DER vom Gerichte in 
Adminiftration gefegt werden. 

Laßt fi aus der erwiefenen übeln Wirthſchaft des Beſitzers nur eine Ge— 
fahr für die in deſſen Haͤnden befindlichen beweglichen Zugehoͤrungen des Fidei— 
commiſſes befuͤrchten, fo koͤnnen ihm auf Anrufen der Intereſſenten dieſe ab: 
genommen, und einem Familiengliede zu Verwahrung uͤbergeben, oder nad) 
Umſtaͤnden ſelbſt in gerichtliche Verwahrung genommen werden. 

6. 72. Die vorbemerkte Adminiftration des Fideicommiſſes kann auch als: 
dann eintreten, wenn der Befiger binfihtlih der fchuldigen Leiftungen an die 
Familienglieder, oder für Tilgung der Fideicommiß» Schulden, oder für Wies 
derberfiellung der geminderten Subftanz , oder für deren, Mehrung feine Ob» 
liegenbeiten nicht erfüllt. 

Die Adminiftration des Fideicommiffes fol in allen Fällen, wo es geichehen 
fann, einem Familiengliede übertragen werden. 

$. 73. Jeder Fideicommißs:Befiger ift verbunden, — Nachfolger das 
Fideicommiß ſammt Zugehoͤrungen ohne irgend eine aus ſeinem Verſchulden 
herrührende Schmaͤlerung zu hinterlaſſen. 

Dem Nachfolger haftet demnach die Allodial-Maſſe feines Vorgängers für 
jede auf das Fideicommiß ſich beziehende Pflichtverfäumniß feines Vorgängers, 
und für jede hieraus entftandene Deterioration oder Verminderung der Subitan;. 

$. 74. Hinfihtlih ded Zuwachſes, fo wie der Theilung der bangenden 
und ausftändigen Früchte zwifchen den Allodial» Erben und dem Fideicommiß: 
Holger treten, in fo ferne nicht hierüber befondere Dispofitionen vorhanden find, 
die Beftimmungen der: bürgerlihen Rechte über die gegenfeitigen Berbältnife 
ded Eigenthuͤmers und Nutznießers ein. 

$. 75. Eben dies gilt binfichtlih der Berbefferungen der Subſtanz, jedoch 
mit der Befchrankung, daß der Fideicommiß:Folger bievon jene Raten abziehen 
kann, welche der DBorgänger, dem $. 69 zu Folge, noch während feines Genuffes 
als Rüdzahlungsfriften hätte entrichten muͤſſen, wenn er wegen diefer Melio: 
rationen eine Fideicommiß-Schuld contrahirt hätte, 

$. 76. Den Allodial:Erben fteht für den Antheil bei der Früchte » Theilung 
und für den Erfag der Meliorationen das Retentions⸗Recht an dem Fideicoms 
miffe nicht zu. 

V. Titel. 
Von der Erbfolge in Familien-Fideicommiſſe. 
$. 77. Das Recht zur Erbfolze in Familien-Fideicommiſſe gründet ſich in 
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der Anordnung des Eonftituenten,, und geht von ibm oder von demjenigen, zu 
defien Bortpeil er das Fideicommiß errichtet hat, auf die ehelihen Nachkommen 
über. — Die durd nachfolgende Ehe Legitimirten werden den ehelih Gebornen 
gleich geachtet. 

$. 78. Nur adelige Nachkommen find fähig, das Fideicommiß zu erlangen. 
— Mit dem Berlufte des Adels erlifcht demnach zugleich das Erbfolge» Recht 
in die FamiliensFideicommiffe. — Wer als adelig zu betrachten fey, und wie 
der Adel verloren werde, ift in dem Edicte über den Adel beftimmt. 


$. 79. Tritt bei dem zur Nachfolge Berufenen der Verluſt diefer Faͤhig⸗ 
keit noch vor Eröffnung der Nachfolge ein, fo hat er fein Recht zum Antritt 
derfelben. 

Ereignet fi der Verluft nad erfolgtem Antritte des Fideicommiffes,, fo 
Iöfet fih das Genußrecht des bisherigen Befigerd6 auf, und dem naͤchſten Nach⸗ 
folger wird die Erbfolge in das Fideicommiß eröffnet, welcher jedoch fubfidiarifch 
verbunden ift, dem vorigen Befiger die Competenz zu geben. 

$. 80. Familien Fideicommiffe werden in den Pflichtrheil nicht eingerechnet, 
auch koͤnnen die Notherben des Beligers daraus einen Pflichttheil nicht verlans 
gen, vorbehaltlich defien, was in Anſehung der Noth⸗Erben des erften Eonfti- 
tuenten im $. 19 und $. 21 beftimmt ift. 

$. 81. Der Befiger eines Familien - Fideicommiffes kann, fo lange der 
fideicommifjarifhe Berband dauert, darüber nicht durch legten Willen verfügen. 

$. 82. Der Fideicommiß-Folger ift die Allodial:Erbfhaft feines Vorgängers, 
feld wenn diefer fein Water war, auszuſchlagen berechtigt. 

98. Ein Mitglied der zur Erbfolge in das Fideicommiß berufenen Fa— 
milie kann zwar für fi, jedoch Peinedwegs für feine, wenn glei noch nicht 
geborne Nachkommenſchaft auf das Recht zur Nachfolge Verzicht leiften. 

$. 84. Ein Fideicommig kann nit nur zum Bortheil einer Familie, fon» 
dern auch nach Abgang der erften Familie, oder des Manns⸗Stammes derjel- 
ben, zum Bortbeil einer andern Familie errichtet werden. 

In diefem Falle hat die legte Familie, fo lange die erfte nody nicht erlofchen 
ift, zwar alle aus dem Miteigenthume ($. 43) fließenden, die Erhaltung der 
Subſtanz bejielenden Rechte, aber die übrigen Rechte ruben, bis an fie Die 
Nachfolge gefallen ift. 

$. 35. Mit einem Familien » Fideicommiffe kann auf den Fall, daß die 
Familie, oder in derfelben der Manns:Stamm erlifcht, eine Subftitution ver: 
bunden werden. 

Bei dem Subftituirten geht nah dem Anfall das Familien-Fideicommiß in 
Allodium über; die aus foldhen fideicommifjarifhen Subftitutionen entipringens 
den Rechte find nad den Eivil-Gefegen zu beurtheilen. 

6. 86. Sind in einer Familie, nebft dem Fideicommiffe für die erfigeborne 
Linie, noch eines oder mehrere für die nachgebornen Linien errichtet, fo gelangt 
der Beliger des erften Fideicommiffes und defien Nachkommenſchaft erft dann 
zum Befige eines andern Fideicommiffes, wenn in den übrigen Linien Beine zu 
dem Fideicommiffe berufenen Nachkommen vorhanden find, 
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Solche Fideicommiffe bleiben nur fo lange in einer Perfon vereinigt, bis 
wieder zwei oder mehrere Linien entfteben, fo ferne von dem erften Eonfti- 
tuenten nicht eine andere Difpofition getroffen worden. 


$. 87. Bei Familien » Fideicommiffen, welche neu errichtet werden, Bann 
feine andere Succefliond: Ordnung, als die Erftgeburts-Folge eintreten, vermöge 
deren die weiblihe Nahlommenfhaft, fo lange noch männlihe Nachkommen 
vorhanden find, von der Succeffion ausgefchloffen bleibt, und immer der Erft- 
geborne in der dltern Linie zum Fideicommiß gelangt, fo daß der Bruder des 
legten Befigers deſſen Söhnen, Enkeln und weitern männlichen Defcendenten 
weihen muß; vorbehaltlich deffen, was wegen der mit einem Fideicommiffe 
verbundenen Anordnungen zum Vortheil einzelner Yamilienglieder im $. 12, 
dann wegen der aus vormaligen Fideicommiß: oder Stamm-Gütern gebildeten 
Fideicommiffe im $. 37 verordnet if, 


$, 88. Die übrigen Sueceffions:Drdnungen ſo weit fie bei Fideicommilffen, 
dem gegenwärtigen Edicte gemäß, noch Statt finden Pönnen, richten ſich nad) 
den vorigen ©efegen. 

$. 89. Hat der Stifter des Fideicommiffes nur erflärt, daß das Fidei- 
commig nah Erlöfhung des Manns Stammes an die weiblihe Nachkommen⸗ 
fhaft fallen fol, fo iſt diefe Dispofition als eine fideicommifjarifhe Subftitution 
gültig, und bat die Wirfung, daß das Fideicommig vom legten Befiger mit 
Allodial:Eigenfhaft an die weiblihen Nachkommen nad der Erbfolge-Ordnung 
übergeht, welche in den Eivil:Gefegen beftimmt ift. 


$. 90. Hat aber der Stifter die weiblihe Defcendenz; nah Abgang des 
Manns : Stammes zum Fideicommiffe mit fortdauerndem fideicommiſſariſchen 
Verbande berufen, fo bleibt ed auch unter den weiblihen Abfömmlingen bei» 
der Lineal: und Erfigeburts-Folge mit Borzug ihrer männlihen Nahfommen, 
dergeftalt, daß bei Abgang ded Mannd-Stammes das Fideicommiß an die ältefte 
Toter des legten Befigerd und deren Defcenden; fällt, und die Succeffion 
immer nady den Regeln der Erftgeburt audy unter ihren weiblichen Defcendenten 
in fo lange fortgebt, bis fi unter jenen Defcendenten, an welde die Suc— 
cefion gelangt, ein männliher Abkömmling befindet, welcher alddann alle feine 
Schweſtern, felbft die altern, von der Succeſſion ausfchließt. 


Stirbt die Altefte Tochter, ohne Nachkommen zu binterlaflen, oder find 
von ihr weder meiblihe noch männliche Defcendenten vorhanden, fo gebt die 
Fideicommig-Folge nach eben diefen Kegeln an die zweite Tochter des leuten 
Beligers und deren Nachkommenſchaft. 

Nach gleihen Grundfägen richtet fi die Fideicommiß: Folge der dritten 
und übrigen folgenden Toͤchter des legten Beſitzers und ihrer Defcendenten. 

$. 91. Iſt einmal, den vorftehenden Regeln au Folge, ein vom letzten 
Befiger durch weiblihe Nachkommen abftammender männlicher Defcendent zum 
Befige des Fideicommiſſes gelangt, fo tritt mit ihm unter feiner Nachkom⸗ 
menfhaft der Borzug des Mannsftammes na den Beftimmungen des $. 87 
wieder ein. 


90 Erfted Bud. — Staatsrecht. 


VI Titel 


Bon der Auflöfung der Fideicommiffe und den recht 
lihen Folgen derfelben. 


$. 92. Der fideicommiffarifhe Verband wird in Anfehung einzelner Theile 
des Fideicommiffes aufgelöft: 


1) wenn fie unter den im Titel IV. vorgefchriebenen Bedingungen rechtmäßig 
veräußert worden find, oder von dem dritten Befiger nicht vindizirt 
werden Pünnen ; | 

2) wenn fie durch einen Dritten als fein Eigenthum vindizirt w orden; 

3) durd den gänzlihen Untergang des Objects; — 

4) in Anfehung der mit einem Fideicommiſſe verbundenen Leben hört die 
fideicommiffarifhe Eigenfchaft auf, und das Lehen muß von dem übrigen 
Fideicommiß:Bermögen gefondert werden, wenn entweder die zur Lehen: 
folge berechtigte Nachkommenſchaft ausftirbt, oder nicht mehr eine und 
diefelbe Perfon Fiveicommiß: und Lehensfolger if. 

5) Durch Abgang des Mannd:Stammes, wenn das Fideicommiß aus einer 
Eönigl. Dotation entftanden ift. — 


$. 93. Das Fideicommig im Ganzen wird aufgelöft: 

1) durch Untergang des ganzen Fideicommiß:Bermögens ; 

2) durch Widerruf des Eonftituenten ($. 94); 

3) durch Verminderung unter die zur Errihtung eines Fideicommiffes erfor; 
derfihe Summe des Grundvermögens ($$. 95 96); 

4) durch gemeinfames Einverftändnig der Betheiligten mit gerichtlicher Ein 
willigung ($. 97); 

5) durdy den Abgang der zur Succeſſion berufenen Nachkommenſchaft. ($. 9.) 


$. 94. Der Stifter eines Fideicommiffes kann daffelbe auch nad) erlangter 
gerihtliher Beftätigung widerrufen oder abandern, fo lange noch Miemand 
durch die Uebergabe oder durch DBertrag daran ein Recht erworben hat. — 


$. 95. Wird ein fhon beftandenes Fideicommiß durch den Untergang ein 
zelner Beftandtheile, dur deren Beräußerung wegen Fideicommiß-Schulden 
erfter Claſſe, durch Bindikation dritter Eigenthümer, durch andere Unfälle oder 
durch die $. 92 Nro. A und 5 bemerfte Abfonderung fo tief in feiner Subftan; 
gemindert, daß der noch übrige Theil nicht fo viel beträgt, als zur Gründung 
eines Fideicommiffes erfordert wird; fo Pönnen der Fideicommiß» Befiger und 
die Anwärter vereint, oder einer derfelben das Fideicommiß durch Ergänzung 
des Mangelnden aufrecht erhalten. — Hiezu ift demjenigen, der ſich das 
Mangelnde zu ergänzen verbindet, auf Berlangen die Frift eines Jahres zu 
geftatten. — Erfolgt die Ergänzung nicht, fo ift das Fideicommiß erlofhen, 
und dasjenige, was vom Fideicommiffe, nah Tilgung aller Fideicommiß-Schul⸗ 
den übrig ift, bleibt als Allodium in den Händen des legten Befigers, jedod 
muß derfelbe die auf dem erlofhenen Fideicommiffe, rückſichtlich der Nachgebor: 
nen und Wittwen bereits baftenden Laften, noch ferner entrichten, ſoweit ſie 
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bievon nach Abzug der dem Befiser alddann gebührenden Eompetenz beftritten 
werden koͤnnen. 


$. 96. Iſt aber die Abminderung des Fideicommig:Bermögens aus eigenem 
Berfhulden des Befigers entftanden, jo fönnen die Anwärter verlangen, daß 
dafelbe in Adminiſtration gefegt, und der Normalwerth des Fideicommiffes 
wahrend der Adminiftration wieder bergeftellt werde, jedoh müſſen die den 
Fideicommiß » Gläubigern zu leiftenden Zahlungen , desgleihen die auf dem Fi: 
deicommiß bereits liegenden Alimente und Witthum, foferne diefe nicht wegen 
eines Uebermaßes eine Minderung leiden, während der Adminiftration verab; 
reiht werden. 


$. 97. Durch gemeinfames Einverftändniß aller Familienglieder mit ges 
rihtliher Genehmigung kann ein Familien» Fideicommig nur alsdann aufge: 
löjt werden, wenn der Familie durd die Auflöfung ein ausgezeichneter und 
fortdauernder Nugen zugeht, oder wenn folde gebietende Umſtaͤnde eintreten, 
welche bei einer Familie die Auflöfung des Fidercommiffes nothwendig machen. 
Dabei muß 


1) das Borhaben, den beftehenden Fideicommiß-Verband aufzulöfen, mit den 
Gründen, aus welchen die Auflöfung gefucht wird, und mit dem Auf: 
löfungs : Plane dem einfhlägigen Appellations » Gerichte vorgelegt, und 
von demſelben nach vollftändiger Inſtruction der Sache ‚geprüft werden; 


2) das Appellationd:Geriht bat fammtliche Betheiligte, und flatt der Abwe— 
fenden oder Minderjährigen deren ſchon beftellte oder für diefen Gegen: 
ftand befonders zu beftellende Euratoren, aud den von Amtöwegen für 
diejen Fall befonders aufjuftellenden Vertreter des Fideicommiffes und 
der Nachkommenſchaft vorzuladen, denfelben die Gründe und den Plan 
der Auflöfung umſtaͤndlich zu eröffnen, und ihre Erklärung darüber auf: 
zunehmen. Unter den Betheiligten find nicht nur alle zur Hideicommiß» 
Folge Berechtigten, fondern aud die Subftituirten begriffen. 


3) Wenn einer der Betheiligten feine Einwilligung in die Auflöfung des 
Fideicommiffes verweigert, fo fann das Fideicommiß nicht aufgelöft 
werden. Der Widerfpruh des Fideicommiß:Bertreters hindert jedoch die 
Auflöfung nicht weiter, als deſſen Gründe für überwiegend erachtet 
werden. ’ 

4) Das Appellations:Gericht prüft die Sache, erwägt die für oder gegen die 
Auflöfung vorgebrachten Gründe, berückſichtiget Die dabei etwa verfloch⸗ 
teen, und ungefränft zu belaffenden Rechte Dritter, und faßt wegen 
Verfagung oder Ertheilung der Genehmigung die geeignete Enticließung. 

$. 98. Bei diefer Auflöfung des Fideicommifes werden die rechtlichen 
Folgen derfelben durch die hierbei feftgefegten Bedingungen beftimmt ; dasjenige, 
worüber nichts feftgefegt wurde, bleibt dem legten Beſitzer. 

6. 99. Wenn der legte Befiger feine zur Fideicommiß + Folge berufene und 
fähige Nachkommenſchaft hinterläßt, auch für diefen Ball Niemand in’ das 
dideicommiß fubftitwrt iſt, fo genießt derfelbe das Recht, darüber von Todes. 
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wegen frei zu disponiren, und es fritt, wenn er hievon feinen Gebrauch macht, 
nad) feinem Abfterben die gemeine Inteftat:Erbfolge ein. 

$. 100. Bei jeder Auflöfung eines Fideicommiffes fallt dad aus einer koͤnig⸗ 
lihen Dotation berrührende Vermögen an den Staat zurück, und die mit 
demfelben verbundenen Lehen find nah dem Lehen Edicte zu beurtbeilen. 

$. 101. Jede Auflöfung eines Familien Fideicommiffes fol öffentlich befannt 
gemacht, und die Löfhung in der Matrikel, wie in den Hypothefen: Büchern, 
veranlaßt werden. 


vo. Titel. 


Befondere Beftimmungen. 


$. 102. Die BVerhältniffe der vormals unmittelbaren Fürften, Grafen und 
Herren in Beziehung auf ihre Familien-Fideicommiffe und Stammgüter find in 
einem befonderen Edicte beftimmt. 

$. 103. Der Eonftituent eines nad Aufhebung der Familien:Fideicommilfe 
errichteten Majorats kann daffelbe nach den in der Majorats:Urkunde befrimm» 
ten Rechten fortbefteben laffen, oder in ein Familien-Fideicommiß nad den 
Beftimmungen des gegenwärtigen Edictes innerhalb zwei Jahren verwandeln. 

$. 104. Beiden Fideicommiffen der Familien des vormaligen unmittelbaren 
Reichsadels, welche noch in ihrem alten Complexe beftehen, und nicht inzwifchen 
an andere Befiger übergegangen find, treten die Beſtimmungen ein, welche in 
Anfehung derfelben in der Bundesafte abgegeben worden, nach welcher in diefem 
Falle die beftehenden Samilienverhältniffe aufrecht erhalten werden. 

6. 105. Bei neuen Difpofitionen zur Errihtung oder Vermehrung eines 
Fideicommiffes find die Mitglieder des vormals unmittelbaren Reichsadels an 
die im gegenwärtigen Ediete enthaltenen Beftimmungen gebunden. 

$. 106. Die noch beftehenden Fideicommiffe anderer adeligen Familien in 
jenen Provinzen des Reichs, worin durd die Gefeße und Verordnungen an den 
Fideicommiffen nichts verändert wurde, bleiben auch forthin gültig, jedoch müffen 
fie mit den bierauf fich beziehenden Difpofitionen und Familienverträgen den 
Appellationd » Gerichten vorgelegt werden, welde ſodann nach Vorſchrift des 
$. 30 zu verfahren haben. 

$. 107. Die in Gemaͤßheit der 66. 104 und 106 noch beitebenden oder 
wieder auflebenden Familien » Fideicommiffe find in Anſehung der bieraus ent: 
fpringenden Rechtsverhältniffe in ſoweit, als die Difpofitionen der Eonftituenten 
und die Familienverträge nicht ausdrüdlich etwas anderes feftfeßen, nach dem 
gegenwärtigen Edicte zu beurtheilen. 

$. 108. Zur Vorlage diefer noch beftebenden Fideicommiffe und Kamilien» 
verträge ($$. 104 106) wird ein Zeitraum von zwei Jahren feftgefest. 

Diefe Vorlage kann nicht nur von dem dermaligen Befiger, fondern auch 
von jedem Anwärter oder Betheiligten gemacht, auch von diefem der Befiker 
zur Borlage angehalten werden. 

Sollten nach Ablauf des Zeitraums von zwei Jahren, von Bekanntmachung 
gegenwärtigen Edictes an gerechnet, noch Fideicommiffe entdeckt werden, welche 
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nicht zur Anzeige gebracht worden, fo verliert der Inhaber diefer Fideicommiffe, 
für feine noch übrige Lebenszeit, den dritten Theil der jährlichen Fideicommiß: 
Nusung, und folder geht an den naͤchſten Fideicommiß-Nachfolger über. 

$. 109. Jeder Bayerifhe Unterthan kann durdy rechtögültige Handlungen 
unter Lebenden oder von Todeswegen Über fein Vermögen fo verfügen, daß: 
derjenige, welcher es erhält, verpflichtet iſt, daffelbe nach feinem Tode oder in 
andern beftimmten Fällen dem ernannten Nachfolger zu überlaffen- 

Eine ſolche fideicommijlarifhe Subftitution erſtreckt ſich nicht weiter, als 
auf einen Subftituten, und hört mit demfelden Kraft des Gefeges auf, wenn 
auch die Difpofition das Gegentheil enthalten follte. 

Im Uebrigen find diefe fiveicommiffarifhen Subftitutionen nach den Eivil- 
gefegen zu beurtheilen.” 





Beilage VIII. (Geſetzbl. S. 325) „Edict Über die Siegel» 
mäßigfeit. 


$.1. Die Berfaflungs:Urfunde hat im Titel V. 65. A, 5 dem Adel, den 
Eollegial:Räthen und hoͤhern Beamten die GSiegelmäßigkeit ertheilt. 

Welche Angeftellte zu den hoͤhern Beamten gehören, wird durd eine be» 
fondere Bekanntmachung feftgefeßt werden. 

Die Siegelmäßigkeit begreift folgende Rechte in ſich: 

$. 2. Giegelmäßige Perfonen können über jene unftreitigen Rechts⸗Geſchaͤfte, 
wozu bei den unfiegelmäßigen: Perfonen die obrigkeitlihe Protofollirung und 
Verbriefung nothwendig iſt, 3. B. Cheverträge, Vollmachten, Vergleiche u. dgl. 
ipre Urfunden durch Unterſchrift und Siegel felbft und mit gleicher Kraft fertigen. 

$. 3. Eine fiegelmäßige Perfon weiblihen Geſchlechts, welche für Jemand 
Bürgfhaft Teiftet,, oder ſich ald Selbſtzahler verſchreibt, kann ohne Mitwirkung 
der Obrigkeit auf ihre weiblihen Rechtswohlthaten, nachdem fie darüber durch 
einen befondern und hinreichend verftändigen Anmweifer in Anmwefenheit eines 
Zeugen belehrt worden, in einer von ihr, dem Anweifer und dem Zeugen 
unterfchriebenen Urkunde, Verzicht leiften. 

$. 4. Wird ein zweifeitiger auf gegenfeitigen Vortheil gerichteter Vertrag 
wilden einer fiegelmäßigen und einer unfiegelmäßigen Perfon eingegangen, fo 
muß die Urkunde der letztern vor Gericht errichtet werden. 

$. 5 Die Verträge der Giegelmäßigen, über unbeweglihe Güter, und 
über die denfelben gleich geachteten Real: Rechte find gegen dritte Perfonen erft 
von der Zeit an wirkſam, wo fie der zuftändigen Obrigkeit zur Gintragung in 
die öffentlichen Bücher angezeigt worden. 

$. 6. Hppothefar » Verfchreibungen fiegelmäßiger Perfonen erlangen nicht 
eher die Kraft einer wirklichen Hypothek, als bis fie nad den Beftimmungen 
des Geſetzes in die Öffentlihen Hypothefar- Bücher eingetragen find. Wo diefe 
noch nicht beftehen , müſſen fie bei Gericht zu Protokoll genommen werden. 

$. 7. GSiegelmäßige Grundherren können, wennkfie aud die grundberrliche 
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Gerichtsbarkeit nicht haben, die aus dem Grund⸗-Verbande hervorgehenden Ur» 
Runden ohne Mitwirfung der Obrigkeit errichten und fertigen. 

$..8. Bei Adfterben eines Siegelmäßigen fteht das Recht der Berfiegelung 
defien männlihen Blutsverwandten von väterliher oder mütterliher Seite zu, 
wenn fie ebenfalls fiegelmäßig und bei der Erbſchaft nicht betheiligt find. Sie 
Pönnen diefes Recht nur in eigener Perfon und in Beifeyn nicht betheiligter 
Zeugen ausüben. 

Befinden fie ſich nicht gleih an Ort und Stelle, fo foll zwar die Sperre 
von der ordentlihen Obrigkeit angelegt, aber auf Anmelden der gedachten Bers 
wandten fofort wieder abgenommen werden. 

Diefen Berwandten ftehet auch das Recht der Befchreibung und gänzlichen 
Behandlung der Berlafienfhaft zu, fo lange diefe als ein unftreitiged Rechtes 
Geſchaͤft zu betrachten ift. 

$. 9, Hat eine fiegelmäßige Perfon einen gleichfalls fiegelmäßigen Erefutor 
ihres legten Willens ernannt, fo kommt diefem die Errichtung des Inventars zu. 

$. 10. Die fiegelmäßigen nädhften Berwandten eines verftorbenen. Siegel: 
mäßigen haben das Recht, für defien Kinder Bormünder aus ihrer Mitte zu 
waͤblen, imelche jedoch der Obrigkeit anzuzeigen find. Im übrigen follen wäh: 
rend der Minderjährigkeit, fowohl wegen der obrigkeitlihen Aufiiht ald wegen 
der Bormundfchafts:Rehnung, die allgemeinen geſetzlichen Vorſchriften einge: 
balten werden. “ 

$. 11. Der GSiegelmäßige, mwelhem eine Bormundfchaft übertragen wird, 
reicht die Bormundfhaftspflicht bei der Obrigkeit fchriftlih ein. 

$. 12. Die Auszeigung und Nusniefung des Mutterguts richtet fih nach 
den beftebenden Geſetzen. 

$. 13. Wenn eine fiegelmäßige Perfon in einer Eivilfahe als Zeuge ge- 
richtlich zu vernehmen ift, fo wird derfelben die in das Bernehmungs: Protokoll 
wörtlic einzutragende Eidesformel vom Commiſſaͤr vorgelefen, und zur eigen: 
bandigen Unterfchrift vorgelegt, welche der koͤrperlichen Eidesleiftung gleich gilt. 

$. 14. GSiegelmäßige können ihre Prozeß-Schriften in eigenem Namen un: 
terzeihnen, und ohne Mitunterfchrift eines Advokaten einreichen. 

$. 15. Die Gattin eines Siegelmäßigen wird für ihre Perfon der Rechte 
der Siegelmäßigfeit theilhaftig, und bleibt ald Wittwe im Genuß derſelben ſo 
lange ſie den Wittwenſtand nicht veraͤndert. 

$. 16. Auf die Kinder eines Siegelmaͤßigen geht die Siegelmaͤßigkeit nicht 
über, wenn fie ihnen nicht vermoͤge ihres eigenen Standes zukoͤmmt. 

$. 17. Die GSiegelmäßigkeit erlifht mit dem Berlufte des Standes, wel» 
chem fie beigelegt ift. 

$. 18. Diejenigen Perfonen, welchen die Siegelmäßigfeit von nun an nicht 
mehr zuſteht, Pönnen diefelbe Fünftig auch nicht mehr ausüben, unbefchadet der 


aus ihren frübern Handlungen in Folge der Siegelmäßigfeit bereits entftande> 
nen Rechte.“ 
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Beilage IX. (Amtsbl. 1818.) „‚Edict über die Verhältniffe der 
Staatsdiener, vorzüglih in Beziehung en ihren Stand und 
Gehalt, 


$. 1. Der Stand eines Staatödieners wird durd das Anftellungd:Refeript, 
es fey mit einem befondera Ernennungs:Decrete verbunden oder nicht, erworben. 


$.2. Die erfte Anftellung im Staatsdienfte ift drei Fahre hindurch pro⸗ 
viſoriſch, gewaͤhrt während dieſer Zeit die nachſtehenden Vortheile nicht, und 
wird erſt mit deren Ablauf definitiv. 


$. 3. Bei Beförderungen koͤnnen definitiv Angeſtellte vorläufig zu Verwe⸗ 
fern der neuen Stelle ernannt werden, jedoch gegen Verabreichung des ganzen 
damit verbundenen Gehaltes, und nicht länger ald auf drei Jahre, mit deren 
Ende fie definitiv eintreten. Leiften diefelben nach dem Urtheile der Borgefegten 
in diefer Zeit den Forderungen des Dienftes ein Genüge, fo koͤnnen fie in 
ihre vorigen Gtellen zurüdt verfegt werden , aber ohne Verkürzung an Rang 
und Gehalt, und ohne Nachtheil rückſichtlich andermeitiger Beförderung. 
$. 4. Ausgenommen von diefen Anordnungen ($. 2, 3) find alle, Richter: 
amts» Funktion verfehenden Staatsdiener fammtlicher Ober: und Untergerichte 
ohne Unterſchied. Ihre erfte Anftellung und jede Beförderung derfelben ift fo- 
gleih definitiv, 
$. 5. Die Befoldungen des aktiven Dienftes zerfallen in zwei Beftandtheile, 
in den Gehalt ded Standes, und in den Gehalt des Dienftes, 
$. 6. Z die Ausfcheidung diefer Beftandtheile in dem Anftelungs-Referipte 
oder in allgemeinen organifhen Einrichtungen ausgedrüdt, fo entſcheidet diefe 
Beltimmung. 
In Ermanglung einer folhen Beftimmung wird die-Ausfheidung auf fol 
gende Weife bemeffen. : 
$. 7. Befteht der Gehalt blos in einem Haupt:Geldbezuge, ohne irgend 
einen Nebenbezug, fo find 
a) im erften Jahrzehent des Dienftes fieben Zebenttheile; 
b) im zweiten Jahrzehent des Dienftes acht Zehenttheile; und 
e) nah dem Eintritte in das dritte Zahrzebent des Dienftes für die ganze 
Golgezeit neum Zehenttheile des Gefammtgehaltes als Gehalt des Stan: 
des erklärt, und der übrige Theil einer jeden Periode ift zu drei Zehent: 
theil, zwei Zebenttheil und ein Zebenttheil als Gehalt des Dienſtes 
anzuſehen. 
$.8. Iſt neben dem Haupt-Geldbezuge noch ein Nebenbezug an Geld, 
Naturalgenuß, oder an beiden verliehen, fo befteht der Standesgehalt mit 
gänzliher Wegrechnung der Nebenbezüge 
a; im erften Sahrzehent des Dienftes in acht Zehenttheilen; 

b) nad dem Eintritte in das zweife Jahrzehent des Dienftes für die ganze 
Folgezeit defielben, in neun Zebenttheilen des Haupt-Geldbezuges; 
und die übrigen zwei Zehenttheile und ein Zehenttheil bilden den Dienftese 

Gehalt. 
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$. 9, Die Dienf:Entfegung (Caſſation) und die Dienft-Entlaffung mit dem 
Verluſt des Dienftranges und Gefammtgebhaltes (Dimiffion) Pönnen nur nad 
vorbergegangener richterliher Unterfuhung durch Erkenntniß der Competenten 
Gerichtsbehoͤrde erfolgen, und die erfte tritt noch ald gefegliche Folge der wegen 
eines gemeinen Verbrechens erfannten Eriminalftrafe ein. 


F. 10. Ein Staatsbeamter und öffentliher Dieter Pann auch wegen Ber: 
legung der Amtspfliht durch Handlungen und Unterlafjungen vermittelft recht: 
lihen Erkenntniſſes degradirt oder entlaffen werden, melde einzeln mit diefer 
Strafe vom Geſetze nicht bedroher find, wenn nach Inhalt des Strafgeſetzbuches 
eine dreimalige Disciplinar:Strafe fruchtlos geblieben ift. 


$. 11. Um Disciplinar » Strafen mit der fchweren Folge der Gtellung vor 
Gericht in Wiederholungsfällen verhängen zu Pönnen, wird erfordert, daß (gröbere, 
doc dur das Geſetz ald Verbrechen oder Vergehen namentlich nicht bezeichnete 
Fehler ausgenommen) Habrläßigkeit, Unfleiß, Leichtfinn oder Unſittlichkeit, un: 
geachtet von Borftänden oder höhern Behörden angewandter Ermahnungen, 
Drohungen , felbit Verweiſe und Arreft, fortgejegt werden, alfo nad der dritten 
Strafe den Charakter der Gewohnheit oder Uinverbefferlichkeit annehmen laſſen. 
Jedoch zieht nicht jeder einzelne neue Fehler fogleich die zweite oder dritte ſolche 
Disciplinar:Etrafe nach fi, außer in dem vom Gefege ausdrüdlich vorgefes 
benen Falle. 

$. 12. Diefe Strafen können beftehen in Berweifen, Geldbußen, 
Haus: und Civil» Arreft. Sie find verſchiedener Grade fähig. Die Geld: 
firafe kann aber nicht unter fünf, und nit über fünfzig Gulden, und der 
Arreft nur zwiſchen vier und zwanzig Stunden und acht Tagen zugemeffen 
werden. 

Dabei Fömmt es nicht auf den Grad, fondern auf die Zahl der Strafe an, 
und damit der Charakter folher Strafen mit ihrer Wirkung erkannt werde, 
ift jeder derfelben beizufügen, daß es die erfte, zweite oder dritte fey, welde 
zur Vorgerichtſtellung führ et 

$. 13. Die Befugniß, Staatsdiener mit Disciplinar-Strafen diefer Art zu 
belegen, koͤmmt nad) den Beftimmungen des folgenden Paragraphen beim ſub⸗ 
alternen Perfonal dem Borftande jeder Stelle, und zwar, mo derfelbe aus 
mebrern Perfonen beftehet, dem gefammten Directorium, gegen dad höhere 
Perfonal aber lediglich der vorgefesten Amtsbehörde zu. 

$. 14. Die erfte Sirafe findet ohne alle Förmlichkeit Statt. Die zweite 
und dritte erfordern vorherige fchriftlihe Vernehmung des Feblenden, und 
eollegiale Beratung auf fhriftlihen Vortrag. Wenn eine collegiale Berathung 
nicht angeftellt werden kann, fo find die Aften mit der Vernehmung an die 
vorgefegte Amtsbehörde einzuſchicken, welche die Strafe zu verfügen bat. Die 
dritte Bann überdies nur von dem einfhlagenden Staats: Minifterium ver: 
bängt werden. — Ueber jede derfelben ift eine fchriftlihe Ausfertigung mit 
beigefügter Urſache dem GStraffälligen zuzuftellen, und die Empfangs-Befceini- 
gung zu den Akten zu bringen. 

$. 15. Gegen jede diefer drei nach $. 12 verfügten Disciplinar-Strafen ift 
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ein in drei Tagen bei der ftrafenden oder infinuirenden Behörde anzırzeigender, 
und in acht bis vierzehn Tagen bei der unmittelbar hoͤhern Amtsbehörde, g Jen 
von den Pönigliben Staats:Minifterien ausgegangene Gtraf-Berfügungen bei 
dem Föniglihen Staatsrathe einzureihender Rekurs geftattet. 


$. 16. In Unterfuchungen wegen Dienftverbreden oder Bergeben gegen 
wirffihe Collegial» Vorftände, und alle, diefen gleich oder hoͤher ftebenden 
Gtaatsbenmten , entfheidet der koͤnigliche Staatsrath, ob der Angefchuldigte 
vor Gericht geftellt werden fol. 


$. 17. Die Folgen der anerfannten Specials interfuhung find im Gtrafs 
Geſetzbuche ausgefproden. 

$. 18. Außer dem Falle eines richterlihen Urtheils bat der definitiv vers 
liehene Dienerftand und Standesgehalt ($$. 2, 3, 4) die unverleglihe Natur 
dee Dauer auf Lebenszeit. 

$. 19. Die Dienfleiftung ded Dienerd und der Dienfteögehalt find wider: 
rufliher Natur. 

Sie Fönnen, ohne gerichtlihe Klage zu begründen, in Folge einer admini—⸗ 
frativen Erwägung oder einer organiichen Verfügung mit Belaffung des Stan- 
desgehaltes und des Titels entweder für immer mittelft Dimiſſton, oder für 
eine gewiſſe Zeit mittelft Quiescirung benommen werden. 

Der aljo Entlaffene darf fih der äußern Zeichen feiner Standesclaffe (der 
Amtekleidung) ferner nicht mehr bedienen. Der quietcirte Diener behält fie bis 
zum Wiedereintritte in eine Amtsverrihtung, und die mit derfelben verbundes 
nen Zeichen. 

$. 20. Berfegung eines Ctaatsdienerd Pann aus adminiftrativen Rück— 
fihten oder in Folge organiicher Einrichtungen verfügt werden, wenn damit 
feine Zurückſezung in Beziehung auf die Dienftesclaffe, oder auf den fländigen 
Gehalt verbunden ift. 

Ueber Bergütung der Umzugsfoften gibt die Verordnung vom 16. Auguft 
1817 die zu beobadhtenden Normen. 

$. 21. Der in Amtötpätigfeit ftehende Staatödiener bleibt von der Aus: 
übung der ftreng bürgerlihen Gewerbe, von der Führung einer Bank oder 
äbnlihen Anftalt, und von dem ausichliegenden perfönlihen Betriebe einer 
Fabrik ausgefchloffen. 

Dem äußern Juſtiz-, Polizei: und Finanzbeamten ift außerdem noch uns 
terjagt,, in feinem Amtsbezirke eine Guts-Realitaͤt zu erwerben. 

Ale übrigen zuläßigen Privatverhältniffe müffen aber aud in jeder Eollifion 
mit den Werbältniffen der Amtsverrichtung weichen, und koͤnnen in Fällen einer 
Verfegung Feinen Grund zu einer Reclamation darbieten. 

$. 22. Der Gtaatödiener hat die Befugniß, aus dem Staatsdienfte zu tres 
ten, und feine Quiedcenz zu verlangen nad folgenden Beſtimmungen: 

A. Der Staatsdiener Bann zu jeder Zeit ohne alle Motivirung feine Ents 
lafung aus dem Staatsdienfte nehmen. 

Er verliert in diefem Fall den Standes: und Dienftesgehalt mit dem Titel 


und den Functiond: Zeichen. ne u 
Dr. Eiebenpfeifer’s . en ea 7 
Handbuch der Verfaſſung ic. a Er Be 


98 Erftes Buch. — Staatsrecht. 


B. Der Staatsdiener kann wegen Dienftesalter in die Quiescenz treten. 
Hiesu werden durd alle Dienftesclaffen volle vierzig Dienftesjahre erfordert. 


Zur Ergänzung des Dienftedalters' dürfen alle, unter den vorigen Regie— 
rungen aller Gebietstheile des Königreihes, und in verfchiedenen Dienitesclaffen 
zurücgelegten Jahre, nicht aber die Jahre der Borbereitungsftellen gezählt 
werden. 

Der nach vollendetem Dienftesalter in die Quiedcenz tretende Gtaatsdiener 
behält den Standesgehalt mit dem Titel und den Functionszeichen, und verliert 
den Dienftesgebalt. 

C. Der Staatsdiener kann wegen Lebensalter in die Quiescenz treten. 

Hiezu werden in allen Dienftesclaffen fiebenzig volle Lebensjahre erfordert. 

Der nach vollendeten fiebenzig Lebensjahren in die Quiescenz tretende 
Gtaatödiener behält den Gefammt» Geldgehalt, den Titel und das Functions— 
Zeichen. 

D. Der Staatsdiener kann vor Erfüllung des feſtgeſetzten Dienſtes- und 
Lebensalters durch phyſiſche Gebrechlichkeit, als Folge eines aͤußern, in oder 
außer der Function erlittenen Unglüdes, oder der innern Anſtrengung — 
tionsunfaͤhig, und dadurch zur Quiescenz geeigenſchaftet werden. 


Ein ſolcher Fall muß durch die ſtreugſten Beweiſe des Factums und durch 
die beſtimmteſten Zeugniſſe amtlicher Aerzte und competenter Geſchaͤftsmaͤnner 
hergeſtellt ſeyn. 

Von der Natur des hergeſtellten einzelnen Falles da jedesmal die bes 
fondere Erkenntniß ab: 

ob der Staatsdiener für immer, oder nur auf eine gewiffe Zeit zu 
quiesciren fey ? 

$. 23. Die Borftände und Käthe der Zuftiz:Collegien, mit Einfluß der 
Kreis» und Gtadtgerichte verbleiben in ihrer Eigenfihaft als Richter in allen 
Quiescenz : Fällen im Bezuge des verliehenen Gefammtgehaltes. Landrichter, 
Landgerichts: Affefforen und Actuare behalten ihren firen Geldgehalt. 

$. 24. Der Staatödiener, welcher die Befugniß zur Dimiffion und Quies— 
cenz ausübt, darf, in Beziehung auf feinen Dienft, fih in feinem Rüditande, 
weder an anvertrautem Staatsgute, noch an übertragener Hauptarbeit befinden. 

$. 35. Der in Folge einer adminiftrativen Erwägung oder organifchen 
Verfügung in. die Quiescenz gefekte Staatsdiener bleibt verbunden, der Be: 
rufung in eine feiner vormaligen Dienfted » Categorie angemefiene Aftisität, 
welche ihm entweder proviforifh oder definitiv übertragen werden ann, zu 
folgen. 

$. 26. Im Falle der Berufung eines Quiescenten jur proviforifhen Ali 
vität erhält derfelbe für die Zeit diefer proviforifhen Function den Geſammt— 
Geldgehalt feiner vorigen Stelle. 

$. 27. Im Falle der Wiedereinfegung eines Quiescenten in eine definitive 
Aktivität tritt derfelbe in den Standes: .und Dienftedgehalt der neuen Gtelle 
ein, wenn der Gefammtgehalt diejer neuen Stelle ohnehin eben fo groß, oder 
größer als deflen voriger Geſammt-Geldgehalt ift. 
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Iſt der fire Geldgebalt der neuen Stelle geringer, als der in feiner vorigen 
Dienftes: Categorie bezogene war, fo wird fowohl bei der Penfion der Wittwe 
und Kinder, als bei feiner allenfall$ wieder eintretenden Quiescenz fein vors 
maliger Aftivität8:Gehalt zum Grunde gelegt. 

$. 28. Der Staat übernimmt es, ein Penfions:Syftem für die hinterlaffenen 
Bittwen und Waiſen feiner Staatsdiener zu begründen, wobei nad der Ber: 
ordnung vom 8. Zuni 1807 alle aus der Dienft:Pragmatit vom 1. Jaͤnner 
1805 erworbenen Rechte unverlegt erhalten werden follen. Bei einer etwa 
veränderten Einrichtung werden die durch jenes Geſetz beftimmten Penfions- 
Bezüge aus den Staatseinfünften mit verbältnißmäßigen Beiträgen der Staats⸗ 
diener für die Zufunft vom Staate garantirt. 

$. 29. Alle dem Inhalte diefes conftitutionellen Edictes zuwiderlaufenden 
Verfügungen der Adminitrativ:Stellen begründen als Civilrechts-Verletzungen 
eine Klage vor dem competenten Richter. ur muß vorher die Beſchwerde 
bei den einfchlagenden obern Adminiftrativ: Behörden vorgetragen, und entweder 
die Entſchließung verzögert, oder die Abhülfe verweigert worden feyn, ehe das 
Gericht die Klage annehmen darf.“ 


Beilage X. (Amtsbl. 1818.) „‚Edict über die Ständever: 
fammlung. 


I. T i t e LE: 
Bildung der Ständeverfammlung. 


I, Abſchnitt. Zufammenfegung der beiden Kammern und Eigenfhaften 
ihrer Mitglieder. 


6. 1. Die allgemeine Verfammlung der Stände des Reichs befteht nach 
Titel VI. $. ı der VBerfaffungs:Urkunde aus zwei Kammern, nämlid: der 
Kammer der Reihsräthe und der Kammer der Abgeordneten. 

$.2. Die Bildung der erften Kammer (der Reichsraͤthe) ift in 66.2 — 5 
feftgeftellt ; die zweite Kammer (der Abgeordneten) bildet ſich nad den Beſtim⸗ 
mungen 66. 7 — 13. Die für diefelde beredhnete Geſammtzahl wird in "Folge 
$$. 9 und 10, und nach den beftebenden Berbältniffen auf die einzelnen Regie: 
Fungöbezirfe, und für jede einzelne Clafe in folgender Art vertheilt: 

A. Grundbefiger mit gutöberrlihder Gerichtsbarkeit. 

$. 3. Der Anteil an dem für dieje Claffe beitimmten adıten Theile wird 
für jeden Regierungsbezirk nad) der Zapl der gutöherrlihen Gerichtsbezirke 
deffelden Regierungsbezirkes beftimmt. 

B. Univerfitäten. 
$.4. Ihre Theilnahme ift bereits in der Urkunde $. 9 feftgefegt. 


C. Elafjeder Geiftliden. 
$. 5. Der achte Theil für diefe Elaffe wird vor Allem zwiſchen den Indie 
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viduen der Patholifhen und proteftantifhen Kirche nach der Zahl ihrer Pfars 
reien getheilt, und nad diefem Maßitabe den erftern zwei Drittheile, den leg» 
tern ein Drittbeil der Stellen in der Kammer der Abgeordneten zugewiefen. 
Die Bertheilung derjelben auf die einzelnen Kegierungsbezirfe geſchieht bei jenen 
nach der Zahl der Pfarreien, und bei legtern nad der Größe der General: 
Defanate. 

D. $. 6. An der Wahl der Abgeordneten aus den Städten und 
Märkten, für welche ein Biertheil beftimmt ift, nehmen nur jene Theil, 
welche eine Bevölferung von wenigftens 500 Familien befigen, die in den koͤnigl. 
Ausſchreiben befonders benannt feyn werden; die übrigen wählen mit den Land« 
gemeinden, und find in diefer Claffe wahlfaͤhig. Bei den Städten wird den 
bedeutendern derfelben, ſowohl in Anfehung ihrer befondern Verhaͤltniſſe, als 
ihrer Bevölferung, die Wahl von eigenen Abgeordneten, und zwar der Stadt 
Münden von zwei, jeder der Städte Nürnberg und Augsburg von einem Ab» 
geordneten geftattet; alle übrigen wahlfäbigen Städte und Märkte, welche über 
500 Familien zählen, mwäblen in jedem einzelnen Regierungsbezirfe die für den. 
felben noch zu ftellenden Abgeordneten diefer. Elaffe. 


E. $. 7. Die für die übrigen Zandeigentbümer, welche feine 
gutsherrliche Gerichtsbarkeit haben, beftimmte Hälfte der Geſammt— 
zahl der Abgeordneten, wird wieder für jeden einzelnen Regierungsbezirk nad 
der Bevölkerung oder Familienzahl (jedoch nad Abzug der Familien von den 
im Regierungsbezirfe befindliben, und als ſolche mwahlfähigen Städten und 
Märkten) verhaͤltnißmaͤßig ausgeſchieden. 

$. 8. Neben den allgemeinen Eigenſchaften, welche zur paſſiven Wablfa⸗ 
higkeit eines Abgeordneten für die zweite Kammer nad $. 12 der Urkunde vors 
gezeichnet find, wird noch insbefondere erfordert, daß 

a) der Abgeordnete aus der Elafle der Grundbefiger mit grundberrlicher Ges 
richtöbarkeit in dem naͤmlichen Negierungsbezirfe, von welchem er in 
die Kammer gewählt wird, begütert fey ; daß 

b) die Abgeordneten der Univerfitäten nur aus ordentlichen decretirten 
Lehrern, und 

ce) jene von der Claſſe der Geiftlihen nur aus wirklichen felbftftändigen 

„ Viarrern, welhe ihre Pfarrei ſelbſt verſehen, gewählt werden können ; 

daß ferner 

d) die Abgeordneten der Städte und Märfte in jenen Städten und 
Märkten, von welhen fie entweder ald folhe oder ald Wahlmänner 
ernannt werden, mit einem freieigenen ©rundvermögen, oder einem 
bürgerlihen Gewerbe anfäßig ſeyen, und ſolches wenigftens fchon drei 
Sahre im Beſitze haben, wovon fie an Häufer: und Kufticalfteuer ein 
Simplum von zehn Gulden oder an Gewerbfteuer einen für die dritte 
Hauptclaffe feftgefegten Betrag von dreißig bis vierzig Gulden, oder in 
Berbindung diefer Steuern mit einander eine folhe Gefammtfumme 
entrichten, welche dem fo eben beftimmten Betrage der dritten Haupt⸗ 
claffe der Gewerbſteuer entfpricht; daß endlich 
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e) auf gleiche Art die Abgeordneten aus der Elaffe der Landeigentbümer 
ein freieigened oder erblih nutzbares Eigenthum in ihrem refpectiven 
Regierungsbezirfe feit vollen drei Jahren befigen, wovon fie ald Sim: 
plum der Steuer wenigftens zehn Gulden bezahlen. 

6. 9. In das Steuer. Simplum bei diefer Claſſe wird nur die Ruftical:, 
Häufer» und Gewerbfteuer , mit Ausfchluß der Perfonals und indirecten Auf» 
lagen, jedoch nicht blos von den in einem einzelnen Landgerichte, fondern von 
fammtlihen in einem Regierungsbezirke befindlihen Beligungen des zu wäh: 
lenden Individuums eingerehnet. In jenen Regierungsbezirken, in welden 
die dermalige Steuerverfaflung der ältern Regierungsbezirke nicht befteht, wird 
ein, diefer feftgefegten Steuerquote nad) der jährlihen Geſammtſumme gleidy- 
kommender Betrag zur Grundlage genommen. 

$. 10. Ein Unterthan, welcher in verfchiedenen Regierungsbezirken, oder 
in mehreren Claſſen des einen Regierungsbezirks wahlfähig ift, kann zwar in 
jeder derfelben gewählt werden, doch nur in Einer Eigenihaft ald Abgeord» 
neter eintreten, und zwar in jener, in welcher ihn die größere Mehrheit der 
Stimmen berufen hat. 


1. Abfhnitt. Wahl der Abgeordneten zur zweiten Kammer. 


$. 11. So oft nah den Beftimmungen der Berfaffungs:Urfunde $. 13 eine 
neue Wahl der Abgeordneten erforderlich ift, wird jedes Mal die Zahl der zu 
Waͤhlenden nah den fhon im Allgemeinen beftimmten Verhaͤltniſſen für jeden 
einzelnen Regierungsbezir® und für jede Claſſe öffentlich befannt gemacht, und 
die Vornahme der Wahl von der Böniglihen Regierung des Bezirks angeord: 
net werden. 

$. 12. Geder Wähler der Nbgeoröneten bat vor der Wahl den in der 
Derfaffungs:Urfunde Titel X. $. 3 vorgefchriebenen Eid, wenn er ibn nit 
fhon früher gefhmworen hat, und nebftdem noch nachſtehenden Wählereid ab» 
zulegen : 


„Ich ſchwoͤre, daß id) meine Wahlftimme nach freier innerer Ueberzeugung, 
„wie ich foldes zum allgemeinen Beiten des Landes für dienlich eradhte, 
„ohne fremde Einwirkung abgebe, und dietfalld von Niemand, unter 
„was immer für einem Borwand, weder mittel: nod unmittelbar irgend 
„eine Gabe oder Geſchenk angenommen babe, noch aunehmen werde; 

„Ich ſchwoͤre, daß ich ebenfalld, um zum Abgeordneten der zweiten 
„Kammer erwählt zu werden, Niemand weder mittels: noch unmittelbar 
„eine Gabe oder Geſchenk verfprochen oder gegeben habe, noch geben oder 
„derfprechen werde. 

„So wahr ıc. ıc. 

Die Wähler der Abgeordneten für die erften drei Claffen übergeben diejen 
Eid fhrutlih mit ihrer Wahlftimme, jene der vierten und fünften Glaffe 
fhwören ihn vor der Vornahme der legten Wahl in Gegenwart der Eönigl. 
Bablcommilfion. 

$. 13. Die Wahlftimme Fann nicht dur Bevollmäshtigte, fondern nur 
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perfönlich durch die aus der Claffe hiezu berufenen Mitglieder, welche wenig: 
ftens 25 Jahre, und im Falle, wenn fie ald Wahlmänner zu den legten Wahl: 
momenten aufjutreten haben, mwenigftend 30 Zahre alt find, geführt werden. 


A. Wahl der Grundbefiger mit gutsherrliher Gerichts— 
barkeit. 

$. 14. Nach Erhaltung der Pönigl. Ausfchreibung) erläßt jede Regierung 
an die in ihrem Bezirke befindlichen wahlfähigen Mitglieder diefer Claſſe, mit 
Ausihluß derjenigen, welche bereits Sig und Stimme in der erften Kammer 
haben, einen befondern Aufruf zur Abgabe der Wahlftimme mit Beltimmung 
einer zerftörlihen Zeitfrift, fest fie von der Zahl der für gedachte Claſſe aus 
dem Regierungsbezirfe zu mwäblenden Abgeordneten in Kenntnig, und tbeilt 
ihnen zugleich ein namentliches Verzeichniß aller im naͤmlichen Bezirke befindli- 
hen wahlfähigen Mitglieder der Claſſe mit, 

Jedes wählende Mitglied übergibt fodann in der beftimmten Zeitfrift mit 
Beifügung der oben $. 12 geforderten Eide, feine fhriftlihe Wahlftimme mit 
eigener Unterfchrift und Fertigung, und fendet fie mit einem befondern belie 
bigen Wahlfpruche unmittelbar an den Bönigl. Regierungs:Präfidenten ein. 

6. 15» Der Prafident der Regierung des Bezirks befiimmt den Tag zur 
Eröffnung der Wahlftimmen, und beruft biezu die nächftgelegenen fünf Mit: 
glieder diefer Claffe, in deren Gegenwart er mit Beiziehung der beiden Direc: 
toren der Regierung und eines Gecretärs ald Actuar, jede einzelne Wahlſtimme 
eröffnet, und fie mit Erwähnung des Wahlſpruches, jedody mit Verſchweigung 
des Namens des Wäblers öffentlich befannt macht. — Die Wahlftimme wird 
in da6 Wahlprotofoll aufgenommen, und am Ende das Reſultat der Wahl 
nah der Stimmenmehrbeit berechnet und ausgefprohen, das Protofoll aber 
von fammtlihen Anwefenden mit Ausnahme der allenfalld erwaͤhlten Abgeord: 
neten unterfchrieben. 

Bei allenfallfiger Stimmengleichheit haben die gegenwärtigen Mitglieder der 
Claſſe fogleich durch ſchwarze und weiße Kugeln zu entiheiden, und zwar nicht 
blos für die Wahl der wirkfihen Abgeordneten, fondern auch für die Erſatz⸗ 
männer. | 

$. 16. Eine Abfchrift ded Protofolls und der hierin bei jedem Wahlſpruche 
eingetragenen Stimme ift mit Befeitigung ded Namens des Waͤhlers jedem 
Mitglied der Claffe zur Kenntnig und zu feiner Ueberzeugung über die richtige 
Aufnahme feiner Stimme mitzutheilen. 

6. 17. Wahlſtimmen, welche nicht in der vorgefchriebenen Form zur bes 
ftimmten Zeitfrift übergeben find, werden nicht eingerechnet;) auch bat ein 
Mitglied, welches allenfalls mehrere Örundbefigungen mit gutsherrliher Ge 
richtsbarkeit im Negierungsbezirte hat, nur Eine Stimme abzugeben. 


DB. Wahl der Abgeordneten der Univerfitäten. 
$. 18. Die Wahl der Abgeordneten von den Univerfitäten gefchieht in einer 
vollftandigen Verſammlung aller ordentlihen und außerordentlihen Lehrer, welde 
ihre ſchriftliche Wablſtimme unter einem beliebigen Wahlſpruche mit ebenmäßi- 
ger Beifügung des Conftitutiond: und des Wahleıdes übergeben. Der Vorſtand 
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öffnet fie in der Verſammlung und läßt: fie dem Protokoll einverleiben, fpricht 
den Erfolg der Stimmenmehrheit aus, und fendet das Protofoll, welches von 
jämmtlihen Anmefenden, mit Ausfchluß des Ermwählten, unterzeichnet werden 
muß, an den Prafidenten der Regierung des Bezirks ein. 

‚Bei Stimmengleichheit entfheidet wie oben $. 15 die Wahl dur Kugeln. 


C. Wahl der Abgeordneten von der Elaffe der Geiftlihen. 

$. 19. Zur Wahl der Abgeordneten aus diefer Claffe find zwei Wahlhand- 
lungen erforderlih; die erfte zur Auswahl des MWahlmannes gefchieht am 
Gige eined jeden Dekanats, wozu nad vorläufiger Aufforderung des Land» 
oder Herrfchaftögerichts alle nach $. 8 wahlfähigen Pfarrer deffelben einberufen 
werden, fie mögen zu dem nämlihen egierungsbezirfe gehören oder nicht. 
Der Dechant fammelt die fhriftlihen Stimmen, trägt fie in ein Protokoll ein, 
welches von allen Anweſenden unterfchrieben wird, und fendet foldes durch 
das Land: oder Herrſchaftsgericht an die Bezirföregierung. 

Pfarreien, welche feinem Dekanate zugetheilt find, ſtimmen für diefen Fall 
bei dem nächftgelegenen Dekanate mit, und find auch in demſelben wahlfähig. 

$. 20. Bei der zweiten Wahlhandlung flimmen nur die ernannten 
Mahlmanner der Dekanate, und wählen bloß unter fih (mit Ausfchluß aller 
übrigen) die für den Regierungsbezirk beftimmten Abgeordneten mittelft Einfen- 
dung einer fihriftlihen Wahlftimme, welcher fie gleihfalld die vorgefchriebenen 
Eide und einen befondern Wahlfprud beizufügen haben. 

Zu diefem Ende theilt der Prafident der Regierung einem jeden der ihm 
befannt gemadten Wahlmänner der Defanate die vollfrändige Liſte derfelben 
unter den $. 14 angeordneten Beflimmungen mit, und erholt von denfelben die 
Wahlſtimme, welche er auf gleihe Art nach den $. 15 gegebenen Beltimmungen 
in Gegenwart der hiezu einberufenen nächftgelegenen 5 Wahlmänner diejer Claſſe 
eröffnet, und weiter auf die hierin angezeigte Art verfährt. 


D. Wahl der Abgeordneten aus den Städten und Märkten. 

$. 21. Bei jenen Städten, welchen eigene Stellen. zugewiefen find, tritt 
nur Eine Wahlhandlung ein, die von dem verfafjungsmäßig erwählten Magi> 
firate und den Gemeinde: Bevollmächtigten unter dem Vorſitze eines eigens hierzu 
ernannten Pönigl. Commifjard nad) vorher aogelegtem Wählereide vorgenom— 
men wird. 

Die Wahl gefhiebt durch fchriftlihe Wahlzettel, welche befonders hierzu 
vorbereitet, mit fortlaufenden Nummern bezeichnet, und nachdem fie unterein» 
ander gemengt worden find, unter die Wahlmänner ausgetheilt werden, 

Seder Wahlmann bat in derfelben den oder die gewählten Abgeordneten 
mit Tauf- und Zunamen, ibrem Gewerbe oder Etarafter einzutragen, ihn 
mit feiner Unterfchrift zu bezeihnen und dem Pönigl. Commiffär, welder die 
Einfammlung beforgt, zu übergeben. 

$. 22. Nachdem alle Wahlzettel übergeben find, liest der Commiffär jede 
einzelne Wahlftimme in Gegenwart fämmtliher Wähler mit Beifügung der 
Ziffer des Wahlzettels, jedoch mit Verſchweigung der Unterſchrift Öffentlich ab, 
damit jeder Wahlmann beim Ablefen feiner Ziffer ih überzeugen koͤnne, ob 
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feine Stimme unverfaͤlſcht aufgenommen, und in die Berechnung eingeſtellt 
worden fey. Wird gegen die Wahl Beine weitere Erinnerung gemadt, fo iſt 
das Refultat der Stimmen mit Beiziehung der zwei aͤlteſten Witglieder des 
Magiftrats und der Gemeinde-Bevollmädtigten feftzufegen, und auf gleiche Art 
der Wahlverfammlung zu eröffnen, das Wahlprotofo:l aber von obigen zwei 
Mitgliedern des Magiftrats und der Gemeinde -Bevollmaäͤchtigten, welche fich 
nit unter den erwählten Abgeordneten befinden, zu unterzeichnen und mit 
fämmtligen Wapfzetteln dem koͤnigl. Regierungs-Präfidenten einzufenden. 


$. 33. Um die Gültigkeit der Stimmen. nicht durch den Vorſchlag paſſiv— 
wahlunfähiger Individuen zu vereiteln, ift no vor der Wahl von dem Kent: 
amte ein alphabetifhes Verzeichniß fammtlicher angefeflenen und begüterten 
Gemeindeglieder, welche ſowohl hinſichtlich ihrer dreijährigen Anfäßigkeit, als 
iprer Eteuerzahlung zur Wapl gezogen werden Pönnen, berjuftellen, und ſolches 
nicht allein den Wählern einen Tag vor der Wahl ſchriftlich mitzutheilen, fons 
dern aud in dem Wahlzimmer zur allgemeinen Einfiht anzubeften. 


$. 24. Für die Städte, welche, gemeinfchaftlihe Abgeordnete zu wählen 
baben, find zwei Wahlbandlungen erforderlih. Die erfte bat den Zweck, 
die erforderlichen Wahlmänner für die Wahlverfammlung des Regierungsbezirks 
zu ernennen, und wird auf die oben in den $$. 21, 22 und 23 bezeichnete Art 
vorgenommen. | 

$. 25. Jede wahlfähige Stadt, fo wie jeder wahlfähige Markt, bat für 
500 Familien der Bevölkerung einen Wahlmann zu ftellen , welcher aber bereits 
alle für die Abgeordneten in die Kammer erforderlihen Eigenfhaften befigen 
muß, indem die legte Auswahl nur aus diefen Wahlmännern Statt hat. 

$. 26. Die zweite Wahlbandlung oder die eigentlihe Wahl der Abges 
ortneten diefer Claſſe wird am Sitze der Pönigl. Bezirks-Regierung vorgenoms 
men, wozu die ernannten Wablmänner mittelft befonderer Befehle einberufen, 
und vor allem nad $. 12 beeidig! werden. 

Die Wahl felbft wird in der namlihen Weife, wie fie F9. 21, 22 und 23 
vorgezeichnet ift, von dem Bönigl. Negierungs: Präfidenten mit Beiziehung der 
beiden Directoren geleitet, und da diejelbe ſich bloß auf die ernannten Wahl: 
männer beſchraͤnkt, fo ift einem jeden derfelben den Tag vor der Wahl das 
Berzeihniß der fammtlihen Wabhlmänner mitzutheilen. Zur Gültigkeit der 
Wahl wird die Anmwefenheit von drei Viertheilen der Wahlmänner, oder im 
gefeglihen Verbinderungsfalle deren Erſatzmaͤnner erfordert. 


E. Bablder Örundeigentbümer ohne gutsherrlide Ge— 
richtsbarkeit. 


8.277. Die Auswahl der Abgeordneten dieſer Claſſe zerfällt in drei Mo— 
mente, nämlid: 
a) in die Urwahl, 
b) in die Ernennung der Wahlmänner, und 
e) in die eigentliche Wahl der Abgeordneten für die Kammer. 
Die erften zwei Wahlhandlungen werden von den betreffenden Land» und 
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Herrſchafts⸗Gerichten geleitet, weldhen zugleich die Zahl der zu ftellenden Wahl: 
männer von der Regierung des Bezirks eröffnet werden foll, 


$. 28. Die Urwahl wird in jeder Gemeinde nad erhaltenem Auftrage 
von dem Land» oder Herrihafts-Gerichte durch den beftehenden Gemeindeaus- 
ſchuß zu dem Zwede vorgenommen, daß ein Bevollmädtigter und im Berbin« 
derungs= oder Erfranfungsfalle ein Erfagmann aus ihrer Gemeinde zum zwei 
ten Wahlmomente ernannt werde, worüber der Gemeindevorftany unter feiner 
und zweier Mitglieder Unterſchrift die ſchriftliche . dem Lands respective 
Herrfchafts:Gerichte zu übergeben bat. 


$. 29. Diefer Bevollmädtigte muß in der Gemeinde anfäßig, wenigftens 
3 Jahre alt feyn, und fo viel Grundvermögen befigen, daß fein Steuerfimplum 
die Summe von drei Gulden erreicht. 

$. 30. Jede Gemeinde hat wenigftend Einen Bevollmädtigten zu ftellen. 
Gemeinden mit einer Bevoͤlkerung von 200 oder mehreren Familien haben von 
jedem 100 Familien Einen zu ernennen. 

$. 31. Nah Ernennung fammtlider Bevollmächtigten fchreitet dad Land» 
oder Herrihafts: Gericht zur zweiten Wahlbandlung,, oder zur Ernennung 
der Wahlmänner für die Wahlverfammlung des Regierungsbezirks, wozu jedes 
Land» und Herrſchafts⸗Gerichts von 1000 Familien feines Bezirkes, mit Nuss 
fhluß der Bevölferung der bierin befindlihen Städte und Märkte, welche zu 
den Abgeordneten ihrer Claſſe concurriren, einen Wahlmann zu ftellen, und 
die Anzeige hierüber von der Regierung zu erwarten bat. 

$. 32. Herrfhaftsgerichte, welche nit 1000 Familien zäblen, ftellen ihre 
Gemeinde-Bevollmädytigten zu der Wahlhandlung des betreffenden Landgerichts. 

$. 33. Der zu ernennende Wahlmann muß alle $. 8 erwähnten Eigen⸗ 
fhaften zur paſſiven Wahlfähigkeit eines Abgeordneten in die Kammer befigen, 
und Fann nur aus den Örundbefigern des Landgerichtes gewählt werden, zu 
welchem Ende ein alphabetifhes Berzeihniß aller im Landgerichte begüterten 
und hiezu wahlfäbigen Grundeigenthümer bergeftellt, und in dem Wahlzimmer 
zur öffentlichen Einſicht angeheftet werden foll. 

$. 34. Zur Bornahme diefer Wahlhandlung bat das Landgericht ſaͤmmt⸗ 
lihe Bevollmächtigte auf einen beftimmten Tag einzuberufen, fie vor Allem mit 
dem Zwecke und den formellen und wefentlibhen Bedingungen der Wahl befannt 
zu machen, fodann vor der wirfliden Abnahme der Wahlſtimmen durd das 
Loos vier Beifiger aus den anmeienden Bevollmächtigten beſtimmen zu laffen, 
welche nebft den Randgerichtsaffefforen und dem Actuar der Wahlbandlung beis 
zuwohnen und das Protofoll zu unterzeichnen haben; zugleich bat jeder der 
anmwefenden BevollMachtigten eine Nummer zu ziehen, die bei feiner Stimme 
zu bemerken ift, damit er bei der folgenden Eröffnung von der richtigen Auf: 
nahme derielben fich überzeugen Pönne. 

$. 35. Jeder Bevollmadtigte wird fodann nach der Drdnung der Gemein: 
den einzeln vorgerufen, und fein Vorſchlag der Wahlmänner in Gegenwart 
der in vorftehbendem $. erwähnten Wahlcommifjion zum Protokoll genommen. 
Nach beendigter Aufnahme der fämmtlihen Stimmen find foldhe der ganzen 
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Verſammlung nicht nach der Ordnung des Eintrages, ſondern nach jener der 
Nummern zu eröffnen, und wenn gegen ihre Richtigkeit Feine Erinnerung 
gemadht wird, das Refultat der Stimmenmehrheit zu ziehen, und ebenfalls 
befannt zu maden. 


$. 36. Bei Gleichheit der Stimmen, wenn hiedurch die Zahl der Wahl» 
männer überfchritten werden follte, ift die Ausfheidung durd eine neue Umfrage 
gu veranlaffen, wobei jedoh nur die in Frage ſtehenden Individuen in die 
Wahl aufzunehmen find, die aber in dem gegebenen Falle auch nicht durch freis 
willigen Verzicht eines oder des andern der Gewaͤhlten nachgeſehen werden darf. 
Das Wahlprotokoll ift fogleih an die Regierung einzufenden. 


$. 37. Die legte Wahlpandlung oder die Auswahl der Abgeordneten in 
die Kammer, die nur aus den Wahlmännern felbft genommen werden fönnen, 
wird bei der koͤnigl. Regierung des Bezirks unter der Leitung des koͤnigl. Re— 
gierungs>Prafidenten vorgenommen, und: hiebei gan; das nämlihe Verfahren 
beobachtet, weldhes oben $. 26 für die Wahl der Abgeordneten der Städte 
vorgefchrieben worden ift. 

$. 38. Zur gültigen Wahl bei diefer Berfammlung wird die Anmefenpeit 
von drei Biertheilen der Wahlmanner in der Art erfordert, daß von jedem 
einzelnen Fand s und Herrichafts:Gerihte mehr ald die Hälfte anweſend feyn 
fol. Wenn aus Mangel der Zahl die Wahl an dem beftimmten Tage nicht 
vor fih gehen Pann, fo haben die ohne hinreichende Urſache außsbleibenden 
MWahlmänner die Koften der neuen Einberufung zu tragen. 

$. 39. Im Falle, daß unabwendbare Berhältniffe die Erfcheinung der 
MWahlmänner irgend eined Diftrictes ganz hindern ſollten, hat der Regierungs— 
Prafident die Befugniß, wenn die erforderliche Anzahl der übrigen Wahlmän: 
ner vorhanden ift, und wenigſtens zwei Drittbeile derfelben für die Vornahme 
der Wahl ftimmen, fie auch ohne weitern Anftand zu vollenden. 

$. 40. Wenn fämmtlihe Wahlen volljogen, und die Protokolle dem Praͤ— 
fidenten der Pönigl. Regierung vorgelegt, folbe auch nad ihren formellen und 
wejentlihen Erfordernifien geprüft find, werden fie mit allen Beilagen an das 
koͤnigl. Staatsminifterium eingejendet, 

$. 41. Alle Wablhandlungen müffen von den koͤnigl. Land: und Herricafts: 
Gerichten oder den befondern koͤnigl. Commiſſarien, fo wie von dem Präfidenten 
der Regierung mit pflitmäßiger und rückſichtsloſer Unbefangenheit geleitet 
werden. 

Jede Befchranfung der Freiheit der Wahlſtimmen (in ſoferne ſie nur für 
wirklich wahlfäbige Individuen gegeben werden), jede Benuͤtzung eines obrig— 
feitlihen Einfluffes auf die Wähler ſoll ftrenge geahndet, und felbft nad Um» 
fanden mit der Dienftesentlaffung beftraft werden. 

$. 42. Auf gleihe Art foll die Beſtechung der Wähler die Ungültigkeit 
der Wahl und den Verluſt der aktiven und pafliven Wahlfähigkeit für den 
Beiteher und den Beſtochenen ald Strafe zur Folge haben, mit Vorbehalt der 
fernern ſowohl auf den Meineid als fonft in den ©efegen angeordneten Strafen. 

$. 45. Die Waplpandlungen felbft beſchraͤnken fich einzig auf den Gegenſtand 
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der Wahlen und jede Einmengung von andern Gegenftanden, von befondern 
Anträgen, Befchwerden, oder Inftructionen, auf was immer für eine Art, 
find von der Wahl-Commiſſion ohne weiteres zurückzuweiſen. 


$. 44. Die Wahl zur Kammer der Abgeordneten kann nur abgelehnt 
werden : 


a) wegen Krankheit, welche das Individuum auf längere Zeit zu allen Ge: 
fhäften unfähig macht, und durch ärztlihe Zeugniffe belegt wird; 


b) wegen folher bäuslihen Familien » oder Dienſtesver haͤltniſſe, welche die 
perſoͤnliche und beſtaͤndige Anweſenheit nad den Zeugniſſen der Gerichts— 
ſtellen oder Vorgeſetzten weſentlich erfordern. 


Staatsdiener oder Staats-Penſioniſten, fo wie alle für den oͤffentlichen 
Dienft verpflichteten Individuen , Pönnen zwar ald Wahlmänner der Wahlhand⸗ 
lung beiwohnen, müffen jedoch, wenn fie zu Abgeordneten erwählt werden, die 
Bewilligung des Königs nachſuchen, obne welche fie in die Kammer nicht ein« 
treten fönnen. Die Beamten der Gutsherren müffen die Zuftimmung derfelben 
der dem Präfidenten der Regierung zu machenden Anzeige beilegen. 


$. 45. Die Erflärung über die Ablehnung der Wahl muß von den Ges 
wählten fogleih, wie ihm die Ernennuny zu einem Wahlmanne für die Ber- 
fammlung des Negierungsbezirks bei der dritten, vierten und fünften Claſſe, 
oder zur wirflihen Auswahl in die Kammer bei der erften und zmweiten Claſſe 
eröffnet wird, in den erften Fällen bei dem Wahlbezirfe jedes Defanates des 
treffenden Landgerichted oder der Stadt, in legterm Falle aber bei der Fönigl. 
Regierung des Bezirks übergeben werden. 


$. 46. Die Wahlmänner ded einfchlägigen Fandgerichts, der betreffenden 
Stadt oder Claſſe haben über die angebrachten Gründe durch Stimmenmebr: 
beit zu entfheiden. Im Falle der wirklihen Entlafung tritt das in der Reihe 
der Stimmenzahl nahftfolgende Individuum in deſſen Stelle ein. 

6. 47. Nach der wirklichen Wahl bat Peine Entfhuldigung mehr Gtatt, 
ausgenommen, ed ergeben fidy die erforderlihen und oben $. 42 angeführten 
Hinderniffe erft in der Folge mährend der Dauer der fechsjährigen Function, 
in welhem Falle die Kammer zu entjheiden hat. 

6. 48. Die durd dergleichen freiwillige oder durch die nach den Beſtim— 
mungen der Urkunde $. 14 veranlaßten Ausdtritte, fo wie durch den Tod der 
Abgeordneten während der fechsjährigen Dauer der Verſammlung erledigten 
Stellen werden aus den gemäß der Gtimmenmehrbeit naͤchſtfolgenden Erfap» 
männern aus der naͤmlichen Claſſe und den nämlichen Regierungsbezirten ergänzt, 
weßhalb in den Wahlprotofollen die Reihe der Gemwählten auch in Hinfiht der 
Erfagmänner genau zu bemerken , und jede Stimmengleichheit bei letztern eben= 
falls fogleich zu entſcheiden fömmt. Auf gleihe Weife tritt in dem $. 44 Lit. 
C. bemerften Falle, wenn die koͤnigl. Bewilligung nicht ertheilt wird, der naͤchſte 
Erfagmann ein. 

F. 49. Den Mitgliedern der Kammer der Abgeordneten, welche nicht am 
Drte der Verſammlung feldft wohnen, wird auf die Dauer der Verſammlung 
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eine bemeſſene Entſchaͤdigung der Reiſe- und Zehrungskoſten in der Art gegeben, 
daß ihnen 
a) von dem zur Erſcheinung beſtimmten Tage bis zum Schluſſe der Ber: 
fammlung jedody mit Einfhlug des vorhergehenden und nachfolgenden 
Tages eine Tagdgebühr von 5. fl.; 
b) für die Reiſekoſten von einer Entfernung von 1 — 6 Stunden und fo 
weiter von jeden 6 Stunden eine Gebühr von 8 fl. verabfolgt werden foll. 


II. Abſchnitt. Verfammlung und Einberufung der Stände. 


$. 50. Zu den in der Berfaffungs» Urkunde beftimmten oder vom Könige 
angeordneten Berfammlungen werden die Reichsraͤthe durch koͤnigl. Keferipte, 
die Abgeordneten der zweiten Kammer dur öffentlihe Ausichreibung einberus 
fen, und bierin der Ort und die Zeit der Verſammlung befiimmt werden. 

Die Lestern erbalten eine Abichrift diefer Ausfchreibung mittelft befonderer 
Mittpeilung der koͤnigl. Regierung ded Bezirks, welche ihnen bei der Erfceis 
nung zur. Bollmayt dient. 

$. 51. Beide Kammern Pönnen nur gleichzeitig zufammenberufen, eröffnet 
und gefchloffen werden, fobin ihre Sigungen nur in gleihem Zeitraume halten. 

$. 52. Jedes zur Verſammlung einberufene Mitglied hat fib am Tage 
feiner Ankunft an dem beftimmten Orte der Berfammlung bei den geeigneten 
Behörden perfönlich zu melden. 

$. 53. Die Reichsraͤthe machen diefe Meldung bei dem erften Prälidenten, 
weldhen der König für die-Dauer der Berfammlung ernennt; die Abgeordneten 
bei der befondern Einweifungs:Commilfion. Der Präftdent und die Einweifungs» 
Commiſſion werden in dem Einberufungsdecrete befannt gemacht werden. 

$. 54. Die Reichsraͤthe haben wenigftens 3 Tage vor der in dem Einbes 
rufungsrefcripte beftimmten Berfammlungszeit an den Präfidenten die fchrift: 
lihe Erklärung über ihr Erfheinen zu übergeben, und derfelben den in der 
Berfaffungs-Urkunde vorgefihriebenen Eid unter ihrer Fertigung beizufügen. Im 
Falle obwaltender befonderer Hinderniffe, haben fie ſolche ebenfalls dem Präfi: 
denten in obigem Zeitraume anzuzeigen. 

$. 55. Jedem Mitgliede der beiden Kammern ift bei feinem Eintritte ein 
Abdrud der Berfaffungs:Urfunde mit ſämmtlichen Beilagen zujuftellen. 

$. 50. Wenn die Hälfte der Reichsraͤthe anmefend ift, fo zeigt der Praͤſi— 
dent mittelt Deputation dem Könige an, daß die Kammer fih conftituiren 
Eönne, und die Eröffnung der Sigung erwarte. 

$. 57: Sie waͤhlt ſich zwei Secretäre, und fchlägt drei Mitglieder zur Ause 
wahl des zweiten Präfidenten vor, aus welchen der König denfelben ernennt. 

$. 58. Die Kammer der Neicheräthe ift durch die Ponigl. Eröffnung der: 
felben rechtmäßig conftituirt. 

$. 59. Die Reichsraͤthe figen nach der in der Berfaffungs:Urfunde beftimm> 
ten Reihe, unter fih aber nah ihrem Eintritte in die Kammer. 

$. 60. Zur gültigen Eonftituirung der Kammer der Abgeordneten wird 
die Anmwefenheit von zwei Drittheilen der gewählten Mitglieder erfordert, 
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$. 61. Die Einweiſungs-Commiſſion beſteht für den erſten Fall der Zus 
fammenberufung einer neugewählten Ranımer aus einer eigens ernannten 
Pönigl, Commiſſion; außer diefem Falle aber aus dem Präfidenten und Gecretär 
der legten Verſammlung. 

$. 62. Sie hat vor Allem die Beglaubigung der Abgeordneten, ihre 
Bahlen und erforderlichen Cigenfhaften mit Beiziehung von ſechs durchs Loos 
ju wählenden Mitgliedern der Kammer zu prüfen, zu welchem Ende ihr fammt- 
lihe Wapl:Protofolle mitgetheilt werden, fonad ferner die Wahl des eriten 
und zweiten Präiidenten, fo wie der zwei Secretäre zu leiten. 

$. 63. Die Mitglieder der Kammer wählen für die Stelle des Präfidenten 
ſechs Mitglieder, aus welchen der König den erften und einen zweiten Präfl: 
denten, der im Berbinderungsfalle oder in Abmefenheit des erftern deflen Ge— 
(häftsführung übernimmt, für die Dauer der Sitzung ernennt. 

6. 64. Sie wählen ferner aus ihrer Mitte zwei Gecretäre. 

$. 65. Beide Wahlen geſchehen auf die namlihe Art, wie foldye bei der 
Bahlverfammiung des Regierungsbezirks angeordnet ift, mittelft fchriftlicher 
Wahlzeitel aus der Gefammtzahl der Abgeordneten, obne Unterſchied der Re— 
gierungsbezirfe, Glaffen oder Stände. Die Gewählten müfen abfolute Stim⸗ 
menmehrheit für fih haben. Bei Stimmengleihheit entfheidet die Wahl durd 
Kugeln. Zu Eröffnung der Wahlzettel werden fünf Mitglieder durch das Loos 
ernannt, und ald Beifiger der Commifiion beigegeben. 

$. 66. Die Commiffion übergibt das Wahl:Protofoll für den Vorſchlag der 
Prafidenten dem koͤnigl. Staatsminifterium des Innern, und macht ſonach die 
königl. Ernennung bekannt, worauf fie ihre Function fließt, und die Kammer 
der Abgeordneten ſich conftituirt. 

$. 67. Die Ordnung der Pläbe, welde die Abgeordneten in den Ber: 
fammlungen einzunehmen und beizubehalten haben, werden durch Looſe beftimmt. 

$. 68. Wenn die Kammer der Abgeordneten ſich conftituirt bat, fo hat fie 
dem Könige durch eine Abordnung, und der Kammer der Reichsräthe auf die 
fräter vorgefhriebene Weife anzuzeigen. daß fle verfammelt und conftituirt fey. 
Zugleih unterfucht fie die Entfehuldigungen der nicht erfhienenen Mitglieder, 
und hat diejenigen, deren Urſachen nicht gegründet befunden werden, ohne 
weiteres einzuberufen. 

$. 69. Der König wird nah Eonftituirung der beiden Kammern den Tag 
zur Eröffnung der ftändifhen Verſammlung beftimmen, und fi biebei von 
fämmtlihen Mitgliedern den im Titel VIL $. 25 vorgefchriebenen Eid in feine 
Hänte ablegen laſſen. 

$. 70. Die fpäter eintretenden Mitglieder leiften diefen Eid in den Kam 
mern in die Hande des Präfidenten. 


Titel 1. 
Wirkungskreis und Gefhäftdgang der Stände 
| Verfammlung. 
Der Wirkungsfreid der ftändiihen Verſammlung ift in der Verfaſſungs⸗ 
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Urkunde Titel VII beftimmt ausgewiefen. Der Gefchäftsgang wird auf nad: 
ftebende Art feftgefest. 


I. Abſchnitt. Vorſtände und untergenrdneted Perfonal der Kammern, 


$. 1. Den Prafidenten der Kammern kommen in der Regel alle Borzüge 
und DObliegenheiten zu, die den Vorftänden der Collegien gebübhren. Sie eröf: 
nen alle Eingaben, und weifen folcye theild unmittelbar in Folge nachſtehender 
Beftimmungen, theild, nachdem fie zuvor der Kammer vorgelegt worden find, 
in Folge eines Beſchluſſes derfelben an die betreffenden Ausſchüſſe zur Bearbei: 
tung bin; fie forgen für die Aufrechthaltung der Ordnung und des Reglements, 
beftimmen die Gigungstage, ordnen die Vorträge, leiten die AI LRIDUNIEN, 
Abſtimmung u. dgl. 


$. 2. Die Secretaͤrs führen das Sitzungs-Protokoll bei den allgemeinen 
Berfammlungen, wachen für die Ordnung der Canzlei, bemerken die Meldungen 
zum Bortrage und der Tagesordnung, entwerfen die Berichte und Beſchlüſſe, 
wenn nicht befondere Referenten aufgeftellt find; leiften die Zahlungen, wozu 
fie von der Eentral:Staatskaffe Die erforderlihen Vorſchüſſe erhalten, und nadı 
geendigter Berfammlung hierüber Rechnung ftellen u. ſ. w. 


$. 3. Zur Aufbewahrung der Aften und Ordnung der Regiftratur in dem 
der ftändifhen Derfammlung zugewiefenen Berfammlungsgebäude haben dıe 
Kammern einen gemeinfhaftlihen ftändigen Archivar zu benennen, welcher 
aus der Staatskaſſe befoldet wird. 


$. 4. Die nöthigen Individuen für die Canzlei werden von dem Directorium, 
welches aus den Präfidenten und den Gecretärs für jede Kammer beftebt, auf 
die Zeit der Dauer der Berfammlung aufgenommen , von denfelben verpflictel, 
und aus den Erigenzgeldern bezahlt. 

$. 5. Die für die Dauer der Verſammlung erforderlihen Boten und Die 
ner wird der König beitimmen. 

$. 6. Während der Dauer der Verfammlung gebührt die Polizei den Kam: 
mern in ihrem Sitzungsgebaͤude, fie wird von dem Präfidenten ausgeübt, wel: 
her biezu die nöthigen Befehle ertheilt. 

$. 7. Keinem Fremden ift erlaubt, während der Sitzung in den Sitzungs— 
faal einzutreten, fondern nur bei den öffentlihen Gigungen der zweiten Kam: 
mer wird einer angemefjenen Zahl von Zuhörern ter Zutritt zu den Gallerien 
geitattet. 

$. 8. Sie müffen auf jedesmaligen Befehl des Präfidenten, wenn ſich die 
Eißung in einen geheimen Ausfhuß bildet, fih entfernen. 

$. 9. Jedes Zeihen von Beifall oder Mißbilligung wird ftrenge unterfagt. 
Die Zumwiderhandelnden werden durch den Diener der Kammer fogleich fortge: 
wiefen. Sollte fi jemand beigehen laſſen, die Ruhe der Sigungen auf was 
immer für eine auffallende Art zu ftören, oder die Beratyungen zu unterbre 
chen, fo ift derfelbe durdy die Militärwache in Arreft zu führen, und der Po 
lizei oder nach Befinden dem Gerichte zur Beitrafung zu übergeben. 
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IT. Abſchnitt. Allgemeine Sitzungen. 


$. 10. Die erften Prafidenten der Kammern beftimmen die Zahl und die 
Zeit ihrer Sigungen nah Maß der Menge und der Dringlichkeit der Geſchaͤfte. 
Gie eröffnen und fließen jede Sigung, wobei fie zugleich den Tag der folgenden 
anzeigen. Die in derfelben vorfommende Tagesordnung wird in dem Sißungs: 
ſaale öffentlich angeheftet. 


$. 11. Jedes anmwefende Mitglied ift zur Erfcheinung bei den allgemeinen 
Gigungen verbunden; follte jedoch ein gegründetes Hindernig obmalten, fo ift 
folhes dem Präfidenten anzuzeigen. 


$. 12. Während der Dauer der Verfammlung ift es Feinem Mitgliede er- 
laubt, fih ohne Urlaub der Kammer zu entfernen; doch Fann der Präfident in 
befonderd dringenden Fällen diefen Urlaub allein ertheilen, wovon er aber in 
der folgenden Sikung die Kammer in Kenntnig zu feben hat. 


$. 13. Am Anfange der Sigung liest der Gecretär das Protokoll der leg: 
ten Sigung ab, welches von dem Präfidenten, dem Gecretär und noch drei 
Mitgliedern nah dem Turnus zu unterzeichnen tft. 

8.14. Nah Berlefung des Protofols und Bekanntmachung der feit der 
letzten Sigung vorgefommenen Gingaben wird zur Tagesordnung gejchritten, 
die in dem Sitzungsſaale angeheftet ift. 

$. 15. Die allgemeinen Sigungen der Kammer der Abgeordneten find mit 
Ausihluß der fpäter. bezeichneten Falle öffentlich, fie Pönnen jedoh auf Verlan— 
gen von fünf Mitgliedern in einen geheimen Ausfhuß verwandelt werden, 

$. 16. Der König läßt die den Kammern vorzulegenden Berathungsgegen- 
fände durd feine Minifter oder befondere Commiffarien an fie gelangen. Die» 
jelben werden nicht blos mündlich vortragen, fondern ihre Anträge auch ſchriftlich 
übergeben, und überhaupt aud in der Holge die erforderlihen Erläuterungen 
erteilen. Sie haben in den Berfammlungen einen befondern Plag einzunehmen, 

$. 17. Wenn auf folhe Art die Minifter oder Pönigl. Commiffarien erfcheis 
nen, um im Namen ded Königs Vorträge zu mahen, fo bleiben alle in der 
Tagesordnung fiebenden Berathungen ausgeſetzt, und es wird erft nach Been- 
digung des Bortrages der Fönigl. Commiffarien, wenn diefer nicht eine andere 
Einleitung nothwendig machen follte, zur. Tagesordnung gefchritten. 

F. 18. Die Berathung über die von den befondern Ausſchüſſen eritatteten 
Vorträge, welche jeded Mal unter die faämmtlihen Mitglieder zu vertheilen ſind, 
kann nur nach drei Tagen vorgenommen werden, und die Mitglieder, welche 
biebei über den Antrag zu fprehen wünfhen, haben fid am Tage vor der 
Gigung bei dem Secretariat mit dem Bemerten, ob fie für oder wider den 
Antrag ſprechen, zu melden, und ihren Wunſch vormerken zu laffen. 

$. 19. Die Redner werden fodann nad der Reihe ihrer Gige und mit der 
Eintheilung aufgerufen, daß fie abwechfelungsweife für und wider fpreden. 

$. W. Keiner kann fprechen, ohne zuvor von dem Präfidenten der Kammer 
die Erlaubniß biezu erhalten zu haben und aufgerufen zu feyn; er hat fodann 
wenn feine Rede den ganzen Gegenftand oder den größern Theil defielben ums 
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faßt, auf dem befondern Rednerftuble zu fprechen, wenn fie aber nur einzelne 
Bemerkungen betrifft, diefe an feinem Plage vorzutragen. 

$. 21. Sie haben ſich hiebei aller Perfönlichkeiten, aller unanftändigen und 
beleidigenden Ausdrüde, fo wie aller Abweichungen von dem vorliegenden Be 
rathungsgegenftande zu enthalten , widrigenfalld der Prafident fie zur Ordnung 
zu verweifen, und im Weigerungsfalle felbft die fernere Wortführung zu unter: 
fagen das Recht hat. Sollten fie ſich ſelbſt perfönliche Ausfälle gegen den Re: 
genten,, die Königliche Familie oder die einzelnen Mitglieder der Kammern er: 
lauben, oder Anträge gegen die allgemeine Staatsverfaffung zu ftellen unter: 
nehmen, und ungeachtet der von dem Präfidenten gemachten Erinnerung hiemit 
fortfahren , fo ift derfelbe berechtigt und verpflichtet, die Sigung für diefen Tag 
auf der Stelle zu fchließen, und in der folgenden Sigung über die Beftrafung 
des fehlenden Mitgliedes der Kammer vorzutragen, welche entiheiten wird, 
ob dafjelbe zum bloßen Widerruf, oder zum zeitlichen oder tieuiaes Ausihluß 
aus der Kammer zu verurtheilen fey. 

$. 22. Wenn fämmtlihe Mitglieder, welche fih zur Rede gemeldet, ge: 
fprochen haben , ftebt ed jedem Mitgliede frei, nach der Reihe der Plige noch 
feine allenfallfigen Purzen Bemerkungen vorzutragen,, fo wie ed dem Meferenten 
des Audfchuffes und den Fönigl. Commiſſarien vorbehalten ift, nod ein Mal 
das Wort zu nehmen, wonad jede weitere Discufiion geſchloſſen, die Abſtim— 
mung aber, nahdem die Fragen vorgelegt jeyn werden, auf 3 Tage vertagt 
werden foll. 

$. 23. Kein Redner foll während feiner Rede unterbrochen. werden, doh 
fteht ed dem Minifter und den koͤnigl. Eommiffarien frei, im Falle durd der: 
gleichen Vorträge zu einigen Erläuterungen und Auffhlüfen Veranlaſſung ge 
geben worden ift, diefe fogleich zu ertheilen. 

$. 24. Die Eönigl. Staatsminifter, die Fönigl. Eommiffarien und die Be 
richtserftatter der Ausfhüffe haben allein das Recht, ihre niedergefhriebenen 
Reden abzulefen. 


II, Abſchnitt. Beſondere Ausfhüffe der Kammern. 


$. 25. Sede der beiden Kammern ermwählt gleich nach ihrer Conſtituirung 
aus ihrer Mitte fünf befondere Ausfchüffe, und zwar 
1) für die Gegenftände der Gefeßgebung ; 
2) für die Steuern; 
3) für die übrigen an die Kammer arlangındın Gegenftände der inneren 
Reichsverwaltung; 
4) für die Staatsſchuldentilgung; 
5) für die Unterfuchung der vorfommenden Befchwerden über die DBerlekung 
der Staatsverfaſſung. 
Bon jedem diefer fünf Ausſchüſſe ift ein Mitglied zu der im folgenden $. 
36 angeordneten vorläufigen Prüfung der von dem einzelnen Mitgliedern der 
Kammer zu ftellenden Anträge durch die Wahl der Ausſchüſſe ſelbſt unter ſich 
au beftimmen, und dem Präfidenten befannt zu machen. 
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$. 26. Die Auswahl der Ausfhüfe gefhieht aus der Gefammtzahl der 
Mitglieder ohne Unterfchied der Regierungsbezirke oder Klaſſen durch abfolute 
Stimmenmehrheit. 

$. 27. Diefe Ausfhüffe beiteben in der Kammer der Reichsräthe aus fünf, 
in der Kammer der Deputirten aus fieben, höchſtens neun Mitgliedern. 

$. 28. Bei den Ausſchüſſen führt das in Jahren ältefte Mitglied den Bor» 
fig. Der Referent und Secretär wird von ihnen felbft gewählt. 

$. 29, Um die an fie verwielenen Gegenftände gehörig zu bearbeiten, ha⸗ 
ben die Ausſchüſſe alle biezu erforderlihen Erläuterungen zu fammeln, und fid 
hierüber mit den betreffenden Staatsminiftern in Benehmen zu feßen, die 
Gründe für und wider genauzu entwideln, und bienah den Vortrag mit allen 
Meinungen der. Mitglieder des Ausſchuſſes umſtaͤndlich zu entwerfen. 

$. 30. Den Präfidenten der Kammern fteht es frei, jeder Sitzung diefer 
Aus ſchuſſe beizumohnen, die übrigen Mitglieder hingegen haben zu derfelben kei⸗ 
nen Zutritt. ‘ 

$. 31. Die Präfidenten beftimmen nad vollendeter Arbeit den Tag zum 
Bortrag in den Kammern. 

$. 32. Die Kammern fönnen den Gegenftand, wenn fie den Bortrag nicht 
erfchöpfend finden, zur weitern Ausarbeitung an den Ausfhuß zurückweiſen, in 
welchem Halle derfelbe noch mit zwei Mitgliedern verftärft werden kann. 


6. 33. Die Befchwerden, weldhe nad Beftimmung der Verfaſſungsurkunde 
Tit, VOL $. 21 an die Kammern gelangen Pönnen, werden von dem Präfl- 
denten unmittelbar zum Ausfchuß verwiefen, um ihren Beftand und ihre Gründ» 
lichkeit fowohl in formellen ald wefentlihen Berbältniffen vorläufig zu prüfen, 
ebe fie den Kammern vorgelegt werden. Sie müflen mit den erforderlichen _ 
Beweifen belegt, und zugleich befcheiniget feyn, ‚daß fie bereits bei den oberften 
Behörden, resp. den betreffenden Staats-Minifterien, früher vorgebraht wor: 
den, und hierauf entweder noc gar Beine, oder eine den Beftimmungen der 
Staatöverfaffung zumwiderlaufende Entfheidung erfolgt fey. 


$. 34. Gm Falle fie demnach ald unbefcheinigt, oder ald gänzlich grundlos, 
oder als ungeeignet befunden werden, find fie ohne weiteres als beruhend zu 
den Acten zu legen, oder an die betreffenden Staatsminifterien zu geben, und 
in der folgenden Sitzung den Kammern bievon Nachricht zu ertbeilen; im ent’ 
gegengeiegten Falle ift die Beſchwerde den Kammern mittelft umftändlihen Bor: 
trags vorzulegen. 
$. 35. Dem Ausſchuſſe, jo wie den Kammern , Pömmt es zwar nicht zur 
bierüber weitere Snftructionen zu veranlafien, oder von koͤniglichen Stellen Bes 
richte zu verlangen; doch Fönnen fie von den einfchlägigen Staats: Minifterien 
durch den Präfidenten die ‚erforderlihen Aufſchlüſſe erholen, um jede Vorlage 
grundlofer Befchwerden zu befeitigen; wenn fie diefelben aber ald gegründet er: 
achten, find fie nach gemeinfhaftlihem Befchluß beider Kammern dem Könige 
vorzulegen, welcher nah den Beftimmungen der Berfaflungsurtunde Tit. X. 
$. 5 verfahren wird. 
$. 36. Die Wünfche und Anträge der einzelnen Mitglieder Pönnen nur 
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folhe Gegenftände betreffen, melde in den verfafiungsmäßigen Wirfungskreis 
der Stände ſich eignen; fie werden jedesinal ſchriftlich dem Präfidenten über: 
geben, und vor allem dur den nah $. 25 zu bildenden Ausfhuß in Gegen: 
wart des Präfidenten geprüft, ob fie nach der oben gegebenen Beſtimmung jur 
Annahme geeignet find oder nicht. Im legtern Falle werden fie ohne weiteres 
nach abfoluter Stimmenmehrheit der Ausfchußglieder ald ungeeignet zurüd: 
gewiefen, im erftern Falle aber gemäß Tit, VII. $. 20 der Urkunde der Kam: 
mer zur Vorlage gebracht, und von derfelben erft entfchieden, ob fie zu näherer 
Würdigung an den Ausſchuß gemwiefen werden follen; — entfcheidet diefe ver. 
neinend, fo beruht der Antrag, und Pann in diefer Verſammlung nicht mehr 
zur Sprache fommen ; im bejahenden Falle wird derfelbe durch den betreffenden 
Ausſchuß zur Pünftigen allgemeinen Berathung gebracht. 

$. 37. Gedem Mitgliede fteht es frei, feine Anträge, fo lange fie no nicht 
der Kammer zur Vorlage gebracht find, zurüd zu nehmen ; ift jedoch die erfte 
Vorlage an die Kammer bereitö gefcheben, fo hat diefelbe über die Zurücknahme 
zu entſcheiden. 

6. 38. Der für die Staatsfaultentilgung angeordnete Ausſchuß hat den 
Tilgungsplan, welher den Kammern vorgelegt werden wird, zu prüfen, fo wie 
bei jeder naͤchſtfolgenden Berfammlung die feitherige Ausführung und Befol 
gung bdeffelben zu unterfuchen, und dad Refultat den Kammern vorzulegen. 


6. 39. Damit der in der ftändifhen Berfammlüng genehmigte Tilgungs: 
plan genau eingehalten werde, ift derfelben Tit. VIL. $. 14 das Recht einge 
räumt, zwei Mitglieder zu ernennen, welche auch nach Beendigung ihrer Gi 
gungen fortwährend von allen Verhandlungen der angeordneten Schuldentil: 
gungs:Commiffion genaue Kenntniß zu nehmen, und für die Befolgung der in 
der legten Verſammlung getroffenen Beftimmungen zu wachen haben. Dielen 
Mitgliedern follen daher alle zehn Tage die fämmtlihen Berbandlungen der 
Eommiffion, die Journale und Hauptbüder zur Einſicht vorgelegt werden, und 
fie find befugt, im Falle die Commiſſion ihre gegründeten Bemerkungen gegen 
allenfalfige Ueberſchreitungen der Befugniffe, oder Nichtbefolgung des geneh⸗ 
migten Tilgungsplanes unbeachtet faffen würde, dem Könige die gebührende 
Borftellung zu übergeben, und bei der fünftigen fländifhen Berfammlung ihre 
pflihtmäßige Anzeige in machen. 


IV. Abſchnitt. Beſchlüſſe und wecfelfeitige Mittheilungen 
der Kammern. 


$. 40. Wennzder Gegenftand nad $. 22 zur Abftimmung vorbereitet if, 
fo entwirft-der Praͤſident bis zur mächftfolgenden Sitzung die zur Entſcheidung 
vorzulegenden Fragen in der Art, daß hierdurch der ganze Gegenftand erfchöpft 
wird, und die Abftimmung nur mit Ja und Nein erfolgen kann. Die Fra 
gen werden zwei Tage vor der Abftimmung öffentlih befannt gemacht, und in 
dem Sitzungsſaale angebeftet. 

$. Al. Jedem Mitglied ſteht es frei, über die entworfenen Gragen feine 
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Erinnerungen vorzulegen, und diefelben find erforderlihen Falls noch vor der 
Abftimmung dur einen Beſchluß der Kammer zu berichtigen. 


$. 42, Wenn gegen die vorgezeichneten Fragen Feine Erinnerung gemacht 
wird, oder diefe berichtigt ift, fo wird zur Abftimmung felbft über jede einzelne 
Trage an dem feftgefegten Tage nach ihrer gegebenen Ordnung und Reihe 
geſchritten. 

$. 43. Hiebei haben die Staats-Miniſter und Pönigl. Commiſſarien, fo wie 
alle Zuhörer abzutreten, und die Abftimmung geichieht in geheimer Sitzung. 

$. 44. Gedes Mitglied wird nad) der Reihe feines Siges aufgerufen, der 
dirigirende Präfident fpricht feine Stimme zulegt aus, und hat bei Stimmen. 
gleihheit noch eine weitere und entfcheidende Stimme; der zweite Präfident, _ 
wenn er nicht dirigirt, figt und flimmt in der Reihe am erften, die Secretärs 
flimmen unmittelbar vor dem Präfidenten.' 

$. 45. Die Stimme wird ohne weitere Motivirung oder Erlänterung in 
nachſtehender einfacher Form abgegeben: 


„Sinverftandem 
oder 
„Nicht einverftanden" 


$. 46. Die Gerretärd bemerfen jede Stimme, und der Präftdent fpricht 
am Ende die Stimmenmehrheit und hiernach den Beihluß der Kammer aus, 

$. 47. Zn übrigen ‚minder wichtigen Vorkommniſſen, welche nit Haupt: 
gegenfttände des Wirkungsfreifes betreffen, wird dur das Aufftehen oder Sigen 
der Mitglieder geftimmt. 

$. 48. Zur gültigen Abftimmung wird die Gegenwart von zwei Drittheilen 
der im Orte anwefenden Mitglieder; zu gültigen Beſchlüſſen die abfolute Stim— 
menmehrheit erfordert, mit Ausnahme der befonders angeführten einzelnen Fälle. 

$. 49. Die Beihlüffe der Kammer, welhe auf Vorträge der befondern 
YAusihüfle gefaßt worden, werden legtern mitgetheilt, damit die nöthigen Auf: 
fäge in Folge diefer Befchlüffe entworfen, und der Kammer zur Genehmigung 
vorgelegt werden koͤnnen, welche jedoch in wichtigern Fällen in zwei naceinan: 
der folgenden Sitzungen abgelefen werden follen, um: in der erften die allen» 
fallfigen Erinnerungen gegen Faffung des Beichluffes zu vernehmen; in legterer 
aber die endlihe Genehmigung "der Faffung zu erholen. 

Die übrigen Beſchlüſſe werden von den Secretärs ausgefertigt. 

$. 50. Die beiden Kammern communiciren unter fihb durch Schreiben, 
welhe von dem Präfidenten und dem Secretär unterzeichnet werden. 


$. 51. Gene Kammer, welcher die Inftruction eines Gegenftandes übertra; 
gen ift, theilt ihre Meinung zuerft der andern mit; findet diefer Antrag die 
Beiftimmung der legtern nicht, fo bat diefe ihre Anfichten oder vorzufchlagenden 
Mopdificationen der erftern vorzulegen, um eine neue Berathung zu veranlaflen, 
bis von beiden Kammern entweder das einhellige Einverftändniß erzielt if, oder 
die beftimmte Erfiärung der nicht zu vereinigenden Meinungen erfolgt. 
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Die Form der Communication ift folgende : 


a) Gm Falle der Zuftimmung : 
„die Kammer der ıc. übergiebt der Kammer der ıc. den anliegenden Bor» 
„ſchlag Sr. Majeftät des Königs; fie glaubt, daß er (unbedingt oder 
„unter den beigefügten Modificationen) anzunehmen fey. 
b) Im Falle der Verwerfung: 
„die Kammer der ıc. übergiebt ıc.; fie bat demfelben ihre Zuftimmung 
„nicht geben zu Eönnen geglaubt. 
e) Im Falle eines eigenen Antrags; 
„die Kammer ıc. übergiebt ꝛe. Den anliegenden von ihr genehmigten 
„Antrag mit dem Erfuchen, denfelben der gleichfallfigen Berathung zu 
„unterftellen. 
d) Im Falle der Uebergabe einer Beſchwerde: 
„die ⁊c. Üübergiebt ıc. die bei ihr eingereichte Befchwerde des ıc. in Be: 
„treff des ic., welche fie zur Vorlage an Se. Majeftät den König geeignet 
„findet, zur gleihfallfigen Würdigung. 
Die Antwort der andern Kammer befteht: 
1) Im Falle der Zuftimmung: 
„die Kammer ıc. bat dem ihr mitgetheilten Borfchlage (oder Antrage) 
„in Betreff ıc. ihre Zuftimmung eertheilt. 
2) Im Falle der Verwerfung: 
„die Kammer bat dem ıc. ihre Zuftimmung nicht ertheilen zu koͤnnen 
„geglaubt. ; 
3) Im Falle einer Modification: 
„die Kammer ıc. hat dem ıc. ihre Zuſtimmung nur unter den beigefüg- 
„ten Modifiicationen geben zu können erachtet, worüber fie die weitere 
„ienfeitige Anſicht erwartet. 
$. 53. Die gemeinschaftlich gefaßten Beſchüſſe der Reichsitände 
L über die ihnen zugefommenen Gegenftände werden dem Könige 
in nachftehender einfacher Form vorgelegt: 
a) Im Galle der gemeinfchaftlihen Zuftimmung: 
„die allerunterthänigft treugehorfamften Stände haben dem an fie ge: 
„brachten Antrage zugeftimmt. 
b) Im $alle einer gemeinfhaftlihen Verwerfung: 
„die ıc. ıc. haben dem an fie gebrachten Antrage ihre Zuftimmung nicht 
„geben zu Pönnen geglaubt. 
e) 5m Falle einer verfchiedenen Meinung: 
„die 2c. ı€. haben ſich über die gemeinfchaftlihe Zuftimmung zu dem an 
„fe gebrachten Antrage nicht vereinen können. 
d) Gm Falle einer vorzufchlagenden Modification : 
„die ıc. ꝛc. haben dem an fie gebrachten Antrage nur unter folgenden 
„ehrfurchtsvolleſt vorzufchlagenden Abanderungen ihre Zuftimmung geben 
„u können geglaubt, 
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DI. Ueber die eigenen Wünfde und Anträge: 
„die ıc. 2c. übergeben Sr. Majeftät dem Könige den beigelegten - Bor: 
„ſchlaz, welchen fie für den Staat vortheilhaft und nüslich halten, mit 
„der ehrfurchtsvollſten Bitte, demfelben die Königlihe Genehmigung 
„au ertheilen. 


III. Ueber die vorgulegenden Befhmwerden: 
„die ıc. übergeben Sr. Majeftät dem Könige die beiliegende Beſchwerde 
„des ⁊c. in Betreff ıc. mit der ehrerbietigften Bitte, derfelben die Aller⸗ 
„hoͤchſte Abhuͤlfe zu gewähren. 
$. 54. Diefe gemeinfchaftlihen Vorlagen der Befchlüffe werden von dem Prä: 
fidventen und dem Gecretär einer jeden Kammer unterzeichnet, und durch eine 
gemeinfchaftlihe Abordnung, welche aus den naͤmlichen Individuen mit Zuzies 
bung von zwei Mitgliedern einer jeden Kammer beftehen foll, dem Könige 
überreicht. 
$. 55. Die Reichsſtaͤnde haben außer den Föniglihen Staats »- Minifterien 
mit Feiner andern Pöniglihen Behörde in Benehmen zu treten, noch weniger 
Addrefien an das Bolt zu erlaffen. 
$. 56. Eben fo haben die einzelnen Mitglieder, welhe in der Verſamm⸗ 
lung feinen befondern Regierungsbezirf, Beinen ausgefhiedenen Stand oder 
Elaffe, fondern alle Unterthanen des Reichs ohne Unterfchied zu vertreten haben, 
feine Inſtruktion von ihren Wahlbezirten oder Claſſen zu übernehmen, keine 
Rückſprache mit denfelben zu pflegen, fondern des ganzen Landes Wohl und 
Beftes unbefangen und ohne Beſchraͤnkung nad ihrer eigenen innern Ueberzeu⸗ 
gung und ihren gefhmwornen Pflichten zu berathen. 
$. 57. Die jährlihe Schließung der Sigungen wird der König, fo wie die 
Eröffnungiverfügen ; nah dem Schluſſe haben die Präfidenten das Canzlei⸗Per⸗ 
fonal zu entlaffen, und die Yandtags:Acten dem ernannten Archivar zur Aufs 
bewahrung zn übergeben.“ 


Mit der Verfaffungs-Urfunde erfchien bei und folgende Er; 
Härung der k. Kreisregierung vom 12. Juni 1818 (Amtsbl. ©. 717): 


Se. K. Majeftät haben dur allerhöhfte Refcripte von 22. und 24. Mai 
allergnädigft beſchloſſen, daß die Berfafiungsurfunde des Königreihe Bayern 
auch auf den Rheinkreis ausgedehnt, und die Gemeinden und Einwohner dei». 
felben eben fo an den Wohlthaten und Bortheilen derfelben Theil nehmen follen- 
ald die übrigen Theile des Königreiche. 

Da jedoch mehrere Beftimmungen, vorzüglih in dem Titel V. von $.2 
bis 5 einfchlieglich mit den fih darauf beziehenden Edicten, fo wie einige in 
dem Titel VL, foweit fie die Elafie des Adels. mit ‚einer grundberrlihen Ge: 
richtsbarkeit betreffen, mit den im Rheinkreis beftebenden beionderen von Gr. 
8. Majeftät dem Lande geſicherten Inſtitutionen nicht vereinbarlich find, fo ift 
der ausdrückliche Pönigl. Wille, daß die Vollziehung (der Verfafinng nur mit den 
Modifikationen gefheben folle, welches jene befondern Inftitutionen erfordern. — 
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Mit diefer Erflärung Sr. K. Majeftätiwird hiemit die vorftehende neue Ver⸗ 
faffungs-Urfunde, welche bereits von fämmtlihen Angeftellten befhworen wor. | 
den ift, allen Unterthanen und Angehörigen ded Rheinkreiſes Fund gemacht. — 


Hiezu die weitere Erklärung derfelben Stelle vom 17. October 
1818 (Amtsbl. ©. 847): 

Unter dem 12. Juni dieſes Jahrs wurde die Verfaffungsurfunde des Kö 
nigreich8 Bayern mit dem Beifage fund gemadt, daß die Vollziehung derfelben 
in dem Rheinfreife nur mit den Mopdificationen geſchehen folle, welche die be— 
fondern von Seiner Königlihen Majeltät dem Lande geſicherten Inftitutionen 
erfordern. 

Um dieſes näher zu beftimmen, haben Allerhöcftdiefelben durch Beſchluß 
vom 5. Detober befohlen wie folgt: 

Die Beitimmungen der erften drei Titel der Berfaffungs:Uirfunde unter: 
liegen in Beziehung auf den Rheinkreis Peiner Abänderung. 

Eben fo finden die im vierten Titel enthaltenen Rechte und Pflichten nebft 
den bieher bezüglichen Beilagen unter den Ziffern J., IL, III. ihre Anwendung 
unter den Modificationen, daß die $.7. anbefohlene Ummandlung der Frohnen, 
welche im Rheinkreiſe nicht beftehen , von felbft ceffire, — daß die $. 8 ange» 
ordnete Behandlung der Eigenthumsabtretung zu Öffentlihen Zwecken fich ferner 
nad den bierorts beftehenden Gefegen rihte, und daß durch die $-. 9. enthal- 
tene Beftimmung über die Religions-Verhaͤltniſſe den ftaatöbürgerlihen Rech⸗ 
ten, weldhe die Juden in dem Rheinkreiſe bisher genofien haben, fein Ent» 
gang zugeben folle, doch verbleibt es hinfichtlich der Wahl⸗Faͤhigkeit zur Ständes 
verfammlung bei der deßfalls verordneten Beſtimmung. 

Bon dem fünften Titel kommen in dem Rheinkreife in Peine Anwendung. 

a) die 6$. 2. und 3. nebft der hierauf bezüglidhen Beilage IV.; 

b) die in $. 4. dann in der Beilage V. $. 16. dem Adel des Reichs vorbe> 
baltenen gutsherlichen ‘Rechte; 

ec) die Ausübung gutsherrlicher Gerichtsbarkeit nah F. 4. Nro. 1. und der 
Beilage V. $. 14. und 22; 

d) die ganze Beilage VL; 

e) der befreite Gerichtöftand nah Nro. 3. $. A. des gedahten Titeld, umd 
Beilage V. $. 11.; 

H Die Rechte der Siegelmäßigfeit nah Nro. A. $, A. des nämlihen Titels 
und der ganzen Beilage VIII. — Dod bezieht fih die Beſchraͤnkung 
dieſes Rechts nur auf die in dem Rheinkreife befindlichen Bellgungen, 
und diedafelbft abgefchloffenen Eontracte und Handlungen der Adelichen. 

Bon den übrigenin der Beilage V. der Berfaffungs:Urfunde zugeftandenen 
Rechten kommen dem Adel des Rheinkreiſes nur jene zu, welche mit den Ge: 
fegen, und befonderen Zuftitutionen diefes Letztern vereinbarlid find. 

Ueber die Anwendung der in $. 6. ded fünften Titeld der Urfunde, und 
in der Beilage IX. geordneten Dienftes: Verhältniffe und Penfions » Anfprüce 
der Staatsdiener im Rheinkreiſe find bereits die geeigneten Entſchließungen er- 
laffen worden. 
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Die Anordnungen über die Stände-Berfammlung, undihren Wirkungstreis 
in dem ſechsten und fiebenten Titel find in gleihem Maße für den Rheinkreis, 
wie flır die übrigen Theile des Königreichs geltend; — Seine Pönigl. Majeftät 
haben Sich daher die Ernennung von Reichsraͤthen aud aus den im Rheins 
Preife entweder wegen ausgezeihneter Berdienfte, oder wegen ihrer übrigen 
Berbältniffe zu Mitgliedern diefer Kammer geeigneten Individuen nad $. 2. 
Mro. 6. vorbehalten. 


Die im $. 7 enthaltene Bildung der zweiten Kammer der Ständeverfamm, 
fung erleidet nur in fo weit eine Modification, daß hievon die Clafle der Guts⸗ 
befiger mit gutsberliher Gerichtsbarkeit, welche in dem genannten Kreife nicht 
beftebt, von ſelbſt hinwegfällt, und der hiedurch verurfachte Abgang von der 
den Rbeinkreis treffenden verbältnißmäßigen Zahl der Abgeordneten in den 
übrigen Claſſen ergänzt und bei der künftigen Ausfchreibung der geeignete Bedacht 
darauf genommen werden wird. 


Mas jedoch die Elaffe der Abgeordneten der Städte und Märkte anbelangt, 
fo haben die in der lrfunde, und der Beilage X. angeordneten Beſtimmungen 
auch auf den Rheinkreis ihre volle Anwendung; indem unbefchadet der Gleich: 
beit der Rechte und der Formen in der Gemeindeverfaffung der Städte und 
Sandgemeinden, die Theilnahme an der allgemeinen Ständeverfammlung für 
beide um fo mehr befonders ausgefchieden werden muß, ald die Interefien der Fabrika⸗ 
tion nicht immer die nämlichen, wie jene der Produktion find, und es fofort 
die Gerechtigkeit erfordert, aus jeder diefer Elaffen eine beftimmte verhältniß- 
mäßige Zahl in die Repräfentation aufzunehmen, welche mit den Bedürfnifen 
und Wünfchen ihrer Elaffe bekannt, ihr Intereffen wahren, und vertres 
ten koͤnnen. 

Da in der Beilage X. über die Ständeverfammlung ausdrüdlich feſtgeſetzt 
ift, daß die Abgeordneten aus der Claſſe der Geiſtlichkeit nur in felbftftändigen 
Pfarrern beftehen Fönnen, die Succurfal-Pfarrer *) aber dieſe Eigenfhaft nicht 
befigen, fo kann ihnen auch die Wahlfäbigkeit nicht zugeftanden werden. Da: 
ber fällt auch die in $. 19 für jedes Decanat angeordnete erfte Wahlhandlung 
zur Auswahl der Wahlmänner im Rheinkreife hinweg, und die 31 Cantons⸗ 
Pfarrer find von felbit als die legitimen Wahlmänner anzufeben, welche ſodann 
unter ſich nach $. 20. die fie treffende Zahl der Abgeordneten zu erwählen haben. 

Nachdem in dem Ryeinkreis Peine Land: und Herrfchaftsgerichte befteben, 
fo ift die im $. 27 feftgeftellte Leitung der Wahlen den Land-Commiſſariaten 
übertragen. u 

So lange die Beftimmungen des Gemeinde-Edifts vom 17. Mai d. J— in 
dem Rheinkreiſe noch nicht in Anwendung gebradt find, kann die im $. 28. 
der Beilage X. beftimmte Urwahl nicht von einem Gemeindeausichufle, fondern 
fie muß von den Gemeindegliedern ſelbſt nach der hierüber befonders erfolgen” 





* Hinfitlib der SuccurfalsPfarrer und proteftantifchen Diaconen find fpärere königliche 
Keferipre erfo‘gt, welche unten (Ubſch. u. Eap. 2, Tis, 15) mitgetheilt werden, _ 
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den Inftruction fowohl in den Städten und Märkten, als in den übrigen Land: 
gemeinden vorgenommen werden. 

- Der adıte Titel von der Rechtspflege ift für den Rheinkreis durchgehends 
verbindlich; denn obgleich in $. 7. beftimmt iſt, daß für das ganze Königreich 
ein und dasfelbe bürgerlibe und Gtrafgefegbudy beſtehen foll, fo bezieht ſich 
diefes keineswegs auf die dermaligen Gefege der aͤltern Kreife des Reichs, 
fondern erft auf das noch zu erlafiende allgemeine Gejegbuh, wobei die Ber: 
haͤltniſſe des Rheinkreifes auch gehörig gewürdigt werden follen. 

In gleihem Maße treten die Beitimmungen des neunten und zehnten Tit. 
von der Militär: Berfafung, und der Gewähr der Verfaffung für den Rhein: 
Preis ohne Ausnahme in Anwendung. 

Da der Wirkungskreis und die Geihäftsführung des Landraths mit jenem 
der Ständeverfammlung nicht eollidiret, fo fol derfelbe auch neben der Stände: 
verfammlung noch ferner fortbeftehen; — nur wird biebei feftgefest, dag die 
zur Ständeverfammlung allenfalls gewählten Landraͤthe hei dem Landrathe durch 
andere erfegt werden müflen, indem die Funftionen eines Mitglieds der Stän: 
deverfammlung und des Landraths nicht vereinbarlich find. 


Da in diefen Erklärungen wiederholt die Beibehaltung ber 
Inſtitutionen des Rheinkreiſes ausgefprochen ift, fo entſteht die 
eben fo fehwierige als wichtige Frage: was unter jene Inſtitutio⸗ 
nen zu rechnen fey? worüber ich mich in der Einleitung erklärt 
babe. Ich werde nun diejenigen älteren Gefege bier aufführen, 
welche, nad meiner Anficht, als Grundgefege zu "betrachten find. 
Die Concordate und fonftige auf das. Kirchliche fich beziehende 
Bellimmungen werden unten (IV. Abfchnitt) zufammengeftellt. Den 
in der Einleitung aufgeftellten Grundſaͤtzen gemäß, verfolgen wir 
rücwärts gehend bie Entftehung der Gefege, und beginnen daher 
mit der Gonftitution, welche das Kaiferreich gründete, bier aber 
faft ganz übergangen werden kann, wie die Snhaltdanzeige der 
Titel beweift: 


zit. 1: Aufftellung eines Kaifers in der Perfon Napoleons; 
Tit. IL: Bon der Erblichfeit; 

Tit. II.: Bon der Faiferlichen Familie; 

zit. IV.: Bon der Regentfchaft; 

zit. V.: Bon den Großwuͤrden des Reichs; 

zit. VL: Bon den Großoffizieren des Reiche; 

zit. VII: Bon der Eidesleiftung;; 
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Tit. VII: Vom Senat; 

Tit. XL: Vom Staatsrath; 

Tit. X.: Bom gefeßgebenden Körper; 

zit. Xl.: Vom Tribunat; 

zit. XII: Bon den Wahlcollegien; 

Tit. XIII.: Vom kaiſerlichen hohen Gerichtöhof, welcher in Rheins 
bayern weggefallen; 

Tit. XIV.: Bon der Gerichtsordnung: blofe Namensveränderungen; 

Tit. XV.: Berfündung der Gefege; 

Tit. XVI.: Frage an das Bolf geftellt, zur Annahme des Kaifer- 
thums. 

Nur aus dem Tit. VII. vom Senat muß bier bemerkt mer; 
ben, daß nah Art. 60 — 67 ein Ausfhuß für die perfons 
lihe Sicherheit, und ein folher für Die Freiheit der 
Prejfe im Senat beftehen follte, um diefe Freiheiten gegen Eins 
griffe der Minifter zu fchägen, worin zuletzt nach Art. 112. des 
Zit. XII. von dem hohen Gerichtshofe zu entfcheiden wäre. In 
wiefern diefe Beftimmungen zum Vollzug gefommen, weiß ich nicht. 
Bald darauf ward die Preßfreiheit ıc. durch Faiferliche Decrete 
aufgehoben, und jegt ift ohnehin die Sache durch die bayerifche 
Verfaſſung neu regulirt. 

Das Senatsconfult vom 16. Thermid. X. ift nur noch in Ans» 
bung der Departemental- und MunicipalsBerwaltung merkwürdig, 
wovon im folgenden Abfchnitt. Die Gonftitution vom 13. Frim. 
VII, welche durch Befchluß des Regierungscommiffärd vom 2. 
Pluv. VII. dieffeitS verkündet worden, enthält noch gar viel Ges 
Itendes, das ſich ſchwer vom Nicht geltenden trennen läßt. Sie 
wird daher ald Hauptgefeg bier ganz abgedrudt. 

I. Titel. 
Bon der Ausübung des Bürgerrechts. 

Art. 1. Die fraͤnkiſche Republik if ein und unzertrennlich. 

Ihr europäifhes Gebiet ift in Departemente und Gemeinde Bezirke 
eingetheilt. 

Art. 2. Jeder in Frankreich geborne und wohnbafte Mann, der völlig 
ein und zwanzig Jahre alt ift, fih auf dem Bürger-Regifter feines Gemeinde: 
Berirfes hat einfchreiben lafien, und feitdem ein Jahr lang auf dem Boden der 
Republik gewohnt hat, ift fraͤnkiſcher Bürger. 
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Art. 3. Ein Fremder wird fränfifher Bürger, wenn er völlig ein uud 
zwanzig Fahre alt ift, und nach vorläufiger Erklärung in Frankreich anſaͤſſig zu 
werden, während zehn auf einander folgenden Jahren allda wohnhaft geblieben ift. 


Art. 4. Den Stand eines Franfen:Bürgers verliert man: 

Durh Annahme des Bürgerrehts im Ausland; 

Durch Annahme von Aemtern oder Penfionen, die eine ausländifhe Regie⸗ 
rung anbietet; 

Durd Eintritt in jede ausländifhe Körperfhaft, welche Geburtsunterfcheis 
dungen vorausiekt; 

Durch Berurtheilung zu Leibes: oder Schandftrafen. 


Art. 5. Die Ausübung der Rechte eines fränfifhen Bürgers wird unter: 
brodben durch den Stand eines fallirenden Schuldners oder unmittelbaren Gr: 
ben eines im Fallit Geftorbenen, wenn er defielben Erbfolge fämtlih oder zum 
Theil gratuitmäffig inne hält; 

Durch den Stand eines Lohnknechts, der im Dienft einer Perfon oder einer 
Hausbaltung angeftellt ift; 

Durh den Beftand einer gerichtlihen Interdiktion, einer Anklage oder 
Kontumaz. 


Art. 6. Um in einem Gemeinde:-Bezirk dad Bürgerrecht auszuüben, ift nd» 
tbig, dab man daſelbſt dur ein Fahr Aufenthalts feften Wohnfig erhalten, 
und denfelben nicht durch eine jahrlange Abwefenheit wieder verloren habe. 


Art. 7. Die Bürger jedes Gemeinde-Bezirfs heben durdy ihre Stimmen 
diejenigen unter ſich aus, die fie für die tüchtigften halten, die Öffentlichen Ge— 
fhäfte zu führen. Alfo entfteht die Vertrauens-Liſte, welche eine Anzahl Na» 
men enthält, dem Zebentel der Anzahl derjenigen Bürger gleih, die ein Recht 
baben, dazu mitzuwirken. Auf diefer erften Gemeinde-Lifte müſſen die öffent: 
lihen Beamten des Bezirks genommen werden. 


Art. 8. Die auf den Gemeinde-Fiften eines Departements mitbegriffenen 
Bürger beben gleichfalld ein Zebentel von ihnen aus, Alſo entftebt eine zweite 
Lifte. Departementsliite genannt, worauf die Öffentlihen Beamten des Departes 
ments genommen werden, 

Art. 9. Die auf die Departementslifte gefesten Bürger heben gleicher: 
mafien ein Zebentel unter fih aus. Alſo entftebt ‚eine dritte Lifte, welche dieje⸗ 
nigen Bürger deffelben Departements begreift, die zu den oͤffentlichen Nationals 
Aemtern erwaͤhlbar find. 

Art. 10. Die Bürger, welche berechtigt find, zur Bildung einer der in den 
dreivorftehenden Artikeln erwähnten Liften mitzuwirken, werden alle drei Jahre 
berufen, für die Erfeßung der abgeftorbenen Bürger oder derjenigen, welche aus 
irgend einer andern Urſache als wegen Ausübung eines Staats⸗Amtes abweſend 
find, zu forgen. 

Art. 11. Sie Pönnen zu gleiher Zeit von der Lifte diejenigen, die fie 
nicht darauf zu laſſen für gut achten, ausftreihen und durch andere Bürger 
in melde fie ein größeres Zutrauen haben, erſetzen. 
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Art. 12. Keiner wird von einer Lifte weggeſtrichen als dur die Stimmen 
der abjoluten Mehrheit derjenigen Bürger, welhe das Recht haben, zur Zor- 
mirung derfelben mitzuwirken. 

Art. 13. Man ift nit aus einer Lifte der Erwählbaren ausgeftrichen, da⸗ 
durd, daß man nicht auf einer andern Lifte. von einem niedrigern oder böhern 
Grad beibehalten worden. 

Art. 14. Die Einfchreibung auf einer Lifte der Ermählbaren ift nur in 
Rüdfiht auf diejenigen Staats-Aemter nothwendig, für welche diefe Bedingung 
ausdrüdlic dur die Grundverfaffung oder das Gefeg begehrt if. Die Wahl: 
Liſten follen zum erftenmal im Laufe des Jahrs IX. gebildet werden. 

Die Bürger, die ernannt werden, um zur erften Errichtung der Verfaſ⸗ 
unge =» Gemalten zu dienen, gehören nothwendig auf die erſten Liſten der 
Erwäbhlbaren. 


IL. Zitel 
Bom Bewahrung: Genat. 


Art. 15. Der Bewahrungs:Senat beftebt aus achtzig Mitgliedern , unab⸗ 
bangig und auf Lebenslang, welche wenigſtens vierzig Jahre haben müffen. 

Zur Aufrihtung des Senats follen erftlich fechjig Mitglieder ernannt wer: 
den: diefe Zahl foll im Laufe des Jahres VIII. auf zwei und ſechzig, im Jahr 
IX. auf vier und fechözig gebracht werden, und ſolchermaßen ſtufenweis, durd) 
Zufas von zweien Mitgliedern in jedem der zehn erften Jahrgaͤnge, bis auf 
achtzig fteigen. 

Art. 16. Die Ernennung zu einer Senatorftelle gefhieht durch den Se— 
nat, welcher unter drei Kandidaten herauswaͤhlt, wovon der erfte vom geſetz⸗ 
gebenden Korps, der zweite vom Tribunat , und der dritte vom erften Konful 
vorgeftellt werden foll. 


Er wählt nur unter zwei Kandidaten, wenn einer von ihnen durd zwei 
der drei vorftellenden Gewalten vorgeſchlagen ift: er ift gehalten, denjenigen 
aufzunehmen, der von den drei Gewalten zugleich vorgeſchlagen wird. 

Art. 17. Der erfte Konful, wenn er, entweder durh Endigung feiner 
Amtszeit, oder durch Abheifhung ,. aus dem Plag tritt, wird von Rechts wegen 
und notwendig Senator. 

Die zwei andern Konfuln während dem Monat, der auf den Ablauf ihrer 
Amtszeit folgt, können im Senat eine Stelle einnehmen, und find gleichwohl 
nicht genöthiget, von diefem Recht Gebraud zu machen. 

Sie haben daffelbe nicht, wenn fie ihre Konfular» Berrihtungen vor der 
Zeit niederlegen. 

Art. 18. Ein Senator kann nie zu einem andern Staats: Amte er: 
wählt werden. 

Art. 19. Alle in Kraft des Iten Artiteld in den Departementen verfertigte 
titten werden dem Senate zugeſchickt: aus denfelben, wird die National:Lifte 
zuſammengeſetzt. 
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Art. 20. Er wählt auf diefer Lifte die Gefegeber, die Tribunen, die Kon» 
fuln, die Kaffation« R chter und die Kommiffarien der Comptabilität, 

Art. 21. Er beftätigt oder vernichtet alle ibm von dem Tribunat oder von 
der Regierung als eonftitutionswidrig angezeigten Alte: die Liften der Wahl- 
fähigen find unter diefen Akten begriffen. 

Art. 22. Die Einfünften von gewiſſen National-Sütern find für die Aus⸗ 
gaben des Senats angewieſen. Die jährlihe Beſoldung jeder feiner Mitglieder 
wird von diefen Einkünften abgezogen, und beläuft ſich auf den zwanzigſten 
Theil der Beioldung des erften Konfuls. 

Art. 23. Die Situngen des Senats find nicht oͤffentlich. 

Art. 24. Die abgehenden Konfuln, Bürger Sieyes und Roger-Dücos, 
find zu Mitgliedern des Bewahrungs⸗Senats ernannt; fie vereinigen fih mit 
dem zweiten und dritten Dur diefe Eonftitution ernannten Konful. Diefe 
vier Bürger ernennen die Mehrheit ded Senats, welcher fi alsdann felbft voll: 
zaͤhlig macht, zund zu den ihm anvertrauten Wahlen ?fchreitet. 


DL. Titel 
Bon der gefeggebenden Gewalt. 


Art. 25. Es dürfen Feine neue Geſetze verkündet werden, es fey denn, 
der Entwurf wäre von der Regierung vorgefchlagen, dem Tribunate mitgetheilt 
und von der gefeßgebenden Berfammlung defretirt worden. 

Art. 26. Die von der Regierung vorgefhlagenen Entwürfe werden in Artis 
keln abgefaßt. So lange diefe Vorſchlaͤge noch unter der Berathung find, ann 
die Negierung fie zurüdinehmen, und mit Aenderungen wieder vorbringen. 

Art. 27. Das Tribunat beſteht aus hundert Mitgliedern, welche nicht we— 
niger ald 25 Jahre Alters haben dürfen; der fünfte Theil derfelben wird jedes 
Sahr erneuert, und fie bleiben, fo lange fie auf der National:Lifte bleiben, 
wieder erwählbar. 

Art. W. Das Tribunat berathichlagt über die Gefeg: Borfchläge; es ſtimmt 
über ihre Annahme oder DBerwerfung. 

Es ſchickt drei aus feiner Mitte genommene Redner ab, welche die Gründe 
der von ihm über jeden Vorſchlag ausgedrüdten Wünfhe vor dem gefeßge- 
benden Korps entwideln und vertheidigen müffen. 

Bios einer Konftitutionswidrigkeit wegen unterwirft es dem Senat die Li- 
ſten der Ermwählbaren, die Afte der gefeßgebenden Berfammlung und der 
Regierung. 

Art. 9. Es drüft feine Wünfche aus über die gegebenen und zu gebenden 
Gefege, über die abzufchaffenden Mißbraͤuche, die in allen Theilen der öffentlis 
hen Berwaltung vorzunehmenden Berbefferungen, aber nie über die bei den Ei» 
vil: und Eriminal:Gerichten anhängigen Prozeſſe. 

Die von ihm in Kraft des gegenwärtigen Artiteld geäußerten Wuͤnſche 
find nicht verpflichtend und legen Peiner conftituirten Gewalt auf, eine Berath⸗ 
fchlagung darüber zu nehmen. 

Art, 30. Wenn das Tribunat feine Sigungen ausſetzt, fo Paen es eine 
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Kommiſſion von 10 bis 15 ſeiner Mitglieder ernennen, die den Auftrag hat, 
noͤthigen Falls daſſelbe zuſammen zu berufen. 

Art. 31. Das geſetzgebende Korps beſteht aus 300 Mitgliedern des Alters 
von wenigſtens 30 Jahren; der fünfte Theil derſelben wird jaͤhrlich erneuert. 

Es muß ſich in demſelben wenigſtens Ein Bürger aus jedem Departe: 
ment der Republik befinden. 

Art. 32. Ein aus dem gefeßgebenden Korps austretendes Mitglied darf 
nur nad Berlauf von einem Jahre wieder in daffelbe eintreten; allein zu je= 
dem andern Staats:Amt, auch zu dem eines Tribund, wenn er fonft dazu er: 
wählbar ift, Bann er fogleich erwäahlt werden. 

Art, 33. Die Seſſion des gefeßgebenden Korps beginnt jedes Jahr am 1. 
. $rimär, und dauert nur 4 Monate; es fann in den 8 übrigen Monaten von 
der Regierung außerordentlihermweife zufammen berufen werden. 

Art. 34. Das gefeggebende Korps giebt dad Gefeg, indem es eine geheime 
Stimmenfammlung vornimmt, und ohne daß feine Glieder in eine Wortverhand« 
lung über die von den Rednern des Tribunats und der Regierung vor ihm er> 
örterten Borfchläge eingeben. 

Art. 35 Die Sigungen des Tribunats und der gefeßgebenden Verſamm⸗ 
fung find öffentlich; bei diefen und jenen kann die Yuzahl der Zuhörer nie 200 
überfteigen. 

Art. 36. Die jährlihe Befoldung eined Tribuns beläuft fih auf 15,000 Er, 
die eines Gefeßgebers auf 10,000 Franks. 

Art. 37. Jedes Dekret des gefegebenden Korps wird am zehnten Tag, 
nachdem es ergangen ift, von dem erften Konſul Fund gemacht, es fey denn, es 
wäre in dieſer IErift als conftitutionswidrig dem Senat heimgeitellt worden. 
Diefes lestere Bann nicht gegen die bereits verfündeten Gefege ftatt haben, 

Art. 38. Die erfte Erneuerung des gefebgebenden Korps und des Tribus. 
nats findet erft im Laufe des Jahrs X. ftatt. 


IV. Titel. 
Bon der Regierung. 


Art. 39. Die Regierung ift dreien, auf 10 Jahre ernannten und allzeit 
wieder erwählbaren Konfuln anvertraut. 

Jeder derfelben wird perfönlih, und mit der bejondern Würde als eriter, 
als zweiter, oder als dritter Konful erwäßlt. 

Die Eonfitution ernennt ald erften. Konful den Bürger Bonaparte, 
oormaligen proviforifhen Konful, als zweiten Konful, den Bürger Eambas 
ceres, abgehenden Minifter der Gerehtigkeitspflege, und als dritten Konful, 
den Bürger Lebrün, bisher Mitglied der Kommiffion des Raths der Alten. 

Für diesmal ift der dritte Konful nur auf fünf Jahre ernannnt. 

Art. 40. Der erſte Konful hat befondere Berrichtungen und Attributionen, 
nöthigenfalls kann er fi für den Augenblick durch einen feiner Collegen in 
der Ausübung derfelben erfegen laſſen. 
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Art. 41. Der erſte Konſul macht die Geſetze kund, er ernennt und entlaͤßt 
nach Willkühr die Mitglieder des Staatsraths, die Miniſter, die Geſandten und 
übrigen Ober⸗Agenten im Auslande, die Offiziere der Land: und See⸗Truppen, 
die Mitglieder der Ortsverwaltungen, die Kegierungstommifiarien bei den Ge: 
richtshoͤfen. Er ernennt alle Criminal und Civil⸗Richter, mit Ausnahme der 
Friedens⸗ und Eaflationd:Richter ; allein er Bann fie nicht abfegen. 


Art, 42. Bei allen übrigen Akten der Regierung baben der zweite und 
dritte Konful berathſchlagende Stimme: fie unterzeichnen das Regiſter dieſer 
Alten, um ihre Gegenwart zu Ponftatiren; und wenn fie wollen, tragen fie auch 
ihre Meinung in daffelbe ein; nachher ift aber die Entiheidung des erften Kon» 
fuls hinreichend. 


Art, 43. Der Gehalt des erften Konfuls ift für das achte Jahr 500,000 
Franks. Jeder der beiden andern Konfuln bezieht einen Gehalt, der den drei 
Zehnteln von dem des erften gleich ift. 

Art. 44. Die Regierung ſchlaͤgt die Gefege vor, und giebt die nöthigen 
Berordnungen, um ihre Bolljiehung zu fihern. 


Art. 45. Die Regierung hat die Direktion über die Einnahmen und Aus: 
gaben des Staats, dem jährlihen Geſetze gemäß, welches den Betrag von bei- 
den feitfet; fie wacht über die Prägung der Münzen, deren Emiffion allein 
von dem Gefeß beftimmt, und deren Gehalt, Gewicht und Gepräg durch dafjelbe 
allein angeordnet wird. 


Art. 46. Wenn die Regierung benacrichtiget ift, daß eine Verſchwoͤrung 
gegen den Staat angezettelt wird, fo fann fie Vorführungs- und Berbhaftungss 
befeble gegen die Perfonen erlaffen, welche im Verdacht ftehen, Urbeber oder 
Mitfhuldige derfelben zu feyn; wenn fie aber in zebn Tagen nad der Ber: 
baftung nicht in Freiheit gefest, oder den ordentlihen Gerichten übergeben 
werden, fo ift der Minifter, welcher den Berbaftbefehl unterfchrieben bat, des 
Verbrechens einer willführlihen Verhaftnehmung fchuldig. 

Art. 47. Die Regierung forget für die innere Sicherheit und die Äußere 
Bertheidigung des Staats; fie vertheilt die Land: und Ser» Madt, und ordnet 
ibre Belimmung an. 

Art. 48. Die National:Garde im Dienfte ift den Verordnungen der öffent: 
lihen Verwaltung, die feßhafte National-Garde nur dem Gefeß unterworfen. 

Art. 49 Die Regierung unterhält die politifhen Verhaͤltniſſe im Ausland, 
feitet die Unterbandlungen, fegt die vorläufigen Bedingungen feſt, unterzeichnet, 
laͤßt unterzeichnen, und fließt alle Friedens, Bündniß-, Waffenſtillſtands⸗, 
Neutralitäts:, Handels: und andere Verträge. 

Art. 50. Die Kriegs-Erflärungen, und Friedens, Bündniß- und Handels» 
Berträge werden wie Gefege vorgefchlagen, verhandelt, befchloffen und bekannt 
gemacht. 

Allein die Verhandlungen und Beratbfchlagungen über diefe Gegenftände, 
fowobl bei dem Tribunat ald dem gefeßgebenden Korps, werden im geheimen 
Ausſchuſſe gehalten, wenn es die Regierung verlangt. 
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Art. 51. Die geheimen Artikel eines Vertrags koͤnnen nie die oͤffentlichen 
Artikel vernichten. 

Art. 52. Der Staatsrath hat unter der Leitung der Konſuln die Geſetz⸗ 
Vorſchlaͤge und die MBerordnungen der öffentlihen Verwaltung aufjufegen und 
die Schwierigkeiten zu löfen, welche in Rüdfiht auf die Verwaltung entite: 
ben Pönnten. 

Art. 53. Unter den Mitgliedern des Staats: Rathk werden immer die 
Kedner gewählt, welche den Auftrag erhalten, im Namen der Regierung vor 
dem gefeßgebenden Korps das Wort zu führen. 

Es werden, um denfelben Gefeß-Borfchlag zu vertheidigen, nie mehr als 
drei diefer Redner abgeſchickt. 

Art. 54. Die Miniſter forgen, daß die Gefege und Verordnungen der 
Öffentlihen Verwaltung vollſtreckt werden. 

Art. 55. Kein Akt der Regierung hat Wirkung ohne die Unterfhrift 
eines Minifters. 

Art. 56. Einem der Minifter liegt insbefondere die Verwaltung des öffent: 
fihen Schages ob: er fihert die Einnahmen, ordnet die Verſchickungen der Geld» 
fummen und die von dem Geſetz angewieienen Zahlungen an. Er kann nichts 
auszahlen laffen als in Gefolg 1) eines Geſetzes, und zwar bis auf die für 
eine Gattung der Ausgaben durd daffelbe angemwiefene Summe; 2) eines Be: 
ihluffes der Regierung; 3) eines ‚von einem ; Minifter unterfhriebenen Zah— 
iungsbefebis. 

Art. 57. Die ausführlihen Rechnungen und Ausgaben jedes Minifters, 
von ihm unterfhrieben und defcheinigt, werden bekannt gemacht. 

Art. 58. Die Regierung Fann zu Staats:Räthen oder Miniftern nur dies 
jenigen Bürger ernennen oder ald ſolche beibehalten, deren Namen fih auf 
der National:Lifte befinden. 

Art. 59. Die für jeden Gemeinde-Bezirf, oder für ausgedehntere Theile 
ded Gebiets angeftellten Orts-Verwaltungen, find dem Minifter untergeordnet. 
Niemand ann Mitglied diefer Verwaltungen werden oder bleiben, ıwenn er 
nicht auf eine von den, im 7. und 8, Artitel genannten Liſten gelegt oder dar» 
auf erhalten wird. 


V. Zitel 
Bon den Gerichtshöfen. 


Art. 60. Feder Gemeinde-Bezirf hat einen oder mehrere Friedens: Rich⸗ 
ter, welche unmittelbar von den Bürgern für drei Jahre ermwählt werden. 

Ihr Hauptgefhäft if, die ſtreitenden Parteien zu vereinigen; gelingt ihnen 
dies nicht, fo laden fie diefelben ein, durch Schiedsrichter ihren Zwift ſchlichten 
zu laſſen. 

Art. 61. In. Eivil-Progeffen giebt es Gerichtshoͤfe für die erfte Inſtan, 
und AppellationsGerichte. Die Einrichtung von beiden wird durch dad Geſetz 
beiimmt, wie auch ihre gerichtliche. Befugniß und der Umfang ihres Bezirke. 
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Art. 62. Bei Verbrechen, worauf eine Pörperlihe und entehrende Strafe 
gelegt ift, läßt ein erftes Gefhwornen« Gericht die Anklage zu oder verwirft 
fie : iſt fie zugelafen, fo fpricht ein zweites Geſchwornen⸗Gericht über die That: 
ſache; und die Richter, aus denen das peinlihe Tribunal befteht , fprechen die 
Strafe aus. Bon ihrem Sprude Fann nicht appellirt werden. 

Art. 63. Das Amt, des Öffentlihen Anflägers bei den peinlichen Gerichten 
wird von dem Kommiffarius der Regierung verfehen. 

Art, 64. Ueber die Berbredhen. auf welche Peine Börperliche oder entehrende 
Strafe gelegt ift,-fprechen die Zuchtpoligeis:@erichte, von denen man an die peins 
lihen Gerichte appelliren kann. 

Art. 65. Für die ganze Republik gibt ed ein Caffations:Gericht; es ent- 
fheidet über die Eafjationd: Begehren gegen die von den Gerichtshöfen in letzter 
Inſtanz ertpeilten Urtheilsſprüche; über die, rechtmäßigen Verdachts oder öffent: 
liher Sicherheit wegen, angebrachten Geſuche, an ein anderes Gericht verwie- 
fen zu werden; über die Klagen wider ein ganzes Tribunal, 

Art. 66. Das Caſſations-Gericht fpricht nicht über den Grund eines Pros 
zeſſes, fondern es vernichtet die Urtheile, wo in dem Rechtsgang die Formalis 
täten verlegt, oder offenbar den Gefegen zuwider gehandelt worden; es ver» 
weißt fodann den Grund des Gerihtöhandeld an das Tribunal, welches darüs 
ber fprehen muß. 

Art. 67. Die Richter, aus weldhen die Tribunale der erften Inſtanz bes 
ftehen, fowie die bei demfelben angeftellten Kommiffarien der Regierung , wer: 
den aus der Gemeinde: oder Departementd-Fifte genommen. 

Die Richter der Appellations:Gerichtshöfe, und die bei denfelben angeftell- 
ten Kommiffarien werden aus der Departements:kifte genommen. 

Die Richter aus denen das Caſſations-Gericht befteht, und die bei demfel: 
ben angeftellten- Kommiffarien, werden aus der National:Lifte genommen. 

Art. 68. Die Richter, die Friedensricter allein ausgenommen, behalten ihr 
Amt Tebtäglih, es fey denn einer wegen Amts» Berlegung verurtheilt, oder 
nicht auf der Lifte der Wahlfähigen erhalten worden. 


VI. Zitel. 
Bon der VBerantwortlihfeit der dffentlihen Beamten. 


Art. 69. Die Amtsverrihtungen der Mitglieder ded Senats, des gefeks 
gebenden Korps, des Tribunats, der Konfuln und der Staatsräthe find keiner 
Berantwortlicpkeit unterworfen. 

Art. 70. Wegen perfönlicher Verbrechen, auf welche Börperliche oder ent» 
ebrende Strafen gefegt find, wenn fi ein Mitglied des Senats, des Tribunats, 
des gefeßgebenden Korps oder des Staatsraths derſelben ſchuldig macht, fol 
len diefe vor den gewöhnlichen Gerichten belangt werben, nachdem vorher das 
Korps, worein der Beichuldigte gehört, nach einer fürmlichen Berathſchlagung 
die Vollmacht dazu gegeben. 

Art. 71. Die wegen Privatverbrechen, auf welche Pörperliche oder enteh⸗ 
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rende Strafen geſetzt find, angeſchuldigten Miniſter, werden als OR des’ 
Staats⸗Raths angejeben. 

Art. 72. Die Minifter find verantwortlib, 1) für jeden von ihnen un⸗ 
terfhriebenen und von dem Senat ald conftitutionswidrig erBlärten Akt der 
Regierung; 2) für die Nichtvollſtreckung der Gefege und der Verordnungen der 
öffentlihen Verwaltung ; 3) für die befondern von ihmen ertheilten Befehle, 
wen diefe der Eonftitution, den Gefegen und Berordnungen zumider find. 

Art. 73. In den Fallen des vorigen Artikels ſchuldigt das Tribunat den 
Minifter durd einen Akt an, über welchen das geſetzgebende Korps in der ge 
wöhnlihen Form berathichlagt, nachdem es den Angeihuldigten angehört oder 
vorgefordert bat. Der durch ein Dekret des gefeßgebenden Korps vor Gericht‘ 
gezogene Minifter, wird von einem hoben Gerichtshof, ohne daß Appellation 
oder Kaſſation ftatt fände, gerichtet. 

Diefer bobe Gerichtshof befteht aus Richtern und Gefchwornen. Die Kids 
ter werden von dem Kaflationsgericht aus defien Mitte felbft gewählt; die Ge» 
ſchwornen werden aus der National:Lifte genommen: dies alles nad den durch) 
das Geſetz beftiimmten Formen. 

Art. 74. Die Civil: und peinlihen Richter, wegen Verbrechen, die auf 
ihre Amtöverrichtung Bezug haben, werden vor den Gerichten belangt, vor 
welche fie das Kaffationsgericht verweifet, nachdem es ihre Afte vernichtet bat. 

Art. 75. Die Agenten der Regierung, ausgenommen die Minifter, dürfen 
nur in Kraft einer Entiheidung des Staats⸗-Raths wegen Thatfahen, die auf 
ihr Amt Bezug haben, belangt werden. In diefem Falle findet die Belan- 
gung vor den gewöhnlichen Tribunalen ftatt. 


vH. Zitel 
Allgemeine Verfügungen, 


Art. 76. Das Haus einer jeden auf fraͤnkiſchem Boder wohnenden Per⸗ 
ſon, iſt eine unverletzliche Freiſtatt. 

Waͤhrend der Nacht hat niemand das Recht hineinzugehen, als im Falle 
einer Feuersbrunſt, einer Ueberſchwemmung oder wenn von innen um Hilfe ge⸗ 
rufen wird. 

Den Tag über kann man wegen eines beſondern Gegenſtandes, der durch 
ein Geſetz oder einen von einer oͤffentlichen Gewalt herruͤhrenden Befehl bes 
ftimmt feyn muß, in daffelbe eingehen. 

Art. 77. Um den Akt, weldyer die Verhaftung einer Perfon befiehlt, voll» 
ſtrecken zu Pönnen, muß itens ausdrüdlic die Urfache der Berhaftung, und das 
Geſetz, kraft defien fie befohlen üft, angegeben feyn; 2tens muß er von einem 
Beamten ausgefertigt feyn, dem das Geſetz foͤrmlich Ddiefe Gewalt verleiht; 
3tend muß er der verhafteten Perfon angedeutet, und ihr eine Abfchrift davon 
gelaffen werden. 

Art. 78. Der Hüter oder Kerkermeifter darf keine Perſon aufnehmen, oder ein⸗ 
gefperrt halten, wenn er nicht vorher den At, Praft defiendie Verhaftung geſchehen, 


in fein Regiſter eingetragen bat. Diefer Akt muß ein in der durch vorfiehenden 
Dr. Siebenpfeiffer’s 9 
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Artifel vorgefchriebenen Form abgefaßter Befehl, oder eine Verhaft⸗Ordonnanz 
oder ein Anklage-Dekret, oder _ein Urtheildfpruch feyn. 
° Art. 79. Jeder Aufieher der Gefangenen oder Kerfermeifter ift gehalten, 


. ohne daß irgend ein Befehl ihn davon losfagen Bönnte, die verbaftete Perfon 


dem Civil:Beamten, der die Polizei des Gefängnifies hat, vorguführen , fo off 
ed diefer Beamte verlangt. 

- Art. 80. Den Berwandten und Freunden der verhafteten Perſon, wenn 
fie einen Befehl des Civil-Beamten vorweiſen, kann die Darſtellung derſelben 
nicht verweigert werden; und dieſen Befehl iſt jener immer gehalten zu er» 
theilen, ed fey denm, der Aufſeher der Gefangenen lege eine Ordonnan; des 
Richters vor, die Perfon in geheimer Haft zu halten. 

Art. 81. Alle die, welche, ohne daß fie durch das Geſetz die Gewalt in Haft neh» 
men zu laflen, empfangen haben, die Verhaftung irgend einer Perſon verords 
nen, unterichreiben, oder vollftreden; alle die welche, fogar im Fall einer durch 
das Geſetz befugten Verhaftung, die verbaftete Perfon in einem nict öffent: 
lich und gefegmaßig zum Gefängnig beftimmten Orte aufnehmen oder darin bes 
halten, und alle Gefangenwärter und Kerkermeifter, welhe den Verfügungen 
der drei vorbergehenden Artikel zumider handeln, find des Verbrechens willführ- 
licher Berhaftung fhuldig. 

Art. 82. Alle bei der Berbaftnehmung, während der Haft und bei der 
Urtheilsvollftrefung angewandte Strenge, die das Gefer nicht berechtiget, iſt 
ein Verbrechen. 


Art. 83. Jede Perſon bat das Recht, perſoͤnliche Geſuche bei jeder conſti⸗ 
tuirten Gewalt, und bejonders bei dem Tribunat einzureichen. 
Art. 84. Die bewaffnete Macht ift an und für fi gehorchend; Bein bes 
waffnetes Korps darf berathſchlagen. 
Art. 85. Die Verbrechen der Militäre find befondern Gerichten und einer 
befondern Prozeß-Form unterworfen. 
Art, S6. Die fraͤnkiſche Nation erklärt, daß allen bei der Vertheidigung 


des Baterlandes verwundeten Kriegern Penfionen gereicht werden follen, wie auch 


* 


den Wittwen und Kindern der auf dem Schlachtfelde oder an den Folgen ihrer 
Wunden geſtorbenen Krieger. 

Art. 87. Den Kriegern, welche im Streite für die Republik wichtige 
Dienfte geleiftet, follen National-Belohnungen zuerfannt werden. 

Art. 88. Ein National-Inftitur iſt beauftragt, die Entdeckungen zu ſam—⸗ 
meln, und die Künfte und Wiſſenſchaften zu vervollfommnen. 

Art. 89. Eine Eommiffion der Mational:Comptabilität ordnet und unters 
fuht die Einnahmen und Ausgaben der Republik. Diefe Commiffion befteht 
aus fieben von dem Senat aus der National:kifte gewählten Mitgliedern. 

Art. 90. Ein conftituirted Korps kann nur in einer Gigung, wo wenig, 
ftens zwei Drittheile ver Mitglieder anmwefend find, eine Berathichlagung nehmen. 

"Art. 91. Die Regierung der —— Kolonien wird durch beſondere 
Geſetze beſtimmt. 

Art. 92. Im Falle einer Empoͤrung mit —— Hand, ir die Si⸗ 
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cherheit des Staats bedrobender Unruhen, Bann das Gefeg an den Orten und 
für die Zeit, welche ed beftimmt, den Gang der Eonftitution unterbrechen. 

Diefe Unterbrechung kann in denfelben Fällen, wenn das geſetzgebende Korps 
in der eier if, durd einen Schluß der Regierung erklärt werden, jedod mu} 
durd einen Artikel deſſelben Schluffes dieſes Korps. in der Fürzeften Zeitfrijt 
jufammenberufen werden. 

Art. 93. Die fränfifhe Nation erklärt, daß fe in Peinem Falle die Rüt- 
Behr derjenigen Franken geftatten. wird, weldye feit dem 14. Julius 1789 Frank: 
reich. verlaffen haben, und niht in den Ausnahmen begriffen find, welche die 
gegen die Ausgewanderten ergangenen Gefege anführen: fie unterfagt jede neu: 
Ausnahme in diefem Punkt! 

Die Güter der Audgewanderten bleiben unwiderruflid zum Beiten der 
Republik eingezogen. 

Art. 94. Die fraͤnkiſche Nation erMärt, daß nach einem gefeßmäßig voll- 
zogenen Verkaufe von National:Gütern, welches aud ihr Urfprung feyn mag. 
der rechtmäßige Käufer nit aus dem Befiß derfelben gefegt werden Bann; 
unbefchadet der Schadlospaltung, welde die anderwärtigen Anfpruhmadenden, 
wenn der Anſpruch Grund bat, an den National:Schag begehren koͤnnen. 

Art. 9. Die gegenwärtige Conſtitution foll ſogleich dem fraͤnkiſchen Bolfe 
jur Annahme dargeboten werden. 

Gefheben zu Paris, den 22. Frimaͤr Jahr VIII. der Ifränfifhen ein und 
unzertbeilbaren Republif, 





Indem ich weiter zuruͤckgehe, ſtoß' ich auf die Erflärung der 
Rechte und Pflichten des Menfchen und Bürgers: ein merfwürbis 
ges Aktenſtuͤck, aber kein Geſetz; ich übergehe ed hier und wende 
mich zur Gonftitution vom Jahr III, welche ebenfalls vollſtaͤn⸗ 
Dig bier abgedrucdt werden muß. 


Art. 1. Die fränfifhe Republik ift Eines in fih und untheilbar. 
Art. 2. Alle franfifhen Bürger zufammen genommen machen den Sou— 


verän aus. 


. Titel. 
Einthbeilung des fränfifgen Gebietes. 
Art. 3. Frankreich wird in ...... Departemente eingetheilt. 


Dieſe Departemente ſind: Ain,/ Aisne, Allier, Nieder-Alpen, Ober:Alpen, 
See⸗Alpen, Ardeche, Ardennen, Ariege, Aube, Aude, Aveyron, Bouches⸗du⸗Rhone 
(Rhone: Mündungen), Calvados, Cantal, Charente, Nieder-Charente, Cher, 
Coreze, Cote⸗d'or, (Gold⸗Huͤgel), Cotesdu-Mord (Nord⸗Küſten), Creuſe, Dor⸗ 
dogne, Doubs, Drome, Eure, Eure und Loir, Finiſtere, Gard, Dber-Garonne, 
Sers, Gironde, Solo, Herault, Ile und Bilaine, Indre, Indre und- Zoire, 
Sfere, Zura, Landes, Liamone, Loire und Eher, Loire, Ober-Loire, Unter-Loire, 
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Loiret, Lot, Lot und Garonne, Lozere, Maine und Loire, Manche (anal), 
Marne, Ober Marne, Mayenne, Meurthe, Maas, Mont-Blanc (der weiße 
Berg), Mont:Terrible (der fihredlihe Berg), Morbiban, Moſel, Nievre, Nord, 
Dife, Orne, Pas:de:Ealais, Puy:de-Dome, Unter⸗Pyrenaͤen. Ober: Pyrenäen, 
Deftlihe Pyrenaͤen, Nieder-Rhein, Ober⸗Rhein, Rhone, DOber:Saone, Saone 
und Loire, Sarthe, Seine, Unter-Seine, Seine und Marne, Seine und Oiſe, 
Beyde Sevre, Somme, Tarn, Bar, Vaucluſe, Vendee, Vienne, Ober⸗Vienne, 
Wasgau, Donne...... 

Art. 4. Die Graͤnzen der Departemente koͤnnen von der geſetzgebenden 
Verſammlung abgeändert oder berichtiget werden; in dieſem Falle aber dürfen 
dem Umfang eines Departements nicht mehr als hundert Quadrat: My, 
riameter (400 mittlere fräntifhe Quadrat: Meilen *)) in der Oberfläche ge- 
geben werden. 


Art, 5. Jedes Departement ift in Kantone, jeder Kanton i in Gemein 
Den abgetbeilt. 

Die Kantone behalten ihren gegenwärtigen Umfang. 

Ihre Gränzen Pönnen jedoch von der gejeßgebenden DBerfammlung abge: 
ändert oder berichtigt werden. In diefem Falle aber darf Peine Gemeinde dei 
Kantons weiter als einen Myriameter (zwey fränkifche Meilen weit, davon 
jede 2566 Toifen lang ift), von dem Hauptorte deſſelben entfernt feyn. 

Art. 6. Die fränfiihen Kolonien machen einen wefentlihen Theil des 
fränfifhen Freyftaates aus, und find. den nämlichen Eonftitutions » Geſetzen 
unterworfen. 

Art. 7. Sie werden auf folgende Art in Departemente eingetheilt: 

St. Domingo. Die gefeggebende Verfammlung fol diefe Infel in De 
partemente eintheilen, deren nicht weniger ald vier, und nicht mehr ald 
ſechs feyn dürfen. 

Guadeloupe, Marie-Galande, Defirade, les Saintes, und 
der franfiihe Antheil von Saint Martin... 

Martinique. 

Das franfiihe Guyana und Cayenne. 

Sainte Lucie und Tabago. | | 

!islesde: France, led Seyhelles, Rodrigue, und die Beſitzun⸗ 
gen von Madagascar. 

islesde: Reunione (die Vereinigungs-Infel). 


Les Indes orientales, Pondicheri, Ehandernagor, Mabe 
Karical und die nod übrigen Niederlagen. 


1. Tit el. 
Bon dem Bürger:Redte. 


Art. 8. Geber Menic der in Frankreich geboren, und dafeldft feinen Wohnſitz 
aufgefhlagen, der feine 21 vollen Jahre zurücgelegt, und ſich in das Bürger» 





*) Die mittlere fränkiſche Meile it 2566 Zeifen lang; 
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Regifter feines Kantons. hat einfhreiben laffen, der hernach ein ganzes Jahr 
lang in dem Gebiete der Republik wohnhaft geblieben, und der eine unmittel» 
bare — es fey nun eine Grund» oder Perſonal ⸗Abgabe — entrichtet, ift ein 
franfifher Bürger. 

Art. 9. Fraͤnkiſche Bürger find ferner — ohne alle Rückſicht auf öffentliche 
Abgaben — alle Franken, die zur Gründung der Republiß, einen oder 
mehrere Feldzuge mitgemacht haben. 


Art. 10. Der Fremde wird fränfifher Bürger, wenn er — nah Zurud- 
legung feiner 21 vollen Fahre, und nad jeiner Erflärung, daß er fi in Frank» 
reih niederlaffen wolle — 7 Jahre hinter einander, feinen Wohnſitz daſelbſt 
aufgeihlagen: dabei muß er noch eine unmittelbare Abgabe an den Staat be 
zahlt haben , und außerdem ein liegendes Gut zum Eigenthum befigen, oder 
YAderbau oder Handlung treiben, oder eine fränfifhe Bürgerin gebeira- 
thet haben. 

Art. 11. Die fränkifhen Bürger baben allein das Recht in den Ur:Ber- 
fammlungen zu ſtimmen, und dürfen allein zu den öffentlihen Aemtern berus 
fen werden, welche die Eonftitution (Staats⸗Verfaſſung) errichtet. 


Art. 12. Man verliert die Rechte des fränfifhen Bürgers, 
1 Benn man fi in fremden Ländern naturalifiren läßt; 
D Wenn man fi in irgend eine fremde Korporation aufnehmen läßt, bei 
welcher man auf einen Unterfchied der Geburt fieht, oder religiöfe Ge⸗ 
lübde fordert; 
3) Wenn man Nemter oder jährlihe Gehalte von einer fremden Regierung 
annimmt ; 
4) Wenn einer zu Pörperlihen oder entehrenden: Strafen ift verurtheilt wor⸗ 
den, fo lange naͤhmlich, bis er wieder in feine vorige bürgerliche Würde 
eingefegt wird. 


Art. 13. Es darf einer die bürgerlihen Rechte fo lange nicht ausüben, 

1) Als es ihm durch einen richterlihen Spruch, deßwegen nämlich, ift un 
terfagt worden, weil er mit der Wuth behaftet, weil er feiner Bernunft 
beraubt, oder blödfinnig ift; 

2) Ns einer erklärt bat, er Pönne feine Schulden nicht bezahlen, oder fo 
lange er ein unmittelbarer Erbe eines folhen Falliten bleibt, oder fo 
lange er ohne läftige Bedingungen, die ganze Hinterlafenfchaft des Hal» 
liten, oderTeinen Theil derfelben zurüdbehält; 

3) Als einer fih um einen Lohn als Bedienter verdungen, und fih zum 
Dienfte einer Perfon oder in einem Hausweien gebrauchen läßt; 

4) Als eine gerichtliche Klage gegen einen ergangen, und er fid nicht dage⸗ 
gen gerechtfertiget bat; 

5) Als einer gerichtlich verurtheilt worden, weil er ſich nicht vor Gericht ge 
ftellt Hat, nachdem er vor daffelbe vorgeladen worden — fo lange nim« 
lich das Urtheil nicht aufgehoben ift. 

Art. 14 Niemand verliert feine Bürgerrechte, oder wird in Ausübung 
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derfelben gehindert, als in denjenigen Fällen, die in den beiden m. 
Artikeln angezeigt find. *) 

Art. 15. Ein jeder Bürger, der fieben Jahre lang hinter — außer 
dem Gebiete der fraͤnkiſchen Republit wohnhaft war — ohne, im Namen der 
Nation, eine Sendung erhalten zu haben, oder dazu berechtigt worden zu feyn — 
wird aldein Fremder angeſehen; er wird nicht eher wieder fränfifher Bürger, als 
nachdem er alle Bedingungen erfüllt hat, die im 10. Artikel vorgefchrieben find. 

Art. 16. Die jungen Leute dürfen nicht ind Bürger-Regifter eingefchrieben 
werden, als wenn fie beweijen, daß fie lefen und ſchreiben Pönnen, und eine Pros 
fefiion erlernt haben. 

Die Arbeiten des Aderbaued gehören auch zu den Profeflionen. 

Diefer Artitel wird erft von dem zwölften Jahr der Republik an in Auss 
übung gefeßt. 


I. Titel 
Ur-Berfoammlungen. 


Art. 17. Die Bürger, die mit einander in dem nämlichen Kantone wohn: 
baft find, bilden die Ur-Verſammlung diefed Kantons. ) 

Man erlangt das Recht, in diefen Ur-Berfammlungen ftimmen: zu dürfen 

— in fo fern es nämlidh vom Wohnfig abhängt — blos dadurd, dag man ein 
ganzes Jahr lang in dem Kantone gewohnt bat; und man 5 verliert baffelbe nur, 
wenn man ein ganzes Jahr aus demfelben abwefend gemeien. 

Art. 18. Niemand darf in den Ur: Berfammlungen feine Stelle durch einen 
andern einnehmen laffen, nody für den namlihen Gegenftand in mehr als einer 
dieſer Berfammlungen ftimmen. 

Art. 19. In jedem Kantone ift wenigftens eine Ur-Berfammlung. 

Befinden ſich mehrere Ur-Verſammlungen in einem Kantone, fo muß jeder 
derfelben wenigſtens aus vierhundert und fünfzig, und darf hoͤchſtens aus neun 
bundert Bürgern befteben. ’ 

Unter diefen Zahlen find fämmtlihe Bürger begriffen, die das Recht zu 
fimmen haben; fie mögen gegenwärtig oder abmefend ſeyn. 

Art. 20. Die Ur: Berfammlungen eröffnen ſich einjtweilen als folhe dadurch, 
daß der älteite der gegenwärtigen Bürger den Borfig nimmt, und NENNE 
die Secretärsdienfte verfieht. 

Art. 21. Die Ur:Verfammlungen werden ald volltommen eingerichtet an> 
erkannt, fobald fie dur Stimmzettel einen Präfidenten, einen GSecretär und 
drei Stimmenfammler ernannt baben. 

Art. 22. Wenn Schwierigkeiten entftehen, ob jemand die nöthigen Eigen: 
fchaften in fih vereinige, um. in einer Verſammlung flimmen zu dürfen; fo 
fpriht die Berfammlung vorläufig darüber. Demjenigen, über den die Ber: 
fammlung ein abfchlägiges Urtheil gefällt hat, fteht ed aber frey, an den Civil: 
Gerichtshof des Departements zu appelliren , der darüber zu enticheiden hat, 





2) Urtifel 12 und 13, 
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Art. 23. In allen andern Fällen enticheidet die gefeßgebende Berfamm- 
lung allein darüber, ob die Berpandlungen der Ur: Berfammlungen gültig 
find, oder nicht. 

Art. 24. In den Ur:Berfammlungen darf niemand mit Waffen erſcheinen. 

Art. 25. Die Polizei in iprem Innern if ihnen ſelbſt anvertraut. 

Art. 26. Die Ur: Berfammlungen treten zufammen, 

1) Um die Abänderung der Conſtitutions-Urkunde, welche von den Revi⸗ 
ſions⸗Verſammlungen find vorgeſchlagen werden, anzunehmen oder 
zu verwerfen. 

2) Um die Wahlen vorzunehmen, die ihnen kraft der Conſtitutions-Ur— 
Punde zukommen. 

Art. 277. Sie fammeln fih von Rechts wegen am 1. Germinal eines jes 
den Jahres, und ichreiten, wenn der Fall eintrifft, zur Ernennung 

1) Der Mitglieder der Wahlmänner::Berfammlung; 

2) Des Friedens: Richters und feiner Beiliger ; 

3) Des Prälidenten der Municipal-Bermaltung im Kantone, oder den Mu: 
nicipal» Beamten in den ‚Gemeinden, die über fünftaufend Einwoh— 
ner baben, 

Art. 23. Sobald diefe Wahlen vorbei find, fommen unmittelbar bernady 
in den Gemeinden, worin weniger als fünftaufend Einwohner ſich befinden, 
die Semeinde-Verſammlungen zufammen, um ihre Agenten und die Adjunfte 
derſelben zu mwäblen. 

Art. 29. Alles ift null und nichtig, mas in den Ur:Berfammlungen’ vor 
gebt, ohne den Gegenftand zu betreffen, warum fie zufammenberufen worden, 
und was gegen die Formalitäten ftreitet, die in der Eonftitution beftimmt find. 

Art..30. Sowohl die Ur: als Gemeinde »Beifammlungen nehmen Peine 
andere Wahlen vor, als diejenigen, die ihnen Praft der Eonftitutions:Urfunde 
jzutommen. 

Art. 31. Ale Wahlen gefheben dur geheime Stimmzettel. 

Art. 32. Ein jeder Bürger, welcher gefeglih übermwiefen wird, daß er in 
den Ur» und Gemeinde »Berfammlungen feine Stimme verkauft oder eine 
andere getauft hat — wird auf zwanzig Jahre von allen Ur: und Gemeinde» 
Berfammlungen, wie auch von allen öffentlichen Aemtern ausgeſchloſſen: verfällt 
er noch einmal in den nämlichen Fehler, fo gilt diefe Ausfchließung auf Zeit Lebens. 


IV. Titel. 
Berfammlungen der Bahlmänner. 


Art. 33. Eine jede Ur-Berfammlung ermwählt einen Wahlmann auf jede 
jwei bundert Bürger, welche — fie mögen gegenwärtig oder abweiend ſeyn — 
in zedachter Berfammlung zu ftimmen das Recht haben. 

Bis auf die volle Zahl dreihundert wird nur ein Wahlmann ernannt. 

Man ernennt zwei Wahlmänner von dreifundert und einem Bürger an 


>46 auf fünfhundert. 
Drei von fünfpundert und einem an bis auf fiebenhundert. 
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Bier von ſiebenhundert und einem. an bis auf neunhundert. 
Art. 34. In jedem Sabre ernennt man neue Wahlmäriner die nämlihen 
dürfen erft nach zweien Jahren wieder gewählt werden. 


Art. 35. Um ald Wahlmann ermäblt werden zu dürfen, muß man fünf 
und zwanzig volle Jahre haben, und mit den Eigenidaften — die 
nothwendig find, um die Rechte eines fränfifhen Bürgers ausüben zu dürfen = 
noch eine der folgenden Bedingungen in ſich eereinigen: . 


Sn den Gemeinden, die mehr ald fechd taufend Seelen habe, muß einer 
entweder Eigenthümer oder Nußniefer eines liegenden Gutes feyn, wovon der 
jährlihe Ertrag in dem Orte felbft auf fo viel gefhäst wird, als ein Tagloͤ hner 
in zweihundert Tagen verdienen Bann; oder er muß einen Haus;ins bezahlen, 
der auf fo viel gefhägt wird, als ein Taglöhner in hundert und fünfzig Tas 
gen verdienen Bann; oder er muß einen Zins von einem liegenden Gute ent 
richten, der auf foviel gefhägt wird, als ein Taglöhner in zmweihundert Tagen 
verdienen kann; 


Sn den Gemeinden-, die weniger als fechötaufend Einwohner haben‘, muß 
einer entweder Eigenthümer oder Nusnießer eines liegenden Gutes feyn, wo» 
von der jährlihe Ertrag in dem Drte felbft auf fo viel gefhägt wird, als ein 
Taglöhner in hundert und fünfzig Tagen verdienen kann; oder er muß einen 
jährlihen Hauszins bezahlen, defien Betrag auf fo viel geſchaͤtzt wird, als ein 
Taglöhner in hundert Tagen verdient; oder er muß einen Zins von einem lie: 
genden Gute entrichten, ter auf fo viel gefägt wird, als ein Taglöhner in 
hundert Tagen verdienen kann; 


Und auf dem Lande muß er Eigenthümer oder Nusnießer eines Gutet 
feyn, deſſen jährliher Ertrag auf fo viel gefhägt wird, ald ein Taglöhner in 
diefem Drte in hundert und fünfzig Tagen verdienen kann; oder er muß Pach⸗ 
ter oder Mever ſolcher liegender Güter ſeyn, deren jaͤhrlicher Ertrag auf fo 
viel gefhägt wird, als ein ee in diefem Orte in zweihundert Tagen 
verdienen Pann. 


Was folhe Perfonen betrifft, die Eigentyuimer oder Nusnießer find, und 
zugleih auch Miethzinje bezahlen, oder Pächter oder Meyer find, fo muß ihr 
Vermögen, nad) diefen vericiedenen Rüdfihten zufammengenommen, berechnet 
werden, um zu fehen, ob ihr geſammtes jährlibes Ginfommen ſich jo hoch 
beläuft, als nötbig ift, um gewählt werden zu koͤnnen. 

Art. 36. Die Wahlmänner eines jeden Departements verfammeln fi den 
20. Germinal eines jeden Jahres, und endigen — längftens in zehn Tagen, 
und ohne ihre Berfammlungen weiter hinaus verlängern zu dürfen — alle 
Wahlen, die fie vorzunehmen haben; nach diejem find diefe Berfammfungen von 
Rechts wegen aufgelöiet. 

Art. 57. Die Verſammlungen der Wahlmanner vürfen fich mit Peinen 
andern Gegenftänden beihäftigen, ald mit den Wahlen, die ihnen aufgetragen 
find; fie dürfen feine Addreſſen, Peine Petitionen, Peine Deputationen weder 
fenden noch annebmen. 
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Art. 38. Die Berfammlungen der Bablmänner dürfen Peinen Berkehr 
mit einander haben. 

Art. 399. Kein Bürger, der jemals Wahlmann geweſen, darf diefen Titel 
annehmen, nod fi in der Eigenihaft eines Wahlmannes mit denjenigen ver» 
einigen, die mit ihm Mitglieder der naͤmlichen Wahlmanner » Berfammlung ge» 
meien find. | 

Wer den gegenwärtigen Artikel übertritt, thut einen "Eingriff in die allge 
meine Sicherheit. " 

Art. 4). Die Artikel 18, 0, A, 3, A, 3, 9, %, 31 und 32 
des vorbergebenten Titels über die Ur» Berfammlungen follen aud auf die 
Bablmännner: Berfammlungen ausgedehnt werden. 

Art. 41. Die Bahlmänner » Berfammlungen erwäblen, fo wie der Fall 
eintrifft : 

1) Die Mitglieder der gefeßgebenden Berfammlung; nämlich: zuerft die 
Mitglieder des Raths der Nelteften; nachher die Mitglieder des Rath 
der Fünfhundert; 

2) Die Mitglieder des Caſſations⸗Gerichtes; 

3) Die Hod-Geihwornen; 

4) Die Departements: Berwalter ; 

5) Den Präfidenten, den oͤffentlichen Anklaͤger und den Schreiber des Eri- 
minal:Gerichtshofes ; 

6) Die Richter der Eivil-Gericte; 

Art. 42. Wenn die Wablmänner : Berfammlungen einen Bürger waäblen, 
um an die Stelle eines Beamten zu Ireten, der mit Tod abgegangen, freiwillig 
eine Entlafjung gegeben oder abgelegt worden; fo ift diefer Bürger nur für 
Diejenige Zeit ernannt, melde der abgegangene Beamte noch in feinem Amte 
zu bleiben batte. 

Art. 43. Der Kommiffär des Bollziebungs:Direftoriums bei jeder Depar⸗ 
temental:Bermaltung it — hei Strafe der Abiegung — verbunden, dem Di—⸗ 
reftorium von der Eröffnung und der Schließung der Wahlmänner: Berfamm: 
lungen Nadriht zu geben: Diefer Kommiffar darf die Operationen weder 
aufbalten, noch bemmen, noch in den Ort ihrer Sitzungen binein geben; er 
bat aber das Recht zu begebren, daß ihm der Berbal:Prozeß über jede Sitzung 
»ier und zwanzig Stunden hernach mitgetheilt werde; und dann ift er verbun» 
den, dem Direktorium jede Berlegung foͤrmlich anzuzeigen, die gegen die Eon» 
kıtutions-lirfunde möchte vorgenommen worden feyn. 

In allen Fällen ſpricht die‘gefeßgebende Verſammlung allein darüber, ob 
Die Dperationen der Wahlmäuner: Berfammlung gültig find, oder nicht. 


Vv Titel. 
Gefeggebende Gewalt. 
Allgemeine Verfügungen. 


Art. 44. Die gefeßgebende Verſammlung beitept aus dem Rath der 
Aelteſten und aus dem Rath der Fünfhundert. 
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Art. 45 Die geſetzgebende Verſammlung darf in keinem Falle, weder eis 
nem noch mebreren ihrer Mitglieder, noch irgend fonft jemanden, einen Theil 
derjenigen Gewalt Übertragen, die ihr, fraft gegenwärtiger Eonftitution, zukommt. 


Art. 46. Sie darf weder felbft noch durch Perfonen, die von ihr abgeord« 
net find, weder die vollziehende, noch die richterlihe Gewalt ausüben. 

Art. 47. Man darf nicht Mitglied der gefengebenden DBerfammlung feyn, 
und zugleich fonft irgend ein anderes Öffentlihes Amt — ed fey denn das Amt 
eines Archivars der Republik — bekleiden. 


Art. 48. Wenn Öffentlihe Beamten zur gefeßgebenden Berfammlung ge— 
wählt werden, fo beftimmt das Geſetz die Art und Weife, wie ihre bisherigen 
Aemter entweder wirflih mit — beſetzt, oder nur einſtweilen Andern übers 
tragen werden ſollen. 


Art. 49. Jedes Departement ernennt — jedoch nur nach Verhaͤltniß ſeiner 
Bevölferung — Mitglieder zum Rathe der Aelteſten, und zum Rathe der 
Fünfhundert, 

Art. 50. Nach den Bevoͤlkerungs-Liſten, welche der gefengebenden Ber: 
fammlung zugeſchickt werden, beftimmt diefelbe alle zehn Jahre die Anzahl der 
Mitglieder, welche jedes Departement zum Rathe der Xelteiten und zum 
Rathe der Fünfhundert zu ernennen hat. 

Art, 51. Während der Zwifchenzeit darf in diefem Austheiler Beine Ab« 
änderung getroffen werden. 

Art. 52. Die Mitglieder der gefeßgebenden Verſammlung find nit Re— 
präfentanten ded Departements, welches fie ernannt hat, fondern der ganzen 
Mation; und ed kann denſelben Fein befonderer Auftrag gegeben werden. 

Art, 53. Beyde Raths-Verſammlungen werden jährlih um ein Drit 
tel erneuert. 

Art. 54. - Die Mitglieder, die nad dreien Fahren abgehen, dürfen fogleich wieder 
für die drei folgenden Jahre gewählt werden. Naher aber wird ein Zwiſchen⸗ 
raum von zweien Jahren erfordert, um aufs Neue gewählt werden zu Pönnen. 

Art. 55. In Peinem Falle darf einer langer ald ſechs Jahre hinter einan- 
der Mitglied der geſetzgebenden Berfammlung feyn. 


Art. 56. Wenn eine der beiden Rathd:Berfammlungen, durch außeror-: 
dentlihe Umftände, auf eine Anzahl berabgebracht wird, die weniger ald zwei 
Drittel ihrer Mitglieder ausmacht; fo giebt diefelbe dem Vollziehungs⸗Direkto⸗ 
rium Nachricht davon. Diefes ift dann verbunden, unverzüglih die Ur Ber: 
faınmlungen der Departemente zufammen zu berufen, welche, vermöge diefer 
Umftände, neue Mitglieder zur gefeggebenden Berfammlung zu ernennen haben: 
die Ur:Verfammlungen ernennen dann auf der Stelle die Wahlmänner, welche 
zu den Wahlen der Stellen fihreiten, die .erfegt werden müſſen. 


Art. 57. Die Mitglieder, welche für den einen oder für den andern Rath neu 
erwaͤhlt worden find, vereinigen fih den 1. Vrärial eines jeden Jahres, in dere 
jenigen Gemeinde, die von der vorhergehenden gefeßgebenden Verſammlung da: 
zu angezeigt worden ift, oder in der hämlichen Gemeinde, wo diefe ihre legten 
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Sigungen gehalten, wenn Peine andere zur Verfammlung der neuen Geſetzge—⸗ 
bung ift auserfehen worden. 

Art. 58. Die beiden Raths⸗Verſammlungen haben immer in der nemlichen 
Gemeinde ihren Gig. 

Art. 59. Die gefeßgebende Berfammlung ift immermwährend; dennoch kann 
ſie ihre Sitzungen auf gewiſſe, von ihr anzuzeigende, Zeitpunkte, verſchieben. 

Art. 60. In keinem Falle dürfen die beiden Raths⸗Verſammlungen in 
einem und eben demfelden Saale zufammen kommen. 

Art. 61. Das Präfidenten:Amt und das Amt der Sefretäre darf weder bei 
der einen, noch bei der andern Raths⸗-Verſammlung, länger als einen Mo» 
nat dauern. 

Art. 62. Die beiden Raths-Berfammlungen haben jede für fi) insbefon- 
dere das Recht, die Polizei in dem Drte ihrer Sigungen und in dem dußern 
Umfange, den fie deſtimmt haben, auszuüben. _ 

Art. 63. Jede Raths-Berfammlung bat für ſich ES das Recht, 
die Polizei über ihre Mitglieder auszuüben. Sie dürfen aber Feine fchärfere 
Strafen erkennen, ald die Eenfur, ben Arreft auf acht Tage, und eine dreis 
tägige Einthürmung. 

Art. 64. Die Sigungen der einen und der andern Raths:Berfammlung find 
Öffentlih. Die Zuhörer dürfen nicht mehr an der Anzahl feyn, als die Hälfte 
der Mitglieder beträgt, die zu jeder Raths:Berfammlung gehören. 

Die Protofolle der Sitzungen werden gedrudt. 

Art. 65. Bei jeder Berathſchlagung werden die Stimmen dur Aufftehen 
und Sigenbleiben gegeben. Iſt der Hal zweifelhaft, fo wird ein namentlicher 
Aufruf vorgenommen ; danrı werden aber die Stimmen geheim gegeben. 

Art. 66. Wenn in irgend einer Raths-Verſammlung hundert Mitglieder 
ed begehren, jo kann diefelbe in einen allgemeinen und geheimen Ausfhuß zu» 
fammentreten;; blos aber um die Erörterung einer Sache vorzunehmen, und 
nicht um über diefelse eine entſcheidende Beratbichlagung zu halten. 


Art 67. Weder die eine, noch die andere Raths-Verſammlung darf in ihrer 
Mitte einen immerwährenden Ausfhuß ernennen. 

Seder Rath hat nur dad Recht — wenn ed ihm deucht, daß eine gewiſſe 
Materie verdiene, vorläufig vorbereitet zu werden — eine gan; eigene Roms» 
miſſion unter feinen Mitgliedern zu ernennen, die blos allein bei dem Gegen» 
ftand ftehen bleibt, um deffen willen fie ernannt worden it. 

Diefe Kommiffion gebt fobald wieder auseinander, ald die Kathe: Berfamm: 
lung über den Gegenſtand gefproden bat, der ihr ift aufgetragen worden. 

Art. 68. Die Mitglieder der gefeßgebenden Berfammlung erhalten eine 
jäbrlihe Entfhädigung. Sie ift, für jede der beiden Raths-Verſammlungen, 
auf den Werth von dreitaufend Myriagrammen Weisen, feſtgeſetzt (613 
bisherige Zentner, 32 Pfund), 

Art. 69. Das Bolljiehungd-Direftorium darf auf ſechs Myriameter 
weit (zwölf bisherige mittlere fraͤnkiſche Meilen) Peine Truppen bei derjenigen 
Gemeinde vorbei marfchieren oder in diejer Entfernung von diefem Orte ſich 
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aufhalten laffen, wo die gefeßgebende Berfammlung ihre Sikungen hält; es 
fey denn, daß daffelbe von ihr dazu aufgefordert, oder berechtigt worden wäre. 
Art. 70. Eine Buͤrger⸗Wache, die aus der feßbaften National:Garde aller 
Departemente gezogen, und von ihren Waffenbrüdern erwählt worden — um⸗ 
gibt die gefeßgebende Verfammlung. 
Diefe Wache muß wenigftens aus fünfzehnhundert Mann beftehen, die den 
Dienft wirklich verfehen. 
Art. 71. Die gefeßgebende Verſammlung beftimmt die Art und Weife,. wie 
diefer Dienft verfehen werden, und wie lang er dauern fol. 
Art. 72. Die gefeßgebende Verſammlung wohnt Peiner öffentlihen Cere— 
monie bei, und ſchickt auch Feine Deputation dazu ab. 


Der Rath der Fünfhundert. 


Art. 73. Der Rath der Fuͤnfhundert bleibt unabänderlic auf dieſe Anzahl 
feſtgeſetzt. 

Art. 74. Niemand darf zum Mitgliede des Rathes der Fünfhundert 
ernannt werden, der nicht dreißig Jahre zurückgelegt, und nicht unmittelbar 
vor ſeiner Wahl zehn Jahre lang auf dem Gebiete der Republik gewohnt hat. 

Die Bedingung, daß man dreißig Jahre zurückgelegt habe, darf nicht vor 
dem ſiebenten Jahre der Republik gefordert werden: bis dahin iſt es hinreichend, 
fünf und zwanzig volle Jahre alt zu ſeyn. 

Art, 75. Der Rath der Fünfhundert darf nicht beratbfchlagen, wenn nicht 
wenigftend zweihundert Mitglieder beifammen find. 

Art. 76. Dem Rathe der Fünfhundert gehört-ausfchließend das Recht zu, 
Gefege vorzuſchlagen. 

Art. 77. Der Rath der Fünfhundert darf über Beinen Gegenftand bes 
ratbichlagen, noch eine Entſcheidung darüber nehmen, als nachdem er folgende 
Formalitäten beobachtet hat: 

Seder Vorſchlag wird dreimal vorgelefen. Bon einer Borlefung zur andern 
müffen wenigftens zehn Tage verfloffen ſeyn; 

Nach jeder Vorleſung wird die Erörterung eröffnet und nichts deftoweni» 
ger darf der Rath der Fünfhundert, nad) der erften oder zweiten Vorleſung 
erflären, daß die Grörterung der Frage auf eine andere Zeit zu verſchieben 
fey,. oder daß Peine Berathfchlagung darüber Statt finden folle. 

Jeder Vorſchlag wird gedruckt, und zwei Tage vor der zweiten Borlefung 
unter die Mitglieder des Raths vertheilt. 

Der Rath der Fünhundert entiheidet nah der dritten Vorleſung, ob die 
Sache verſchoben werden foll, oder nicht. 

Art. 78. Ein jeder Vorſchlag, über den eine förmliche Berathfchlagurg vorge⸗ 
nommen, und welher nad der dritten Vorleſung entfcheidend verworfen wor» 
den ift, darf vor Zahresfrift nicht wieder erneuert werden. 

Art. 79. Die Borfchläge, welche der Rath der Fünfhundert aufnimmt, 
werden Refolutionen (Beiheide) genannt. 

Art. 80. Der Eingang einer jeden Refolution- enthält: 
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1) Das Datum der drei Sitzungen, in welchen ein Vorſchlag iſt vorgeleſen 
worden. 

2) Den Akt, wodurch nad der dritten Vorleſung erklaͤrt worden iſt, daß 
die Entiheidung über den Vorſchlag auf Peine andere Zeit verichoben 
werden foll. 

Art. 81. Bon den Formalitäten, welche der 77fte Artikel vorfchreibt, find 
diejenigen Borfchläge ausgenommen, welche der Rath der Fünfhundert, in 
einer voran geſchickten Erklärung, bekannt gemaht hat, daß die Lmftände 
dringend find, und daß die Ausübung diefer Borfchläge feinen Aufihub leidet. 

Sn diefer ErPlärung werden die Gründe angegeben, warum man den 


Vorſchlag ald dringend anfiept, und in dem Eingange der Refolution gefchieht 
Meldung von diefen Gründen. 


Kath der Aelteften. 


Art. 82. Der Rath der Nelteften befteht aus zweihundert und fünfzig 
Mitgliedern. 

Art. 83. Niemand darf zum Mitgliede ded Raths der Aelteften ge 
wählt werden, es fey denn, daß er folgende Eigenfhaften in fich vereinige: 

Er muß vierzig volle Jahre haben; 

Er muß geheirathet oder Wittwer ſeyn; 

Er muß unmittelbar vor feiner Wahl fünfzehn Jahre in dem Gebiet der 
Republik gewohnt haben. 

Art. 84. Die Bedingung, dag man fo und fo lang in Frankreich gewohnt 
haben muß, die im vorhergehenden Artikel gefordert wird, wie auch diejenige, 
die im 74. Artikel vorgefhrieben worden, geben Diejenigen Bürger nicht an, 
melde Praft einer Sendung der Regierung dad Gebiet der Republik ver: 
laſſen haben. | 

Art. 85. Der Rath der Aelteften darf Peine Berathihlagung vornehmen, 
wenn nicht wenigftens hundert und fechs und zwanzig Mitglieder gegenwärs 
tig find. 

Art. 86. Dem Rathe der Uelteften kommt ed ausfchließend zu, die Neio- 
Intionen, welche der Rath der Künfhundert gefaßt, zu billigen oder zu verwerfen, 

Art. 87. Sobald von dem -Rathe der Fünfhundert eine Kefolution an den 
Kath der Aelteften gelangt ift, liest der Präfident auf der Stelle den Eingang 
derfelben vor. 

Art. 88. Der Rath der Xelteften verfagt feine Billigung den Reiolutionen 
des Raths der Fünfpundert, wenn dabei die Formalitäten nicht beobachtet wor 
den find, welche die Eonftitution vorfchreibt. 

Art. 89. Hat der Rath der Fünfpundert den Vorfchlag ald dringend er- 
Märt; fo berathfchlagt der Rathüder Nelteiten Darüber, ob der AfL, wodurch der 
Borfhlag als dringend erklärt worden, foll gebilligt oder verworfen werden. 

Art. 90. Verwirft der Rath der Aelteften den Akt, wodurch der Vorſchlag 
als dringend erklärt worden ift; fo wird über die Reſolution felbft feine Be: 
ratbfchlagung mehr angeftellt. 
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Art. 91. Steht vorn an der Nefolution Fein At, wodurd der Vorſchlag 

ald dringend erflärt worden; fo wird diefelbe dreimal, in drei verſchiedenen 

Zeitpunkten, vorgelefen. Bon jeder Borlefung zur andern müflen wenigftens 
fünf Tage vergangen feyn. 

Nach jeder Vorlefung wird die Erörterung darüber eröffnet. 

Jede Refolution wird gedruckt und wenigftens zwei Tage vor der zweiten 
Borlefung unter die Mitglieder vertheilt. 

Art, 92. Die Refolutionen, welche der Raty der Fünfhundert gefaßt bat, 
und vom Rathe der Aelteften angenommen worden find, beißen Geſetze. 

Art. 93. In dem Eingange der Geſetze ift das Datum der drei Sitzungen 
enthalten, in welchen bei dem Rath der Aelteſten die Borleiung (der Reſolu⸗ 
tionen) ift vorgenommen worden. 

Art. 94. Das Dekret, wodurd der Rath der Aelteften das Geſetz ald drin« 
gend anerkennt, enthält die Gründe, warum; und es wird davon in dem Ein: 

. gange des Geſetzes Meldung geihan. e 

Art. 95. Wenn der Rath der Fünfhundert ein Gefeß vorfchlägt; To bat 
der Raty der Xelteften diefen Vorfchlag, in feinem ganzen Umfang, nad allen 
feinen Artikeln zu prüfen. Diefer Kath bat daher dad Ganze anzunehmen 
oder zu verwerfen. 

Art. 96. Wenn der; Rath der Nelteften den Vorſchlag eined Geſetzes an- 
nimmt, fo gibt er es jedes Mal dadurch zu erkennen, daß er. auf jeden ans 
genommenen Borfchlag folgende Formel fegt, die vom Präfidenten und den Se: 
Pretarien unterfchrieben wird: Le Conseil des Anciens approuve, .. . (der 
Rath der Aelteften billigt. ... .) 

Art. 97. Wenn der Rath der Xelteften feine. Genehmigung verfagt, weil 
Formalitäten übergangen worden find, die der 77. Artikel vorſchreibt; jo wird 
diefes durch folgende Formel angezeigt, welche vom Präfidenten und den Ge: 
Pretarien unterfchrieben wird: La Constitution annulle, .... (Die Konftitution 
erflärt als null und nichtig. - ...) 


Art. 98. Wenn der Rath der Nelteften fich weigert, ein vorgefchlagenes 
Geſetz an ſich ſelbſt zu billigen; fo gefchieht diefes durch folgende Formel, welche 
vom Präfidenten und den Sefretarien unterfchrieben wird: Le Conseil des An. 
ciens ne peut adopter, .... (Der Rath der Aelteften Bann nit annehmen. ...) 

Art, 99. Wenn der Fall des vorbergehenden Artikels eintrifft; fo darf 
der Rath der Fünfhundert den naͤmlichen Geſetzesvorſchlag' erſt nah Jahres⸗ 
frift wieder erneuern, 

Art. 100. Deffen ungeachtet darf der Rath der Fünfhundert zu jeder Zeit, 
als er es fr gut findet , ein Geſetz vorfchlagen, welches Artikel enthält, die 

"einen Theil des Geſetz-Vorſchlages ausmahen, der verworfen worden if. 

Art. 101. Wenn der Kath der Aelteſten ein vorgefchlagenes Geſetz ange: 
nommen bat; ſo ſchickt er daffelbe noch am naͤmlichen Tage an den Rath der 
Funfhundert fomohl, ald an das Bollziehungd:Direftorium. 

Art. 102. Der Rath der Aelteften kann den Ort verlegen, wo die gefeß:- 
gebende Berfammlung ſich aufzuhalten hat. In diefem alle zeigt er den neuen 
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Ort und den Zeitpunft an, wann und wo fich der eine, wie der andere Rath 
binzubegeben haben. | 

Das Dekret, welches der Rath der Aelteſten darüber ergeben läßt, ift un. 
widerruflich. 

Art. 103. Sobald diefes Defret ergangen, dürfen, vom nämlihen Tage 
an, weder der eine, noch der andere Rath, in derjenigen Gemeinde fernerhin 
beratbichlagen, wo fie bisher ihre Sitzungen gehalten haben. 

Diejenigen Mitglieder, die ihr Amt dafeldft fortfegen wollten, würden fich 
des Verbrechens fohuldig machen, einen Eingriff in die Sicherheit der Republik 
gethan zu haben. 

Art. 104. Die Mitglieder des Vollziehungs-Direktoriums, welche das 
Dekret, ſo die Verpflanzung der geſetzgebenden Gewalt betrifft, zurückhiellen, 
oder demſelben das Staats-Inſiegel nicht aufdrückten, oder es nicht oͤffenllich 
bekannt machen und verſenden wollten — würden ſich des nanchen Verbrechens 
ſchuldig machen. 


Art. 105. Sind zwanzig Tage nach demjenigen, vergangen, der von dem 
Rathe der Nelteften feftgefegt gewefen; und hat dann nicht von jeder der beiden 
Raths-Verſammlungen die Mehrheit derfelben der Republik bekannt gemacht, 
daß fie an dem neubeftimmten Drte angefommen, oder ſich in irgend einem ans 
dern Drte vereinigt haben: fo follen die Departements: Bermalter, oder, wenn 
diefe ed nicht hun, die Eivilgerichtshöfe in den Departementen, die Ur-Berfammlun« 
gen zufammenberufen, damit fie Wahlmänner efnennen, welche dann fogleih zur 
Bildung einer gefeßgebenden Berfammlung zu fhreiten, und zweihundert, und 
fünfjig Deputirte zu dem Rathe der Nelteften, und fünfpundert zu dem ans 
dern Rathe, zu wählen haben. 

Art. 106. Wenn der Fall eintrifft, der in dem vorhergehenden Artikel an⸗ 
gezeigt worden, und die Departements-Verwalter verabſaͤumen es dann, die Ur: 
Berfammlungen zufammen zu berufen, fo würden fie ſich des Hochverraths jhul: 
Dig machen, und einen Eingriff in die Sicherheit der Republik thun. 

Art. 107. Alle Bürger werden eben deffelben Verbrechens ſchuldig erklärt, 
welche in dem Falle, der im hundert und fechsten Artikel angezeigt üt, der Zus 
fammenberufung der Ur» und Wahlmänner » Berfammlungen Hindernifie in 
den Weg legen würden. 

Art. 108. Die Mitglieder der neuen gefeßgebenden Verſammlung kommen 
in dem Orte jufammen, wo der Rath der Aelteften die Sigungen bin verlegt hat. 

Wenn fie fit) in diefem Orte nicht vereinigen fönnen; fo it ta — wo es 
auch feyn mag — die gefegge bende Verſammlung, wo fih die Mehrheit 
derfelben befindet. 

Art. 109. Außer in den Fällen, die im hundert und zweiten Art. atıye: 
jeigt find, darf im Rath der Xelteiten fein Gejeg: Vorſchlag jeinen Uriprung nehmen. 


Art und Weife, wie die Perfjonen der gefehgebenden 
Derfammlung fihergeftellt find. 


Art. 110. Diejenigen Bürger, welche Mitglieder der gefepgebenden Ver⸗ 
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ſammlung find, oder geweſen find, dürfen zu keiner Zeit wegen irgend etwas, 
das fie bei Ausübung ihres Amted mögen gefagt oder geichrieben haben, weder 
zur Rechenſchaft gezogen, angeklagt, noch gerichtet werden. 


Art. 111. Die Mitglieder der gefebgebenden Berfammlung dürfen — von 
dem Augenblide ihrer Ernennung an, bis an den dreißigften Tag nachher als 
ihr Amt aufgehört hat — anders nicht vor Gericht gezogen werden, als * 
denjenigen Formalitaͤten, welche die folgenden Artikel vorſchreiben. 


Art. 112. Wenn fie Criminal-Verbrechen begehen, kann man ſich ihrer 
Perſon auf friſcher That verſichern; dennoch aber muß man der geſetzgebenden 
Berfammlung unverzüglich Nachricht davon ertheilen. Man darf fie dann vor 
Gericht nicht weiter ‚verfolgen, als bis der Rath der Fünfhundert vorgefchlas 
gen, daß der Prozeß gegen fie fol angefangen werden, und bis der Rath der 
Nelteften diefen Vorſchlag dekretirt bat. 

Art. 113. Außer dem Falle, in welhem einer bei Criminal: Verbrechen auf 
frifher That ergriffen worden, darf fein Mitglied der.gefeßgebenden Verfamm- 
lung vor Polizei:Beamten geführt, noch in Arreft gefeßt werden, als bis der 
Kath der Fünfhundert vorgefchlagen, daß ihm der Prozeß fol gemacht werden, 
und bis der Rath der Xelteften diefen Vorſchlag defretirt hat. 

Art. 114. In den Fällen, die in den beiden vorhergehenden Artikeln ans 
gezeigt find, darf ein Mitglied der gefeggebenden Verfammlung keinem andern 
Gerichtshofe überantwortet werden, ald dem hohen Gerichtshofe. 

Art. 115. Sie werden dem hoben Gerichtshofe ferner überantwortet, wes 
gen Hocverrathes, wegen Entwendung der öffentlihen Gelder, oder wenn fie 
die Konftitution haben fuchen zu flürzen, oder wenn fie, fonft auf irgend eine 
Art, die innere Sicherheit der Republik haben in Gefahr fegen wollen. 

Art. 116. Keine Klage gegen ein Mitglied der gefeßgebenden Verſamm— 
fung Pann Urſache werden, daß er gerichtlich verfolgt werde; menn fie nicht 
ſchriflich abgefaßt, unterfehrieben und dem Rathe der Bunfhundert iſt zuge: 
fit worden. ' 

Art. 117. Wenn der Rath der Fünfpundert — nachdem er in der For 
malität daruͤber berathſchlagt hat, die im 77. Artikel vorgefchrieben worden — 
die Klage annimmt; fo erflärt er diefes mit folgenden Worten: 

(Die Klage gegen . ... wegen .... datirf vom .... unterfchrieben von 
— iſt angenommen.) 

Art. 118. Dann wird der Beſchuldigte vorgerufen: es wird ihm eine Zeit: 
frift von drei freien Tagen anberaumt, während welder er erfheinen ann: 
Erſcheint er; fo wird er im Innern des Orts, in welchem der Kath der Fünf. 
bundert feine Sigungen bält, angehört. 

Art. 119. Der Beſchuldigte mag erfhienen feyn, oder nicht; fo erklärt der 
Rath der Fünfpundert, wenn die anberaumte Zeitfrift verfloſſen ift, ob fein 
Betragen. verdiene unterfucht zu werden, oder nicht. 

Art. 120. Wenn der Rath der Fünfpundert erflärt hat, daß das Betra- 
gen des Beſchuldigten unterfucht zu werden verdient, fo wird er vor den Rath 
der Aelteſten berufen. Cs wird ihm eine Zeirfrift von zwei freien Tagen an- 
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beraumt, binnen welchen er da erfheinen Fann. Erſcheint er, fo wird er in 
dem Innern des Orts, wo der Rath der Nelteften feine Sigungen hält, (über 
fein Betragen) angebört. 

Art. 121. Der Befchuldigte mag erfcienen feyn, oder nicht, fo erfiärt 
der Rath der Nelteften, wenn es der Fall ift, nach verfloßener Zeitfriſt — 
nachdem er darüber, mit Beobahtung der Formalitäten berathichlaget, die in 
dem 91. Artikel vorgefchrieben find — daß die Anklage Statt finden foll: dann 
wird der Beklagte dem hoben Gerichtshof überantwortet, der verbunden ift, den 
Prozeß unverzüglic vorzunehmen, 

Art. 122. Wenn die eine oder die andere Natbs »Berfammlung über ein 
beſchuldigtes oder angeflagtes Mitglied der geſetzgebenden Berfammlung irgend 
eine Erörterung anftelt, fo nimmt fie diefelbe in einem allgemeinen Aus» 
ſchuſſe vor. 

Bei jeder Beratbfchlagung über diefe Art von Gegenftänden wird, durch 
namentlihen Aufruf, und mit geheimen Stimmenzetteln geftimmt. 

Art. 123. Wenn die gefeßgebende Berfammlung über eines- ihrer Mit: 
glieder den Ausſpruch thut, daß Klage gegen es Statt findet, fo werden bier: 
mit feine Amtöverrihtungen unterbroden. 


Wird er durd ein Urtheil des hohen Gerichtshofes freigeſprochen, fo tritt 
er feine Amtsverrichtungen wieder an. 


VBerhältniffe der beiden Raths-Verſammlungen 
zu einander. 


Art. 124. Wenn die beiden Raths:Berfammlungen vollfommen gebildet 
find‘, fo geben fie fich gegenfeitig, durch einen Staats:Boten, Nachricht Davon. 
Art. 125. Jede Raths⸗-Verſammlung ernennt vier Staats:Boten zu ihrem 
Dienite. : 

Art. 126. Die Staats:Boten bringen einer jeden der Rathe:Berfammluns- 
gen und dem Bollziehungs-Direftorium die Gefege und die Akten, die von der 
gefeggebenden Gewalt herruͤhren; He haben zu diefem Ende freien Eingang 
in den Ort, wo das Bolljiehungs-Direktorium feinen Sig hat. 

Bor den Staats:Boten gehen zwei Huiffiers voran. 

Art. 127. Keine der beiden Raths⸗-Verſammlungen darf, ohne Einwilli- 
gung der andern, ihre Gigungen auf langer ald fünf Tage hinaus verfchieben. 


Deffentlihde Befanntmahung der Geſetze. 


Art, 18. Das Bollziehungs-Direftorium läßt auf die Geſetze und die 
andern Akten der gefeßgebenden Berfammlung das Staats + Infiegel druden, 
und fie in den zwei erften Tagen, nachdem es diefelben erhalten hat, öffent: 
lih befannt machen. 

Art. 1299. Es läßt, an dem Empfang: Tage felbit, auf die Gefeke und 
Urkunden der gefeßgebenden Verſammlung das. Staatd:Infiegel druden, und 


diefelben befannt machen, wenn vor ihnen ein Dekret vorbergeht, das die Um⸗ 
flände für dringend erPlärt. 
Dr. Eiebenpfeiffer’s 1 0 
Handbuch der Berfaſſung x. ; 
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Art. 130. Die Bekanntmachung der Gefege und der Afte der gefekgeben: 
den Berfammlung wird auf folgende Art befohlen: 

Im Namen der fraͤnkiſchen Republik (Geſetz) oder (Akt der gefeßgebenden 
Berfammlung) . ... . Das Direktorium befiehlt, daß obiges Geſetz oder obiger 
.'?t der gefeßgebenden Verſammlung öffentlidy bekannt gemacht, vollzogen, und 
mit dem Giegel der Republik verfehen werden fol. 

Art. 131. Das Volljiefungs:Direftorium darf diejenigen Gefeße, — deren 
Eingang nicht erwielen, daß die Formalıtäten beobachtet worden, die in den 
Artikeln 77 und 91 vorgefchrieben find — nicht öffentlidy befannt machen; «6 
bleibt deshalb ſechs Fahre lang verantwortlich. 

Davon find die Gefege ausgenommen, bei welchen der Rath der Nelteften 
den Akt gebilligt hat, wodurd fie für dringend erflärt worden find. 


VI. Titel 
VBollziebende Gewalt. 


Art. 132. Die volljiebende Gewalt wird einem Direktorium übertragen, 
das aus fünf Gliedern beftebt, weldhe von der gefeßgebenden Berfammlung 
ernannt werden, die in diefem Falle, im Namen der Nation, das Geſchäft 
der Wahlmäanner: Berfammlungen ausübt. 

Art. 133. Der Rath der Fünfhundert maht durd geheime Stimmen: 
Zettel eine Lifte, die an der Zahl zehnmal fo groß als die Anzahl der Mit 
glieder des Vollziehungs-Direktoriums, die zu ernennen find, feyn fol. Diele 
Yıfte wird dem Kath der Nelteften vorgelegt. welcher, ebenfalls durch geheime 
Stimm: Zettel, daraus die gehörige Zahl auswählt. 

Art. 134. Die Mitglieder des Direftoriums müſſen wenigftens vierzig 
Sahre alt feyn. j 

Art. 135. Sie dürfen nur aus folhen Bürgern gewählt werden, die ent 
weder Mitglieder der gefeßgebenden Berfammlung, oder Minifter gewefen find. 

Der gegenwärtige Artifel foll erft vom IX. Jahr der Republik an beob: 
achtet werden. 

Art. 136. Bon dem erften Tage des V. republifanifhen Jahre am zurechnen, 
dürfen die Mitglieder der gefeßgebenden Verſammlung nichtzu Mitgliedern des Voll⸗ 
ziebungs»Direftoriums, noch zu Miniftern ernannt werden; und zwar weder. wäh. 
rend der Zeit, als fie an der gefeßgebenden Gewalt Antheil haben, noch auch 
ein ganzed Jahr lang hernach, als fie aus der gefeßgebenden Verſammlung 
berausgetreten find. 

Art. 137. Das Direktorium wird theilmeife erneuert; nämlich fo, daß in 
jedem Jahr ein neues Mitglied hineingewählt wird. 

Während der vier erften Jahre entſcheidet das Loos unter denjenigen, 
die zum erften Mal ernannt worden find, welcher von ihnen in jedem Jahr 
austreten fol. 

Art, 138. Kein austretendes Mitglied darf vor fünf Jahren wieder ins 
Direktorium gewählt werden. 

Art. 139. Die Anverwandten in auffteigender oder abfteigender gerader 
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Linie, die Brüder, der Oheim und Neffe, die Geſchwiſter⸗Kinder, und diejeni⸗ 
gen, die in dieſen verfchiedenen Graden durch Heirathen mit einander verwandt 
find — dürfen nit zur nämlichen Zeit Mitglieder des Direftoriums ſeyn, 
noch fi darin nachfolgen, ald nad einer Zwifhen-Zeit von fünf Jahren. 

Art. 140. Wenn eın Mitglied durch Tod, freiwillige Abdankung, oder 
fonft auf eine andere Art abgehen follte, fo ernennt die gefeßgebende Ber: 
fammlung, längftens'in zehn Tagen, feinen Nachfolger. 

Der Rath der Fünfhundert ift verbunden, die Gandidaten in den erften 
fünf Tagen vorzufchlagen, und der Rath der Xelteften, die Wahl in den fünf 
legten Tagen zu vollenden. 

Das neu erwählte Mitglied wird nur für diejenige Zeit ernannt, als der: 
jenige, den es erfegt, noch im Amte hätte bleiben follen. 

Wenn jedoch diefe Zeit nicht mehr als ſechs Monate beträgt; fo bleibt der 
Meuerwählte bis an das. Ende des folgenden fünften Jahres im Amte. 


Art. 141. Jedes Mitglied des Direktoriums hat, der Reihe nad), den Bor 
fig darin, doch nur auf drei Monate lang. 

Der Präftdent unterfchreibt im Namen des Direftoriums, und bewahrt 
das Staats⸗Inſiegel. 

Die Gefege und Akte der gefeggebenden Berfammlung werden an das Di: 
reftorium, in der Perfon feines Präfidenten, addreflirt. - 

Art. 142. Das Direktorium darf Peine Berathichlagungen anftellen, wenn 
nicht wenigftend drei feiner Mitglieder gegenmwärktg find. 

Art. 143. Es erwählt, außer feiner Mitte, einen Sekretär, welcher alle 
auszufertigenden Schriften, unter der Unterfchrift des Präfidenten, unterfchreibt, 
und die Beratbfchlagungen des Direftoriums in ein Protofoll einträgt, in wel⸗ 
ches jedes Mitglied fein mit Gründen wnterftügte® Gutachten einſchreiben zu 
laffen das Recht bat. 

Wenn das Direktorium ed für gut findet, fo Bann es, obne daß fein Se: 
Fretär gegenwärtig ift, berathichlagen: in diefem Falle werden die Berathfchla- 
gungen in ein befonderes Buch eingetragen, und von einem Mitgliede ded Di: 
reftoriums felbft niedergefchrieben. 

Art. 144. Das Direktorium hat, nah den Gefegen, für die äußere und 
innere Sicherheit der Republif zu forgen. 

Es darf Proflamationen befannt machen laſſen, welche den Geſetzen ge: 
gemäß find, und die fih auf die Vollziehung derfelben beziehen. 

Die bewaffnete Macht fteht ihm zu Gebote; doch fo, daß weder das Diref- 
forium zufammengenommen, noch irgend ein Mitglied davon Ddiefelbe in eige- 
ner Perfon Pommandiren darf. Ein ſolches Kommando dürfen die Mitglies 
der des Direftoriums weder zu der Zeit übernehmen, als fie beim Direktorium. 
im Amte fteben, noch während der erften zwei Zahre, als fie ſchon aus dem» 
felben berausgetreten find. 

Art. 145. Wenn das Direktorium Nachricht erhält, daß ſich irgendwo eine 
Verſchwoͤrung gegen die äußere oder innere Sicherheit ded Staates angefpon> 
nen, fo ift es befugt, Borführungs: und Berpaft:Befehle gegen Diejenigen 
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ausfertigen zu lafien, welche man als Rädelöführer”oder Mitfchuldige der Ver: 
ſchwoͤrung zu feyn vermuthet. Es Bann fie verbhören; es iſt aber bei den Stra— 
fen, welche gegen das Verbrechen einer willfürlihen Einfperrung feftgefegt find, 
verbunden, diefelben in einer Zeitfrift von zwei Tagen vor den Polizei: Bes 
amten zu ſchicken, damit gefeßmäßig gegen fle verfahren werde. 


Art. 146. Das Direktorium ernennt die Ober:Generäle: ed darf fie nicht 
unter folhen Perfonen wählen, die mit den Mitgliedern defjelben entweder 
durch das Blut, oder durch Heirathen in denjenigen Graden verwandt find: 
die im 139. Artifel angezeigt worden. 

Art. 147. Durch Kommiſſarien, die es felbft ernennt, ſorgt ed bei den 
Verwaltungen und Gerichtshoͤfen dafür, daß die Geſetze fiher und genau 
vollzogen werten. 


Art. 148. Es ernennt, außer feiner Witte, die Minifter, und verabfchiedet 
fie nach feinem Gutbefinden. 

Es darf diefelden nicht unter ſolchen Bürgern wählen, die * nicht dreißig 
Jahre alt ſind; eben ſo auch unter denjenigen nicht, die durch das Blut oder 


durch Heirathen mit ſeinen Milgliedern in den — verwandt find, die im 
139. Artikel angezeigt worden. 


Art. 149. Die Minifter Porrefpondiren unmittelbar mit — Ge⸗ 
walten, die ihnen untergeordnet ſind. 

Art. 150. Die geſetzgebende Verſammlung beſtimmt die Anzahl der Mi— 
niſter, und die Geſchaͤfte, die einem jeden derſelben übertragen werden follen. 

Diefe Anzahl darf nicht unter ſechs, und nicht über acht feyn. 

Art. 151. Die Minifter bilden unter fih feinen Rath. 

Art. 152. Die Minifter find, jeder in feinem Face, ſowohl für die Nicht 
vollziehbung der Geſetze, ald au für die Nichtvollziehung der Beſchlüſſe des 
Direktoriums verantwortlich. 


Art. 153. Das Direktorium ernennt den Einnehmer der unmittelbaren 
Staatöfteuern in jedem Departemente, 

Art. 154. Es ernennt die erften Borgefegten bei den Regien der unmittel: 
baren Staatöftenern, und bei der Verwaltung der National:Güter. 

Art. 155. Bid zum Frieden ernennt das Direktorium alle öffentlihe Bes 
amten in den fränfifchen Kolonien, die Departemente der Isles de France 
und der Reunion ausgenommen. 

Art. 156. Die geſetzgebende Verſammlung kann dem Direktorium die Voll— 
macht geben, nach Erforderniß der Umſtaͤnde, in alle fraͤnkiſche Kolonien einen 
oder mehrere beiondere Agenten zu ichiden, die von ihm auf eine beftimmte 
Zeit ernannt werden. 

Die befondern Agenten verfehen dort dad nämliche Amt wie dad Direk⸗ 
torium, und find ihm untergeordnet. 

Art. 157, Kein Mitglied des Direftoriumd darf vor den erften zwei Jab— 
ren, als ed aus dem Direktorium getreten ift, daß Gebiet der Republik verlaflen. 

Art. 158. Während diefer Zwiichen Zeit ift ed verbunden, der gefeßgeben- 
den Berfammlung Rechenſchaft von feinem Aufenthalte abzulegen. 
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Der Artikel 112 und die folgenden, bis an den 123. mit eingefchloffen — 
welde von der Sicherſtellung der Perfonen in der geießzebenden Berfammlung 
bandeln — werden auch auf die Mitglieder des Bollziehungs » Direftoriums 
ausgedehnt. 


Art. 159. Wenn je mehr ald zwei Mitgliedern des Direftoriums der 
Prozeß gemaht werden ifollte, fo forgt die geſetzgebende Verſammlung nad 
den gewöhnlichen Formalitäten dafür, daß, fo lange ald der Prozeß dauert, ihre 
Stellen einftweilen befegt werden. 


Art. 160. Außer den Fallen, die in den Artikeln 119 und 120 angezeizt 
find, darf weder das Direktorium, noch irgend eines feiner Mitglieder, weder 
vor den Rath der Fünfhundert, nod vor den Kath der Xelteften, berufen werden. 

Art. 161. Wenn die eine oder die andere Rath: Berfammlung von dem 
Direktorium Rechenſchaft oder Erläuterung über etwas begehrt, fo gibt es 
diefelbe ſchriftlich. 

Art. 162. Das Direktorium ift verbunden, der einen und der andern 
Raths-Verſammlung mit jedem Zahre die Ueberfiht aller Ausgaben des Staa: 
tes, wie auch den ganzen üÖffentlihen Finanz: Zuftand, dad Berzeichnig aller 
wirflid errichteten Lebens-Gehalte, und endlih den Vorſchlag derjenigen Le— 
bens:Sehalten, die feiner Meinung nad, billigermaßen noch zuerfannt werden 
follen, ſchriftlich vorzulegen. 

So foll ed aud die Mißbräuhe anzeigen, die ibm in der Verwaltung des 
Staates befannt worden find. 

Art. 163. Das Direktorium darf zu allen Zeiten den Rath der Fünfhun: 
dert fihriftlih einladen, den oder jenen Gegenftand in Erwägung zu ziehen; 
es darf ihm zwar Maßregeln vorfhlagen aber Feine eigentlihe, Gefeß-Ent> 
würfe vorlegen. 

Art. 164. Ohne Erlaubnig der geießgebenden Verſammlung darf Fein 
Mitglied des Direftoriums ſich auf länger ald auf fünf Tage, oder weniger 
als vier Myriameter (acht mittiere fränkiiche Meilen) von dem Orte ent: 
fernen, wo dad Direftorium feinen Sitz bat. 

Art. 165. Die Mitglieder des Direftoriums dürfen in Ausübung ihres 
Amtes weder außer noh in ihrem Haufe fi anders nicht zeigen, als in der 
unterfcheidenden Kleidung, die ihnen vorgeſchrieben ift. 

Art, 166. Das Direktorium bat feine befländige, uno von der Republik 
befoldete Wache, die aus bundert und zwanzig Mann zu Fuß, und aus hun— 
dert und zwanzig Mann zu Pferde befteht. 

Art. 167. Das Direktorium wird, bei allen öffentlihen Geremonien und 
Märfhen von feiner Wache begleitet, und nimmt dabei immer den erften 
Hang ein. 

Art. 168. Jedes Mitglied des Direktoriums läßt ſich, außer feiner Wohs 
nung ven zwei Garden begleiten. 

Art 169. Jeder Poften der bewaffneten Gewalt ift verbunden, dem Direk⸗ 
torium und jedem einzelnen Mitgliede deffelben, die hoͤchſten militärifchen Ehren: 
Bejeugungen zu erweilen. 
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Art. 170. Das Direktorium hat vier Staats:Boten, die es ſelbſt ernennt, 
und nach Gutbefinden wieder abſetzen kann. 

Sie überbringen den beiden geſetzgebenden Raths⸗Verſammlungen die 
Briefe und fonft andere Schriften des Direftoriums: zu dem Ende haben fie 
in den Drt freien Gingang, wo die gefeßgebenden Rath: Berfammlungen ihre 
Gigungen halten; vor ihnen ber gehen zwei Huiffiers. 

Art. 171. Das Direktorium bat in der nämlidhen Gemeinde mit der 
gefeggebenden Verfammlung feinen Sitz. 

Art. 172. Die Mitglieder des Direftoriums erhalten auf Koften der Re 
publif freie Wohnung, und wohnen alle in dem nämlichen Gebäude. 

Art. 173. Der jährlihe Gehalt eines jeden Mitgliedes beträgt den Werth 
von fünfzigtaufend Myriagrammen Waizen (10,222 Zentner). 


i VI Zitel 
Departemental- und MunizipalVerwaltungen. 


Art, 174. Jedes Departement bat feine Central-Verwaltung, und jedes 
Kanton wenigftens eine Munizipal-Bermwaltung. 

Art. 175. Jedes Mitglied einem Departemental- und Munizipal-Verwal⸗ 
tung muß mwenigftens fünf und zwanzig Jahre haben. 

Art. 176. Bluts » Verwandte in auffteigender und abfteigender gerader Li 
nie, Brüder, Oheim und Neffe, und diejenigen, die durch Heirathen in eben 
den Graden mit einander verwandt find, dürfen nicht zu gleicher Zeit Mit- 
glieder der nämlichen Verwaltung ſeyn, nod ſich darin einander nadyfolgen, als 
nah einem Zwifhenraume von zwei Jahren. 

Art, 177. Jede Departemental:Berwaltung beftehet aus fünf Mitgliedern 
und wird jedes Jahr um ein Fünftel erneuert. 

Art. 178. Jede Gemeinde, die von fünf bis hunderttaufend Einwohner in 
fi faßt, bat für fih ollein eine Munizipal:Bermaltung. 

Art. 179. In jeder Gemeinde, worin fih weniger als fünftaufend Ein: 
mwohner befinden, ift ein MunizipalsAgent und ein Adjunft deſſelben. 

Art, 180. Die Vereinigung der Munizipal:Agenten einer jeden Gemeinde 
bildet die Kantons: Munizipalität. 

Art, 181. Ferner fol noch jede Munizipal-Berwaltung einen Präftdenten 
haben, der aus dem ganzen Kanton gewählt wird, 

Art. 182. In den Gemeinden, deren Bevölferung fih auf fünf bis gehn 
taufend Einwohner beläuft, find fünf Munizipal-:Beamten; 

Sieben, von zehntaufend bis fünfzehntaufend ; 

Neun, von fünfzigtaufend bis hunderttaufend. | 

Art. 183. In denjenigen Gemeinden, die über hunderttaufend Einwohner 
enthalten, follen wenigftens drei Munizipal: Verwaltungen Statt finden. 

Sn diefen Gemeinden werden die Munizipalitäten dergeftalt eingetheilt, 
daß der Bezirk einer jeden nicht mehr als fünfzigtaufend, und nicht weniger 
als dreißigtaufend in ſich faßt. 

Die Munizipalität eines jeden Bezirks befteht aus fieben Mitgliedern. 
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Art. 184. In denjenigen Gemeinden, die in mehrere Munizipalitäten eins 
getbeilt find, wird eine Gentral:Kammer für ſolche Gegenftände errichtet, wel: 
de nach dem Urtheil der gefeßgebenden Verſammlung nicht wohl getrennt 
werden können. 

Diefe Kammer befteht aus drei Mitgliedern, melde von der Departemen: 
tal: Berwaltung ernannt, und von der volljiehenden Gewalt betätigt werden. 

Art. 185. Die Mitglieder einer jeden Munizipal-Berwaltimg werden für 
zwei Jahre ernannt, und jährlih um die Hälfte erneuert, oder um den Theil, 
welcher der Hälfte am naͤchſten kommt; abwechſelnd tritt die größere, und dann 
die Meinere Hälfte ab. 

Art. 186. Die Mitglieder der Departemental- und Munizipal:Berwa'tun: 
gen, die abgehen, dürfen einmal wieder gewählt werden, ohne daß eine Zwi— 
fchenzeit nothwendig iſt. 

Art. 187. Ein jeder Bürger, der zweimal hinter einander zum Devarte- 
mental: oder Munizipal-Bermwalter gewählt worden ift, und ver, Praft beider 
Wahlen, dies Amt verfehen hat — darf nicht von neuem gewählt werden, als 
nad) einer Zwifhenzeit von zwei Jahren. 


Art. 185. Wenn der Fall einträte, daß in einer Departemental: oder 
Munizipal: Bermaltung eines oder mehrerer ihrer Mitglieder durch Tod, frei: 
willige Entlaffung, oder auf eine andere Art abgingen; fo dürfen die übrig» 
gebliebenen Verwalter ſich einftweilige Amtsbrüder an der abgegangenen Gtelle 
ernennen, die mit ihnen bis auf die nächftfolgenden Wahlen im Amte bleiben. 


Art. 189. Die Departemental: und Munizipals» Verwaltungen dürfen an 
den Alten der gefeßgebenden Berfammlung oder der vollziehenden Gewalt Feine 
Aenderung treffen, noch die Bolljiehung derfelben verfcieben. 

Sie dürfen ſich in nichts einmifhen, was die richterlihe Gewalt angeht: 

Art. 190. Es ift eine wefentlihe Pflicht der Verwalter, den Austheiler 
der unmittelbaren Staats-Steuern zu machen, und die Auffiht über die Staats: 
Gelder zu haben, die in ihrem Gebiete durch die Hffentlihen Einkünfte eingehen. 

Die gefesgebende Berfammlung beftimmt die Art und Weile, wie ihre 
Aemter ausgeübt werden follen; ſowohl in Anſehung der erfigenannten Gegen: 
fände, als auch in allen andern Theilen der innern Bermaltung. 

Art. 191. Die vollziehende Gewalt ernennt bei jeder Departementals und 
Munizipal:Berwaltung einen Kommifjar, den fie nach Gutdünfen wieder ab» 
rufen Pann. 

Das Amt ded Kommiffärs beftebt darin, ein wachſames Auge darauf zu 
baben, daß die Geſetze vollzogen werden, und auf ihre Vollziehung zu dringen. 

Art. 192. Der Kommiffar bei jeder Lokal-Verwaltung foll aus den Bür, 
gern genommen werden, die feit einem Jahre in dem Departemente wohnen, 
wo diefe Verwaltung angeftellt ift. 

Er muß wenigftens fünf und zwanzig Jahre alt feyn. 

Art. 19%. Die Munizipal:Berwaltungen find den Departemental::Berwal« 
tun;'r untergeordnet, und diefe wieder den Miniftern. 

Dem zufolge Pönnen die Minifter, jeder in feinem Bade, die Akten der 
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Departemental»DBermwaltung ald null und nichtig erflären; das nämlihe Recht 
baben wieder die, Departemental: Verwaltungen gegen die Munizipal:Bermal: 
tungen — in fo fern nämlich diefe Akten den Gefegen, oder den “Befehlen der 
böhern Gemwalten zuwider find. 


Art. 194. Die Minifter fönnen auch den Departements : Bermaltern ibr 
Amt niederlegen, wenn dieje nämlich den Gefegen oder den Befehlen der höhe: 
ren Gewalten zuwider gebandelt haben; das nämlihe Recht dürfen die Depars 


temental: Verwaltungen gegen die Mitglieder der Munizipal-Verwaltungen 
ausüben, 


Art. 195. Wenn die Akten der Verwalter auf diefe Art als null und nid: 
tig erPlärt find, oder ihnen felbft dad Amt niedergelegt worden ift, fo ift die: 
fes erft vollfommen gültig, wenn der Spruch der Minifter von dem Wolljie 
bungs-Direftorium förmlich beftätigt worden ift. 


Art. 196. Das Direktorium hat aber ebenfalls das Recht, die Akten der 
Departements. oder Munizipal-Verwaltungen unmittelbar für null und nic: 
tig zu erklären. | 


Es Pann auch, wenn es ſolches für nöthig findet, unmittelbar die Depar- 
temental: oder Kantons-Verwalter abiegen, oder ihnen” ihr Amt niederlegen; 
und fie fogar, wenn der Fall eintrifft, den Departements: Gerichtöhöfen über, 
antworten. 


Art. 197. Ein jeder "Schluß, wodurch die Aften der Verwalter kaſſirt, 
oder wodurch die Verwalter vollkommen abgeſetzt, oder ihre Amtsverrichtungen 
ihnen niedergeleat werden — ſoll die Gründe enthalten, worauf er ſich ſtütz—. 


Art. 198. Wenn die fünf Verwalter von einer Departemental-Verwaltung 
abgefegt werden, fo ernennt dad Bolljiehungs : Direktorium andere an ihre 
Stellen, bis zu den bevorftehenden; "diejenigen aber, die 'einftweilen ihr Amt 
verjehen follen, müffen aus ehemaligen VBerwaltern des nämlichen Departementd 
genommen werden , 

Art. 199. Sowohl die Departements: als Kantons-Verwaltungen dürfen 
unter fid) feine Unterhandlungen pflegen, als über Geihäfte, die ihnen kraft 
des Geſetzes zukommen; aber nicht über allgemeine Angelegenheiten, welche 
die ganze Republik betreffen. 

Art. 200. Jede Verwaltung fol jaͤhrlich Rechnung über die Führung ipreb 
Amtes ablegen. 

Die Rechnungen der Departemental:Berwaltungen werden gedrudt. 

Art. 201. Alle Akten der öffentlihen Berwaltungen werden dadurch offentlich 
bekannt gemacht, daß das Regiſter, in welches ſie eingetragen werden, beigelegt 
wird; und daß dieſes Regiſter allen Bürgerntoffen ſteht, die zu diefer Verwal: 
tung gehören, 

Diefes Regifter wird alle ſechs Monate gefchloffen, und wird nur von dem 
Tage an beigelegt, ald es gefchloffen worden ift. 

Die gefepgebende Verfammlung kann nach den Umftänden den Zeitpunkt 
weiter hinausfegen, in welhem das Regifter beigelegt werden, fol. 
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VI Titel 
Richterliche Gewalt. 


‚Allgemeine Berfügungen. 

Art. 202. Weder die gefeggebende VBerfammlung, noch die vollziehende 
Gewalt dürfen das, Richteramt ausüben. 

Art. 203. Die Richter dürfen ſich nicht in die gefeggebende Gewalt miſchen, 
noch irgend eine Verordnung ergeben laflen. | 

Sie dürfen Fein Gefeg zurüchalten, nod feine Vollziehung verichieben ; 
auch dürfen fie feinen Öffentlihen Verwalter wegen feiner Amis. Berrichtungen 
vor ihren Richterſtuhl fordern. 

Art. 204. Keine Kommiſſion, Peine Anweiſung an — Richter — es 
ſey dann an ſolche, welche durch ein vorhergehendes Geſetz ſchon beſtimmt wa— 
ven, — dürfen einen Bürger von feinen Richtern trennen, die ihm eigentlich 
das Geſetz gegeben bat. 

Art. 205. Die Richter (da fie von der Republik bezahlt werden) üben 
ipr Amt gegen die Parteien unentgeltlih aus. 

Ark. 206. Die Richter vürfen nicht abgefegt werden, als nachdem geſetz⸗ 
mäßig gegen fie erfannt worden, daß fie vorfäglic gegen ihre Pfliht gehan—⸗ 
deit; ihre Amts: Berrichtungen dürfen ihnen auch nicht niedergelegt werden, 
ald nadıdem eine förmliche Unklage gegen fie ift angenommen worden. 

Art. 207. Die Bluts-Verwandten in auffteigender und abfteigender gerader 
Linie, die Brüder, der Oheim und Neffe, die Geſchwiſterkinder und diejenigen, 
welche durch Heirathen in diefen verfciedenen Graden mit einander verwandt 
find, dürfen nicht zu gleicher Zeit Mitglieder des naͤmlichen Gerichtshofes feyn. 

Art. 208. Die Sitzungen der Richter find alle öffentlich; die Richter be— 
ratbichlagen insgeheim; die Urtheilsiprüche werden mit lauter Stimme ertheilt; 
fie enthalten die Gründe des Urtheild, und man führt darin die Worte des 
Gefeges an, das dabei ift angewendet worden. 

Art. 209. Kein Bürger, der nicht volle dreißig Fahre bat, darf ald Ridy- 
ter eined Departements-⸗Gerichts-Hofes, ald Fricdens-Richter, ald Beifiger eines 
Friedens:Richters, noch ald Richter eines Handlungs:Gerichtes, noch ald Mits 
glied des Kaſſations-Gerichts, noch als Gefhworner, noch als Kommiſſaͤr des 
PVollziehungs:Direftoriums bei den Gerichtöhöfen gewählt werden. 


Bonden Civil: Geridhten. 


Art. 210. Das Recht der Bürger, ihre Zwiftigfeiten durch Schiedsrichter 
entfcheiden zu lafien, fo die Parteien ſich felbft wählen, darf auf Feine Art 
verlegt werden. 

Art. 211. Wenn ſich's die Parteien nicht ausdrüdlich vorbehalten, fo ift 
der Spruch der Schiedsrichter ohne allen Appell, und es kann nicht bei dem 
Kaffations:Gerihte um Kaffation deffelben eingefommen werden. 

Art. 212. Jeder Bezirf, der dur das Geſetz beftimmt wird, bat einen 
Eriedens- Richter, dem einige Beifiger zugegeben find. 
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Sie werden alle. auf zwei Fahre gewählt, und koͤnnen unmittelbar und 
immerfort wieder gewählt werden. 

Art. 213. Das Gefeß beftimmt die Gegenftände, worüber die Friedens: 
richter und ihre Beifiger ohne weitern Appell zu fpredhen baben. 

Es verweifet andere Gegenftände an fie, in Anfehung welder von ihrem 
Spruch appellirt werden kann. 

Art. 214. Es giebt befondere Gerichtshöfe für den Handel zu Waffer und 
zu Land; das Geſetz beftimmt die Orte, wo es ſchicklich it diefelben anzulegen. 

Ihre Gewalt, ohne Appell zu entfcheiden darf nicht über den Werth von 
500 Myriagrammen Weizen (102 Zentner, 22 Pfund) ausgedehnt werden. 

Art. 215. Die Prozeffe — in welchen weder der Friedens-Richter, nod 
die Handlungs Berichte, weder ohne, noch mit Appell zu fprechen haben — 
werden unmittelbar vor den Friedens:Richter und feine Beifiger gebracht, um 
gütlich deigelegt zu werden. 

Kann der Friedens-Richter die Parteien nicht vergleichen, fo vermeifet er 
fie an den EivilGerichtshof. 

Art, 216. In jedem Departement ift ein Eivil:Gerichtshof. 

Seder Eivil:Gerichtshof befteht wenigftend aus zwanzig Richtern, einem 
Kommiſſaͤr und einem Subftituten, welche dad Bollziehungs:-Direktorium ernennt, 
und nah Gutdünfen wieder abfegen Pann; und aus einem Gerichtsfchreiber. 

Alle fünf Fahre wird zur Wahl aller Mitglieder des Gerichtshofes gefchritten. 

Die Richter Pönnen immer wieder gewählt werden. 

Art. 217. Bei der Wahl der Richter werden auch fünf Suppleanten er: 
nannt, davon drei unter den Bürgern müffen gewählt werden, die in derjeni⸗ 
gen Gemeinde wohnen, wo der Gerichtshof feinen Sit hat. 

Art. 218. Der Eivil:Gerichtshof ſpricht in legter Inſtanz, d. h. ohne wei- 
tern Appell, in den von dem Geſetz beftimmten Fällen, auf die Appelationen 
von den Urtheilen der Friedens-Richter ſowohl, ald der Schieds-Richter , oder 
der Handlungs.Gerichte. 

Art. 219. Der Appell von Urtheilsfprüchen, welche der Eivil:Gerichtshof 
bat ergeben laſſen, gefchieht an den Civil-Gerichtshof eines der drei nmädhften 
Departemente, fo wie das Geſetz dieſes beftimmt hat. 

Art. 220. Der Eivil-Gerihtshof wird in Geftionen abgetheilt. 

Wenn eine Sektion foll fprehen Fönnen, fo müffen mwenigftens fünf Kid: 
ter gegenwärtig feyn. 

Art 221. Die fammtlihen Richter eines jeden Gerichtshofs wählen unter 
fi, durdy geheime Stimmen:Zettel, den Präfidenten einer jeden Sektion. 


Bon der Zuht: und von der Eriminal-Gerihtöbarfeit. 


Art. 222. Niemand darf ergriffen werden, ald um ihn vor einen Polizei⸗ 
Beamten zu führen; und niemand darf in Arreft gefest, noch eingefperrt wer: 
den, als Praft eined Verhaft⸗Befehls der Polizei-Beamten, oder ded Bolljie: 
bungs-Direftoriums in dem Falle, der im 145. Artikel angezeigt worden; oder 
Praft eines Befehls, daß er foll gefänglich eingezogen werden, welcher Befebl 
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von einem Gerichtshofe, oder von dem Direktor des Anklage⸗Jury ergangen 
iſt; oder Braft eines Anklage-Dekrets, welches die gefeßgebende Berfammlung 
erlaffen, und das in den Fällen, in welchen es ihr darüber zu fprechen zufommt ; 
oder endlich, Praft eines richterlihen Spruches, wodurch einer zur Gefängniß- 
oder Einfperrungs:Srafe ift verurtheilt worden. 
Art. 223. Wenn der Aft, welcher den Arreft einer Perſon befieblt, voll» 
zogen werden fol, fo muß er 
1) Förmlih die Urſache anzeigen, warum diefelbe in Arreſt geführt wird; 
wie audy das Geſetz, Praft deſſen ihr Arreft anbefohlen ift. 
2) Muß er demjenigen, den er angebt, förmlich angezeigt, und es muß ihm 
eine Abfchrift davon gegeben werden. 


Art. 224. Gede Perfon, die ergriffen, und vor den Polizei⸗Beamten geführt 
wird, foll auf der Stelle, oder längftens in den eriten 24 Stunden verbört werden. 

Art. 235. Wenn aus dem Berböre erbellet, daß feine Beihuldigung ge» 
gen die angehaltene Perfon Statt findet fo foll fie fogleih in Freiheit gefest, 
werden; trifft der Fall ein, daß fie in das Arrefthaus zu bringen ift, fo wird 
fie fobald als möglih dahin gebraht, und in keinem Halle darf dies länger 
als drei Tage anftehen. 

Art. 226. Man darf Peine angehaltene Perfon in Berbaft halten, wenn 
fie eine binlänglihe Bürgfhaft giebt; und dies in allen Fällen, im welchen das 
Geſetz erlaubt unter Bürgfhaft frei zu bleiben. 

Art, 227. Sn den Fällen, in weldhen die Einfperrung einer Perfon von 
dem Gefeg genehmigt wird, darf niemand an Derter geführt, oder darein ges 
fperrt werden, die nicht gefegmäßig und öffentlich als ſolche bezeichnet find, 
daß fie zu Arreft:, Gerichts-, oder Einfperrungs-Häufern dienen . follen. 

Art. 238. Kein Wächter oder Thurmbüter darf irgend eine Perfon weder 
aufnehmen, noch eingefperrt halten, als kraft eines Berbaft: Befehls, der mit 
den Formalitäten befleidet if, die in den Artikeln 222 und 223 vorgefchrieben 
find; Praft eines Befehls zu koͤrperlicher Haft, oder Praft eines Anklage-Dekrets, 
oder kraft eines richterlihen Spruches, wodruch einer zur Gefängniß- oder 
Einfperrungs » Strafe it verurtheilt worden; und endlih muß der Wächter 
oder Thurmhüter den Akt des Einfperrungd:Befehld in fein Regifter ein- 
getragen haben. 

Art. 229. Kein Befehl, von welher Art er auch feyn mag, Pann einen 
Wächter oder Thurmhüter von der Pflicht entheben, dem Eivil-:Beamten, der 
die Polizei über das Einfperrungs-Haus hat — fo oft er nämlih von diefem 
Eivil:Beamten dazu aufgefordert wird — eine eingefperrte Perfon darzuftellen. 


Art. 230. Eben fo muß auch eine eingefperrte Derfon ihren Verwandten 
und Freunden dargeftellt werden, wenn namlich diefe einen von dem Civil: 
Beamten defhalb erhaltenen Befehl — den er ihnen jedoch mie abichlagen 
darf — vormweifen kann. Hievon ift jedoch der Fall ausgenommen, daß der 
Wächter oder Thurmhüter einen Befehl des Richters vorzeigen kann, den 
erin fein Regiſter eingetragen, durch welchen Befehl er verbunden ift, eine ein 
geiperrte Perfon von der Gemeinfchaft mit allen andern Menſchen abzuhalten. 
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Art. 231. Ein jeder Menſch, was er auch für ein Amt oder eine Stelle 
haben mag — wenn ihm anders nicht das Recht der Arreftation Praft des Ge» 
ſetzes zufommt — der einen Befehl giebt, unterzeichnet, vollzieht oder volljie: 
ben läßt, Praft deſſen jemand- angehalten wird; oder auch ein jeder, wer es aud 
ſeyn mag, der fogar in den Fällen, in welden eine Arreftation dur dad Ge: 
feß berechtiget ift, eine Perfon in einen Ort zum Einfperren führt, aufnimmt, 
oder fie darin behält, der nicht Öffentlich und .‚gefegmäßig dazu bezeichnet iſt; 
endlih alle Wächter oder Thurmbüter, welche dem Inhalt der drei vorberge: 
benden Artikeln zumiderhandeln — follen als ſolche gerichtlich verfolgt werden, 
die ſich des Verbrechens einer willtührlichen Einfperrung fohuldig gemacht haben. 


Art. 232. Gede Strenge, die bei Arreftationen, Einfperrungen, oder bei 
Bollziehung richterliher Urtheile, über die von dem Geſetze vorgefchriebene 
Strenge angewandt wird, ift ein Verbrechen. 


Art. 233. In jedem Departemente find — um über Verbrechen zu urthei- 
len, die weder eine körperlihe noch entehrende Strafe nady ſich ziehen — we 
nigftens drei, und hoͤchſtens ſechs Zucht-Gerichtshöfe angeftellt. 

Diefe Gerichtshöfe dürfen Peine fchwerere Strafe erkennen, als eine zwei: 
jährige Einthürmung. 

An die Friedensrichter find, ohne weitern Appell, alle Verbrechen verwiefen, 
deren Strafe nit mehr als eine Geldbuße von drei Taglöhnen, oder eine dreis 
taͤgige Einthürmung nad fidy zieht. 

Art. 234. Jeder Zuct:Gerichtshof befteht aus einem Präfidenten. zweien 
Friedens-Richtern oder Beifigern der Friedens-Richter aus derjenigen Gemeinde 
wo er feinen Sitz hat, aus einem Kommiffar der vollziebenden Gewalt, welder 
vom Bollziehungs:Direftorium ernannt wird, und nach Gutbefinden wieder ad 
geiegt werden Bann, nnd aus einem Gerichts-Schreiber. 


Art. 235. Die Richter des Eivil:Gerichtshofes im Departemente — die Pri 
fidenten der beiden Seftionen ausgenommen — verfehen der Reihe nad. jeder 
auf ſechs Monate, die Stelle des Präfidenten bei jedem Zucht⸗Gerichtshofe. 

Art. 236. Man Bann von den Urtyeilen des Zucht:Gerichtöhofes an den 
Eriminal:Gerichtshof de Departementes appelliren. 


Art. 237. Bei Verbrechen, die eine Pörperliche oder entehrende Strafe nah 
fi ziehen, darf Feine Perfon gerichtet werden, ald nachdem die Geſchwornen 
die Anlage angenommen, oder nachdem die gefeßgebende Berfammlung die 
Anklage defretirt bat, in den Fillen nämlich, in welchen es ihr zufommt, die 
Anklage zu dekretiren. 

Art. 238. Ein erftered Jury (Gericht von Gefhmwornen) erPlärt, ob die 
Klage foll angenommen oder verworfen werden ; ob die That erwiefen fey, dar: 
über enticheidet ein zweites Jury; und die Criminal⸗Gerichtshöfe wenden dann 
die Strafe an, melde das Geſetz beftimmt bat. 

Art. 239. Die Gefhhmorenen geben ihre Stimmen nie anders, ald geheim. 

Art. 240. In jedem Departemente find fo viele Anklage⸗Jury als Zucht: 
Gerichtshoͤfe. 
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Die Präfidenten der Zucht-Gerihtshöfe find, jeder in feinem Bezirke, die 
Direktoren der Jury. 

Sn den Gemeinden, die mehr als fünfzigtaufend Einwohner enthalten, dürs 
fen — außer dem Präjidenten des Zucht-Gerichtshofes — durch das Geſetz fo 
viele Direktoren der Anklag: Jury angeftellt werden, ald die Betreibung der 
Prozeſſe es erfordert. 

Art. 241. Der Kommifjäar der vollziehenden Gewalt und der Gerichts— 
Schreiber bei dem Zucht⸗Gerichtshofe verfehen das Amt des Kommiffärd und 
ded Gerihtd-Schreibers bei dem Direktor ded Anklage-Jury. 

Art. 242. Geder Direftor des Anklage-Jury bat die unmittelbare Aufficht 
über alle Polizei-Beamten ſeines Bezirkes. 


Art. 243. Der Direktor des Jury verfolgt unmittelbar , ald Polizei:Be> 
amter, auf die förmlihen Anzeigen bin, die ihm der Öffentlidhe Ankläger, ſowohl 
von Amtes wegen, ald auf den Befehl des Vollziehungs-Direktoriums, macht: 

1) Die Eingriffe in die perfönliche Freiheit oder Sicherheit der Bürger; 

2) Die Eingriffe in das Völkerrecht; 

3) Die Rebellion gegen die Vollziehung, ſowohl der Urtheils:Sprühe , als 
auch aller Vollziehungd:Akte, die von Ponftituirten Gemalten berrühren ; 

4) Die Unruhen und Thätlichfeiten , die verurfaht und begangen worden, 
um der Erhebung der Staatd-Steuern, dem freien Umlauf der Lebens: 
Mittel und anderer Handlungs:Gegenftände Hindernife in den Weg 
zu legen. 


Art. 244. Jedes Departement bat feinen Criminal⸗Gerichtshof. 

Art. 245. Der Eriminal-Gerichtshof beiteht aus einem Präfidenten, einem 
Öffentlihen Ankläger, vier Richtern, die vom Civil Gerichtshofe genommen 
werden, aus dem Kommiffär der volljiehbenden Gewalt bei dem nämlidhen Ge— 
richtöhofe, oder feinem Gubftituten, und aus einem Gerichtsfchreiber. 

Bei dem Criminal⸗Gerichtshof des SeinesDepartementes find ein Vice— 
Prafident und ein Subftitut des öffentlihen Anklaͤgers angeftellt: diefer Ge: 
richtshof ift übrigens in zwei Sektionen abgetheilt; acht Mitglieder des Civil 
Gerichtshofes verfehen dabei das Amt der Richter. 

Art. 246. Die Sektions:Präfidenten bei dem Civil» Gerichtöhofe dürfen 
nicht dad Richteramt bei dem Criminal. Gerichtshofe verjehen. 

Art. 247. Die andern Richter verfehen den Dienft dabei, jeder nady feiner 
Reihe, fehs Monate lang, in der Ordnung ihrer Ernennung; und während 
Diefer Zeit dürfen fie Pein Amt bei dem Civil-Gerichſshofe ausüben. 

Art. 248. Die Pflicht des öffentlihen Anklaͤgers iſt: 

1) Die Verbrechen gerichtlich zu verfolgen, nachdem die E MlageNbten von dem 
erftern Jury angenommen worden; 

2) Die Anzeigen, die ihm unmittelbar gemacht werden, an die Polizei Be: 
amten zu vermweifen; 

3) Auf die Polizei-Beamten des Departements ein wachſames Auge zu ha= 
ben, und im Falle der Nachlaͤßigkeit oder wichtigerer Bergehungen, ge⸗ 
gen fie nad) dem Geſetze zu verfahren. 
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Art. 249. Der Kommiſſaͤr der vollziehenden Gewalt hat den Auftrag: 
1) Bei den Verhandlungen des Prozeſſes darauf zu dringen, daß die For— 
malitaͤten regelmaͤßig beobachtet werden, und, vor dem richterlichen 
Spruche, die Anwendung des Geſetzes zu requiriren; 
2) Die Volljiehung des Urtheils zu betreiben, welches der Criminal-Gerichts— 
bof bat ergeben laſſen. 


Art. 250. Die Richter dürfen den Gefchwornen Feine zufammengefegte 
Frage vorlegen. 

Urt. 351. Das Urtheild: Fury befteht wenigftens aus zwoͤlf Geſchwornen: 
der Beflagte bat dad Recht, ohne Gründe angeben zu müſſen, eine gewiffe Ans 
zahl davon, die das Geſetz beftimmt, zu verwerfen. 


Art. 252. Der Prozeß wird üffentlih vor dem Urtheils-Jury verhandelt; 
auch darf man den Angeklagten dad Recht nicht verfagen, von einem Beiftande 
unterftügt zu werden, welchen fie ſich felbft wählen Fönnen, oder der ihnen von 
Amtes wegen ernannt wird. 

Art. 253. Eine jede Perfon, die von einem gefeßmäßigen Jury freige: 
fprochen worden, darf wegen der nämlihen Sache nicht mehr ergriffen noch 
. angeblagt werden. 


Dom Raffationd- Geridt. 


Art. 254. Für die ganze Republik giebt es ein Kaſſations-Gericht. 
Es hat zu fpreden : 

1) Ueber die Kaflationd: Begehren gegen die Urtheiläfprische, welche die Ge 
richtöhöfe in legter Inſtanz erlafien haben ; 

2) Ueber die Begehren, daß ein Prozeß wegen eines gegründeten Verdachtet, 
oder- der Öffentlihen Sicherheit wegen, von einem ‚Gerichtshof an einen 
andern verwiefen werden möge; 

3) Ueber die KRompetenz-Entfheidungen,, und über die Begehren, daß ein 
ganzer Gerichtshof mit, ald Partei, in den Prozeß gezogen werden foll. 


Art. 255. Das Kaffationd:Gericht darf nie über die Prozeſſe ſelbſt enticei- 
den, fondern es Baffirt die richterlichen Urtyeile, die in Prozeß-Sachen ergan- 
gen, worin die vorgefchriebenen Formalitäten verlegt worden, oder welche fürm: 
liche Mebertretungen der Geſetze enthalten; und es vermweifet den Prozeß an 
denjenigen Gerichtshof, der eigentlich darüber zu entfcheiden hat. 


Art. 256. Wenn nad einer Kaffation das zweite Urtyeil, fo über die 
Haupt-Frage des Prozefies ergangen, auf die nämlihe Art angegriffen wird 
wie das erftere, fo darf die Frage nicht mehr beim Kaflationd-Gericht unter» 
fucht werden, ohne der gefeßgebenden Berfammlung vorgelegt worden zu ſeyn, 
welche dann ein Geſetz darüber giebt, nach welchem dad Kaſſations⸗Gericht fih 
zu richten bat, 

Art. 2357. Das Kaffationd-Gericht ift verbunden, alle Jahre eine Depu: 
tation an jeden Rath der gefeßgebenden Verfammlung zu ſchicken, weldhe ihm 
das Verjeichniß der ertheilten Urtheils-Sprüce vorlegen muß, mit einem Bur: 
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zen Bericht am Rande, fammt den Terted:Worten des Geſetzes, worauf fich je- 
ded Urtheil gegründet hat. 

Art. 258. Die Anzahl der Richter, die zum Kaffations » Gerichte gehören, 
darf nicht die drei Viertel der Anzahl der Departemente überfteigen. 

Art. 259. Diefer Gerichtshof wird alle Jahre um ein Fünftel erneuert. 

Die Wahlmänner:Berfammlungen der Departemente erwäblen, der Keibe 
nad und abmechfelnd, diejenigen Richter, welche jene zu erfegen haben, die 
aus dem Kaffationd:Gerichte abgeben. 

Die Richter diejes Gerichtshofes Pönnen immer wieder gewählt werden. 

Art. 260. Feder Kafjations:Richter hat einen Suppleanten, welder von 
der nämlihen Wahlmänner-Berfammlung ermählt wird. 

Art. 261. Bei dem Kaffationd-Gerichte ift ein Kommiffar und ein Subſti⸗ 
tut, welche das Bollziehungs:Direftorium ernennt, und zu jeder Zeit wieder 
abfegen Fann. 

Art. 262. Das BVollziehungs-Direftorium zeigt — durd feinen Kommilfär, - 
und obne Nachtheil der intereflirten Parteien — bei dem Kaffations » Gericht 
diejenigen Aften an, wodurd die Richter ihre Gewalt überfchritten haben. 

Art. 263. Der Gerichtshof erklärt dann diefe Akten für null und nichtig. 
Erhellet daraus, daß die Richter, von denen fie berrühren, vorfäglich gegen ihre 
Mit gehandelt, fo wird die Sache der gefeßgebenden Berfammlung ange» 
‚zeigt, die ein Anklage⸗Dekret gegen fie ergehen läßt, nachdem fie die Befchuldig- 
ten angehört oder vor ſich gerufen hat. 

Art, 264. Die gefeßgebende Berfammlung darf die Urtheile des Kafla: 
tions⸗Gerichts nicht für null und nichtig erklären, dennoch ift. ihr vorbehalten, 
gerichtlich die Richter zu verfolgen, die vorfäglich ihre Pflicht verlegt haben. 


Hoher Gericht s-Hof. 

Art. 265. Es gibt einen hohen Gerichtshof, um über die Klagen zu ſpre⸗ 
hen, welhe die gefeßgebende Verfammlung, theild gegen ihre eigenen Mitglie— 
der, theild gegen die Mitglieder des Vollziehungs⸗-Direktoriums, angenommen bat. 

Art, 266. Der hohe Gerichtshof befteht aus fünf Richtern und zwei Nas 
tional-Anflägern, die ſaͤmmtlich aus dem Kaffationd:Gerichte genommen werden, 
und aus Hoch⸗Geſchwornen, welche die Wahlmänner-Berfammlungen der Des 
partemente ernennen. 

Art. 267. Der hohe Gerichtshof wird nur kraft einer Vroflamation der 
geießgebenden Berfammlung gebildet, die vom Rathe der Fünfhundert abges 
gefaßt und Hffentlich befannt gemacht wird. 

Art. 268. Er kommt zufammen, und bält feine Sigungen in dem Orte, 
der in der Proflamation angezeigt ift, welhe der Rath der Fünfhundert dar: 
über befannt gemacht hat. 

Diefer Ort muß wenigftens zwölf Myriameter weit von demjenigen 
entfernt ſeyn, wo die gefeßgebende Verfammlung ihren Sig bat. 

Art. 269. Wenn die gefehgebende DBerfammlung eine Proflamation hat 
ergeben lafjen, daß ſich der hohe Gerichtshof verfammeln fol , fo zieht das Kaſ⸗ 
fations: Gericht in einer oͤffentlichen Sigung fünfzehn feiner Mitglieder durch 
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das 8006 heraus. Aus diefen fünfzehn werden von ihm in der nämlihen Si- 
Kung, und durch geheime Stimm:Zettel, fünf ernannt Die fünf Richter, die 
auf folhe Art ernannt worden, find die Richter des hohen Gerichtshofes. Dieie 
wählen unter ſich einen Prafidenten. 

Art. 270. Das Kaffations: Gericht ernennt in der naͤmlichen Sitzung, durd 
Stimm:Zettel, und nad der allgemeinen Mehrheit der Stimmen, zwei feiner 
Mitglieder, die bei dem hoben Gerichtshofe das Amt der National:Ankläger zu 
verfeben haben. 

Art. 271. Der Rath der Fünfhundert fammelt alle Klage: Punkte, und 
fegt die Klag:Afte auf. 

Art. 272, Die Wahlmänner » Berfammlungen eines jeden Departementes 
ernennen alle Sabre einen Geſchwornen zu dem hohen Gerichtshofe, 

Art. 273. Einen Monat nad) der Zeit, in welder die Wahlen vorgenom⸗ 
men worden, läßt dad Bollziehungs :» Direktorium die Lifte‘ der Geſchwornen 
druden, die zum hoben Gerichtshofe ernannt worden find. 


IX. Titel 
Von der bewaffneten Macht. 


‘Art. 274. Die bewaffnete Macht ift angeftellt, um den Staat gegen die 
äußeren Feinde zu vertheidigen, und um in dem Innern die Erhaltung der 
Ordnung und die Bolljiebung der Gefege zu fihern. 

Art. 275. Die oͤffentliche Macht ift ihrem Wefen nach geborchend: fein 
bewaffnetes Corps darf berathichlagen. 

Art. 276. Sie wird in die feßhafte und in die, in anhaltendem 
Dienfte beftebende, National:Garde abgetheilt. 


Bon der feßhaften National-Garde. 


Art. 277. Die ſeßhafte National:Garde befteht aus allen Bürgern und 
Bürgers:Göhnen, die im Stande find die Waffen zu tragen. 

Art. 278. Ihre Organifation und ihre Militärzucht ift die naͤmliche für die 
ganze Republif; fie wird durch das Geſetz beftimmt. 

Art. 279. Kein Franke darf die bürgerlihen Rechte ausüben, wenn er nicht 
in die Rolle der feßhaften National:Garde eingetragen ift. 

Art. 280. Die Unterfheidungs-Zeichen der Grade und der Subordination 
finden nur in Anfehung des Dienftes Statt, und fo lange derſelbe dauert. 

Art. 81. Die Offiziere der feßhaften National-Garde werden nur für 
eine gewifle Zeit gewählt, und dürfen nur nad einer beftimmten Zeit wieder 
gewählt werden. 

Art. 282. Das Kommando der National:Garde eines ganzen Departe 
mentes darf nicht anhaltend einem und eben demfelben Bürger anvertraut werden 

Art, 283. Wenn man es für nothwendig erachtet, die ganze National 
Garde eined Departementes zu verfammeln, fo bat das Bollziehungs-Direkto: 


rium das Recht, einen General:Kommandanten derfelden auf eine gewiſſe Zeit 
zu ernennen. 
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Art. 234. Das Kommando der fehhaften National-Garde darf in den 
Städten, die hunderttaufend Seelen und drüber in fih ff en, nit anhaltend 
einem einzigen Manne anvertraut werden. 


Bon der National» Garde, die in anhaltenden 
Dienſte ſteht. 


Art. 285. Die Republik unterhält in ihrem Solde, ſogar in Friedens⸗Zeiten, 
unter dem Namen der in anbaltendem Dıenfte ftebenden WRatıos « 
nal» Garde, eine Land: und GSee-Armee. 

Art. 286. Die Armee wird durch freimilliges Anmwerben gebildet, und im 
Falle der Noth auf die Art, welche das Geſetz beſtimmt. 

Art. 2387. Kein Fremder, der nicht die Rechte eines fräanfifhen Bürgers 
erlangt bat, darf bei den frankifhen Armeen angejtellt werden; es jey denn, 
Daß er, um die Kepubliß gründen zu helfen, einen oder mehrere Feldzüge 
mitgemacht hat. 

Art. 288. Die Kommandanten oder Anführer zu Wafler und zu Bande 
werden nur in Kriegszeiten ernannt; fie erhalten darüber Kommiſſionen von 
dem Boliehungs » Direktorium, die nad) Gutbefinden wieder zurücdgenommen 
werden fönnen. Diefe Kommiſſionen ſchraͤnken ſich bloß auf einen deldzug ein, 
koͤnnen aber wieder erneuert werden. 

Art. 289. Das General:Kommando aller Armeen der Republik darf nicht 
einem einzigen Manne anvertraut werden. 

Art. 290. Die Land: und See⸗Armee ift in Anfehung der Kriegszucht, 
der ihr eigenthümlichen Gerichtsbarkeit und der Natur der Strafen befondern 
Geſetzen unterworfen. 

Art. 291. Kein Theil der feßhaften Mational:Garde fomohl, ald der Nas 
tional-Garde, die in anhaltendem Dienite fteht, darf für den innern Dienjt der 
Republik fih in Bewegung fegen, als kraft einer ſchriftlichen Requijition 
der Eivil-Gewalt; und dies nad den Formalitäten, welche das Geſetz vorfchreibt. 

Art. 292. Die Eivil-Gemwalten dürfen’ die Öffentliihe Macht nur in dem 
Umfange ihres Gebietes requiren; dieſe darf fih nicht aus einem Kanton in 
den andern begeben, ohne von der Departemental:Bermwaltung dazu berechtiget 
zu feyn; nod von einem Departement in das andere, ohne Befehl des Boll: 
siehungs-Direftoriums. 

Art. 293. Deffen ungeachtet beftimmt die gefeggebende ———— die 
Art und Weiſe, wie die öffentlide Macht die Vollziehung der richterlichen Ur: 
theile fibern fol, und wie die Angeflagten auf dem ganzen fränkiſchen Gebiete 
gefegmäßig verfolgt werden ſollen. 

Art. 294. Bei dringenden Gefahren Fann die Munizipal » Bermwaltung 
eines Kantons die National:Garde der benachbarten Kantone requiriren. In 
diefem Falle aber find die Bermaltung fomohl, die requirirt bat, als auch die 
Anführer der National:Öarden, die requirirt worden, beiderfeits verbunden, der 
Departemental:Bermwaltung fogleih Rechenſchaft davon abzulegen. 


Art. 295. Keine fremden Truppen dürfen in das fränfiiche Gebiete ein: 
Dr. Siebenpieiffer’s 4 1 
Dandbucd der Berfallung ı. . 
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acführt werden, ald wenn die gefeßgebende Verſammlung vorläufig darein 
gemwilligt bat. 


X. Titel. 


Deffentliher Unterridt. 

Art. 296., Es giebt in der Republik Primar-Schulen, wo die Zöglinge im 
Leſen, Schreiben und in den Anfangs-Gründen der Rechenkunſt und ter Git- 
tenlehre unterrichtet werden. Die Republik forgt für die Koften der Wohnung 
der diefen Schulen vorgefegten Lehrer. 

Art. 297. ES giebt in den verfihiedenen Theilen der Republik höhere 
Säulen als Primar:Schulen, deren Anzahl fo groß feyn fol, daß menigftens 
eine auf zwei Departemente gerechnet werden. 

Art. 298. Es wird für die ganze Republik ein National Inftitut errichtet, 
welches den Auftrag hat, die gemachten Entdedungen und Erfindungen zu ſam⸗ 
meln, die Künfte und die Wiffenfhaften zu vervollfommnen., 

Art. 299. Die verfchiedenen Anftalten für den öffentlichen Unterricht find 
auf Feine Weife einander untergeordnet, und ſtehen in Peiner Correſponden 
mit einander, in Anſehung ihrer Verwaltung. 

Art. 300. Die Bürger haben das Recht, beſondere Anſtalten für die Er⸗ 
giebung und für den Unterricht, fo wie auch freie Gefellihafteg zur Erweite⸗ 
rung und Bervolltommnung der Wiffenfhaften, der Litteratur und der Künfte 
zu errichten. 

Art. 301. Es follen National:Fefte geftiftet werden, um die Bruberliebe 
zwifhen den Bürgern, ihre Anhänglicheit an die Conftitution , das Vaterland 
und die ©efege zu unterhalten und zu befeſtigen. 


X. Titel. 
Ffinanzen. 


—Oeffentliche Steuerm. 

Art. 302. Die geſetzgebende Verſammlung beſchließt und beſtimmt jedes 
Jahr die oͤffentlichen Steuern. Ihr allein kommt das Recht zu, ‚Steuern an 
zulegen. Sie dürfen nicht über ein Jahr ftatt finden, wenn fie nicht ausbeid 
li erneuert werden, 

Art. 303. Die gefeggebende Verſammlung darf jede öffentlihe Steuer ans 
legen, die fie für nothwendig er-chtet; fie muß aber alle Zahre eine Grund 
Steuer und eine perfönlihe Steuer anlegen. 

Art. 304. Ein jeder, der fih nicht in dem Falle befindet, welcher im den 
Artifeln zwölf und dreizehn der Konftitution angezeigt ift, und der daher nicht 
in die Rollen der unmittelbaren Steuern ift eingetragen worden, hat das Recht, 
fih bei der Munizipal-Bermwaltung feiner Gemeinde zu melden, ‚und fi daſelbſt 
"für eine perfönlihe Steuer einzuichreiden, welhe dem Werthe von drei, an 
diefem Orte üblihen Taglöhnen für Feldarbeit gleich ift. 

Art. 305. Die Einſchreibung, vor der im vorhergehenden Artikel bie Rede 
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if, darf nur während des Monats Meſſidor eines Tjeden Jahres vorge 
nommen werden. 

Art. 306. Der Austheiler der öffentlihen Steuern jeder Gattung wird 
unter die Steuerbaren nah Berbältniß ihrer Vermoͤgens-Umſtaͤnde gemacht. 

Art. 307. Das Bolljiehungs » Direftorium leitet die Erhebung und die 
Lieferung der öffentlichen Steuern in diesStaats-Kafjen, hat die Aufliht dar» 
über, und ertbeilet deßhalben alle nöthigen Befehle. 

Art. 308.. Die ausführlichen Rechnungen über die Ausgaben der Minifter 
werden, nachdem fie von ihnen unterfhrieben und befcheinigt worden, zu Ans 
fang eines jeden Jahres öffentlich befannt gemacht. 

Eben fo aud die Berzeichnife der Einnahme, die von den verfciedenen 
öffentlihen Steuern fowohl, als von ‚allen anderen Einkünften des Staates 
herrübrt. 

Art. 309. Die Verjeichniſſe diefer Ausgaben und Einnahmen werden ihrer 
Natur nadh.unterfchieden; fie zeigen. die Summen an, die Zahr für Jahr in 
jedem Theile der allgemeinen Berwaltung eingenommen und ausgegeben 
worden find. | 

Art. 310. Eben fo follen au ‚die Rechnungen der befonderen Ausgaben, 
welche die Departemente betreffen, und ſowohl die Verwaltungen, als aud die 
Gerichtshoͤfe, die Beförderung der Wiſſenſchaften, die oͤffentlichen Arbeiten und 
Anſtalten betreffen, oͤffentlich bekannt gemacht werden. 

Art. 311. Die Departemental- und? Munizipal-Verwaltungen dürfen ihre 
Steuer: Austheiler über mebr nicht, als über die Summen maden, melde von 
der gefetgebenden Berfammlung find feftgefegt worden; nod, ohne von der» 
ſelben bevollmaͤchtigt zu ſeyn, befchließen oder erlauben, daß auf Rechnung der 
Bürger des Departementes, der. Gemeinde oder des Kantons ein Lofal-Ans 
leihen eröffnet werde. Ä ; 

Art. 312. Der gefeßgebenden Verſammlung kommt allein das Recht zu, die 
Fabrizirung aller, Geld-⸗Sorten anzuordnen, die Art, wie fie in Umlauf zu brin⸗ 
gen, ihren Werth und ipr Gewicht, wie auch. das Gepräge derfelben zu beſtimmen. 

rt. 313. Das Direktorium hat auf die Fabrizirung der Geldmünzen ein 
wachfames Auge, und ernennt die Beamten, denen diefe Aufficht unmittelbar 
aufgetragen ft. —— 

Art. 314. Die geſetzgebende Verſammlung beſtimmt die oͤffentlichen Steu⸗ 
ern der Colonien und ihre Handlungs-Verhältniſſe mit dem Mutterlande, 


National: Shakamt und Rehnungd- Führung. 


Art. 315. Es find fünf‘ Kommiſſarien bei dem National-Schagamte, wel: 
che von dem Rathe der Nelteften aus einer dreifachen Lifte gewählt werden, die 
der Rath der Fünfhundert vorſchlaͤgt. 

Art. 316. Ihr Amt dauert fünf Jahre: alle Jahre geht einer von ihnen 
ab, und darf immer und ohne Zwifchenzeit wieder gewählt werden. 

Art. 317. Die Kommiffarien des National » Schagamtes haben den Auf: 
frag, darüber gu wachen, daß alle Öffentlihen Gelder ordentlich eingehen ; 
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Das Abgeben aller Staattgelder an gewiſſe Kaſſen oder Perſonen, und die 
Zahlung aller öffentlihen Ausgaben anzuordnen, melde von der gefeßgebenden 
Berfammlung find bewilligt worden; 

Dffene Rechnung über Ausgabe und Einnahme zu führen mit. dem Ein: 
sebmer der unmittelbaren Abgaben: eined: jeden Departementes, mit den ver: 
kbiedenen National: Kegien und: mit ‚dem Zahlmeiftern,, die in dem Departe⸗ 
menten angeftellt find; 

Mit den erwähnten Einnehmern und Zahlmeiftern, mit den: Verwaltungen 
aller Art die nöthige Eorrefpondenz zw unterhalten, damit die öffentlicher Gel⸗ 
der genau undregelmäßig eingehen, und ihre "Einnahme gefichert werde. 

Art. 318. Gie dürfen — bei Strafe, als foldye gerichtlich verfolgt zu wer⸗ 
den, die vorfäglich. ihre TE — feine Zahlungen machen 
laſſen, als 


1) Kraft eines Dekrets der geſetzgebenden Verſammlung, und bis auf die 
Summe, die über jeden Gegenſtand von ihr dekretirt worden iſt; 

2) Kraft einer Entſcheidung des Boljiehungs:Direftoriums ; - 

3) Auf die Unterfhrift des Minifters bin, welcher die Ausgabe anordnet.- 

Art. 319. Eben fo dürfen fie auch — bei Strafe, als ſolche gerichtlich verfolgt 
zu werden, die vorfäglich ihre Amtepflichten ubertreten — Feine Zahlung billigen, 
wenn der Zahlungs: Befehl, den der Miniſter unterfchrieben, welchen diefe oder 
jene Art der Ausgabe angeht, nit das Datum der Entfheidung, fo das- Boll 
siehungs-Direftorium darüber genommen, und das Datum der Defrete anzeigt, 
melde diefe Zahlung rechtfertigen. 

Art. 3%0. Die Einnehmer der unmittelbaren Staats ⸗ Steuern in jedem 
Departemente, die verſchiedenen National-Regien, und die Zahlmeiſter in den 
Departementen übergeben ihre Rechnungen dem National » Schagamte: das 
Schatzamt unterſucht dieſelben, und ſchließt ſie ab. I. 

Art, 321. Es find fünf Kommifjarien der National: ‚Rechnungbführung ans 
geftellt, weiche die gefegebende Berfammlung zur naͤmlichen Zeit; nad ‚den 
nämlihen Formalitäten und unter eben denfelben Bedingungen ermählt, wie 
die Kommiflarien des National-Schatzamtes. 

Art, 322. Die allgemeine Rechnung der Ausgaben und Einnahmen der 
Republik muß mit den befonderen Rechnungen und übrigen Schriften belegt, 
und fo von den Kommiffarien des Natidhal: Schatzamtes den Kommiſſarien der 
Rechnungs⸗Fuͤhrung vorgelegt werden, welche fodann diefelden unterfudhen und 
abſchließen. 

Art. 323. Die Kommiſſarien der Rechnungs⸗ Führung geben der gefeggebenden 
Berfammlung Nachricht von den Mißbraͤuchen, Unterfaleifen und vom allen 
Sällen der Berantwortlihfeit, auf-die fie im Laufe ihrer Arbeiten. flogen md 


gen. Sie fhlagen in iprem Fade die Maßregeln vor, welche dem Intereſſe der 
Republik vortpeilhaft find. 


Art. 324. Das Refultat der Rechnungen wird, fo wie fie von den Kom: 


miſſarien der Rechnungs Führung find abgeſchloſſen worden, gedruckt und oͤffent⸗ 
lich bekannt gemacht. 


+ 
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Art. 35. Niemand als die gefeggebende Berfammlung darf die Kom» 
mifjarien, ſowohl des National-Schagamtes, ald der Rechnungs-Führung, ab» 
feen, oder ihnen ihr Amt niederlegen. 

Im Falle die gefeggebende Berfammlung ihre Sitzungen verſchoben, bat 
das Bollziehungs » Direktorium das Recht, den Kommiffarien des National: 
Schagamtes, höhftens zweien an der Zahl, das Amt niederzulegen und einft» 
mweilen andere an ihre Gtellen zu ernennen; es ift jedoch verbunden, dem " 
einen und andern Rathe der gefeggebenden Verſammlung Nachricht davon zu 
ertheilen, fobald fie ihre Sitzungen wieder angefangen haben. 


Xu. Zitel 


Auswärtige Verbältniffe _ 

Art. 326. Nur auf den förmlihen und nöthigen Vorſchlag des Vollzie⸗ 
bungd-Direftoriums darf der Krieg durch ein Defrer der gefeggebenden Ders 
fammlung befchyloffen werden. 

Art. 327. Die beiden gefeßgebenden Rath» Berfammlungen geben mit» 
einander nah den gemwöhnlihen . Formalitäten das Dekret, das den Krieg 
befchließt. 

Art. 333. Wenn Feindfeligkeiten gegen die fränfifhe Republik nahe bes 
vorflünden oder fhon angefangen wären, wenn dieſelbe bedroht wäre oder 
wenn Zurüftungen gegen fie gemaht würden; ſo ift das Bollziehungs-Direfto» 
rium verbunden, zur Bertheidigung des Staates alle Mittel anzumennen, die 
in feiner Gewalt ftehen , nur muß es der gefengebenden Verſammlung unver- 
zuglich Nachricht davon geben. 

In diefem Falle kann es fogar die Wermehrungen der öffentlihen Macht 
und die neuen Berfügungen anzeigen, welche die gefehgebende Berfammlung 
nach den Umftänden zu treffen gendthigt feyn koͤnnte. 

Art. 39. Dem Direktorium allein Bommt’es zu, im Yuslande politifche 
Berhältniffe zu unterhalten, die Verhandlungen zu leiten, die Land» und Ger» 
Macht zu vertbeilen, wie es folhes für gut findet, und in Kriegs⸗Umſtaͤnden 
die Zeitung derfelben anzuordnen. 

» Art. 330. Es ift iberechtiget‘, Praliminarien, naͤmlich Waffenftillftände , 
Neutraliſationen, wie auch geheime Uebereinfünfte abzuſchließen. 

Art. 331. Das Vollziehungs-Direktorium beſchließt mit fremden Mächten, 
unterzeichnet oder laßt auf feinen Befehl unterzeihnen alle Traftate über 
Frieden, Allianzen, Einftellung der Feindfeligfeiten, Neutralität, Handlung 
und andere Hebereinfünfte, die es für das Wohl des Staates nothwendig erachtet. 

Diefe Unterhandlungen und Uebereinfünfte werden im Namen der. fräns 
kiſchen Republik von diplomatifhen Agenten betrieben, die vom Bolljiehungs: 
Direktorium ernannt werden, und ihre Anweifungen von demfelben erhalten. 

Art. 332. Wenn in folhen Traftaten geheime Artifel Statt finden, fo 
dürfen diefelben den öffentlich befannt gemachten Artikeln nicht zuwider laufen, 
no irgend eine Abtretung des Gebietes der Republik entpalten. 

Art. 333. Die Traftate haben dann erft volle Kraft, mann ſie von der 
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geießgebenden Berfammlung unterfucht und ratifizirt worden find ; deſſen ungeachtet 
Fönnen aber die geheimen Artifel einftweilen vollzogen werden, und dies von dem 
Augenblif an, als folde von dem Bollziehungs-Direftorium find beſchloſſen worden. 

Art. 334. Die eine fowohl wie die andere Raths-Verſammlung der ges 
feßgebenden Gewalt ftellen über Krieg oder Frieden nicht anders Berathſchlagungen 
an, als (ohne Zeugen) in einem allgemeinen Ausſchuſſe. 

Art. 335. Die Fremden — fie mögen fih in Frankreich niedergelafien ha» 
ben oder nit — erben ihre Verwandten, fie mögen Fremde oder Franken 
gewefen feyn; fie Dürfen Pontrahiren ; Güter, die in Frankreich liegen, ſich ei» 
gen machen, in Empfang nehmen, und darüber fo wie ein jeder frankiiher 
Bürger nad ——— auf jede Art ſchalten, die nicht von dem Geſetze 
verboten iſt. 


XII Tit el. 


Reviſion der Conſtitution. 


Art. 336. Wenn die Erfahrung lehren ſollte, daß dieſer oder jener Artikel 
der Conſtitution nachtheilig iſt, fo ſchlaͤgt der Rath der Aelteſten die Reviſion 
dieſer Artikel vor. 

Art. 337. In dieſem Falle iſt der Vorſchlag, den der Rath der Aelteſten 
macht, der Ratifikation des Raths der Fünfhundert unterworfen. 

Art. 338. Wenn in einem Zeitraume von neun Jahren der Vorſchlag, 
welchen der Rath der Aelteſten gethan‘, und den der Rath der Fünfhundert 
ratifizirt bat, in drei verfchiedenen Zeitpunkten ift erneuert worden, davon 
jeder wenigftend drei Jahre vom andern entfernt ift, fo wird eine Navis 
ſions-Verſammlung zufammenberufen. 

Art. 339. Zu diefer Verjammlung werden von jedem Departemente zwei 
Mitglieder ernannt, welhe alle auf die nämliche Art gewählt werden, wie die 
Mitglieder der gefeggebenden Verfammlung. Sie müfen auch die nämlichen 
Eigenfchaften in fi) vereinigen wie diejenigen, weldhe zum Rathe der Aelteften 
gewählt werden follen.“ 

Art. 340. Der Rath der Xelteften zeigt für die Reviſions-Verſammlung 
einen Ort an, welder von demjenigen, wo ſich die gefeggebende WBerfammlung 
aufhält, wenigftend zwanzig Myriameter weit entfernt feyn muß. 

Art, 341. Die Reviflond » Berfammlung hat das Recht den Ort, zu ver 
ändern, wo fie ihre Gigungen halten will; nur muß fie die Entfernung von 
der gefeßgebenden Berfammlung beobadhten, die durch den vorhergehenden 
Artifel vorgefchrieben ift. 

Art. 342. Die Reviſions-Verſammlung giebt ſich mit feinen Gefcäften 
ab, welche in die Gefekgebung, oder in die Regierung einihlagen; fondern fie 
fhränten fi blos auf die Reviſion derjenigen Conftitutiond:Artifel ein, die ihr 
von der gefeßgebenden Verſammlung find angezeigt worden. 

Art. 343. Alle Artikel der Eonftitution, ohne Ausnahme, bleiben fo lange 
in voller Kraft, ald die Veränderungen, welche von der Revifions » Berfamm : 
lung vorgefihlagen worden, noch nicht von dem Volke angenommen find. 
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Art. 344. Die Mitglieder der Revifions-Berfammlung berathſchlagen 9% 
meinfchaftlih miteinander. 

Art. 345. Diejenigen Bürger, die in dem Augenblide Mitglieder der ge 
fengebenden Berfammlung find, wann eine Revifiond: Berfammlung zufammen- 
berufen wird, dürfen nicht zu Mitgliedern diefer Verſammlung erwählt werden. 

Art. 346. Die Reviſions⸗Verſammlung ſchickt den Vorſchlag der Abi 
derung, welche fie befchlofien, unmittelbar den Ur-Verſammlungen zu. 

Sie geht fogleih auseinander, wenn fie diefen Vorſchlag verfendet bat. 

Art.-347. In Peinem Falle darf die Kevifiond-Berfammlung länger als 
drei Monate beifammen bleiben, 

Art. 348. Die Mitglieder der Reviftons » Berfammlung dürfen zu Peiner 
Zeit wegen irgend etwas, das fie in ihrem Amte mögen gefagt oder geichrieben 
haben, zu Rechenſchaft gezogen, angeflagt noch gerichtlidy verurtheilt werden. 

Den Mitgliedern der Revifions:Berfammlung darf in feinem Fall, fo lange 
ihr Gefhäft dauert, ein Prozeß gemacht werden; es fey denn, daß die Revi— 
fions:Berfammlung felbft es fo befchloffen hätte, 

Art. 349. Die Revifions: Berfammlung wohnt Peiner öffentlihen Geremoni: 
bei; ihre Mitglieder erhalten die nämliche Entfhädigung, wie die Mitglieder der 
gefeggebenden Berfammlung. 

Art. 350. Die Revifiond-Berfammlung bat das Recht in derjenigen Ge: 
meinde, in welcher fie ihre Sitzungen bält, die Polizei ausüben zu laffen. 


XIV. Titel 


Yllgemeine Artifel 

Art. 351. Keiner ift über feine Mitbürger erhaben, als in fofern er in - 
einem öffentlihen Amte fteht, und zwar bloß allein in Beziehung auf feine 
Amts⸗Verrichtungen. 

Art, 352. Das Geſetz erkennt feine religiöfen Gelübde, noch irgend eine 
andere Verbindlichkeit, welche den natürlihen Rechten des Menſchen zuwider wäre. 

Art. 353. Man darf niemand hindern, feine Gedanken öffentlich zu fagen, 
niederzufchreiben, zu druden und befannt zu machen. 

Die Schriften dürfen vor ihrer öffentlihen Befanntmahung Reiner Een» 
fur unterworfen werden. 

Niemand kann wegen defien, mad er gefährieben oder öffentlih befannt 
gemacht, verantwortlich feyn, als in den Fällen, welche das Gefeg beftimmt bat. 

Art. 354. Man darf niemand hindern, die Gotted:Berehrung, die er ges 
wählt bat, auszuüben, wenn er anders fih dem Gefege untermwirft. 

Niemand darf gezwungen werden, zu den Koften irgend einer Gottesver— 
ebrung etwas beizutragen. Die Republik zahlt Feine derfelben. 

Art. 355. Es gibt Fein Privilegium, Peine Meifterfchaft, Peine Innung; 
auch darf die Freiheit der Prefle, des Handels, der Ausübung der Induſtrie 
und der Künfte jeder Art auf Peine Weile eingefchranft werden. 

Jedes gefeglihe Verbot diefer Art it — wenn, die Umftände es nothwendig 
machen — feinem Weſen nad). auf eine gewiſſe Zeit eingeſchraͤnkt, und bat 
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hoͤchſtens nur auf ein Zahr feine Wirkung; ed fey denn, Daß es förmlich wieder 
erneuert würde, 


Art. 356. Das Geſetz bat ein befonderd wachſames Auge auf diejenigen 
Profeffionen, welche auf die öffentlihen Sitten, die Sicherheit und die Gefund: 
heit der Bürger Einfluß haben; man darf aber niemand zu einem Geldbeitrag 
anhalten, um zur Ausübung diefer Profeffionen zugelaffen zu werden. 


Art. 357. Das Gefeg fol dafür forgen, daß die Erfinder. belohnt, oder in 
tem ausichließenden Eigenthums-Recht ihrer Irfindungen oder Arbeiten erhal« 
ten werden. 

Art. 358. Die Konftitution bürget dafür, dag jedes Eigenthum unverletz⸗ 
(ich bleiben fol, oder fie bürget für eine billige Entihädigung in jedem Falle, 
warn die Öffentliche Nothwendigkeit, die geſetzlich erwieſen werden müßte, irs 
gend eine Aufopferung erbeifchte. 

Art. 359. Die Wohnung eines jeden Bürgers if. ‚ein unverlegbarer Ort; 
in der Nacht hat miehand das Recht hineinzugeben , als im Falle einer Feuerds 
Brunft, einer Ueberfhwemmung, oder wenn die Perfonen aus dem Innern 
der Wohnung felbft darum aufrufen. 

Sp lange es Tag ift darf man darin die Befehle der Ponftituirten Ges 
walten vollziehen. 

Keine Haus: Unterfuchung darf angeftellt werden, als kraft eines Gefeges, 
und wegen einer Perfon oder Sache, die in dem Akte ausdrücklich angezeigt 
ift, welcher die Haus-Unterſuchung verordnet. 

Art, 360. Es dürfen Peine Korporationen oder Bergefellfchaftungen ge 
bildet werden, welche der oͤffentlichen Ordnung zumider find. 

Art. 361. Keine Bürger » Berfammiung darf ſich den Namen Bolt 
Geſellſchaft beilegen. 

Art. 362. Keine Privat:Gefellfchaft, die fih mit politifchen Fragen abgibt, 
darf mit irgend einer andern Porrefpondiren; noc ſich mit ihr verbinden ; noch 
Öffentliche Sigungen halten, die aus Mitgliedern der Gefellfhaft und aus Zuhörern 
befleben, wovon Die einen von den andern unterfchieden wären ; noch Bedingun 
gen vorjchreiben, unter welhen man aufgenommen und gewählt werden kann; 
noch fih Ausſchließungs-Rechte anmaßen; noch von ihren Mitgliedern irgend 
ein Äußeres Zeichen ihrer Verbindung tragen laffen. 

Art. 363. Die Bürger dürfen ihre politifciyen Rechte nur in den 1 oder 
Gemeinde: Berfammlüungen ausüben. 

Art. 364. Allen Bürgern ftebt es frei, bei Öffentlihen Gewalten Petitios 
nen einzugeben; fie müfen aber von einzelnen Perfonen unterfchrieben feyn, 
die nur in ihrem eigenen Namen ſprechen. Keine Petition darf im Namen 
irgend einer Bergefellihaftung übergeben werden; es fey denn von fonftituirs 
ten Gewalten, aber auch nur allein über Gegenftände, die ihr Amt angehen. 

Diejenigen, die eine Petition eingeben, follen nie die den konſtituirten 
Gewalten ſchuldige Ehrfurcht aus den Augen fegen. 

Art. 365. Jeder bewaffnete Zufammenlauf ift ein Eingriff im die Konſti⸗ 
tution; er foll auf der Stelle dur die Öffentlihe Macht zerftreut werden. 
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Art. 366 Jeder bewaffnete Zufammenlauf foll ebenfalld auseinander ges 
frieben werden, anfänglich dur mündlichen Befehl, und, wenn es nothwendig 
iſt, dur Aufbietung der bewaffneten Macht. 

Art, 367. Mie dürfen fi mehrere Ponftituirte Gemwalten miteinander 
vereinigen, um gemeinfhaftlid zu berathſchlagen; Fein Akt, der von einer fol 
en Tereinigung berfäme, darf vollzogen werden. 

Art. 368. Niemand darf Außere Zeichen tragen, die ihn von den andern 
Bürgern unterfcheiden, und welche an ein ehemals geführtes Amt oder an ehe. 
mals geleiftete Dienfte.erinnern. 

Art. 369. Die Mitglieder der gefeßgebenden Berfammlung und alle öffent- 
fihe Beamten haben in Ausübung ihres [Amtes eine befondere Tracht, oder 
tragen ein außeres Zeichen derjenigen Gewalt, die ihnen anvertraut iſt. Diefe 
Trachten und äußeren Zeichen follen durch idas Geſetz näher beftimmt werden.. 


Art. 370, Kein Bürger darf weder auf das Ganze , noch auf einen Theil 
der Entfhädigung oder des Gehaltes Berzicht_thun, die ihm für die Ausübung 
feines Amtes, Eraft des Gefeged, zukommen. 

Art. 371. In der ganzen Republik foll nur einerlei Maas und Ge: 
wicht gelten. 

Art. 372. Die fränfifhe Zeitrehnung fängt mit dem 22. September 
1792 an, weldyes der Tag ift, an dem der Grund zur Republik gelegt worden ift. 


Art. 373. Die franfifhe Nation erklärt hiemit: fie werde in feinem Falle 
zulaffen, daß diejenigen Franken — die fei dem 15. Juli 1789 ihr Baterland 
verlaffen, und die-nicht in den Gefegen, weldye über die Emigranten ergangen, 
unter der Ausnahme begriffen find — jemals wieder nah Frankreich zurück— 
Pehren dürfen. Die Nation verbietet der gefeggebenden Berfammlung foͤrm⸗ 
lidy über diefen Punkt irgend eine Ausnahme zu machen. 

Die Emigranten » Güter find unmwiderruflid zum Beten der Republik 
eingezogen. 

Art. 374. Die fränfifhe Nation erflärt gleiher Maßen feierlich, als eine 
förmlihe Gemwährleiftung der öffentlihen Treue, daß, wenn National:Güter auf 
eine gefegliche Art find öffentlich verfteigert und zugefchlagen worden — diefe 
Güter mögen auch herkommen von wem fie wollen — fie demjenigen, der fie 
auf eine ſolche gefegmäßige Weile an ſich gebracht hat, nie wieder genommen 
werden dürfen. Sollte aber fonft jemand gerechte Anfprühe auf ſolche ver: 
Faufte Güter haben, fo foll er aus dem National:Schage entfchädigt werden. 

Art. 375. Keine Öffentlihen Gewalten, welche durdy die Eonftitution ein- 
geſetzt find, dürfen diefelbe weder im Ganzen, nod in irgend einem ihrer Theile 
abändern; davon find aber die Abänderungen ausgenommen, die eine Revi— 
fions-Berfammluug in Gefolge des XIII. Titeld vornehmen darf. 

Art. 376. Die Bürger werden ſich beftändig erinnern, daß die Dauer, 
die Erhaltung und das Wohl der Republik hauptſaͤchlich von der Weisheit ihrer 
Wahlen in den Ur: und Wahlmanner:Berfammlungen abhängen, 

Art. 377. Das fränkifhe Bolt übergibt , ald einen geheiligten Schag . 
die gegenwärtige Eonftitution der Treue der gefeßgebenden Berfammlung , des 
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Bollziehungs-Direftoriums, der Verwalter und Richter, und empfiehlt. fie der 
Wachſamkeit der Familien-Bäter, den Oattinnen und Müttern, der Liebe der 
Zugend und dem Muthe der Franken. 


Endlich müffen wir noch von dem einzelnen, der Gonftitution 
des jahres III. vorhergegangenen, im Rheinfreis zum Theil erft 
nach ihr verfündeten, allgemeinen Gefegen Kenntniß nehmen, welche 
die eigentliche Grundlage der einheimifchen Snftitutionen bilden. 
Man Fann diefe Gefeße, zur beffern Ueberfiht, unter folgenden 
Ueberfchriften zufammenfaffen. Sch bemerfe dabei, daß ich die Ger 
fege mittheile, wie fie dieffeits publizirt worden, und zwar im ges 
feglihen Terte. Einige Noten werben die nöthigen Andeutungen 
enthalten, 


A. Abfchaffung der Feudalrechte, Zehnten, Weide x. 


Durh Befchluß vom 6. Germinal VI. bat der Regierungs⸗ 
commifjär der Nheindepartemente folgende Gefege, zum Theil nur 
in Auszuge verkündet: 


Auszug aus dem Geſetze vom 4. Auguft 1789. 


Die National:Berfammlung zernichtet gänzlich die Lehnsherrſchaft, und bes 
Pretirt, daß fomohl von den Lehns⸗ ald Zins:Gebühren und Pflichten Ddiejenis 
gen, welche zu der real» oder perfönlihen main-morte (Fallrecht: eine Art 
Seibeigenfchaft) und zur perfönlihen Dienftbarkeit gehören , fo wie auch 
diejenigen, welche an ihre Stelle getreten find, ohne Entfhädigung abgeſchafft, 
und alle übrigen für einlöslich erPlärt find. (Ausz.Taus dem 1. Art.) 


Das ausfhlieglihe Recht der Meinen Taubenbehälter und Taubenfhläge ift 
abgeihafft: die Tauben follen zw der Zeit, weldhe von den Genteinden wird 
beftimmt werden, eingefperrt feyn, und während derfelben als Wildpret anges 
feben, audy von jedem auf feinem Grund und Boden getödtet werden Pönnen. 
(2. Artikel.) 


Die ausſchließliche Gerechtigkeit der Jagd und der offenen Kanincengärten 
ift ebenfalls abgeſchafft; jeder Eigenthümer bat das Recht, alles Wild, nur 
allein auf feinem Gut oder Eigentum, zu tödten oder tödten zu laſſen, mit 
dem Beding, daß er den Polizei» Gefegen, die für die. Öffentlihe Sicherheit 
gemacht werden koͤnnten, nadleben müffe. (Ausz. ous dem 3. Artite‘) 

Ale berricaftlihen Gerichtsbarkeiten find ohne irgend eine Entfhädigung 
aufgehoben. (Ausz. aus dem 4. Artikel.) 

Alle Arten-Zebnten, und die an ihre Stelle geiretenen Guͤlten, unter 
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welhem Namen fle befannt und bezogen feyn mögen , fogar auf Vertraͤge, 
welche die geiftlihen und weltlihen Koͤrperſchaften, die geiftlihen Pfründner, 
die Kirchen: Schaffneien und alle Stifter, felbft der Malthefer» und andere 
geiftlihen und militärifhen Orden, befigen; fogar auch diejenigen Zebnten, 
welche meltlihen Perfonen zur Erfeßung des gehörigen Unterhalts (portion 
congrue) überlaffen worden, find aufgehoben. (Ausz. aus dem 5. Artikel.) 





Auszug aus dem Gefebe vom 28. März 1790, auf das Des 
fret des 15. des nämlihen Monats, die Lehens⸗-Rechte betreffend. 
bh Titel 


Bon den allgemeinen Birfungen der Zernihtung der 
Lehns-⸗Verfaſſung. 


Alle Unterſchiede an Ehre, Vorzug und Macht, die von der Lehns⸗ Ber 
faffung berrühren, find aufgehoben. (Ausz. aus dem 1. Art.) 

Die Eid» Huldigung und jeder andere blos perfönliche Dienft, dem die 
zinsbaren Lehnträger und Afterpächter bisher unterworfen waren, find aufgeho» 
ben. (2. Art.) 

Die Lehen, welhe nur den Mund oder die Hände ſchuldig waren, find 
Peinem Befenntnig und feiner Anerkennung mehr unterworfen. (3. Art.) 

Da alle Privilegien, alle Fehnd:Herrfhaft und der Adel, der auf den Gü— 
tern baftet, zernichtet find, fo ift das Recht der Erftgeburt und des männlichen 
Stammes in Rüdfiht der Leben, Domänen, und !adeligen Allodien und die 
ungleihe Theilung nad) dem Stande der Perfonen, abgeſchafft. Demnach 
follen alle Erbſchaften, ſowohl in gerader als Geiten:Linie, von bemweglihen 
oder unbemweglihen Gütern, welhe von dem Tage der Befanntmahung des 
Gegenwärtigen an ſich begeben werden, obne Rückſicht auf den alten adeligen 
Stand der Güter oder Perfonen, unter die Erben nah den Geiegen, Status 
ten und Gebräuden, welche die Theilungen für alle Bürger reguliren, vertheilt 
werden: alle diefem zumwiderlaufenden Gefege und Gebräuche find zernichtet 
und abgeihafft. (U. a. d. 11. Art.) 


DB Zitel 


| Don den berrfhaftlihben Rechten, welhe ohne Schadlo% 
baltung aufgehoben find. 

Die perfönlihe, real oder vermifchte todte Hand, die urfprüngliche Dient- 
barkeit, die perfönlihe Dienftbarkeit ded Befigers von Erbfhaften, auf denen 
die real todte Hand haftet, die Dientbarfeit unter dem Namen corporelle et 
de poursuite, die Pörperlihe Steuer, die perfönlihen Frohnden, das Heimfall« 
Recht, das Recht der leeren Hand, dad Recht Beräußerungen und Berfüguns 
gen zu verbieten, die unter dem Namen ald Verkauf, Scenfung unter Leben- 
den oder in Teftamenten geſchehen, und alle andern Wirfungen der real, per» 
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fönlihen oder vermifchten todten Hand, die fi ber die! Perfonen oder Gü. 
ter erfireden, find ohne Entihadigung aufgehoben. (1. Art.) 


Das Hecht des beiten Stammguts oder morte-main, der millfürlichen 
Steuer, das Recht unter dem Namen taille oder indire, aux quatre cas, de 
‘cas imperieux und des berrfikaftlihen Beiftandes And ohne Schadloshal⸗ 
tung aufgehoben. (8. Artikel.) 


Alle Rechte unter dem Namen Feuerreht (feu, cheminee,) feu allumant, 
feu mort, fouage (Recht, fein Brennholz aus einem Walde zu nehmen), mo- 
neage, Bürgergeld, conge, Hunderedht oder Abgabe von Hunden, Hundslager» 
recht (gite aux chiens) und jede andere, welche die Herren von Perfonen, Thies 
ren, oder wegen der Refidenz beziehen , ohne ermeifen zu Pönnen, daß fie ent» 
weder wegen des Grunds und Bodens unabänderlih, oder wegen Bewilligun— 
gen Rects:Herfommen oder aus andern Urfachen geleiftet werden müffen, find, 
ohne Schadloshaltung, aufgehoben. (9. Artikel.) 

Sind ebenfalls „ ohne Schadloshaltung, aufgeboben die Wachtgelder (guet 

et garde), das Recht unter dem Namen Chassipolerce (Abgabe für die Er» 
laubniß, fih fammt feiner Habe zu Kriegszeiten in das herrſchaftliche Schloß 
zu begeben); ferner die Abgabe für die Unteryaltung der. Einfaffungen und 
Befeltigungen der Burgfleden und Schloͤſſer, fo wie aud die Zinfe oder Gül- 
ten, die an ihre Stelle getreten find, wenn fie gleih auf Gütern haften, wenn 
nicht ermwiefen ift, daß diefe Güter wegen diefer Zinfen oder Gülten abgegeben 
worden find; die Staubgebühren, welhe von den Heerden eingenommen wur: 
den, die ber die Öffentlihen Wege der Herrſchaften zogen. 
Diie Rechte unter dem Namen banvin, vet-du-vin, etanche , oder andere 
dergleihen, nach welchen die Herrfchaft allein und ausjchließlih den Einwohnern 
feiner Herrfhaft, während einer gewiffen Zeit im Sabre, Wein oder andere 
Getrante und Lebensmittel verkaufen durfte. (10. Art.) 

Die Gebühren vom An: und Verkauf, Ein: und Ausfuhr der beweglichen 
Güter, Lebensmittel und Waaren, wie 5. B. das Recht des fünfzigften,, bun- 
dertften oder andern Deniers vom Preis der verkauften unbeweglihen Güter 
oder Thiere; die Gebühren unter dem Nanıen lots et ventes, treizieme und 
andere Gebühren von den Schiffen, von dem hochſtaͤmmigen Kron - und Obſt⸗ 
Baumbolz, das gehauen oder verkauft worden, umgehauen zu werden; von 
den Materialien der Gebäude, die niedergeriffen oder zum Niederreiffen ver 
Pauft worden; die Xccis-Gebühren von den Eßwaaren, die Gebühren unter 
dem Namen droits de leyde, oder Fifhzehnte, die Gebühr vom Weinzapfen, 
das Ohmgeld und bdergleihen Gebühren vom Weine und fonftigen Getränten, 
die berrichaftlihen Auflagen auf Getränke, Eß- und andere Waaren, und 
übrigen Abgaben von der nämlichen Art find, ohne Schadloshaltung, abge: 
fhafft. (12. Art.) 

Die Z0ll:Gebühren auf graden und Quer-Straz;en’, die Paffages und Stand: 
Gelder, die Brüdenzölle, Weggelder, die Gebühren unter dem Namen cha- 
'mage, grande et petite coutume, tonlieu, und alle andere dergleichen, oder fol 
he, die an ihre Stelle getreten find, von welcher Befchaffenheit, unter welcher 
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Benennung ſie immer bezogen worden ſeyn moͤgen, zu Land oder zu Waſſer, 
in Natur oder an Geld, ſind ohne Schadloshaltung abgeſchafft. *) 

Die Befiger der gedachten. Rechte find demnach freigeiprohen von den 
Seiftungen an Geld, und fonitigen Berbindlichkeiten, denen fie wegen diefer 
Rechte unterworfen waren. (13. Art.) | 

Die Verwaltungs: Berfammlungen follen für die Unterhaltung der Werke 
forgen, die einigen der genanı:ten Rechte zur Laft gelegen. (14. Art.) 

Die unter dem Namen coutume, Standgeld, havage, Marktgeld befannten 
Gebühren, und überhaupt alle die, weldhe in Natur oder an Geld, wegen der 
Herbeibringung oder Niederlage der Feldfrüchte, des Fleifches, Viehes, der Fi» 
ſche und anderer Lebensmittel und Waaren auf den Meſſen, Jahr: und 
Wochen: Märkten, Plägen und Hallen, von welcher Gattung fie feyn mögen, 
erhoben worden find; desgleihen die an ihre Stellen getretenen Gebühren find 
auch ohne Entihädigung abgeſchafft; die Gebäude und Hallen aber follen fernerhin 
ihren Eigenthümern zugebören, mit dem Beding, daß fie ſowobhl was die Mieth: 
gelver als Beräußerungen derfelben angeht, fih mit den Munizipalitäten des 
Orts in der Güte verftändigen follen; die Verwaltungs-Berfammlungen follen 
über die in dieſtr Hinficht entflehenden Schwierigkeiten als Schiedsrichter ent» 
fheiden. . (19. Art.) 

Das Meffen und Wiegen des Mehls, der Früchte, Lebensmittel und Maas 
ren in den Privathäufern fol in dem ganzen Umfange des fränfifhen Gebiets 
(der eroberten Länder) jedermann frei ftehen; mit dem Beding jedoch, daß 
man fih Peiner andern ald der vifirten und gefeglihen Gewichte und Maße 
bedienen dürfe. In Betreff des auf den Öffentlihen Plägen und Maͤrkten 
erforderlihen Dienſtes, follen die Orts:Munizipalitäten die nöthige Vorkehrung 
treffen, und unter der Ermädtigung der Dermaltungs : Berfammlungen eine 
billige und mäßige Bezahlung für diejenigen Leute feftiegen, welche zum Wie 
gen und Meffen gebraucht werden. (Ausz. a. d. 2i. Art.) 

Alle Rechte, welche unter dem Vorwande von den Herrſchaften gegebener 
Erlaubniffe, Handwerfe, Künfte oder Gewerbe zu treiben, oder für Afte be 
fanden, die nad) dem natürlichen und gemeinen Rechte jedermann frei fteben, 
ſiud, ohne Entihädigung , aufgehoden. (22. Art.) 

Alle Zwangsgerehtigkeiten für Bäckereien, Mühlen, Keltern, Schlachtereien, 
Farren, Eber, Schmieden und dergleichen, nebft den dazu gehörigen Unter 
wuͤrfigkeiten; ferner, die Necdte unter dem Namen droits de verte-moute et 
de vente (eine Quantität Frucht, welche der Befiger einer Bannmühle dem 
Herrn für die Früchte obgeben mußte, die er felbit auf deffen Bann zog und 
ärndete, aber fonftwo mahlen ließ); das Recht unter dem Namen droit pro- 
hibitif de la quöte mouture ou chasse des meuniers (modurh den Müllern 


” ' 





*) Die ZollsBebühren auf geraden und QDuerfiraßen, die Paffages und Weg» Gelder 
follen fernerbin zum Nugen der Republik erhoben werden, bis Ddiefelben dur die Paß⸗ und 
Brüdenzoll-Belder erſeßzt find, und diefer Gegenſtand mis den benahbarten Mächten in Ord⸗ 
nung gehracht feyn wird. 
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verboten war mit ihren Laſtthieren auszugehen, um Früchte auf ihre Mühlen 
zu holen) alle dieſe Rechte, ſie moͤgen nun auf dem Gebrauche oder einem 
Titel beruhen, durch Verjaͤhrung erworben oder durch Richterſprüche beftätigt 
worden ſeyn, ſind aufgehoben und ohne Schadlos haltung abgeſchafft, und zwar 
blos mit folgenden Ausnahmen. (23. Art.) 


Bon der obigen Aufhebung find ausgenommen und follen einlöslich feyn: 


Die Banngeredtigkeiten, von denen ermwiefen wird, daß fie durd eine 
ſchriftliche Uebereinkunft zwifhen den Einwohnern einer Gemeinde und einem 
Privatmanne, der fein Lehns-Herr ift, errichtet worden. 

Die Banngeredtigkeiten, von welchen bewiefen wird, daß fie durch eine 
fehriftlihe Uebereinfunft der Einwohner einer Gemeinde und ihres Herrn ein- 
geführt worden, und mwodurd der Herr der Gemeinde irgend einen fernern 
Bortheil zugeftanden haben wird, ald blos feine Berbindung ,„ die Mühlen, 
Badöfen und andere Gegenftände der Banngerechtigfeit beftändig in gutem 
Stande zu erhalten; die Banngeredhtigkeiten, von welchen wird bewieſen wers 
den, daß fie von einer dur den Herrn den Gemeinde» Einwohnern gethane 
Berleipung von Nusungen in feinen Waldungen oder Wiefen, oder Ueberlaf> 
fung von Gemeingütern zum Eigentum berrübren. (24. Art.) 

Alle vor diefem von den Einwohnern als Abkauf der Banngerechtigfeiten 
die zu der obenerwähnten, ohne Schadloshaltung abgeihafften, und nicht unter 
den Ausnahmen im vorhergehenden Artikel mitbegriffenen Art gehören, ent» 
rihtete Gült oder Abgabe ift ohne Schadloshaltung aufgehoben nnd abgeſchafft. 
(25. Art.) 

Es iſt den ehemaligen Bannbewohnern ‚verboten, etwas gegen das Eigen» 
thum der Mühlen, Keltern, Badöfen und anderer Dinge, von deren Banns 
gerechtigfeit fie Durch den Art. 23 befreit find, zu unternehmen; die Nationals 
Berfammlung fest gedachtes Eigenthum unter den Schub des Geſetzes, 
und gibt den Munizipalitäten auf, zu wahen, daß dafjelbe refpeftirt werde. 
(26. Art.) 

Die Perfonen, mwelhe ehemald von Privatleuten durch Verkauf oder an» 
dere de:n Verkaufe gleich zu fhagende Titel Rechte an ſich gebracht haben, die 
durch gegenmwärtiged Dekret abgeſchafft worden find, Tönnen keine Forderung 
von Entfhadigung oder Erſatz des Werthes mahen; was diejenigen der ge» 
daten Rechte angeht, die von dem Staats-Domaͤne herkommen, fo Pönnen 
diejenigen, welche fie an ſich gebraht haben, Feine andere Schadloshaltung 
verlangen, ald die Wiedererftattung der von ihnen geleifteten Zahlungen, oder 
anderer Gegenftände und Güter, die fie an den Staat abgetreten haben. (36. Art.) 

Es fol den Päachtern, welche ehemals folhe Rechte in Paht genommen 
baben, die nicht mit andern Gütern oder bis zum Loskauf beibehaltenen Rechten 
verbunden find, frei ftehen,, von ihrem Pachte abzugeben; und in diefem Falle 
Bönnen fie Peine anteren Schadloshaltungen verlangen, ald die Erftattung der 
unter dem Namen Trankgeld (pots de vin) geleifteten Zahlungen, und die 
Befreiung von den Zinien und Pachtgebühren nah Berbältniß des durch 
die Aufhebung gedachter Rechte verurſachten Nichtgenuffes. Diejenigen, welche 
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aufgehobene Rechte, verbunden mit andern Gütern oder einlöslihen Rechten 
in Pacht genommen haben, koͤnnen blos eine Berminderung ihrer pots de vin 
und Vachtgebühren verlangen, die dem Belaufe der aufgehobenen Gegenftände 
angemefien ift. (37. Art-) 

Die Pahtnehmer von aufgehobenen Rechten koͤnnen gleichfalls nur eine 
verhältnißmäßige Verminderung der Güter, welche fie zu entrichten hatten, ver: 
langen, wenn die Lehnungen außer den aufgebobenen Rechten nody Gebäude, 
unbeweglide Güter oder andere Gerechtfame enthalten, deren Eigenthum beibe» 
halten worden, oder die blos einlöslich find; und in dem Falle, wo die Lebnungen 
lauter aufgehobene Rechte enthalten würden , follen die Lehner nur der Zinfe 
entledigt feyn, ohne auf eine Entfhädigung oder Erftattung der Antritts.Geh 
der Anfprudy machen zu Pönnen. (38. Art.) 

Es ift vorbehalten, nach Befinden zu fprechen: 

1) Ueber diejenigen lehnberrfhaftlihen Standrechte, worüber in den — 
gehenden Artikeln nichts verordnet worden ift; 

2) Alle Serectigkeiten unter der Benennung, voirie, desherence, bätar- 
dise, Epaves, amendes, aflorages, taverne, tabellionage, und andere 
die von der Gerichtsbarkeit abbangen; 

3) Ueber die Entfchadigungen, welche der Nation zu Laſt fallen Fönnten 
gegen die Eigenthümer gewiſſer Lehen im Elſaß, zufolge der Berträge, 
nad) denen diefe Provinz mit Frankreich vereinigt ift. (39. Art.) 


IM. Titel 
Bon den loskäuflichen berrfhaftlihen Rechten. 
Alle Lehns⸗Rechte und Scuidigkeiten oder nügliche Zinsgebühren, melde 
der Preis und die Bedingniß einer urfprüngliden Abtretung von Gütern ıc. 


find, follen blos loskaͤuſlich ſeyn, und bis auf das geſchehene Loskaufen ferner, 
bin geleiftet werden. (1. Art.) 


Geſetz, vom Monat April 1790, über ein Defret vom 19. 
dieſes, welches die Rechte unter ben Namen, ravage, preage, 
fautrage, coiselage, oder den erften Weidgang (Gebühren, welche 
von den Wiefen erhoben wurden, ehe die erfte Blume abgemaͤht 
war) abſchafft. 

Das Recht unter dem Namen, ravage, fautrage, preage, coiselage oder 
Weidftrih auf den Wiefen vor dem Abmähen der erften Blume, unter wel 
her Benenhung es immer befannt ſeyn mag, ift abgeihafft, mit Borbebalt 
jedoch einer Entfhädigung, im Falle nad) der durch den Art. 29 des Titels 2 
im Defrete vom verfloffenen 15. März des Gefeges vom 28. März 1790 vors 
geihriebenen Form ermwiefen werden kann, daß dafjelbe durch Bertrag oder 
Abtretung von Gütern eingeführt worden üft, ohne daß unter diefem Vorwande 
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diejenigen, welche bis bieher im Genuſſe defielben waren, irgend ein Weidredst 
auf die zweite Blume oder das Nachgras verlangen Fönnen, wenn es ihnen 
nicht durch einen gültigen Titel ald Gebraudy oder Herfommen zuftebt. 9 .: 

Die Rechtöftreite über oben gedachtes Recht, welche vor ;der Befanntmas 
hung des gegenwärtigen Defrets angefangen, aber nicht durch ein endliches Ur- 
theil entfchieden worden find, Fönnen nur wegen der vor dieſer Epoche gemach- 
ten ProzedursKoften abgethan werden. 





Auszug aus dem Gefehe vom 30. April 1790, über die Jagd. 


Die National:Berfammlung, in Erwägung, daß durdy ihre Dekrete vom 
4., 5., 7., 8. und 11. Auguft 1789 die ausſchließliche Jagdgerechtigkeit abges 
(daft, und jedem Eigenthümer das Rent eingeräumt worden ift, nur allein 
auf feinem Gut oder Eigenthum alles Wild zu tödten oder tödten zu 
laffen; mit dem Beding , fi den Polizeigefegen zu unterwerfen, die für. die 
Handhabung der Öffentlichen Sicherheit gegeben werden Pönnten; daß aber durdy 
einen fträfliben Mißbrauch diefer Verfügung die Jagd eine Quelle von Unord⸗ 
nungen geworden ift, die, wenn fie noch langer fortdauerten, für die Aernten 
nachtheilig werden Pönnten, deren Erhaltung fchleunigft gefihert . werden muß, 
defretirt einftweilen, bid die Ordnung ihrer Arbeiten ihr größere Erläuterungen 
über diefen Gegenftand erlaubt, wie folgt: 

Art. 1. Es ift jedermann unterfagt, auf eines andern Grund und Boden, 
zu welcher Zeit und auf welche Art ed immer fey, ohne deſſen Cinwilligung 
zu jagen, bei Strafe von 20 Fiores, die der Ortsgemeinde zufällt, und 10 Livres 
Entfhädigung für den Eigenthümer der Feld-Früdte, oder auch eines groͤßern 
Erſatzes, wenn es die Umftände erfordern. 

Allen Eigenthümern oder Gutsbefigern ift gleichfalld verboten auf ihren 
nicht eingefchloffenen Feldern, felbft wenn fie brady -liegen, zu jagen. Diefes 
Verbot betrifft, vom Tage der Bekanntmachung diefer Verordnung an **) bis 


*) Der 29. Urt. des 2. Tireld des Dekret? vom 15. März, wovon die Rede if, 
lautet alfo : 

„Wenn die Befiger der durch die Artikel 9, 10 und 24. hieroben, (S. diefe Artikel 
pin dem in gegenwärtige Verordnung eingerüdten Gefetze vom 28. 
„Mär z 1790) aufrecht erhaltenen Rechte nicht im Stande find, den urfprünglihen Rechts⸗ 
titel vorzulegen, fo follen fie deſſen Abgang durch zwei gleichlautende Unerfennungen, melde eine 
ältere Unerfennung angeben und denen durch keine noch frühere Unerfennungen wiederſprochen 
wird, die, wenn von allgemeinen Rechten die Rede if ‚ von der Gemeinde der Einwohner, 
„und wenn fie befondere Nechte betreffen, von den dabeı interefiirten Perſonen gegeben wor⸗ 
den; nur müffen fie durch einen twirflihen, bis auf vierzig Jahre hinaufreihenden ununs 
terbrochenen Befis unterſtützt werden, und die in den Artikeln erwähnten Lebereinfünfte oder 
uBerwilligungen angeben.’ 

**) Für die Fürzlich mit Frankreich vereinigten Länder gilt dieſes Verbot vom 1. Germ. 
des 8, Jahres an bis zum nächſtfolgenden 15, Fruktidor. 
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zum erſten Rünftigen September, diejenigen Felder, welche alddann von Früchten 
entblöst find; umd bis zur gänzlich vollbrachten Ernte geht es alle anderen Felder 
an. Außerdem ift jedes Departement befugt, in Zukunft die Zeit zu beſtimmen, 
wann in feinem Bezirke den Eigenthümern das Jagen auf ihren nicht — 
ſchloſſenen Beſitzungen offen und frei ſeyn fol. 


Art. 2. Die Strafe und Entfhädigung, die hieroben gegen diejenigen be» 
ſchloſſen iſt, die auf eines Andern Gut jagen, fol nad verſchiedener Rüuͤckſicht 
auf 30 und auf 15 Livres erhöht werden, wenn das Feld mit Mauern oder 
Hägen umgeben if; und auf 40 und 20 Livres, wenn dieſes eingeſchloſſene 
Geld zunähft an eine Wohnung ftößt. Die Verfügungen der übrigen Geſetze, 
welche die Sicherheit der Bürger und ihres Eigenthums beihüsen, und die Bes 
fdädigung oder, die Berlegung der Einfaffungen, vorzüglich ihrer Wohnun—⸗ 
gen oder an denfelben gelegener Pläße verbieten, follen dadurch in nichts atges 
ändert feyn. 

Art. 3. Jede diefer verfhiedenen Strafen foll im Wiederbegehungsfalle 

verdoppelt, und bei einer dritten lebertretung dreifach angelegt werden. Dies 
fer Maßftab fol bei weitern Vergehungen, aber nur wenn ſie im — 
Jahre ſich ereignen, befolgt werden. 
—Art. 4. Der Uebertreter. der in den acht Tagen, nachdem ihm das Urtheil 
angezeigt worden, die gegen ihn ausgeſprochene Strafe nit entrichtet hat ſoll 
koͤrperlich angehalten, und für das erftemal 24 Stunden lang, fürs zweitemal 
act Tage lang, und für das dritte und die folgenden Wale, drei Monate lang 
verhaftet werden. 

Art. 5. In allen Fällen follen die Gewehre, womit der Frevel begangen 
worden iſt, confiszirt werden; doch follen die» Feldwaͤchter die Jäger nicht ent» 
waffnen dürfen. 

Art. 6. Die Eltern follen für die Frevel ihrer Kinder, die unter zwanzig 
Jahren, noch unverheurathet, und bei ihnen wohnhaft find, haften und zur Ders 
antwortung gezogen werden, ohne daß man fie jedoch Pörperlidh zwingen oder 
in Berbaft nehmen fönne. 

Art. 7. Wenn die Frevler verkleidet oder madfirt find, oder Peinen be— 
tannten Wohnaufenthalt in Frankreich haben, follen fie auf das Begehren der 
Munizipalität, ſogleich arretirt werden, 

Art. 8. Die vorgenannten Strafen und Zwangsmittel follen ſummariſch 
bei der Audien; durd die Munizipalität (das ZuchtpolizeisGeriht) des Drts, 
wo das Verbrechen begangen worden, auf den Bericht der Sarden,. Banıgars 
den oder Feldwächter ;geiproden und zuerkannt werden; jedoch fleht es dem 
Beflagten frei zu appelliren, wie ſolches durch das Dekret der National: Ber: 
fammliung vom 23. März jüngithin (jet durd das Straf-Geſetzbuch vom 3, 
Brumär IV. Jahrs,) verordnet worden it. Diefe Strafen fönnen blos ent 
weder auf die Klage des Eigenthümers oder einer andern Partie,: der gleich“ 
fals daran gelegen if, oder audy, wenn man zu einer verbotenen Zeit gejagt 
bätte, dlos auf das Betreiben des Gemeinde: Profurators (gerichtlichen Polizeis 


Beamten) verhängt werben. 
Dr. Eiebenpieiffer’d 1 9 
Dantbaqh der Berfalung ı. — 
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Art. 9. Zu diefem Ende ift jeder Gemeinde-Rath (jede Kantons: Munizi- 
pal: Verwaltung) ermächtigt, einen oder mehrere Banngarden, oder Feldwaͤchter 
anzuftellen, die von der Wunizipalität (dem Friedensrichter) angenommen umd 
beeidigt werden follen, ohne Beeinträgtigung der Holz: und Waldgarde, die wie 
kisher Statt baben fell, bis etwas anderes darüber verordnet feyn wird. 

Art. 10. Borgemeldete Berichte folen entweder fhriftlid oder mündlich 
in der Schreiberei der Munizipalität (an den Friedensrichter oder einen feiner 
Beifiger) abgefattet werden, woſelbſt ein Regiſter darüber gehalten werden 
muß. In beiden Fällen follen fie, in Zeit von vier und zwanzig Stynden nad) 
begangenen Verbrechen, in die Hände eines Munizipal:Beamten CEriedensrichters 
oder Beifigers) erhärtet, und ihnen Glauben beigemeflen werden, bis ein Gegenbe⸗ 
weis beigebracht wird, der ohne Befhuldigung der Falſchheit angenomen werden kann. 

Art. 31. Statt diefer Berichte gelten aud die Auslagen von zwei Zeugen. 

Art. 12. Gede Klage megen eines Jagdfrevels iſt nah Verlauf eines 
Monats von dem Tage an, wo das Verbrechen begangen worden, verjährt. 

Art. 13. Es ſteht jeden Eigenthümern oder Belfigern frei, zu allen Zeiten 
und ungeachtet des erften Artikels gegenwärtigen Dekrett, in ihren Weihern und 
Teihen, und ın ihren Befigungen, die durd Mauern, Hägen oder wachſende 
Zäune von den Gütern Anderer abgefondert find, zu jagen oder jagen zu laffer. 

Art. 14. Jeder Eigenthümer oder Beliger, der Bein bloßer Nutznießer if, 
kaun gleichfalld zu der Zeit, welche im erſten Artikel verboten ift, in feinen 
Holzungen oder Waldungen, ohne Windhunde jagen oder jagen laflen. 

Art. 15. Den Eigenthümern, Beligern, und felbft ven Paͤchtern ift ed eben: 
mäßig und zu allen Zeiten erlaubt, das Wild. auf ihren nicht eingefchloffenen 
Nedern zu zerftören, wenn fie fi der Netze oder anderer Werkzeuge bedienen, 
welche den Früchten der Erde nicht ſchaden Finnen, auch Pas rothe Wildpret, 
das in diefe ihre Ernten laufen würde, mit Feuergewehren abzutreiben. 


Geſetz vom 23. Junius 1790, welches den erblichen Abel 
abfchafft, und verordnet, daß die Titel: Prinz, Herzog, Graf, 
Marquis und dergleichen, von Niemanden angenommen, und Nies 
mand gegeben werben follen. 


Die National» Verfammlung bat defretirt, wie folgt: | 

Art. 1. Der Erb:Adel ift für immer aufgehoben ; es follen folglich die Tis 
tel: Prinz, Herzog, Graf, Marquis, Bicomte, Bidame, Freiherr, Ritter, Mef: 
fire, Erüyer, Edler, u. a. dgl., weder von jemand angenommen, nod irgend je- 
mand gegeben werden. . 

Art, 2. Kein Bürger darf in Zukunft einen andern, als feinen eigentlihen 
Familien:NRamen führen; ed foll niemand mehr Liverei tragen oder tragen laf- 
fen, noch irgend ein Wappen führen; der Weihrauch foll in den Kirchen nur 
der Gottheit zu Ehren brennen, und niemanden, er fey wer er wolle, ans 
geboten werden. 
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Art. 3. Die Titel: Monſeigneur, Meſſeigneurs (Euer Gnaden, gnaͤdige 
Herren) desgleichen: Exzellenz, Hoheit, Eminenz, Herrlichkeit ıc. ſollen weder 
einem einzelnen Menſchen, noch einem Korps beigelegt werden. Dennoch ſoll 
kein Bürger unter dem Vorwande gegenwärtigen Dekrets ſich herausnehmen; 
die in den Kirchen befindlichen Denkmaͤler, die alten Briefſchaften und Urkun⸗ 
den, welche die Familien oder das Eigenthunmbetreffen , noch die Verzierungen 
irgend eines öffentlichen oder Privat:Ortes zu befchädigen. (Aus;.) 

Art. 4. Im gegenwärtiger Berordnung find keineswegs die Fremden bes 
griffen, welche in Frankreich ihre Linereyen und Wappen beibehalten können. 


Gefeg vom 23. Sunius 1790, welches die Städte, Fleden, 
Dörfer und Kicchfpiele, denen die vorigen Herrfchaften ihre Fa— 
milien-Ramen gegeben haben, ‚ ermächtigt, ihre alten Namen wies 
der anzımehmen. 

Die National: Berfammlung hat defretirt, wie folgt: 

Die Städte, Kleden, Dörfer und Kirchſpiele, denen die vorigen Herrfhaf: 
ten ihre ⸗Familien / Namen gegeben haben, find ermächtigt, ihre alten Namen, 
wieder anzunehmen. | 


* 


Geſetz vom 30. Junius 1790, in Betreff der Wieſen, wel⸗ 


che dem oͤden Weidgange unterworfen ſind. 

Alle Eigenthümer von umzaͤunten und eingeſchloſſenen Wieſen, oder folder, 
die zwar nicht eingefchloffen find, auf deren Beſitz aber das Recht baftete, zwei 
oder mehrere Blumen darauf zu mähen, follen nady den Gefegen, Verordnungen 
und dem Herfommen, die an jedem Orte üblih find, das Recht wie zuvor 
haben, die zweite, dritte oder vierte Blume einzuärndten. 

Es ift demnad allen und jeden verboten, die genannten Cigenthümer von 
Wiefen in iprem Befige und ihrer Nutznießung zu flören; ohne daß man jes 
doch eine Neuerung in dem Herkommen der Länder machen wolle, wo feine 
öden Weidgänge Statt haben. 





Auszug aus dem Gefeß vom 15. Auguft 1790, über das 
Eigentums» und DOberauffihts- Recht auf bie Öffentlichen Wege, 
Straßen, Gaffen, Pläge in Dörfern, Flecken, Städten und die das 
zu gehörigen Bäume. 

Die National: Berfammlung bat defretirt, was folgt: 

Art. 1. Da die Lebens » Berfaffung und die herrſchaftliche Gerichtöbarkeit 
aufgehoben fiud, fo darf binführo niemand unter keinem von Diefen beiden 
Titeln auf ein Recht des Eigenthums oder der Dberauffiht auf die öffen- 
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lihen Wege, Straßen und . der DAN, Flecken oder er An- 
jpruch machen. - 

Art. 2. ° Demnak ift das Kent, auf den öffentlihen Wegen, Straßen und 
Plaͤtzen der Dörfer, Flecken und Städte Bäume zu pflanzen, oder dafelbft ge⸗ 
wachfene Bäume ſich zujueignen, an dem Orten, wo es den ehemaligen Herrſchaf⸗ 
ten durch die Gebräuche, Statuten oder Herfommen zukam, abgeihafft. 


Geſetz vom 18. Auguft 1790, welches das Heimfall- und 
Abzugs-Necht abfchafft, und das Aufhören der fich darauf bezie- 
henden Prozeduren verordnet. 

Art. 1. Das Heimfallreht (droit d’aubaine) und das EEE find 
auf immer abgeicafft. 


Art. 2. Ale Prozeduren, gerichtlihe Berfolgungen und Rachfuhungen, 
welche diefe Rechte zum Gegenftande haben, find getilgt. ⸗ 


Geſetz vom 10. Dezember 1790, welches die ehemaligen 
Dbergerichtöherren von der Berbindlichfeit Losfpricht, die verlaſſe— 
nen Kinder zu ernähren, und die Art beftimmt, wie für den Un- 
terhalt diefer Waifen geforgt werden fol. 


Art. 1. Die ehemaligen Obergerichtöherren find _von- der Werpflichtung, 
die in dem Bezirke ihrer Herrichaften verlaffenen oder ausgeſetzten Rinder zu 
ernähren und zu unterhalten, von nun an befreit; und es foll für den Un: 
terbalt und die Nahrung diefer Kinder, fowie für die Sindelfinder, die dem 
Staate zur Laft fielen, einftweilen geforgt werden. 

" rt. 2, Diejenigen ehemaligen Obergerichtöberren,, welche verlafiene oder 
ausgefeste Kinder dermalen zu ernahren haben, follen die Dermwalter des, dem 
Drte wo das Kind erjogen wird, zunädft gelegenen Spitald oder andern zu 
dergleihen Hilfen beftimmten Verpfleghauſes, fchriftlih davon benäcrichtigen ; 
von dem Tage diefer Benachrichtigung an hat das Spital oder Pflegbaus für den 
Unterhalt des Kindes zu forgen. Im Alle dem Spitale oder Pflegbaufe, 
vermöge feiner Stiftung, diefer Art Ausgaben nicht zukommen, follen fie ibm 
aus dem öffentlihen Schage vergütet werden, 

Art. 3. Die National: Berfammlung behält fi vor, über die neue Ein: 
richtung, die für die förperlihe und fittlihe Erziehung der Findelfinder einges 
führt werden foll, Verordnungen zu madhen, und trägt ihrem Ausfchufie des 
Bettelmefend auf, ihr den Plan darüber vorzulegen. 


Auszug aus dem Gefege vom 20, April 1791, welches die 
Abſchaffung verfchiedener herrfchaftlicher Rechte, befonders der vor 
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dieſem mit der Gerichtsherrlichkeit verknuͤpften; und die Art des 
Ruͤckkaufs derjenigen verordnet, die vorher fuͤr einloͤslich erklaͤrt 
worden ſind. 


Art. 7. Das Heimfallrecht, wenn Beine Erben, mehr da find, das Heim⸗ 
fallrebt von Fremden, das Recht von unehelihen Kindern ah intestato zu erben, 
verlorne oder berrnlofe Sachen fih anzumaßen, oder von den Erben eines Frem» 
den eine gewiſſe Gebühr zu fordern, das Strandredht, dad Recht zu den gefun: 
denen Schägen, jo wie das Recht, ungebaute und öde Güter, Haiden,. verheerte 
Felder, Garrigues, Flegards oder Vareschaix (gemeine Orte, die keinem ind», 
befondere gehören) eigenthuͤmlich an ſich zu bringen, follen ebenfalls von der 
Bekanntmachung der Defrete vom 4. Auguft 1789 (gegenwärtiger Verordnung) 
an, nicht mehr zu Gunften der vormaligen Herrfcaften Statt haben, weldye 
vom nämlidhen Zeitpunfte an von dem Unterhalte der Findelfinder befreit find, _ 

Art. 11. Auf erwähnte Güter find gleichfalls alle Eigentbumd : uud aus, 
dere Redte vorbehalten, die entweder vormaligen Lehnsberrn, Praft einiger von 
der berrihaftlihen Gerichtöbarkeit unabhängiger Rechtstitel, oder irgend einer, 
andern Privatperion zufteben Pönnen. 

Art, 12. Gede vormalige Herrfhaft, die zugleich beweilen kann, daß fie 
eor mehr als vierzig Jahren vor Bekanntmachung der Defrete vom 4. Auguit 
1789, in Sumpfen, auf Wieſen oder andern Gütern, die einer ‘Gemeinde zus 
Rändig find, Bäume gepflanzt, oder pflanzen lafien, und diefelben feither im, 
Befig gehabt, fol das Eigenthum und die freie Verfügung über folhe Bäume 
behalten; der Gemeinde aber foll es in Gefolge ded Defreid vom 26. Julius 
179 *) frei fteben, diefelben nad ihrem heutigen Werthe rückzukaufen; das 
nämlihe Berbältnig hat ed audy mit den Bäumen, die eine vormalige Herr: 
ſchaft, feit weniger ald 40 Jahren ber in Beſitz gehadt, und zur Erfegung an» 
derer Bäume gepflanzt bat, in Anfehung welcher fie erweislich madhen wird, 
daß diefelben mehr ald 40 Jahre vorher angelegt, und von ihr oder ihren Vor⸗ 
eltern befefien worden find. 

rt. 13. Diejenigen Bäume, die von einer vormaligen Herrfhaft, von 
weniger als 40 Zahren ber auf Gemeinde-Bütern angepflanzt worden, ohne zur 
Erfesung anderer gedient zu haben, follen gegen Erftattung der Pflanzfoften 
der Gemeinde zufallen, welche in diefem Galle den Artifel 10 des Defrets vom 
26. Julius 1790. **) zu befolgen bat. 

Art. 14. Die unter dem Namen Weibjins (blairie) bekannten Abgaben , 


*) Das if, dem beiagten Delrere zufolge, „Nach der Schägung oder dem Anſchlage / 
meiden Erpertin, fo die Parteien , oder aud der Rider von UAmts wegen ernennen, \as 
„een maden werden; doch follen fie‘ in feinem Falle niedriger ald auf die Koften ded Plans 
niend Der Bäume angefchlagen werden dürfen.‘ 

**) Diefer Urtifel fagt: ... „Die Munizipalitäten follen bei Strafe ihrer Verantwort⸗ 
„lidteie nichts, Fraft diefed Dekrets, anderft ald auf ausdrüdliche Ermächtigung dazu von 
„Seren der Central» Verwaltung ded Departements, und nad vorberiger Mittheilung ihres 
„Beil am die dabei intereſſirten Parteien, wenn es der Fall erfordert, vornehmen dürfen,’ 
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und überhaupt alle anderen, die von den vormaligen Gerichtsherren wegen der 
Etoppelweide eingefordert wurden ; fo wie dad Recht, das fie ih an gewiſſen 
Orten angemaft hatten, in dem Umfange ihrer Gerichtsbarkeit Fremde an be— 
fagter Gtoppelweide Theil nehmen zu laſſen, find ohne Entſchaͤdigung abges 
fchafft, jedoch ausgenommen den Fall, mo bemwiefen würde , daß foldie Ab: 
gaben Abtretungen von Gütern oder Nadlaffungen für rüdtäufli erklärte 
Rechte zum Grunde gehabt haben. 

Art. 15. Die unter dem Namen Messerie oder unter irgend einigen an» 
dern Benennungen bekannten Abgaben, welche die ehemaligen Gerichtsberrn . 
an gemwiffen Orten für die den Einwohnern ertheilte Befugniß, die Früchte 
ihrer Güter hüten zu laffen, bezogen haben, find ebenfalls ohne Entfhädigung 
abgeichafft. 

Art. 16. Eben fo find ohne Entfhädigung aufgehoben die Rechte unter 
dem Namen rut-du-bäton, course sur les bestiaux dans les terres vagucs , 
de caraal, de vetee, de vif-herbage, de mort-herbage, fd wie die Abgaben und 
Dienftbarkeiten, die ihre Stelle vertreten, und überhaupt alle anderen, felbft das 
GSeewefen angebenden Rechte, die ehedeffen einen Theil der herrſchaftlichen Ge— 
richtöbarkeit ausgemacht haben. 

Art. 17. Die durd die drei vorhergehenden Artifel ausgefprodhenen Ab» 
fhaffungen follen von der Belanntmahung der Defrete vom 4. Auguit 1789 
(gegenwärtiger Berordnung) an ihre Wirkung haben. 

Art. 18. Da die Ehrenrehte und Borzüge die mit der Eigenſchaft eines 
Gerichtöherrn, oder eines Kirchenpatrons verknüpft waren, jederfeitig durch 
Abſchaffung der berrfhaftlihen Gerichtsbarkeiten, die den 4. Auzuft 1789 und 
durch die bürgerlihe Verfaſſung der Geiftlicyfeit, die den 12. Julius 1790 des 
Fretirt worden, aufhören follen; fo find die ehemaligen Gerichtsherrn und Pa: 
trone gehalten, binnen zwei Monaten von Bekanntmachung diefes Defrets 
an, jeder in fo weit ed ihm betrifft, 1) ihre, in dem Ehore der Kirchen oder 
öffentlihen Kapellen allenfalls vorhandenen , vormals herrſchaftlichen und Pa 
tronal-Bänfe wegihaffen zu laffen. 2) Die fhwarzen Binden und Trauergürtel 
ſowohl in: ald außerhalb der Kirchen und öffentlihen Kapellen ‘abzuftellen. 3) 
Die ehedeſſen unter dem Titel der herrſchaftlichen Gerichtöbarkeit errichteten 
Hocgerichte und Drillhäufer abbrechen zu laffen. j 


Art. 19. Der Maire (Präfident) einer jeden Munizipalität ift verpflichtet „ 
in den acht Tagen, nad Berlauf der im vorbergebenden Artifel angezeigten 
Frift von zwei Monaten, dem Kominiffäar bei dem Diftrift6s (Departements) 
Geriht Nachricht zu ertheilen, ob der Borfchrift gedachten Artikels Genüge 
geleiftet worden oder nicht; und im Falle derfelbe nicht vollzogen worden, if 
de Kommillär verbunden, innerhalb der darauf folgenden acht Tage bei dem Ge⸗ 
richte einen Befehl zu erlangen, wodurch die Munizipalität ermädtigt wird, 
die bieroben vorgefchriebenen Abfhaffungen und Abbrechungen auf Koften der 
Gemeinde, die dagegen die Materialien erhält, vornehmen zu lafen. 


Art. 20. Die Verfügungen der zwei vorhergehenden Artikel, in Betreff 
der Bänke, welde die vormaligen Gerichtsherrn und Patrone in den Choͤren 
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hatten, follen auch in Anfehung folder Bänke befolgt werden, die vermöge ded 
Lehnrechtt oder der berrichaftlihen Gerichtsbarkeit, des Patronatrechtes zu ers 
nennen, oder vermoͤge irgend einiger andern Privilegien, in den Mittel-Theis 
len der Kirden, oder in Nebentapellen koͤnnen aufgeftellt worden feyn. Den 
oormaligen Herfihaften, Patronen und Privilegirten ſteht ed frei, die für die 
Bänte der Privatperfonen eingeführten alten Ordnungen und Gebräuche, ww: 
de dermalen unabgeänderk bleiben, zu befolgen. 

Art. 21. Das herrſchaftliche und ausfchließlihe Net, Wetterhaͤhne “ 
die Haͤuſer zu ſtellen, iſt abgeſchafft; und es ſteht jedermann frei, deren ſo 
viele und in welcher Form er will, aufſtellen zu laſſen. 


Art. M. In Zukunft koͤnnen alle gerichtlichen Klagen, die vorhin den 
Formalitäten unter dem Namen ajour, clain, plaiute & loi, plainte proprie” 
taire und andern die das Lehenweien angingen, unterworfen waren, blos mits 
telſt einer Petition angebraht, und wie gewöhnliche Prozeſſe behandelt werden; 
obne daf an den Drten, wo diefe Formalitäten für die gerichtlihe Betreidung 
der Etreitfahen, für welche fie eingeführt worden, unentbehrlihd waren, die 
Beflazten wegen der Zeit, die feitdem die Verrichtungen der herrſchaftlichen 
Gerichtsbeamten durd die Miederfegung der Diftriftss (Departements:) Ges 
richte, gänzlich aufgehört haben, bis zur Bekanntmachung diefes Defrets ver- 
ſtrichen if, einige Berjährung vorfhügen Pönnen, und obne Naͤhtheil der ge 
richtlichen Einziehungen, welche in den Fällen die das Recht oder der Landge⸗ 
drauch mit ſich bringt, wie vorhin erlaubt feyn follen. 


Art. 23. Die Hinterlegungsgelder, die nah einigen Gewohnheitsrechten 
in gewifen Fällen den vormaligen Gerichtöfhöffen , Amtmännern oder andern 
berrfdaftliben Beamten behändigt werden mußten, follen einftweilen , und bis 
Darüber eine befondere Berordung ergeht, ohne Koften in die Gerichtsfchreis 
berei der Diftriftötribunäle (an die Departements⸗Einnehmer) verwahrlich ab» 
gegeben werben. 

Art. 24. Bom Tage der Einfegung der Diftrifts: (Departements) Ge⸗ 
richte an ſollen alle Geſetze und gewoͤhnlichen Landsrechte abgeſchafft ſeyn, im 
Gefolge derer die Schenkungen und Teſtamente, ſelbſt wegen ihrer innern Güls 
tigkeit, in Gegenwart der Schöffen, Lehnsmaͤnner, Gefhwornen (jures de Castel) 
oder anderer berrichaftliher Beamten errichtet, oder von denfelhen entweder 
vor, oder in einer gewiffen Zeit nad dem Ableben der Schenkgeber oder Erb» 
laffer anerfannt werden mußten; demnach follen diefe Akte in den Landicafs 
ten, wo dergleihen Gefege und Gewohnheitsrechte eingeführt find, von oben» 
gemeldetem Zeitpunft an, gültig feyn , wenn fie vor zwei Notarien, oder aber 
vor einem Notarius und zwei Zeugen verfertigt !mworden; oder wenn lie aud) 
Mo$ mit eigner Hand geſchrieben worden find; jedoch ohne Nachtheil des gegen- 
wärtig noch zu volljiehenden Deiphinalftatuts oder anderer dergleihen Gelege 
über die Formalitäten der Schenfungen unter Lebenden, in Anfebung welcher 
Die Friedensrichter die Stelle der herrſchaftlichen Beamten vertreten follen, und 
ehue Daß die Ermangelung der gerichtlihen @infhreibung, welche durd den 
Art. 3 des Defrets vom 17. und 19. Sept. 1790, (des Gefeges vom 27. Sept. 
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des nämlihen Jahres) ſtatt der Befignehmungen, Befigabtretungen, Schöffen: 
Anerfennungen, und anderer dergleihen Formalitäten eingeführt worden , in 
irgend einer Landſchaft, wo zur Verfiherung des. Unterpfandes die gerichtliche 
Einſchreibung Plag hatte, den Donatarien oder Zegatarien von Seiten. der Erz, 
ben der Schentgeber oder Erblaſſer entgegengelegt werden, oder einem Teflas 
mente, in Betreff der unbeweglihen Güter, worüber der Erblaffer nichts ver: 
fügt, oder deren Berfauf der Legatarius in der durch die gemöhnlihen Lands: 
rechte beftimmten Frift nicht betrieben bat, feine Gültigkeit, benehmen, „oder. 
einen ©läubiger, der eine Zwangſchrift erhalten hat, verbindern könne, 
die liegenden Güter feines Schuldners gerichtlich dekretiren und verkaufen 
zu laffen. *) 

Art. 3. Es follen ebenfalld von dem, im vorhergehenden Artikel feftges 
festen Zeitpunfte an, alle Gefege und Landsrechte, die jur Gültigkeit gewiſſer 
Urfunden oder gerichtliher Akte die Gegenwart oder Dazwiſchenkunft eines der 
obenbenannten Beamten erforderten, abgefhafft feyn; und es ift zur Gültigkeit 
folder Urkunden und gerichtlihen Akte hinreichend , daß fie von Motarien oder 
Gerichtsboten,, nad den durch das gemeine Landrecht feſtgeſetzten Verſchieden⸗ 
heiten und Regeln, abgefaßt ſeyn. 

Art. 26. Alle Beſitznehmungen, Beſitzabtretungen und andere Akte, deren 
Verfertigung den herrſchaftlichen Beamten durch die ehemaligen Geſetze aus» 
ſchließlich zugeeignet war, und welche in der Zwiſchenzeit der Bekanntmachung 
der Dekrete vom 4. Auguſt 1789, bis zur Verkündigung des Dekrets vom 
17. und 19. September 1790, in Gegenwart der Beamten der neuen Muni—⸗ 
zipalitäten errichtet worden find, follen die nämlihe Wirfung haben, als wären 
fie in Beifeyn der ehemaligen Echöffen oder andern Beamten der berrfhaftlihen 
Gerichte aufgefegt worden. 

Art. 28. Desgleihen follen alle Einfhreibungen von Kontraften und ans 
dern Akten, die in den Laͤndern, wo die gerichtliche Einſchreibung ehmals 
Etatt hatie, in den Schreibereien der Diftrifts» Gerichte, dem Artifel 3 des 
Dekrets vom 17. und 19. September 1790 zufolge, vor der von Amts wegen 
erfolgten Bekanntmachung dieſes Geſetzes gefcheben find, ‚von ihren verſchie de⸗ 
nen Daten an, als gültig angejehen werden. 

Art. 30. Erwaͤhnte Einfcreibungen werden Peineswegs erfordert zur 
Meberfragung ded Eigenthbums der National:Güter entweder an die Privat: 
leute, die fie unmittelbar an fi fteigern, oder an diejenigen, weldye andern zu 
kaufen Aufträge gegeben haben, und die zur Zeit der” Erſteigerung angege⸗ 
ben werden müſſen. 

Art. 33. Die in den Departementen von Ille und Vilaine unter den Na: 
men, Fall: und Hebend:Feben (fief cheant et levant) bekannten Rechte, und 
überhaupt alle nicht ohne Entihadigung aufgebobenen ftändigen oder zufälligen 
Sehensrechte, welche unter der Lebens: Berfafiung nach der Anzahl der der- 





*) Der bier gedachte 3, Urtifel ded Gefeged vom 27, September 1790 ik im 47. ‚Urs 
sitel der Verortnung vom 6. Thermidor 6, Jahres über dad Notariat⸗Weſen eingerüdr, 
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felden untermworfenen Gutsbeſitzer erhöht oder vermindert wurden , follen bis 
zur Einlöfung unabänderlih auf den Tar feftgefegt feyn, nad) dem fie, zufolge 
ihrer befondern Beichaffenheit, zur Zeit der Bekanntmachung der, auf die De: 
Prete vom 4. Auguft 1789 erfolgten offenen Briefe, vom’ 3. November nam: 
lihen Jahrs, ur Zeit der Befanntmahung gegenwärtiger Verordnung) zahls 
bar waren, und den Zindleuten, welche mittelft Erfüllung gewiffer, in Anfehung 
des. Genuſſes des ehemaligen Lebens erforderlichen Formalitäten im Falle waren, 
eine Berminderung in diefem Zeitpunfte zu erhalten ‚-foll dieſelbe bewilligt 
werden, eben fo als hätten fie vor gedachtem Zeitpunfte diefen Zermalitäten 
©enüge geleiftet. 

Art. 34. Alle Prozefle, die fih im Betreff der durch gegenwaͤrtiges De: 
Pret obne Entihädigung abgeſchafften Rechte erhoben haben, und vor den für 
Die Abſchaffung diefer Rechte oben beftimmten Zeitpunkten durch einen endlichen 
Urtheilsſpruch noch nicht gefchlichtet worden find, Pönnen nur, in Anfehung der 
verurſachten Gerichtskoſten und der vor diefer Zeit fhuldig geweſenen Rüd: 
fände, entfhieden werden. 

Art. 35. Die Verfügungen der Art. 36, 37 und 38 (im 2. Titel) des 
Dekrets vem 15. März 1790 (welches den 28. ded nämlichen Wonats fanctio- 
nirt wurde), follen gegenwärtigem Dekrete als beigefügt angefeben werden. 


Auszu g aus dem Geſetze vom 6. Anguft 1791, welches die 
Ritterorden aufhebt. 


Die National: Verfammlung defretirt, wie folgt: 

Art. 1. Ale Ritter: oder andere Orden, alle Körperfhaften, jede äußere 
Zierde oder Zeihen, welche einen Unterfhhied der Geburt zum Voraus ſetzt, 
find im Frankreich abgeſchafft. Es dürfen derer Peine mehr in Zukunft ein- 
geführt werden. 

Art. 3. Kein Franfe darf irgend einen Stand, der entweder durd das 
Dekret vom 19. — 23. Zunius 1790, oder durch gegenwärtiges Dekret aufge: 
hoben ift, auch ſelbſt nicht mit dem Ausdrud ehmalig, oder fonft dergleichen 
annehmen. 

Es ift allen öffentlichen Beamten unterſagt, einem Franken ſolche Titel in 
den Akten beizulegen. 

Eben fo iſt ed jedem oͤffentlichen Beamten verboten, einen Akt zu verfer⸗ 
tigen, in dem die durch das Defret vom 19. Junius 1790, und durch das ge: 
genmwärtige Dekret aufgehobene Titel bewieſen werden follten. (Auszug.) 

Art. 4. Geder Franke, der die Aufnahme in einen Ritterorden , oder ans. 
dere im Auslande beftehende, auf einen Unterfchied der Geburt gegründete 
Körperfhaften ſuchen oder erhalten, oder ferner Gemeinfhaft mit denielben 
pflegen würde, fol der Eigenfhaft und des Rechtes eines franfifhen Bürgers 
serluftig feyn. 
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Auszug aus dem Geſetze vom 16. Oktober 1791, die Ums 


terfcheidungszeichen der abgefchafften Orden betreffend. 
Die National: Berfammlung dekretirt, daß fein Franfe fernerhin die Un— 
terfheidungszeichen der aufgehobenen Orden tragen foll. 





Geſetz vom 16. Oftober 1791, das jedem fränfifchen Buͤr— 
ger verbietet, in. irgend einem Akte die durch die Konftitution 
aufgehobenen Titulaturen und Benennungen anzunehmen. 


Da es die Pfliht der National-Berfammlung if, für die ſichere Befolgung 
der Konftitutions:Orundfäge zu forgen, fo defretirt fie, wie folgt: 

Art. 1. Ein jeder fränfifhe Bürger, der von der Bekanntmachung ges 
‚genwärtigen Defrets an in feinen Quittungen, Handfchriften, Verſprechungen 
und überhaupt in allen feinen nur möglihen Alten irgend eine der Titulatus 
ren einrüdte, welche die Konftitution aufgehoben hat, oder irgend einen von 
den Titeln annähme ‚die an Nemtern hafteten, welche gegenwärtig nicht mehr 
Statt finden, fol bei Verhaftnehmung zu einer Geldftrafe verurtheilt werden , 
die ſechſsmal fo ſtark ift, als feine u ohne Abzug der Grund» 
Steuer. 

Eben gedachte Titulaturen follen, vermittelft eines Verbal⸗Prozeſſes der 
Tribunal» Richter, ausgeftrihen werden, umd diejenigen, welche diefes Ber: 
brechen gegen die Konftitution begangen haben, follen überdies durch einen 
Richterſpruch von der Bürgerlifte ausgeftrihen, und unfähig erklärt werden, 
irgend ein Civil » oder Militärs Amt zu bekleiden. 

Art. 2. Diefe Strafe und Geldbuße fol verwirkt und zuerkannt werden, 
wenn gedachte Titel oder Benennungen entweder in einem Alte felbit einem 
Mamen angehängt, oder in der Unterjürift demjelben beigefügt werden, oder 
auch, wenn nur binzugefegt würde, daß die Perſon ehmals den Titel oder die 
Benennung geführt babe. 

Art. 3. Mit den naͤmlichen Strafen oder Geldbußen ſollen alle fraͤnkiſchen 
Bürger belegt werden, welche abgeſchaffte Unterſcheidungszeichen tragen, oder 
welche ihre Bedienten Livereien tragen laſſen oder Wappen an ihren Haͤuſern 
oder Wagen führen. Die Mumizipal- und Polizei: Beamten follen verbunden 
ſeyn, die Uebertretung dieſes Geſetzes durd ihre Verbalprozeſſe zu erweifen, 
und diefelben unverzüglih durch den Gerichtöfchreiber des Tribunals dem Kom: 
miffär des Bollziehungs » Direftoriums zu übergeben, welcher unter Ötrafe 
des Pflihtbruches gehalten ift, in den erften vier und zwanzig Stunden den 
Richtern Nachricht davon zu geben, daß ibm- erwähnte Berbals Vrozeffe durch 
die Gerichts: Schreiberei eingehändigt worden find. 

Art. 4. Die Notarien und alle anderen öffentlihen Beamten dürfen Peine 
Akten aufnehmen, worin diefe aufgehobenen Titel und Benennungen enthalten 
‚oder angezeigt find, bei Strafe , ihre Amtsverrihtungen niederlegen zu müflen. 
Handeln fie dagegen, fo Fann fie jeder Bürger anfiagen. 
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Art. 5. So follen ebenfalls auf immer von ihren Nemtern entießt wer: 
den alle Notarien und öffentlihen Beamten, die fi brauchen laffen, ebmals 
fogenagnte Adelsproben zu mahen; diejenigen Perfonen, von denen erwieſen 
werden kann, daß fle dahin abzweckende Zeugniffe ausgeftellt haben, follen eihe 
Gelöftrafe erlegen, die ſechsmal fo ſtark iſt, als ihre Wobiliar:Steuer, und von 
der Bürger:fifte ausgeſtrichen werden; auch follen fie unfähig ſeyn, irgend 
ein Öffentlihes Amt zu befleiden. 

Art. 6. Die Borgefegten der Einregiftrirungs-Gebühr follen bei Abfegungs: 
Strafe alle Aften zurückhalten, die ihnen vorgelegt werden, und die, von dem 
Tage der Bekanntmachung gegenwärtigen Geſetzes an, folhe Titel oder Benen: 
nungen enthalten, melde durdy die Konititution abgefhafft find; fie follen fie 
dem Kommiflär des Bolljiehungs-Direftoriums bei dem Gerichtshofe übergeben, 
der alsdann nah dem Art. 3. zu handeln hat. 


Geſetz vom 25. Auguft 1792, die Feudalgebühren betreffend. 

Die Rational Berfammlung, in Erwägung, daß die Lehns⸗Verfaſſung ab» 
geſchafft ift, nichts deftoweniger aber nody in ihren Wirkungen fortdauert; daß 
nichts dringender if, als von dem fränfifhen Boden diefen Schutt der Scla⸗ 
verei, der auf dem Eigenthum liegt und es verzehrt, wegzuſchaffen, defretirt 
den Fall dringend. 

Nachdem die National: Berfammlung die Sache dringend erklärt bat, des 
Pretirt fie wie folgt: 

Art. 1. Alle Wirkungen, welche dur die Grundfäge: „keine Erde 
„ohne Herrn; alles was in diefem oder jenem Bezirke eingeſchloſſen ift, 
„Kebt unter derfelben Herrſchaft“, durch die Statuten, Herfommen und Kegeln, 
fie mögen allgemeine oder befondere feyn, die fi auf das Lehnweſen beziehen, 
bervorgebradht worden, find und bleiben abgeſchafft. 

Art. 2. Alles Grundeigentpum wird als frei von allen ſowohl Leben: 

als berrihaftlihen Zinsrehten angefeben, wenn diejenigen , weldhe Anfprüce 
Darauf mahen , nicht das Gegentheil, auf die hiernaͤchſt vorgefchriebene Weife, 
Darthun. 
Art. 3. Ale Alte, welche Befreiung von der dinglihen oder vermifchten 
todten Hand gewähren, und alle ihnen gleichkommenden Akte werden wider» 
rufen und zernictet. Ale Gebühren, Zehnten oder Leiftungen aller Art, 
weiche durch diefe Akte an die Stelle der todten Hand getreten find, werden 
ohne Entfhädigung aufgeboben. Alle Güter, die, der Befreiung von der tod» 
ten Hand wegen, entweder von den Gemeinden oder von Privatleuten abges 
treten worden, und fih noch in den Händen der ehmaligen Herrfchaften befin- 
den, follen denjenigen , die fie abgetreten haben, wieder erftattet, und die 
Geldfummen, welche aus der naͤmlichen Urſache verfprohen aber nody nicht 
bezabit worden find, dürfen nicht mehr gefordert werden. 

Art. 4. Die Berfügungen des vorhergehenden 3. Artikels follen auch in 
den chmaligen Provinzen Bourbonnois, Nivernois und Bretagne in Anfehung 
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aller der Akte gelten, welche die ehmaligen fogenannten tenures en — 
en mote et en quetaise betreffen. 

Art. 5. Alle nugbaren Lehen oder herrſchaftlichen Zinsredhte, alle jähr: 
lichen herrſchaftlichen Gebühren an Geld, Frucht, Geflügel,. Wachs, Lebens: 
mitteln oder Erdfrücdten, die unter der Benennung cens, censives, surcens 
capcasal, berrfhaftliher und Erblehn-Zinfe, Zinsgarben, tasque, Ackerrecht, ar- 
rage, agrier, complant (Gefälle von Baum: oder Weingärten), soäte, und Zehn: 
zebnten entrichtet worden, die als Lehen: oder herrfchaftlihe “Zins - Gebühren 
onzufeben find, und unbeflimmt in dem Artitel 2 des 3. Titels im Dekrete 
vom 15. bis 28. März 1790 beibehalten worden : 


Alle diejenigen Rechte, die in den Artikeln 9, 10, 11, 17, 24, und 27 des 
2. Titel deffelben Defrets beibehalten worden, und befannt find unter dem 
Mamen Feuerreht, feu allumant, feu mort, fouage (Recht, fein Brennholz 
aus einem Walde zu nehmen), moncage, Bürgergeld, conge, Hunderecht oder 
Abgabe von Hunden, Hundslagerreht, Wachtgelder, stage oder estages, 
chassipolerce (Abgabe für die Erlaubnig, ſich fammt feiner Habe bei Kriege: 
zeiten in das herrſchaftliche Schloß zu begeben), entretien des elötures et for- 
tifications (Abgabe für die Unterhaltung der Einfaffungen und Feſtungswerke 
der Burgen und Schlöjfer), pulverage (Staub » oder Zollgebühren, welche die. 
Herren von den Heerden einnabmen , die über Öffentlihe Wege in den Herr— 
fhaften zogen), banvin, vet-du-vin, etanche (Rechte, nad welchen die Herr- 
{haft allein während einer gewiſſen Zeit des Jahrs ihren Wein oder andere 
Getränte und Lebensmittel verkaufen durfte), Schutz- und Schirm , Geld 
(Gebühren, die vom Gewiht, Maaß, vom Bezeihnen, Liefern oder Befich- 
tigen, vom Meffen der Frucht, des Gekoͤrns, Galzed und anderer Lebensmit⸗ 
tel oder Waaren, oder von ihrem Austramen,. Verkaufe oder Transport im 
Innern von Frankreich erhoben worden), Zwanggerechtigkeiten und Frohnden; 


Ferner die Gebühren, welche in den Artikeln 6 und 14 des erften Titels 
im Defrete vom 13 — 20 April 1791 beibehalten worden, und unter den Nas 
men droits de troupean à part (Recht, befondere Heerden zu halten), Weid- 
zins bekannt find; 

Die fogenannten droits de quete (Abgaben, welche die Herrfihaft hat for= 
bern laffen, bei denen fie aber Niemand hat zwingen Pönnen, es ihr ins Haus 
zu bringen), de collecte (Steuern für ein guted Werk, ein religiöfes Unterneh= 
men oder Anftalt), de vingtain ou de täche, von denen in den vorhergehenden 
Defreten Peine Meldung geſchieht; 

Und überhaupt alle herrfchaftlihen, ſowohl epen- ald Zind-Gebühren, die 
in den vorhergehenden Gejegen beibehalten, oder als auslösbar erflärt worden, 
was fie auch immer für eine Beihaffenheit oder Benennung baben mögen , 
ſelbſt diejenigen, welde in gedachten Gefegen, oder in gegenwärtigem Defrete 
Pönnten ausgelaſſen worden feyn, fo wie auch alle Abonnements, Penfionen oder 
fonftigen Gebühren, die an ihre Stelle getreten find, werden ohne Entſchaͤdigung 
abgefhafft; es wäre denn von ihnen erwiefen, daß fie ihren Grund in einer 
anfangs gefchehenen Abtretung eines Grundſtücks haben; welcher Grund nicht 
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anders angenommen werden darf, als inſofern er klar in dem, zu dieſem Ende 
vorzulegenden, urfprünglihen Belehnungs ⸗ oder Erbverpahtungs:Aßte enthalten ift. 

Art. 6. Da nad dem obigen fünften Artikel, die Lehn- Zehnten, wenn 
fie die Beichaffenpeit der Lehnt » oder berricaftlihen Zins» Gebühren haben, 
ohne Entſchaͤdigung abgeſchafft find, wenn anders nicht von ihnen erwieſen if, 
daß fie Anfangs der Preis der Abtretung eines Grundſtücks gewefen ; und da, 
in diefem legtern Galle, die Zehentpflichtigen diefelben , laut des Artikels 14 
des Dekrets vom 23. Oktober, 5. Movember 1790 *) felber loszufaufen haben : 
fo fann an ‚die Nation, weder wegen der Aufhebung irgend einiger andern 
beiehnten berrfhhaftlihen oder meltlihen Zebnten, die niemals ihre nrfprüng- 
liche Eigenihaft einer Auflage haben verlieren koͤnnen, nody für Zinfe, die an 
ipre Gtelle getreten waren, eine Schadloshaltung gefodert werden. 

Art. 7. Die Zölle, die einfiweilen im Artifel.15 des zweiten Titels im 
Detrete vom 15. 28. März 1790 von der Abfchaffung ausgenommen worden 
find, find ebenfalls ohne Entfhädigung aufgehoben , wenn nicht die ehmaligen 
Oerrſchaften, durd die Urkunden ihrer erften Errichtung darthun, daß fie ein 
Eigenthum, das des Öffentlihen Wopls wegen aufgeopfert wurde, erfegen, 
oder eine Entihädigung dafür find, 

Art.r8.- Bios auslösbar follen diejenigen von gedachten Rechten oder Se 
bübren ſeyn, von welchen der durch die Artikel 5 und 7 des gegenwärtigen 
Dekrets vorgefhriebene Beweis geführt worden ift. 

Art. 9, Die einftweilen im Art. 15 des zweiten Titel im Dekrete vom 
15. — 28. Mär; 1790 beibehaltenen, ausfchließlihen fogenannten droitsde baes 





*) Dieſer Wrrifel ſagt, daß „in den Lehend;Zehnten . . . diejenigen nicht mitbeariffen 
iind, die man zwar zu Leben befäße, von denen aber durch Urkunde bewieſen, daß fie einem 
raid der Preiß der Verleihung ded Grund und Bodens zugehören; da in diefem Falle die 
AZehentyſlichtigen felber gehalten feyn follen, fie, auf die Urt und den Fuß, einzulöfen oder 
srietjufaufen, die, in Unfehung der lehnsherrſchaftlichen Zinsgarben, durch dad Defrer vom 
,,3 — 9. Mai 17%, die Feudal⸗Gebühren a) betreffend, verordnet find; und biß auf dieſet 
„@obtaufen ſollen fie gehalten feyn, fie zu entrichten,’ 





a) Der 17. Art. dieſes Detrets fagt: „Wat die Binfe oder Gülten betrifft, die aus einer gewiſſen Portion 
„der auf den Eeldgätern eingeernderen Früchte beſtehen, ale j. B. die fogenannten ehamparts, terra= 
„gen. wgriers, tasques, dimes „. und dergleichen, fo follem Experten, welche tie Parteien, oder die Rich, 
„aus ernennen werben, eine Abfhägung desienigen vornehmen, was das Feldgut jedes Jahr, eined ins ans 
„Ders gesehnet oder im Durbiämitte, tragen mag. Sodann fe das, jährlibe Quantum der zu bejlchens, 
„nen Gülte oder Zins, in Proportion des mitlern (Dursihnine) Ertrages des Gutes feilgefeht, und bie, 
„ser Erlauf der jährliden Gebühr auf bielenige Urt abgeſchäßzt werden, die durch den hirrobigen 14. Ars 
‚au db) für bie Abfhäpung der Getreitde⸗Bülten, vorgeihrieben if.’ 

b) Dorler 14, Artitel des Dekret vom 3— 9, Mai 1790, fagt: ... „Bas die Getreide⸗Gülten bes 
„rei, To fol eim Mittels oder Durchſchnitis⸗Jahr ihres Werthes, nad dem Preife der nämliden Urt von 
„Mbetreise dem Regifiern des Grudimarfich defielben Orts, oder falls er feinen hat, den Regiſtern des nächſt⸗ 
„aszuen Srubrmarfid zufolge gemadt werden. Um dieſes Mittels oder Durchſchniti, Jahr zu machen, 
„el man die, ver dem Ablsſen oder Lockaufen, zunächſt vorher gegaagenen 14 Jahre mehmen, die zwei 
— — eder höhften und die zwei ſchwächſten und niedrigſten davon wegwerlen, oder das Mutel⸗Jahr 
„mad ten alstann meh übrligbleibenden zehn Jahren machen.“ 
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et de voitures d’eau find gleichfalls aufgehoben; fo zwar, daß es allen Bürgern 
frei ftebt, auf den Flüſſen und Kandien, Fähren Marktſchiffe oder Boote um 
die Pachte oder fonftigem®ebühren zu halten, weldhe von den Departements: 
Direftorien, auf das Gutachten der Munizipalitäten und Diftrifts-Direftorien 
(von den Gentral:Bermwaltungen, auf das Gutachten der Munizipal-Berwal: 
tungen), zu beftimmen und feſtzuſetzen find. 

Art. 10. Die Rückſtaͤnde von den ohne Entfhädigung aufgehobenen Ge» 
bübren,, felbft diejenigen, welche in Gefolge von Urtheilsſprüchen, Bergleihen 
oder Berträgen zu bezahlen find, dürfen micht gefodert werden; diejenigen 
Gebühren aber , welche den vorhergehenden Gefegen gemäß bezahlt worden find, - 
Pönnen nicht mehr zurückgefodert werden. 

Art. 11. Die ſowohl proviforifhen als definitiven Liquidationsiheine für 

die Zehnten, die. noch nicht bezahlt oder an Zahlung für die National-Güter 
gegeben worden find, werden für nichtig angefehen. 
Art. 12. Alle angefangenen, und noch durch fein Urtheil in letzter Inftanz 
entſchie denen Rechtsſtreite, welche Lebens: oder herrfchaftlihen Zins:Gebühren, fie 
mögen nun beftimmt oder zufällig feyn, und welche ohne Entihädigung ent⸗ 
weder durch die vorhergehenden Gefege oder durch gegenwärtiges Dekret abge 
fhafft worden , betreffen‘, find und bleiben erlofhen, und die Köften follen 
unter die Parteien zu gleihen Theilen vertheilt werden. 

Art. 13. Die Pächter follen in den ihnen im Artikel 37 des zweiten 
Titels im Dekrete vom 15. — 33. März 1790 vorbehaltenen Rechten, Klagen 
und Entfhadigungen erhalten werden, und dürfen fi diejenigen Summen, 
welche fie den ehemaligen Herrfhaften für eben diefe Gebühren bezahlt haben, 
die feit dem A. Auguft 1789 *) verfallen find, nah Maßgabe des Betrags 
gedahter Gebühren, melde ihnen felbit nicht von den Eigenthümern bezahlt 
worden find, wieder erftatten laſſen können. 

Art. 14. Die Verfügungen des Gefeges vom 11. War; — 10. April 1791 * 
welches die Weile beftimmt, nad der die Pater und Eigentümer fi unter 
einander wegen des aufgehobenen Zehnten zu vergleichen haben, zu defien Zah— 
lung die Pächter, nach dem Herfommen oder den Claufeln ihrer Lehnung, 
noch außer ihrem Pachte verpflichtet waren » follen auch für die Pächter und 
Eigenthümer derjenigen Güter gemein und erecutorifh feyn, melde den ver= 
fhiedenen Lehnd: und herrſchaftlichen Zind-Gebühren, als den Zinsgarben, dem 
terrier, tasque und andern unterworfen find, die ohne Entſchädigung durch 
gegenwärtige Dekret abgefhafft worden, und deren Zahlung ebenfalls ermeld, 
ten Pächtern außer ihrer Gülte zu Laft gelegen haben. 

Art. 15. Denjenigen, welche Rechte, die durch gegenwärtige Dekret auf- 
gehoben find, ohne andere beibehaltene Güter oder Rechte, von der Nation 





*) Die Epoche ded 4. Uuguns 1789 verändert fih für die neuen, fürzlih mit der Res 
yublif vereinigten Departemente in die vom 9. Vendemiär 4, Jahrs. 

*e) Diefed Gefeg ih in die Verordnung ded Regierungd:Rommiffärd vom 3. Brumär 
7. Jahrs eingerückt. 
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erworben haben, foll dasjenige zu gut kommen, was in dem Urt. A des De: 
Preis vom 18. Junius — 6. Julius diefes Jahrs in Anfehung der zufälligen 
Gebühren, welche der Nation anheim gefallen find, verordnet worden ift ”). 

Art. 16. Was diejenigen angeht, welche von der Nation Rechte, die durch 
gegenwärtiges Defret. abgeihafft worden find, mit andern beibehaltenen Gütern 
ober Rechten erworben baben, fo follen ihnen von ihrem Grwerbpreife die 
Kapitalien abgezogen werden, auf welche dic aufgebobenen Gebühren in den Ab: 
faägungs:Berbalprozefien beftimmt worden find. Die Zinfen dieſer Summen 
follen ebenfalls, von dem Tage der Zufhläge an, abgezogen werden, wenn die 
Pächter nit bie —— von gedachten aufgehobenen Gebühren gezo⸗ 
gen baben. 

Art. 17. In — Dekrete ſind nicht mitbegriffen die Zinſe, 
Zinsgarben und andere Gebühren, welche von Beinen Leben herrühren, ſondern 
weiche Privatperfonen andern Privatperfonen , die weder Lehensherren, noch 
Lepnäbefiger find, zu zahlen haben. 

Art. 18. Das fogenannte dreit de rabattement de deeret, weldes in 
dem Bezirke des ehemaligen Toulouſer Parlements üblih war (eine Art Rück⸗ 
zug, welcher dem Schuldner, defien Güter gerichtlich verfteigert worden, und 
feinen Abkömmlingen während zehn Jahren nach diefem Akte augeflanden war), 
und andere mehr, wie aud alle Rüdzüge der nämlichen Art, find aufgehoben 
und abgeſchafft. 

Urt. 19. Ale angefangenen und noch nicht durch ein Urtbeil in legter 
Suftanz entihiedenen Prozefle, die dad Recht unter dem Namen rabattement 
de decret und andere KRüdzüge beireffen, find uud bleiben getilgt; die Koſten 
follen fompenfirt werden. 

Art. 20. Die vorhergehenden Geſetze werden in Anſehung alles deflen, 
mas fie den ‘Berordnungen bed gegenwärtigen Dekrett Zuwiderlaufendes ent: 
balten, widerrufen. 





2) Diejer Urritel vererdner folgended: ... „Diejenigen , melde von der Nation Rechte 
„erworben haben, di: durch gegentwärtiged Dekret abgeſcha fft worden find Calle zufälligen, ſowohl 
nZinde oder Sült⸗ ald Feudal⸗-⸗Gebühten, und alle diejenigen, die an ihre Stelle gerreten, und 
zunter dern Mamen Yyuint, requint, treizäme, lots «t ventes etc, befannt find, cd wäre dann, 
sdaf von den befagten Rechten und Gebühren nicht ermiefen würde, daß fie der Preiß und 
„die Bedingung einer Verleibung oder Einräumung liegender Gürer find , ohne Einmifhung 
zranderer Güter, oder aufrecht erhaltener Rechte, follen Feine andere Entfhädigung ald die 
Zarüuckjahlung der von ihnen bezahlten Summen fodern dürfen. Was die Zinfen diefer den 
„‚Ermerbern ſchuldigen Summen betrifft, fo follen diefelben, fo tie die vom ihnen begogenen 
er Bebühren , die am fie bezablten Lodfaujungd:Belder , in Gegenwart (der Eentrals-Bermwaltung 
„sded Departemenss), zwiſchen dem Kommiffär ded WollziehbungdsDireftoriumd bei derfelben, 
„‚umd ibmen abgerechnet, und das alled fo weit dad eine gegen dad andere reicht, Fompenfirt, 
„der Ucherfhuß der Zinfen oder Einnahmen aber, wie recht und billis, von der Mation oder 
„men den Ermwerbern (Käufern) getragen werden‘! 
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Geſetz vom 28. Auguſt 1792, welches die Gemeinden und 
Bürger in die Güter und Rechte wieder einfeßt, die ihnen durch 


die Lehens⸗Gewalt entriffen worden find. Ä 

Art. 1. Der Artikel 4 des 25 Titels in der Drdonnanz über die Wafler- 
und Forſt⸗ Verwaltung von 1669 *), fo wie. alle Edikte, Deklarationen, alle 
Shlüffe des Eonfeils und offenen Briefe, welche feit diefem Zeitpunfte ein 
für die Herrſchaften abgefondertes Drittpeil an den Gemeinde: Waldungen 
(triage), die Theilung, Vertheilung oder Abtretung von Domanial» und herr⸗ 
ſchaftlichen Waldungen, zum Nachtheil der nugnießenden Gemeinden, es ſey 
in den von gedachter Ordonnanz erlaubten oder nicht erlaubten Fällen, ge⸗ 
ftattet haben; wie alle in Gemaͤßheit derfelben gefaßten Urtheile oder gefertig- 
ten Alte werden wiederrufen, und in diefer Hinfiht für nicht geſchehen gehalten. 

Und damit die Gemeinden wieder in den Beliß derjenigen Theile - ihrer 
Gemeinde » Güter kommen können, deren fie durch erwähnte Ordonnanz und 
die befagten Edifte und Deflarationen, Schlüffe, offenen Briefe, Urtheilsfprüce 
Und Akten beraubt worden; fo follen fie gebalten feyn, in Zeit von fünf Tab» 
ren vor Gericht einzutommen, ohne daß fie aber ihrerfeits auf irgend eine 
MWiedererftattung der eingezogenen Früchte Anſpruch machen dürfen, eben fo 
wenig, als gegen fie eine Klage auf Schadloshaltung für gebabten — 
rungs⸗Aufwand Statt haben kann. 

Art. T. Die Edikte, Deklarationen, Schlüſſe des Conſeils, offenen Briefe 
und alle ihnen gemäß ertheilten Urtheile und errichteten Akte, die feit demſel⸗ 
ben Jahre 1669 unter dem Borwande des fogenannten droit de tiers -denier 
zu Gunften gewiffer Herrfhaften in den ehmaligen Provinzen Lothringen, Bar 
rois, Glermontois und andern, wo dieſes Recht im Gange gewefen, Theile von 
MWaldungen und andern Gütern, deren Eigenthum ‚oder Nießbrauch den Ge— 
meinden gehört, losgerifen haben, werden gleichfalls widerrufen; und die Ger 
meinden follen wieder in der Zeit und durd die Mittel, wie im vorbergeben- 
den Artikel angezeigt worden, in den Befig gedachter Antbeile, jedoch ohne 
Anfpruch auf die bisher eingezogenen Früchte gelangen koͤnnen. Den ehmaligen 
Herrfchaften bleibt aber vorbehalten, den dritten Pfennig von dem Kaufpreiſe 
der Waldungen und anderer Güter, wovon die Gemeinden nur den Genug 
hatten, in dem Falle zu erheben, wo ihnen dieſes Hecht in der erften Urkunde 
über bie Abtretung des Genuffes, die aber vorgezeigt werden muß, vorbehal- 
ten worden ift. 

Art. 3. Die Verfügungen fr zwei erften Artikel follen nur dann Statt 
haben, wenn ſich ehemalige Herrfchaften im wirflihen Befige diefer Antheile an 
Waldungen. und anderer Güter, aus deren Befige die Gemeinden entjegt wor» 
den, befinden; die Gemeinden können aber nicht auf derfelben Berlafiung hin 
Magen, wenn die ehemaligen Herrfchaften befagte Antheile an Perſonen, die 
feine Herrfchaften find, durch ſchon volljogene Alte verkauft haben. 





+) Da diefer Urrifel der Verordnung von 1669 niemals in den A neuen Departementen 
befannt gemacht oder eingeführt worden if, fo wäre ed unnüg, feinen Inhalt bieher zu fegen. 
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Art. 4. Haben die ehemaligen Herrihaften den Kaufpreis gedachter Guts- 
antbeile, in dem vom vorhergehenden Artikel gegebenen Zalle nody nicht em: 
pfangen, fo fol der Kaufſchilling nebft den etwa ſchuldigen Zinfen den Ge 
meinden zufallen. Gleichfalls follen auch, wenn befagte Antheile, vermittelt eines 
Erdzins · Bertrags, eines Erblehens oder jedes andern Rente-Bertrags, veräuffer 
worden, die darin verfprodenen Renten mit den Rückſtaͤnden und dem Aus. 
losſchilling den ‚Gemeinden zugebören. 

Art. 5. Dem Artifel 8 des Dekrets vom 19. Bid 27. September 1790 *) 
gemäß. follen fernerbin die Klagen auf Kantonenbeftimmung bin, in den von 
den Reiten beftimmten Fällen, Statt haben, und diefe Rantonen-Beftimmung 
foll jowohl von den Nugnießern ald von den Eigenthümern begehrt werden fönnen. 

Art. 6. Nichts deſtoweniger dürfen alle Kantonen » Beftimmungen, ſowohl 
diejenigen, welche in Ediften, Deklarationen, Schlüffen des Eonfeils, offnen Brie: 
fen und Urtheilsſprüchen verordnet worden, ald auch foldhe, über die man in 
Bergleiten oder andern Alten diefer Art übereingefommen it, von den 
Diftrifts: (Departements) Gerichten nachgeſehen, Faffirt oder abgeändert werden. 
Alle Urtbeile oder Bergleihe, welche, ohne daß darin eine Kantonen: Beftim: 
mung bei&loflen worden, Eigenthums- und Nugniefungs:Fragen zwifhen den 
ebemaligen Herrſchaften und den Gemeinden enticieden haben; fo wie alle 
Shlüffe des Konfeils, alle Urtheilsfprühe oder Vergleihe, die Abmeflungen, 
Begrenzungen oder wiederholte Ausmeſſungen zwiſchen den Gemeinden oder 
den ‘Privatbefigern und den ehemaligen Herrihaften verordnet oder berechtigt, 
oder die das bei diefer Gelegenheit Uebrigbleibende diefen letztern zuerfannt 
baben, dürfen ebenfo renidirt, zernichtet oder abgeändert werden. Um von dies 
fer Berfügung Nugen zu zieben, müſſen die Gemeinden, in einer Frift von 
5 Sabren, bei den gewöhnlichen Gerichten einfommen. 

Art. 7. Die Gemeinden follen audy ferner das Eigentpum und den Ge: 
nuß der ®rundftüde, die den ehmaligen Herrſchaften, feit dem Monat Auguft 
1669 bei der Erneuerung ihrer Bänne, als namen» oder berrnlofe Güter mo» 
sen zuerkannt worden fepn , fo wie audy' folhe, welche diefelben ihnen abge: 
treten baben, um fid von dieſem Rechte zu befreien, wieder an ſich sieben dürfen- 

Art. 8. Die Gemeinden, welche erweifen Bönnen, daß fie vor Zeiten Git- 
ter oder Nusnießungs: Rechte gehabt haben, von weicher Art fie auch gewefen 
fepn mögen , deren fie entweder gan; oder zum Theile von den ehmaligen Herr: 
ſchaften beraubt worden find, follen ſich gleichfalls, ungeadytet aller dagegen 
ftreitenden Edifte, Deflarationen, Schlüſſe des Eonfeils , offenen Briefe, Ur: 
tbeilsiprühe, Bergleihe und Bejige, wieder in das Eigentyum und den Belig 
befagter Güter oder Nugnießungs » Rechte einfegen laflen koͤnnen; es ſey denn, 


*) Dieier 8. Urtifel verordnet: „daß durch das Ubichaffen des Uuswahlsrechts den 
„Klagen auf Kanton-Beftiimmung, ven Seiten der Eisinthümer aesen die Nugnief r von 
„Valdungen, Wıefen, Sümpfen, unfruhtbaren Plöger oder Heiden, nichts benommen wird, 
„as welche Klagen fünftigbin mie vordem, im Falle eined Reched, erhoben werden fönnen und 
‚wer Die Difrited: (Departements) Gerichte gebtacht werden ſollen.“ 
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daß die ehmaligen Herrſchaften einen rechtöfräftigen At aufweiſen, welder 
darthut, daß fie erfigemeldte Güter rechtmäßiger Weife getauft haben. 

Art. 9. Die oͤden und ungebauten Grundſtücke follen, wenn die Gemein. 
den auch gleich nicht beweifen Ponnen, daß fie diejelben vor Zeiten beſeſſen 
baben , als ihnen zugebörtg angefeben, und ihnen, wenn fie in Zeit von fünf 
Jahren ihre Klage gerichtlich anbringen, zuerkannt werden; es jey denn, daß 
die ehmaligen Herrihaften durch Urkunden, oder durch einen ausſchließlichen, 
ununterbrodenen , ruhigen, vierzigjährigen Beſitz darthäten , daß fie dab Eigen- 
thum derfelben haben. 


Art. 10. In den fünf Departementen, welche das ehmalige Bretagne aut: 
machen, follen die gegenwärtig öden und ungebauten Yändereien,, über die bis 
auf diefen Tag weder ein Rente» Vertrag, noch ein Lehen, noch ein Erbpacht 
gefchloffen worden und die unter dem Namen communes, frosts, frostages, 
franchises, gallois, etc. befannt find, ausichlieflih entweder den Gemeinden, 
oder den Einwohnern der Dorfichaften, oder den ehmaligen Bafallen zugebören, 
die wirklich auf gedachten Grundftüden das fogenannte Recht de communer, 
motoyer, das Recht, das Gefträud oder Hol; abzubauen und das Weidrecht 
befigen, welche Grundſtücke entweder in den ehmaligen Lehen  eingefchlofien 
oder in ihrer Nachbarſchaft gelegen find. 

Art. 11. Diejenigen der in den beiden vorhergehenden Artikeln gemeldten 
Grundftüde, die nicht in dem befondern Gebiete einer Gemeinde, oder einer 
ebmaligen Herrfchaft liegen, werden angeſehen, ald gehören fie der Nation zu; 
jedoch mit Vorbehalt der Rechte, weldhe ſich die Gemeinden oder Privatleute 
darauf mögen erworben haben, wenn fie diefelben durch Urkunden oder durd 
einen vierzigjährigen Befig erweilen. 


Art. 12. Wenn fib, zur Entiheidung über das Begehren um neue lin: 
terfuhung, Zernichtung oder Abänderung der Kantonen: Begrenzung, oder über 
Eigenthums⸗, Gerechtigkeits- oder Nugnießungs Fragen, mehrere Urkunden vor; 
finden, fo foll immer die den Gemeinden und Privatleuten günftigfte vorge 
zogen werden, ohne auf ihr früheres oder fpäteres Datum, oder darauf Rüuͤck⸗ 
fiht zu nehmen, daß ſchon in diefer Sache zu Gunften der ehemaligen Herr: 
fhaften ein Urtbeilsivrud ergangen ift. 

Art. 13. Sind die in den obigen Artikeln 6, 7 und 8 bemeldeten Süter 
von den ehemaligen Herrichaften verkauft; ift ihnen der Kauffchilling noch nicht 
bezahlt, oder find beſagte Güter von * vermittelſt eines Erbzind:Bertrags, 
eines Erblehens oder irgend eines andern Rente: Vertrags veräuffert worden, 
fo ſollen die gegenfeitigen Rechte der Parteien den Artikeln 3 und 4 des ge 
genwärtigen Dekrets gemäß beftimmt werden. 

Art. 14. Alle wirklich auf den öffentliben Wegen, nicht aber die auf den 
Mational:Heeritraßen ſtehenden Bäume, fo wie auch diejenigen, die fih in den 
Straßen der Städte, Fleden und Dörfer befinden, werden angeieben, als ge 
bören fie denjenigen zu, an deren Eigenthum fie fteben; es fey denn, daß die 
&emeinden beweiſen, daß fie dat Eigenthum derfelben Praft Urkunden oder 
kraft ihres Befißes erworben haben. 
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Art. 15. Alle Bäume, die gegenwärtig auf den Plägen der Städte, Fle—⸗ 
den und Dörfer, oder in Moräften, auf Wieſen und andern Gütern fteben, 
deren Eigenthum die Gemeinden haben oder wieder erhalten follen, werden als 
den Gemeinden gehörig angefeben; mit Vorbehalt jedody der Rechte, melde 
Privatperfonen, die feine Herrfhaften ind, darauf durd Urkunden oder durd) 
ihren Befig mögen erworben baben. 

Art. 16. Selbſt in dem Falle, wo die in den beiden vorbergependen Ars» 
tifeln gemeldeten Bäume, fowie auch diejenigen, die auf den Grundftüden ſelbſt 
der benachbarten Eigenthirmer ftehen, von den ehmaligen Herrfchaften gepflanzt 
worden find, ſollen weder die Gemeinden, noch die benahbarten Eigenthümer 
zu irgend einer Entfchädigung oder Rückzahlung, wegen der Pflanzungs: oder 
anderer Koiten, gehalten jeyn. 

Art. 17. Un den Orten, wo die Gemeinden den Gebrauch haben , die 
auf den Grundftüden der Privateigenthuͤmer zerftreut ftehenden Bäume ſich zu⸗ 
jueignen, follen diefe legterm frei damit falten und walten dürfen. 

Art. 18. Diejenigen Bäume, welde auf den National:Heerftraßen fteben, 
fol ib Niemand , ehe darlıber wird gefproden worden ſeyn, zueignen oder fie 
fällen laffen dürfen; ihre Früchte aber und das todte Holz follen den benach— 
barten Gigenthümern gehören: ein Gleiches foll au von den Abfall» Reiferu 
gelten, wenn es nöthig ſeyn wird, den Baum zu beiihneiden ; doch darf dies 
nicht anderft, ald mit Erlaubniß der Berwaltungs-Korps unter der Bedingung 
geibeben, daß erwähnte benachbarten Eigenthimer die gedachten Bäume un» 
terbalten , und die abgeftandenen erfegen. 

Art. 19. Die vorbergebenden Gefege werden in Anfehung alles deſſen 
widerrufen, mas fie den Berordnungen des gegenwärtigen Defrets zuwider» 


faufendes enthalten. 





Geſetz vom 7. Dezember 1792, betreffend die Abfchaffung 
aller Real-Dienftbarfeiten, ober in den Belehnungs⸗ oder Erbvers 
pachtungs»Aften enthaltener Bebinge, die von der Natur der 
Lehns-Berfafjung herrühren. 

Der National» Konvent dekretitt, daß alle Real» Dienftbarfeiten oder 
Bedingniffe, die in den Belehnungs⸗ oder Erbverpachtungs⸗Akten find aufge 
fegt worden, und eine lehnhafte Eigenfhaft haben, durch ihre Auflöfung, 
wenn fie den gegebenen Geſetzen gemäß geiheben iſt, zernichtet werden. 


* 





Geſetz vom 30. Dezember 1792, in Betreff der Prozedureit 
über Verbrechen, die bei Gelegenheit der ehemaligen Lehns⸗ oder 


Zins; Gebühren begangen worden find. 
Der RationalKonvent defretirt, daß bis dahin, wo etwas anders wird ver» 
orduet jeyn, mit der Bolziebung aller Endurtheile, die über fhon begangene 
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Verbrechen, wegen der ehemaligen Lehns⸗ oder Zins⸗Gebüͤhren gefällt worden, 
oder noch zus fällen find, eingehalten werden foll, ohne daß jedoch die Einlei- 
“tung der Prozeduren über foldhe Verbrechen dadurch aufgehalten werden Pönne. 
Bon gegenwärtigem Defrete find ausgenommen die Fälle, wo Meuchelmord, 
Todſchlag und Mordbrennerei begangen worden ift. 


Auszug aus dem Gefeße vom 17. Julius 1793, welches 
alle ehemaligen berrfchaftlichen Gebühren. und Lehen, und Amte- 
Rechte, felbft die dur) das Dekret vom 25. verwichenen Auguft 
beibehaltenen, ohne Entfhädigung abfchafft. 


Der National-Ronvent, nahdem er den Bericht feinsb Befeparbuunt- Nut. 
ſchuſſes angehört bat, dekretirt: _ 

Art. 1. Alle ehemaligen berrfchaftliben Gebühren, Lehns- und Zins ·Rechte 
ſowohl beſtaͤndigen als zufaͤlligen, ſelbſt diejenigen, welche im Dekrete vom 25. 
Auguſt vorigen Jahrs, beibebalten worden, find ohne Entſchaͤdigung abgeſchafft. 

Art. 2. Bon den Verfügungen des vorhergehenden Artikels find ausgenom⸗ 
men, diejenigen Grundzinfe oder Gebühren, die bloß auf Grundftüden haften, 
und feine Lehns-Eigenſchaft haben. 

Art. 3. Die Eivil- und peinlihen Prozeſſe, die wegen der durch den erften 
Artikel abgefhafften Gebühren felbft , oder wegen der Rücditände derfelben ge 
führt werden, find erloſchen, ohne daß weder von ber einen noch der andern 
‚Partei irgend etwas für die gehabten Koften gefordert werden Pönnte. 

Art. 4. Sn dem Falle, wo alle oder ein Theil der durch den 1. Artikel 
aufgehobenen Gebühren, freiwillig oder auf richterliben Befehl, wären feque- 
ftrirt worden, ſollen die mit Befchlag belegten Gegenftände von den Perfonen, 
bei denen fie hinterlegt jind, denjenigen, die fie hinterlegt haben, zurücgeftellt 
werden. 

Art. 6. Die ehmaligen Herrſchaften, die Berwahrer von Lehen-Schriften, 
die Kommiſſarien der Bannbücher, die Notarien oder alle anderen Inhaber 
von Urkunden, mwodurd Rechte, die Kraft des gegenwärtigen Dekrets, oder 
Praft der frühern von den vorbergebenden Berfammlungen gegebenen Defrete 
aufgehoben find, Eonftituirt oder anerfannt werden, find verbunden, diefelben 
in Zeit von drei Monaten nad der Bekanntmachung des gegenmärtigen 
Dekret in der Schreiberei ihrer Munizipalitäten abzugeben. Diejenigen, 
welche vor dem naͤchſten 10. Auguft abgegeben werden, follen an diefem Tage 
in Gegenwart des Gemeinde-Kaths (der Wunizipals Verwaltung des Kantons) 
und der Bürger verbrannt werden; der — wird nach Verlauf der drei 
Monate verbrannt. | 

Art. 7. Diejenigen, welde uͤberwieſen werden, daß fie die erften Origi— 
nalien oder Abſchriften von Alien verfteckt, verhehlt oder entwendet haben, die 


laut vorigen Artifeld verbrannt werden follen, werden zu fünfjähriger Ketten» 
firafe verurtheilt. 
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Art. 8. In dem 6. Artikel find begriffen: erſtens, die Urtheilsſprüche, wel— 
che durch lgegenwaͤrtiges Dekret aufgehobene Rechte beſcheinigen oder Licht 
darüber geben; zweitens, die Regiſter, welche die Erklaͤrung uͤber die Rechte 
der Frei-Lehen enthalten, die vorher ſchon aufgehoben geweſen; drittens, die 
Urkunden über National-Güter, die im Sekretariat der Diſtrikte hinterlegt find. 

Art. 9. Die Schaffner oder Rehnungsihuldigen Beamten follen noch im 
nämlihen Monate, wo diefes Defret befannt gemacht worden, die Kegifter, 
Pahtiheine und Rechnungs » Bücher im Sefretariat des Diftrifts (des Munis 
zipal:Berwaltung) hinterlegen. Die Rechnungen follen innerhalb der erften zwei 
Monate, -nahdem fie eingereicht worden, abgefchloffen, und gleich nad Ab: 
fhließung derfelben, die Regifter, Pachtiheine und Rechnungsbücher, auf Bes 
treiben des Proßurator:Syndißs des Diftrifis (des Kommiffars des Vollzie— 
bungs-Direftoriums bei der Gentral-Berwaltung des Departements), ebenfalls 
Öffentlich verbrannt werden. 

Art. 10. Die Pläne und Feldriffe, welche über die Territorial-Befigungen 
Auskunft geben können, follen in dem Sekretariat des Diftrifts (der Munizis 
pal:Berwaltung), worin die Güter liegen, verwahrt werden, damit man fie im 
Nothfalle nachſchlagen könne. 

Art. 11. Das Dekret vom 25. Auguſt *) vorigen Jabhrs ſoll noch forthin 
feine volle Kraft in allem behalten, was nicht durch gegenwaͤrtiges Dekret 
aufgehoben ift. 


Auszug aus dem Geſetze vom 14. September 1793, das 
Wegſchaffen der Zeichen des Königthums und der Lehnsherrichaf- 
ten aus den Kirchen und andern Öffentlichen Denfmälern betreffend. 

Der National:Konvent defretirt, daß die Munizipal:Beamten der Gemein: 
den das Dekret vom 4. Julius **) follen in Bollzug ſetzen laffen, in Anſehung 
der Wegichaffung der Wappen und der Zeichen des Königthums (der ehema⸗ 
ligen Oberherren), in den Kirchen und an allen Öffentlihen Denfmälern , und 
zwar innerhalb eines Monats von der Bekanntmachung des gegenwärtigen 
Defrets, und unter Strafe der Abſetzung. 


Gefeg vom 18. Vendemiär II. Jahres, das eine Zeitfrift 
zum Wegfchaffen der Zeichen des Koͤnigthums beftimmt, und die 
Formalitäten vorfihreibt, die der Konftsfation ber Grundſtuͤcke 





*) Es iſt dad in die gegenwärtige Verordnung eingerückte Geſetz vom 25. Auguſt 1792. 

» Diefed Dekret ſchreibt den Munizipalltäten vor, Befehle zu geben, „daß alle de 
auf öffentlichen, weltlichen oder geiſtlichen Dentmälera eingehauenen oder gemalten Gegen« 
„Rände, welche Symbole des Königthums, oder an Könige verſchwendete Lobſprüche enthalten 
weggeſchafft oder abgeändert werden fellen ; daß aber doch diefed Geſchäft nur Künftlern an⸗ 
„vertraut werden foll, melde die zur Erhaltung der Dentmäler erfoderlihen Mittel dabei 
„gebrauchen, 
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und Gebäude, auf melden man dergleichen hat ftehen laffen, vor⸗ 
angehen follen. 

Der National: Konvent, nad Anhörung des Berihts feines Geſetzgebungs⸗ 
Yusfhuffes über das Begehren ded Bürgers Vaudeuil, in Anfehung einer 
Berathihlagung der Munizipalität von St. Germain vom 17. verflofienen 
‚September, die den 19. des nämlihden Monats von dem Departement des 
Loiret beftätigt worden it, und wodurd fein Haus zum Nugen der Republik 
Ponfiszirt erklärt wird, weil er nad der, durch das Dekret vom 1. Auguft bes 
ſtimmten Zeitfrift, auf dem Dache defjelben zwei Wetterhähne in Geftalt eines 
Löwen, und auf einem eifernen Gitter, daß einen Zugang verſchließt, eine 
Lilie gelafien babe; 

. In Erwägung, daß die Einreden der Perfonen, die fih durd die Berath- 
ſchlagungen der Bermaltungs : Korps verlegt glauben, unmittelbar vor den 
provijorifhen Bollziebungs » Rath gebracht werden müſſen; 

Sn Erwägung, daß es von Wichtigkeit ift, auf die Sinnbilder des Koͤnig— 
tbums, die dur das Defret vom 1. Auguſt in Anfehung der Wappen ausge: 
fprodhene Strafe ausjudehnen, dekretirt wie folgt: 

Art. 1. Ueber das Begehren des Bürgerd Baudenil findet feine Berath- 
fhlagung Gtatt; jedoch kann derfelbe bei dem proviforifhen Vollziehungs⸗ 
Kath eintommen,, weldher unterfuhen wird, ob die gedachten Wetterhähne in 
Geſtalt eines Löwen, ald Wappen angefehen werden müffen. 

Art. 2. Die nugnießenden Eigenthbümer der Parke, Gärten, eingefaßten 
Plägße und Gebäude, welche, es fey in ihren Ringmauern, oder an den Ge— 
baͤulichkeiten, noch Zeichen des Königthums, als Lilien und dergleihen frogen, 
follen fie binnen acht Tagen nad Berkfündigung des gegenwärtigen Dekrets, die 
in Gegenwart einer jeden zu dem Ende zufammenberufenen Gemeinde gefcheben 
fol, abnehmen lafien ; die Wunizipal:Beamten baben über den. Bollzug diefer Maß- 
regel zu wahen; und wenn derjelben in Zeit von acht Tagen nad} der brü= 
derlihen Erinnerung, welche fe den faumjeligen Bürgern zu geben fchuldig 
find, fein Genüge geſchehen ift, fo follen die Parke, Gärten, eingeſchloſſenen 
Pläge und Gebäude, auf denen diefe Zeichen fo gefliffentiih und bedächtlich 
werben. gelafien worden feyn, zum Nutzen der Republik konfiszirt werden. 

Art. 3. Die Konfiskation foll durch die Departements:Bermwaltungen aus. 
geiprodhen werden, auf die Berbal-Prozeffe der Munizipalitäten bin, welche 
von den Diftriftd: Berwaltungen vifirt feyn, und ausdrüdlıc anzeigen müffen, 
Daß gegenmwärtiges Defret in der Gemeinde, wo der Ponfläzirte Gegenfand ber 
findlich ift, oͤffentlich verkündigt worden ift. 

Art. 4. Die in dem vorigen Artikel vorgefchriebenen Formen follen audy 
bei dem Bollzuge des Defrets vom 1. Auguſt, in Betreff der Wappen *), be 
obachtet werden. 


*) Dieſes Dekret verordnere, daß: „binnen 8 Xagen von feiner Befanntmahung an, 
‚die ſaämtlichen Häufer, Gebäude, Thiergärten, Gärten, eingefchloffenen Pläge, woran alddann 
noch Wappen befindlid feyn würden, zum Nutzen der Republic konfiscirt ſeyn follten, 
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Gefes vom 3. Brumdr IL Jahres, zur Auslegung des Ger 
ſetzes vom 18. Tage des eriten Monats, welches das Wegfchaffen 
der Zeichen des Koͤnigthums und der Lehen-Berfaffung verordnet. 


Der National» Konvent, nah Anhörung feines Ausſchuſſes des öffentlichen . 
Unterrichts , über die Mißbräuche, welhe bei Bolljiebung ibre® Defreis 
vom 18. Tage des erfien Monats begangen werden, das zur Abfiht bat, dag 
ale Zeichen der Pöniglihen und Lehns:Herrfhaft in den Gärten, Parken ein: 
aeſchloſſenen Plägen und Gebäulichkeiten weggeichafft werden follen ; 


In Erwägung, daß wenn man diefem Dekrete eine Ausdehnung gäbe, 
die der Konvent nicht hat bineinlegen wollen, die Denfmäler der Kunft , der 
Geſchichte und des Unterrichts darunter leiden würden ; . 

In Erwägung, daß der Kunſtfleiß und der Handel Frankreichs bald das 
Uebergewicht verlieren würden, das fie in mehreren Zweigen über den Kunſtfleiß 
and den Handel unferer Nachbarn erworben haben, wenn nicht bei diefer Ge— 
legenheit den Febitritten der Unwiffenheit und den Bemühungen der Habfucht 
und lebelgefinntheit Einhalt geſchaͤhe, dekretirt wie folgt: 

Art. 1. Es ift verboten, unter dem Vorwand, aus den Bibliothefen die 
Zeichen der Lebens: oder Koͤnigs⸗Herrſchaft wegzuſchaffen, die Sammlungen , 
Kabinete, öffentlihen oder Privat: Mufeen, detgleihen bei den Künftlern, Ur: 
beitern, Buchhaͤndlern oder Kaufleuten, die gedrudten oder geichriebenen Bü— 
der, Kupferſtiche, Zeihnungen, Gemälde, Basreliefs, Statuen, Dentmünzen, 
Bafen, Alterthümer, geograpbifhen Karten. Pläne, Reliefs, Modelle, Maſchi⸗ 
nen, Inftrumenten oder andere für die Künfte, die Geſchichte und den Unter; 
richt interefianten Gegenflände, hinwegzunehmen, zu zerftören, zu zerftummeln 
oder auf irgend eine Art zu befchädigen. 

Art. 2. Die öffentlichen für die Künſte oder die Gefchichte intereffanten Dent: 
mäler , die ſich wegbringen laffen und einige von den verbannten Zeihen an ſich 
tragen , die man nicht wegfchaffen Pönnte, ohne fie auf eine merklihe Art zu 
befyadigen , follen in das nächft gelegene Mufeum verfegt, und in demfelben 
für den National: Unterricht aufbewahrt werden. 

Art. 3. Die Eigenthümer ſolcher Möbel und Geraͤthſchaften, die zum täg- 
Iihen Gebrauche beftimmt find, follen, bei Konfisfations:Strafe, an denfelben 
ale verbannten Zeihen wegichaffen. 

Hiervon find ausgenommen die dem Verkaufe übergebenen Gegenftände 
diefer Art, obne daß der Berfauf darum zurückgeſtellt werden Pönnte. 

Art. 4. Die in dem Art. 1 und 3 angezeigten Gegenftände, die durd eine 
falſche Auslegung des Gefeped vom 18. des 1. Monats, bei einem oder dem 
andern Bürger binweggenommen worden find, follen in der fürzeiten Zeit den 
ſelden wieder zugeftellt werden ; jedod Pönnen die Eigenthümer darauf belang- 
werden, im Falle fie nicht auf der Stelle das gegenwärtige Dekret befolgen 
würden. 

rt. 5. Die Möbel, Gerätbihaften und Goldarbeiten, welche in den Leib» 
eder Pfand ⸗ Häußern, oder bei den Notarien binterlegt, und fequefrirt oder 
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unter Siegel gelegt find, ſollen der durch gegenwaͤrtiges Dekret befohlenen Nach⸗ 
ſuchung nur dann unterworfen ſeyn, wenn ſie ſich wieder in den Haͤnden des 
Eigenthümers befinden werden. 

Art. 6. In dem Falle, wo Bücher, Kupferftihe, geographifhe Karten 
aus Öffentlihen oder Privat:Bibliothefen aufs neue dem Drude übergeben wer: 
den, ift den Buchdrudern oder Herausgebern unterfagt, die Pöniglihen Privi- 
legien, oder die an Fürften, Herrfhaften, Hoheiten ıc. gerichteten Zueignungs- 
Schriften wieder mitzudruden, fo wie es ihnen auch nicht erlaubt ift, denfelben 
die Bignetten, Einfaffungen, Titelbätter, Blumenwerfe, oder andere Zierrathen 
beizufügen, in denen die verbannten Zeihen wieder zum Vorſchein gebracht 
würden. Es ift ihnen ebenfalld verboten, irgend eine an Auswärtige gerichtete . 
Zueignungs: Schrift mit Titulaturen, die in Frankreich verbannt find, zu druden. 

Art. 7. Die Papiermacher dürfen fih Pünftig Peiner Formen bedienen, in 
denen die Lilien oder Wappen dargeftellt find; die Buchdrucker, Buchbinder , 
Kupferfteher , Bildhauer, Male und ‚Zeichner dürfen keines dieſer Zeichen 
als Zierrathen brauchen. 

Art, 8. In den National:-Bibliotheten follen die Bücher, die Pünftig ein 
gebunden werden, die Buchitaben R. F. (Fraͤnkiſche Republik) und die Sinn: 
bilder der Freiheit und Gleichheit tragen; die Stempel follen die naͤmlichen 
Buchſtaben und Sinnbilder führen. 

Art. 9. Der Ausihuß des Öffentlichen Unterricht? und jener des Münzz 
weſens follen jeder ein Mitglied ernennen, um die in der Mational:Bit'.otheP 
und andern öffentlihen Berwahrungs-Drten zu Paris befindlihen Denfmün- 
zen der Könige von Frankreich zu unterfuhen, um diejenigen, welde für die 
Künfte und die Geſchichtskunde interefant find, abzufondern und aufzubewah- 
ren, und alle übrigen dem Schmelztiegel zu überliefern. 

Auszug aus dem Art. 10. Alle vechtichaffenen Bürger werden eingeladen, 
mit allem Eifer, ſowohl die aus Frankreich verbannten Zeichen an den in den 
vorigen und dem gesenmwärtigen Defrete bezeichneten Gegenſtaͤnden zu vertilgen, 
als auch die Erhaltung der oben gemeldeten Gegenftände, welche für die Künfte, 
die Geſchichtskunde und den Unterricht von weſentlichem Nugen find, zu fihern. 


Gefeg vom 9. Frimar 1. Jahres, die Klagen der ſolida— 
rifchen Mitfchuldner von Feudal⸗ Gebühren gegen ihre Mitpflich⸗ 
tigen betreffend. 

Nahdem der National:Konvent feinen Gefeßgebungs-Ausfhuß über die 
von dem Diftriftd-Geriht zu Saint-Flour vorgelegten Fragen angehört hat; 
fo defretirt er wie folgt: 

Art. 1. Es wird keineswegs durch die Gejege vom’ 25. Auguft 1792 und. 
7. Zulius 1795 den Klagen, die jeder ehemalige folidariihe Mitfchuldner von 
Lebens: oder herrfchaftlihen Zins: Gebühren gegen feinen Mitverbundenen 
wegen Wiedererftattung ded für denjelben bezahlten Antpeils führen mag, Ein- 
trag gelban. 
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urt. 2. Doch Pann diefe Klage nur zu unten desjenigen Statt haben, 
der auf geridtlihen Befehl hin bezahlt bat. 

Art. 3. Jeder ebeimalige Schuldner, der vermöge feiner Klage gegen feinen 
Mitſchuldigen wegen Erhaltung desjenigen, was er für denſelben zu zablen 
gezwungen worden war, durch einen richterlichen Schtuß in den Bells des 
Gutes dieſes Letztern gefegt worden ift, kann allein dur die wirklihe Erftat- 
tung desjenigen, was er zu fodern berechtigt it, daraus entiegt werden, 





Geſetz vom 28. Nivos IL. Jahres, zur Auslegung der Ges 
feße vom 25. Auguft 1792, und vom 9. feßtverwichenen Brumär, 
über die ehemaligen Feudals Rechte. - 

Der National: Konvent, nad angehörtem Berichte feines Geſetzgebungs⸗ 
Ausſchuſſes über die Schwierigkeiten, welde ſich ſowohl bei der Anwendung 
des Art. 3 des Gefeges vom 25. Auguft 1792, in Aufehung der ehemaligen 
Lehnrechte, als auch bei jener des Geſetzes vom 9. Brumär , welches verbietet, 
die auf die nämlihen Rechte Bezug babenden Prozeſſe zu ſchlichten, erhoben 
baben , deretirt folgendes: 

Art. 1. Die Verfügungen des Artikel 3 des Geſetzes vom 25. Auguft 1792 
find auf alle ehemaligen herrihaftlihen Lehns⸗ oder Zins» Gebühren, welde 
entweder durch das nämliche Gefeß, oder durch vorhergehende Defrete abge: 
ſchafft worden find, anwendbar. Alle Güter demnach, welche als Preis für die Ber 
freiung von gedachten Gebühren, entweder von Gemeinden oder von Privat: 
Perfonen, abgetreten worden find, und die fi noch in den Händen der ebe: 
maligen Herridaften oder ihrer Erben befinden, welche dieſelben als Schen— 
kung, Bermächtnig oder unter einem andern freiwilligen Titel erhalten haben, 
follen denen, welche fie abgetreten haben, zurücgegeben werden, und die Geld: 
fummer, welde in diefer Rüdficht verſprochen, aber noch nicht an die ehemaligen 
Herrfhaften bezahlt worden find, follen nicht mehr gefordert werden dürfen. 

Art. 2. In dem Gefege vom 9. Brumär find nicht begriffen, die Prozeſſe, 
weldge geführt wurden: 1) von ehmaligen Bafallen und zinsbaren Guͤterbe⸗ 
figera, um Wiedererſtattung der Gebühren, welhe von ihnen verlangt wurden 
wegen Uebertretung der, in allen Theilen Franfreihs vor den Defreten vom 
4. Auzuſt 1759 im Gange gewejenen Geſetze und Marimen; 2) von ehe» 
maligen Pähtern um Wiedererftattung der pots-de-vin, die fie hergegeben, oder 
der Pachtgelder, die fie für Rechte bezablt haben, die an fie verlehnt waren, 
und wovon fie wegen Abihaffung derfelben feinen Genuß gebabt haben. 

Art. 3. Auch find durch das Gefeg vom 9. Brumär die Rechte der ehma— 
ligen main-mortables auf die Güter ihrer Anverwandten, die vor der Bekannt? 
madhung der Defrete vom 4. Auguft 1789 mit Tod abgegangen find, und um 
Derentwillen damald Klagen oder Prozefe über die Erhaltung oder den Brud 
der Gemeinſchaft zwiſchen den Verſtorbenen und ihren natürlichen Erben an» 
bängig waren, keineswegs geſchmaͤlert. 

Dem zufolge ſollen diejenigen dieſer Erbſchaften, welche vor dem 14. Julius 
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1789 (vor der Bekanntmachung der gegenwärtigen Verordnung) eröffnet waren, 
ohne Rüdfiht auf die fo eben berührten Inftanzen oder Prozeſſe, den Ber- 
wandten zuerkannt werden, welche bei Eröffnung derfelben durch die Geſetze, 
Statuten oder Gebräudhe, bie unter den non-main-mortables beobachtet wur: 
den, dazu berufen waren. . 

Was diejenigen angeht, welche den 14. Zuli 1789 oder nachher eröffnet 
waren, (die nad) der befagten Bekanntmachung eröffnet würden) fo follen fie 
unter den ehemaligen main-mortables, fo wie unter den übrigen Bürgern, "durch 
das Geſetz vom 17. des gegenwärtigen Monats Nivos regulirt werden. 

Art. 4. Ale Urtheilöfprühe, die den Verfügungen des gegenwärtigen 
Geſetzes zumwiderlaufen, und die vor der Bekanntmachung defielben gefällt wor» 
den, find als null und nichtig anzufehen, 


Gefes vom 8. Pluvios I. Jahrs, welches eine Bericht» Er- 
ftattung über die Verfertigung eines großen Buchs von Länders 
Befisthämern verorbnet, und verbietet, in die Akten irgend einige 
Klaufeln oder Ausdrüde, die an die Lehens⸗ oder Adeld-Berfaffung 


zurüc erinnern koͤnnten, einzuruͤcken. 

Der National: Konvent, nah angehörtem Berichte ded Geſetzgebungs-Aus⸗ 
ſchuſſes über die Art der Vollziehung des Gefepes vom 17. Julius (a. St.), 
über die Verbrennung der Lehens⸗-Urkunden, dekretirt folgendes: 

Brt. 1. Die Ausfhüfe der Finanzen, der Gefeggebung und des Aderbaues 
baben den Auftrag, unverzüglich einen Bericht und Defret:Entwurf über die 
Berfertigung eines Hauptbuches der Territorial:Güter vorzulegen. 

Art. 2. Der Ueberreft des vom Geſetzgebungs-Ausſchuſſe vorgelegten Ent- 
mwurfes zu einem Defrete wird bis nad diefem Berichte aufgejchoben. 

Art, 3. Die zufolge ded Gefeges vom 17. Zulius den Munizipalitäten zu» 
geftellten Urkunden follen, bis zu weiterer Verordnung, bei denfelben in Ber» 
wahrung bleiben. ’ 

Art. 4. Es ift allen Notarien, Greffierd und andern Inhabern öffent: 
liher Akten verboten, fünftighin in die Urfohriften, Ausfertigungen oder 
Auszüge aus Akten aler Art, fie mögen ein Datum führen welches fie wollen, 
Klaufeln, Benennungen, Ausdrüde oder Wörter einzurüden, welche mittel: 
oder unmittelbar die Lehns-, Adeld: oder Königs: Herrfchaft wieder in Grins 
nerung bringen ; und zwar unter den ,„ durdy den Art, 7. des Gef. vom 17. 
Julius verhängten Strafen; jedoch Fönnen befagte Depofitare folhe Auszüge 
oder Abichriften ausftellen,, nachdem fie fih von allem dem, mas durch das 
gegenwärtige und die vorhergehenden Geſetze verbannt iſt, gereinigt feun werden. 


Gefeg vom 11. Meffidor I. Jahres, welches mit Nein 
die darin enthaltene Frage beantwortet. 
Der Natıonals Konvent, nach Anhörung des Berichts feines Gefesgrhungs» 
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YAusfaufes, auf ein Schreiben des Juſtizminiſters, welches dahin gebt, zu 
wiffen, ob das GSeſetz, welches allen Serihten unterfagt, über 
die auf das Lehnweſen Bezug habenden Streitigkeiten zu 
fpreden, auf einen Rehtöftreit angewandt werden kann, 
Der unter Affozirten wegen der Abrechnung einer Geſell—⸗ 
ihaft entkanden if, die fieebmald zur Lehnung von Zinien, 
Renten, und der Gebühren unter den Namen lods et ventes 
gebildet hatten; 

Ermwägend, daß diefe Klage unter die gemöhnlidhen gefellfchaftlihen Kla- 
gen gehört; 

Schreitet zur Tages Ordnung über. 


Durch Befchluß vom 17. Februar VI wurde verfündet, aus 


bem Gefeg vom 28. März 1790: 

Art. 11. Alle Privilegien, alle Heudal: oder Adels-Rechte der Güter, find aufge: 
boben, folglid die fämmtlichen Borrechte Aelterer vor Jüngeren, und des männ» 
lichen Geſchlechts vor dem mweiblihen, in Anfehung der Lehen, Domainen und 
adelichen Allodien, und die Ungleichheit der Erbtheile wegen der Qualität der 
Verſonen, find abgefhafft. Demnach follen alle ſowohl direfte als Pollaterale, 
fowohl bewegliche als unbewegliche Erbgüter, die vom Tage der Befanntma- 
chung diefes an eröffnet werden, ohne Rüdfiht auf die ehemalige Adeligkeit 
der Güter und der Perfonen, zwiſchen den Erben, nad eben den Geſetzen, Sta: 
tuten und Gebrauchs-Rechten, getheilt werden, welche die Erbtheilungen zwi» 
fden allen Bürgern anordnen. Alle diefem zumider laufenden Gejege und Ge: 
bräuche bleiben aufgehoben und abgeſchafft. 


Ferner das Gefek vom 15. November 1792. 

Art. 1. Ale Subftitutionen find fünftighin unterfagt und verboten. 

Art. 2. Diejenigen Subftitutionen,, ‘ melde vor der Bekanntmachung des 
gegenwärtigen Dekrets durch irgend einigerlei Afte gemacht worden find, die 
aber bis auf die Zeit befagter Bekanntmachung nicht eroffnet ſeyn werden, find 
und bleiben aufgehoben und ungültig. 

Art. 3. Die Subftifutionen, die zur Zeit der Befanntmahung des gegen: 
mwärtigen Defrets eröffnet find, follen nur zum Bortheile blos derjenigen gültig 
ſeyn, die alsdann die fubftituirten Güter oder das Anſprucht-Recht auf dieſel— 
ben wirklich geerbt haben werden. 


Auch verkündet gedachter Negierungsfommiffär am 9. Bru— 
mär VII die Befchlüffe des NationalsKonvents vom 6. Juli und 
30. Zuli 1793, wodurd nochmals erklärt wurde, daß die aus— 


204 Errſtes Buch. — Staatsrecht. 


ſchließliche Jagd und Fifcherei Keudalrechte, fomit gänzlich ab» 
gefchafft feyen. 

Hierher gehört fodbann das Staatsrathe-Gutachten vom 18. ' 

Auguft 1807, woraus erhellt, daß obige Geſetze auch unter der 
Kaiferregierung als gültig betrachtet wurden. 
„Nach Anficht der Art. 13, 15 uud 19 des Geſetzes vom 28. 
März 1790, wornach die Hallen» (Markt, Stand») Gebühren ohne 
Entfchädigung abgefchafft, ſolche jedoch, die als Entfhädigung 
für Errichtungsfoften beftimmt worden, von diefer Abſchaffung aus: 
genommen find, und die Hallen» Gebäude fernerhin den Eigenthüs 
mern zugehören; nach Anficht des Gefeßed vom 25. Auguft 1790, 
welches alle herrfchaftlichen Lehns⸗ und Zins⸗Rechte, ſowie alle Abon⸗ 
nements, Penſionen und Leiſtungen, die an deren Stelle getreten, 
abſchafft, ſofern nicht bewieſen wird, daß ſie ſich urſpruͤnglich 
auf eine Grundabtretung ſtuͤtzen, und in dieſem Fall ſolche fuͤr 
abloͤslich erklaͤrt; nach Anſicht des Geſetzes vom 17. Juli 1793, 
welches alle Rechte und Abgaben, ſelbſt jene abſchafft, die im De- 
frete vom 25. Auguft 1792 beibehalten worden, mit alleiniger 
Ausnahme der reinen, nicht feudalen Grunbdrenten und Lei— 
lungen; u. f. w. 

ift der Staatörath der Anſicht, Cwelche der Kaifer genehmigt 
bat,) „daß die Renten für Ueberlaffung von Bänfen unter Markt- 
„Hallen an fich nicht feudal find; und 

„daß die Frage, ob fie in wirffihen Fällen gefchuldet wer- 
„den, der Entſcheidung der Gerichte heimfält, u. f. w. 





Zweiter Abſchnitt. 


Verfaſſungsmaͤßige ————— 
des Staates, 


Aus den bisher vorgetragenen Verfaſſungsgeſetzen ergeben 
ſich folgende Beſtandtheile: Gebiet, Volk, Staatsregie— 
rung, wovon der gegenwärtige Abſchnitt handeln wird. 
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Erfted® Capyıtel 
Gebiet. 





6. I. Grenzen. 

Die geographiſchen Grenzen des Koͤnigreichs, wie des Rhein⸗ 
kreiſes insbeſondere find bekannt. Gewiſſe Zeichen, nämlich aufge— 
richtete Pfloͤcke und Tafeln mir dem koͤnigl. Wappen, find als Grenz- 
boheitszeichen gejtellt, für deren Erhaltung und nöthigen Falls 
MWiederherftellung die Policeibehbörden zu forgen haben. Des- 
gleichen muͤſſen diefelben auf die Grenzfteine und die Landesgren- 
zen überhaupt ein wachfames Auge richten, jede Verlegung oder 
Veränderung zur Anzeige bringen. Streitige Punkte, oder fo oft 
Grenzfteine aufzurichten find, muß mit der Behörde des angren> 
zenden Staates Ruͤckſprache genommen, zuvor aber die Ermaͤchti⸗ 
gung der koͤnigl. Kreisregierung nachgefucht werden. 

Alles dies ergibt fih aus der Natur der Sache; befonbere 
Gefege oder Verordnungen babe ich in unferer Sammlung nicht 
gefunden. 

$. U. Eıntheilunmg. 

Die franzöfifche Gefeßgebung theilte das Gebiet in Departe- 
mente, Arrondiffemente, Kantone, Gemeinden. Aus den an Bay- 
ern gefallenen Theilen der Departemente des Donnersbergs, der 
Saar und des Niederrheins ift der jegige Rheinkreis entftanden, 
welcher in 4 Bezirke, 31 Kantene und 706 Gemeinden zerfällt. 
Die Eintheilung in Bezirfe und Kantone betrifft nur noch Die 
Gerichtöverfaffung, (wovon in, ber folgenden Abtheilung) denn die 
Bezirföräthe find mit dem Departemental- oder Landrath ver- 
fhmolzen; die Kantonsverfammlungen nicht mehr in Uebung. Doch 
hat die Kantonseintheilung noch in fofern abminiftrative Beden- 
tung, daß man in den Fleinen Diftriften zu gewiffen Zweden, 
3. B. Hebammen, Einnehmereien u. f. w. fih gern an die Kans 
tondgrenzen hält. Veränderungen in ber Gebietseintheilung find jegt 
Sache der Regierung, nicht mehr der Gefeßgebung. Die jekige 
Eintheilung der Kantone ift die v.17.Nov. 1817 (Amtsbl. ©.529) wo: 
zu (im Amtsbl. 1818 ©. 144 und 288) zwei Berichtigungen gehören. 
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Zweites Capitel 
Do ii € 





Die gefammten Einwohner des Königreichs bilden das Volk, 
wovon alfo der Nheinfreis einen Theil bildet. Staatsrechtlich 
ift aber, zumal in Beziehung auf politifche Rechte, Öfterd der Ins 
begriff Aller das Staatsbürgerrecht genießenden Männer gemeint. 
In diefem Gapitel find zu betrachten: das Volf in feiner ſtaats— 
rechtlichen Gefammtheit, der Staatsbürger und die Gefellfchaften 
im Gtante. 


I. Daß Volk als Gefammtpeit. 


Diefe ift im Sinne der Berfaffung nur ideal, fie erhält Reas 
litaͤt, d.’b. fie wird zur politifchen . Perfönlichkeit nur in dem 
Augenblicke, wo fie ihre Stellvertreter in die Volfsverfammlung 
wählt, und felbft dann find es nur Gliedmaſſen, Fractionen, eins 
zelne. Elemente der Gefammtheit, die wirffam find, naͤmlich die 
verfchiedenen Stände, woraus das Volk beiteht. Eine eigentlicye 
Bolfsrepräfentation ift verfaffungsmäßig nicht vorhanden; fondern 
die Volfsperfönlichfeit ruht im Könige, im defien Hand die ges 
ſammte Staatögewalt concentrirt if. Da jedoch die Ständever- 
fammlung berufen ift, das Intereſſe des Volks der Regierung ge: 
genüber zu vertreten, diefe mit Rath und Zuftimmung in gewiffen 
Dingen zu unterftügen, nämlich bei Abfaffung netter Gefeße, welche 
die Freiheit der Perfonen und des Eigenthums betreffen, insbe- 
fondere Bewilligung der Steuern, fr weit die beutfchen Bundesbe- 
fchlüffe nicht diefes Recht befchtänten, überdies die Ständeverfammt: 
Iung das Petitiongrecht am wirkſamſten ausüben kann; fo liegt 
allerding3 eine Art von Nepräfentation in ihr. 

Wie die Kammern zufammengefett, berufen werden u. f. w. 
zeigen Titel VII der oben mitgetheilten Verfaffung und das Edikt 
Beilage X. Sodann find folgende fpätere Verfügungen erfchienen: 
Verordnung vom 30. November 1818. (Amtsbl. ©. 925). 

In der Verfaffungsurfunde, welche Wir Unferm Volke am 26. May geger 


ben haben, verordneten Wir zugleich, „daß die. darin angeordnete Verſamm⸗ 
„lung der Stände zur Ausübung der zu ihrem Wirkungskreiſe gehörigen Rechte 
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„am 1. Jaͤnner 1819 einberufen, und inzwiihen bie hiezu erforderliche Einleis 
„tung veranftaltet werde,“ | 

Zu diefem Ende haben Wir bereits die Eintheilung der Gemeinden , die 
Wahlen der Magiftrate’und der Gemeinde » Vertreter, dann der Borftände 
und des Ausfchufies der Landgemeinden angeordnet, fo wie auch die übrigen 
zur Wahl der Abgeordneten in die zweite Kammer erforderlihen Borarbeiten 
berftellen lafien. Nach Bollendung derjelben befehlen Wir nunmehr, daß zur 
wirflihen Vornahme der Wahl unverzüglich gefchritten werde, zu welchem 
Behufe Wir die Zahl der zu waͤhlenden Mitglieder und ihre Vertheilung auf 
die einzelnen Klafien und Kreife nah den Beflimmungen der Berfaflungs-lir: 
Funde, und nah dem Berbältniffe der Bevölkerung Unſers Reiches , und des 
Standes der befondern Klaffen » und Regierungs » Bezirfe für die erfte Ber: 
fammlung feitgeftellt haben, und in der Anlage unter Ziffer 1. hiermit zur 
öffentlihen Kenntnig bringen. 

Nah den eingefendeten Anzeigen Unirer Regierungen berechnet fi "die 
Gefammtzahl der Familien linfres Reiches auf 789,191 Familien, wonad zu» 
folgeder Beftimmung des Tit. VIS. 8 die Zahl der zumählenden Abgeordneten 
in 112, und mit Eiaſchluß der 3 Abgeordneten der Univerfitäten in 115 Mitgliedern 
beftehet. Bon der auf folhe Art beftimmten Zahl haben fofort gemäß $. 9: 

a) die Klaffe der adelihen Gutsbejiger mit Gerichtsbarkeit ein Achttheil 
oder 14, 
b) die Klaffe der Geiftliben ein Ahttheil, oder 
jene der Katpolifhen Kirche a . 4 
der Proteftantiihen Kirhe . i 
e) Die Klafie der Städte und Märkte, welche nah $. 6 des — 
an dieſer Wahl Antheil zu nehmen haben und in dem Verzeichniſſe unter 
Ziffer 2 beſonders benannt find, ein Biertheilmit . W. 
d) Die Klaſſe der übrigen Landeigenthümer, welche Peine gutsherrliche Ge— 
richtsbarkeit ausuben, zwei Viertheile mit 56. 
e) Jede der Univerſitäten einen oder zuſammen 3 Abgeordnete u wäblen, 
welches obige Gefammtzahl von 115 Mitgliedern bildet. 

Die Vertheilung auf die einzelnen Kreife, welche nah dem Verhaäͤltniſſe 
ded Standes jeder Klaffe vorgenommen wurde, weifet die angeführte Tabelle. 
Unfere Regierungen haben nunmehr diefe Wahlen nah den Vorſchriften des 
Ediets über die Stände: Berfammlung fogleich einzuleiten und das Wahlge- 
fhäft mit unausgefegter Thätigfeit in der Art zu vollführen, daß Uns felbes 
bis zum 25. Pünftigen Monats vollendet vorgelegt werden könne. Wir ermwars 
ten von Unſern Unterthanen, daß fie durchdrungen von dem Gefühle der Wich—⸗ 
tigfeit diefer Wahlhandlungen, hiebei nur nad ihrer reinen und beiten Ueber; 
jeugung fürichreiten, und die Vertretung ihrer allgemeinen Angelegenheiten in 
die Hande jolher Mitbürger legen werden, deren erprobte Rechtſchaffenheit 
und Theilnahme an dem allgemeinen Wohle des Vaterlandes, fo wie deren 
Einichten und Kenntaiffe das unbegranzte Vertrauen verdienen, und die rüd: 
ſichtsloſe Erfüllung ihres wichtigen Berufes erwarten laffen. 
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Verordnung vom 27. November 1824. (Amtsbl. ©. 99). 

Sn Erwägung, daß die Diacone an den proteftantifchen Kirchen ſelbſtſtaͤn⸗ 
dige, den Pfarrern Poordinirte Geiftlihe, und mit diefen gleihen Ranges auch 
gleich denfelben zur Verrichtung aller pfarrlihen Funktionen befugt find, ba» 
ben Wir Uns bewogen gefunden, zu verordnen, wie folgt: | 

1) Die Benennung Diaconus hört von nun an in der proteftantifchen Kirche 
auf, und ift dafür der Titel: zweiter, dritter ıc. ꝛc. Pfarrer 
zu gebrauchen. 

2) Dadurdy ift zugleih die aktive und paſſive Wahlfaͤhigkeit der bisberi— 
gen Diacone zu der Staͤnde-Verſammlung und den General-Synoden 
ausgeſprochen. 

3) Alle übrigen Dienſt- und Geſchaͤfts⸗Verhaͤltniſſe derfelben bleiben unver: 

" ändert die bisherigen. 

Mir eröffnen euch diefes in Entſchließung auf euern Bericht vom 10. d. 
M. und ihr habt hiernach das Geeignete zu verfügen. 





Verordnung vom 6. November 1824. (Amtsbl. S. 100). 

1) Sämmtlihe Fatholifhen Pfarreien im Rheintreife ftehen nanmehr in 
demfelden Verbältniß, wie die Pfarreien anderer Kreife, und die bisher 
fogenannten Succurjalen fi ſi nd den übrigen Pfarreien als felpftftändig 
beizuzähfen. 

Hienach find alfo auch die ehemaligen Succurfalpfarrer , welche zur Wahl 
der Stände » Berfammlung. im Jahr 1818 nicht zugelaffen waren, nunmehr in 
die active und paſſive Wahlfähigkeit eingetreten.” 

2) Da die Dompfarrei zu Speier zugleih Stadtpfarrei, der Dom» und 
Stadtpfarrer ald felher von Seiner Majeftät drm Könige förmlich er: 
nannt, und fo wenig als ein anderer felbftftändiger Pfarrer amovibel 
it, beide Pfarreien übrigens in einer Perfon den Umijtänden nad) ver- 
einiget find, ohne daß bier eine Unvereinbarkeit im Sinne des Art. X 
des Konkordats einträte,, fo ift der Dom » und Stadtpfarrer ald activ 
und paſſiv wahlfäbig zu betrachten. 





Perordnung vom 22. Mai 1824. (Intbl. ©. 778). 

Wir befchließen auf euern Bericht vom 5. dieſes Monats, die Benölferung 
einiger Städte im Rheinfreife betreffend, daß, nachdem fih in diefen Städten 
eine Veränderung in der Bevölkerung ergeben hat, welche nad) der Verfaſſung 
und den beftebenden gefeglihen Ginrihtungen mit Staatsrechtlichen Folgen 
verbunden ift, ed allenthalben den Beftimmungen der Berfaflung und den Ge: 
feßen gemäß gehalten werden foll: 

Hienach treten insbefondere die Städte Bergzabern, Homburg und Waihen: 
beim in die Reihe derjenigen ein, welhe zur Wahl der Abgeordneten der 
Städte zur Ständeverfammlung mitwirken, und die Mitgiieder des Gemeinde: 
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raths in jeder diefer Städte müffen jene Eigenfchaften befißen, modurd fie ſich 
zu Wahlmännern qualifisiren; dagegen tritt die Stadt Deidesheim aus der 
ebenbefagten Klaſſe von Städten aus. 
Eben fo find die wegen der Geſchwornen bei den Affiien, und wegen der 
Zufammenjegung der Gemeinderäthe beftebenden Vorſchriften zu beobadten. 
J 





Gemäß der Ueberſicht im Amtsbl. von 1830, S. 381 — 399, 
ſind die zu ſtellenden Deputirten auf die 8 Kreiſe alſo vertheilt: 


eng: Städte und | 
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Mar: Kreis Kur 
Unterdonau:Rreis . 
Regen-Kreis . . . 
Dberdonau: Kreis 
Rezat- Kreis 
Dbermain:Kreis . 
Untermain:Kreis. 
Mein: Kreis 


"Zu den Wahlen im Rheinkreife wurden von Seiten der Kreigres 
gierung folgende nähere Vorfchriften ertheilt: 

Da der Zeitpunkt, herannahet, an welchem zur Wahl der Stände » Abgeord- 
neten und der Kandidaten zum Landrath gefchritten wird, fo ſieht man fid 
veranlaßt, die deßfalls nöthigen Borarbeiten jest ſchon anzuordnen. 

Zufolge des. allerhoͤchſten Edikts vom 26. Mai 1318, Beilage X zu Tit. 
VI der Berfafjungs:Urfunde und Praft des Gefeges vom 15. Auguft 1828 über 
die Einführung der, Landräthe ift die Wahlfähigfeit und Waͤhlbarkeit außer 
andern Eigenſchaften auch dur die Befteuerung, fowohl der Wähler als 
der Wählbaren bedingt... J— 

Gegenwaͤrtige Verfügung bat blos den Vollzug der in letzter Beziehung 
vorgefhriebenen geſetzlichen Beſtimmungen zum Zwecke und zwar: 


A. Hinſichtlich der Abgeordneten zur Ständeverfammlung. 

Im Rheinkreife gibt ed nur drei Klaffen von Abgeordneten, nämlich die 

1: der Geiftlihen, 2; der Städte und Märkte und 3. der Randeigenthümer. 

Bei der erften Klaſſe ift die Befteuerung eigenthuͤmlicher Grundgüter nicht 
als ein Erfordernig zur Wahlfaͤhigkeit vorgefchrieben. 

Hinfichtlich der zweiten Klafje, namlich jener der Städte und Märkte, ift 
geſetzlich beftimmt, daß die Wahlmänner fo wie die von ihnen gewählten Ab: 
geordneten in der Stadt oder dem Märkte felbft anfäßig in dem Gemarkungs- 
banne ein frei eigenes oder erblich natzbares Eigentum oder ein bürgerliches 
Gewerbe fhon während der drei legten Jahre befigen müfen, woran fie an 


Häufer:, Grund», Fenſter⸗ Gewerb⸗ und Bergwerk -» Steuer wenigſtens 53 fl. 
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entrichten. Die Steuern in den Rural » Gemeinden Pönnen ihnen dabei nicht 
in Anrehnung kommen. 

Die Städte und Märkte von diefer Kategorie find folgende 16, nämlich: 

1. Annweiler 2. Bergjabern 3. Dürkpeim A. Edenkoben 5. Frankenthal 
6. Grünftadt 7. Homburg 8. Kaiferslautern 9. Kirhheimbolanden 10. Lan» 
dau 11. Neuftadt 12. Pirmafens 13. Speyer 14. St. Ingbert 15. Wachen⸗ 
beim 16. Zweibrüden. 

Die Wahlmänner und Abgeordneten der dritten Klaffe, nämlich der Land: 
eigentyümer, müffen binfichtlic des Befistbums und der Befteuerungsraten die 
nämlihen Eigenfchaften wie jene der Städte und Wärfte vereinigen, nur mit 
dem Unterſchiede, daß ihnen bloß die Steuern , die fie in den verichiedenen 
Rural:Gemeinden des Rheinkreiſes zahlen, angerechnet werden; folgleich mit 
Ausflug der in den genannten 16 Städten angefesten Steuerquoten. Wenn 
alfo N. z. B. in der Gemeinde Haßloch 20 fl., in der Gemeinde Moorlautern 
23 fl. und in jener von Neuborndah 20 fl. Steuern bezahlt, fo wird er in je 
der der drei genannten Gemeinden wahlfähig. Sollte er jedoch auch noch ineiner 
der obigen 16 Städte mit 53 fl. fteuerbar feyn, fo könnte ihm die Wahlfähig- 
keit ebenfalls in diefer Stadt nicht beanftandet werden. Eben fo fann ein In—⸗ 
dividuum in mehreren Kreifen zugleich und im nämlidhen Kreife in mehreren 
Klaffen gewählt werden. Wenn z. B. ein Bürger von Münden in Speyer 
ein Haus u. f. w. befäße, von dem er 53 fl. Steuern bezahlte, fo Bönnte er, 
abgefeben von feiner Wahlfähigfeit in Münden, auch im Rbeinkreiſe, und 
zwar in der NKlafie der Städte, gewählt werden. Befäße er auch nod ein 
Landgut mit 53 fl. Steuern, fo wäre er in der Klaffe der Städte und Lands 
eigenthümer wählbar. Ein Pfarrer Pönnte im Rheinkreiſe in allen 3 Klaſſen 
und jenfeitd, wenn er ein adeliches Gut mit Gerichtsbarkeit befäße, fogar in 
allen 4 Klaſſen zugleich wählbar feyn; woraus fi ergibt, daß der Wohnort 
in diefer Beziehung nicht entfcheidet. 


D. Hinfihtlih der Kandidaten zum Randrathe. 

Nah den Beflimmungen des Geſetzes vom 15. Auguft 1828 follen die 
Wablmänner , fo wie die Kandidaten des Landraths, diefeiben Eigenſchaften 
befigen, wie die Abgeordneten zur Ständeverfammlung, mit der Abweichung 
jedod, daß die von den Landeigentbümern zu mwählenden Kandidaten 
nur eine Befteuerung von 26 fl. 30 Er. und wi wie jene der Städte von 
53 fl. nachzuweiſen haben. 

Diefe allgemeinen Befimmungen müffen bei den demnädhft amjufertigen- 
den Liften fammtliber Wahlmänner genau berüdfihtiget werden. Das Pönigl. 
Steuerkontrolamt bat daber die Pönigl. Steuereinnehmer feines Amtsbezirks anzu- 
weifen: 1. fogleih für jede Gemeinde, die nicht zu den obengenannten 16 
Städten geböret, ein Berzeihniß nad beigefhloffenem Modelle aufzuftellen. In 
diefen Verzeichniſſen find die den betreffenden Landeigenthümern in den Heb: 
rollen pro 18°/, 18%, und 18?%, angejegten Grund:, Häufer:, Fenſter⸗, Ge» 
werb: und Bergwerffteuern von jährlich 26 fl. 30 Pr. und darüber ausjumwerfen. 
Da fedoh in diefem Steuerquantum nicht allein die - Quoten, welche fie an 
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ihrem Wohnfige, fondern auch jene, die fie für ihre Grundbefigungen in an: 
dern Ruralgemeinden entridten, mit eingerechnet werden; fo müſſen Letztere 
in der 14. Eolonne des befragten Verjzeichniſſes angegeben werden. Zu die: 
fem Ende find, die betreffenden Individuen bereits durch eine Befanntmadhung 
im Sntelligenzblatte aufgefordert worden, den Steuereinnehmern ihres Wohn: 
orts die deßfalls nöthigen Materialien dur die Borlage der Hebrollen-Auss 
züge (Steuerzettel) aus den auswärtigen Nuralgemeinden zu liefern. 

2. Ein Verzeihniß für die Wahlmänner einer jeden der oben bezeichneten 
16 Städte nach demfelben Wodelle, jedody mit Hinmweglaffung der für die aus: 
mwärtigen Beſteuerungen beftimmten Kolonnen. In diefe Verzeichniffe werden 
alle Individuen befagter Städte gebraht, welche in der Stadt oder in dem 
Gemarfungsbanne 53 fl. und darüber an Grund:, Häufer:, Fenfter:, Gewerb: 
und Bergwerf-Steuer für die erwähnten 3 Etats⸗Jahre entrichten, 


Da jedoch nicht die dreijährige Beſteuerung, fondern vielmehr der drei: 
jährige Befig die Wahlfähigkeit im Sinne der Berfafjungsurtunde und des 
Sandratpsgefeges begründet; fo dürfen diejenigen Individuen, welche zwar 
nod in. den Hebrollen der 3 legten Jahre. mit dem vorgefähriebenen Steuer: 
quantum erfcheinen, aber die befteuerten Grundgüter notorifch nicht mehr bes 
figen, auch nicht in den Berzeichniffen der Einnehmer aufgenommen werden. 
Even fo wenig Pönnen Pfarrer in der Lifte der mwahlfähigen Landeigenthümer 
oder Städtebewohner erſcheinen, wenn die von ihnen entrichteten Steuern nur 
unter Zurehnung der auf dem Pfarrgut haftenden Quoten das gefegliche 
Steuerquantum erreihen. Es ift daher nothwendig, daß die Steuereinnehmer 
bei Anfertigung ihrer Liften ſich in die refpectiven Gemeinden begeben, um 
bei vorfommenden Anftänden die geeigneten Erkundigungen fogleich einziehen 
zu können. 

Aus den Elementarverzeichniffen der Einnehmer, welche von diefen Beam» 
ten fo wie von dem Qrts vorſtande als richtig befcheinigt feyn müffen, bat fo: 
dann das Bönigl. Steuerfontrolamt nad gemachter Prüfung und nöthigenfalls 
Berihtigung 3 Hauptverzeihniffe aufzuftellen, nämlich eins für die Wahlmaͤn— 
ner der Städte und Märkte mit der Auffchrift: „Berzeihnig ro. I der in 
fämmtlihen ‚Städten und Märkten mit einer Bevoͤlkerung von 500 Familien 
und darüber des Landcommiſſariats N. vorfindligen Gteuerbaren, welde in 
der Stadt oder dem Markte felbft anfäßig und indem Gemarkungsbanne des: 
felben die zur Waͤhlbarkeit in die Ständeverfammlung oder in den Landrath 
erforderlichen Steuerquoten von 53 fl. und darüber entrichten.“ ." 


‚Ein :anderes für die Wahlmänner der Landeigenthümer unter der Auf: 
fhrift: „Berzeihnig Nro. II der in faämmtlihen Landgemeinden des Randcom- 
miſſariats N. vorfindlihen fteuerbaren Landeigentyümer, welhe die zur Waͤhl— 
barkeit in die Ständeverfammlung-oder in den Landrath erforderliche Steuer: 
quote von 53 fl. und darüber entrichten“, und endlich ein drittes ebenfalls für 
die Wahlmänner der Landgemeinden unter der Auffchrift: „Berzeihnig Nro, 
IM der in fämmtlihen Landgemeinden des Landcommiſſariats N. vorfind- 
lien fteuerbaren Landeigenthümer, welche Die zur Wäblbarfeit in den Land: 
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rath nad dem $. 10 des Gefeges vom 15. Auguft 1838 erforderliche Steuer. 
quote von 26 fl. 30 Pr. und darüber bis 53 fl. enrichten. 
Zur Bermeidung unnöthiger Schreiberei find in diefem letztern Etat’ die 


jenigen Individuen ausgelaffen, welche 53 fl. und darüber verfteuern und alſo 
fhon in dem Etat Nro. IL vorkommen. 


Sämmtlihe 3 Berzeichniffe müſſen Kantonsweiſe und zwar in alphabetis 
fher Ordnung der fih in einer jeden derfelben befindlihen Gemeinden abge» 
faßt feyn und die nämlihen Kolonnen enthalten, wie die Elementarliften felbft ; 
jedoch ift es nicht wefentlich, daß in den Hauptverzeichniffen der Landeigenthüs 
mer die auswärtigen Befteuerungsgemeinden namentlich angegeben werden; 
fondern ed genügt, daß der Gefammtbetrag der in fammtlicy auswärtigen Ge: 
meinden angefegten Steuern en bloe für jeden Wahlmann eingefchrieben werde. 

MWahlmänner, welche in mehreren Landgemeinden ded Landcommiffariats bes 
ſteuert find, müflen fo vielmal in den mehrerwähnten Hauptverzeichniffen aufge» 
führt werden, ald fie in verfchiedenen Gemeinden Grundbefisungen oder Ges. 
werbsetablifjements haben. Entricten fie in mehreren ‚Städten das geſetzliche 
Steuergquantum, nämlid in jeder wenigſtens 53 an fo find fie bei einer jeden 
diejer Städte vorzutragen. 


Dehnen ſich aber ihre Grundbefigungen oder Gemwerbsanlagen auch auf 
auswärtige Tandcommijjariate aus, fo iſt das koͤnigl. Steuerkontrolamt des 
Mohnorts der Wahlmänner verbunden, feine Kollegen bievon in Kenntnig zu 


fegen und ihnen einen vollftändigen Auszug aus den Elementarliften ſogleich 
mitzutheilen. 

Man verſieht ſich von den betreffenden ernten; daß fie diefer wichtigen 
Dperation die gehörige Aufmerkfamkeit und Thätigfeit widmen, und ihre Maß: 
regeln dergeftalt nehmen werden, daß fämmtlihe Hauptverzeichniffe mit den 
Elementarliften und den von den auswärtigen Kontrelämtern eingegangenen 
Auszügen belegt, bis laͤngſtens Ende des Monats November anber einbefördert 
feyn werden. x 

Auch theile ich hier die Abſchiede auf die bisher Statt ges 
fundenen vier Ständeverfammlungen mit. Die befondern Bei- 
lagen derfelben fommen an den Orten vor, wo von er ER 
ftänden gehandelt wird, 


Abſchied vom 22. Juli 1819 (Amtsbl. S. 103: — 130). 


I. Befdlüffe der Kammern über die Beiepese, 
Entwürfe IE Bu a Be In 
A. Verbefferungen der Geriht3 - Ordnung. 


Den von den Ständen in ihrer Zuftimmung zu dem über diefen Gegen- 
ftand ‚an fie gebraten Gefeg» Entwurfe beigefügten Modififationen , haben 
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Wir Unfere Genehmigung” ertbeilt ‚ und darnach das unter Ziffer I anliegende 
Geſetz in verfaffungsmäßiger Form erlaffen. 


B. Gemeinde » Umlagen. 

Den von den beiden Kammern der Stände» Berfammlung einftimmig ges 
machten Borfchlägen zu Abänderung in dem ihnen vorgelegten Gefeg-Entwurfe 
über die ‚UImlagen für Gemeinde» Bedürfniffe, haben Wir Unfre Genehmigung 
ertheilt, und darnach das unter Ziffer I1 anliegende Gefeg gleihmäßig erlaſ⸗ 
fen, wobei Wir bemerken: 

1) bei denjenigen befondern Punkten des Artikels II (Nro. 4.) dann der 
Art. IV, VI und IX, welche die Konkurrenz: Pflichtigkeit der Miethbe⸗ 
wohner und Snleute in den Gemeinden, fo wie der Dominikfal-Renten: 
Befiger, und die Kompetenz der ftandesherrlihen Regierungs Kanzleien 
betreffen, worüber eine Bereinigung der Anfihten nicht hat erzielt wer: 
den Fönnen, haben Wir den Grundfag angenommen, daß, folange dieß- 
falld eine neue gefeglihe Norm auf verfaſſungsmaͤßigem Wege nicht eiu: 
tritt, ſich nady den bisherigen Beftimmungen zu richten fey; 

2) aud haben Wir nothwendig gefunden, die Faſſung des Art. IX, fo weit 
darin von dem vorfchriftsmäßigen Benehmen der Gemeinde-Berwaltun: 
gen‘ bei neuen Umlagen, und bei Umlagen für Neubauten die Rede ift, 
zu den gefeglihen Grundeinridtungen der Gemeinden felbft, und den 
bier einfchlagenden $$. 82 und 104 ded Gemeinde-Edifts, zu Beſeiti⸗ 
gung eines jeden Mißverftändniffes, im nähere Beziehung zu bringen. 


C. Finanzs Oegenftände. 


L. Staats -Einnabme. 

1) Wir genehmigen die von den Ständen des Reichs votirte Bewilligung 
der direkten Steuern für die fehsjährige Finanz-Periode vom 1. Dftober 
1819 bis: legten September 1825 in dem jährlihen Betrage von 

5,940,230 fl. Grund» 

454,000 fl.” Häufer: 

451,000 fl. Dominikal⸗ 

794,000 fl. Gewerböfteuern , nady der beantragten Vermin⸗ 
derung im Rheinkreife von 75,000 fl. 
. 760,000 fl. $amilien ⸗ 

434,000 fl. Zugvieh: Steuern. : 

2) Die indireften Steuern werden nach den bisherigen Sagen erhoben, mi 
Ausnahme | 

a) der Mauth, worüber das von Uns heute erlaffene Zollgefeg, unter Ziffer III, 
mit Aufnahme der, von den Ständen begutachteten Modififationen verfügt, 
welches vom Anfange des Pünftigen Etats-Fahres an, in volle Wirkung tritt; 

b) an die Stelle der in einigen Theilen des Ober⸗Main- und NRezat-Kreifes 
in ftreitigen Rechtsgegenftänden noch gebräuchlichen preußifhen Sportel- 
Taxe, wollen Wir nah dem Antrage Unfrer Stände die Alt-Bayerıfche 
som Anfange des fünftigen Etats-Jahres an, eingeführt wiffen. 
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3) Der Erhebungs-Bewilligung einer außerordentlichen Familienſteuer zur 
Unterftügung der Haupt-Schuldentilgungs⸗Kaſſe, während der naͤchſten 
drei Finanz: Fahre, ertheilen Wir Unjere Sanftion. 


I. Staatd-Außdgabe, 


1) Die Ausgaben, nachdem fie von den beiden Kammern verfaffungsmäßig 
geprüft worden, find in das beiliegende Finanzgeſetz Ziffer IV auf: 
genommen, 

2) Wir haben in der volliten Ueberzeugung, daß Unfre eingegangenen Pflidy- 
ten, als Glied des deutſchen Bundes, und die Selbftftändigkeit Unfrer 
Monardie, die für die Armee angefegte Summe von 8 Millionen uns 
abmweislich erfordern, diefelbe in bas Finanz: Budget aufnehmen laffen; 
— da aber die zweite Kammer für dad Bedürfniß der Armee die Sum: 
me von 7,674,000 fl. in der Art ald zureichend angenommen hat, daß 
bievon 6,700,000 fl. für die aftive Armee zu beftimmen , und die derma— 
ligen Penfiouen und überzähligen Offiziere mit 974,000 fl. in der Art 
befonders zu übernehmen wären, daß die Heimfälle der Staats » Kaffe 
zu gut geben; fo werden wir noch auf das genauefte unterfuhhen laſſen, 
ob und in wie fern ed möglich fey, die Armee in dem Etande, in wel- 
dem es die Erfüllung Unſrer Bundes-Dflichten erfordert, mit diefer 
Summe zu erhalten; follte jedoch diefes nicht erzielt werden Pönnen , fo 
müßten Wir Uns vorbehalten, das was zu diefem Zmwede an der bis» 
ber feftgefesten Summe von 8 Millionen über die oben bemerfte Sum» 
me noch) erforderlich feyn follte, aus den eigenen Militär:Fonds verwen» 
den zu laffen, indem Unſre getreuen Stände nicht gemeint feyn können, 
Uns an der Erfüllung Unfrer bundesmäßigen Verpflichtungen zu hindern. 

3) Wir genehmigen den Antrag in fo fern ſich ein Ueberſchuß der Staats: 
Einnahmen wirklich ergibt : 

a) 15,000 fl. jährlich zur Unterflügung der Wittwen und Waifen proteftantis 
fher Seiftlihen; hiernaͤchſt 

b) 32,000 fl. als Vermehrung der Schul:Dotation; dann 

c) 24.000 fl. für die drei Randes:Univerfitäten zu gleichen Theilen, und 

d) 16,000 fl. zur :Berbefierung des Landgeſtuͤtes, anweifen zu laffen. 


IT. Staattfhuld. 

1) Wegen Behandlung des Staats:-Schuldenmwefend, nad den von Unfern 
getreuen Ständen vorgefchlagenen Modifitationen, enthält das allgemeine Schul⸗ 
dentilgungd:Gefeß Ziffer V die von Uns fanktionirten Beftimmungen. 

2) Wir genehmigen, daß nad dem Antrage Unſrer Stände der Haupt= 
fhulden-Tilgungs:Kaffe, die disponiblen Kontributionsgelder und die vorhan—⸗ 
denen Staats⸗Effekten zur geeigneten möglihft nußbaren Verwendung über 
wiefen werden ; 

3) eben fo genehmigen Wir, daß die bdisponiblen Gelder der Militär- 
Hauptkaſſe an die Schulden-Tilgungs-Kommiffion gegen Berzinfung übergeben 
werden. — Diefe Zinfen follen zur Equipirung und Remontirung verwendet, 
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in fo fern fie aber dazu nicht nothwendig find, zu dem, aufjer dem Falle einer 
Kriegsnoth , -unangreiflihen Kapital gefhlagen werden. 

4) Die Verhältniffe der Nürnberger Staatsfhuld und ihrer Berzinfung, 
baben Wir nach dem Antrage Unfers Finanzminifteriums und erfolgter Beiftim- 
mung Unfrer Stände, durch das heute erlaffene befondere Geſetz, Ziffer VI 
feſtgeſtellt. 

IV. Peraͤquation der Kriegslaſten. 

Wir genehmigen die Modifikationen, welche die Stände des Reichs über 
das vorgelegte Peräquations:Gefeg der Kriegslaften für die Dergangenheit und 
Zukunft in Antrag gebracht, und haben daffelbe hiernach, wie die Beilage VII 
zeigt, erlaffen. 

V. Ereditmittel. 

1) Unferm Finanz Minifterium wird nad der von Unfern Ständen erfolg: 
ten Bewilligung zur Dedung des Deficit# von 1818 auf 1819 und der, bei 
der Gentral-Staatd:Rafe angewiefenen Zahlungen, ein Eredit auf drei Millio: 
nen Gulden in der Art eröffnet, daß folcher nach Bedürfniß bei der Staats» 
fhulden-Tilgungs:Kommiflion, unter Mitwirkung der Kommiffärd der Stände» 
Verſammlung realifirt, und über deffen Verwendung den Ständen des Reichs 
bei der naͤchſten Berfammlung genaue rehnungsftändige Nachweiſung vorgelegt 
werden müßte. 

2) Ferner wird demfelben nad gleihmäßiger Bewilligung Unfrer Stände, 
und unter den nämlichen Bedingungen für den Fall, wenn die Getreidepreife 
im Laufe der Finanzperiede unter die in dem vorgelegten Budget angenom- 
menen, berabiinten follten, ein eventueller Gredit auf die Summe des Minder: 
Erlöſes aus den aͤrariariſchen Getreide⸗Früchten eröffnet, dagegen foll der 
Mebr:Erlös in andern Jahren zur Dedung der aufgenommenen Summen 
verwendet werden. 


VI Steuer:Perteption durch die Gemeinden. 


Da der Zweck des Geſetzvorſchlages über die Steuer-Perception durch die 
Gemeinden unter den von den Ständen beantragten Mopdififationen nicht er: 
reiht werden Pönnte; fo wollen wir es zur Zeit bei der bisherigen Percep- 
tionsweiſe delaſſen. 


Wir haben nicht ohne Befremden bemerkt, daß die Beſtimmung der Ber, 
fafungs-Urkunde Tit. VIL, $. 22, vermöge welcher die Stände in ihren Gis 
sungen die von der Regierung an fie gebrachten Gegenftände vor allen übri” . 
gen in Berathung ziehen follen, befonders bei den fhon am 10. Februar bie: 
ſes Jahres am fie gebrachten, und bald darauf mit den Motiven unterftügten 
Entwurfe einer Hypothefen-Drdnung unbeachtet geblieben it, und Wir fehen 
Uns mit Bedauern auffer Stand, dermalen ſchon der Nation ein Geſetz zu ge- 
ben, welches als eine wefentlihe Bedingung. des dem Wolke jo wichtigen 
Real:Eredits in lauten Anſpruch genommen, und daher längerhin nur mit 
Nachtheil entbehrt wird, er; 
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I. Wünſche und Anträge der Kammern. 


A. Geſetz gegen die Duelle, 
Wir werden die von den Ständen gewünfchte Revifion der gegen die Duelle 
beftehenden Gefege anordnen, um den Entwurf eines entfprechenden Gefe> 
Bes der naͤchſten Stände: Berfammlung vorlegen zu koͤnnen. 


B. Verbefferung des Adonfatenwefens. 

Wir werden ferner, wie bisher, auf eine veryältnigmäßige Anzahl der Ad» 
voPaten, und bei Befegung der Advofatenftellen darauf Rüdiiht nehmen, daß 
nur genugfam befähigte und würdige Subjefte ald Advofaten ernannt werden, 
auch die beftehbenden Disciplinar-Drdnungen in Revifion nehmen laſſen. 


C, Deffentlihfeit und Mündlichfeit des gerichtlihen Verfahrens. 

Auf die Deffentlichkeit und Mündlichkeit des Verfahrens in der Civil» und 
Strafrechtöpflege werden Wir bei der unverzüglich zu bearbeitenden Revifion 
der Eivil-Gerihts: Ordnung und des StrafsGefegbuchs, in der Art den Bedacht 
nehmen laffen, daß durch diejelbe fowohl die den Standeöherrn, ald dem Ge 
fammt:Adel aus dem Tit. V der Berfaffungs:Uirfunde $5. 2 und A und aus 
den darauf bezüglihen Beilagen zuftehenden Rechte, und daraus fließenden 
Formation .und Wirkungskreis ihrer Gerichte aufrecht erhalten, und ferner den 
fanmtlihen Bayerifhen Staatö-Angehörigen die Wohlthat — ihre Eivil » Rechts: 
ftreite in den gefeglich beftehenden Inftanzen nicht nur der Foͤrmlichkeit, fon« 
dern auch der Weſenheit nad, enticheiden zu laſſen — unbenommen bleibe, 


D. Den Anträgen über 
1) die Mittheilung der Akten an die Confiskale; 
2) die Bedingung der Rechtsverfolgung gegen den Bönigl. Fiskus in Bezie- 
bung auf die Verordnung vom 4. Februar 1819, und 
3) die Snrotulation der Alten, haben Wir Unfre Genehmigung ertheilt, und 
die geeigneten Beftimmungen fogleih in das Gefeg über die Verbeſſe— 
rung der Gerichtsordnung (oden Beil. 1.) aufgenommen. 

E. Auf die Und geäußerten weitern Wünfhe und Anträge für die fünfs 
tige Revifion der Gerichtsordnung, werden Wir feiner Zeit die geeignete Rück— 
fiht nehmen laffen, 

F. Auf den Antrag, Unferm Staats» Minifterium der Zuft eine folche 
. Stellung gegen Unfern Staatsrath zu geben, daß dadurch die verfaſſungsmä⸗— 
ßige Unabhängigkeit und Unaufhaltbarkeit der Rechtspflege aufrecht erhalten 
werde, werden Wir den ernftlihen Bedaht nehmen, und die geeignete Bera> 
tbung hierüber unverzüglich anordnen. 


G. Schulweſen. 
Mir werden die in dem Antrage Unferer Stände vom 17. Zuni gewünſch⸗ 
ten Nachweiſungen über den Zuftand der Volksſchulen erheben, und die Res 


jultate zu feiner Zeit mit den geeigneten Borfhlägen zur Einfiht und Bera: 
thung vorlegen laſſen. 
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Auch werden Wir die Anordnung treffen, daß der beftehende Schulplan, 
deſſen Zwedmäßigfeit im Ganzen von Unfern Ständen ſelbſt anerkannt ift, 
in forgfältige Erwägung gezogen, biebei auf die in dem Antrage bezeichneten 
einzelnen Punkte vorzüglicher Bedaht genommen, und aud in diefer Beziehung, 
io fern Rückſichten der Gefeggebung eintreten, oder das Intereſſe des allgemei» 
. nen Staatshaushalts, wegen etwa noch erforderliker Aufmands- Mittel berührt 
wird, die verfaſſungsmaͤßige Mittheilung dereinft bewirkt werde. 


H. Hauſir- und unberedhtigter Handel der Juden. 

Unſer Staatsminifterium des Innern wird fih zur Erfüllung des Wuns 
fhes und Antrags Unfrer Stände vom 10. Zuli, mit der ohnedieß fhon früher 
beabſichtigten Revifion der über die Berhältniffe der jüdifhen Glaubensgenoſſen 
beftebenden Berordnungen unverzüglich befchäftigen , und Wir werden einen 
umfaflenden Gefeges- Entwurf hierüber an die naͤchſte Stände, Berfammlung 
gelangen laffen. 

Zugleih haben Wir genehmiget und befoblen, daß Unfre Kreis-Regierun⸗ 
gen und andere einfchlägige Bebörden in Anfehung des Haufir » und unberedy> 
tigten Handels überhaupt , nad den vorgefchlagenen „ Unfern Gefegen und 
Berordnungen vollfommen entiprehenden Beſtimmungen, zur firengen Aufficht 
und Vollziehung angemwiefen werden. 

Mas die dießfallfige Beichwerde der Städte Friedberg, Aichach und Schros 
benhaufen betrifft, fo ift die nähere Unterfuhung derfelben verfügt worden. 


I. Afademie der Wiffenfhaften. 
Da Wir bereits eine Kevifion der Statuten und Einrihtung der Akade— 
mie der Wifjenfhaften angeordnet haben, jo wird dabei zugleih auf den un— 


term 16. Zuli 1. 3. von unfern Ständen geäufferten Wunfd die geeignete 
Küdfiht genommen werden. 


K. Verkauf des Getreides ind Ausland, 

Den hierüber von den Ständen an Uns geftellten Antrag: daß jedem Ins 
länder geftattet werden folle, das erfaufte, fo wie das felbit erzeugte Getreide, 
ohne an die Schrannen gebunden zu feyn, in das Ausland zu verkaufen, wer: 
den Wir unverzüglih in Berathung nehmen laffen, und biernah das Geeig— 
nete verfügen. - 


L. Mopdififationen des GewerbfteuersÖejeged im Rheinfreife. 

Dem Antrage, dag mit Bernehmung des Landraths im Rheinkreiſe die zur 
Befeitigung der obmwaltenden Prägravirungen erforderliben Modifikationen 
des Gewerb⸗Steuer⸗Geſetzes vom 26. Februar 1818 möchten verfügt werden, 
find Wir bereits dur die deßfalls ſchon unterm 1. Februar I. J. an Unfere 
Regierung in Speier erlafiene Weifung entgegengefommten. 


M. Allgemeine Tar» Ordnung. 
Megen Einführung einer allgemeinen gleiben Tar-Qrdnung für die altern 
7 Kreiſe, mit Ausnahme des Rheinkreiſes, werden wir geeigneten Bedacht neh» 
men, daß die dermalen beſtehenden Tar- Ordnungen einer allgemeinen Revi— 
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fion unterworfen, und eine gleihförmige feiner Zeit im verfaffungsmäßigen 
Wege erlaffen werden. 


N, Mufte swisihfäntten 
Wegen Benüsung Unfrer Mufterwirthfchaften zur Bildung eigentlicher 
Landwirthe, Dienfiboten und Schäfer, haben Wir Unferm Finanz : Minifterium 
die geeigneten Befehle ertheilt. 


0. Forftvermeffung und Taration. 
Der in der Natur und dem Zwecke der Verwaltung ohnehin gegründeten 
Forftvermeffung und Taration, bleibt die erforderliche Fürforge nach Kräften 
der Staats⸗Fonds gewidmet. 


P. Forſtpolizei-Ordnung. 
Wegen einer, mit dem geſammten Kulturgeſetze im Zuſammenhange; ſte— 
henden Forſtpolizei-Ordnung, find die Vorarbeiten ſchon eingeleitet. 


Q. Aufſpeicherung eines Theils der Getreide-Vorräthe. 


Wir haben die Aufſpeicherung eines Theils der Getreidevorräthe in frucht- 
reihen Jahren bereit ım verwichenen Jahre verfügt, und werden — fo wie 
ed die Bedürfniffe des Staats und die Dedungsmittel erlauben, — mit der 
allmäpligen Verſtaͤrkung diefer für die — der Theuerung beſtimmten Ma— 
gazine fortfahren. 


R. Berg⸗ und Hütten-Weſen. 

Wir werden die im Vortrage des zweiten Ausſchuſſes der Kammer der 
Abgeordneten anerkannten Verbeſſerungen des Bayeriſchen Berg: und Hütten» 
Weſens nicht nur fortſetzen, ſondern auch nach dem gemeinſamen Wunſche 
Unſrer Stände-Berfammlung vorzüglich dem Bergbau Pünftig — fo viel als 
möglih — noch größere Aufmunterung und Unterflügung angedeihen laſſen. 


5 Lottoſpiel. 

Wir werden bedacht feyn, Unſere längft ausgefprochene Abſicht, das Lotto 
aufzuheben, zu realifiren, fobald es die finanziellen Verhaͤltniſſe ohne anderfeis 
tige drückendere Belaftung Unſrer getreuen Untertbanen geftatten. 

Die wegen Berleitung zum Lottofpiel beftehenden Gefege, werden durchaus 
ftreng gehandhabt werden. 


T. Steuer-Reflamationen. 

Wir haben Unfer Finanzminifterium beauftragt, zur förderlihen Berichti— 
gung der Steuer-Reflamationen, Erleichterung der Ueberbürdeten und Gleich 
ftellung der fehlerhaft befteuerten Befigungen, die Inſtruktionen nad den be> 
ftehenden Steuerverfaflungen zu bearbeiten. 


U. Sportel- TZantiemen. 


Mir werden auf den Wunſch, den Beamten, anftatt der Sportel:Tantie- 
men einen feftftehenden Funftiens:Gehalt anzumweifen, geeigneten Bedacht neh: 
men, und insbefondere gegen alle Sportelerzeffe auf das ftrengfte machen laffen. 
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V. Taxſätze für die Duplifate und Zriplifate von Urkunden. 

In Beziehung auf den Antrag, daß für ‚die Duplifate und Triplifate von 
allen Urkunden nicht ferner der ganze Betrag der in der proviforifhen Taxord⸗ 
nung enthaltenen Tarfäge von Unfern Steßen* und Nemtern erhoben, fondern 
diefelben blos als Nbfchriften bezablt werten follen, erwiedern Wir, daß, — 
nahdem mehrfahe Brieftaren nur in jenen Zällen gefeglich ftatt finden, wenn 
ein doppelfeitige® Geſchaͤft mit bleibendem Intereſſe für zwei oder mehrere 
Theile verbrieft wird; eigentliche Duplifate und Triplitate von Urkunden hin: 
gegen nur der gefeglihen Tare der Abſchriften unterliegen, — Unfre Miniſte⸗ 
rien gegen jede Tarüberfchreitung ftrenge wachen werden. 

W Finanz» Budget. 

Das Finanz Budget für die nächte Periode 'wird auch die dem zweiten 
Ausihuffe einer jeden Kammer befonderd vorgelegten Regiekoſten, fo wie die 
fälligen Brutto:Erträgniffe enthalten. 

X. Raffen-Abrehnungen und Bilancen. 

Die jährlihen Kafen-Ahrehnungen und Bilancen des Aktiv, und PVaffivs 
Standes, fo wie die Aufnahme der Material:Borräthe beftehen ale wefents 
lie Theile der Verwaltung bereits bei allen Unfern Bermaltungsftellen. 

Y. Berpflegungd: und Borfpannsfoften. 

Die von den Ständen des Reihe in Antrag gebrahte Ausdehnung der 
Normen des Peräquationd:Gefeged auf die Verpflegungs- und Borfpanndfos 
ften der inländifhen Truppen bei allenfallfigen Durchmaͤrſchen, worüber die 
befondern Berordnungen v. 3. 1808 beftehen, werden Wir in Ueberlegung ziehen. 

2. GSefhäft8- Organismus. 

Wir werden auf die möglichfte Vereinfahung des Gefhäfts:Drganismus 
befondern Bedacht nehmen und Unfre fämmtlihen Minſterien hienach anweifen. 
A. a. Reviſion der Biertare, 

Zur Reviſion der Tarife für die Beſtimmung der Biertaxe haben Wir die 
Einleitung getroffen. 

B, b, Bedarf der Staatöminifterien. 

Wir genehmigen den Wunſch, einem jeden Unfrer Staats: Minifterien die 
zur Beftreitung feines Amtes erforderlihe Summe, unabhängig von Unferm 
Finanz: Minifterium anweifen, und zur Difpofition ftellen zu laffen, und wer: 
den zur Vollziehung deffelben das Geeignete anordnen, jedoch follen alle ſich 
ergebenden Ueberfhüffe genau der Staats⸗Kaſſe berechnet werden. 


C. c. Ausſcheidung der Penfionärs. 
Da die Ausfcheidung der Penftonärs nad den verfhiedenen Minifterien 
bereits beftebt, fo ift vem deßfalls geäußerten Wunfche fhon entſprochen. 
D. d. Liquidirung der Staatd-Dominifal-:Renten, 
Die Liquidirung der Staats:Dominikal:Renten ift bereit6 angeordnet, und 


- 
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feit mehreren Jahren im Gange; dabei werden die einzelnen Ueberbuͤrdungs⸗ 
Beſchwerden genau geprüft, und fo weit fie fich beftätigen, werden Wir dieje- 
nigen Minderungen bemwilligen, mweldye, neben der pflihtmäßigen Erhaltung des 


Gtaatövermögens, die billige —— auf die obwaltenden Verhaͤltniſſe der Bes 
tbeiligten erbeifcht. 


E. e. Befhäftigung der Inquiſiten; Herftellung der Gefängniffe. 
Wir werden die Ausführbarkeit des Wunſches, die Inquiſiten zu beſchaͤf— 
tigen, in Berathung ziehen, dann aufjidie zweckmaͤßigſte Befchäftigung der Sträf- 
linge und Herftellung der nad den Beltimmungen des Straf-⸗Geſetzbuchs ers 
forderlihen Gefängniffe geeigneten Bedacht nehmen laffen. 


F.f. Generals Fisfalat. 


Den wegen einer Einleitung zur Erfparung in Anfehung des General-Fis- 
Palats geäußerten Wunfch werden Wir in nähere Berathung nehmen lafjen. 


G. g. Dberfter Rechnungshof. 

Da der oberfte Rechnungshof über die Richtigkeit der Rechnungen ohnehin 
ganz unabhängig handelt, fo ift der deßfalls geäufferte Wunſch zwar ſchon er- 
‚erfüllt, Wir werden aber die Inſtruktion jener Stelle in diefer Beziehung einer 
nochmaligen Revifion unterftellen laffen. 


H. h. Allgemeines Steuerfyftem. 

Wir haben Unfern getreuen Ständen die Bearbeitung eines, für Unſer gan: 
zes Königreich allgemeinen Steuer: Syftems bereits zufihern laflen, werden aber 
unterdefien die geeignete Anordnung treffen, daß die allgemeine Landesver⸗ 
meflung nach Maaßgabe der bemilligten Fonds auf das thatigite betrieben werde. 


I. i. Ausfheidung der Staatsgebäude ıc. 
Die rein adminiftrative Maßregel’ der Ausfheidung fämmtliher Staats: 


gebäude, und des Verkaufs der gänzlich Entbehrlichen wird ferner, wie biöher, 
in Bolljug gefegt werben. 


K. k Quiefcirungem 
Wir haben Unfere fämtlihen Minifterien angewiefen, die Quiefcirungen 
nur in dringenden Fallen zu begutachten, und die Wiederantellung der faug: 
lihen Quiefcenten denfelden zur befondern Pflicht gemacht. 


L. J. BefoldungssStatus der Staats-Beamten. 
Den Wunfh wegen einer neuen Regulirung des Befoldungs-Status Unfrer 
Staatsbeamten werten Wir in Ueberlegung nehmen. 


M. m. PBfarrei- Befoldungen. 

Mas die Verbefferung der Pfarrei: Befoldungen betrifft, fo find die Pfar- 
reien in den dltern Kreifen ohnehin zum Theil reichlich und wenigſtens binrei- 
hend dotirt; zur Verbefferung der Suftentation der Pfarrer im RheinPreife, 
baben wir vollfommen beruhigende Ginleitung getroffen. 
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N. n. Entfhädigung für Demolitionen. 

Bei Verwendung der für das laufende Etatsjahr noch zu erhebenden Pera- 
quations- Gefälle werden Wir nach dem Antrage Unfrer getreuen Stände auf 
die Befriedigung der durch die Demolition in St. Nikola und Pafjau Beſchaͤ⸗ 
digten den vorzüglihen Bedacht nehmen. 


III. 


Nachdem Wir nunmehr auf die an Uns gebrachten gemeinſamen Beſchlüſſe, 
Anträge und Wünſche der Stände-Verſammlung Unſre Allerhöchſten Entſchlie— 
ſungen gegeben haben, koͤnnen Wir Uns bei dem Rüͤckblick auf den Gang und 
die Art der in der Kammer der Abgeordneten gepflogenen Verhandlungen, 
welche Wir mit einer eben fo erniten als beharrlihen Aufmerkſamkeit verfolgt 
baben , nicht berubigen, ohne einiger in derfelben gefaßten — den Beftimmun: 
gen der Berfafiungs:Urfunde und des Edicts, Beilage X., zumider laufenden 
— Beſchlüſſe zu erwähnen, welchen eine nicht zu mißfennende, auf die Erwei— 
terung des durch die Berfafiungs:Urfunde bezeichneten ftändifchen Wirkungs— 
kreiſes gerichtete Abficht zum Grunde liegt. 


Wir rechnen hierher : 


1) Den Beſchluß vom 19. Mai, daß der Stände Berfammlung die Befugniß 
zuftehe, eine Bitte um DBeranlaffung einer Initiative auf einen Zufaß 
zu der Berfaffung an Uns zu ſtellen. Derfelbe it der klaren Betimmung 
im Ti. X g. 7 der Berfaffungs:Urkunde zuwider, und mußte um ſo 
mehr Unfre Aufmerkfamteit erregen, ald er. einen für immer geltenden 
Grundſatz feſtſetzen follte, gegen den nie ein Zweifel, Wider ſpruch oder 
Einrede ſtatt faͤnde; 

2) den Befhlug vom 16. März über, den Entwurf einer Inſtruktion der 
zur Genfur der politifhen Zeitungen und Zeitfchriften., ſtatiſtiſchen und 
politifhen Inhalts, angeftellten Behörden, wodurd -die Kammer (id 
gegen die Beftimmungen der Berfafungs:Urkunde Tit. X 6. 7, unter 
einer nichtigen Wendung , den Antrag auf Abänderung der Berfafiung, 
und gegen Tit. VIE: 65. 2, und 19, das Recht zur Snitiative in der 
Geſetzgebung beigulegen verfuchte ; 

3) den Beihluß vom 10. Mai wegen damals nur als Annahme geftatteter 
Zulaffung Unfrer Staats:Minifter zu den geheimen;Sigungen der Kam: 
mer, ungeachtet fie nah Tir, VIR 6: 24. der Berfafiumgsslirkunde da» 
von auf Beine Weile ausgefchloffen werden  Tönneny außer, wenn bie 
Kammer zur. Abftimmung «über. einen ... Gegenftand ſchreitet, 
wie ed im Tit. II 6. 43 des Edies Beil. X, un Berfaffungs- 
Urkunde vorgefihrieben ift; hm 

4) die Befhlüffe vom 30. Mai und 21. Juni auf die von Rbiflerifihe Be: 
fhwerde, wodurch die Kammer der. Abgeordneten vom Unſerm Staats⸗ 
Minitterium der Juſtiz nicht. blos Auffchlüfe und Erlaͤuterungen, fon: 
dern Abftellung dernad ihrem einjeitigen Lirtheile befundenen -Rechtöver:- 
legung verlangte, und dafielbe um: die baldigft zu treffende Verfügung 
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anging, welches den Difpofitionen der Verfaſſungs⸗Urkunde Tit. X 6. 5 
und des Edikts X Tit. II 66. 29 und 35 zuwider laͤuft. 

Das am 15. d. M. an Unfer Staats: Minifterium der Zuftig geftellte An» 
ſuchen: von der auf eine zugleich mitgetheilte Befchmerde des quiefcirten Fand: 
richterd Schulz erfolgenden Verfügung durd dad Intelligenzblatt Nachricht zu 
geben, finden Wir ungeeignet, und daffelbe mußte Und um fo mehr auffallen, 
ald der fünfte Ausfhuß einen ganz verfaffungsmäßigen Beihluß gefaßt hatte. 

Wir fühlen Und dur die für die unverlegte Erhaltung und Vollziehung 
der Berfaffung Unfers Reichs Uns obliegende Pfliht aufgefordert und verbuns 
den, zu erflären, daß diefen und dbnlichen mit den Beftimmungen der Ber: 
faffungs-Urfunde unzuvereinbarenden Beihlüffenzu feiner Zeit eine verbindliche 
Kraft beigelegt werden kann. — 


Diefelde Pfliht veranlagt Uns, die verfaffungswidrigen — zu⸗ 
rückzuweiſen, welche ſich einzelne Mitglieder der zweiten Kammer gegen verfaſ—⸗ 
fungsmäßig zu Stande gefommene oder noch erft zu faffende Beſchlüſſe im Na— 
men einzelner Kreife ‚ und felbt der Nation, einzulegen erlaubt, und weldye 
fih auf eine ungeeignete aber auch zugleich auf dine an fi unkräftige Weife 
in die Sigungs:Protofolle eingedrungen haben. Wir Pönnen endlich nicht un« 
terdrüden, wie ungern Wir mehrfältige Abweichungen von den Borfchriften des 
Edikts X zur Verfaffungs:Urfunde Tit. IE SS. 20, 21, 23, 24 und 56 in der 
zweiten Kammer wahrgenommen haben, und wie unerwartet ed und gemefen 
üt, daß einzelne Mitglieder ed ihren Pflichten angemeffen, oder doch nicht un 
ter ihrer Würde finden mochten, gegen: ganze Klaffen von Gtaatödienern allge, 
meine ſchwere Beihuldigungen vorzubringen, ohne fih zum Beweiſe oder auch 
nur zur Anzeige der Pflicht verlegenden Handlungen bei den vorgefeßen Behör: 
den, ſelbſt nicht nach erfolgter Aufforderung, verbunden zu halten. 


Uebrigens if jener unbemeffene Tadel der Regierung, worin Abgeordnete 
ſich zu gefallen fhienen, in jener dankbaren Anerfennung des vielen in den 
ſchweren Zeiten vollbrachten Guten, deren Wir von Unfrer Stände-Berfammlung 
im Algemeinen, und von Unferm treuen Wolke verfihert find, laͤngſt berichtiget. 


IV. 

Bir verweilen nicht länger bei den einzelnen Abweichungen von der in der 
Berfaffung feft vorgezeichneten Bahn der ftändifhen Wirffamkeit, in dem Ber: 
trauen, daß in den kuͤnftigen Sitzungen Feine Einwirfungen zur Theilnahme 
an Beſchlüſſen, welche die Integrität der Berfaflung und mit derfelben die 
MWoblfahrt des Staats felbft bedrohen Pönnten, ferner mehr vorfommen werden, 

Wir wenden Uns lieber zu jenen beruhigendern Erfbeinungen, durch welche 
die beiden Kammern der erften Stände » Berfammlung Unfern Erwartungen 
entiprohen haben y 

Wenn fi‘ die Kammer der Reichöräthe durch Anhaͤnglichteit an Unfre 
Perfon und Unfer Königlihes Haus, — durd eine vorzüglihe Aufmerffamkeit 
auf Feſthaltung der verfaffungsmäßigen — das Glück der Nation allein fibern: 
den Beſtimmungen; — dur die mohlgefällige Vorlage einer von ihr verfaß: 
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ten Geſchaͤfts Ordnung, und durd eine mit dem Andrange der Geſchaͤfte in 
der legten Zeit metteifernde Thätigkeit ausgezeichnet hat, — fo bat fi die 
Kammer der Abgeordneten durch gleiche Anbänglichkeit, durch gleiche Anſtren⸗ 
gung in gründlicher Erörterung der Berathungs:Gegenftände,, im fteten Hin⸗ 
wirten auf ded Volkes Wohlfahrt und Begehren, und in’ der Entwidlung 
mander Wünfhe und Gebrehen, weldhe Uns fonft vielleicht unbekannt geblies 
ben wären, nicht minder verdient gemadt. — 

Wir finden eine vorzügliche Befriedigung in jenen Bemühungen, welde 
von Seiten der beiden Kammern zum Theile gemeinfam mit Unfern Staats: 
Minifterien dahin gerichtet gewefen, das Gleichgewicht zwifhen dem Staats: 
Einfommen und dem Staats-Aufwande berzuftellen; — durch einen mwohlberech, 
neten Schulden Tilgungs = Plan das Öffentlihe Vertrauen auf den Willen und 
das Bermögen, die Berbindlichkeiten des Staats heilig zu erfüllen, immer 
mehr zu befeftigen; — dur wefentlihe Verbeſſerungen der Geridhtsordnung 
die Rechtsverwaltung zum Wohl aller rechtfuchenden Staatsbürger zu fihern 
und zu befördern; — durch eine zweckmaͤßige Zolleinrihtung die billigen Anz 
fprüde ded Handels = und Gemwerbftandes, fo wie der Producenten zu befrie- 
digen und überhaupt Unſrer Aufmerkſamkeit Gegenftände und Einrichtungen 
zu empfehlen, welche Wir nunmehr einer um fo forgfältigern Prüfung übers 
geben, und welche die nach dem fich ergebenden Refultaten möglide und räth> 
liche Berüdfihtigung und Anwendung finden werden. 

Wir find forthin der unerfchütterlihen Weberzeugung, daß nur durd ver 
faffungömäßiges, gemeinſchaftliches Zufammenwirkten der Stände Unires Reichs 
mit den oberften Regierungs » Organen das Vertrauen Unfrer getreuen Unter: 
thanen zu Uns und Unfren Stellen gewinnen , ihre zuverfichtlihe Hoffnung auf 
allmäblige möglich größte Erleichterung aller Laſten fi erhöhen, und die oft 
bewährte Liebe und aufrichtige Anbanglichfeit Unſres treuen und biedern Volks 
gegen Uns und Unfer Königliche Haus fit dauerhaft befeftigen Pönne. 

Nur alddann, wenn diefelbe Ueberzeugung die beiden Kammern Unſerer 
Staͤnde-Verſammlung gleich durchdringt, und fih im Werke, mie in Worten, 
ausfpricht, Finnen Wir dem Bertrauen in die wiederholten feierlichen Betheu: 
erungen — die Berfaffung unverlegt und in allen Beftimmungen zu befolgen 
— in Unferm Koͤnigl. Gemüthe Raum geben, und Und der lebendigen Erſchei⸗ 
nung des reinen Bildes erfreuen, unter welhem Wir Uns in der Berfamms 
Iung der Stände eine Stüge des Thrond und eine Wohlthat der Nation ger 
dacht haben. 

Indem Wir nun die erfte lange und mühevolle Sigung der Lieben und 
Getreuen Stände des Reichs biemit fchließen, gedenfen Wir noch mit Ruͤh— 
rung des lauten Einflangs von inniger Liebe und treuer Ergebenheit gegen Uns, 
in welcher beide Kammern ſich bei mehrfacher Beranlaflung ausgefprocdhen haben. — 

Diefe Bolksftimme ift Unferm Herzen theuer, und Wir ermwiedern fie mit 
der Berfiherung Unfrer befondern Königlihen Huld und Gnade, womit Wir 
Unfren Lieben und Getreuen Ständen ftetd gewogen bleiben. 


994 Erſtes Buch. — Staatsrecht. 


Abſchied vom 1. Juni 1822 (Amtsbl. S. 93 — 106). 


I. Beſchlüſſe der Kammern über die Geſetz— 
Entwürfe 
A. Hypothelen⸗ Geſetz mit der Prioritäts-Ordnung und dem Einfuͤh— 
rungs⸗Geſetze. 

Wir haben mit Woblgefallen erſehen, daß die beiden Kammern den an ſie 
gebrachten revidirten Entwurf eines Hypotheken⸗Geſetzes in Verbindung mit 
einer Prioritäts: Ordnung und einem Einführungs-Geſetze, welches auf den 
Kealfredit Unferer Staats «Angehörigen einen fo wichtigen Einfluß hat, mit 
angeftrengtem Eifer. in eine vieljeitige und gründliche Berathung genommen 
baben, und ertheilen den von den Ständen in ihrer Zuftimmung zu den oben 
bemerkten Gefeg: Entwürfen beigefügten Mopvififationen Unfere Genehmigung. 


Wir haben darnach das unter Ziffer J anliegende Gefes in verfafungs 
mäßiger Form andfertigen laffen. 


B. Staatsſchuld. 
Ueber die verfchiedenen Berhältniffe der Staatsſchuld, welche einer geie- 


lihen „Erklärung oder befonderer gefeglihen Beftimmung bedürfen, verfügt 
das über Ziffer II beigefügte Geſetz. 


©. Forftftrafen und Vollziehung der Forſtſtraf-Urtheile im 
Rheinkreis. 

Den von den Ständen in ihrer Zuſtimmung zu dem über dieſen Gegen— 
ftand an fie gebrachten Gefeg-Entwurfe beigefügten Wünfchen und Modifika— 
tionen haben Wir Unfere gleichmäßige Genehmigung ertheilt, wonach das unter 
Ziffer III anliegende Gefeß erlaffen worden. 


D. Zwangs-Veräußerungen von Immobilien im Rheinkreiſe. 

Wir haben die von den Standen gemachten Borfchläge zur Abänderung 
in dem ihnen vorgelegten Gefeges-Entwurfe über Vereinfachung des Verfab— 
rend Bei Zwangs:-Beräußerungen von: Immobilien im Rheinkreiſe genehmigel 
und darnach das unter Ziffer IV anliegende Geſetz erlaffen. 

E. Einführung der Bayerifhen Geſetze im Amte Steinfeld. 

Wir genehmigen die Modifitation, welche die Stände in dem Gefeged-Ent- 
wurfe über die Einführung der Bayerifhen Gerichtsordnung und des Gtrafge 
feßbuches im Amte Steinfeld vorgefchlagen haben, fo wie den Antrag beider 

Kammern ftatt des daſelbſt beftehenden Badenſchen Landrechts das Würzburgi: 

fhe Landrecht und hülfsweife das gemeine Recht allda einzuführen, und ba: 

ben das hiernach abgefaßte Gefeß unter Ziffer V erlafien. 

F. Verkündigungs sArt der Einkindſchafts⸗Verträge im Untermain— 
Kreife und Großjährigfeits-Termin in den ehemals Fuldaifgen 
Aemtern und dem Markte Redwitz. 

Die Gefek-Entwürfe über die Verkuͤndigungs⸗Art der Einfindfjaftd: Verträge 
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im Unter: DWainfreife, fo wie über den Eintritt des Großjährigfeits : Termins 
in’ den ehemals Fuldaifhen Aemtern und im Marfte Redwitz, welchen die 
Stände ihre Zuftimmung gegeben haben, haben Wir unter Ziffer VI und 
VII fanttionirt, 


IL: Rahweifung und Gefeggebung. 


Die Rechnungen über ſaͤmmtliche Schuld:Gatfungen für 1874, find nad 
den Beftimmungen des Schulden-Tilgungs-Gefeged vom 22. Juli 1819 den 
Ständen vorgelegt und von denfelben mit dem ohnehin beftehenden Vorbehalte 
der von dem oberften Rechnungshofe gemadten Refervate genehmigt, und der 
bieraus heroorgehende Schuldenftand anerkannt worden. 


Eben fo ift den Ständen die genaue Nachweifung, fowohl über die Ver— 
wendung der Staats-Einnahmen, ald der Staats-Schulden⸗Tilgungs⸗Kaſſe vor» 
gelegt, und dadurch find die Beftimmungen der Berfaffungssirkunde Tit. VII 
$. 10 und 16 erfüllt worden. 


Der Entwurf eines neuen Straf-Geſetzbuches ift in Folge der von Uns 
ertheilten Berfiherung den Ständen im Drucke mitgetheilt, und Wir haben 
Unferen betreffenden Staats:Minifterien bereits den Befehl ertheilt, daß nebit 
jenem- materiellen Theile des Straf-Gefegbuches ſich diefelden auch mit dem 
Entwurfe eines Gefeges über das Verfahren in Gtrafrechtöfachen und einer 
Civilgerichts · Ordnung, fo wie eines allgemeinen Eivil-Gefeßbuches unausgefegt 
befhäftigen follen, wo Wir fodann, fobald die dazu erforderlihen wichtigen 
Borarbeiten vollendet find, die Einberufung unferer Stände zur Berathung ders 
felben in einer außerordentlihen Verſammlung verfügen werden. 


II. Anträge und Wünſche der Kammern. 


Bei dem Hypotheken-Geſetz. 
1) Auf den Antrag, dag auch für die Zukunft die Hypothefenbriefe dem 
Gradations:Stempel nicht unterworfen werden follen, erwiedern Wir, 
daß die Stempelgefälle dur das Gefe vom 22. Juli 1819 der Staats» 


Schulden-Tilgungs:Kaffe zugewiefen find, und derſelben dermalen nicht 
entzogen werden Pönnen. 


2) Den Antrag, daß bei Butsfhägungen zum Behufe des Hypothefenbuches 
immer nur die mäßigfte Tare in Anwendung kommen fol, genehmigen 
Wir, und werden darüber eine entiprechende Verordnung befannt mas 
chen, und durd Unſere Staats = N der Juſtiz und der Finan— 
zen vollziehen laſſen. 


3 In Beziehung auf den Antrag zur ——— der Lehns⸗Conſenſe und 
der Lehns⸗Allodifikationen werden Wir bei den Bewilligungen dei, Lehens— 
Verpfaͤndungen und in Anfehung der Lehens:Allodifitationen alle Erleich- 
terungen eintreten laffen, welhe nad den Gefeßen und der nothwen- 


digen Erhaltung der Lehen⸗Güter nie find. 
Dr. Siebenpfeiffers 15 
Handbuch der Berfaſſung ac 
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Auf den Wunſch, die Betreibung älterer Rückſtaͤnde betreffend, erklären 
Wir, daß ältere Ausftände, weldhe bei Anlegung der Hypothekenbücher 
entdeckt werden, nach denielben milden Grundfägen feftgeftellt und ein- 
gehoben werden follen, welhe Wir für die Behandlung .der Altern Aus⸗ 
ftände überhaupt vorgefchrieben haben. j 
Den Anträgen, dag Formularien für die Protokolle, die Recognitiond- 

Scheine und Hypotheten:Briefe zur Bezwedung einer allgemeinen Gleich» 
förmigkeit gegeben, und daß zur Aufredhthaltung des Perfonal:Kredits 
diejenigen Hypotbefen:Beamten, welhe die Hypothefenbüher vor Indie 
viduen, die Pein Intereffe haben, dieſelben einzufehen, nicht forgfältig 


verwahren, oder fonft den Inhalt diefer Bücher unbefugt fundbar ma- 


chen, von dem Hypothekenamt entfernt werden moͤchten, werden in der 
über den Bollzug des Hypotheken⸗Geſetzes zu erlaflenden Inſtruktion be= 
rüdfichtiget werden. 

Den mweitern Antrag der Stände, daß an diefelben baldmoͤglichſt ein 

Geſetzes-Vorſchlag zur Befeitigung der im Hypotheken-Geſetze ded Rhein» 
Preifes beftebenden Gebrechen und Unvolltommenbeiten gebraht, und 
dabei der Bedaht genommen werde, daß die Hypotheken-Bewahrer für 
die Gleihförmigkeit der Schuld: Berzeihniffe (Borderaus) mit den Hy— 
pothefen-Titeln verantwortlich erflärt werden, wie aud, baß bei dem Ent- 
wurfe der gewünfchte Geſetzesvorſchlag auf die Einführung des dermal für das 
Koͤnigreich erlafienen allgemeinen Hypotheken⸗Geſetzes auch im Rhein- 
Preife Küdfiht genommen werden möchte, werden Wir in lleberlegung 
nehmen laffen. 
Auf den Antrag, daß von den bei der Schulden:Tilgungs:Anftalt anlies 
genden SKapitalien. der Gtiftungen, dieſen allmählig und jahrlid eine 
beitimmie Summe beimbezahlt, und diefe heimbezablte Summe zum 
Ausleihen an Güterbefiger gegen zureihende Sicherheit beftimmt werden 
möge, werden Wir Rüdfiht nebmen, in fo weit ed die Vollziehung 
des Schulden⸗-Tilgungs⸗Geſetzes zuläßt. 

Uebrigens Pönnen Wir die Stiftungen in der Pünftigen Anlegung 
ihrer Kapitalien nicht beſchraͤnken. 

Auf den Antrag, wegen Reduktion des Nennwertbes der Kapitalien 
werden Wir Unfere Staats-Schulden⸗Tilgungs-Commiſſion anweifen, daß 
in Zukunft bei Stiftungen, Communen und Privaten niemald mehr 
eine Reduktion des Nominalwerthed der Kapitalien, wegen des geringen 
Zinsfußes vorgenommen werde. 

Den Uns ausgedrüdten Wunfc der Stände, denſelben einen Gefeßes Ent» 
wurf zur Bereinfahung des Verfahrens bei Zwangd: Beräußerungen von 
Mobilien, und bei Bertbeilung und Merfteigerung der Güter von Mins 
derjährigen im Rheinkreiſe, dann einen Geſetzes-Entwurf zur Regulirung 
der Taren der gerichtlihen Beamten in eben diefem Kreife vorlegen zu 
lafien, werden Wir in Ueberlegung nehmen. 

Was übrigens den weitern Wunſch betrifft, Die geeigneten Anord- 


’ 
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nungen treffen zu laſſen, um die Bewohner des Rheinfreifed gegen die Hab- 
ſucht fo mancher Gerichtsboten und gegen willfüprliche Ueberfchreitungen der 
beftehenden Tarordnung moͤglichſt zu ſichern, fo wird auch ferner, wie bisher, 
gegen ſolche Pflichtverletzungen nach aller geſetzlichen Strenge verfahren werden. 

9) Auf den Antrag, die Ausſcheidung uneinbringlicher Aktiven betreffend, wer» 
den Wir linfere Staats » Schulden : Tilgungs » Commiffion und Unfern 
oberften. Rechnungshof beauftragen , die dermal uneinbringlichen Aktiv: 
Gapitalien und Zinfen in den folgenden Rehnungs-Borträgen von den 
übrigen ausfceiden, und nur innerhalb :der Linie aufnehmen zu laſſen. 

10) Auf den Antrag, die Wirkung der Anmeldung von Forderungen bei den 

Staats : Verwaltungsftelen betreffend, erflären Wir, daß Unſere Abficht 

niemals babe dahin geben fönnen, innerhalb der geſetzlich beftimmten 

Zeit die Betheiligten, melde Unſerm GStaats-Minifterium der Finanzen 

oder Unferer Schulden: Tilgungs:Commiffion ihre Forderungen angemeldet 

baben, im Falle fi ergebender Anftände den ihnen verfafiungsgemäß 
offenftehbenden Rechtsweg zu verfagen. 

Nach dem Antrage wegen Kevifion der Gewerbfteuer werden Wir em 

©emwerbfteuer:Gefeg in nmothwendiger Berbindung mit einer allgemeinen 

©ewerbs - Ordnung und mit befonderer Rückſicht auf Herftellung eines 
richtigen Berbältniffes zwifchen den Gemerbs: und den übrigen Steuern 
bearbeiten, und die Berathbung über ein allgemeines Steuer⸗Syſtem 
fortfegen laffen. 

Die nach Unferm Edifte vom 15. Aprif 1814 periodifh vorzunehmen» 
den Gewerbsſteuer⸗Reviſion ift ‚bereits allenthalben angeordnet. 

12) Antrag über die Zugvieh:Steuer. In Folge der Uns in dem Finanz» 
Geſetze von 1819 vorbehaltenen Entſchließungen bewilligen Wir von 
18%; anfangend die gänzlihe Aufbebung der Zugvieh-Steuer in ben 
ſechs Altern Kreijen, dann dem Untermains und Rheinkreiſe einen vers 
baltnigmäßigen Eteuer-Waclaß, jedem. Kreife von 70.000 fl., in der Art, 
daß derfelbe in dem Rheinkreiſe nady Vernehmung des Landrathes ins- 
befondere, fo weit fie die Landbewohner trifft, Statt finden, in dem ln: 
termainfreife hingegen, die Summe der 70,000 fl. auf die fünf, in je 
nem reife vereinigten Gebietätyeile nach Berhältnig der Gefammtbe: 
fteuerung zur Erleihterung der Grundbeitger vertheilt werden foll. 


Mir behalten Und vor;den auf das vormalige Großherzogthum Würzburg 
treffenden Antheil an der iallgemeinen Schägung, die Antheile der übrigen 
Landestheile nah Berfchiedenpeit der Steuer: Verfafjung insbefondere am. geeig> 
neten Grund-Steuern abfchreiben zu laffen. 

Wir werden traten, den durch diefen Steuernachlaß fih ergebenden Aus- 
fall vorzüglih durch Erfparniffe in den Verwaltungsfoften decken zu laffen, und 
haben dazu Unfern Staats:Minifterien_die beftimmtefte Weifung ertheilt; da 
übrigens diefe Erfparniffe den Ausfall nicht fogleich und nicht gänzlich decken 
Bönnen, fo werden Wir von * beantragten Deckungsmittel geeigneten Ge⸗ 
brauch machen. 
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Indem Wir nun die zweite Sitzung der Lieben und Getreuen Stände des 
Reichs hiemit ſchließen, erkennen Wir. den patriotiſchen Eifer und den aushar⸗ 
renden Fleiß, womit beide Kammern ſich der Berathung der von Uns an ſie 
gebrachten Gegenſtaͤnde gewidmet haben. Die wiederholten lauten Aeußerungen 
von Liebe und treuer Ergebenheit gegen Unſere Perſon geben Uns das Vertrauen, 
daß Unſere Stände in. allen ihren Pünftigen Verhandlungen ein ruhiges und be— 
fonnenes Fortſchreiten auf der verfafungsmäßigen "Bahn einhalten werden. 

Was das wahre Wohl Unferer Unterthanen betreffen kann, war, und 
wird ftetd der einzige Gegenftand Unſerer Regierungs-Fürforge feyn. 

Sn diefen Landesoäterlihen Gefinnungen wiederholen Wir die Verfiherung 
Unferer befondern Königlihen Huld und Gnade, womit Wir Unfern Inben und 
getreuen Ständen ftetd gewogen verbleiben. 





Abſchied vom 17, September 1825 (Amtsbl. ©. 83: — 100). 


I. Befhlüffe der Kammern über die Gefehe 
Entwürfe. 


A. Verlängerung des Termind zur Einführung des Hypothefen-Ge- 
feßed und der Prioritätd-Drdnung vom 1. Junius 1822. 

Das nad erfolgter Zuftimmung der Stände hierüber am 6. Mai I. 9. 
von Uns in verfaffungsmäßiger Form erlaffene Gefes ift bereits durch das 
Gefegblatt im I. Stüde vom 27. des nämlihen Monats verfündet worden. 
B. Anwendung und Vollziehung einiger Beltimmungen des Edikts 

über die FamiliensFidei:Commiffe vom .26. Mai 1818, Beilage 
VII zur Berfafungs-Urfunde, 
Wir haben zur Befeitigung der. bei Anwendung einiger Beftimmungen des 
Edictes über die Familien-Fidei-Commiſſe fih ergebenen Zweifel und Anftände 
das unter Ziffer 1 anliegende Geſetz, nahdem die Stände dem ihnen vorges 
legten Gefet » Entwurfe ihre Zuftimmung gegeben, in verfafiungsmäßiger 
Form erlaſſen. 
©. Einführung des Wechſelrechts und der Wechſel-Gerichtsbarkeit 
in den damit noch nicht verſehenen Theilen des Königreichs. 

Wir haben die zum Geſetz Entwurfe, die Einführung des Wechſelrechts 
und der Wechſelgerichtsbarkeit in den damit noch nicht verſehenen Theilen des 
Koͤnigreiches betreffend, von den Staͤnden vorgeſchlagenen Modificationen ge— 
nehmiget, wonach das unter Ziffer 2 anliegende Geſetz von Uns erlaſſen worden. 


D. Berufungsfriſt in Wechſelſachen zu Augsburg. 
Wir genehmigen die von den Ständen in ihrer Zuſtimmung zum Gefeß- 
Entwurfe über die Abkürzung der Berufungs-Frift bei Wecfelfahen in. der 
Stadt Augsburg beantragten Mobdificationen und die daraus hervorgehende 
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Faſſung der SS. 2 und 3, und — dem gemäß das Seſetz Ziffer 3 ausfer⸗ 
tigen laſſen. 
E. Artikel 425, Ih. 1 des Straf-Geſetzbuches von 1813. 
Wir haben der von den Ständen zum Gefeg:Entwurfe über den Art. 425. 
Th. 1 des Straf-Befegbuches in Antrag geftellten Modification Unſere Genebs> 
migung ertbeilt, und darnach das unter Ziffer A anliegende Gefeg erlafien. 


Fo Freiwillige gerihtlihe Veräußerungen im Rhein Freife. 

Kir, haben die von den Ständen mit ihrer Zuftimmung zu dem über die 
Förmlichkeiten bei Anlegung und Abnahme der gerichtlichen Siegel, dann bei 
denjenigen Vermögens-Abtheilungen und Beräufferungen , welde unter Mit: 
wirfung des Richteramts gefheben müffen, an fie gebrachten Gefeg:- Entwurf 
geäußerten Wünſche in Erwägung gejogen und nad) Befund in dem von Uns 
erfaffenen‘ Betege Ziffer 5 berüͤckſichtiget. 

G. Credit:Vereine Bayerifcher Guts ⸗Beſitzer. 

Wir haben den von den Ständen bei ihrer Zufimmung zu dem von Ans 
an fie gebraten Gefeg:Entwurfe ‚uber Credit ⸗Vereine Baveriſcher Gutsbefiger 
vorgefhlagenen Modificationen -Unfere Genehmigung ertheilt, und darnach das 
Geſetz Ziffer 6 erlaſſen. 

H. Der in einigen Theilen des Königreichs den Juden geftattete 
Höhere Zinsfuß. 

Den. Gefeg:Entwurf über die Aufhebung des den Juden in einigen Thei— 
len des Königreichs geftatteten höheren Zinsfußes haden Wir anf erfolgte Zu: 
on der Stände unter Ziffer 7 fanetionirt.”: ° 


' Einige Beftimmungen des Reglemente für”den Gefhäftsgang 
der Juſtizämter in vormaligen Fuͤrſtenthume — vom 


31. Auguſt 1805. 

Die Staͤnde haben dem über die Aufhebung einiger Beſtimmungen des 
Reglements für den Geſchäftsgang der Juſtizämter im vormaligen Fürſten⸗ 
thume Leiningen vom 31. Auguft 1805 ihnen vorgelegten Geſetz ⸗ Entwurf ihre 
Zuftimmung gegeben, wonach dab beiliegende Geſetz ar 8 von Uns erlaf 
fen worden. 

K. Behandlung der Diſtrikts⸗Umlagen. 

Die vorgeſchlagenen Modificationen des Entwurfs eines Geſetzes uͤber die 
Behandlung der Diſtrictsumlagen haben Wir genehmiget, und hiernach das 
unter Ziffer 9 beiliegende Geſetz ausfertigen laſſen, wobei Wir bemerken: 

1) In Beziehung auf den zu $. 7 des Geſetzes geäußerten Wunſch behal— 
ten Wir uns die inftructive Borfehrift darüber vor: von wem und auf 
welche Weife der Uinterbeamte bezeichnet werden foll, welder die Leis 
tung des Geſchäfts bei größeren Diftrictöverfammlungen für den Fall zu 
beforgen hat, wenn der Umlagen;Diftrict aus Gemeinden gebildet wird, 
welche in verfchiedenen Regierungs-Bezirken gelegen find. 
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2) Den Antrag, daß fir den Rheinkreis eine geſetzliche, den ehemaligen 
Arrondiffementsrath furrogirende Einrichtung nady Analogie des über 
die Diftrictd-Umlagen in den fieben ältern Kreifen: erlaffenen Geſetzes 


bergeftellt werden möge, werden mir näherer Prüfung unterwerfen und 
bienach das Geeignete anordnen. 


L. RE isn 
Wir haben die beantragten Modificationen in dem Gefeg-Entwurfe über 
die Heimath genehmigt, und in deffen Folge das unter Ziffer 10, angebogene 


Geſetz ſanctionirt, jedoch, ſoviel den Schluß des Nro. 3 in $. 1 eane un⸗ 
beſchadet des Edicts über das Indigenat. 


Hiebei erflären Wir: , ., ie A bsirt: 


1) Den Antrag, zu $.4 Pro. 3 und 4 den Yolei:Behörden IbeRimmitere 
Anweifung darüber zu ertheilen, in welcher Gemeinde ‚eines, Bezirkes 
die in den befagten Geſetzes⸗Stellen bezeichneten Derfonen unterzubritts 
gen feyen, werden Wir berüdfichtigen. 

%) Daß Findelkinder vor Allem in Findelhaͤuſern, wo deren vorhanden find, 

and Baganten, im fo ferne es den beftehenden Verordnungen entfpricht, 
in. ZwangssArbeitshäuferm untergebracht werden follen , ift Unfern Ab: 


fihten gonz angemeffen , und die Behörden werden fich . zu ad: 
ten. wifien. 


f il. 
M. — und ————— 

Das nach den Vorſchlaͤgen der Stände abgefaßte, von Und’ genehmigte 
Geiles über die Anfälligmahung und Verehelichung laffen Wir bier: unter 
Ziffer 11 beifügen, mit der Erklärung: 

1) die zu $. 1 angeregte, Einihaltung in Betreff der MilitärsEonfeription 
Fönnen Wir nicht als Modification des beftimmten Gefeg:-Entwurfes, 
welcher in Unſerem Namen an die Stände gebracht worden ift, fondern 
nur als Antrag auf Abänderung eines andern, ſchon Beftehenden. in 
ſich geſchloſſenen Geſetzes anerkennen ‚. zu deſſen Berathuing im Ganzen 
oder im Einzelnen Wir die Fnitiative nicht gegeben haben. Wir werden 
indeffen darauf Bedacht nebmen, daß in der Volljiehung des Geſetzes 
über die Militär: Pflichtigfeit, deffen Reviſion Wir Uns vorbehalten , die 

Erleihterung der Anfaffigmahung auf jede möglihe Weife berückſich⸗ 

tiget werde. 

Zum Zwede diefer Grleihterung, fo wie iu Beförderung der Arron- 

dirungen werden Wir auch alle andern, der innern Verwaltung jur 

 Berfügung ftebenden Mittel in Anwendung bringen laffen, und insbes 
fondere den Wunfch einer Milderung der Baupolizei-Borjcriften in nä— 
bere Erwägung ziehen. 

3 Es ift weder unfere Abfiht, noch iſt es in dem Geſetze uͤber die Anfäf: 
figmahung ausgeiproden, daß die Beflimmungen der Verordnung liber 
die Gemeinde: Berfafiung, fo weit fie den Antheil an den Nusungen der 
Gemeindegüter betreffen, in Beziehung auf diejenigen, welche ih an- 


2) 


* 
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ſaͤßig machen, außer Kraft gefegt werden follen; welches Wir auf den 
in dieſer Hinficht geftellten Antrag der Stände ermwiedern. 


N Gewerbs⸗Weſen. 

Auch den Entwurf der Grundbellimmungen für das Gewerböwefen, haben 
Wir in einer den Borfhlägen Unſerer Stände-Berfammlung entfprehenden 
Faſſung zum Gefeß erhoben, und daffelbe in der Beilage unter Ziffer 12 erlaffen. 

Uebrigens ift 
D dem zu Artikel ILL des Gefeges geäußerten Wunſch, die Qualıfication 


der Werfführer betreffend, durch Einfhaltung in die geeigneten Stellen 
entiprocen. 


2) Das Berpältniß zwifhen den perſoͤnlichen Eonceffionen und den Real— 
Gewerben läßt fih nur nah den Beſtimmungen des Gefeges bemeſſen 
und wird fi durch Vollziehung deſſelben von felbft berftellen. 

3) Den Antrag auf Erleichterung des Wanderns der Handwerks-⸗Geſellen ins 
Ausland werden Wir auf geeignete Weile berückſichtigen. 


0. Finanz— -Gesenſtände. 


I. Staats:Einnahme 
1) Wir verordnen auf die gegebene Zuftimmung der Stände des Reichs 
die Erbebung der direften Steuern für die Ae Finanz» Periode vom 
1. October 1825 bis legten September 1831 nad den näheren in dem 
unter Ziffer 13 anliegenden FinanzGefeg Tit. II $. 2 enthaltenen 
Beftimmungen. 


2) Die indirefren Steuern werden nach den bisherigen Sägen erhoben, mit 
Ausnahme der Beränderungen bei dem Zoll und Stempel, melde 
Wir mit Zufimmung Unferer Stände nad) den unter Ziffer 14 und 15 
anliegenden Gefegen vom heutigen Tage beſchloſſen haben. 


DO. Staats⸗—Ausgabe. 
1) Die $eftftellung der Ausgaben für die 2re Finanz Periode auf den Grund 
der von beiden Kammern verfaffungsmäßig vorgenommenen Prüfung der 
Staatsbedürfniffe enthält das obenerwähnte Finanz-Geſetz. 


2) In Hinfiht der Dispofition über die für Staats-Anſtalten der innern 
Berwaltung im Allgemeinen vorbehaltene Summe von jährlichen 
100,000 fl. werden Wir nah dem Wunfche Unſerer Stände die polytech- 
nifhen Schulen, das Fand: Gefüt -und die Leinwand-Fabrikation f. a. 
vorzugsweiſe beriikfihtigen laſſen; auch 

5) Unſer Staatsminifterium der Finanzen nach dem weitern Antrage Unſerer 

Staͤnde ermaͤchtigen, 

a) Die Mittel zur ſchleunigen Ausführung der Rectification des Rheines 
vorläufig aufzubringen, und den Betrag aus den für den Straßen: 
und Wafferbau : Etat jährlih gewidmeten Summen im Laufe der II 
und ILL Finanz Periode nad) und nad) wieder zu erſetzen; 
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b) Aus dem Etat: des Landbaues in der naͤchſten Finanz: Periode für den 
Bau. einer proteftantifchen Kirche in Münden eine jährlihe Summe’ 
von 20,000 fl. gegen unentgeldlihe Zuruͤckgabe der St. Salvatorskirche 
Dafelbft zu verwenden, fo wie auch einen angemeffenen Beitrag sur 
Herftellung einer Patholiihen Kirche in Nördlingen zu leiften. _ 

c) Den Ueberfhuß von Wittwen » und Waifenfonds:Beiträgen der Staats» 
diener zu einem Penflonsfonde zu admafliren. 

4) Nachdem die Kammer der Abgeordneten über die von Unſerem Staats» 
Minifterium der Armee verlangte Garantie der Korn » und Habers 
Mreife fih mit der Kammer der Reichsraͤthe micht vereiniget hat; fo 
müflen Wir Uns für den Fall, wenn Unfer Staats:Minifterium der 
Armee bei erhöhten Getreidepreifen im ‘Laufe der naͤchſten Finanz: Periode 
mit der budgetmäßigen Summe auszulangen nicht. im- Stande feyn 
follte, vorbehalten, die desfalls erforderlihen Vorſchüſſe leiften zu laffen. 


II. Staatt:S5huld, 2 
Das unter Ziffer 16 beigefügte Gefeß enthält die von Unferen Ständen 
mit Modificationen angenommenen, und hienach von Uns unter Berüdjich- 


tigung der dabei geaußerten Anträge fanctionirten Beftimmungen über das 
Staats⸗ Schuldenweſen. 


IL Nachweiſungen. 


I. Verwendung ber Staats-Einnahme. 

ueber die Verwendung der Staats-Einnahme in den 3 Jahren 18%, 
18%, und 18%/4; haben Wir den Ständen die genaue Nachweifung vorlegen 
laſſen, wodurd den Beftimmungen der Berfaflungs:Urkfunde Tit. VII S. 10 
Genüge gefhehen ift. — 

I. Rechnungen. der 

Die ſaͤmmtlichen Rechnungen der Hauptſchulden-Tilgungs⸗Anſtalt und der 
Schulden-Tilgungs:Anftalt des Untermainkreifes find mit den bis zum Sabre 
18%, von Unferem Oberſten Rechnungshofe erlaffenen Definitiv- Befhlüffen 
den Ständen vorgelegt, und hierdurch iſt nah der Beltimmung der Berfaf- 
fungs:Urfunde Tit. VII $. 16 Die genaue Nachmeifung des Gtandes der 
GStaatsfhulden-Tilgungs:Kaflen gegeben worden. 


IE Anträge und BWünfhe der Kammern. 
Wir haben die an Uns gebrachten Anträge und Wünfche gewürdiget, und 
ertbeilen ‚hierauf, in fo weit fie nicht fihon bei den Befchlüffen über die Ge: 
feßes:Entwürfe oder bei den Nachweiſungen erlediget find, und in ſo weit füe 
Gegenftände betreffen, melde in den verfafjungsmäßigen Wirkungskreis der 
Kammern gebören,, nachftehende Erklärungen: 
1. Acten-Inrotulation. 
Dem Wunfde der Stände entfprehend, werden die im Gefeke vom 22. 
Juli 1819 enthaltenen, die Acten-Fnretulation betreffenden Difpofitionen bei 
der naͤchſten Prozeß-Geſetzgebung in Revifion genommen werden. 
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Handels; Befegbug mit Wechſelrecht und $ alliten— 
Orduung. 

Bir werden den Wunfd der Stände, wegen Borlage eines Handelt: 

Geſetzbuches mit Wechſelrecht und Falliten-Ordnung in Ueberlegung nehmen. 


A Lieferungs⸗Verträge von Staatspapieren auf Zeit. 

Wir werden den Antrag der Stände, daß aus Lieferungs⸗Vertraͤgen von 
Staat: Papieren auf. Zeit Peine Klage zugelafien, oder mwenigftens die Zulaſ⸗ 
fung der Klage nur von: befonderen befhränfenden Bedingungen abhängig ge⸗ 
macht werden möge, bei der fünftigen Gefrkgebung am geeigneten Orte einer 
reifen Prüfung unterwerfen laffen, und zugleih Bedacht nehmen, daß der 
Wunſch, gegen diejenigen, welche fih über die Kräfte ihres Bermögend in 
folhe Verträge einlaffen, und dadurch Andere befhädigen, Gtrafbeftimmun: 
gen zu treffen, berückſichtiget werde. 


| 4. Dienfiboten-:DODrdnung. 

Den Wunſch und Antrag, eine neue, den Zeitverhältniffen angemeffene 
Dienftboten » Ordnung in verfaſſungsmaͤßigem Wege zu erlaffen, werden wir 
in Meberlegung nehmen , inzwifchen aber wider die Gebrechen des Dienftboten- 
weſens die nahdrüdlichfte Anwendung aller derjenigen Mittel verfügen, welche 
der volljiebenden Staats: Doligei- Gewalt zu Gebote ftehen. 


5. Forft-Polizgei»:Befep. _ 
Nicht minder werden Wir den Wunſch, dag den Ständen bald ein geeig- 
netes Forft-Polizei-Gefeg zu ihrem -Beirathe und zu:ihrer Zuftimmung vorge 
legt werde, in nähere Erwägung sieben, und das Weitere veranlafien. 


6. Peräguation der Kriegslaften. 
Wir genehmigen und erflären nach dem gemeinfamen Antrage der Kam 
mern, daf 

a) von der Nusgleihung der Kriegslaften ‚für das: Vergangene, wie. fie nach 
Anleitung des Peräquations.Gefeges: vom 22. Juli 1819 vorbehalten iſt, 
Umgang genommen, mithin dem Artikel 16 diefer Verordnung. von, jest 
an feine weitere Folge gegeben, jedoch, 

b) die Berathung über die Ausgleihung der noch beftehenden Kriegslaften, 
deren fFiquidität bereitd anerkannt ift, und auffer Zmeifel ſteht, der 
Regierung jedes einzelnen. Kreifes nach Vernehmung ‚der betheiligten 
®emeinden, fo wie der Standesherrn und übrigen Gutsherrn, in fo 
ferne diefe ebenfalls dabei betheiliget feyn follten, in jedem Halle. unter 
dem Vorbehalte Unferer Genehmigung überlafien werde. 


7. Inſtruction ded,oberften Rehnungshofes, Steuers 
Bermeffung, Steuergefep. Ei 


Was,. die: zu dem Fimanzgefebe geäußerten beſonderen Wünfhe und An: 
rage betrifft, fo werden Wir die. Revifion der Inſtruction ded oberften Red: 


234 Erſtes Buch. — Staatsrecht. 


nungshofes ungefäumt vornehmen, — die Steuer-Bermeflung, fo viel es die 
biefür beftimmten Mittel zulaſſen, befchleunigen, — bei dem Entwurfe des 
neuen Steuergeſetzes die Erleichterung des Grundbefiged und die verhält- 
nißmäßige Beiziehung der zu gering belegten Klaffen der erwerbsfähigen Staats: 
bürger zur Tragung der Staatslaften vorzüglich berüdfichtigen, und fhon vor« 
läufig auf eine billige Ausgleihung der etwa beftebenden — einzel⸗ 
ner Gewerbe den Bedacht nehmen laſſen. 


8. Zoll⸗Weſen. 

Den in Beziebung auf das Zollgeſetz an Uns gebrachten Anträgen baben 
Wir zum Theile fhon durd ihre Gewährung in dem erlafienen Gefege Folge 
gegeben; die übrigen Wünfhe, melde 

a) eine höhere Belegung einiger auslandifhen Fabrikate und Manufalte bei 
der Einfuhr, und 

b) eine Herabfegung des Ausfuhrzolles für mehrere Landesfabritate und 
Manufakte zur Erleichterung und Beförderung der andiſaes Fabri⸗ 
kation; dann 

e) eine geringere Belegung einiger Artikel bei der Ausfuhr zur Erleichterung 
des Zwiſchenhandels bezielen , — werden Wir nad vorgängiger genauer 
Snftruirung und Prüfung aller dabei zu beadytenden Umſtaͤnde und 
Verhaͤltniſſe forgfältig berücfihtigen, und denfelben , wo es raͤthlich 
ſeyn wird, der durd das Geſetz $. 2, 3 und 4 gegebenen Ermädtigung 

gemäß, alsbald Folge geben lafen. j 

Ueber eine firengere und fihnellere Behandlung und Beltrafung der Zoll 
defraudationen, werden wir die geeigneten geſetzlichen Beftimmungen der nad: 
ften Stände-Berfammlung zum Beirathe vorlegen; fogleich aber die Gerichts: 
behörden und Gerichtshöfe auf die ftrenge Anwendung der beftebenden Gefege 
über Zolldefraudationen durch Unſer Staats-Miniſterium der Juſtiz anmwei- 
ſen laſſen. 


IX. Verbältniffe der Vaſallen im Königreiche. 

Den Wünfhen und Anträgen Unferer Stände des Reichs in Hinfiht der 
Verhältniffe Unferer Bafallen, werden wir eine wohlwollende Beadtung wid: 
men, und diejenigen Beftimmungen des Lehen-Edicts, worauf fi) die vorges 
legten Wünfche beziehen, einer forgfältigen Revifion unterwerfen, die hiebei 
für billig erachteten Abänderungen des Geſetzes der naͤchſten Stände: Berfamm» 
lung zum Beirath vorlegen laffen, bis dahin aber bei dem Vollzuge jener 
Beftimmungen , befonders bei Renovation der Eonfenfe f. a. Unferen Bafallen 


jede Erleihterung und Schonung gewähren, welche mit dem am nur 
immer vereinbarlid, ift. 


. X. Staat s⸗Schuld. 

a) Zu Beſchleunigung des gaͤnzlichen Rechnungs⸗Abſchluſſes der — ſchen 
Kontributionsgelder, fo wie zur oͤffentlichen Vernichtung der Staats— 
ſchuldvapiere au porteur, welche von der Staatsſchulden⸗-Tilgungsanſtalt 
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gänzlicy heimbezahlt werden, ſohin nicht weiter in Umtlauf gefept werden 
Fönnen, wird nad den Anträgen Unferer "Stände die — An⸗ 
ordnung erlaſſen werden. — a 
b) Den Antrag wegen Wiederau u der reducirten Rapitäläbeträge von 
den: am einige 'primitive Nüni 58 Glaͤubiger nach dem Reductionsfuße 
bezahlten Obligationen, ſo wie deren nachtraͤgliche Verzinſung nach den 
Beſtimmungen des Geſetzes vom W2. Juli 1819 genehmigen Wir, und 
werden hienach die Staats ſchulden ⸗ Tilgung s· Ko mmiſſion anweiſen. 
Indem Wir Unſeren Lieben und Getreuen, den: Ständen des Reichs, 
gegenwärtigen Abſchied ertheilen/ verbinden Wir damit die Erwartung, daß 
Pünftig bei den Berathungen und Abſtimmungen die. verfafiungsmäßigen DBor- 
ſchriften genau werden beobachtet, und dag in Anfehung der an Uns zu brin- 


genden Anträge und Wünfhe die ‚verfafjungsmäßigen Graͤnzen forgfältig wer⸗ 
den eingehalten werden. 


Uebrigens finden Wir am Ende dieſer langen Situng mit Berubigung 
und Zufriedenheit das Gleichgewicht im Staats⸗Haushalte hergeſtellt, den 
Staats-Kredit auch für die Zukunft auf dauerhaften Grundlagen befeſtiget, die 
buͤrgerliche und ſtrafrechtliche Geſetzgebung in mehreren einzelnen Punkten verbeffert, 
und die Autficht auf höhere Belebung der innern Kräfte Unferes Reiches durch 
verfhhiedene, zu diefem Zwecke zujammenftimmende Verordnungen geöffnet. 

Unter Anerkennung der von den Kammern. bewiefenen thätigen Mitwirs 
Pung und mit woblgefälliger Würdigung der gegen. Uns geäußerten Gefinnun: 
gen treuer Anbhänglicheit, wiederholen Wir die Berfiherung Unſerer beföndern 
Königliden Huld und Gnade, wonit Wir. Unferen Lieben und Getreuen, den 
Gtäuden des Reiches , ſtets gewogen bleiben. 


Abſchied vom 15. Auguft 1828 (Amtsbl. ©. 145 — 162). 


J. Beſchlüfſe der Kammern über die Geſetzes— 
Entwürfe. 


A. Das Staatögut betreffend, 
Das nad) erfolgter Zuftimmung der Stände am 9. Mär; des 1. 8. von 
Uns in verfafungsmäßiger Form erlaffene Gefeg über das Staatsgut if ber 


reits durd das Gefegblatt vom 10. des ‚nämlihen Manats im I. Stücke ver» 
Pündet worden. ) 


B. Die Bildung der Kammer der Reichsräthe betreffend. 
Dem von Uns an die Stände gebrachten Gefeged-Eutwurfe über die Bils 
dung der Kammer der Keicheräthe haben Wir auf erfolgte Zuftimmung beis 
der Kammern fhon am 9. März d. 3: Unfere Sanction ertheilt, und das 





) vide Umtẽbl. des Rheinkreiſes ‚von 1828, ©, 93. 
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darnach ausgefertigte Geſetz durch‘ das a vom’ de des namlichen Mo: 
nats im IL. Stücke verkünden laſſen. ) 


C. Die Anwendung der in dem $. 5 des Ediktis über daß. Indige⸗ 


nat Beil, I zur Verfaſſ. ungd-Urtunde enthaltenen Behimmungen 
betreffend. 0 


‚Bir baben zur Befeitigung der Zweifel m Anftände, maa⸗ bei der An⸗ 
wendung der in dem $. 5 der I. Beilage zur Verfaſſungs⸗Urkunde enthältenen 
Beftimmungen fi ergeben hatten, nach Dem won den Ständen Uns vorgeleg- 
ten Gefammt:Befchluffe über den beßfalls an fie Ben I ee 
dad unter Ziffer I anliegende Geſetz exlafien. 


D. Die Competenz⸗Conflicte betreffend. | 

Indem die Stände zu dem Geſetz-Entwurfe über- die Competenj-Gonflicte 
mehrere Modififationen vorgefchlagen haben, durch welche das dem Könige zu: 
ſtehende Recht die Bildung der öffentlihen Stellen und Behörden und der Er- 
nennung zu diefen befchränkt werden fol, find diefelben aus den Grenzen ihres 
verfaflungsmäßigen Wirkungskreiſes herausgetreten. 

Wir fehben Uns daher — in‘der treuen und feften Bemwehrung der Präros 
autor der Krone eine eben fo heifige Pflicht, als in der gewiſſenhaften Aufr 
rechthaltung und Beſchirmung der Rechte der Stände, und der einzelnen Staats» 
genofien erfennend, — mit Bedauern in die Nothwendigkeit gelegt," diefem Ge: 
feß-Entwurfe Unſere Genehmigung zu verfagen, in welchem Wir den Ständen 
und Unferem Volke eine neue. Gewähr für die- Handhabung der Geſetze und 
für, die Befeftigung des Rechtes zu verleihen beabfüchtiget hatten. 

Die Erfüllung Unferer wohlmeinenden Abſichten und gerechten Erwartungen 
wird einem Fünftigen Landtage vorbehalten bleiben. 


: E. Die Militärgerihtöbarfeit in bürgerlihen Rechtsſachen betr. 

Den Mopdififationen, welche von den Ständen bei ihrer Zuftimmuhg zu 
dem Gefeg-Entwurfe über die Militärgerichtsbarßeit in bürgerlihen Rechtsſachen 
beantragt worden find, haben Wir Unfere Genehmigung ertheilt , und demzu— 
folge das Gefeß Ziffer II ausfertigen, und in demielben.den an Uns gebrady 
ten RR zu $. 3 diefes Gefeges in den $$. 3 und 9 aufnehmen laſſen. 


F. Die Ehrengerichte betreffend. 

Se lebhafter. Wir bedauern, daß eine Vereinigung der Stände über die 
gemeinfchaftlibe Zuftimmung zu dem an fie gebrachten Geſetz » Entwurfe, Die 
Ehrengerichte betreffend, nicht ftatt gefunden haben, um fo mehr werden Wir 
Unfere bebarrlihen. Beftreburigen. dahin richten, dem mit der Religion, dem 
Eitten-Gefege und der ‚bürgerlichen; Ordnung. gleich unverträglichen : Frevel 
des Zweikampfs mit aller Kraft-und durch ernſte — aller nn: Uns 
zu Gebote fiehenden Mittel Einhalt zu thun. 





*) vide Umtsbl, ded Rheinfreifed Jahr 1828,:5. 97. 
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G. Die Einführung der Landräthe betreffend, 

Wir haben die zu dem Gefeg-Entwurfe über die Einführung der Raudräthe 
‚beantragten Mopififationen ER und demzufolge das beiliegende Seiep 
Biffer DIE fanctionirt. 

Dabei ift 

1) dem Antrage, dag der Staat auch in Anfehung feiner Ruftifalien zu den 
Kreislaften beitragspflichtig erflärt werde, durch Einſchaltung der geeig» 
neten Anordnung in dem $. 4 ded Gejeged entſprochen worden. 

2) Nah dem weiteren Wunfhe der Stände werden Wir die Verfügung 
treffen lafien, daß in den Regierungs: Bezirken diefjeits des Rheins bis 
zum Ablauf ‚der zweiten Finanz-Periode die Regiekoſten der Landräthe‘ 
aus der Staatskaſſe vorſchußweiſe beftritten werden. 


H. Die Ausscheidung der allgemeinen Staat - Ausgaben von den 
Ausgaben der einzelnen Negierungs » Bezirke, und die Bildung 
der den letzten zuzuwendenden Fonds betreffend. 

Den von den Ständen Uns übergebenen Gejammt »Befchlußg über den 
Gefeß- Entwurf, die Ausiheidung der allgemeinen Staats » Ausgaben von den 
Ausgaben der einzelnen Regierungs-Bezirke, und die Bildung der den letzteren 
zuzuwendenden Fonds befreffend, haben Wir in Erwägung gezogen, und dem: 
aufolge diefem Gefeg-Entwurfe, fo. wie derfelbe fih nunmehr nad den bean: 
tragten Modififationen geftalten würde, Unſere Genehmigung nicht zu ‚ertbeis. 
len beſchloſſen. 


I. Die Ergänzung des ftehenden Heeres betr. 
Das nad den. Borfchlägen der Stände und mit Rüdjichtnahme auf die 
Wuͤnſche und Anträge derielben abgefaßte, vom Uns genehmigte Gefeß über die 
Ergänzung des ftebenden Heeres laffen Wir hier unter Ziffer IV beifügen. 


.K. Die allgemeine Grundftöuer betreffend. 

Den Entwurf des allgemeinen Grundfteuer:Gefeges haben Wir mit Geneh: 
migung der von den Ständen vorgefchlagenen Mopdififationen und mit geeig- 
neter Berüdfihtigung der beigefügten Wünfche fanetionirt, und hiernach das 
©efeg Ziffer V erlafen. 


L. Die allgemeine Häuferftener betr. 

Den von den Ständen bei ihrer Zuſtimmung zu dem Entwurfe eines all: 
gemeinen Häuferfteuer-Gefeges vorgejchlagenen Modifitationen ertheilen Wir 
-Unfere Genehmigung, und dem hiernach ‚abgefaßten Geſetze Ziffer VI, in wel—⸗ 
chem auch die von den Ständen vorgetragenen Wuͤnſche die geeignete Berüd: 
fichtigung gefunden haben, Unfere Sanction. 

M. Die allgemeine Gemwerbfteuer betreffend. 

Wir haben aus den Beſchlüſſen der Stände des Reichs entnommen, daß 
die. beiden Kammern derjelben — ‚obgleich einig unter fih, über die Zweckmaͤ— 
bigkeit des, dem an fie gebrahten Entwurfe des allgemeinen Gewerbfteuer-Ge- 
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ſetzes zu Grunde liegenden Prinzipes — ſich über die Anwendung und die 
Yusführungsmweife dieſes Prinzipes nicht vereiniget haben, und bedauern, dag 
deshalb das allgemein anerkannte Mißverhältnig, in welchen die bisherigen 
Gewerbfteuer unter fih, und zu den Steuern aus dem Grund, Dominital 
und Haudbefige fteben, dermal nicht entfernt, und dem in diefer Hinft icht erhobe: 
‚nen zahlreichen Befchwerden nicht abgeholfen werden koͤnne. 


N. Die allgemeine Ermwerbfteuer betreffend. 

: Die Erreihung Unferer Abficht, an die Stelle der im Königreich beftehen- 
den, ebenfo verfchiedenen, ald mangelhaften Normen über Perfonal: und Er 
werbfteuer eine einfache und gleichheitliche Belegung des Erwerbes herbeiju: 
führen, müſſen Bir einer fpätern Zeit überlaffen, da fi die Stände des Reichs 
über den an fie gebrachten Entwurf eines allgemeinen Ermwerbfteuer-Gefekes 
nicht vereinigten. 


0. Den Malzauffhlag.betreffend. | 
Den von den Ständen beantragten Modififationen, zu dem. an fie gebrad: 
ten Entwurfe des Malzaufſchlags-Geſetzes, welche dieſes der Sculdentilgungs: 
Anftalt zugemwiefene Gefälle mindern Pönnten, haben Wir Unfere Genehmigung 
nicht zu ertheilen beſchloſſen. 


P. Zöhle betreffend 
Wir .ertheilen den, von Unſeren Ständen gefaßten Gefäinmt, Beſchlüſſen 
in Beziehung auf diejenigen Erhoͤhungen und Verminderungen, welche in &e 
mäßbeit des Gefeßed vom 11. Sept. 1825 über das Zollwefen proviforifch ver» | 
fügt worden find, und worüber nah Beſtimmung dieſes Geſetzes eine geſon— 
derte Vorlage an die gegenwärtige Stände: Berjammlung erfolgt ift , bierdurd 
Unfere Genehmigung. 


Q. Zollordnung betreffend. 

Zugleich genehmigen Wir die zu dem Geſetz-Entwurfe einer Zollordnung 
beantragten Modifikationen, und fanctioniren in deffen Folge das unter Ziffer 
VII beiliegende Geſetz, unbefhadet der Rechte Unſerer Krone in Anfehung der 
Vertretung der Handeld:Intereffen im DBerhältniffe zum Auslande, fo wie in 
Anſehung des Abichluffes der Zoll» und Handels: Berträge, mollen au, daß 
der unter Ziffer VIII angefchlofiene Tarif, welcher die unter vorftehendem 
Buhftaben P angeführten Zollfäge enthält, ald Beilage diefer Zollordnung be 
trachtet, und durd diefe Zollordnung, in fo weit es fih vom: Weggeld handelt, 
gebörig ergänzt werde. 

Hiebei bemerfen Wir ferner auf. die in Hinfi — bed Zollweſens geil: 
Berten Wuͤnſche: 


a) daß Wir mehrere derfelben glei bei der Satufretattion der Zollord- 
nung berüdfichtigen ließen ; 


b) daß die Bewohner des Ryeinkreifes hinſichtlich des Weggeldes, To wieder 
Brüden- und Pflafterzölle in den Altern Kreifen Mr em Sorandiun 
Rn haben follen. : 
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ec) - dag Wir die in Hinfiht ded Grenz Verkehrs geäußerten Wünfche bei 


Erlafjung der in diefer Beziehung zu ertbeilenden Inſtruktion berüd: 
fihtigen werden. 


R. Das Lehenweſen betreffend. 

Den Gefeg-Entwurf, in Betreff der Kevifion des Lehen⸗Ediktes haben Wir 
auf erfolgte Zuftimmung der Stände fanktionirt, die in diefer Beziehung von 
denjelben vorgetragenen Wünfce in ihrer Mehrzahl berüdfichtiget und biernady 
die entiprehenden Anordnungen in das unter Ziffer IX anliegende Geſetz 
aufgenommen. 

Zur vollitändigen Beruͤckſichtig ung der BVerbältnife der in Bayern gelege: 
nen, vormals fürftlih reußifhen Leben find bereits feit längerer Zeit die ers 


forderlihen Einleitungen getroffen worden. Wir werden zu diefem Bebufe das 
weiter Geeignete verfügen laflen. 


II. Nachweiſfſungen. 


1) Verwendung der Staats-Einnabmen. 
Ueber die Verwendung der Staats » Einnahmen in den Fahren 18%, 
13?%, und 18%5/, haben Wir den Ständen genaue Nachweiſung vorlegen, und 


dadurd den Beftimmungen der Verfaffungs-Urkunde Tit. VII 6. 10 Genüge 
leiften laſſen. 


2) Stand der Staatö-Schulden Tilgungs-Anftalt. 
Die fämmtlihen Rechnungen 
a). der Haupt» Schulden » Tilgungs » Anftalt ‚für die Jahre 18°%%4, 19%, 
und 18354,, 
b) der Schulden-Tilgungs-Anftalt des Unter-Main-Kreifed für den naͤmlichen 
Zeitraum, 
ce) der Denfions-Amortifationd: Kaffe für das Yahr 18%/,, 
find nebft den darüber von Unſerem oberiten Rechnungshof erlaffenen Defini: 
tiv⸗Beſchluſſen den Ständen vorgelegt, und durd die damit gegebene genaue 
Nachweiſung ded Standes der’ Staats-Schulden-Tilgungs:Raffen , dann durch 
die hierauf erfolgte Anerfennung der während der Jahre 18°%,, 18%, und 
48/5 neu eingewiefenen Schulden aus Altern Reichstiteln die Anordnungen 
der Verfafungs-Urfunde Tit, VIL $. 11 und 16 erfüllt worden. 


I. Anträge und Bünfhe der Kammern. 


Auf jene von Uns gebrachten Anträge und Wünfhe der Kammern, welche 
Uns befonders angefprochen haben, ertheilen Wir, infomeit diefelben nicht ſchon 
bei den Beſchlüſſen über die Gefeg-Entwürfe erledigt worden find, mit Rüd: 


fihtönahme auf die Beſtimmung der Berfafungs:Urkunde Tit. VII 6. 19 nad: 
ftebende Erflärungen : 


1) Verlagsfapital der Staats; Kaffe. 
Wir genehmigen den Antrag, dag das Verlagskapital der Staats⸗Kaſſe 


— 
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auf jene Groͤße, mit welcher es von dem Jahre 184 auf die erſte Finarz« 
Periode übergangen iſt, nach Thunlichkeit wieder ethoͤht, und daß demſelben 
die an die Schulden⸗Tilgungs-Anſtalt hinüber gegebenen Effekten der Staats. 
Kaſſe zugetheilt werden. Unſer Staats: Minifterinm der Finanzen ift mit dem 
Vollzuge beauftragt. 


2) Erfüllung des Dienftes der erften Finanz-Periode. 

Die dem Dienfte der erften Finanz:Periode angebörigen Ginnahmen und 
Ausgaben werden Wir bis zur gänzlihen Erfüllung deffelben‘, wie ed den An= 
forderungen einer geordneten Verrechnung angemeffen if, in gefonderter Zus 
fammenftellung ſowohl nad dem Soll: ald nad dem 3 ft:Beftande aud) dann 
noch vortragen laffen, wenn der zur Führung einer eigenen Rechnung über die» 
felben in dem Finanz: Gefege vom 11. September 1825 Tit. III $.2 be: 


ftimmte Zeitraum mit dem Schluffe des Verwaltungs: Jahres 1874, abgelau⸗ 
fen feyn wird, 


3) Rechnung über die Koſten der Stände-Verfammlung. 
Dem Antrage, dag den Rechnungen über die Koften der Staͤnde⸗Ver— 


fammlung die Inventarien Pünftig als Belege beigefügt werden, ertheilen Wir 
Unfere ®enehmigung. | 


4) Grundfteuer im Rezat-Kreiſe. 
Wir werden die geeigneten Anordnungen treffen laffen, daß die Vollendung 
des definitiven Grundfteuercatafters im Rezat⸗Kreiſe möglichft befchleuniget, und 


dadurch jede gegründete Befchwerde über Prägravirung des Grundeigentbums 
in diejem Kreife befeitiget werde, 


5) Befreiung der frommen Stiftungen von dem 
Erbſchafts⸗Stempel. 

Den Antrag, daß die den milden Stiftungen durch das Stempel⸗Geſetz 
vom 11. September 1825 zugeſtandene Befreiung von dem Erbihafts:Stempel 
auf fämmtlihe den Zweden des Gottes:Dienftes, der Mopithätigkeit und des 
Unterrichts gewidmete Stiftungen ohne Ausnahme erftredt werde, wollen Wir 
mit dem Beifage genehmigen, daß diefe Beftimmung mit dem 1. Dftober 1828 


zur Anwendung gebracht werden folle, ohne iedoch eine rückwirkende Kraft 
zu äußern. 


6) Ablöfung der Paſſiv-Reichniſſe der Staatd-Kaffe. 

Die Ablöfung der Paffiv-Reichniffe der Staats : Kaffe ift bisher ſchon ein 
Gegenftand der befondern Beftrebungen der Staatsregierung gewefen. | 
Wir werden hierauf, dem Wunſche der Stände entſprechend, auch Pünftig 
Bedacht nehmen lafjen- 

7) Verwendung des Haupt:Nefervefonds. | 

Wir werden bei der Entwerfung des Budgets für die dritte Finanz-Pe- 
riode Fürforge treffen laſſen, daß der Haupt: Refervefond des Reiches mit an: 
deren als unvorbergefehenen und unftändigen Ausgaben Pünftig nicht} belaftet werde. 


\ 
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8) Verwendung des Erlöfed aus verfauften Realitäten und d Renten. 
des Staates. 


Wir genehmigen, daß den über den Erlös aus veräußerten Realitäten 
und Renten des Staates zu ftellenden Rechnungen jederzeit Nachweiſungen 
über den Ertrag: 

a) der veräußerten Gegenftände, 
b) der daraus erlösten und bei der Staatds:Schulden-Tilgungs Kaffe ange: 
legten Kaufſchillinge, 
e) der damit neu erworbenen Realitaͤten und Rechte 
beigefügt werden. 


9, Dotation der bifhöflichen Geminaien. 
Die Errihtung und Ausftattung der bifchöflihen Seminarien ift zum Theil 
ſchon vollzogen, zum Theile aber eingeleitet, iımd demnach dem dießfallſigen 
Wunſche der Stände bereits entgegengefommen. 


10. Errihtung eined proteftantifhen Predigerd-Geminars. 


Auf den Wunſch der Errichtung eines proteftantifhen Prediger-Seminars 
werden Wir befondern Bedacht nehmen lafien. 


11. Unterflügungen der Pfarrgeifllichfeit im Rheinkreiſe. 
Auf die Unterſtützung der Fatholiihen und proteſtantiſchen Pfarrgeiftlichfeit 
im Rheinkreiſe ift bereits in dem noch laufenden Bermwaltungsjahre 18?Y%.: Ber 
dacht genommen worden, was Wir auch künftig zu thun vorhaben. 


12. Beiträge zur Unterftügungsfaffe und zum Penfionsfond für die 
proteſtantiſche Geiſtlichkeit. 
In Beziehung auf die wegen: Bewilligung von Beiträgen zu der Unter⸗ 
ſtuͤtzungskaſſe und- dem Penfionsfonde für die proteftantifhe Geiftlichkeit an 
Uns gebrachten Anträge der Stände haben Wir vor, ebenfalls Bedacht zu nehmen. 


13. Revifion der Tarordnung und ded Stempelgeſetzes. 
Das längft anerfannte und von den Ständen aufs Neue in Anregung ges 
brachte Bebürfnig einer forgfältigen Revifion der beftehenden Gelege. über die 
Zar: und Stempelgefäle wird Unjerer Beachtung nicht entgehen. und 


14. Rüdftände bei den directen Steuern. 

Die empfindlihen Nachtheile, welhe aus der Anhaͤufung der Rückſtaͤnde 
Bei den direkten Staatd: Auflagen für die Stenerpflichtigen unvermeidlich her⸗ 
vorgeben, haben langft Unfere Aufmerkſamkeit auf ſich gezogen. 

Da diefen Nachtheilen nur durd eine ſtreng geordnete Erhebung der bes 
fagten Steuern wirkſam begegnet werden kann, fo liegen Wir hierüber einen 
befondern Gefeg-Entwurf an die Stände bringen, und in diefen auch eine Bes 
fimmung über die auf drei Jahre zu befchränkende Verjäprungs  Srift für 
Steuer-Rüdftände aufnehmen. 


Es ift indeſſen dieſer Geſetz⸗ Entwurf zur Berathung nicht gebracht worden, 
Dr. GSiebenpfeiffer’d 16 
Handbuch der Verfafiung ft. 
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und es muß daher ‚gleichwohl die Ertheilung der erforderlichen gefeglihen Be: 
flimmungen gegen Unfere Wuͤnſche einen neuen Aufſchub erleiden. 


15. Forftftrafgefeg im Rheinfreife. 

Mir haben bereits die Bearbeitung eines allgemeinen Forfiftrafgefeges für 
das ganze Königreich angeordnet, und find dadurh dem Wunſche der Stände 
binfihtlih der Revifion des unterm 1. Juni 1822 über die FHorftftrafen im 
Rheinkreiſe erlaffenen Gefeges entgegen gefommen. 


16. Abſchreibung des Ereditootums für das Deficit vor dem 


Sabre 1818. 

Wir werden anordnen, daß das zur Deckung des Deficitd vor dem Jahre 
1818 bemwilligte Kreditvotum von 3 Millionen Gulden, an den Activfapitalien, 
unter welchen daffelbe in den Rechnungen der Haupt:-Schulden-Tilgungs:An- 
ftalt vorgetragen wurde, abgefchrieben werde. 


17. Stand der Schuldentilgungdfaffe im Unter-Mainfreife. 
Die HauptsHeberfiht des Standes der Schulden-Tilgungs-Kaffe im Unter» 
mainfreife wird in der bei der Haupt-Schulden-Tilgungs:Anftalt üblihen Form, 
wie es ohnehin fhon für das Jahr 18%, geſchehen ift, den Ständen vorge» 
legt werden. 
Auch ift überdies die Einleitung getroffen worden, daß die Rechnung der 
befagten Schulden: Tilgungs:Raffe felbft in derfelben Form geftellt werde, wie. 
fie für die Rechnung der Haupt:Schulden-Tilgungs-Kaffe vorgefchrieben ift. 


IV. Befhwerden. 
‚Die Uns vorgelegten Beſchwerden: : 
a) der adelihen Gutsbefiger: von Barth, Freiherrn von Lafabrique, Perfalt 
und Pfetten, wegen Entziehbung der gutsherrlichen Gerichtsbarkeit über 
vormalige Kiofter  linterthanen, nunmehrige Grund » Unterthanen des 
Gtaated, dann 
b) der adelichen Gutsbefiger, Freiberrn von Red, wegen verfagter Anerken⸗ 
nung des gutsherrlichen Surispietionärenhteb auf dem allodificirten Leben 
Großküſſendorf — 
werden Wir nad Beftimmung des Tit. X $. 5 der Berfaffungs:Urfunde durch 
Unferen Staatsrath näher unterfuhen und entfcheiden laffen. 

Indem Wir nun Unferen Lieben und Getreuen, den Ständen des Reichs 
gegenwärtigen Abfchied ertheilen, blicken Wir mit Bergnügen auf die Früchte 
zurüd, welche waͤhrend der neunmonatlihen Dauer der Berfammlung zur 
Reife gediehen find. — 

Ungern vermiffen Wir unter diefen Frücten die Ergebnifle eines auf die 
Entfefielung der landwirthfhaftlihen Induſtrie berechneten Eulturgefeges. 
Wenn die Entwürfe eines neuen Strafgeſetzbuchs und eines auf den Grund⸗ 
lagen der Deffentlichfeit und Muͤndlichkeit rubenden Gefeges über das Berfabs 
ren in bürgerlihen Rechtöftreitigkeiten nicht mehr zur Berathung gebradht wer: 
den konnten, fo erwarten Wir von einer Bünftigen Staͤnde-Verſammlung, daß 
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diefelbe die ihr mitgetheilt werdenden Geſetzbücher den vielfeitigften Erwägungen 
und Prüfungen untergeben und zur möglichiten Bersolltommnung eines fo 
wichtigen und umfafienden Werkes beitragen wird, 

'MWohlgefällig erkennen Wir die ausdauernden Anftrengungen, mit welden 
beide Kammern fi ihrem Berufe unterzogen, und Unfere landesväterlihen Ab» 
fihten durch Beirath und Zuftimmung vielfältig unterftügt haben. 

Theuer find Unjerm Herzen Lie Uns von beiden Kammern geäußerten Ges» 
finnungen der Treue, Ergebenheit und Anhaͤnglichkeit an Unfere Perfon und an 
Unfer Königlihes Haus. Wir erneuern dagegen die Berfiherung Unferer bes 
fondern Königliyen Huld und Gnade, womit Wir Unſern Lieben und Getreuen, 
den Ständen des Reichs, flets gewogen verbleiben. 


1. Der Bürger. 


.L Begriff. 

Staatsbürger im weiteften Sinn ift jeder Bayer, jeder eins 
beimifche Bewohner. Zum volleften Staatsbürgerrecht aber, wel—⸗ 
ches insbefondere die Bedingung zur Ausübung der yolitifchen 
Rechte ift, fordert das Geſetz gewiffe Cigenfchaften, worüber die 
Berfaffungs-Urkunde und das Ipndigenats-Edift nachzufehen find- 
Alsdann muß man weiter dad Ortsbürgerrecht unterfcheiden, ver: 
möge defien man Mitglied einer beftimmten Gemeinde ift. Ueber 
den legtern Gegenftand im folgenden III. Abfchnitt. Hier haben wir nur 
mit dem Staatsbuͤrgerrecht uns zu befaſſen. Bon den Altern Ges 
fegen führe ich nur das Senatsconfult vom 19, Februar 1808 ar, 
weil es zweifelhaft ift, ob es noch gilt oder nicht. Es betrifft Zu: 
laffung Fremder zum Staatöbürgerrecht wegen befonderer Verdien- 
fie u. fe w. Ich Halte dieſes Gefeß durch das Indigenats⸗ 
Edikt befeitigt. | 

$. II. Ausflüffe des Staatsbürgerrechts. 

Im Allgemeinen fann man nur fagen: jeder Einwohner hat 
ein Recht zu thun, was die Gefege nicht verbieten, fo' wie dag, 
wozu fie ihm die Befugniß erteilen. Die politifchen und vors 
nehmften bürgerlichen Rechte find in der Berfaffung ausgefpros 
hen; das Genauere in Bezug auf die letztern beftimmen die bes 
fondern Gefege, anf welche bier 'verwiefen werben muß, Die 
politifchen beftehen in der Theilnahme an der Staͤnde-Wahl. Das 
Petitionsrecht aber, das Recht der Religionsübung, der Gedanfens 
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mittheilung u. f. w. find natürliche Bürgerrechte, welche jedem 
Bayer zukommen, und in der Verfafjung nur ausdruͤcklich verbuͤrgt 
ſind. Wir ſprechen nur von den wichtigſten dieſer Rechte insbe— 
fondere, nämlich a) dem Petitionsrecht, b) der Preßfreiheit, e) der 
Freiheit bed. Gewiſſens, d) dem IEROBILEONE Letztere beide 
faſſen wir zuſammen. 
a) Das J 

iſt das Recht jedes Staatsbewohners: erſtens, ſich uͤber vermeint⸗ 
lich ihm widerfahrenes Unrecht auf verfaſſungsmaͤßigem Wege 
zu beſchweren; zweitens, bei einer ber beiden Kammern der Staͤnde⸗ 
Verſammlung einen Antrag in Öffentlichen Angelegenheiten zu ftels 
len: alfo Befhwerde und Antrag. Findet fih Jemand in 
privatrechtlichen Dingen verlezt, fo wendet er fih an den Richter 
ober an die Verwaltung, je nachdem. Doch davon ift hier nicht die 
‚Rebe; fondern davon, wenn Jemand ſich von einer obrigfeitlichen 
Behörde felbft auf gefeßwidrige Weife gefränft glaubt. In diefem 
Falle kann er ſich an die zunächft höhere obrigfeitliche Behörde 
befchwerend. wenden, und auf diefe Art feinen Recurs bis an den 
Staatsrat) oder an das Staats⸗Miniſterium bringen, worüber uns 
ten. das Nähere bei diefen Stellen vorkommen wird. Iſt auch 
diefe legte Inftanz umſonſt ergriffen worden, fo fann der Neflas 
mant. mit feiner Beſchwerde fih an die Stände - Berfanmlung 
wenden, wobei aber nachzuweiſen ift, daß er den gefeglichen Ins 
ftanzengang eingehalten bat. 

Das Recht, einen Antrag in Öffentlichen Angelegenheiten an 
bie Stände-Berfammlung zu ftelen, muß mit Befcheidenheit geübt 
werden; ich will fagen: wer in Öffentlichen Dingen mitfprechen, 
die Stände auf Volksbeduͤrfniſſe aufmerkfam machen will, muß 
genaudie Verfaſſung und Gefege kennen, und die Ständenicht mit uns 
würdigen, unbefonnenen oder fonft verkehrten Anträgen behelligen, 
womit ihre Eoftbare Zeit verfümmert wird. 

b) Preßfreiheit. 

Die neuen Beſtimmungen hierüber finden ſich $. 10 der Vers 
faſſungs⸗ Urkunde und im befondern Edikt Beil. II. Sehen wir 
nun, was die früheren fagen, um beurtheilen'zu koͤnnen, was etwa 
noch gültig davon. 
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Die Eonftitution vom Sabre III hatte volle und unbedingte 
Prepfreiheit eingeführt. ©. Art. 353. ©. 167 dieſes Handbuchs. 

Die Eonftitution vom Jahre VIII ſchweigt hievon. Das Ser 
natsfonfult vom 28. Flor. XII ftellt, Art. 64, im Senat eine eis 
gene Commiſſion von fieben Gliedern auf, „um für die Preßfreis 
heit zu wachen, deren Verletzungen durch die Staatsbehoͤrden 
vor ben hohen Gerichtshof gebracht werden follten. Allein es ers 
fhienen fpäter folgende Faiferliche Defrete, welche die — 
aufhoben: 

Das Dekret vom 3. Auguſt 1810 bezieht ſich auf bie politi⸗ 
ſchen Zeitungen und wiſſenſchaftlichen Anzeigeblaͤtter; es iſt durch 
das Edikt uͤber Freiheit der Preſſe aufgehoben. 

Ebendieß gilt vom Dekret vom 14. Dezember 1810, welches 
die Zahl ſolcher Blaͤtter beſtimmt, und aus den Gebuͤhren einen 
Fond ſtiftet. 

Desgleichen das Dekret vom 14. Oktober 1811, welches den 
Generaldirektor des Buchhandels ermaͤchtigt, ein Journal heraus⸗ 
zugeben, worin alle im Reich zu verkaufenden Bücher angezeigt 
werden mußten. 

Nicht minder find durch das Ebift befeitigt: dad Defret vom 
5. Februar 1810, welches die Löfung eines befondern Brevets für 
Buchdruder, deren Beeibigung u. f. w. vorfchreibt; das Defret vom 
2. Februar 1811, das die Form und Gebühr des Brevets betrifft; 
das Defret vom 11. Juli 1812, welches dieſes Defret vom 2. Febr. 
1811 auch auf die Buchhändler ausdehnt ; das Staatsrathsgutachten 
vom 23. Auguft 1811, wodurch erflärt wird, daß das Defret vom 
5. Februar 1810, welches nämlich auch vom Eigenthum ber Berfafs 
fung fpricht, nicht auf dramatifche und Mufifwerfe anwendbar fey, 
fondern diefe nach den frühern Gefeten behandelt werden follen; 
wovon im fünften Buche. Das Dekret vom 18. November 
1810, welches die Ablieferung der Preffen u. ſ. w. der unter- 
drücken Buchdrucer beftehlt, und jenes vom 2. Februar 1811, 
welches über diefe Preffen verfügt, waren ohnehin nur vor 
übergehend. Die Defrete endlih vom 29. April und 3. Juni 
‚1811, welche von den in ben Drudereien befannten fogenannten 
Labeurs handeln, find außer Anwendung. 


* 
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Die Bundestagsbeſchluͤſſe von 1819 und, 1824 haben eine 
Genfur für alle Schriften unter 20 Bogen angeorbnet, welche jetzt 
in Bayern nur für die politifchen Zeitungen befteht, in Anfehung 
anderer Tagsblätter aber aufgehoben ifl. Das neue Preßgefeg 
werben wir feiner Zeit nachtragen. 


e) Freibeitded Gemwiffens. 
Hiervon, fowie vom 


d) Geſellſchaftsrecht, 
d. h. vom Rechte der Bürger zur gefelligen Verbindung für geſetz— 
lich nicht verbotene Zwede, wird im folgenden Abfchnitt gehans 
belt werden. 


$. DIL Erwerbung und Berluf des Bürgerrechts. 
Außer den Beftimmungen der Berfafjungsgefege gehören hier: 
ber jene des bürgerlichen Geſetzbuchs Art. 7, welche alfo lauten: 


. Capitel. 


Don dem Genuß der bürgerlihen Rechte. 

7. Die Ausübung der bürgerlihen Rechte if von der Eigenfhaft eines 
Staatsbürgerd unabhängig. Lestere-erwirbt und behält man nur nach den 
Vorſchriften der Staats-Grundgeſetze. 

8. Jeder Inlaͤnder ſoll der bürgerlihen Rechte genießen. 

9. Wer im Land von einem Fremden geboren ift, ift berechtigt, innerhalb 
eines Jahrs nady feiner Volljährigkeit die rechtlihe Eigenſchaft eines Inländers 
in Anſpruch zu nehmen ; nur muß er zugleich, wenn er im Sand fih aufhält, 
erklären, dag er darin feinen Wohnfig aufjufchlagen gedenke, und, wenn er in 
einem fremden Lande ſich befindet, dad Verſprechen von ſich geben, daß er feinen 
Wohnſitz im Lande auffhlagen wolle, und in Jahresfriſt nad gethanem Berfpre: 
hen fi wirklich dort niederlaffen, 

10. Jedes Kind, das in einem fremden Land von einem biefigen Inländer 
geboren wird, ift Inländer. 

Hatte der Bater die rechtliche Eigenſchaft eines Inlaͤnders verloren, fo 
kann das Kind allezeit durch Erfüllung der im 9ten Sat vorgeſchriebenen 
Bedingungen diefe Eigenihaft wieder erlangen, 

11. Der Fremde genießt im Land die gleichen bürgerlichen Rechte, welche das 
Ausland, zu welchem er gehört, dem hiefigen durch Berträge eingeräumt bat, 
oder einräumen wird. ’ 

12. Eine Fremde, die fih mit einem Inlaͤnder verheirathet, folgt dem 
Zuftand ihres Mannes. 

13. Der Sremde, dem der Staatsberrfcher erlaubt, feinen Wohnfis im Land 
aufzuſchlagen, foll, fo lang er daſelbſt wohnt, aller bürgerlihen Rechte genießen. 
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14. Der Fremde, auch wenn er auswärts ſich mieder aufhaͤlt, kann vor die 
enfändifhen Gerichte geladen werden, um Berbindlihkeiten zu erfüllen, die 
er im Land gegen einen Inländer übernommen bat. Er kann ebenfalld vor 
inländifhe Gerichte wegen folder Verbindlichteiten gezogen werden, die er in 
einem fremden Lande gegen einen Inlaͤnder eingegangen hat. 

15. Ein Inlaͤnder kann im Land ıvor Gericht gezogen werden, wegen 
Berbindlichkeiten, welche er in einem fremden Land, felbft mit einem Fremden 
eingegangen bat. , 

16. Jeder fremde Kläger muß ohne Unterfchied der Gegenftände, (nur Hand: 
lungsſachen ausgenommen) für den Erfag der Prozebkoſten, aud für etwaige 
Entſchaͤdigung Sicherheit ftellen, es fey dann, daß er Liegenfhaften im Land 
beige, deren Werth dieſe Zahlungen fiher ftellt. 


I. Gapitel. 
Bon dem Verluſt der bürgerlihen Rechte. 


Erfter Abfhnitt. 

Bon dem Verluſt der bürgerliden Rechte, in foweiter auf 
dem Berluf der rechtlichen Eigenfhaft eines Inlaͤn⸗ 
ders entſteht. 

17. Man bört auf, Inlaͤnder zu ſeyn: 

1) dur das Gtaatd:- Bürgerrecht, das man in einem fremden Land erlangt; 

2) durch eine von dem Staatöperrfcher nicht genehmigte Annahme öffent, 
licher , von einer fremden Regierung übertragener Amtsverrihtungen ; 

3) endlich durch jete Niederlafung in einem fremden Land, ohne Abſicht, 
zurückzukehren. 

Eine Handels⸗Niederlaſſung gilt niemals fir Abſicht, nicht zurückzukehren. 

18. Ein Inlaͤnder, der dieſe rechtliche Eigenſchaft verloren bat, kann fie je: 
derzeit wieder erlangen, wenn er mit Erlaubniß des Staatsherrfherd ind Land 
zurückkehrt und erklaͤrt, daß er ſich daſelbſt ſetzen wolle, und daß er auf jede mit 
den inlaͤndiſchen Geſetzen im Widerſpruch ſtehende Auszeichnung Verzicht thue. 

19. Eine Inlaͤnderin, die einen Fremden heirathet, folgt dem Zuftand 
ihres Mannes. 

Berliert fie ipren Mann, fo erhält fie die rechtliche Eigenfhaft einer In⸗ 
länderin wieder, vorausgefeßt, daß fie entweder noch im Land fih aufhält, 
oder mit obrigkeitliher Erlaubniß dabin zurückkehrt, und erklärt. daß fie ſich 
dort fegen wolle. 

20. Wer in den Fällen des ſ0ten, 18ten und 19ten Satzes die rechtliche 
Eigenſchaft eines Inländers wieder erhält, Bann fie nicht eher geltend machen, 
als bis er die Bedingungen dieſer Säge erfüllt, und nur um folhe Rechte 
auszuüben, die ihm nad diefem Zeitpunkt anfallen. | 

21. Ein Inländer, der ohne Erlaubniß des Staatsherrſchers Kriegsdienſte 
im Ausland nimmt, oder einer fremden Kriege koörperſchaft ſich einverleiben 
fäßt, verliert das Recht eines Inländers. 
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Er fann nur mit Erlaubniß des Staatöherrfchers ind Land zurückkehren, 
und das Eingeborenheitd:Reht nur dann wieder erhalten, wann er die Bedin— 
gungen erfüllt, die desfalls dem Fremden auferlegt find; alles mit Vorbehalt 
der gefeglihen Strafen, wider jene Eingebornen , die wider ihr Vaterland die 
Waffen getragen haben, oder fie in der Folge tragen werden. 


Zweiter Abſchnitt. 


Bon dem Verluſt der bürgerlihen Rechte, als Folge gericht 
liher Berurtbeilung. 

22, Die Berurtheilung zu ſolchen Strafen, deren Wirkung den Berurtheilten 
aller Theilnahine an dem nachbenannten bürgerliden Rechten ausfchließt, ziehet 
den bürgerlihen Tod nach ſich. | 
23. Die Berurtheilung zum natürlichen Tod zieht den bürgerlichen nad ſich. 

24. Die übrigen lebenslänglihen Leibesftrafen ziehen dem bürgerlichen Tod 
nur in fo fern nach fih, als ein Gefeg diefe Wirkung damit verbindet. 

25. Durch den bürgerlihen Tod verliert der Berurtheilte das Eigenthum an 
allen feinen Gütern. Die Nachfolge in feinem Vermögen wird den Erben 
eröffnet, und feine Güter verfallen auf fie eben fo, als wäre er natürlih und 
ohne legten Willen geftorben. 

Er kann nachher weder feld erben, noch das Vermögen, das er in der 
Folge erwirbt, auf andere vererben. 

Er kann über feine Güter im Ganzen und im Eimelnen nichts verfügen, 
weder durch Schenkungen unter Lebenden, noch durch letzten Willen; auch 
kann er auf dieſe Weiſe nichts empfangen, es ſey dann zum Lebens-Unterhalt. 

Er kann weder zum Vormund ernannt werden, noch zu Verrichtungen 
mitwirken, die ſich auf die Vormundſchaft beziehen. 

Er kann nicht Zeuge für eine feierliche oder beglaubte Beurkundung ſeyn, 
noch bei Gericht als Zeuge angenommen werden. 

Er kann bei Gericht als Kläger oder Beklagter nicht ſelbſt auftreten; in 
feinem Namen muß ein beſonderer Pfleger handeln, den ihm das Gericht er⸗ 
nennt, vor welches die Klage gebört. 

Er ift unfähig, eine Heirath zu fließen, die irgend eine bürgerliche Bir: 
kung bervorbringe. 

Eine Heirath, die er vorher gefchloffen hatte , ift im Beziehung auf alle 
bürgerlihen Wirkungen aufgelößt. Ä 

Sein Ehegatte und feine Erben Fönnen, jedes für feinen Theil, die Rechte 
ausüben, und die Klagen anftellen , denen * nackte Tod würde Plag 
gemadt haben. 

2. Die Berurtheilungen auf vorgängiges Berhör jieben den . bürgerlichen 
Tod nur von dem Tag an nad fih, da fie an der Fan: oder im Bildniß 
vollzogen worden find. 

27. Die Berurtheilungen der ungehorfan Auöbleibenden wirken den buͤrger⸗ 
lichen Tod erſt nad Ablauf der nächſten fünf Jahre nach Vollzug des Urtheils 
im Bildniß. In der Zwiſchenzeit darf der Verurtheilte ſich noch ſtellen. 
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28. Diejenigen, die ald ungehorfam Ausgebiiebene verurtheilt find, bleiben 
während jener fünf Jahre, oder bit fie inzwifchen sich ftellen, oder in Berbaft 
genommen werden, von der Ausübung der bürgerlihen Rechte ausgeſchloſſen. 

Die Verwaltung ihrer Güter und die Ausübung ihrer Rechte richtet ſich 
nad dem Gefeß über Abmelende. 


29. Wenn derjenige, der ald ungehorfam Ausgebliebener verurtheilt wird, ſich 
in fünf Sahren, von dem Tag des lirtheild-Bollzugs zu rechnen, freimillig 
ſtellt, oder in diefer Zwifchenzeit ergriffen und verhaftet wird, fo ift das Urtheil 
hierdurch kraft Geieges unfräftig geworden; der Angeklagte foll in den Beſitz 
feiner Güter wieder eingefekt, und aufs neue gerichtet werden: würde er durdy 
diefen neuen Rechtsſpruch zu der vorigen, oder auch zu einer andern Strafe, 
die gleichfalls den bürgerlichen Tod nad fich zieht, verurtheilt, fo foll diefe 
nur von dem Tag an ftatt haben, an welhem das zweite Urtheil vollzogen wurde. 

30. Wenn derjenige, der ald ungehorfam ausgeblieben, verurtheilt war, ſich 
erft nad fünf Jahren ftellt, oder zur Haft gebracht, und nun durdy das neue 
Urıheil losgeſprochen, oder nur zu einer Strafe verurtheilt wird, die den bürs 
gerlihen Tod nicht nach fich zieht; fo fritt er für die Zukunft und von dem 
Tag an, da er wieder bei Gericht erfhienen ift, in den vollen Genuß feiner 
bürgerlihen Rechte wieder ein; aber das-erfte lirtheil bebalt für das Bergan- 
gene alle Wirkungen, welhe in der Zwifchenzeit vom Ablauf der fünf Jahre 
an bid zum Tag feiner Erfheinung vor Gericht ald Folgen bes bürgerlichen 
Todes eingetreten find, 

31. Stirbt der abmefend Berurtpeilte in der Gnaden-Frift von fünf Jahren, 
ohne ſich geitellt zu haben, auch ohne ergriffen und verhaftet worden zu feyn; 
fo wird er als Einer, der im unverlegten Rechtszuſtand geftorben iſt, behan- 
delt. Das Urtheil über das ungeborfame Ausbleiben verliert alle Rechtswir— 
Pung. Der Anſprache des befhädigten Theild geſchieht gleihmohl dadurd Fein 
Abbruch; fie kann aber wider die Erben des Berurtheilten nur im bürger 
lihen Rechtsweg erhoben werden. 

32. In keinem Fall fest die bloße Verjährung der Strafe den Berur- 
tbeilten in feine bürgerlichen Rechte für die Zukunft wieder ein. 

33. Die Güter, welche ein bürgerlih Todter erwirbt, und in deren Beſitz 
er am Tag feines natürlihen Todes ift, fallen dem Staat Praft des Rechts 
auf Erblos⸗Gut anheim, 

Dem Staats:Oberhaupt fteht frei, zum Bortheil der Wittwe, der Kinder, 
oder der Berwandten des BVerurtheilten hierüber jene Verfügungen zu treffen, 
die ihm die Menfhlichkeit einflögen wird. 


Sodann inüffen hier die befondern neuern Verfügungen ber 


Gin: und Audwanderungen 
aufgeführt werben. 


Derordnung vom 17, Juni 1816 (Amtsbl. ©. 78). 
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Aus amtlichen Berichten ſowohl, als den haͤufigen Geſuchen um Erlaubnig 
auswandern zu dürfen, welche die Zahl der ſonſt gewöhnlichen Fälle dieſer Art 
weit überfteigen, ergiebt fi die Vermuthung, daß unerlaubte Einwirkung 
fremder Agenten thätig ift, den ohnehin leichtgläubigen Landbewohner zu ver: 
führen und über fein wahres Intereſſe durch falſche Borfpiegelungen irre zu 
leiten; fo wie die Nothwendigkeit, polizeilihe Verfügungen eintreten zu laffen, 
diefem Unfuge zu fteuern. | 

Man hat demnach in Anwendung allgemeiner Grundfäge, befonders aber 
unter Berüdfichtigung der im Königreich beftehenden Geſetze nachſtehende Ver⸗ 
ordnung zu erlaffen fi bewogen gefunden: 

$. 1. In der Regel find alle Auswanderungen, ohne Unterſchied der Pers 
fon, des Gejhlehts und Gebietes, wohin fich der Auswandernde begeben 
will, verboten. 

$. 2. Ausnahmen von diefer Regel können jedoh in einzelnen Fällen 
und bei befonders zu berücfichtigenden individuellen Lagen und Umftänden 
geitattet werden. 

$. 3. Jeder Unterthan, der auszuwandern Willens ift, hat fein Geſuch bei 
der betreffenden Pönigl. Kreisdireftion einzureichen. 


9. 4. Dieſem Gefuche muß beigefügt werden: 
a) ein legaler Tauffchein, 
b) ein Zeugnig der Fofal:Behörde über den Bermögensftand, 
e) ein folches über die Aufnahme im Auslande. 

$. 5. Die Kreisdireftion, bei weldher ein Geſuch eingereicht wird, hat dem 
Bittiteller das Mipliche eines folchen Ueberzugs begreiflih zu machen, und ibm 
dabei zu bedeuten, daß er dadurch auf alle,dieffeitige Unterthansrechte verzichte, und 
die Gewährung nur unter der ausdrüdlichen Bedingung erfolgen fönne, nie mehr 
in den Pöniglihen Randen aufgenommen zu werden ; dann aber, wenn darauf 
beftanden wird, das Gefuch nad; vorgängiger Inſtruktion berichtlih der koͤnigl. 
Landes:Adminiftration einzubefördern, und. dabei forgfältig alle Umftände ins 
Klare zu ftellen, die für oder gegen die Bewilligung deffelben fprechen. 

6.6. Jeder Beamte, welcher ohne diefe erforderte Bewilligung Reifepäffe 
ertpeilt, ift für allen daraus entfpringenden Nachtheil verhaftet. 

$. 7. Eine Auswanderung, welhe ohne ertheilte Bewilligung verfucht 
wird, zieht den Berluft des Vermögens, Kraft der beftehenden Landes⸗Verord⸗ 
nungen nad ſich. 

6. 8. Unter dem Begriff der Auswanderung wird die Anfäffigmahung und 
Berehelihüng im Auslande verftanden, und jind die deßfallfigen Beftimmungen 
auf Wandernde nicht anwendbar. 

$. 9, Die Ausfolgung von Erbfchaften und Bermögensantheilen an wan- 
dernde Handwerksburfche ift dahingegen ausdrüdlich, bei Strafe des Gelbfter- 
ſatzes verboten. 

510 Die Bönigl. Kreisdireftionen, die Lokal- und Poligei-Beamten find 
angewiefen, die Vollziehung ded Gegenmwärtigen zu fihern ; fo wie auf alle Agen> 
ten und Anftifter folder Auswanderungen ein wachfames Auge zu haben, und 
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ſolche betretenden Falls in Berhaft nehmen zu laſſen; und fol diefe Verord⸗ 
nung zur allgemeinen Kenntniß gebracht, andy befonders gedrudt, und in len 
Gemeinden auf die gewöhnliche Weile befannt gemalt werden. 





Verordnung vom 19, Juli 1816, (Amtsbl. ©. 113). 


Da die feitherige Erfahrung gelehrt hat, daß verfchiedene Einwohner, welche 
die Erlaubnig auszumandern zwar nachgeſucht und erhalten haben, dahingegen 
aus dem Lande mweggegangen find, ohne ihre eingegangenen Verbindlichkeiten 
gegen Private, als jene, die ihnen in der Eigenfhaft als Bormünder, oder Eu» 
ratoren über das Vermögen von Abweſenden oder Verwaltern fonftiger Gelder 
oblag, erfüllt zu haben, fo findet man ſich veranlaßt, nachträglich zu der dieffei- 
tigen Berordnung vom 17. Juni jüngft, folgendes zu erlaſſen: 

Art. 1. Sobald ein diefeitiger Unterthan ein Gefuh zum Auswandern nad 
Vorfichrift der angezogenen Verordnung vom 17. Juni bei der betreffenden 
Kreisdireftion eingereicht hat, fo ift diefe Behörde gehalten, innerhalb der act 
folgenden Tage, diefes Geſuch durd das Kreisblatt zur allgemeinen Kenntniß 
mit dem Anfügen zu bringen, daß Jedermann, welher aus irgend einem 
Titel Forderungen oder Anſprüche gegen den Bittfteller zu haben vermeint, 
folhe innerhalb Monatsfrift zur Entfheidung der betreffenden Stelle zu brin— 
gen, und davon der Kreisdireftion die Anzeige zu machen habe, 

Art. 2. Die Kreisdireftionen haben jedes Gefuh der Art ferner in der 
nämlihen Frift dem Prafidenten des k. Appellationshofe® mitzutbeilen, und 
diefer hat die k. Profuratoren zu beauftragen, daffelbe durch Anfchlagszettel in 
den Gerichtsialen der Kreisgerichte, und den Amtsftuben der Friedensgerichte 
zur allgemeinen Kenntnig zu bringen. 

Art. 3. Die benannten gerichtlihen Behörden haben von ihrer Seite zu 
prüfen, und prüfen zu laffen, ob der Auswandernde Bormünder oder Eurator, 
und in diefer Hinficht Verwalter des Vermögens von Minderjahrigen oder Ab; 
wefenden, und rechnungspflichtig iſt, und in mie weit er feinen deffallfigen 
Verpflichtungen Genüge geleiftet babe; worüber der Prafident des Appellationd: 
bofes binnen Monatsfrift der betreffenden Kreisbehörde eine Beiheinigung 
übermaden wird, die dem, nach $. 5. der mehrerwähnten Berordnung hierher 

'einzubefördernden, Geſuche beigefügt werden muß. 

F. 4. Da die allerhoͤchſte k. Verordnung vom 4. Juni 1804, die Bermö: 
gens-Erportationen betreffend, wonad von jeder Bermögens:Erportation eine Abs 
gabe von 10 Prozent entrichtet werden muß, ebenmohl auf jene Eyportation 
ausgedehnt werden foll, die mit der Auswanderung in Verbindung fteht, oder 
durch diefe ſich ereignet, infoferne befondere fpezielle Staatöverträge nicht da» 
von befreien; fo hat der Auswandernde feinen Bermögensftand genau nachzu⸗ 
weifen, und mit Auszügen aus der Mutterrolle zu belegen; es bleibt ihm zwar 
unbenommen, den Verkauf von Grundgütern durch Akten unter Privat-Unter: 
ſchrift in’gehöriger Form nachzuweiſen; vorbehaltlih einer mähern Prüfung , 
im Balle der Bermuthung einer unrichtigen Angabe bei Beſtimmung des Prei: 
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fes, für weldhe der Käufer feiner Seits nicht allein verantwortlid if, fondern 
aud eintretenden Hals deßwegen gerichtlich verfolgt werden wird. Jedoch kann 
ein folder Verkauf erft nach der ertheilten Auswanderungs » Erlaubniß gülti- 
gerweife geſchehen. 

Art. 5. Der Kaufpreis für Güter, welche zum Behufe der Auswanderung 
öffentlich oder heimlich verfauft werden, kann nicht gültig bezahlt werden, ehe 
‚und bevor den Borfchriften der gegenwärtigen. Verordnung Genüge geleiftet, 
und diefed Alles dur) eine Erlaubnig zum Auswandern von dieffeitiger Stelle 
nachgemwiefen ift. 


Art. 6. Gegenmwärtige Verordnung foll dur das Amtsblatt zur allgemei- 
nen Kenntniß gebracht werden, und find die gerichtlihen und Verwaltungs⸗Be— 
börden, in foweit ed jede betrifft, mit der genauen Bolljiehung beauftragt. 


Staatd-Bertrag (Amtsbl. 1817 ©. 641) wegen ber Militär 


pflichtigfeit der Auswandernden: 

Nachfolgende Erklärung über die von Uns und des Großherzogs von Sach⸗ 
ſen-Weimar koͤnigl. Hoheit angenommenen Grundſaͤtze, rüͤckſichtlich der Militär 
pflichtigkeit bei wechſelſeitiger Auswanderung von Unterthanen, laſſen Wir durch 
das Regierungsblatt zur allgemeinen Wiſſenſchaft und Nachachtung mit dem 
Anhange bekannt machen, dag auch in Bezug auf die herzoglich Sachſen-Gotha⸗ 
und Altenburgiſchen Lande am 30 v. M. eine ganz gleichlautende Erklaͤrung von 
Unſerm außerordentlichen Geſandten und bevollmaͤchtigten Miniſter am koͤnigl. 
ſaͤchſiſchen Hofe, Grafen von Luxburg, und dem herzoglich Sachſen-Gothai— 
ſchen Legationsrathe und Geſchaͤftstraͤger an demſelben Hofe, Heinrich Ludwig 
Verlohren, unterzeichnet und gegenſeitig ausgewechſelt worden iſt, ſomit die 
nachfolgenden Beſtimmungen auch rüͤckſichtlich der herzoglich — und 
Altenburgiſchen Lande zu beobachten ſind. 


Damit die in der deutſchen Bundes-⸗Akte, Artikel 18, Ziffer 1 nnd 2, Litt. 
b, vorbehaltene nähere Beſtimmung gleihförmiger Grundfäge über die Mili— 
tärpflichtigfeit in Beziehung auf die Befugniß der Unterthanen, zum freien 
Megzieben in einen andern deutfhen Bundes: Staat, oder zum Eintritt in defjelben 
Civil: oder Militärdienfte, einftweilen wenigftens zwifchen dem Pönigl. bayeriſchen 
und großberzogl, fähfifhen Staate, zum Beiten der beiderfeitigen Unterthanen 
feftgefegt werde, fo find die Unterzeichneten, Namens ihrer Allerhoͤchſten Höfe, 
über folgende Beftimmungen übereingefommen und erklären hiemit: 


I. Die Jahre der. Militärpflichtigkeit, in fofern als diefelbe der Befugnig 
des freien Wegziehens aus dem koͤniglich bayerifhen in die großherzoglich fädh- 
fifhen Lande, und aus diefen in jene, oder ded Eintretens in koͤniglich bayeri« 
ſche und herzoglich fahfifhe Dienfte, im Wege fteht, werden von. dem Anfange 
des 18. bis zum vollendeten 27. Rebensjahre feftgefest. 

IL Innerhalb diefes Lebensalterd behalten ſich die koͤniglich bayerifche und 
großberzoglich ſaͤchſiſche Regierung bevor, ihre ausjumandern oder in auswaͤr⸗ 
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tige Dienfte zu treten wünfdhenden Unterthanen, entweder zum perfönlihen 
Kriegsdienfte, oder nad den allenfalls beftehenden ReluitionssGefegen, zum Ers 
faß derfelben anzubalten. 

III. Bor dem Anfange des 18. und nad vollendetem 27. Zahre ift der 
MWegziehende als von allem Kriegsdienfte frei anzuſehen, uud er foll in dem 
Staate, aus welhem er auswandert, weder zum Dienfte bei dem ftehenden 
Heere, nod bei dem unter dem Namen Nationalgarde, mobilen Legionen, 
Landwehr oder Landfturm begriffenen, oder wie immer Namen habenden Ber- 
theidigungs-Anftalten: angehalten werden, noch hiefür einen Erſatz zu leiften haben. 

IV. Der abziehende Bater nimmt feine Soͤhne, die noch. nicht das 18. 
Jahr angetreten haben, mit fih. Bon diefem Alter anfangend, müſſen die Söhne, 
vor der Auswanderung, der Dienftpflictigkeit Genüge leiften. 

V. Während des Kriegs wird die Befugnig des Wegziehens für jeden, zu 
irgend einer Art von Materlands » Vertheidigung verpflichteten Unterthan, 
fufpenpdirt. _ 

VI In jedem Falle muß ſich derjenige, welcher aus den Pöniglich bayeri- 
fhen Staaten in.die großherzoglih fächfiihen , oder aus dieſen in jene auszus 
mandern, oder in deffelben Kriegs » oder Zivil:Dienfte zu treten wünſcht, ſich 
vorher an feine vorgefegte Landes » Behörde wenden, und deren Einwilligung 
erbolen, wobei jedoch lediglich, in wiefern die gefeglichen Beitimmungen: erfüllt 
find, beurtheilt, in Beinem Falle aber das Wegziehen über die Beitimmungen 
diefer Uebereinkunft hinaus erfhwert werden fol. 

VI. Endlich machen fi beide Regierungen gegen einander verbindlich, 
darauf zu halten, daß jeder Einwandernde, der fi in den Miüitärpflichtigkeitss 
Sahren, entweder in Rüdficht auf das ftehende Heer, oder auf die unter dem 
' Namen von Nationalgarde, mobilen Legion , Landwehr oder Landſturm begrife 
fenen, oder wie immer Namen babenden Bertpeidigungs:Anflalt nad den Ge 
fegen des Gtaates befindet, in welchen er übergeht, ald unmittelbar in deſſen 
Militärpflichtigkeit übergebend betrachtet werden, demnach fie ſich wechfeljeitig 
serfprechen, ſolchen Einwandernden feine Bergünftigung dahin zu ertheilen, 
daß diefelben von der Waffenpflichtigfeit befreit werden follen. 

Gegenmwärtige Erklärung foll durch das Megierungsblatt oder auf die 
fonft hergebrachte Art zur öffentlihen Kenntniß gebracht werden. 


Gleiche Hebereinfunft wurde laut Bekanntmachung vom 17. Ja⸗ 
nuar 1818 (Amtsbl. S. 291) mit Sachfen-Goburg getroffen. Desgleis 
hen laut koͤnigl. Refciptd vom 10. Juni 1819 (Amtsbl, ©. 63) 
mit Sachfen » Meiningen; ferner laut koͤnigl. Referipts vom 6. 
April 1819 (Amtsbl. ©. 65) mit Hilburghaufen; bier jedoch mit 
der Abweichung, daß die Jahre der Mititärpflichtigfeit für die 
bilburghaufifchen Unterthanen .auf die Zeit vom Anfang des 18. 
bis vollendeten 29. Lebensjahr beftimmt find. 
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Verordnung vom 12, November 1817 nebft Zufat der Kreids 
regierung vom 7. Sänner 1818. (Amtsbl.S 35): 

In Erwägung!, daß die Bewohner Unferes Rheinkreifes von dem verderb- 
lihen Hange zum Wegziehen in fremde Lande fomohl durch die dagegen getrofs 
fenen Verfügungen, ald durch belehrefide, zum Theil mit eigenem Schaden 
gemachte Erfahrungen, immer mehr zurüdfommen , und in der Abſicht, die 
möglichfte Schonung gegen Berirrte, fo wie die der Heiligkeit ded Eigenthums 
überall gebührende Achtung mit der nöthigen Strenge gegen gewiffenlofe Betrüs 
ger zu verbinden, welche dergleihen Auswanderungen aus Gewinnſucht verans 
laſſen und zu befördern ftreben, genehmigen Wir, nad gutachtlihem Antrage, 
dag die Verordnungen vom 17. Zunius und 19, Zulius v. 3. nunmehr in 
nachfolgender Weife modifizirt werden: | 


1) Das Vermögen der ohne Erlaubnig ausgewanderten Unterthanen ift auf 
die erfte Anzeige von deren Entfernung fofort in Befchlag zu nehmen, 
und unterliegt, gemäß den Beftimmungen Unferes Edikts vom W. Aus 
guft 1808, der temporären Einziehung ; 


» 2) . Die binnen Zahresfrift in ihre heimlich verlaffene Heimath zurückkehren⸗ 
den Emigranten Pönnen, nad Befund ber Umftände, und foferne fie 
nicht durch andermweitiges Verſchulden ſich folder Milde unwürdig gemacht 
baben, dur gebörig motivirten Beſchluß Unferer Regierung in den 
Beſitz und Genuß ihres fequeftrirten Vermögens, ohne Abzug, aber audy 

ohne Zinfen wieder eingefegt werden. 


3) Die in.den Art. A und 5 obiger Berordnung vom 19. Zulius 1816 auss 
gefprochene Ungültigkeit ift fortan auf ſolche Güter-Käufe zu beſchraͤnken, 
modei der Käufer ermweislihermaßen Mit:Wiffenfhaft von der Abſicht 
heimlicher Auswanderung des Verkäufers hatte, und ſonach ald Begün— 
fliger gefegmwidriger Handlung erfcheint. 

Borftebende allerhoͤchſte Verordnung, mit deren Vollzug die adminiftrativen 
und Zuftig:-Behörden, fo weit ed jede betrifft, beauftragt find, wird dur das 
Amtsblatt mit dem Beifügen biemit befannt gemadt : 

Daß das $. 1 angezogene allerhöchfte Edift vom 29. Auguft 1808 folgende 
hieher gehörige Beſtimmung enthält: 

„Bei Auswanderungen ohne Bewilligung wird zwar dem Ausgewan— 
„derten der Beiig und der Genuß des Vermögens benommen , daffelbe 
„ſoll aber den rechtmäßigen Erben, welche fih nach dem Tode des Aus» 
„gewanderten dazu legitimiren werden, ohne Abzug aber auch ohne Zins 
„fen wieder verabfolgt werden. 

„Wieferne die Erbfchaft an auswärtige Erben gelangen kann, hängt 
„von der Reciprocität und den Staatd-Berträgen ab.“ 

Die Böniglihen Bezirfsbehörden haben hiernach die Beſchlagnehmung - bei 
vorfommenden Fällen zu veranlaffen, den Sequefter zu beftellen, und fodann 
der Pöniglichen Regierung zur weitern Verfügung Anzeige zu marhen. 
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Hiezu wurde am 18. Februar 1818 (Amtsbl. S. 287) bekannt 
gemacht, daß nach koͤnigl. Reſcript vom 27. Jaͤnner die Zinſen 
vom ſequeſtrirten Vermoͤgen der heimlich Ausgewanderten der Orts⸗ 
Armenkaſſe zufallen ſollen. 


Endlich erſchien über Auswanderungen nach Amerika Nach— 
ſtehendes im Intelligenzbl. 1828 ©. 101. 

Die nachfolgenden Verordnungen der Pönigl. Niederlaͤndiſchen und der 
Pönigl. Preußifhen Regierung enthalten die Bedingungen, unter welchen Aus. 
mwanderer nah Amerika die Gebiete jener Staaten betreten ‚und ipre Reifen 
durch Ddiefelben fortfegen dürfen. 

Da man erwarten darf, daß diefe Borfchriften dazu beitragen werden, die 
“ bisher vorgefommenen heimliben Auswanderungen zu befeitigen, durch melde 
ſchon fo.viele Familien in ein gränzenlofes Elend verfegt worden find, fo haben 
die Pöniglihen Land⸗Commiſſariate ſowohl als die LocalsDolizeisBehörden beforgt 
zu feyn, daß der Inhalt derfelben allenthalben befannt werde. 


Ybf ch rift 
der Pöntglihen Niederländifhen Verordnung vom 38. 
Sebruar 1818 


1) Auswanderer, und überhaupt Fremde, welche in Gefelihaften fih nad 
den Niederlanden begeben, um fi in einem der dortigen Häfen nadı Ame- 
rita einzufhiffen, werden auf das Gebiet diefed Königreichs nur dann 
zugelafien werden, wenn fie eine Ermächtigung biezu vorzeigen können, 
welde ihnen auf ihr Anfuchen der in dem Lande, Das fie verlaffen, be 
glaubigte, oder in deffen Ermangelung der nädhfte koͤnigliche Niederlän- 
difhe Gefandte, Gefhäftsträger oder Konſul ausgeftellt bat; 

2) folde Ermädtigungen werden nur denjenigen ausgeftellt werden, welde 

Ä folgende Urkunden vorzulegen im Stande find: 

a) einen Auswanderungs:Erlaubniß,Scein der zuftändigen Behörde; 

b) eine Erklärung der Obrigkeit des Landes, das fie verlaffen wollen, 
über Bor: und Zunamen und Wohnorte der betreffenden Perfonen, 
über ihr Alter, über den Betrag den fie an Geld und Geldeswerth be» 
figen um die Koften ihrer Reife, ihres Aufenthaltes in den Nieder» 
landen und ihrer Ueberfahrt bis zum Ort ihrer Beftimmung zu bes 

ö ‚ftreiten, über den Weg, den fie einzufchlagen gedenten, und darüber, 
daß fie mit den erforderlihen Paͤſſen nach dem Auslande werden ver⸗ 
feben werden; 

e) eine von einem Notär aufgenommene Erklärung des Niederl. Schiff-Rhe- 
ders oder Kapitäns, der die Ueberfchiffung diefer Perfonen nach Amerika 
übernimmt, über dad zum Transport beftimmte Schiff, über deſſen 
Tonnengebalt, über die Zahl der Perfonen, die er, einfchließlid der 
Schiffsmannſchaft, uͤberzuſchiffen oder überfhiffen zu laſſen beabfichtige, 
und über die Fürforge die er treffen werde, daß, fobald die fraglichen 
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Derfonen in dem zu ibrer Einfchiffung beftimmten Niederländifchen 
Hafen angefommen feyn werden, das Schiff hiezu bereit, gehörig be 
mannt, und mit allem zur Reife Nöthigen verfeben ſeyn werde; 

d) einen dur einen Notär ausgefertigten Buͤrgſchaftsſchein zweier ober 
mehrerer befannter und angefehener Niederländifher Handlungshäufer, 
wonach diefelben für alle Koften ohne Ausnahmen gut ftehen, welde 
der Aufenthalt der Auswanderer in dem Miederländiichen . Gebiete 
veranlaflen würde; 


9 die Grenzbehörden find angemwiefen, bei der Ankunft von dergleichen Aut 
wanderern ſich zu vergemillern, daß fie nicht nur die angeführte Er- 
mädtigung von Seite eines P. Niederlandifhen Gefandten, Geſchͤftstraͤ— 
gers oder Konfuld, ſondern auch Reifepäffe bei ſich haben, beurkundet 

.. von einer zuftändigen Behörde des den Niederlanden zunaͤchſt gelegenen 

Staats, dnrch welchen fie paffiren mußten, und die Weiterreife nur 

dann zu geftatten, wenn fie von der Polizeibehoͤrde der Stadb oder des 

Hafens, wo ſich das ausgerüftete Schiff befindet, die ſchriſtliche Verſiche⸗ 

rung erhalten haben, daß ed den erforderlihen Raum für eine jwed» 

mäßige Unterkunft der Auswanderer gemwähre, und daß es mit dem 
erſten günftigen Wind in See zu geben im Stande fey. 


Abſchrift. 


Die koͤnigliche Niederlaͤndiſche Regierung bat unter dem 28. Februar e. 
einen Beichluß erlaffen, nach welchem nur ſolchen Auswanderern, oder truppweiſe 
anfommenden Ausländern der Eintritt in die Miederlande geftattet werden 
fol, welche mit einem von dem, in dem Lande, das fie verlaffen, oder in dem 
naͤchſten accreditirten Niederländifhen Gefandten, bie oder Konful 
ausgeftellten Erlaubnißſcheine verfehen find. 

Das Könige. Minifterium des Innern bat in Folge diefes Beſchluſſeb unter 
dem 24. vorigen Wonats verfügt, daß folhen aus den übrigen deutihen 
Staaten antommenden Zügen aud der Eintritt über die preußiſchen Grenzen, 
welche fie, um nach Holland zu kommen, berühren müffen, nur unter denfel 
ben Bedingungen geftattet werden foll. 

Saͤmmtliche Volizei-Behörden werden biermit angemwiefen , hierüber ftreng 
zu wachen, und allen auswärtigen Auswanderern oder truppmeije ankommen⸗ 
den Ausländern, wenn fie nicht mit der Erlaubnig eines koͤnigl. Niederländi 
fhen Gefandten, Gejhäftsträgerd oder‘ Konfuld verjehen find, den Eingang 
über die diejjeitigen Örenzen zu verfagen. 


* 


Hierzu noch der Nachtrag (Intelligenzbl. ©. 230): 

Die Pönigl. Hannöverifhe Regierung verweigert den über Bremen nad 
Brafilien Auswandernden den Durdgang, wenn fie nicht an der Grenze die 
Paſſage⸗Gelder von 120 fl. für jeden Ermachfenen und 60 Gulden für Kinder 
zwiſchen 6 und 12 Jahren vorzuzeigen vermögen. 
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In Folge Liefer Beftimmung der Pönigl. Hanndverifhen Regierung find die 
diesfeitigen Grenz: Behörden der Provinz Weſtphalen angewieſen, feinem Aus» 
wanderer ohne Borzeigung diefer Summe den Durchgang zu geftatten. 

Saͤmmtliche Polizeis:Behörden beider Rheinprovinzen werden bierdurd an» 
gemwiefen, in gleiher Art zu verfahren, wenn aud die Auswanderer mit der 
Erlaubniß zur Auswanderung gehörig verfeben feyn follten. 


Auch müffen wir von den Beltimmungen über 
Greiz ügigPeit 

Kenntnig nehmen. Schon durdy Fönigl. Verordnung vom 23. Zuli 

1816 (Amtsbl. S. 233) wurde der am 11. Mai 1808 mit Heffen- 

darmftadt abgefchlofjene Vertrag erneuert und auf ben beiders 

feitigen jetzigen Gebietsumfangaus gedehnt. Dieſer Vertrag iſt 
dieſſeits nicht verkuͤndet. 

Ferner wurde am 1. Maͤrz 1817 (Amtsbl. S. 81) uͤber die 
Anwendung des mit Preußen beſtehenden Vertrags vom 23. Mai 
1805 folgende Erklärung befannt gemadt: 

Die Föniglidybayerifhe Regierung und die Pöniglichpreußifche Regierung 
find miteinander dahin übereingefommen, und erklären hiermit: 

Daß gegenwärtig der Abſchoß bei Erb- und DBermähtniß-Fällen und das Ab» 
fahrigeld in allen denjenigen Hallen, in melden die Auswanderungen 
aus den koͤniglich-bayeriſchen nach den Böniglichepreußifhen Landen, und 
aus diefen in jene erlaubt find, ohne Unterfchied, ob die Erhebung dem 
Fiskus oder Privatberechtigten, Kommunen oder Patrimonialgerichten zu» 
ftehe, aufhören foll, und daß die dieferhalb am %/., Zuni 1811 zwifhen 
der Pöniglichpreußifhen und der Pöniglich:bayerifhen Regierung abge: 
fchlofjene Uebereinkunft *) auf fämmtliche jegige Pönıglich:preußifhe und 
koͤniglich bayeriſche Staaten Anwendung finden, daß mithin in allen den» 
jenigen innerhalb der vefpectiven beiden Rande jest etwa anbängigen 
und Pünftig vorfommenden Erbſchafts-, Vermaͤchtniß⸗ und Vermögens» 
Perabfolgungs:Fällen aus dem einen in den andern Staat, in Gemaͤßheit 
jener Uebereintunft verfahren werden fol, 

Gegenmwärtige Erflärung fol, nahdem fie in gleihlautenden Eremplarien 
von dem Pöniglich-bayerifhen und dem Pöniglich:preußifhen Minifterium volljos 
gen und ausgewechſelt worden, durd Öffentlihe Befanntmahung in den beider» 
feitigen Staaten Kraft und Wirkſamkeit erhalten. 


K. Verordnung vom 29. Suli 1817 (Amtsbl. S. 410). 
Zur Vollziehung des 18. Artikeld der am 8. Juni 1815 zu Wien zwiſchen 


=) Regierungdblart 1811 ©, 821, 


Dr. Eiebenpfeifferd 1 7 
Handbuch der Berfaſſung x. 
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Uns und den übrigen ſouverainen Fürſten und freien Staͤdten Deutſchlande 
abgeſchloſſenen Bundes »Afte find Wir mit denfelben über. folgende Punkle 
übereingefommen: 


1) Die Nachſteuer⸗ und Abzugs-Freiheit von dem aus einem Lande in das 
andere gebracht werdenden Vermögen fol fih auf alle deutſce 
Bundes:Gtaaten gegen einander beziehen. 


D Zede Art von Bermdögen, weldes von einem Bunded:Staate in 
den andern übergeht, es fey aus Beranlaffung einer Auswanderung, 
oder aus dem Grunde eines Erbfchafts:Anfalles, eines Verkaufs, Tau: 
ſches, einer Schenkung, Mitgift oder auf andere Weife, ift unter die 
fer Abzugs⸗Freiheit begriffen; und 

3) Zede Abgabe, welche die Ausfuhr des Vermögens aus einem jum 
Bunde gehörenden Staate in den andern, oder den Uebergang des Ber- 
mögens:Cigenthbums auf Angehörige eines andern Bundes:Staats be: 
ſchraͤnket, wird für aufgehoben erflärt. 

Dagegen find unter dieſer Freizügigkeit nicht begriffen, Abgaben 
welche mit einem Erbfhafts-Anfalle, Legate, Berfaufe, einer Schenkung 
u. d. gl. verbunden find, und ohne Unterfchied, ob das DBermögen im 
Sande bleibt, oder hinausgezogen wird, ob der neue Befiger ein In⸗ 

“länder oder ein Fremder ift, bisher entrichtet werden mußten, namentlid 
Kollateral⸗Erbſchafts »Steuer, Stempel-Abgabe u. d. gl. Auch Zoll⸗Ab⸗ 
- gaben werden durch die Nachfteuer » Freiheit nicht ausgeſchloſſen. 


4) Die zum Vortheile der in einzelnen Staaten oder Gemeinden beftehen- 
den Schulden » Tilgungs» Kaffen, oder überhaupt wegen der Kommunal 
Schulden eingeführten Abzüge von auswanderndem Vermögen werden 
allgemein aufgehoben. 

Die in Unfern Staaten fhon durch Unfer Edikt vom 8. Auguf 

1808, $. 5 aufgehobenen Manumiffiond:Gelder find auch da, mo die Leib— 
eigenfchaft oder Hofbörigfeit noch zur Zeit befteht, in fofern fie nur von 

den aus einem Bundes:Staate in den andern auswandernden Unter, 
tbanen zu entrichten wären. unter der Nachfteuer:Freiheit begriffen. 

5) Was Ben Losfauf von der Militär: Pflichtigfeit in Hinficht auf Frei 
gigkeit anlangt, bleibt eine fernere Uebereinfunft vorbehalten. 

6) Die Nahfteuers und Abzugsd:Freibeit findet ohne Unterſchied ftatt, ob die 
Erhebung diefer Abgabe bisher dem landesherrliben Fiskus, den Glan 
deöherrn, den Privatberechtigten, Kommunen oder Yatrimonial:Gerid’ 

- ten zuſtand. 
Auch die Art der Verwendung des Abzugs-Gefälles kann 
feinen Grund Larleihen, daffelbe fortan beftehen zu laffen. 

7) Die befonderen Freizügigfeitd. Verträge follen, in ſoweit fie dasjenige, 
wat die gegenmwärtigen_Beftimmungen enthalten, begünftigen, erleichtern 
oder noch mehr ausdehnen, auch Fünftig aufrecht erhalten werden, und 
befteben alfo, in fofern als fie diefen Beftimmungen nicht entgegen find: 


‘ 
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8) Als allgemein geltender Termin, von welchem an bie völlige Nachſteuer⸗ 
Freiheit von allem auswandernden Bermögen in den deutfhen Bundes» 
Staaten ftatt haben fol, iſt der erfte dieſes Monats feitgefegt worden, 
unbeschadet jedoch der günftigeren Beftimmungen, welche theild aus Ber; 
tragen verfchiedener Bundes:Staaten unter fih, theild aus landesherrs 

- fihen Berordnungen einzelner Regierungen bervorgegangen find. 
Es wird übrigens der Zeitpunkt der DBermögendErportation und 
des Berzihtd auf das Unterthans⸗-⸗Recht zur Rihtfhnur angenommen. 
In Folge diefer Beftimmungen haben vom. 1- d. M. an in Unfern Etaas 
ten aufzuhoͤren: 

a) Der Bezug son Abfahrtsgeld und Nachſteuer gegen die wenigen 
deutſchen Bundes:-Staaten, mit welhen nicht fhon im Folge der von Uns 
im Jahre 1801 erklärten Regierungs-Grundfäge dur ausdrückliche Ders 
träge oder ftillfhweigende gegenfeitige Obſervanz, Freizügigkeit beftebt. 

b) Der Bezug der gegen die Paiferlicy: königlich öfterreihifhen Staaten re: 
torfionsweife eingeführten dreiprocentigen Emigrationg>Tare und 
des fogenannten Militär-Abfahrts:Geldes, welches von den in 
die kaiferlich-Pöniglich oͤſterreichiſchen Staaten übergebenden Verlaſſenſchaf⸗ 
ten von Militär: Perfonen mit 10 % gleichfall® retorsive bejogen wird, 
endlich des ebenfalld gegen diefelben Staaten beibehaltenen gutsherr— 
lichen und ftadtifhen Abfahrtd-Geldes, foweit die Aus— 
wanderung oder Bermögens:Erportation in die zum 
deutfhen Bunde gehörigen kaiſerlich-koöͤniglich öfterrei- 
hifhen Erbländer gefdhie pt. 

e) Der Bezug vom gutsberrlihen oder Kädtifhen Abfahrts 
gelde, wie jolhes in dem mit dem Großherzogtbume Baden abgerklop 
fenen Freizügigkeits-Vertrage ausdrüdlid vorbehalten ift. 

d) Der Bezug von Beiträgen zu Kriegs: und GemeindeShuls 
den, in fofern foldyer bisher noch gegen einige Staaten retorfionsweife 
beibehalten worden ift. Dagegen bat es 

e) bei der bisher beitimmten Reluition der Militär: Pflichtigfeit Bid auf Weis 
teres fein Berbleiben. 

Indem Wir hiermit Unfere fämmtlichen Stellen uno Behörden anweiſen, 
fih nad diefen Beflimmungen genau zu achten, laffen Wir dieffelben auch zur 
Wiffenfhaft Unferer Untertanen durd dad Regierungsblatt befannt machen. 


K. Verordnung vom 23. Dezember 1817 (Amtsbl. 1818 ©. 
289) wodurd eine völlige Abzugs-Freiheit zwifchen Bayern und 
dem Königreich der Niederlande ausgefprochen wird, 

‚Königl. Verordnung vom 31. Juli 1822 (Amtsbl. ©. 165) 
ebenfo mit Parma. | 

-Befanntmachung vom 1. Auguſt 1825, Intelligenzbh ©. 861) 
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wonach laut Eönigl. Neferipts vom 25. September 1823 der im 
Sahr 1772 mit Sardinien abgefchloffene Vertrag erneuert wor 
den ift, welcher einen Abzug von fünf Prozent von allem dahin 
gebrachten Vermögen anorbnet. 

Hierher gehört dann auch die Regierungs⸗Verordnung vom 
31. Jänner 1828 (Intelligenzbl. S. 25), die Erhebung der Nach⸗ 
fteuer bei Auswanderungen betreffend: 

Um die Anftände zu befeitigen, welche bei Erhebung der Nachſteuern vor⸗ 
gekommen find, ſieht man ſich veranlaßt, zu verfügen, wie folgt: 

1) Bei Inftruirung der Auswanderungsgefuhe nah Staaten, mit welchen 
Peine unbedingte Freizügigkeit beftebet, haben ſich die koͤnigl. Land-Com: 
miffariate fchriftlihe Deklarationen des zu erportirenden Bermögens, 
unter Beobachtung ded Art, 4 der Verordnung vom 19. Zuli 1816 
(Amtsbl. pag. 115) vorlegen zu laffen und dieſelben den betreffenden 
Fönigl. Rentämtern unter Beifügung derjenigen Bemerkungen mitzutbei 
len, zu welhen der Inhalt der amtlihen Berbandlungen Veranlaſſung 
geben Fann. 

2) Einden die Pöniglihen Nentämter gegen diefe Deklarationen nichts zu erin⸗ 
nern, fo erheben fie auf den Grund derfelben die Nachſteuer in der 
durch die beftebenden Verordnungen beftimmten Größe. 

Im entgegengefesten Falle aber find fie ermaͤchtiget, vorerft zur Be’ 
richtigung jener Deklaration die gerihtlihe Suventur zu verlangen und 
zu betreiben. 

3) Nur gegen Borlage der Beicheinigungen der betreffenden Pönigl. Rent: 
ämter über die vollftändige Berichtigung der Nachſteuer haben die önigl. 

“ Land: Commiffariate den Auswanderern nad Erfüllung der übrigen ge: 

feglihen Erforderniffe den amtlıhen Konſens hiezu auszufertigen, 

In Bezug auf Nachſteuer und Freizügigkeit gilt übrigens der 
Grundfag der Gegenfeitigfeit. Died ift neuerlich in Bezug auf 
Nordamerika ausgefprochen und der früher erhobene Abzug bei 
Auswanderungen dahin aufgehoben worden. 


I. Sefellfdaften 


Eins ber wichtigften Bürgerrechte ift jenes, Verträge zw ger 
felligen Vereinigungen einzugehen, wovon hier umſtaͤndlich zu han⸗ 
deln iſt. Schon die Familie iſt in gewiſſem Sinn eine Geſell 
fhaft. Andere Gattungen find die Handelsgeſellſchaften, gefellige 
Vereine für wiſſenſchaftliche Zwede, zur Unterhaltung u. f. m 
Ale diefe fallen dem bürgerlichen Privatrecht anheim. Gemifchter 
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Natur find die religidfen und DOrtögemeinden in folhen Staaten, 
wo, wie bei und, ſolchen Gemeinheiten ein politifche Bedeutung 
anflebt. Rein politifh find Berfammlungen zu politifchen Zwecken. 
Wir reden von jeder biefer Gattungen insbefondere; zuvor führe 
ich die Art. 291 — 294 des Strafgeſetzbuchs an, welche allen 
Geſellſchaften ohne Unterfchied gemein find. 


Art. 291. „Jede Bereinigung von mehr al6 zwanzig Perfonen, deren Zweck 
it, ſich täglich, oder an gewiflen Tagen zu verfammeln, um mit religiöfem, lit: 
terarifchen, volitifhen oder anderen Gegenſtaͤnden ſich zu befchäftigen, kann nur 
mit Genehmigung der Regierung und unter den Bedingungen Statt finden, 
welche der Obrigkeit ihr aufzulegen gefallen wird. 

In der bier beffimmten Perfonenzapl find jene nicht begriffen, welche in 
sem Haufe wohnen, worin die Gefellfhaft fi verfammelt. 

Art. 292. Gebe Gefellfhaft der angegebenen Art, welche fi ohne Erlaub: 
niß bildet, oder nach deren Auswirkung die ihr auferlegten Bedingungen vers 
legt, foll aufgelößt werden. 

Die Häupter, Direktoren oder Bermalter der Gefellihaft werden überdies 
mit einer Geldftrafe von 16 bis 200 Franken belegt. 

Art. 293. Wenn dur Rede, Aufmunterung, Anrufung oder Gebete, in 
weldher Sprache es fey, oder durch Ablefen, Anfchlag, Kundmachung oder Ber- 
theilung von irgenderlei Schriften, in folhen Verfammlungen irgend eine Auf: 
forderung zu Berbrechen oder Vergehen gefchehen ift, fo beträgt die Strafe 100 
bis 300 Franken und drei Monat bis zwei Jahre Gefaͤngniß für die Häupter, 
Direktoren und Berwalter der Gefellfhaften; unbeſchadet der bärteren Stra» 
fen, welche die Geſetze perfönlich gegen die Individuen ausſprechen, welche der 
Aufforderung ſich ſchuldig gemacht haben, und welche in feinem Fall mit gerin- 
gerer Strafe belegt werden follen ald die den Häuptern, Direktoren und ‘Ber: 
waltern zugemeſſene. 

Art. 294. Jeder, welcher ohne Erlaubnig der Amtsbehörde den Gebrauch 
feines Haufes oder Zimmers, ganz oder theilweiſe, zur Verfammlung einer 
obgleich genehmigten Gefellfchaft, oder zur Ausübung eines Gottesdienftes ver: 
willigt bat, unterliegt einer Geldftrafe ven 16 bis 200 Franken.“ 


Die neue VBerfaffung fagt von Gefellfchaften im Allgemeinen 
gar nichts. Selbft von den Ortsgemeinden fpricht fie nur neben, 
ber... Nur von ben religisfen Gemeinden handelt fie ausdruͤcklich. 
Es ift daher der Fall, die frühern Beſtimmungen zur Ergänzung 
aufzunehmen, wie dies eben ſchon durch die angeführten Artifel 
des Strafgeſetzbuchs gefchehen if. 

$.L Privatgefellfihaften. 
Bon diefen fchweigt die Verfaffung vom 26. Mai 1818 gänzlich, 


« 
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die Anordnung ber bürgerlichen Privatgefeßgebung überlaffend; und 
fo wird die Regel gelten: Was nicht verboten ift, ift erlaubt. Dem 
Menfchen ift ein Gefelligfeitstrieb angeboren, welchen er auf irgend 
eine Weife zu befriedigen firebt. Die Vernunft beftimmt die Zwecke, 
welche er erzielen darf und fol. Die Regierung wacht, daß diefe 
Berbindungen nicht ausarten, nicht der Gefammtheit oder andern 
Staatögliedern nachtheilig werden. Geheime Gefellfchaften aber find 
verboten, worauf ſich die am 21. Sinner 1818 (Amtsbl. ©. 295) 
publizirte Fönigl, Verordnung vom 13, September 1814 bezieht. 
Wir haben zwar gleich bei dem Antritte Unſerer Regierung unterm 4. Ne 


vember 1799 und fpäter noch unterm 5. März 1804 durch allgemeine und durd 


den Druf bekannt gemachte Berordnungen alle geheimen Geſellſchaften und 
Perbindungen, pohtifhen, religiöfen, oder angeblih wifjenfhaftlihen Zweck, 
wenn ſolcher dem Staate verbehlt oder anders angegeben wird, im Uniern 
Staaten firenge verboten. Da Wir jedodh mit gutem Örunde vermuthen, daß 
diefe Verbote bei manchen Unſerer Untertanen und Diener zu Wergefienheit 
gerathen, unrecht verftanden, oder geflißentlich übertreten worden feyen, fo wol 
len Wir, daß diefelden erneuert, und in folgender Art öffentlich bekannt gemacht 
werden follen: 

1) Wird verordnet, daß Feine geheime Geſellſchaft, ihre Mitglieder mögen 
perfönlich, oder durch Korrefpondenz zufammenbängen, in Unferm Reihe 

\ geftattet werden folle. 

2) Sene Unferer Unterthanen und Diener, welche Anwerber, Berbreiter und 
Theilnehmer folher Gefellfhaften , welche außer Unfern Reiche beile 
ben, und Beförderer ihres Zweckes find, wenn diefer dem Staate nicht 

beſtimmt angegeben und gebilligt ift, find nad) vorgängiger geſetzlicher 
Unterfuhung als Webertreter des Geſetzes zu beitrafen. 

3) Alle jene, welche in Unfern Dienften oder Pflichten ftehen, und fih dei’ 
falls fchuldig machen, werden hierdurch ihres Dienftes und Amtes ver: 
lufig. Es ift daher firenge darauf zu ſehen, daß der vorgefcriebene 
fchriftlihe Revers von einem Seden, welcher in Unſere Dienite oder 
Pflihten tritt, ausgeftellt werde. Alle und jede, welche ihn etwa nod 
nicht ausgeftellt haben, find zur alsbaldigen Befolgung hierdurch aufgefor 
dert, und es wird der Termin hierzu auf drei Monate feftgefegt. Dur 
Revers muß die Verſicherung enthalten, daß der Ausfteller zu feiner 
geheimen Gefelfhaft, oder zu irgend einer Verbindung, deren Zwed 
dem Staate unbekannt, von demfelden nicht gebilligt, oder dem Intereſſe 
bed Staates fremd ift, gehöre, noch je in Zufunft gehören werde. Die: 
fe6 muß ein jeder Angeftellte und Berpflichtete durch einen Eid bekräf⸗ 
tigen. Die Verlegung diefed Eides zieht ohme weiters und ohne Nad- 
fihyt den Verluſt der Stelle nad fi. 

4 .Den oben erwähnten Ahndungen und Strafen werden auch die geheimen 
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Geſellſchaften untergeben, die fib ‚unter was immer für formen auf 
Univerfitäten, Lyceen und allen öffentlihen Unterrichtsanftalten etwa 
bilden mödten. Die Rectoren, Dbern und Profefforen werden, da 
ihnen ohnehin obliegt, auf Betragen und Aufführung ihrer Untergebenen 
zu wachen, zu einer befondern Aufmerkſamkeit auf diefen Gegenitand 
unter firenger Verantwortlichkeit aufgefordert. 

5) Alle Gerichte, Polizei:Behörden und Drts.Obrigkeiten haben ſich vorzüg: 
lich angelegen ſeyn zu laffen, „gegen das Entftehen und die Verbreitung 
geheimer Berbindungen wachſam zu feyn, und wer immer davon Wil: 
fenfchaft trägt, wird als getreuer Unterthan und redliher Staatsbürger 
auf gefetlihe Art die Anzeige den erwähnten Orts » Obdrigkeiten zu 
machen wiffen, welche fodann von Amtswegen und ordnungsmäßig zu 
verfahren haben. 

Wir laffen diefe Verfügungen, nah welhem ſich allgemein zu achten ift, 
dur das Regierungsblatt befannt machen. 


Vorſtehende allerhöchite Verordnung (Regierungsbl. von 1814, ©t. LIX, 
15%1 — 1524) wird in Gemäßheit allerhödhften Reſcripts vom 30. Dezember 
vorigen Jahrs zur allgemeinen Nachachtung durd das. Amtsblatt hiemit be> 
kannt gemacht. 


— 





6. IL Politifhe Geſellſchaften. 

Auch hievon ſchweigt die neue Verfaſſung, ebenſo die vom 
Jahr VIII; die vom Jahr III handelt hievon in den Artikeln 360 
bis 366 einſchließlich. | 

Da jene nicht verboten,, dieſe erlaubt, und das Recht ein 
natürliches ift, fo beiteht es ohne Zweifel; allein die oben ange: 
führten Artifel 290 — 29% des Strafgeſetzbuchs ſetzen die beſon— 
dere Bewilligung der Regierung voraus. Wir halten und bies 
bei nicht auf, fondern fhreiten zur 

g. II. Orts und Kreis-Gemeinde. 

Der beſſren Ueberſicht wegen habe ich dieſen Gegenſtand in 
einen eigenen Abſchnitt zuſammengefaßt, welcher den Dritten dies 
ſes Buches. bildet ; ebenfo 

$. IV, Religidfe und firhlide Gemeinden 
den vierten Abfchnitt. 


— nn) 
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Drittes Capitel. 
Staatsregierung. 


„Das Koͤnigreich Bayern,” ſagt 6. 1, Tit. I der Verfaffungs 
Urkunde, „iſt in der Geſammtvereinigung aller aͤltern und neuern 
Gebietstheile ein ſouveraͤner monarchiſcher Staat, nach den Be— 
ſtimmungen der gegenwärtigen Berfaffungs-Urfunde.” $. 2. „Für 
das ganze Königreich befteht eine allgemeine, in zwei Kammern 
abgetheilte Stände-Berfammlung.” „Der König,” fagt $. 1, Tit. 
II „ift das Oberhaupt des Staated, vereinigt in ſich alle Rechte 
der Staatögewalt, und uͤbt fie, unter den von ihm gegebenen 
in ber gegenwärtigen Berfaffungs» Urkunde feftgefegten Beſtim— 
mungen aud. Seine Perfon ift heilig und unverleglich.‘ Hin 
gegen $. 4 bes Tit. X: „bie Fönigl. Staatsminifter und fämmts 
liche Staatsdiener find für die genaue Befolgung der Verfafung 
verantwortlich.’ 

Hier haben wir alfo drei mwefentlich verfchiedene Beftandtheile 
der Staatsregierung im woeiteften Sinn: König, Staatsbe— 
börden, Stände. Bon legtern ift ſchon geredet. 


Tit L Vom König. 


Außer dem BVerfaffungs-Gefege gehören noch folgende Beſtim⸗ 
mungen hierher: 

Das neue koͤnigl. Familienftatut vom 5. Auguft 1819 
(Amtsbl. 1821, ©. 42): 


Wir Marimilian Joſeph, von Gottes Gnaden König 

von Bayern, 

Urfunden und bekennen hiermit: Da die Verfaffungs-Urfunde Unferes Reicht 
vom 26. Mai 1818 Abänderungen des unterm 18. Jänner 1816 befannt ge: 
machten Samilien-Gefeged in einigen weſentlichen Stüden erfordert , fo baben 
Wir nad vorgängiger Berathung in einer Berfammlung Unferes Gefammt: 
Minifteriums, unter Zuftimmung der Agenten Unſeres Haufes , nachfolgendes 
Pünftig allein gültiges Haus-Grund:Gefeg erlaffen, in welchem alle Anordnun: 
gen der ditern Familien:Gefege und Verträge, fo weit fie mit den in oben: 
erwähnter Berfaffungs-Urkunde enthaltenen Beftimmungen vereinbarlic, und auf 
bie übrigen Verbältniffe Unferes Haufes noch anwendbar find, aufgenommen worden. 
Wir befchließen hiernach und verordnen : 
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I. Titel, 
Don den Perfonen des königlichen Haufes. 

$. 1. Das Königlihe Hauß begreift: 

a) alle Prinzen und Prinzeffinnen, welche von dem Könige oder von einem 
Defcendenten des gemeinfhaftlihen Stammvaters des Pöniglihen Hau: 
fe, durd anerkannte ebenbürtige rechtmäßige Eben, in männlider 
Linie abftammen; 

b) die Gemahlinnen der Röniglihen Prinzen und ihrer Wittwen, während 
ihres Wittwenftandes. | 

$. 2. Alle Glieder des Königlihen Haufes find der Hoheit und Gerichts, 
barkeit des Monarden untergeben, und er übt als Haupt des Haufes eine 
befondere Aufſicht, mit beftimmten Rechten, über fie aus. 

$. 3. Diefe Rechte find während der Minderjährigkeit ded Königs, oder 
während der Dauer feiner Verhinderung in Ausübung der Regierung, dem 
Reihsverwefer übertragen. 

1. Zitel 
Bon den Heirathen der Prinzen und Prinzeffinnen 
des Königlihen Haufe. 

$. 1. Kein bayerifher Prinz und eine bayerifhe Prinzeffin darf eine ehe 
lihe Verbindung eingehen , obne dazu vorher die Ginmwilligung des Königs 
erhalten zu haben. j 

$. 2. Wenn der König die Bewilligung ertheilt , fo wird die Urkunde 
darüber unter Pönigliher eigenhaͤndiger Unterfhrift und Pöniglihem Giegel, 
und unter der Gontrafignatur des Staatsminifters des Königlihen Haufes 
audgefertiget. 

$. 3. Unterbleibt diefe förmlihe Einwilligung . fo hat die gefchloffene Ehe 
eines Mitgliedes des Königlihen Hauſes, in Beziehung auf den Stand, Titel 
und Wappen defielben, Peine rechtliche Wirkung. Eben fo wenig fönnen dar: 
aus auf Staatd:Erbfolge, Appanage, Ausfteuer, Witthum, felbit auf die 
nad) ältern Herfommen und Samilien-Berträgen zugeftandenen Bortheile einer 
Ehe zur linken Hand Anfprühe gemadht werden. Die aus folder Ehe erzeug⸗ 
ten Kinder, oder Die zurüdgebliebene Wittwe , haben nur eine Alimentation 
aus dem eigenen Vermoͤgen des Baters oder Ehegemahls zu fordern. 

6. 4. Alle von den Prinzen und Prinzeffinnen des Böniglihen Haufes ge 
fhlofienen Ehe: Berträge find nichtig, wenn fie die Königliche Beftäriguug nicht 
erhalten haben. 

$. 5. Keinem Mitgliede des Königlihen Haufes ift eine Adoption geftattet. 

I. Zitel. 
Bon den Verhandlungen über die Geburt, die Ber 
mäblungen und die Sterbfälle in dem Königliden 


Haufe. 
$. 1. Diefe Verhandlungen werden unter der Leitung des Minifters des. 


% 
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Koͤniglichen Hauſes aufgenommen. Der König ernennt aus den naͤchſten Prin— 
zen des Hauſes, nad dieſen aus den Miniſtern, Kron- und erſten Staats⸗ 
Beamten die zu ſolchen Verhandlungen erforderlichen Zeugen. 

$, 2. Wenn der König an dem Orte, wo die Verhandlung vor ſich gebt, 
nicht gegenwärtig feyn follte, und die Zeugen nicht felbft ernannt bat, fo ge: 
fdieht die Ernennung derfelben aus den oben bezeichneten Perfonen, durch den 
Minifter des Königlihen Haufes aus befonderm Auftrage des Königs, und im 
Halle aud der ebengenannte Minifter nicht gegenwärtig feyn follie, fo werden 
folgende Zeugen dafür beftimmt ; 


a) ein volljähriger Prinz des Haufes, wenn ein folher anweſend ift, 
b) Die zwei erften im Orte befindlihen Staattdiener, nebft den Hofbeam⸗ 
ten des Prinzen, welhen die Verhandlung betrifft. 


Die Verhandlung felbt muß von dem erften Pöniglihen Beamten aufs 
genommen, von den Zeugen mit unterfohrieben, und fodann an den obener- 
wähnten Minifter eingefendet werden, durch welhen fie, foferne fie nah den. 
Vorſchriften des Gefeges verfaßt, und von ihm nichts dagegen zu erinnern ge: 
finden worden ift, dem Könige vorgelegt wird. 


$.3. Bei Gterbefällen der Prinzen und der Prinzeffinnen des Königl. 
Haufes wird das Siegel in ihren Palläften und Haͤuſern durch den Minifter 
des Königlihen Hauses angelegt. An dem Orte, wo derfelbe nicht gegenwärtig 
ıft, beforgt die Siegelanlegung der erfte allda wohnende Pöniglihe Staats: 
Beamte, old der aus beftändigem Auftrage hierzu ernannte Bevollmädtigte 
des erwähnten Miniftere. 

$, 4. In allen vorhin erwähnten Fallen wird das Orginal der verfaßten 
Urkunde in dem Archive des Königlichen Haufes, und eine beglaubigte Abfihrift 
in dem Reichsarchive hinterlegt. 


IV, Zitel. 


Bon der Auffiht des Königs über die Prinzen und 
Prinzeſſinen des Königlihen Hauſes. 

Dem Könige, ald Negenten und Haupte des Haufes, koͤmmt die Befugmp 
zu, Einfiht von der Erziehung aller Prinzen und Prinzefiinnen feines Haus 
fe6 zu nehmen. j 

$. 2. Kein Prinz und Peine Prinzeffin des Königlihen Haufes darf 
ohne ausdrüdliche Erlaubniß des Königs in einen fremden Staat fih begeben. 

$. 3. Ueberhaupt fteht ed dem Monarchen zu, alle zur Erhaltung der 
Ruhe, Ehre, Ordnung und Wohlfahrt des Königlihe Haufes dienlihen Maß- 
regeln zu ergreifen. 


V Titel 


Bon der Thron und Erbfolge. 
$. 1. Bei der Thronfolge treten diejenigen Bellimmungen ein, welche ın 
der Berfafiungs.Urfunde Tit. II, $$. 2, 3, 4, 5 und 6 desfalld enthalten find. 
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Sn den Fällen, da ein Vice⸗Koͤnig aufgeſtellt wird, foll der zur Thronfolge 
beftimmte Prinz, oder in GErmangelung eines — geeigneten Prinzen, ein 
Eingeborner dazu ernannt werden. 


$. 2. Für die Dauer des Mannsftammeb, und im Falle, wenn ein durch 
Erbverbrüderung zur Thronfolge berechtigter Prinz; vorhanden ift , find die 
Prinzefinnen von der Nachfolge zur Krone dur die Verfaſſungs-Urkunde 
ausgeichloffen. | 

Der Berziht auf diefe Nachfolge foll in Pünftigen Eheverträgen unter 
Beziehung auf die einfchägige Stelle der Berfaffungs:lirfunde befonders aus— 
gedrückt werden. 

$. 3. Die Prinzeffinnen find nicht nur von der Regierungsfolge, fondern 
aud von der Inteflat:Erbfolge alles beweglihen Vermoͤgens des Mannsitams 
mes, ſowohl in der Haupt:Linie, als in den Neben-Linien ausgefchloffen, fo 
lange noch männliche Sproffen im Königlichen Haufe vorhanden find. 
. Bis zur Erlöihung des Mannsftammes bleiben fie auf die ihnen ausge— 
fegte Ausſteuer beihränkt. Sollte der oben vorgefhriebene Verzicht durch irgend 
einen Zufall nicht geleiftet worden feyn, fo werden fie nach den Geſetzen des 
Königliden Haufes zu Gunften des Mannsitammes für verzichtet geachtet. 


6.4 Gm Falle ganzlider Erlöihung des Mannsftammes wird den Prin» 
zeffinnen die Erbfolge in das Privat:Bermögen des legten Monarden „ nach 
bem folgenden VIII Titel, eröffnet. Bei jenem zurüdgelaffenen Vermögen, 
welches als Beftandtheil des der Krone angehörigen Vermögens, nad den frü: 
bern $amilien » Gefeßen und Verträgen des Königlichen Haufes und der Ber» 
faffungs:Urfunde des Reichs Tir. TIL 65. 1 und 2 erPlärt ift, richtet fich die 
Erbfolge nad den Beftimmungen über die Thronfolge, 


VI. Titel. 


Von Appanagen, Ausſteuer und Witthum. 

6.1. Keine Appanage darf kuͤnftig auf liegende Güter, ſondern fie fol’in einer 
Geld:Rente von böcftens 100,000 Gulden, welche in monatlihen Beträgen an 
die nachgebornen Prinzen auszubezahlen ift, auf die Böniglihe Staatskaſſe an» 
gemwiefen werden. Für die nachgebornen Söhne des Königs wird die Appanage 
niemals unter 80,000 Gulden, wenn fie etablirt und verheirathet find, und 
nicht unter 60,000 Gulden, wenn fie vor ihrer Vermaͤhlung ſich etabliren, be: 
tragen. Wenn von den Könige nur zwei Prinzen binterlafien worden find, 
fo tritt der Nachgeborne in die volle Appanage von 100,000 Gulden ein, ohne 
dag in der Folge eine Berminderung ftatt finden darf, jedoch wird bei den 
nachgebornen Söhnen der Pünftigen Könige die wirkliche Vermaͤhlung voraus: 
geſetzt, außerdem mit der Etablirung lediglich eine Appanage von 80,000 Guls 
den verbunden ſeyn ſoll. Neben:Einfünfte, welche von Militär» oder andern 
Chargen, oder aus befondern Titeln bezogen werden, Pönnen in die Appanage 
nicht eingerechnet werden. 

$. 2. Der Unterhalt des Kronprinzen wird jedesmal beſonders feftgefegt 
und auf die Staats-Kaſſe angewiefen. | 
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$. 3. Die Appagnage der Nachgebornen werden nach dem $. 1 angeführ: 
ten Maßftabe von dem Könige durch eine befondere Urkunde feitgeiest und 
angemwiefen, fobald für dem nadhgebornen Prinzen ein eigenes Haus gebildet 
wird. Bis dahin werden die nadhgebornen Prinzen zwar auf Koften der Königl. 
Staats:Kaffe unterhalten, diefer Unterhalt wird aber jährlid von dem Könige 
befonders beftimmt. 

$. 4. Da, wo bereits befondere Anpanagial:Berträge im Königlichen Haufe 
befteben, bat es bierbei fein DBerbleiben. 

$. 5. Die Prinzen des Königlihen Haufes find nach dem Tode ihres Ba: 
ters berechtigt, nach erreihtem 21. Jahre fich befonders zu etabliren, und bier: 
zu die ihnen gebührende Appanage in Anfpruh zu nehmen. 


$.6. Wenn für einen nachgebornen Prinzen die Appanage feſtgeſetzt und 
angemwiefen ift, fo muß derfelbe davon nicht nur den Unterhalt feines Haufes, 
fondern auch die Ausfteuer "feiner Töchter, die Etablirung und Berforgung 
feiner Söhne, und die Wilthyume in feiner Linie beftreiten. Sollte deſſen Fami⸗ 
lie fo zahlreich feyn, daß die ausgefegte Appanage zu ihrem ftandesmäfigen 
Unterhalte nicht mehr hinreichte, oder daß für das Haus eined Prinzen aus 
der Nebenlinie nicht wenigſtens der dritte Theil des Minimums der Appanage 
eined Königlihen Prinzen auszjumitteln wäre, fo wird der König für folde 
einzelne Fälle das Nbgängige ergänzen, 

Auf den Fall des Abgangs einzelner Zweige von der Linie eines nachgebornen 
Prinzen wählt der eröffnete Antheil der Appanage mit den damit verbundenen 
Laften des Witthums, fo wie des Unterhalts und der Ausfteuer der Prinzel- 
finnen den übrigen Zweigen jener Linie gleichheitlich zu. Dem König bleibt 
jedoch vorbehalten, aus diefer eröffneten Appanage den Unterhalt und die Aus— 
fteuer der genannten Prinzeffinnen zu beftimmen, wenn nicht ſchon früher der 
legte Sproffe der abgegangenen Nebenlinie mit Pöniglicher Bewilligung hierüber 

Borfebung getroffen haben follte. 


$. 7. Ein appanagirter Prinz muß allzeit die in feinem - Haufe getroffenen 
Einrichtungen dem Könige zur Beftätigung anzeigen. 


$. 8. So lange die Prinzeffinnen ledig find, muß für ihren ſtandesmäßi⸗ 
gen Unterhalt geforgt werden, welcher von dem Könige für feine Prinjeſſinnen 
Töchter in dem für das Königliche Haus entworfenen Etat jährlich be 
fimmt wird. 


$. 9. Wenn der Monarch für den Fall feines Ablebens mit dem Regie 
rungs⸗Nachfolger wegen des Unterhalts feiner zuruͤckgelaſſenen Prinzefiinnen feine 
befondere Verabredung getroffen hat, und die vermittwete Königin gleichfalt 
nicht mehr am Leben ift, fo ift der Nachfolger verbunden, einer jeden volljäh- 
rigen Prinzeſſin, fobald ein eigenes Haus für fie gebildet wird, bis zu ihrer 
Vermaͤhlung für ihren lſtandesmaͤßigen Unterhalt eine jaͤhrliche Rente von wenig 
ſtens 24,000 Gulden, und hoͤchſtens 30,000 Gulden in monatlichen Raten 
anzumeifen. 

Ohne befondere Gründe kann aber, fobald die Prinzeffinn das 25fe Fahr 
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zurückgelegt "hat, derfelben die Beftellung eines eigenen Hauſes nicht verwei⸗ 
gert werden. 

6. 10. So lange die vermittwete Königin am Leben ift, und ihren Mitt: 
wenftand nicht ändert, verbleiben die ledigen Prinzeffinnen Töchter in ihrem 
Haufe unter ihrer unmittelbaren Auffiht, und empfangen von dem Thronerben 
für ihren Unterhalt die Hälfte der obigen Summe. Wenn eine Prinzeffin 
nad zurüdgelegtem Zöften Sabre mit Genehmigung ded Königs aus dem müt— 
terlihen Haufe tritt, fo erhält fie die volle Appanage, vorbehaltlih der dem 
Monarchen, vermöge des IV. Tıtels, zuftehenden Rechte der Aufſicht. 

$. 11. Für jede Prinzefiin aus der Königlihen Hauptlinie ift ‚bei ihrer 
Bermählung zur Ausfteuer und Total-Abfindung ein Betrag von 100,000 Guls 
den feftgefegt. 

$. 12. Das Witthum der regierenden Königin beftimmt fi, nebft einer 
anftändigen eingerichteten Refidenz , jedesmal na dem abgeſchloſſenen Ehever⸗ 
trage, darf aber fünftig nie mehr als 120,000 Gulden jaͤhrlich, nebſt benöthig- 
ter Fourage und Holz, betragen. 

In Anfehung des Witthums der gegenwärtig regierenden Königin verbleibt 
es bei den hierüber getroffenen Anordnungen. 

4. 13. Die darüber zu errichtende Urkunde wird von dem Könige unlerzeich— 
net, und mit feinem Kabinets-Siegel gefertiget, dann in Gegenwart zweier, von 
dem Könige befonders hiezu ernannten Zeugen dem Minifter des Königlichen 
Hauſes zugeftelt, worüber ein.befonderes Protofoll aufgenommen wird. 

$. 14. Die ausgefertigte Urfunde wird alsdann ın dem Haus:Archive bis 
zu dem Zeitpunfte des eintretenden Falles aufbewahrt. 

$. 15. Nah dem erfolgten Ableben des Monarchen wird fie feinem Rach— 
folger von dem Minifter des Königlihen Hauſes vorgelegt, welcher gehalten 
ıft, dieſelbe pünktlich vollziehen zu laſſen, und der Wittwe eine Abſchrift bie 
von mitzutheilen. 

$. 16. Die nachgebornen Drimen beftimmen auf eine ähnliche Art das 
Witthum ihrer Gemahlinnen, jedoch muß die darüber ausgefertigte Urkunde 
dem Könige zur Beftätigung vorgelegt. werben. 


vn Titel 


Don dem Hofftaat des Königliden Haufe. 

$.1. Der König ernennt feinen Hofftaat, jenen der Königin, des Kronprizen, 
der Königlihen Wittwen und der Appanagirten in der Königlichen direften 
Linie. Die Wahl des Hofftaates der Prinzen der Neben » Linie muß ihm an- 
gezeigt, und kann nur mit feiner Genehmigung angeordnet werden. 

vu Zitel | 
Bon dem Privat» Vermögen der Glieder des König: 
lihen Haufes, und der Erbfolge in daffelbe. 


$. 1. Ueber alle Gegenftände, welde zu dem Staats: und Hausfideicommiß- 
Bermögen gehören ,. (Tit. V. 65. 3 und & fteht dem fedetmaligen Regenten 
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keine Privat⸗Dispoſition zu; dieſe kann ſich nur auf dasjenige Vermoͤgen et⸗ 
ſtrecken, welches der Monarch weder aus Staatsmitteln, noch durch Staats⸗Ver⸗ 
traͤge, noch in fideicommiſſariſcher Eigenſchaft zur Vererbung im vorhandenen 
Mannsſtamme, ſondern durch Erſparniß aus den zu feiner Privat-Dispoſition 
geſtellten Einnahmen, oder aus ſonſtigen Privat-Titeln erworben, und dem 
Vermoͤgen des Staates und der Krone noch nicht einverleibt hat. 


6.2. Der Monarch ift in feinen Dispofitionen an die Borfchriften der 
bürgerlihen Geſetze nicht gebunden. 

$. 3. In Ermangelung einer Dispofition findet in das zurückgelaſſene Privats 
Bermögen ded Monarchen auch eine Snteftats Erbfolge, !jedoh nur, mit der 
Tit. V, 6. 3 enthaltenen Beſchraͤnkung, und vorbehaltlih der in der Ver— 
faffungs-Urkunde Tit. III, $. 1 enthaltenen Beftimmung Statt. 


8.4. Die eintretende Inteftat-Erbfolge richtet fih nad den bürgerlichen 
Gefegen. 

$. 5. Die übrigen Glieder des Königlihen Haufes find bei den Dispofi» 
‚tionen über ihr Privat:Bermögen an die Beobadhtung der bürgerliben Geſetze 
gehalten, nach welhen auch die Erbfolge in daffelbe beftimmt wird. | 

6. 6. Ueber die ihnen angemwiefene Appanage fteht ihnen, ohne Genehmi: 
gung des Königs, Peine Dispofition, felbit in ihrer Linie, zu. 


$. 7. Nach dem Abgange der männlihen Nachkommenſchaft eines nachge⸗ 
bornen Prinzen fällt die ibm und feiner direften, Linie angewiefene Appanage, 
mit den darauf ruhenden Naften des Witthums, fo wie des Unterhalts und 
der Ausfteuer der Drinzefiinnen, wenn nicht der Tit, VI, $. 6 angeführte Fall 
ded Zuwachſes an die übrigen Zweige einer und der nämlichen Nebenlinie 
eintritt, an die Krone zurüd. 


X. Titel, 


Bon der Reichsverweſung und den Bormundfchaften. 

$. 1. Die Volljährigkeit der Prinzen und Primeflinnen des Königlichen 
Haufes tritt mil dem zurücdgelegten 18. Jahre ein. 

$. 2. In Anfehung der Reichs-Verweſung fommen jene Beftimmungen in 
ai weile in der Verfaſſungs-Urkunde Tit. IL, 66. 9 — 14, und 69. 
15 — 22 enthalten find. 

$.3. Die Vormundſchaft über die Königliben Prinzen und Prinzeffinnen, in fo 
weit fie auf die Reichsverweſung ſich nicht bezieht, kann Durch eine väterlihe Die- 
pofttion befonderd angeordnet werden. In Ermangelung einer folhen Dispoft« 
tion gebührt der vermwittweten Königin, welche in jedem Fall die Erziehung ibrer 
Kinder hat, die Vormundſchaft über das Privat: Bermögen derfelden während 
ihrer Minderjährigkeit,, jedoch allzeit unter der Aufficht des Monarchen, oder 
des gefegliben Reichsverweſers, welcher das Gutachten des Regentſchafts⸗Raths 
bierbei zu erholen hat. Die nämliche Auffiht hat auch bei der durch den ver: . 
Korbenen Monarchen angeordneten Vormundſchaft ftatt. 

$. 4 Sollte die verwitimete Königin vor beendigter Vormundſchaft mit 
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Tode abgehen, oder wegen eines gefeglihen Hinderniffes die Bormundfchaft 
nicht fortführen koͤnnen, fo Pömmt die Anordnung derfelben dem nachgefolgten 
Monarden, oder dem jedesmaligen Reichs-Verweſer mit Bernehmung des Res 
gentihafts-Ratps zu.  ' 


$. 5. Die Prinzefiinnen verbleiben unter der Euratel des Monarchen oder 
des Reichs » Bermeferd bis zu ihrer Vermaͤhlung, ohne Unterſchied, ob fie bei 


der verwittweten Königin fich befinden, oder ein befondered Faus für fie gebil- 
det worden it. 


$. 6. Die Prinzen des Königliben Haufed fönnen für die Verwaltung 
des Vermögens und die Erziehung ihrer minderjährigen Kinder Vormünder 
ernennen, diefe müflen aber von dem Könige beftätigt werden. 

$. 7. Wenn der Bater entweder felbit Peine Bormünder ernannt hat , 
oder die ernannten haben die Königliche —— nicht erhalten, ſo koͤmmt 
ihre Beſtellung dem Könige zu. Ä 

$.8. Die Vormünder müffen bei der — der Prinzen und Prinzeſ⸗ 
finnen dasjenige beobachten, was Titel IV, $. 1 deshalb verordnet ift. 


6.9. Zn Anfehung der Verwaltung des Bermögens haben fie die Bor 
fhriften der Gefege des Koͤnigreichs zu beobachen, jedoch wird bei ihren Hand» 
lungen , wo bei Privaten die Beftätigung der Gerichte vorgefchrieben ift, die 
Beftätigung des Königs erfordert. 


X. Titel 


Bon der Gerihtsbarfeit über das Königlihe Haus im 

ftreitigen Fällen, und von dem Familien-Rathe. 

$. 1. Real: und vermifchte Klagen gegen ein Glied des Königlichen Haufes 
werden bei den einichlägigen Königlichen Appellations:Gerichten angebracht. 

$. 2. Ueber alle anderen perföhnlichen gerichtlichen Angelegenbeiten der Prin» 
zen und Prinzeffinnen des Haufes verfügt und enticheidet der König. 


Den vorläufigen Verſuch der gütlihen DBereinbarung hat der Königliche 
Staatsminifter der Zuftiz auf Königlihen Auftrag anzuftellen. Bleibt derfelbe 
ohne Erfolg, fo wird der Prozeß dur die Praidenten des Ober-Appellationd» 
Gerichtes und des Appellations:Gerichtes der Refidenz-Stadt nad der beftchen» 
den Gerichtsordnung im Königlihen Namen, und nah vorläufigem befondern 
Auftrage des Königs inftruirt. Die auf obige Weife inftruirten Akten werden 
an das Pönigliche Staats:Minifterium der Juſtiz eingefendet. Die Entfcheidung 
der Sache erfolgt durch den König nach vorber eingeholtem gemeinfhaftliden 
Gutachten der beiden Staats-Miniſterien des Königlihen Haufes und der Zu: 
fi; in erfter und zugleich legter Inftanz- 

$.3. Die Depofition bei Zeugſchaften ift von ten Königlichen Familiengliedern 
bei Fürftlihen Treven und Glauben durd einen Präfidenten des Ober-Appella- 
tions⸗Gerichts zu erholen, und dem einfdlägigen Gerichte mitzutheilen. 

6. 4. Dem Könige bleibt ed vorbehalten, zu Entſcheidung wichtiger Fälle 
in perfönlihen Angelegenheiten der Glieder des Königlihen Haufes einen 
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Familien-Rath zu berufen. Derſelbe beſteht aus dem Könige, dem Kronprin, 
zen, denjenigen Prinzen des Königlihen Haufes, welde das 21. Jahr erreicht 
baben, den Kronbeamten und Miniftern. 

$. 5. Die Zufammenberufung wird denfelben Mitgliedern dur ein be 
fonderes föniglihes Dekret befannt gemadıt. 

$. 6. Der $amilien-Rath ald Fönigliher oderfter Gerichtshof wird von dem 
Könige, oder in deſſen Abmefenpeit von dem Kronprinzen präfidirt; find beide 
nicht gegenwärtig, fo wird das Prafidvium nad Gutbefinden des Monarchen 
einem Andern durch ein befondered Dekret übertragen. 

6.7. Der Staatsminifter der Juſtiz hat bei dem Königlichen Familien 
Rathe den Vortrag. e 

$.8. Der Familien.Rath erkennt in der ihm beigelegten Eigenfchaft nad 
den rechtlichen Berhältniffen des Falles, 

Die Beftätigung bleibt dem Köhige vorbehalten. 

Mir erflären diefes Familien-Statut als ein pragmatifches Hausgefeg, mel: 
ches nicht nur fämmtlihe Mitglieder Unferes Haufes verbindet, fondern auf 
defien Beobahtung auch fämmtlihe Staats» Minifterien und übrigen Landet 
ftellen angewiefen werden. 


Pererdnung vom 10. März 1826 (Amtsbl, ©. 249): 

Da Wir e6 angemeffen finden, daß außer den Mitgliedern der Königlichen 
Familie Niemand ſich erlaube, feiner Dienerfhaft eine gleihe Livree, mie jene 
Unfered Königlihen Haufes zu geben; fo beauftragen Wir hiermit Unfer Staatt 
Minifterium des Haufes und des Neußern, deßhalb das Geeignete zu veramlalen 
und für die genaue Beobachtung zu wachen. 


Tit. L Staatsdbehörden. 
1) Staatsminifterium. 

Diefes bildet mit dem Staatsrath, als oberfter berathender 
Stelle, die eigentliche Regierung des Könige, welcher alle übris 
gen Staatsbehörden untergeordnet find. Die jetzige Bildung und 
den Wirfungsfreis erfieht man aus folgender Föniglichen Derords 
nung vom 9. Dezember 1825 (Amtsbl, 1826 ©. 1): 

Um den Aufwand im Staatshaushalte auf jede mit dem Hauptzwecke ver’ 
einbarlihe Weife zu mindern, und den VBerwaltungs:Organismus zu vereinfachen, 
baben Wir bejchloffen, eine neue Formation Unſerer Staats: Minifterien, umd 
zugleich einige Veränderungen in Bezug auf ihren Geſchaͤftsgang anzuordnen- 
— Nah Vernehmen Unferes Staatsraths wollen Wir zu dieſem Behufe nei: 
ordnen, wie folgt: 


- 
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I. Titel 


Formation der Minifterien. 
$. 1. Für dermalen follen fünf Minifterien fortbeftehen : 
1. Das DMinifterium des Haufes und des Aeußern, 
II. jenes der Juſtiz, 
III. des Innern, 
IV. der Finanzen, 
V. der Armee. 
$. 2. Jedes diefer fünf Minifterien wird Pünftig beſtehen: 
a) aus einem dirigirenden Minifter, 
b) aus einer beftimmten Anzahl von Minifterinl-Räthen, 
e) aud einem General:SePretär, 
d) aus einem Archivar (jedoch mit Ausnahme des Staatsminifteriums des 
Haufes und des Neußern) und der erforderlichen Anzahl von Regi: 
ftratoren. 
©) aus den für dermal von Uns nah $. 6 für die Gefhäfte des gehei- 
men Sekretaͤrs, Erpeditoren, Buchhalter und Rechnungs: Commiffärs 
bezeichnet werdenden Angeftellten. 
N aus zwei Kanzelliſten, 
ED aus den für dermal ernannt werdenden Dienern und Boten. 

$. 3. Einem Minifter ann gleichzeitig die Leitung mehrerer Minifterien 
übertragen werden, ohne hierdurch einen Anfpruh auf Gehalts Bermehrung 
ju begründen. 

$. 4. Die General-Sefretärs beitimmen Wir aus der Reihe der Minis 
ſterial⸗Raͤthe. 

F. 5. Der Archivar und die Regiſtratoren werden von Uns dekretirt; ſie 
müſſen in. Zukunft vorſchriftsmaͤßig die akademiſchen Studien abſolvirt, und 
im äußern Dienſte des betreffenden Minifteriums ein Amt oder eine Stelle 
bereitö in Lefinitiver Eigenfchaft bekleidet haben. 

$. 6. Für dermalen wollen Wir zugleich aus dem bisherigen Minifterial- 
Perfonale folgende Ernennungen felfegen: 

a) Für den Dienft der geheimen Sekretaͤrs, Buchhalter und Rechnungs. 
Commiffärd ded Minifteriums des Haufes und des Aeufern ;„ 5 

b) des Minifteriumd der July : 2 2 2 2 2 2 2 

co) des Minifteriumd des Innern -» » 2 2 0 2 een 5 5umd 

d) des Minifteriums der Finamen . : 2 2.2. TE 

Es bleibt anbei den Miniftern überlaffen, das zu vieſen Funktionen der 
Sekretaͤrs, Rechnungs-Commiſſaͤrs, Buchhalter, Reviſoren, Tabelliſten und ans 
deren Stellen dieſer Kategorie noch noͤthig habende Perſonale aus den bisher 
bei ihrem Miniſterium angeſtellten Individuen auszuwaͤhlen, oder auch zu den 
wichtigern, eine groͤßere Vorbildung erfordernden Arbeiten ſolche Individuen zu 
verwenden, melde bereits als Staatsdiener in definitiver Eigenſchaft aͤußere 


Stellen bekleiden. — Während dieſe Beamten commissorio modo in dem Mi— 
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nifterium funftioniren, Pönnen ihre Stellen nur prowiforiich beſetzt werden, 
in foferne fie nicht von einer Richteramtsſtelle in das Juſtizminiſterium ge: 
rufen werden. — Aus dem Etat -Marimum des betreffenden. Minifteriums 
müfjen diefen committirten Beamten nicht nur die Emolumente derfelben, fon: 
dern auch die allenfalls fi ergebenden Umzugskoſten vergütet werden. 

Die Zahlvon Gehülfen diefer Kategorie wird für jedes Minifterium etats: 
mäßig feftgefegt. 


$. 7. Die Kanelliften erhalten auf Antrag Unſerer Minifter Dekrete, 
welhe Wir unterfertigen; es dürfen hiezu jedoch nur Individuen in Vorſchlag 
fommen, welche durch mehrjährige Dienftleiftung volle Brauchbarkeit, einen un- 
unterbrochenen Dienfteifer und ausgezeichnete Moralität bewährt haben. 


$.8. Die übrigen, für den Dienft erforderlihen Gebülfen, Schreiber, Bo 
ten und Diener beftellt der betreffende Minifter, foferne Wir legtere, Diener 
und Boten, nicht wie dermal felbft ernennen, auf Ruf und Widerruf; er ir 
ftreitet die fi hierauf ergebenden Koften aus dem Marimum, weldhes Bir 
etatsmaͤßig biefür feitfegen werden. Für jegt wellen Wir jedoch fogleih aut 
dem bisherigen Perfonale für jedes. Minifterium einen Canzleidiener und jwei 
bis drei Boten ernennen. Wir werden dur allgemeine Beftimmungen für 
jene Gehülfen, Schreiber , Diener und Boten dieſer Kategorie, melhe nah 
langjährigen guten Dienften unbrauchbar werden, befondere Vorſorge treffen. 

Es veriteht fidy übrigens von felbft, daß die bereits angeftellten Individuen 
durhaus nach den Beflimmungen der IX. Beilage zur Berfaffungs-Urkunde 
behandelt werden. 


6. 9. Die Zahl der Minifterial:Räthe beftimmen Wir fir jedes Mini 
fterium mit Ausſchluß des General-Sekretaͤrs vorläufig in folgender Weile: 
a) für das Minifterium des Haufes und des Neußern . .2 
br) für jenes der hu - oo 2 2 0 ee den — 
e) für jenes des Innen. 8 
d) für jenes der Finanzzeen.. 426 


F. 10. Uebrigens werden noch beigeordnet: 

a) Dem Miniſterium des Hauſes und des Aeußern ein Vorſtand dei 
Haus: und Staats-⸗Archivs und ein Reichs-Herold; 

b) Dem Minifterium der Zuftiz bis zur Vollendung der neuen Gefegbüder 
ein Minifterialrath, und ein aus dem bisherigen Perfonale zu ernennen 
der. geheimer Gefretär; 

e) dem Minifterium des Innern ein Obermedicinalrath, und die erforder: 

lihe Anzahl Bautechniker ; 

d) dem Minifterium der Finanzen ein Ober⸗Inſpektor der Forften; fo mie 
demfelben auch zwei Kron-Anmälte gemäß der Verordnung vom 27. No⸗ 
vember diefed Jahres untergeordnet werden. 

$. 11. Das Perfonale ded Minifteriumd der Armee werden Bir durch 
befondere Entſchließung beftimmen. 
$. 12. Für die Büreau:Koften und Regiebedürfniffe eines jeden Mini 
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fteriums wird eine in maximo beftimmte Geldfumme auf ben betreffenden 
Minifterial:Etat angemiefen. 

$. 13. Als ergänzender Beftandtheil des Minifteriums des Innern beftebt 
in Zukunft für die Angelegenheiten des Eultus, des Unterrichts und der für 
diefe beiden Zwecke beftimmten Stiftungen eine eigene Minifterial: Seftion 
über deren Formation, Wirkungskreis und Geſchaͤftsgang Wir eine befondere 
Berordnung erlaffen werden. 


$. 14. In unmittelbarer Verbindung mit dem Minifterium der Finanzen 
wird Pünftig die General:Adminiftration der Poſten ſtehen, umd eine Sektion 
diefed Minifteriums bilden, Mit diefem Minifterium wird auch das Lebens 
Archiv des Reichs uninittelbar vereiniget. 


$. 15. Die Befoldung eines Minifters mit Porte-Feuille wird auf 6000 
Gulden feftgefegt; derfelbe erhält außerdem, gemäß Unſerem Cabinets-Befehle 
vom 26. Dftober dieſes Jahrs, eine Funktions: Zulage, welche jedoch die Summe 
von 6000 Gulden nicht überfteigen Pann. 

Dem dirigirenden Minifter ded Haufed und ded Aeußern werden Wir 
jedoch außerdem noch befondere Tafelgelder beftimmen. 

$. 16. Die Rangverhältniffe der Minifter baben Wir bereits durch Ca— 
binetösBefehl vom 26. Dftober dieſes Jahres beſtimmt, worauf Wir hiermit 
hinweiſen. 

6.17. Die Miniſterial-Raͤthe behalten den bisherigen Rang. 

$. 18. Die Uniformen des Perfonals bleiben vor der Hand unverändert, 

$. 19. Die Ernennung des Gefammt:Perfonald und die Beftimmung der 
Befoldung werden Wir nadfolgen lafien. 


1. Titel. 
Birtungsfreid der Minifterienm 


A. Allgemeine Beftimmungen, 
$. 20. Unfere Minifterien follen fi in der Regel nur mit der oberften 
Yuffiht und Leitung der zu ihrem Reffort gehörigen Geſchaͤftszweige befaffen, 
das Detail der Verwaltung aber den ihnen untergeordneten Gtellen und 
Behörden üderlaffen. — Zu diefem Behufe werden Wir die Snftrußtionen fammt: 
fiher Stellen und Behörden fuccefive einer durdgreifenden Revifion unterwers 
fen, und biebei die Competenz derfelben näher beftimmen, 


$. 21. Jedes Minifterium wird in Zukunft die Gtats über den erforderlis 
chen Aufwand für die feiner Leitung übergebenen Dienftzweige felbft anfertigen, und 
die hiezu nöthigen Materialien durch die ihm unmittelbar untergeordneten 
Stellen rechtzeitig vorbereiten laſſen. 

$. 22. Eben fo fteht Fünftig jedem Minifterium die unmittelbare Verfü: 
gung über die ihm zugewieſenen Etatsfummen zu. Zu diefem Behufe wird das 
Minifterium der Finanzen auf den Grund des General-Etats an die betreffen: 
den Kaſſen den nicht zu überichreitenden Betrag der Etatsfumme eines jeden 
einzelnen Minifteriumd mit Bezeihnung der Zahlungs: Haupt-Epochen affigniren, 
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diefes aber bie Detail-Repartition und Anmeifung ohne weitere Dazwiſchenkunft 
ſelbſt beforgen. 

$. 23. Die General:Etatd werden jährlih innerhalb der Grenzen dis 
Finanz Gefeges einer jeden Epoche in einer eigenen Eonferenz der Minifter be: 
ratben, unter Unjerer bejondern Genehmigung feftgefest, und bienad der 
einem jeden Minifter bei den verfchiedenen Kaſſen des Reichs zuftehende Are 
dit beftimmt. — 

Jeder Minifter ift für die Einhaltung diefer Etats verfönlich verantwort- 
lih, in foferne nicht die Ueberſchreitung durch außerordentliche Ereigniſſe ber 
beigefübrt wurde, deren Abwendung nicht in feiner Gewalt ftand; — folde 
Ueberjchreitungen, fo wie der die Ekats-Summen überfteigende Mehr: Aufwand 
für gemeinnügige Anftalten und Unternehmungen koͤnnen unter Allerhoͤchſter 
Genehmigung aus den befondern Etats-Reſerven, oder aus dem allgemeinen 
Reſerve⸗Fond des Reiches innerhalb der Grenzen des Finanz-Geſetzes einer je 
den Periode gededt werden. u 

$. 24. Die von Uns genehmigten General:Etats und die Affignation der 
General:Credite der Minifter werden von diefen contrafignirt, und von dem 
Präfidenten des oberften Rechnungshofes ingroſſirt; diefer if verantwortlich, 
daß die erwähnten General:Etats und General:Eredite, auf welchen die geihe 
bene Ingroſſirung vor der Abfendung an die Kaſſen verifizirt werden muß, 
in die Regifter des oberften Rehnungsbofes eingetragen, und jede Uederſchrei⸗ 
tung derfelben jederzeit Und unmittelbar angezeigt werde. 

6. 25. Der oberfte Rehnungs.Hof ift verantwortlich, daß jedes Staats 
Gefäll und jeder Staatd:Aufmwand jederzeit auf jene Pofition in Rechnung ge 
ftellt werde, wohin fie fih gemäß der Beſtimmungen des Finanz:Gefeges nad 
der Natur der Sache eignen. — Die näberen Beftimmungen in letzter Bejie— 
bung werden Wir nad) Bollendung der bereits angeordneten Revifion der Im 
ftruftion des oberften Rechnungsbofes erlaffen. 

6. 36. Jedem Minifter fteht der Borfchlag” zu allen auf Gegenftände 
feines befondern Nefforts Bezug babenden Gefegen und Verordnungen iu; 
nachdem diefe vorfchriftämäßig vorbereitet wurden, und die Allerhoͤchſte Sanf 
tion erhielten, bat er fie zu eontraſigniren. 


6. 27. Jeder Minifter hat die Dienftpolizei über das in feinem Minifte 
rium und bei den demfelben untergeordneten Stellen, Behörden und Aemtern 
angeftellten Perfonale innerhalb der Grenzen der Verfaſſung, der beiondern Ge⸗ 
fege und Reglements ouszjwüben; einem jeden fteht ferner, unter Beobachtung 
der Vorfchriften der Beilage IX der Verfaffungs:Urfunde der Borfchlag zur 
Ernennung, Beförderung, Berfeßung und Entiaffung derjenigen Staatsdiener 
zu, welche von Uns defretirt werden, und die Contrafignirung der zu dielem 
Behufe von Uns auszufertigenden Defrete und Refcripte; auch gehört die Auf 
nabme und Entlaffung der auf Ruf und Widerrufj angeftellten Gebülfen 
feines Minifteriumd und die Auffiht auf die Dienftführung der bei den ver- 
fbiedenen Gefchäfte: Zweigen feines Refforts angeftellten Beamten zu feinem 
Wirkung okreiſe. 
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6. 28. Einem jeden Minifter ftebt ferner unter feiner perfönlihen DBer- 
antwortlichkeit die felbftftändige Anordnung aller zum Behufe der Vollziehung 
erforderlihen Maßregeln die oberfte Leitung derſelben, und die Entfcheidung 
aller durch diefelben veranlaßten Anftände zu. 

$. 29. Für jedes Berwaltungsjahr hat Uns jeder Minifter einen umfaf: 
fenden Bericht über den Zuftand der Berwaltung feines Minifteriumd und der 
biezu gehörigen Zweige zu erftatten, hierin insbefondere über den Bollzug all: 
gemeiner Anordnung fi zu verbreiten, und über die ihm zur Dispofition ge- 
ftellten Etats:Summen Rechenſchaft abzulegen. 


B.-Befondere Beftfimmungen. 


I. Wirkungskreis des Minifteriums des Haufes und des 
Aeußern. 


Hierzu gehören folgende Gegenſtaͤnde: 

$. 30. Die Eorrefpondenz; mit auswärtigen Höfen, fremden Miniftern 
und den an Unjerem Hofe accreditirten Geſandten in allen bei den verſchie— 
denen Minifterien vortommenden Geſchaͤften. 

$. 31. Die Anftellung und Inſtruirung der dieffeitigen Gefandten im 
Auslande. | 

$. 32. Die Negoziation, Schließung und Wahrung aller Verträge mit 
fremden Mäcten. 

$. 33. Die Angelegenheiten des deutfhen Bundes. 

$. 34. Alle activen und pafjiven Staatsprätenfionen, benehmlich mit dem 
Minifterium der Finanzen. | 

$. 35. Ale Gegenftände, welche Unſere Geredhtfame außer Landes be- 
treffen. 

$. 36. Die Einfiht aller Inſtruktionen an die oberften Kreisbehoͤrden, 
welche von den verfchiedenen Minifterien erlaffen werden, fobald fie das Be, 
nebmen mit Nachbarn betreffen. 

$. 3% Die Grenzangelegenheiten und alle Differenzen mit benachbarten 
Staaten, benehmlidy mit den einfhlägigen Minifterien, 

$. 38. Die Beforgung und Bertretung der Angelegenheiten Unferer Un— 
tertbanen im Auslande, wozu vorzüglich auch die an dem päpftlihen Stuhle 
nachgefuchten Diipenfationen aller Art gehören. 

$. 39. Die Ordensfaden, 

$. 40. Die Gegenftände, welche Familien: Verträge und das Privat: Für: 
ftenrecht in Unferm Haufe betreffen. 

6. 41. Die Thronlehen, benehmlich mit dem Minifterium der Finanzen. 

$. 42. Die Verleihung des Adels aller Grade, unter genauer Beobachtung 
der Vorſchriften der V. Beilage zur Berfaffungs:Urfunde. 

$. 43. Die unmittelbare Beforgung| der in dem organifhen Edifte vom 
1. November 1808 Tit. II {bejeichneten , bisher dem Keichsherolden:Amte zu» 
geftandenen Geſchaͤfte, unter Beobachtung der im vorftehenden Paragraph alle: 
girten Örundbeftimmungen, 3 
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$. 44 Die an Uns zu erftattenden Borträge im verfammelten Staatsrathe 
zur Verleihung ded Indigenats, benehmlih mit dem Minifterium des Innern, 

$. 45. Die Auffiht und oberfte Leitung des Haus: und Staats-⸗Archivs. 

$. 46. Die Beglaubigung aler Akten, welde im Auslande gültig feyn 
follen. 

6. 47. Das Paßweſen in das Ausland. 

$. 48. Die Ausfertigung der von Uns ertbeilten Genehmigungen zur An 
nahme fremder Orden und fonftiger Auszeichnungen. 


II. Wirkungskreis des Minifteriums der Juſtiz. 
$. 49. Die oberfte Leitung des ganzen Juſtizweſens in peinlichen und bür- 
gerlihen Gegenftänden , ſowohl der ftreitigen ald unftreitigen Gerichtsbarkeit. 


$. 50. Die Auffiht und Handhabung der in diefer Beziehung erlaffenen 
Gefege und der Rechtäverfaffung. 


$. 51. Die oberfte Aufiiht über alle hohe und niedere, unmittelbare und 
mittelbare Zuftizhböfe, Gerichte und Behörden in Hinficht auf Gefhäftsführung 
in peinlihen und bürgerlihen, ſowohl ftreitigen als unftreitigen Rechtsſachen, 
wohin befonders auch Bormundfchaften, Berlaffenfhaften, Hypothekenbücher, 
und die verordnungsmäßige Behandlung der gerichtlichen Devofiten gebören; 
Auffiht auf die Attribute der Rechtspflege, mworunter in Hinſicht der Gtraf: 
Rechtspflege die Unterfuhungs: Gefängniffe zu rechnen find; Anordnung von 
Bifitationen der Juſtizhoͤfe oder Gerichtsbehörden, 


$. 52. Die oberfte Auffit über die Adoofaten, Notarien und Rechts-An⸗ 
wälte in Hinfiht auf Gefhäftsführung und Diseiplin in Zuftiz.Gegenftänden. 
Anträge über deren Ernennung und Entlafung unter den — den beftehenden 
Verordnungen gemäßen Borausfegungen. Wenn diefe Entlafjung wegen ord- 
nungswidrigen Betragens oder ftrafbarer Handlungen von einer adminiftrativen 
Behörde in Beziehung auf ihren Geſchaͤftskreis verhängt werden fol, fo hat ih 
dad einfchlägige Minifterium mit dem Minifterium der Zuftiz darüber vor 
ber zu benehmen. 
$. 53. Die Anträge 
a) über Begnadigungen oder Strafnachläfle in ftrafrechtlihen Sachen; 
b) über Großjährigfeits:Erflärungen ; 
e) über Legitimationen und Adoptionen; 
d) über Gefuhe und Nachſicht von dem in ebegerichtlihen Erkenntniſſen ent 
baltenen Verbote der Heirath oder der Wiederverebelichung ; 
e) über Moratorien ; 
S) über Rehabilitationen; 
g) über alle andere nad den im Königreiche beftebenden Eivil-Gefegen Statt 
babenden — dem Monarchen vorbehaltenen Difpenfationen. 
$. 54. Im verfaffungsmäßigen Wege die Vorfchläge über Verbeſſerung 
oder Veränderung der bürgerlichen und peinlichen Gefeggebung und über au 
thentifhe Jnterpretation der Gefege im Allgemeinen fowohl, als insbeſondere 
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bei Anfragen der Gerichtöböfe.- in foferne diefe Anfrager nicht ganz nad den 
beftehenden Gefegen aus doftrinellen Gründen befhieden werden Bönnen. — 
Sesternfalls find die vom Juſtiz-Miniſterium beſchiedenen Anfragen alljährlich 
in dem Hauptberichte über den Zuftand des Juſtizweſens darzuftellen. In legie» 
lativen Sachen, welche den Geſchaͤftskreis eines andern Minifteriums berühren, 
it über den Gejegvorfihlag, ebe er an den Staatsrath gebracht wird, mit den 
einfblägigen Mınifterien ins Benehmen zu treten. 

$. 55. Die Entfheidung der Eompetenz:Eonflicte, welche fi zwifchen Uns 
tergerichten ergeben, fo wie derjenigen , weldye zwiſchen den Appellationsgerich- 
ten entſtehen. 

$. 56. Bei Eompetenz:Eonflicten zwifhen einer Zuftiz und einer Admis 
niftrativ» Behörde tritt zuerft die Communikation der einfhlägigen Minifterien 
unter fih ein, worauf fodann die Sadhe an den Staatsrath gebraht wird. 

6. 57. Den Wirkungskreis des Juſtiz-Miniſteriums bei Familien-Fideis 
commiffen beftimmt die Beilage VII der Verfaſſungs⸗Urkunde. 


6. 58. Außer diefen Gefhäften des Minifteriumsd der Juſtiz hat der Mi— 
nifter in der Eigenfhaft ald Großrichter in peinlichen Fällen nah der Pönigs 
lihen Deklaration vom 19. März 1807 und der Beilage IV der Berfafiungs, 
Urkunde bei der den Standesberrn_angemwieienen Aufträgal-Inftanz; den Vorſitz. 


$. 59. Die Dber-Auffiht über ftandesherrlihe Bormundfchaftsfahen nad 
den befondern Beftimmungen der Beilage IV der Berfaffungs:Urkunde $. 10. 

$. 60. Der ZufizMinifter ift Mitglied Unferes Familien:Rathes; feinen 
MWırkungsPreis bei dem zu Entfheidung der Klage gegen ein Pönigliches Fa- 
milienglied anzuordnenden Gerichten beitimmt das Pöniglihe Hamilien-Statut 
vom 5. Auguft 1819 im Titel X. 


11. Wirkungskreis des Minifteriums des Ynnern. 


Zu dem Birkungtlreis diefes Minifteriums gehören folgende Geſchaͤfts⸗ 
zweige und Gegenftände: 
$. 61. Die Angelegenyeiten in Beziehung auf Religion, Gottesverehrung 
und Kirchen, unter genauer Beobachtung der Vorſchriften der Berfaflungs:lir- 
kunde und ter Beilage II derfelben, mit Inbegriff iprer zu $. 103 gehörigen 
Anhänge. | 
6. 62. Die Gegenftände in Anfehung der Geiftes-Eultur, fittlihen Bildung, 
National-Erziebung und Anftalten für Wiſſenſchaften und Künfte, namentlich 
a) die Afademien, die Univerfitäten, die Lyceen, Gymnaſien und die Bor: 
bereitungs⸗Schulen; 
b) das Volks⸗Schulweſen, die Erziehungshäuſer und die Bildungs-Anſtalten 
für die Lehrer; 
ec) Die Kunft: und Gemwerböfchulen. 
$. 63. Die oberfte Euratel der für die Zwede des Eultus und des lin» 
terrihts vorbandenen Stiftungen. — 
Das Minifterium, fo wie die demſelben beigeordnete Sektion für die Eul: 
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tus» und Unterrichtd-Angelegenheiten hat ſich hierin in der Regel auf den blo— 
fen Schuß gegen die allenfallfigen Uebergriffe der Ober-Euratel oder des Fiss 
eus, auf die Wachſamkeit gegen die Bernachläfigungen der Ober:Euratel, und 
auf die Repartition der allenfalls zu Central: oder Kreis-Zwecken erforderlichen 
jedody möglichft zu vermindernden Beiträge der Stiftungen zu beſchraͤnken. In 
Hinfiht der dem Minifterium bisher unmittelbar untergeordneten Stiftungen 
bleibt es jedoch bei den bisherigen Beftimmungen. 

$. 64. Alle Gegenitände des innern Staatsrechtd und der Landeshoheit. 

$, 65. Das Nachſteuerweſen, die Auswanderung und Vermoͤgens-Expor⸗ 
tationen, erforderliben Falles benehmlich mit dem Minifterium des Aeußern. 

$. 66. Die Militär: Angelegenheiten, welche nicht zum Wirkungskreiſe des 
Minifteriumd der Armee gebören: 

a) Die Militär:Eonicription ; 

b) Die Landwehr; 

ec) das Verpflegungs:, Cinquartirungd: und Borfpannd:Wefen für die im 
Marfche befindlihen inlandifhen Truppen, benehmlich mit dem Minis 
fterium der Armes. 

Die Beforgung derfelben Gegenftände bei dem Durchmarſche frem: 
der Truppen durch das Reich, im Benehmen mit dem Minifterium des 
Yeußern und der Armee, 

d) Die Gegenftände in Bezug auf die Kriegslaften und deren Ausgleichung ; 
infoweit dabei Corresfpondenzen, Unterhandlungen und abzufdließende 
Verträge mit auswärtigen Staaten vorfommen, benehmlicdy mit dem 
Minifterium des Aeußern. 

$. 67. Die Bildung, Eintpeilung und Purificirung aller Sprengel der in 
nern Berwaltung, nämlich der Kreife, Polizei:Bezirfe, Land», Herrfchaftd: und 
Orts⸗Gerichte, Pfarreien, Gemeinden, und befondere Adminiftrationen, be 
nehmlich mit den einfchlägigen Minifterien, 


$.68. Die ſtaatsrechtlichen Verhaͤltniſſe der vormals reichsſtaͤndiſchen Für: 
ften, Grafen und Herren, unter genauer Beobahtung der Beftimmungen der 
Pönigl. Deklaration vom 19. März; 1807 und der IV. Beilage zur Verfaſſungs— 
Urkunde; in foferne fie in dad Gebiet der Juſtiz einfhlagen, benehmlich mit 
dem Minifterium der Zuftiz. 

$. 69. Die VBerhältniffe der Gutsbefiger rückſichtlich der gutsherrlihen 
Rechte und Gerichtsbarkeit, foferne nicht von ftreitigen Privatrechten dabei die 
Frage entfteht; unter genauer Beobachtung der Grundbeftimmungen der Pönigl. 
Deblaration von 31. Dezember 1806 und 19. März 1807, fo wie der IV. und 
VI. Beilage zur Berfafungs:Urfunde, und erforderlihen als in Benehmen 
mit andern Minifterien. , 

$. 70. Die Auffiht und oberfte Leitung des Reichs-Archivs und der Er 
liale derſelben; die legtern follen mit den Kreisregierungen in nähere Verbin: 
dung geſetzt werden. 

$. 71. Die Auffiht auf die Redaktion des Geſetz- und Regierungsblatted. 

$. 72. Die Entſcheidungen der Eonflicte zwifchen den Stellen und Bebör⸗ 


- 
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den des innern Dienfted; die Erledigung der Eonflicte bderfelben mit Stellen 
und Behörden anderer Dienftjweige , benehmlih mit den andern betreffenden 
Minifterien, und mit - Vorbehalt der Anbringung bei dem Staatsrathe in den 
Fällen, die dahin geeignet - find. ä 

$. 73. Die Gefhäftsführung bei dem Landrathe, benehmlich mit den eins 
fhlägigen Minifterien. 

$, 74. Die gefammte Staats: und Fandes:Polizei, dann alle dahin gebd« 
rige Anftalten, welbe die Erhaltung der Öffentlihen Ruhe und guten Drdnung 
im Innern zum Zwecke haben, insbefondere 

a) alle Armen, Kranten:, Beihäftigungs: und Berpflegungsd:Anftalten, und 
die oberfte Euratel über alle Wopltpätigkeitd:Stiftungen unter Berüd: 
fihtigung des im $. 63 aufgeftellten Grundfages ; 

b) Die PolizeisGefängniffe und Zmwangsarbeitd:Anftalten,, dann unter Mit» 
auffiht des Minifteriums der Zuftiz die Zucht: und Strafarbeitöhäujer; 

e) das Midicinalwefen in feinem ganzen Umfang ; 

d) die Gensdarmerie in Beziehung auf ihre polizeilihen und dienſtlichen 
Berrichtungen ; 

e) das Paßweſen in Bezug auf dad Inland; 

H die Aufſicht auf den Buchhandel, die Dbforge gegen den Mißbrauch der 
freiheit der Preffe und die Genfur der politifhen Zeitungen und perio» 
diſchen Schriften politifhen und ftatiftifhen Inhalts, unter genauer Beob⸗ 
achtung der Vorſchriften der III. Beilage zur Verfaſſungs⸗Urkunde; 

g) die oberfte Aufſicht über Eonfervation und Verwendung der befondern 
zu polizeilichen Zwecken beftimmten Fonds. 


$. 75. Die Berfaffung und Verwaltung der Gemeinten, nad den befon, 
dern Beftimmungen des Edikts vom 17. Mai 1818, in legterer Beziehung 
als oberfte Euratel unter möglihfter Durchführung des im $. 63 aufgeftellten 
Örundfage$- 


$. 76. Die Feftfeßung und Aufrechthaltung der erforderliben Vorbedin— 
gungen zur Erlangung der öffentlihen Stellen in der innern Verwaltung, und 
jwar, was Die adfpirirenden Rechtskandidaten betrifft, unter Mitwirkung des 
Minifteriums der Juſtiz. 

$. 77. Die Oberaufiht und Disciplin gegen die öffentlichen Anwälte in 
ihren Beziehungen zu den adminiftrativen Stellen und Geſchäften. 

$. 78. Die Anträge auf Belohnungen und Auszeichnungen der bei dem 
innern Dienfte angeitellten Beamten, fo wie auch anderer Unterthanen, die ſich 
um die Öffentlihe innere Wohlfahrt befonders verdient gemacht haben. 


$. 79. Wenn Anträge oder Gutachten an Uns zu erftatten find, die Ini— 
tiative bei Ernennung der General⸗Commiſſaͤrs, des den beiden Regierungs: 
Kammern gemeinfchaftlihen Perſonals, jedoch benehmlich mit dem Minifterium 
der Finanzen; ferner die Snitiative zu Ernennung des landgerichtlihen Pers 
fonals, dann bei Beitätigung der herrſchaftsgerichtlichen Diener, jedoch benehm« 
lid mit dem Minifterium der Juſtiz. 
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Nach eben dieſem Grundfage” richtet ſich die Aufſicht über dieſe Staatk 
biener und ihre Gefhäftsführung. 

$. 80. Die Eoncurrenz; zur Revifion der bürgerlichen und veinlichen Geſetze 
Bei den vorbereitenden Berathungen des Minifteriums der Zuftiz 

$. 81. Alle ſtaatswirthſchaftlichen Gegenftände, die nicht im das Gebiet 
ber Finanzen gehören, namentlic) 

a) die Forft: und Jagd» Polizei bei Privat, Comunal- und Stiftungs-Balı 
dungen; 

b) Agricultur ; das Zabriteh-, Manufaktur» und Gewerbwefen ; 

e) Eredit: und Affecuranz:Anftalten (Leib: Häufer, Brand:Affecuranz ıc.) 

d) das Öffentlihe GCommerz, benehmlich mit dem Finanz: Minifterium ; 

e) die zur Beförderung defielben wirfenden Anftalten in diefer und polis 
zeiliber Beziehung ; die Lehnroͤßler- und Boten-Anftalten im Lande, legtere 
benebmlih mit dem Minifterium der Finanzen ; 

f) Die Wafler:, Brücken- und Straßen:Bauten, ohne Ausnahme, mag der 
biezu erforderlihe Aufwand aus den Staats-Kaſſen, den Kreis: oder 
Diftrifts-Umlagen, aus Gemeinde: oder Stifiungs:Kaffen beftritten wer: 
den. Bei Anlegung neuer Kanäle und Straßen: Züge muß mit dem 
Minifterium der Armee Rüdfprahe genommen werden. 

$. 82. Die Eipil-Bauten bei Staats:, Stiftungs: und Gemeinde-Gebäuden; 
mit Ausnahme der Militär-Gebäude, 

Vorlaufig beftimmen Wir, daß die Elementar-Ueberſchläge über Conſtruc⸗ 
tion oder Keparation der Nerarial:Gebäude jederzeit den äußern Bermwaltungd 
Bebörden, zu deren Dienft fie beftimmt find, zur Einſicht und Erinnerung mit 
getheilt, für jedes Minifterium jährlih eine Haupt:Ueberficht über den Auf 
wand, welcher zum Bebufe der zu feinem Refjort beftimmten Staatsgebäude 
nötbig ift, bergeftellt, und dem betreffenden Minifterium nebft den Elementar- 
Ueberfchlägen übergeben werden, 

Auf den Grund einer gemeinfhaftlihen Beratung fämmtlicher dirigiren- 
der Minifter, mit alleiniger Ausnahme des Armee:-Minifters, wird dann unter 
Berüdfihtigung der Anfäge des Finanz-Geſetzes und Rückbehaltung eines wohl 
bemefienen Keferve-Fonds der Aufwand auf Bauten für jeden Etat feitgeiel. 
Wir werden hierüber jedoch noch ausführlihere Beſtimmungen zerlaffen. 


$. 83. Die Anordnungen und Einleitungen zu Herftellung einer vollſtän⸗ 
digen Statiftif des Königreichs. 


IV. Wirkungskreis ded Minifteriums der Finanzen. 

Der Wirkungskreis deffelben umfaßt 

$. 84. Die Kenntnig und Konfervation des gefammten Staatsvermögens 
in allen feinen Theilen, unter genauer Beobachtung der verfafjungsmäßigen Be 
flimmungen, insbejondere jener des Titel III der Verfaſſungs-Urkunde. zu 
diefem Ende fteht demſelben die Snventarifirung des gefammten Staatöverme: 
gens fowohl in Domainen ald nugbaren Rechten, die Ueberſicht der geſammten 
Staats:Einkünfte ohne Unterſchied, die genaue Kenntniß der Staatslaften iu. 
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$. 85. Die oberfte Zeitung der Erhebung der fämmtlihen Staatseinnab: 
men aus dem Staats-Eigenthume, ſowohl dem vollen als getheilten, und den 
nugbaren Rechten des Staates, ſowohl jenen, die unter den grundherrlihen Ge⸗ 
fällen, ald jenen, welche unter dem Namen der Regalien begriffen find. 

Demfelben koͤmmt daber die oberfte Leitung der gefammten noch dermal 
beitebenden Lehen, mit Ausnahme der Thron:fehen, welche dem Minifterium 
des Haufes und des Aeußern übertragen bleiben, zu. 

Die Beforgung dieſes Lehenweſens ift unter deffen oberfter Leitung den 
Kreis: Regierungen, Kammern der Finanzen, übertragen. 


6. 86. Die Anordnung der Beichreibungen, Bermeflungen, — 
und Schaͤtzungen der ſteuerbaren Objekte, dann die Erwägung der Prinzipien 
jur allgemeinen gleichbeitlihen Vertheilung der direften Auflagen, und hienach 
der Antrag über die Beltimmung und Erhebungs-Art fämmtliher zu den 
Staatszwecken erforderlihen direften Auflagen und über die Aufftellung eines 
definitiven Steuerſyſtems. 


6.87. Die Prüfung der Gyfteme in den bisher veſtehenden indirekten 
Auflagen und der Antrag über die Abänderung in denjelben, oder die Ein- 
führung neuer; in Hinfiht des Zollweſens benehmlich mit dem Minifterium 
des Innern. 

$. 88. Die oberfte Reitung über die Erhebung der faänmtliben für Staats 
zwecke beftehenden direften und indirekten Staatsauflagen. 

F. 89. Die obere Auffiht und die obere Leitung über die Verausgabung 
der Staatd-Einfünfte unter Beobahtung der in den $$. 21 — 24 diefer Ber» 
ordnung ertheilten Vorſchriften. 

Die Ausfertigungen in Bezug auf die Subrepartition des Hofetats, und die 
bierauf bafirten Ordonnancirungen an die Staatskaſſen. 

$. 90. Dem Minifterium der Finanzen find untergeordnet: alle Gtellen, 
welhe Theile des Staatsvermögend verwalten, die Staatsrenten percipiren, 
fo wie auch jene Behörden und Aemter, welche die Staatfonds verausgaben. 

Dabin gebören folgende Zweige. | | 

a) Die Finanz Kammern mit ihren Kreis-Kaſſen, ihrem gefammten Rech— 
nungsperfonale, den ihnen untergeordneten Rentämtern und äußern Pers 
ceptiond: Behörden. 

b) das gefammte Zoll: und Mauthwefen fammt den Brücken: und Weg— 
geldern; in Beziehung auf die Tarife im Benehmen mit dem Miniſte— 
rium des Innern; 

e) das GSalinen: und Bergwerkweien; 

d) die Böniglihe Porzellain-Fabrıf; 

e) die Pöniglihe Münz-Anftalt; 

N das Poſtweſen; 

g) das Forftweien, infoferne es die ärarialifhen Waldungen betrifft ; 

h) die Pöniglihen Jagden; 

i) das gefammte Stempel: und Taxweſen; bei legterem benehmlich mit 
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den betreffenden Minifterien in Hinſicht aller Sinteäge über Veränderungen 
in den beftehenden Normen; 

k) die Lotterie-Anftalt; 

1) die Pönigl. Brauereien, Fabriten und Oeconomien, intbefondere die ums 

| mittelbare Adminiftration der Pönigl. Dekonomien in Schleißheim, Zürs 
ftenried und Weihenftephan, und endlich 

m) die Gentral:Kaffe, in welder die Rechnungsreſte aller Staatsrenten 
zufammenfließen. 

6, 91. Die DOberauffiht über das gefammte mit feinen eigenen abgefon- 
derten Fonds bereits dotirie Staatsihuldentilgungswefen unter genauer Beob» 
achtung der verfaflungsmäßigen Beſtimmungen, insbefondere jener des Titel 
VII ver Berfafjungs-Urfunde. 

$. 92. Die oberfte Leitung und Vertretung des fiscalifhen Intereſſe, fo 
viel es das Staats-Eigenthum und die nugbaren Rechte des Staates betrifft, 
und in foferne es fi bier nicht von Differenzen mit auswärtigen Mächten 
bandelt; unter den in der befondern DBerordnung wegen Aufbebung des Ge— 
neral:Fiscalats unterm 27. v. Monats beftimmten Competenz:Berbältnifen. 


6. 93. Die Eonfervation ded gefammten Staats-Eigenthums und die An- 
träge und Leitung bei Veränderungen defjelben durch Verkauf oder Austaufcy, 
Berpfändungen oder Reluitionen. 

Kein Verkauf oder Austaufh eines zum Staatsgut gehörigen Objefts darf 
angeordnet werden, ohne daß zuvor Unſere fpecielle Genehmigung erholt mwor- 
den ift. Die in diefer Beziehung erfolgenden koͤnigl. Reſcripte werden von 
dem dirigirenden Minifter der Finanzen Pontrafignirt, müffen aber von dem 
Draft denten des oberften Rechnungs-Hofes ingrofürt werden, welder Ddiefel- 
ben in die Regifter des oberften Rechnungshofes eintragen zu laffen, 
und Uns bei DBerantwortlichfeit unmittelbare Anzeige zu erftatten bat, wenn 
der Erlös nicht nah den Beftimmungen der Berfaffungs-Urfunde und den 
in den Reſcripten befonders ausgeſprochenen Modalitäten verwendet wor» 
den ſeyn follte. 

Auch zu neuen Erwerbungen aus den Kaüfſchillings und Ablöfungs:Geldern 
ift Unfere befondere allerhöchfte Genehmigung erforderlich. 

$. 94. Die Ayffiht über den oberften Rechnungshof, welcher nach den 
Gefegen der Comptabilität über die ihm vorjulegenden Rechnungen unabhängig 
von dem Minifterıum der Finanzen zu erkennen, demfelben jedoch die Reſul— 
tate feiner Prüfung vorzulegen bat. i 

$. 95. Die Bearbeitung des Budgets: Entwurfes für jede Finanzperiode 
und der Vortrag über die in diefer Beziehung zu erlaffenden Geſetze. 

$. 96. Innerhalb der Grenzen des jedesmaligen Finanz:Gefekes die Affig- 
nirung der Haupt-Etats-Summen auf die Staatöfaffen nah den 99. 21 — 24 
gegebenen Vorſchriften. 

$. 97. Die Mitwirkung bei Anordnung von Kreis:limlagen und gemein: 
fhaftlih mit dem Minifterium des Innern die Gefhaftsleitung in ten Verhand⸗ 
Jungen mit dem Landrathe. 
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V. Wirkungskreis des Minifteriums der Armee. 

Hiezu eignen fi folgende Gegenftände: 

$. 98. Die oberfte Leitung über die gefammten Dienfibehörden der Armee. 

6. 9. Die Aufftelung, Kleidung, Bewaffnung, Bildung, Befoldung und 
Verpflegung der Armee, zu meldyer, wie bisher, auch das GensdarmeriesKorps 
in perfoneller und adminiftrativer Beziehung gehört; ihre Bewegungen und Bers 
wendung mit Ausnahme der Gensdarmerie, welche in diefer Beziehung zur Ber» 
fügung des Minifteriums des Innern geftellt ift; ferner das ganze Ganitäts- 
wefen der Armee. Die Landwehr, wenn fich dieje unter den Waffen befindet. 

$. 100. Die Miltär:Transporte und Etappen ebenfalld benehmlicy mit dem 
Minifterium des Innern. 

$. 101. Die Beforgung und Bebandlung der Kriegsgefangenen. 

$. 102. Die Karteld:Entwürfe in Benehmen mit dem Minifterium des 
Haufes und des Aeußern. 

6. 103. Die Beſtimmungen ded General:Pardons. 

$. 104. Die oberfte Leitung des topographiſchen Büreau, zur Benügung 
fowohl für das Minifterium der Armee felbft, als für alle andere Minifterien. 

$. 105. Die Erbauung, Verbeſſerung and Erhaltung der Feftungen und 
Waffenplaͤtze, der Militärgebaude und dahin einfhlägigen Anftalten. 

$. 106. Die Aufrechthaltung der firengen Manndzuht in allen Tpeilen 
des Heereß. 

$. 107. Die oberfte Auffiht der Mititär-Gerichte unter genauer Beobach⸗ 
tung der verfaſſungsmaͤßigen Beſtimmungen, insbeſondere des Tit. IX, 6.7 
der Verfaſſungs-Urkunde. . 

6. 108. Die oberfte Leitung über das Galpeterwefen, und alle zur beſſern 
Benügung diefes Regals erforderlidhen Verfügungen; die Anordnungenüber die 
Yulver-Miürhlen, den Abfat und Verkauf des erzeugten Pulvers; diefe Gegen- 
fände benehmlich mit den einfhlägigen. Minifterien. 

$. 109. Die Militärs, Adminiftrationds und Confiskations⸗Gegenſtaͤnde; 
leßtere unter Beobahtung der Bellimmungen des $. 6, Titel VILLE der Ber- 
faffungs-Urfunde. 

Fe 110. Alle zur Armee gehörigen Woltbätigfeit&®Anftalten, ald Invaliden⸗, 
Wittwen:, Waifen: und milde Gtiftungs:Fonde, worüber Und nad vorgegan« 
gener Guperrevifion und Verbeſcheidung des oberiten Rechnungshofes im ver- 
fammelten Staatsrathe Rechenſchaft abgelegt, und foldhe öffentlich bekannt ge- 
macht werden muß. 

Die Aufiiht auf die beftebende Militaͤr⸗Fonds Kommiſſion. 

$. 111. Die oberfie Yeitung der Militär-Haupt-Kafie, über deren Rech—⸗ 
nung dem oberften Rehnungss Hofe die Superreviſion zuſteht. 

IL Titel. 
Geſchaäftsgang. 

6. 112. Die Leitung aller einem Miniſterium zugetheilten Geſchäfte ftebt 
dem dirıgirenden Minifter derfelben zu, welchem das ſaͤmmtliche Perfonal feines 
Miniſteriums untergeordnet iſt. 
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6. 113. In Fällen der Abwefenheit oder Verhinderung eines dirigirenden 
Minifters oder Staatsraths beftimmen Wir denjenigen Minifter oder Staatl: 
rath, welcher interimiftifch dad Portefeuille zu übernehmen bat. 

$. 114. In den widhtigften Gegenftänden der Bolljiehung, wenn diefe den 
Wirkungskreis mehrerer oder aller Minifterien berühren, treten die dirigirenden 
Minifter mit dem Feldmarfchall zu einer Minifterial» Eonferen; zufammen, 
wozu jedoch jederzeit Unfere befondere Genehmigung erforderlich ift. 

$. 115. Wir werden ſolche Eonferenzen außerdem noch in jenen befondern 
Fällen anordnen, welche wir dazu geeigriet finden, und biezu außer den dirigi⸗ 
renden Miniftern und dem Feldmarfhall nad Gutbefinden audy noch andere 
Staatöbeamte beiziehen. 

$. 116. Diefe Konferenzen find jedoch durchaus nur berathend. 

$. 117. Alle bei dem Minifterium einlaufenden Producte merden nad 
Anordnung des Minifters geöffnet, präfentirt, in das Geſchaͤfts⸗Protocoll ein, 
getragen, und mit den Acten an die Minifterial:Räthe nach den von dem Mi— 
nifter im Allgemeinen oder für die befonderen Faͤlle erlaſſenen Beftimmungen 
vertheilt. 

$. 118. Es Bleibt dem Minifter vorbehalten, denjenigen Minifterial:R% 
then, welche einen fehr umfaffenden Geſchaͤftszweig zu bearbeiten haben, einen 
oder mehrere Gehülfen zuzutheilen. 

$. 119. Die Ausarbeitungen der Referenten werden dem Minifter nad 
den von ibm hierüber erlaffenen Beftimmungen vorgelegt. Die Miniſterial- 
Raͤthe find für die richtige Darftelung des Factums verantwortlid. 

$. 120. Jedem Minifter bleibt es vorbehalten, die Minifteriafräthe zu 
bejondern Gonferenzen zu vereinigen, er ift jedoch keineswegs an den Beſchluß 
derfelben gebunden. | 

$. 121. Der dirigirende Minifter kann die geheimen Sekretaire gan; nad 
feinem utbefinden zum Concipiren, Erpediren, zu Buchhaltungs:, Kevifiond 
oder zu Regiftratur-Gefchäften verwenden. 

$. 122. Die königlichen Dekrete und Referipte, welche Wir eigenhändig 
unterzeihnen, werden von dem betreffenden Minifter contrafignirt. 

$. 123. Die LandtagssAbfchiede werden von fämmtlichen dirigirenden Mi 
niftern und dem Feldmarſchall contrafignirt. 

$. 124. Die Minifterial-Ausfertigungen in bloßen Gegenftänden des Bollugt 
werden in der bisherigen Form unter der Unterfchrift des Miniſters erlafen, 
und von dem Generalfetretär contrafignirt. 

$. 125. Die Erpedition, das Gefretariat, die Regiftratur und die Kanzlei 
mit der Dienerfhaft fteben unter der unmittelbaren Leitung und Aufficht des 
General⸗Sekretaͤrs. 

$. 126. Die Regiſtraturen und Kanzleien der Miniſterien find für ale 
Anwälte und Fremden unzugänglid. 

8.127. Ueber die nicht zu überfchreitende Etatsfumme, welche Wir gemäß | 
$. 12 zur Beftreitung der nöthigen Bureaukoſten und zur Anſchaffung der 
erforderlihen Geräthichaften für jedes Minifterium feftfegen werden, fann dt 
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Birigirende Minifter deffelben nah Gutbefinden zum Belten des Dienftes ver- 
fügen. Ueber die Verwendung diefer Summen, fo wie des im $. 8 diefer Ber: 
ordnung bemerften Marimums werden bloße Geldrehnungen geftellt, jedody zu 
feinem andern Zwede, ald um nadyzumeifen, wie viel von dem Etatt-Marimum 
verausgabt wurde, und um die angefauften Bücher und Buͤreau⸗Geraͤthſchaften 
inventarifiren zu laffen. 

Für außerordentlihe Dienft-Bedürfnifie der Minifterien der Juſtiz, des In⸗ 
nern und der Finanzen werden Wir ftatt der bisherigen Dispofitions-Fonds 
einen Minifterial-:Refervefond feftfegen, defien gänzlihe oder iheilmeife Repar⸗ 
tition auf jene Minifterien Wir im Laufe eines jeden Jahrs unmittelbar 
beftimmen werden. 

$. 18. Unfere Minifter werden beauftragt, allen bei den ibnen un» 
tergebenen Minifterien angeftellten Individuen ohne Ausnahme ftrenges Echwei- 
gen über die in den Minijterien vorfommenden Gefhäfte zur befondern Pflicht 
su machen, und denfelben jede offene oder heimliche Anwaltichaft, jede Bgiſtands⸗ 
leiftung für dritte Perfonen in Dienftgefhäften, fo wie jede Correfpondenz in 
Geſchaͤftsſachen zu verbieten, gegen die wirklichen Staatsdiener mit Disciplinar» 
Strafen nad aller Strenge der Vorſchriften der Beilage IX der Berfaffungs- 
Urkunde $. 10 — 15 einzufcreiten, und die dieſem Berbote entgegen handelnden 
amovibeln Individuen aus dem Minifterium zu entfernen. 


IV. Titel. 
Tranfitorifhe Beſtimmungen und Schluß. 


$. 129. Gegenwärtige Berordnung foll mit dem 1. Jänner 1826 für alle 
Minifterien in Kraft treten. 

$. 130. Nur die Beftimmungen der 65. 21, 22, 23, 24, der lit. £. des $. 81 
und die Borfchriften des $. 82 treten erft mit dem nädften Etats - Zahre in 
volle Kraft. Zu ihrer Ausführung follen jedoch förderlichit alle Vorbereitungen 
getroffen werden; das Minifterium der Finanzen bat zu diefem Behufe im 
Benehmen mit den übrigen Minifterien die erforderlichen Einleitungen zw 
treffen, und ſolche Vorarbeiten berzuftellen, daß noch vor dem Ablaufe des erften 
Quartals 1826 die entiprechenden Inftruftionen an fämmtliche Behörden erlaflen 
werden Pönnen. Zur Beratbung der Hauptinftrufsionen werden Wir feiner 
Zeit eine befondere Minifterial:Eonferenz anordnen. 

$. 131. Die Staats-Buchhaltung der Finanzen und die Haupt-Forſtbuch⸗ 
haltung werden mit dem 31. März fünftigen Jahre aufgelöfet, und die Gefchäfte 
derfelben vom zweiten Quartal 1826 anfangend von dem Minifterium der Fir 
nanzen unmittelbar beforgt. 

$. 132. Das definitiv angeftellte Perfonale der Minifterien des Haufes 
und des Neußern, der Juſtiz, des Innern, und der Finanzen, welches in den 
durch den Tit. 1. diefer Verordnung feſtgeſetzten Status nicht eingereiht werden 
kann , tritt mit dem erften Sänner 1826 bis auf weitere: Beftimmung in tem» 
poräre Quiescen;. 
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Diefe nämliche Maßregel tritt mit dem 1. April 1826 für das Perfonal ber 
Forft: Buchhaltung ein. 

$. 133. Das bei diefen Minifterien und Gtellen proviforifc angeftellte 
Perfonale und die bloßen Aunctionäre und Diurniften werden mit dem 31. De 
zember d. 3. entlaffen. Die fernere- Verwendung derfelben, fo wie die brauch— 
baren Quiescenten eingereiht find, wird Un ſern Miniftern zur Pflicht gemadt, 
und Wir tragen ihnen zugleih auf, diejenigen Functionäre, welche durd lang: 
jährige Dienſte ihre volle Brauchbarkeit bewährt haben, bei nächfter Gelegenheit 
auf Stellen bei den Minifterien oder im aͤußern Dienfte, wozu fie geeignet 
find, in Antrag zu bringen. — _ 

Ginsweilen Pann den Berheiratheten ihr bisheriger Funktions⸗Gehalt bis zum 
legten September 1826 fort bezahlt werden; fie müffen jedoch, wenn e# nöthig ſeyn 
follte, biß zu diefem Tage fi für den öffentlichen Dienft verwenden laflen. — 
Für diejenigen alten Funktionärs, die mit Fleiß und Redlichkeit dur lang 
verfebene Dienfte ſich ausgezeichnet haben, aber aus Abgang der erforderlichen 
Qualifitation fih zu einer fernern Berwendung nicht mehr eignen, werden Bir 
zu ihrer verhältnißmäßigen Unterftüßung die geeignete Fürforge treffen lafen, 
und erwarten hierüber die Anträge Unferer Minifter. 


$. 134. Das im $. 6. gegenmärtiger Verordnung bezeichnete Hülföperfonale 
haben die Minifter durchaus aus denjenigen Individuen auszuwählen, melde 
vorläufig nicht in den ordentlichen Status eingereiht werden; der von denfelben 
nad $. 26 der Beilage IX zur Verfaſſungs-Urkunde anzufprechende Ergänzung 
Gehalt, fo wie jener Theil ibred Quiescenzgehaltes, weldyer inclusive der Ergän⸗ 
zung dem Betrage der für die betreffende Dienſtes-Kategorie feſtgeſetzten Func— 
tions · Gebuͤhren gleichkoͤnmt, iſt aus dem Maximum zu beſtreiten, welches Bir 
auf den Grund des $. 6 dieſer Verordnung unterm heutigen in einer befondern 
Entſchließung feſtgeſetzt baben. | ' 

Ueber dieſes Etatd-Marimum darf fein Minifter. früher aus freier Mahl 
disponiren, als bis alles ürberzählige und hienach in die Quiescenz gefegte Per⸗ 
fonal in den Status der Minifterien oder der Außern DBerwaltungsftellen ein⸗ 
gereibt feyn wird. on 

$. 135. Damit der Uebergang zur neuen Gefhäfts, Ordnung erleichtert, 
und Unfern Minifterien die erforderfihen Mittel verſchafft werden, um alle 
biezu nöthigen Vorarbeiten berftellen, insbefondere die Einleitung zur Verein: 
fahung des Gefchäftsganges und der hiezu unentbehrlihen Reviſion der Regler 
ments treffen zu Pönsen, wollen Wir geftatten, daß jedes Minifterium im 
Halle des unentbehrlihen Bedarfs über den Normalftand noch einiges Perfonalt 
aus der Reihe der zu quiescirenden Weberzähligen auf kurze Zeit verwenden, 
und denfelden die Supplirung ihres Gebaltes aus der Staatskaſſe bezahlen 
dürfe. Zu diefem Behufe ift ein außerordentliher Etat anzufertigen, welcer 
Unferer befondern Sanction bedarf. 

$. 136. Die. Specialliften des im $. 132 bezeichneten Perſonals find uns 
unmittelbar unter Bemerkung der Qualification defielben vorzulegen. 

Wir machen Unfere Minifter verantwortlich, jede Gelegenheit zu Rear 





4 Zweiter Abſchn. — Verfaſſungsm. Beſtandtheile des Staates. 289 


tivirung deſſelben mittelſt Einreihung in den Status zu ergreifen, und Uns 
ohne aͤußerſt dringende Nothwendigkeit, worüber die Gründe ausführlich vorge: 
tragen werden müffen, Beine Beförderung in Antrag zu bringen, als bis alle 
brauchbare Quiescenten der betreffenden Elaffe bei dem Minifterium oder den 
äußern Stellen ftatusmäßig eingereiht ſeyn werden. 

$. 137. Die dirigirenden Minifter find für den Vollzug diefer Berordnung 
serantwortlih, und zwar jeder derfelben fowohl hinſichtlich der allgemeinen 
ſaͤmmtliche Minifterien betreffenden, Anordnungen als hinſichtlich der befonderen 
Beftimmungen feines Wirkungskreiſes. 

Wir vertrauen in diefelben, tınd das ihnen untergeordnete Perfonale, dag 
fie ihrem bocdhwichtigen Berufe mit edlem Eifer entſprechen und die ihnen an- 
vertraute Gewalt ausſchließend zur Aufrechthaltung der Würde Unf erer Krone 
und zur Wohlfahrt Unferes treuen Volkes gebrauchen werden. 





Hiezu die Verordnung v. 26. März; 1826 (Amtsbl. ©, 251), 
die Bildung ded Kriegsminifteriums betreffend: 


Im Einklang’ mit Unferer allergnädigften Verordnung vom 9. Dezember 
v. 5. „die Formation der Minifterien betreffend” und in Folge derfelben ver- 
ordnen Wir binfihtlih Unferes Staats-Minifteriums der Armee, welches hin- 
Pünftig „Rriegse:Minifterium“ genannt werden foll, Folgendes: 


Bildung des Kriegs-Miniſteriums. 

1) Die bisherigen drei Sektionen, des Dienftes, der Adminiftration und der 
Juſtiz find aufgelöfet; * Voͤrſtaͤnde derſelben treten in die Zahl der 
Referenten. 

2) Dagegen werden Unferem Kriegs-Miniſter in Analogie mit oben anges 
führter Berordnung für die verſchiedenen Dienftzweige feines Winifteriums 
Referenten, welde in der Regel aus Staabsoffiziers oder im gleichen 
Rang ftehenden Individuen des Heeres gewählt werden, zugetheilt und zwar 

a) für das Dienftlihe und Perfonelle, mworunter auch die 
Kriegsbildungs: und Unterrichtsanftalten des Heeres, die 
Topographie, das Marſch⸗ und Penfions:Wefen ıc, ges 
böüren. » . . Br gr ... 2eeferenten. 

b) $ür Artillerie, Kriegswerkftätten und das Technifche der 
Bewafinung, Ausrüftung und Belleidung . . .. 1 „ 

ec) Für Feftungs: und Militär-Hodbauten. . - . 2 F 

d) Für Kavallerie-Gegenſtaͤnde, Remontirung und goßfenböfe 1 „ 

0) Sür Adminiſtrationn.. 3 

9) Für das Rechtlich.. 1 

Für das Sanitaͤts- und Veterinaͤr-Weſen werden dem Kriege: Minifterium 

die Oberftabsärzte der Armee wie bisher zugetheilt. 

Ferner 1 General:Sefretär, 

1 Oberregütrator (Archivar). 
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3 Regiftratoren. 
1 Kegiftraturgehülfe. 
Ferner für den Dienft der gebeimen Sefretäre, erpedirenden und Bürean 
Sekretaͤre aus dem biöherigen Perfonal dieſes Miniſteriums 6, 
2 Kanzelliſten, 
1 Büreaudiener und die bisbherigen Ordonnanzen. 
Den Keferenten aus dem Offiziers-Stand des Heeres bemwilligen Wir für die 
Zeit ihrer Verwendung eine Zulage, weldye 400 fl. jährlich nicht überfchreiten wird. 
Die gegenwärtigen Referenten behalten ihre bisherigen Funttionsbezüge bis 
zu ihrer Vorrückung in eine höhere Stelle. 
Für das Eonfervatorium und die Bibliothef wird Unfere nähere Ent 
ſchließung folgen. 
Die VPerfonal:Ernennungen folgen in der Beilage. Die in derfelben nid! 
benannten Sndividuen des Büreau:Perfonals treten in temporäre Quiescen. 
Uebrigens finden die $$. 6, 7 und 8 mehrerwähnter allergnädigfter Ber 
ordnung bier ihre analoge Anwendung. 


Wirkungs-Kreis des Kriegs-Miniſteriums. 

Außer der betreffenden Anwendung der in öfters berührter Verordnung 
Tit. II Lit. A gegebenen allgemeinen Befimmungen, ift der Wirkungsfreis 
Unfers Kriegs: Minifteriums dur Ziffer V obigen Titeld von $. 98 bis und 
einfhlüßig $. 111 beftimmt. 

Die Militär-Hauptbuchhaltung bleibt in Stellung und Wirfungskreid un: 
verändert. Ebenſo die Militär: Hauptkaffe, 

Ueber das Kevifions:Gericht der Armee, weldhes bisher aus dem Verfonale 
ter iten und Sten Geltion ded Kriegsminifteriums gebildet war, wird Unſere 
alleryöchfte Verfügung folgen. 


Gefhäftsgang im Kriegs-Minifterium. 

Kür den Gefhäftsgang in Unferem AKriegs- Minifterium kommt der 
Titel ITL mebhrerwähnter allerböhft Unferer Verordnung in analoge Anwen 
dung. Go mie ed Unferem Kriegs-Minifter frei ſteht, mehrere Referate 
einem Referenten zujutheilen, eben fo fann derfelbe nach $. 118 obigen Titels 
bei einem ſehr umfafienden Geſchaͤftskreis den betreffenden Referenten einen 
oder mehrere Gebülfen aus dem Dfficierd- oder Beamten:Stande des Heeres 
zutheilen. 

Den aus dem Dfficierd:Stande zugetheilten Gehülfen beftimmen Wir für 
die Zeit ihrer Verwendung eine Zulage, weldhe 250 fl. jährlich nicht über: 
fteigen darf. 

So wie ferner nah $. 120 Unfer Kriegs: Minifter feine Referenten iu 
befondern Konferenzen vereinigen fann, ohne jedoh an die Befchlüffe derfelben 
gebunden zu feyn, fo ift derfelbe befugt, in Fällen, wo verſchiedene Dienftjweige 
an einem Gegenſtand betheiligt find, 3. B. Dienft und Adminiftration, oder 
bei rechtlihen und Verwaltungs:Rüdjihten in Baugegenfländen, die Bearbei 
tung diefes Gegenftandes durch die betreffenden Referenten Pommiffionell und 
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protofollarifch, oder aber unter feinem Borfig mündlich zur Einigung der An- 
fihten vornehmen, die Ausarbeitung aber nad, feiner Entfheidung dur jenen 
Referenten beforgen zu Igffen, welchen er dazu am geeignetften hält. Zedenfalls 
aber wird derfelbe, unbeichadet der gründlichen Erſchoͤpfung des Gegenftandes 
— zur Erledigung defjelben den Weg einſchlagen, der am meilten Zeit und 
Shreiberei erfpart. Es verftebt fih von felbft, daß Unfer Kriegs⸗Miniſter 
befugt ift, in wichtigen Fallen, oder mo er es für nöthig erachtet, auch außer 
dem Kreife feiner Referenten einzelne Gutachten auf dem geeigneten Dienftmege 
abverlangen, oder auch Kommiffionen zufammenfegen zu lafien. Die Mitglieder 
folder Kommifftonen kann Unfer Kriegs: Minifter namentlidy bezeichnen, oder 
deren Benennung der geeigneten Dienftbebörde überlaffen. Diefe Kommiffionen 
follen ſich jedoch in völliger Unbefangenheit und gäanzlih außer dem Wirkungs- 
kreiſe des Kriegs-Minifteriums bewegen, und ihre Refultate auf dem Dienftwege 
durch die‘ Diviſions- oder Korps: und das Armee-Rommando an Unſer Kriegs 
Miniflerium einbefördern. 

Damit auch Unfer Kriegs: Minifter nicht mit Meinlihen Dienftgegenftänden 
überladen wird, welche zeitraubend ihn von der höhern Leitung. der feinem Mi- 
nifterium zuſtehenden Gefhäfte abhalten, fo wollen wir unter der Oberaufficht 
des Armee-Kommando’d den Divifiond: Kommandanten eine bemeflene größere 
Entfheidungd-Befugniß in dienftliher und adminiftrativer Hinfiht eingeraumt 
wiffen, worüber Unfer Kriege: Minifterium Uns baldige allerunterthänigfte 
Vorfhläge zu machen bat. 

Nach den von Uns bei verfchiedenen Beranlaffungen bereitd ausgeſproche⸗ 
nen allerhöchften Abſichten einer durchgaͤngigen Mereinfahung des Gefchäftes 
und Befektigung aller entbehrliben Screibereien, mahen Wir es Unferem 
Kriegs: Minifter zur befondern Pflicht, in allen demjelben untergeordneten Hee- 
red: und Bermwaltungs » Zweigen jede nur immer tbunliche weitere Erfparung 
in Perfonals und Büreautoften herbeizuführen, und Uns darüber am Schluffe 
des Etats⸗Jahres umfaſſenden Bericht zu erftatten. 


2) Der Staatsrath 
bat feine jeßige Geftalt und Amtsinftruction durch bie königliche 
Verordnung vom 18. November 1825 (Amtsbl. ©. 191) empfan- 
gen, welche fo lautet: 
Wir baden Uns bewogen gefunden, über die Formation Unferes Staats- 
raths und die demjelben zu ertheilende Inſtruction — nach darüber angeitellter 
Berathung — folgende Beftimmungen feitzufegen : 


l. Titel. 
Bildung des Staatsraths. 
F. 1. Der Staatsrath iſt die oberſte berathende Stelle, in und mit welcher 
der König die wichtigften — Tit. IL näher bezeichneten — Angelegenheiten 
der Krone und Seines Volkes in unmittelbare Berathbung nimmt; derfelbe ift 
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zugleich in den Num. 15 bis 25 (inclusive) des IL. Titels bemerften Fällen die, 
oberfte entfcheidende Stelle. — An der Bermwaltung felbft kommt ibm kein 
Antheil zu. % 

$. 2. Er befteht unter der unmittelbaren oberften Leitung des Königs 

1) aus dem Kronprinzen,-fobald diefer die Volljährigkeit erreicht; 

2) aus den in der Refidenzftadt anmefenden nachgebornen volljährigen Prin— 
zen des Pöniglihen Haufes in der directen Linie, fo oft der König es für 
gut findet, diefe in denfelben zu berufen; 

3) aus den aktiven Miniftern — denen Porte-Feuilles zugetheilt find — und 
dem Feldmarſchall; 

4) aus fehs von dem Könige ernannten Staatsräthen. — Unter diefer Zahl 
koͤnnen auch Minifter ohne Porte-Feuille begriffen ſeyn. Diefelben neh 
men in der Sigung ihren Plag nah den Miniftern, melden Porte- 
Feuilles zugetheilt find; — 

5) aus einem General:Sefretär; 

6) aus dem für die Erpedition, das Sefretariat, die Regiftratur und die 
Kanzlei erforderliben Perfonale mit der nöthigen Dienerſchaft. 

$. 3. In Beziehung auf den Rang wird feftgefegt : 

Die Staatsräthe im wirklihen Dienſte haben den Rang von den geheimen 
Käthen und General:Commifjären, welchen nicht ein gleicher Rang ertheilet, 
oder im außerordentlihen Dienfte vorbehalten iſt. . 

Der General,Sefretär hat den Rang des jüngften Staatsraths. 

Das übrige Perfonale geht dem der Minifterien von gleicher Claſſe vor. 

In Beziehung auf die AmtsMeidung hat es bei den bisherigen Beftimmun- 
gen fein Berbleiben. 

$. 4. Der König behält fih vor, nach Umftänden Staatsräthe im außer 
ordentlihen Dienfle und andere Staatsbeamte zu den Berathungen in den 
Staatsrath zu berufen. 

$.5. Der König wird in Grledigungsfällen die Stelle der Staatsräthe 
aus den ausgezeihnetften Staatsbeamten und andern vorzüglich würdigen Ind 
viduen ergänzen. 

$. 6. Der Staatsrath verfammelt fih in der Pöniglichen Reſidenz in den 
für feine Sigungen demfelben allda angewiefenen befondern Zimmern. 


1. Titel. 
Gefhäftstreis des Staatsraths. 
$. 7. In den Geſchaͤftskreis des Staatsraths gehören: 


A. Zur Berathbung. 

1) Alle Gegenftände der Gefeßgebung, fie betreffen die Anträge zur Einfüb 
rung allgemeiner neuer Gefege, Aufhebung oder Abänderung der beſte⸗ 
benden, oder zu einer autbhentifhen Erklärung derfelben; — 

2) Wichtigere Anftände bei der Anwendung der Gefege, worüber die oberften 
volljiependen Stellen in ihren Anfihten fi nicht vereinigen können; 

3) Die von der Stände-Berfammlung an den König gebradten Wunſche 


J 


5) 


6) 


7) 


8) 


9) 


10) 


11) 
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und Anträge, fo wie deren Beſchlüſſe über die an fie gebrachten Geſetz⸗ 
Entwürfe, die Erläuterung derfelben in den beiden Kammern durd die 
von dem Könige biezu beftimmt werdenden Staatsräthe, dann die von 
dem Könige zu fanktionirenden Gefege (Verf.Urk. $. 30, Tit- VID; 
Die Beſchwerden der Stände wegen Verlegung der Berfaffung, wenn 
Zweifel darüber obmwalten, und diefelben nad der Natur des Gegenftan» 
des an die oberfte Zuftisftele zur Unterfuhung und Entfdeidung fi 
nicht eignen ; 

Der General:FinanzEtat des Reich, fo wie derfelbe mit den Entwürfen 
der Gefege und Berordnungen für die Steuern und Auflagen, jur De: 
dung der notbwendigen Staats, Ausgaben, den Ständen verfafjungs- 
mäßig vorgelegt werden foll; 

Die dem Landrathe in feinem Wirkungsfreife vorzulegenden Gegenftände, 
fo wie das Refultat der mit ihm gepflogenen Verhandlungen, und die 
darauf zu veranlaffenden Entſchließungen; 

Die Organifation der Staats-Eollegien, der Staatd-Behörden und Staats: 
Anfalten; 

Allgemeine Verwaltungs: Normen und Maaßregeln, durdy melde beite- 
bende organifhe Einrichtungen aufgehoben , oder wefentlih abgeändert 
werden follen,;, — 

Die ECompetenzEonflicte zwifhen den Minifterien und die den Geſchaͤfts— 
reifen verſchiedener Minifterien gemeinfhaftlihen Gegenftände, wenn 
die einfchlägigen Minifter darüber ſich nicht vereinbaren koͤnnen; 

Die Eompeten;Streitigkeiten zwifhen den Gerichten und Bermwaltungds 
ftellen; 

Beichwerende Vorftellungen an den König über amtlihe Handlungen 
der Minifterien, wodurd Kranfungen des Eigenthums, oder der perfön» 
lihen Freiheit angeblich entftanden find, und worüber der Rekurs an die 
ordentlihen Gerichtöhöfe nah den beftehenden Verordnungen nicht ge: 
ftattet ift, aush zur Erkenntniß der für die gemifhten Rechtsſachen auf 
geftellten dritten Inſtanz (Tit. DIE. $. 10) fih nicht eignet, wenn ber 
König nad vorläufiger Vernehmung des betreffenden Minifteriums, zu 
deſſen Wirkungskreis der-Gegenftand gehört, und nach erholter Meinung 
des von dem Könige aus drei Staatsrätben zu bildenden Comites 
G. 9 Liefer Inſtruction) das Gutachten des Staatsraths darüber erholt: 


a) ob die angebrachte Beichwerde nad der Berfaffung und den beftehenven 


Gefegen und Verordnungen gegründet, und 


b) in welcher Art derfelben abzuhelfen fey.- 
12) Die Jahres: Berichte der Minifter in einer gedrängten Darftellung ſowobl 


des allgemeinen Zuftandes des ihnen amvertrauten Geſchaͤftskreiſes, als 
der befondern wefentlihen Competenz ⸗Theile, mit der Anzeige ihrer Fort» 
fehritte und Hinderniffe, die fih in denfelben ergeben haben, — foferne 
der König darüber im Ganzen, oder über einzelne Theile derfelben den 
Staatsrath mit feinem Gutachten vernehmen will; 
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Begutahtung der Indigenats :Gefuhe «Beilage I zur Berfafiungs 
Urkunde $. 3, lit. c.); 

Endlich jene wichtigeren Gegenftände, worüber aud außer dem in den 
vorftebenden Nummern bezeichneten, der König die Vernehmung dei 
Staatsraths befonders beſchließt. 


B. Zur Entſcheidung als erkennende Stelle. 


I. Unmittelbar. 


Refurfe gegen die von den adminiftrativen Zuftizftellen ergangenen Er: 
Penntnifie, die Abtretung eines Privat-Eigenthums für öffentlihe Zwede 
betreffend, unter Beobadtung der in der Verordnung vom 14. Auguſt 
1815 (Reg-Bl. 1815, St. XXXIV, ©. 724 — 727) darüber enthaltenen 
Vorfchriften. 

Die Entſcheidung der Frage in Unterfuhungen wegen Dienftverbreden 
oder Vergehen gegen wirkliche Eollegial:Borftände und alle diefen gleih 
oder höher ftehende Staats:-Beamte: ob der Angefchultigte vor Gericht 
geftellt werden folle? (Beil. IX zur Berf.-Urf. $. 16.) 

Refurfe der Staatebeamten gegen von den Minifterien ausgegangene 
Disciplinar-Strafverfügungen, nah den nähern Beftimmungen des $. 15 
im Edikte über die Berhältnife der Staatödiener. «(Beilage IX zur 
Berfaffungs:Urfunde. 

Rekurſe gegen die Verfügungen des betreffenden Minifteriums in Ge 
genftänden: ‚die Freiheit der Preſſe und des Buchhandels betrefient. 
(Beil. DIE, Tit. IV, $. 11 der Berf.:Urk. $. 9.) 

Die Befhwerden wegen Bermeigerung des Wahlrechts in einer Gemeinde, 
worauf der Beichwerdeführer gefeglichen Anfpruch zu haben glaubt. (Ge 
meinde-Wahlordnung vom 5. Auguft 1818, Art, 37. Nro. 2. Geſ-⸗Bl. 
St. XXL ©. 508.) 

Die Entfcheidung der über den Simultan-Gebraud_der Kirchen zwiſchen 
zwei Gemeinden verfhiedener Religions » Parteien entftehenden Streitig 
keiten, wenn folbe nad den Beftimmungen des Edifts über die äußern 
Rechtsverhältniffe der Einwohner des Königreihs Bayern in Beziehung 
auf Religion und kirchliche Gefellihaften (IV. Abfchn., 2ted Kapitel $.R 
Beil. II der Verf.Urk.) durd das betreffende Minifterium an den Staatb 
rath gebradyt werden. 

Rekurfe gegen erkannte DisciplinarsStrafen der Advokaten in Sachen 


"des adminiftrativen Refforts, welche in Gemäsheit der Werordnung vom 


24 März 1816 (Reg.-Bl. 1816, St. X. ©. 153) an den vormaligen ge 
beimen Rath gemwiefen waren, und in Folge des $, 61 der Dienftes-In- 
firuction des betreffenden Minifteriums ferner zu deſſelben Compelen 
gehören, — wenn diefelben gegen Erkenntniſſe ergriffen werden, melde 
von dem betreffenden Minifterium nach den Beitimmungen der angeführt 
ten Verordnung II — 3 unmittelbar ausgegangen find. 


* 
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II. Mittelbar, durch einen aus dem Staatsrathe gebildeten Ausſchuß. 


a) Im Allgemeinen. 

22) Beſchwerden, welche aus einem gerichtlichen Verfahren adminiſtrativer 
Stellen in gemiſchten Rechtsſachen., oder bei Gelegenheit und in Ver—⸗ 
bindung derfelben (ex connexione causae) entfpringen, und worüber der 
Rekurs an die ordentlichen Gerichtöhöfe, nah den beftehbenden Verord— 
nungen, nicht geftattet iüft. _ 

b) Insbeſondere. 

23) Rekurſe bei folhen Gegenfländen, welche theils dur die Berordnung 
vom 8. Auguft 1810 (Reg.Bl. deffelden Jahres St. XXXVIII ©. 642 
seq.) in foweit durch inzwifchen eingetretene organifde Verfügungen oder 
Geſetze Peine Abänderungen getroffen worden, theil durch fpätere befon- 
dere Verordnungen dem vormaligen geheimen Rathe als gemiichte Rechts: 
fahen zugewiefen waren. 

11. Zitel 
Geſchäftsgang. 

F. 8. Die nach Titel II in den Staatsrath gehörigen Vortraͤge der Mini⸗ 
fterien, fo wie die fomohl an den Staatsrath, als an den für die gemifchten 
Rechtéeſachen angeordneten Ausfhuß geeigneten Rekurſe werden unmittelbar an 
ten König unter der Aufſchrift: 

„An Seine Majeftät den König“ 
„zum Staatsrath.“ 
eingefendet, und nad der Eröffnung an den General:Sebretär zur Aufnahme 
in dad Einlaufs-Protofou abgegeben. In daffelde werden auch alle übrigen von 
dem Könige an den Staatsrath gewiefenen Gegenftände eingetragen. 

$. 9. Die über die eingefommenen befhwerenden Vorſtellungen Nro. 11, 
$. 7, Tit. DI von dem Könige erholt werdenden Bernehmungen des betreffenden 
Minifteriums werden an das General-Sefretariat des Staats-Raths gefendet, 
und nach erfolgter Gintragung in das Protokoll, dann von dem Könige ertheilten 
Ermächtigung einem aus drei Staatsräthen (Mro. 11, $. 7, Tit. II) angeord» 
neten Comité zugefertigt, um über die Borfrage des Competenz: Punktes Bera— 
thung anzuftellen und Gutachten zu erftatten. 

Diefes Gutachten fol, fo wie es in dem Protokolle eingetragen, durd das 
General:Sefretariat des Staatsrathd dem Könige in das Eabinet gefendet, und 
Seine weitern Befehle hierauf erwartet werden. 

Findet der Ausihuß bei der Beurtheilung eines angefommenen Rekurfes, 
und der ihm mitgetheilten Akten, daß die angebrachte Beſchwerde frivol ift, fo 
wird derfelbe ermädhtiget, in der naͤchſten Plenarfigung dem Statsrathe Anzeige 
bievon zu machen, und auf Beftrafung des Schriften-Berfaffers zum Belten der 
Wittwen⸗ und Waifen-Saffe der Advofaten anzutragen. 

$. 10. Alle bei dem Protokolle des Staatsraths eingefommenen Rekurfe, 
melde in Zit. IE, Nro. 22 und 23 bezeichnet find und Pünftig durch einen aus 


⸗ 
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der Mitte ded Staatsraths von dem König gebildeten Ausihuß entſchieden 
werden, find von dem GeneralSecretariate des Staatsraths mit genausr Be: 
‚ merkung des Einlaufes an den Vorftand dieſes Ausfchuffes abzugeben, welcher 
für ihre Eintragung in das mit dem Gefhäfts:Protofolle verbundene Einlaufs: 
Journal forget, und die Rekursſchriften mit den vollftändigen Alten, deren 
Ablieferung, wenn fie nicht beiliegen, durch das General:Gefretariat des Staatd 
raths bei dem einfchlägigen Minifterium zu bewirken ift, an die Referenten 
vertheilt, welche er dafür beftimmt, 

Die Beſchleunigung des Vortrages wird dem Borftande zur Pflicht gemacht. 
Die Berathung bierüber gefchieht in Pollegialer Form. 

Bei einer ſich ergebenden Stimmen: Gleichheit ift die Stimme des Bor: 
ſtandes entſcheidend. 

Zur Abfaſſung eines gültigen Erkenntniſſes müſſen mit Einſchluß des Bor 
ftandes fünf Mitglieder der Sigung beimohnen, 

Der Ausfhuß bat in der Behandlung diefer Rekurſe alle jene Vorſchriften, 
welche in den Verordnungen vom 8. Auguft 1810 (Regierungs-Blatt 1810, St, 
XXXVIII, ©. 642 seqg.) und vom 18. Dezember 1812 (Reg.-Bl. vom Jahre 
‚1813, St. III, ©. 91) über die Competenz, die Fatalien und übrigen Form: 
lichkeiten enthalten find, fo wie die an denfelben ergangenen weitern inftruftiven 
MWeifungen zu beobadten. 

Die Erfenntniffe werden mit den Aften an das Staatörathe » Protokoll 
abgegeben, und fodann auf die unten $. 20, lit. b näher beftimmte Art, im 
Namen des Königs ausgefertigt. | 

Bei diefem Ausfchuffe führt der Altefte Staatsrath den Vorſitz. 

Zur Führung des Sigungs-Protofolls in dem Ausſchuſſe wird der erpedi- 
rende geheime Sefretär des Staatsraths beftimmt. 

6. 11. Bei allen Gegenftänden, welche an den Staatsrath zum Gutachten 
ausgeftellt worden, ernennt der König den Referenten; bei denjenigen, welche 
nah dem Befehle des Königs durd die Minifter an den Staatsrath gebracht 
werden, ernennt derfelbe einen SKorreferenten aus der Zahl der von den Mis 
niftern unabhängigen Staatsräthe, in foferne der König es als nothwendig 
erachtet. 

$. 12. Gegenftände von befonderer Wichtigfeit — vorzüglich diejenigen 
welche die Entwerfung neuer Gefege und organiſcher Einrichtungen, oder Abäns 
derungen ſchon beftehender zum Zwede haben, follen, ehe fie zur allgemeinen 
Berfammlung des Staatsraths kommen, in einem Ausſchuſſe, der von dem 
Könige aus einigen Staatsräthen, dann aus Minifterial-Räthen der einſchlä⸗ 
gigen Miniſterien, oder andern Geſchaͤftsmaͤnnern gebildet wird, unter dem Vor⸗ 
ſitze desjenigen Miniſters, zu deſſen Reſſort der Gegenſtand ſich eignet, jzuvor 
gründlich erörtert, und für das Plenum vorbereitet werden, 


Berührt ein Gegenftand mehrere Minifterien, fo wird der König die Be 
rathung deſſelben durch einen größern zufammengefegten Ausfchuß anordnen. 

$. 13. Zu den Berathungen in den Ausfchüffen Pönnen auch zu dem Staats⸗ 
rathe nicht gehörige Perſonen zur Ertheilung der erforderlichen Aufſchlüſſe über 
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techniſche, wiffenfchaftlihe oder fonftige Gegenftände beftimmter Verwaltungs‘ 
Zweige beigezogen werden; fie haben aber Feine Stimme, fondern werden nur 
mit ihrem Gutachten vernommen. 

$. 14. Die Mehrheit der Stimmen entſcheidet; der Vorfigende bat gleich 
den übrigen Mitgliedern des Ausihuffes nur eine Stimme; das Protokoll wird 
durch einen geheimen Sekretär des einichlägigen Minifteriums geführt. 

$. 15. Der Staatsrath kann fi nur auf Befehl ded Königs verfammeln; 
diefer beftimmt Tag und Stunde, wie auch die Reihenfolge, in welcher die bei 
demfelben eingebrachten Vorträge erftattet werden follen. 

Dem General:Sekretär liegt ob: die Lithographirung der Borträge zu 
veranlaffen, und die Abdrüde an die Mitglieder des Staatsraths durch 
ein Circular-Schreiben, im welhem die von dem Könige beftimmte Sigungszeit 
befannt gemacht wird, zu vertheilen,, wobei Sorge zu tragen ift, daß die Ver— 
theilung mit Ausnahme der befonderd dringenden Fälle, acht Tage vor der 
Sitzung gefchehe. 

Wenn ein Mitglied des Staatsraths bei dem Gegenftande eines Vortra⸗ 
ges perſoͤnlich betheiligt iſt, fo darf daſſelbe der Berathung darüber nicht bei⸗ 
wohnen. 

Wenn außerdem ein Mitglied des Staatsraths gehindert iſt, im der ange— 
fagten Sigung zu erfcheinen, fo ift e8 gehalten, davon Anzeige zu machen. 

$. 16. Den Borfig im Staatsrathe führt der König; in deflen Abwe⸗ 
fenpeit oder Verhinderung der ältefte Minifter, oder derjenige, den der König 
biezu beftimmt. — Derfelbe verfügt nad vollendetem Bortrage die Umfrage, 
und fpricht nach der Stimmen: Mehrheit den Beſchluß des Staatsrath6 aus. 

$. 17. Nah dem Bortrage des Referenten und des allenfalls beftellten 
Korreferenten ftimmt zuerft der Minifter — in deſſen Geſchaͤftskreis der Gegen» 
fand gehört — wenn er nicht felbft Referent it; nach diefem unmittelbar die 
übrigen Minifter und der Feldmarfhall, dann die Gtaatsräthe nach dem 
Alter des Dienſtes. 

In wichtigen Faͤllen, oder auf befondere Anordnung wird fchriftlic ge⸗ 
ſtimmt, und die geſchriebenen Abſtimmungen werden nach ihrer Vorleſung zum 
Protokolle abgegeben. 

Vor oder nach der Abſtimmung der Miniſter und der Staatsraͤthe wird 
der König auch die Meinung der anweſenden koͤnigl. Prinzen vernehmen. 


6. 18. Wenn der König im Staatsrath nicht anmwefend ift, oder die 
Entfheidung zu geben fi vorbehält, fo wird demfelben das nach der Mehrheit 
abgefaßte Gutachten mit den davon abweichenden befondern Befimmungen in 
dem darüber abgehaltenen Protofole in das Cabinet gefendet; der König 
beftimmt bierauf, ob Er den Beihluß des Staatsraths genehmige oder nicht, 
oder folhen mit Bemerkungen zur weitern Berathung zurückgebe. 

Die Gutachten des Staatsraths und die von demfelben beantragten Ent» 
fhliefungen und Verordnungen find ohne Ausnahme der Beftätigung des Kö- 
nigs unterworfen, und erhalten für die vollziebenden Staatsbehörden nur dann 
Kraft, wenn die koͤnigliche Sanction erfolgt if. 
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$. 19. ‘Der General. Secretär nimmt alle Vorträge, die darauf erfolgten 
Abftimmungen und gefaßten Beichlüffe, fo wie die Entfheidung des Königs 
im Staatsrathe in ein ausführlihes Protofoll auf, welhes, von dem Generals 
Sekretaͤr beglaubiget, von dem Kronprinzen, den anmwefenden Pönigl. Prinzen, 
den Miniftern und dem Feldmarfchall unterzeichnet, dem Kö nige zur Geneh⸗ 
migung vorgelegt wird. 

Die Protokolle mit ihren Beilagen werden bei dem General:Sefretariate 
bewahrt, und koͤnnen dafelbft von den Mitgliedern des Staatsraths eingefehen 
werden, 

$. 20. Für die Form der Ausfertigungen wird feftgefegt: 


a) die auf die Bernehmung des Staatsrathd nah den Beftimmungen der 
Berfaflung gegebenen Gefege, die über organifhe Einrichtungen erlaffenen 
Berordnungen, fo wie allgemeine Verwaltungs: Vorfhriften, erfcheinen 
unter dem Pöniglihen Titel in dem größern KanzleisStyle unter des Koͤ⸗ 
nigs eigenhändiger Unterfihrift, und werden von den Miniftern, welche 
mit Porte-Feuilles beHleidet, und von dem Feldmarfchall Pontrafignirt, 
son dem General:Sefretär des Staatsraths beglaubigte, und dur das 
Regierungsblatt befannt gemacht. 

b) Die Beihlüfe des Staatsraths ald erfennender Stelle werden unter 
gleihmäßiger Unterfhrift des Königs, der Kontrafignatur des älteften 
Minifters, oder desjenigen, den der König zu dem Borfige beftimmt, 
dann des einfhlägigen Minifterd unter Beglaubigung des General:-Se: 
Pretärs des Staatsraths ausgefertigt. 

c) Alte Entfchliegungen, welde der König auf die Gutachten und Anträge 
des Staatsraths ertheilt, werden unter eigenhändiger allerhöchfter Unter» 
fhrift, der Eontrafignatur des Alteften Miniſters, oder desjenigen,, den 
der König zum Borfig beftimmt, und unter Beglaubigung des General» 
Sekretaͤrs dem Protokolle beigefeßt, welches über die Berathungs:Gegen- 
ftände abgehalten wird, 

Diefe allerhoͤchſten Entſchließungen werden dem Staatsrathe durch Bors 
lefung in der naͤchſten Sigung , oder durch lithographifhe Mittheilung, — den 
betreffenden Minifterien aber durch beglaubigte Protofoll» Auszüge zu ihrer 
Wiſſenſchaft und Vollziehung befannt gemacht. Erfordern ſolche allerhöchfte 
Entſchließungen Ausſchreiben an die, den Miniſterien untergeordneten Stellen, 
fo muͤſſen dieſe unter des Königs eigenhaͤndiger Unterſchrift und der Eontra- 
ſignatur des einſchlaͤgigen Miniſters „mit Erwähnung der Vernehmung des 
Pöniglihen Staatsraths“ erlafien werden. 

Sn Unfern Staatsrath fegen Wir das volle Vertrauen, er werde unter 
genauer Beobachtung der Berfafiung des Reichs feinen hochwichtigen Beruf mit 
ächter Waterlandsliebe erfüllen, und dur feine Rathſchlaͤge Unſer unermüd- 
bares Streben nad Beförderung der Wohlfahrt Unferes treuen Volkes 
Präftig unterftügen. — Diefes wird in den Beſtimmungen gegenwärtiger Ver⸗ 
ordnung Unfere fefte und unerfhütterliche Abſicht erbliden, den Staats⸗Orga⸗ 
nismus den Bedürfniffen und Berbältnifien Unferes Reiches anzupafien, den» 
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felden unter Beibehaltung alles beſtehenden Guten auf möglihfte Einfachheit 
binzuführen, und zugleih jede mit dem Hauptjwede vereinbarlihe Erfparung 
zu erzielen. 


3) DOberfter Kirhen- und Shulrath. 

Diefer wurde durch obige Verordnung vom 9. Dezember über 
Bildung der Staatdminifterien verheißen, und durch die Fönigliche 
Verordnung v. 17. Dezember 1825 (Amtsbl. 1826, ©. 41) errichtet: 

Wir haben bereits unterm 9. d. M. Unfere allerhoͤchſte Willend-Meinung 
ausgeſprochen, daß in Zukunft für.die Angelegenheiten der Kirche, des Unter» 
richts und der für diefe beiden Zwecke beftimmten Stiftungen bei dem Staats⸗ 
Minifterium des Innern eine eigene Stelle beftehen foll. 

Ueber die Formation, den Wirfungstreis und Gefchäftsgang derfelben ver- 
ordnen Wir nah Bernehmung des Staatsrathd nunmehr, wie folgt: 


Formation. 

$. 1. Die Minifterial-Seftion für die Angelegenheiten der Kirche und des 
Unterrichts, melde unter der Benennung „oberfter Kirden- und Schul: 
Kath“ gebildet werden foll, wird aus folgendem Perfonale beſtehen: 

a) einem Borftande, 

b) drei Räthen, wovon einer der proteftantifhen Eonfeflion angebören muß, 
c) einem Secretär, welcher augleich die — zu beſorgen hat, 
d) einem Reviſor, 

e) einem von Uns zu decretirenden Kanzelliften. 

Diefe Individuen mit Ausnahme des Kanzelliften müffen die akademiſchen 
Studien ordnungsmäßig abfolvirt und im Staats: oder Kirchendienfte bereits 
eine Stelle in definitiver Eigenſchaft begleitet haben. 

$. 2. Die Perfonal:Ernennungen werden Wir unverzügli vornehmen. 

$. 3. Die Befoldungen werden Wir befonders feftfegen. 

$. 4. Zur Beftreitung der Taggebühren für die Gehülfen, Schreiber und 
Boten, fo wie für die gewöhnliche Buͤreau-Exigenz werden Wir eine Averfal: 
Summe etatömäßig beftimmen. 

6. 5. Der Vorftand ift zugleih Minifterial-Ratb; — die Räthe und das 
übrige Perfonal ftehen mit dem Perfonale des proteftantifhen Ober-Eonfiftoriums 
in gleihem Range. 

$. 6. Der Vorftand trägt die Uniform der Minifterial-Räthe, die Raͤthe 
tragen die Uniform der bisherigen Studienräthe; das übrige Perfonale trägt 
die Uniform des Minifterial-Perfonats gleihen Ranges. 


Wirkungskreis. 

F. 7. Zu dem Wirkungskreiſe des oberſten Kirchen- und Schul-Raths 
gehören alle jene Gegenſtaͤnde, welche in den $$. 61, 62 und 63 der über den 
Wirkungskreis der Minifterien erlaffenen Verordnung vom 9. d. M. dem Mi: 
nifterium des Innern zugewiefen find; die Anfertigung der bierauf Bezug haben: 
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den Etats, und innerhalb der Grenzen der feſtgeſetzten — die Ver⸗ 
fügung über die hiezu beſtimmten Staatsfonds. 

$.8 Das oberfte Episcopat und alle andern in dem — ke 
Edifte über die innern Angelegenheiten der proteftantifhen Gefammt-Gemeinde 
näber bezeichneten proteftantifhen Kirchenſachen, bleiben jedoch der unmittelbaren 
Leitung des genannten Minifteriums vorbehalten, welchem das proteftantifche 
Dber-Confiftorium au fernerhin untergeordnet feyn wird. 

Zu diefem Behufe wird dem Staats: Minifterium des Innern in der Pers 
fon des proteftantifhen Oberkirchen- und Studien-Raths ein eigener Referent 
zugetbeilt. 

$. 9. In allen im $. 7 bezeichneten Gegenftänden.ift der oberfte Kirchen 
und Schul⸗Rath eine bloß inftruirende und berathende Stelle, welche überdieg 
all dasjenige, was durd die Verordnung vom heutigen in den Wirkungskreis 
der Kreid-Regierungen und ihrer Unter⸗Behoͤrden gelegt ift, denfelben zu uͤber⸗ 
laffen, und ſich biebei in der Kegel auf die bloße Oberaufficht und oberfte Leis 
tung zu beſchraͤnken bat, 

$. 10. Der oberfte Kirchen: und Schul:Rath bat das Kefultat feiner Be— 
ratbungen jederzeit dem Minifterium des Innern zur Entiheidung vorzulegen, 
wenn der Gegenftand hiezu bereits genügend vorbereitet ift; — im entgegenge» 
fegten Falle leitet derfelbe die Bervollftändigung der Inftruction ein, und refcri« 
birt zu diefem Behufe aus eigener Competen;. 


Geſchäftsgang. 

5. 11. In allen zu dem Wirkungskreiſe des oberſten Kirchen- und Schul⸗ 
raths gehörigen Gegenftänden werden die Berichte der Stellen und Behörden, 
fo wie die Borftellungen der Parteien in der allgemein vorgefchriebenen Form 
an das Minifterium des Innern gerichtet, jedody mit dem Beifage: „zum ober« 
ften Kirchen- und Schulrathe.“ 

6. 12. Alle einlaufenden Gegenftände werden dem dirigirenden Minifter 
ded Innern vorgelegt, und nachdem durd das General:Secretariat des Minis 
fteriums die Zeit der Eingabe auf dem Einlaufe bemerkt worden, an den Bor: 
ftand des oberften Kirchen» und Schulratbs abgegeben ; diefer forgt fodann für 
die richtige Eintragung in das Geſchaͤfts-Journal der Stelle und für die Ver— 
theilung an die Raͤthe. 

$. 13. Die Gefhäfts»Repartition ift ganz dem Borftande überlafien, wel: 
her jedoch felbft eine Gefhäftsfparte zu bearbeiten hat. 

$. 14. Der Gefhäftsgang ift bei diefer Section in der Regel Pollegial; 
nur einfache Berichtsabforderungen, Mahnbefehle, Signate zur Reviſion oder 
Regiftratur, bloße Sammlung und Zufammenftellungen, und andere Pleine Ge- 
genftände, bei welhen von einer Berathung Peine Rede feyn Pan, dürfen im 
Büreaugange bebandelt werden. 

$. 15. Bei den Sitzungen des oberften Kirchen» und Schulraths führt der 
Borftand den Borfig, hält die Umfrage, und fpricht die Befchlüfe nad der 
Mehrheit ver Stimmen aus ; die Abftimmungen gefheben nach dem Dienftalter 


Zweiter Abſchn. — Berfaffungsm. Beftandtheile des Staates. 304 


von dem älteften bis zu dem legten Rathe; der Borftand giebt feine Stimme 
zuletzt. 

In Gegenſtaͤnden, welche ausſchließend die katholiſchen Kirchen-Angelegen⸗ 
heiten betreffen, ſteht jedoch dem proteſtantiſchen Rathe kein Stimmrecht zu. 

$. 16. Dem Minifter des Innern bleibt es vorbehalten, dieſen Sitzungen, 
deren wenigftend zwei in jeder Woche gehalten werden müſſen, beizumobnen, 
und außerdem auch den Borftand oder die einzelnen Referenten, fo oft er es 
für nöthig findet, zu ſich zu rufen. 

$. 17. Ueber alle Gigungen werden von dem Setretär befondere Protos 
Polle geführt, in welchen bei wichtigen Gegenftänden die einzelnen Abftımmungen 
bemerft werden follen. 

$. 18. Die nad den Befchlüffen entworfenen und von dem Vorſtande res 
vidirten Auffäge find, wenn der Gegenftand zur Enticheidung reif ift, dem Mis 
nifter des Innern zum Expediatur vorzulegen; die Ausfertigungen werden in 
diefen Fällen, in foferne Wir nicht ſelbſt eigenhändig unterzeichnen, durch 
den Minifter unterfchrieben, und von dem General:Secretär des Minifteriums 
contrafignirt, die Expedition beforgt jedoch der Secretär des oberften Kirchen⸗ 
und Schulraths unter Beifügung der betreffenden JZournal:NRummern. 

$. 19. Die Auffäge, welche bloß die Einleitung oder die Bervollftändigung 
der Inſtruction eines Gegenftandes bezielen, erhalten das Expediatur durch 
den Vorftand der Sektion, welder in diefem Falle auch die Ausfertigungen 
unterzeichnet. 

5, 20. Diefe geſchehen in der Form der Miniſterial Reſcripte, jedoch unter 
der Schluß: Formel: 


„aus allerhoͤchſter Vollmacht, der oberite Kirchen: und Schul-Rath des Reis“ 


und werden von dem Gefretär der Stelle contrafignirt. 
6. 21. Die Akten diefer Sektion werden zwar in dem Lokale der Miniftes 
rialsRegiftratur aufbewahrt, aber in einer befondern Abtheilung behandelt. 

$. 22. Die im $. 126 und 128 Unferer Berordnung vom 9. d. M. 
ertbeilten Borfchriften bat das fammtlihe Perfonale des oberften Kirchen- und 
Schulratbhs genau zu beobachten, und gegen diejenigen, welche diefen Borfchriften 
entgegenhandeln, ift auf die in den oben allegirten SS. angeordnete Weife zu 
verfahren. 

$. 23. Im Allgemeinen, in foferne über die Gefchäftsbehandlung noch ein 
Anftand fich ergeben Bönnte, ift der Geſichtspunkt im Auge zu behalten, daß die 
biemit angeordnete Behörde nicht eine für ſich beftehende eigene Stelle, fondern 
eine zwar abgefonderte, aber mit dem Minifterium des Innern in inniger Ber: 
bindung bleibende Sektion deffelben ift. 

6. 24. Ueber die Berwendung der $. 4 bemerften Nverfal: Summe hat 
der Borftand des oberften Kirhen: und Schulraths zum Beten des Dienftes 
nad Gutbefinden zu verfügen; er muß jedodh nah dem Schluſſe eines jeden 
Sahres im verfammelten Rathe durd den Secretär deſſelben über die Berwen- 
dung dieſer Summen genaue Nachmeifung vorlegen und auf den Grund der; 
felben die im Laufe des Jahres angefauften Bücher und Geraͤthſchaften in das 
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Inventar eintragen laffen. Das bei diefer Beranlaffung abzubhaltende Protokoll 
ift nebft den Ausgabsnahmeifen dem Mirifter des Innern vorzulegen, um es - 
nad genommener Einfiht in die Minifterial » Regiftratur binterlegen uhd bes 
wahren zu laſſen. 

6. 235. Diefe Verordnung foll mit dem 1. Jänner 1826 in Kraft treten, 

Unfer Minifter des Innern ift mit dem !Bollzuge derfelben beauftragt. 

Wir fegen in den oberften Kirchen und Schulrath das Vertrauen, daß 
derfelde feinen Wirfungsfreis in diefen böcftwichtigen Angelegenheiten mit 
größtem Eifer erfüllen, Unfere den Schuß der Kirche, die Veredelung der 
Sitten, die Beförderung der Künfte und Willenfhaften, und die Heranbildung 
tüchtiger Staatsbürger bezweckenden Abfihten Fräftig unterftügen, und bald 
möglichft einen wohlbemefjenen, tiefdurchdachten, den Bedürfniffen der Zeit und 
des bayerifchen Bolfes entfprechenden Schul⸗Plan vorlegen werde. 


4) Oberſter Rechnungshof. 

Ein Conſularbeſchluß vom 29. Frim. IX hatte gemäß Art. 89 
der Sonftitution und den Gefeßen vom 28. Pluv. III und 18. 
Frimaire IV die Staatsrehnungs-Commiffion organifirt; am 16. 
September 1807 erfchien ein Gefeß Aber Einrihtung, Wirfungs- 
freis und Berfahren des oberften Rechnungshofs, der an die Stelle 
jener Gommifjion trat, und ein Defret vom 28. September 1807 
verfügte das Nähere. Wir nehmen Umgang von biefen Beftims 
mungen, indem jegt blo8 die neuern gelten. Mit Bezug auf $. 25 
der Verordnung vom 9. Dezember 1825 über dad Staatsminiftes 
rium, erfchien am 11. Jänner 1826 (Amtsblatt ©. 161) folgende 
Verordnung: 

Wir haben die Inſtruktion des oberften Rechnungshofes einer genauen 
Revifion unterwerfen laffen, und in Bezug auf dad Finanzrehnungswefen des 
Königreichs nach Bernehmung des Staatsraths beichloffen wie folgt: 

A. Allgemeine Beflimmungen. 

6. 1. Sämmtlihe Finanz» Rehnungen müffen jederzeit auf das für die 
betreffende Ginanzperiode feſtgeſetzte Büdget des Reiches geftüst, und dem Baue 
defielben nachgebildet werden. 

$.2. Jedes Staatsgefäll und jeder Staats: Aufwand foll jederzeit auf jene 
Pofition in Rechnung geftellt werden, wohin fie fih gemäß den Beftimmungen 
des jedesmaligen Finanz-⸗Geſetzes nad) der Natur der Sache eignen. 

$. 3. Im Laufe einer Finanzs Periode dürfen durchaus Peine Pofitions: 
Trandferirungen Statt finden. 

$. 4. In allen Staatsrechnungen müffen die Koften der Staatsrenten» 
Berwaltung von dem eigentlihen Staatsaufwande ausgefhieden und genau 
gefondert vorgetragen werben. 
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$.5. In ganz abgefonderten Rechnungen ift der Staatsaufmand für die 
Schuldentilgungsanftalt vorzutragen. 

$. 6. Die Termine zur Borlage und Kevifion der Rechnungen werden wie 
bisber von dem oberften Rechnungshofe beftimmt, und follen von demfelben 
fammtlihen Berwaltungsbehörden fo frübzeitig befannt gemacht werden, daß fie 
auf das Pünktlichfte eingehalten werden Pönnen. Wenn diefe Termine nicht 
eingehalten werden, fo dürfen die mit der Revifion beauftragten Stellen die 
fäumigen Rechner, wie bisher, mit angemeflenen, für den zweiten und dritten 
Hall ſteigenden und auf der Stelle zu erholenden Geldftrafen belegen; im vier- 
ten Falle haben fie nah den Beftimmungen der neunten Beilage zur Berfafs 
fungs-Urfunde 65. 10 — 15 mit Disciplinarftrafen einzufchreiten, und fie find 
zugleih ermäctiget, wenn fie es für zuträglid oder nothwendig erachten, 
auf des fäumigen Beamten Koften einen eigenen Kommiſſaͤr zur Betreibung 
der Redhnungsftellung abzuordnen, oder den Beamten bis zur Vollendung der 
Rechnung nöthigen Falls vom Amte zu fufpendiren, und dieſes auf feine Koften 
durd ein anderes Individuum adminiftriren zu laffen. In den legtern Fällen 
ift jedoh Anzeige an das Minifterium zu erftatten. Gleiche Befugnifie fteben 
dem oberften Rechnungshofe gegen diejenigen Verwaltungs: und Revifionsftellen 
zu, durch deren Verſaͤumniſſe die Rechnungsftellung der äußern Beamten ver- 
jögert wird. : | 

$.7. Jeder Rehnung, welde mit einem Aktivreſte abfhließt, muß der 
Beweis angefügt werden, daß diefer Aktivreft an dıe unmittelbar vorgefegte 
Kaſſe abgeliefert wurde. Wenn diefer Beweis nicht gleich bei der Rechnungs» 
vorlage geführt werden kann, fo ift er doch längitend acht Tage nach dem 
Rechnungstermine zu führen. 


$. 8. Die Revifion und Superresifion der Finanzredhnungen foll von nun an 
in Peinem Falle mehr durd ein und die naͤmliche Behörde vorgenommen werden. 


$. 9. Ebenfo wird für die definitive Verbefcheidung der Staatsrechnungen 
der Inftanzenzug in der Art gebildet, daß jener Stelle, welche die primitive Re— 
viffon zu beforgen bat, die erfte Inftanz zufteht, die zweite und legte Inſtanz 
aber dem oberften Rechnungshofe übertragen bleibt. 

$. 10. Die primitive Revifion der Finanzrechnungen, und die definitive 
Derbefheidung derfelben in erfter Inſtanz ftehet künftig den Kreisregierungen 
und den Eentral Bermwaltungsftellen zu, unter deren Leitung und Euratel die 
Rechnung ftellenden Kaflen und Aemter geftellt find. 


Die Rechnungen der dem Staatsminifterium der Finanzen unmittelbar 
untergeordneten Kaflen, und zwar insbefondere jene 

a) der Central» Staats : Kaffe, . 

b) der Hoffläbe und Intendanzen, 

ec) der unmittelbaren Güter-Adminiftration zu Scleißheim, 

d) der Akademie der Wilfenfhaften und der Künfte, fo wie der damit in 
Verbindung ftebenden Infitute, in foferne legtere aus dem Gtaatöver: 
mögen dotirt werden, 
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e) der Regie-Berwaltungen der Eentral-Stellen und des Ober⸗Appellations⸗ 

gerichts, in foferne denfelben Peine Nverfal:Summen zur Dispofition ge 
ftellt find, 

werden von einer Redynungsfammer verbefchieden, welhe Wir in Unferer 

Refidenzftadt — wie weiter unten folgt — errichten. 

$. 11. Die Guperrenifion der fämmtlihen Finanzrechnungen wird durch 
die Käthe des oberften Rechnungshofes vorgenommen. 

$. 12.: Sowohl die erfte als zweite Rechnungs: Inftanz wird nadı den Ge- 
feßen der Comptabilität über die jährlich abzulegenden Rechnungen unabhängig 
von dem Minifterium der Finanzen erkennen. 

$. 13. Die General-Finanzrehnungen dürfen nur auf definitive Beihlüfe 
und die hienach abforrigirten Elementar⸗Rechnungen gebaut werden. 


B. Bon der primitiven Revifion und der erften Rech— 
nungssSnftanz. 

$. 14. Der Reviſionsakt ift jedesmal mit einem, in formeller Hinfiht nady 
den beftehenden Normen zu verfaffenden Protofoll zu begleiten, in welchem alle 
bei der Revifion entdedten Srrthümer, Defecte, unrichtige oder doppelte Anfäße, 
und alle Ausgaben, für welche die Ermädhtigung mangelt, zu bemerken find. 
Am Eingange diefed Protokolls ift jederzeit der von dem Rechner gemadte 
Haupt: Abfhlug mit der Summe der Gefammt:Einnahme, der Gefammt:Aus- 
gabe, und des Aktiv» oder Paflivrefted vorzumerfen. Am Ende des Protokolls 
müffen die aus den Bemängelungen fih ergebenden Minderungen und Mehrun« 
gen nach der Reihe der $$. refapitulirt, proviforifh abgefchloffen, und mit dem 
vom Redner gemachten Abfchluffe verglihen werden. Eine Abforrigirung der 
Rechnungen findet erft nad Erlafjung des Definitio» Beichluffes in der weiter 
unten vorgefchriebenen Weife Statt. 

$. 15. Die primitise Reviſion ift jederzeit durd das befondere Rechnungs» 
Kommifjariats:Perfonal derjenigen Stelle vorzunehmen, welcher die Rechnungs. 
Verbeſcheidung zuftebt. 

$. 16. Das von dem Rechnungs⸗Kommiſſariat entworfene Bedenken⸗Pro⸗ 
tofoll muß dur einen mit dem Referat beauftragten Rath und den Borftand 
der Stelle, welher die Verbefheidung übertragen ift, geprüft und feftgeftellt 
werden; die biebei gemachten Abänderungen find in der Art vorzunehmen, daß 
zwar die veränderten Stellen des Entwurfes durdfirichen, aber in einem noch 

leferlihen Zuftande erhalten werden. 

a $. 17. Das auf diefe Art richtig geftellte Protokoll muß dem Rechner unter 
Seftfegung eines unüberfchreitbaren Termins zur Beantwortung mit der Firma 
„von Revifionswegen” hinausgeſchloſſen werden; mit demfelben Fönnen zwar 
die bemängelten, jedoch befonders zu verzeichnenden und gehörig zu contrafignis 
renden Belege, nie aber die Rechnung felbft und ihre übrigen Beilagen hinaus» 
gegeben werden. — Wenn die zur Beantwortung vorgezeichneten Termine nicht 
eingehalten werden, fo muß gegen die Rechner verfahren werden, wie oben im $.6 
wegen der für die Rechnungs; Borlage beflimmten Termine vorgefchrieben wurde. 
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5. 18. Mit der Beantwortung des Bedenken⸗Protokolls hat der Redner 
jederzeit ein Rechnungs-Duplikat vorzulegen, welches nad definitiver Verbeſchei— 
dung der Rechnung mit dem Driginal durd das Rechnungs: Commiffariat vers 
glihen, gleihgeftellt, abforrigirt und dem Rechner rüdgeftellt wird, um es bei 
Amt zu verwahren. 

$. 19. Ueber die Beantwortung hat das Rechnungs-Commiſſariat eine uns 
fihtige Prüfung anzuftellen, und das der Sache angemeffene Rechnungs-Erkenntniß 
zu entwerfen; dieſes wird ein Rath und der Vorſtand der Stelle mit der Rech⸗ 
nung und dem Bedenken:Protofoll, dann der Beantwortung vergleiher, ebenfalls 
genau prüfen, vorläufig nad Gutbefinden ratifisiren, und fodann bis jur Ans 
kunft des zum Abrehnungs:Commifjär ernannten Rathes des oberften Rechnungs» 
bofes reponiren lafien. 

$. 20. Diejem Abrehnungs:Commiflär find bei feiner Ankunft am Sitze der 
Kreis: oder Eentralftelle alle revidirten Rechnungen mit allen Belegen, Reviflons» 
Protokollen, Beantwortungen und Berbefheidungs «Entwürfen zur Einſicht 
vorzulegen. - 

$. 21. Nahdem der Abrehnungs-Commiffär die Rechnung eines Amtes 
oder einer Kaffe, und die auf deren Reviſion bezügliben Verhandlungen durch⸗ 
gefehen und genau geprüft haben wird, hat die Stelle, welder die Berbefceis 
dung zuſteht, unter Borfig ihres, Vorktandes in Gegenwert des Abrechnung» 
Commiflärs eine Pollegiale Berathung vorzunehmen, und unter Borbehalt des 
Rekurfes einen definitiven Beihluß zu faffen. Unmittelbar vor der Abftimmung 
müfjen die Abrehnungs:-Commiffäre abtreten, wenn fie ver Vorſtand der abur« 
tbeilenden Stelle biezu auffordert. 


$. 22. In diefer Sitzung muß der ganze Rechnungs-Prozeß kurz reafjumirt 
werden; die Vorftände der Central Staatskaſſe, der Haupt-Kreis- und Specials 
Schuldentilgungs-Kaſſen und der allgemeinen Rentämter Pönnen diefer Sitzung 
während der Reaſſumirung der auf ihre Rechnung Bezug habenden Werhand« 
lungen beimohnen, nad Bollendung derfelben ihre allenfallfigen Einwendungen 
gegen den Schluß-Antrag des Abrehnungs:Commiffärs Fur; vortragen, müffen 
jedoch abtreten, ebe zur Abftimmung gefchritten wird. 

Bei diefer Gelegenheit müfen die Rechner auch ihre Zournale und Mas 
nualien vorlegen, und die Stelle hat fih, nahdem das Rechnungs⸗Kommiſſariat 
die geeigneten Abſchlüſſe gemacht haben wird, von der Uebereinfimmung ders 
felben mit den Rechnungs-Reſultaten zu überzeugen, und bei erheblichen Abwei⸗ 
dungen dad Geeignete zu verfügen, 


$. 23. Den im. vorftehenden Paragraph genannten Rechnern wird der 
Definitiv- Beihluß in Gegenwart des Abrechnungs-Kommiſſaärs perfönlich zu 
Protokoll eröffnet; bei diefer Verhandlung müffen ſowohl diefe, als der Abrech, 
nungs-Kommiſſaͤr ſogleich die gegen denfelben zu erbebenden Kefurfe unter Be: 
zeichnung der einzelnen Punkte erflären; die Rekurſe ſelbſt find binnen fechs 
Wochen ausjuführen, bei der Stelle, melde den Definitiv» Befhluß erlies, zu 
übergeben, und von dieſer unter Anlage der Rechnung und ihrer Belege an 


den oberften Rechnungsbof mittelft Berichtes einzufenden, 
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$. 24. Bon den Definitiv»Befhlüfen müffen dem betreffenden Redner 
amtlihe Ausfertigungen zugeftellt, und bierüber Empfangsicdeine zu den Akten 
gebracht werden; diefe find von den Borftänden der Etelle zu unterzeichnen, 
und von dem Abrechnungs-Kommiſſaͤr zu contrafigniren, und müflen am Ende 
fogleih die Punkte bezeichnen, gegen weldye der Abrechnungs-Kommiſſaͤr den 
Rekurs ergriff. Bei Ausfertigung der Definitiv-Beihlüfe über die Rechnungen 
der im $. 22 bezeichneten Beamten muß aud von jenen Punften Erwähnung 
gefchehen, gegen welche die Rechner den Rekurs erklärt haben. 


$. 25. Auf den Grund des Definitiv:-Beihluffes gefchieht fodann die Ab» 
Porrigirung der Rechnung; fie muß unter kurzer Allegation des betreffenden 
Paragraphen mittelft rother Dinte in der Art vorgenommen werden, daß der 
- urfprünglihe Rechnungs: Bortrag nirgends entftellt und unleferlid gemacht wird; 
der bei diefer Nectificirung zu madende Hauptabihlug muß von dem Nevis 
denten, den Vorftänden der Gtelle, und dem Abrehnungs: Kommifjär unter: 
zeichnet, und in foferne die Rechnung von einem im $. 22 genannten Beamten 
geftellt wurde, von demfelben förmlidy anerkannt, und zu diefem Behufe eben» 
falld unterzeichnet werden. 


6. 26. Nach diefen Redhnungs : Grundlagen müſſen die Rechner mit der 
unmittelbar vorftehenden Kafle fhnell und pünftlih in dem von der verbefdei: 
denden Stelle feftgefegten Termine abrechnen und vollfommene Richtigfeit pfle— 
gen. Die Borftände der allgemeinen Rentämter, und jene Beamte, melde ſich 
am Site der ihnen vorftehenden Kaſſen befinden, müflen diefe Abrechnung 
binnen 24 Stunden vollführen. — Im erforderlichen Falle ift die verbeicher- 
dende Stelle als AbrechnungsCommiſſion wie bisher ermächtigt und verpflich- 
tet, den Rechner felbft durch Perfonal:Arreft zur Erfüllung diefer Pflicht anzubalten. 


6. 27. Erft nady gepflogener Richtigkeit dürfen den Rechnern in Unſerem 
Namen die Abfolutorien zugeftellt werden; in diefen find die Reſervate nad 
den Paragraphen der Definitiv-Befhlüffe, die Punkte der von dem Abrechnungs« 
Kommiſſaͤr ergriffenen Refurfe, das generelle Refervat der Irrung im Calcul, 
der Dmiffionen und der vorfäglihen Beſchaͤdigung des Aerars fpeciell auszudrüden, 
und die Totalfummen der Ginnabmen und Ausgaben, fo wie des hienady ſich 
darftellenden Aktiv» und Paſſiv-Reſtes in Zahlen und Buchftaben anzugeben. 


$. 28. Hafiſcheine des Beamten dürfen zur Berichtigung der Abrechnungs— 
Schuldigkeit durchaus nicht angenommen werden ; nur dann find fie zuläßig, wenn 
bei dem Schluß-Acte der Rechnungs-Abhoͤr fih neue Bedenken ergeben, und auf 
Beranlaflung derfelben dem Rechner bedeutende Erſatz-Summen zur Laft gefihrie: 
ben werden; in diefem Falle hat die Abrechnungsftelle jedoch förmlihen Beſchluß 
zu faffen, zu welchem die Beiftimmung ded von dem oberften Rechnungshofe 
abgeordneten Kommiffars erforderlich ift; in diefem Befchlufe muß ein Purz zu 
bemeffender Termin zur Einlöfung des Haftſcheines feftgefett, und außerdem das 
Abfolutorium bei der beireffenden oberen Klaffe, mit welcher abjurechnen ift, bis 
zur wirflihen Einldfung aufbewahrt werden. 

$. 29. Die aus den definitiv abgefhloffenen Rechnungen bervorgehenden 
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Aktiv⸗ oder Paſſiv⸗Reſte werden durch die Abrechnungs-Stellen denjenigen Kaſ⸗ 
ſen, in welche dieſe Aktivreſte abgeliefert, oder aus welchen die Paſſioreſte gedeckt 
werden müſſen, eingewieſen, die Einweiſungs⸗Dekreturen, in welchen der Defini—⸗ 
tiv⸗Beſchluß foͤrmlich allegirt werden muß, ſind den Rechnungen der Hauptkaſſen 
als Belege anzufügen. | 

$. 30. Aus dem Grund der nad dem Definitiv-Befchluffe abforrigirten Redys 
nungen’ wird nad vollendeter Abhör einer Amts: oder Kaffe-Rehnung der 
Skartekel oder das Abrehnungsbudy erſetzt; dieſes muß ganz nach dem Baue des 
Büdgets der betreffenden Finanzperiode angelegt, in duplo angefertigt und von ° 
den Borftänden der Stelle, fo wie dem Kommifjär des oberften Rehnungshofes 
unterzeichnet werden; das eine Exemplar bleibt ‚bei der Abrechnungsftelle, das 
andere bat der Abrehnungs:Kommiffär dem oberften Rechnungshof vorzulegen. 

$. 31. Werten bei der Reviſion oder Abhör der Rechnung Gebrehen von 
Bedeutung, oder Vergeben und Verbrechen entdeckt, insbefondere Berfälfhuns 
gen, Unterfhlagungen und Erpreſſungen, fo ift die Abrechnungsftelle verpflichtet, 
unverzüglih die erforderlihen Cinfchreitungen zur GSicerftellung des Aerars 
und anderer Betheiligten und die weitere Unterfuchung vorzunehmen; follte die 
Stelle hierin faumig feyn, fo bat der fommittirte Oberſt-Rechnungs-Rath an 
den oberften Rechnungshof zu berichten, damit diefer bei dem Staats-Minifte: 
rium der Finanzen das Geeignete veranlafen kann. 

6. 32. Gegen die Definitiv:Befchlüffe der Abrechnungsftellen ift Fein anderer 
Rekurs als an den oberften Rechnungshof zuläßig; der Rekurs hat Reine ſus— 
genfive Kraft. In Ermangelung eines ſolchen Rekurſes wird der Rechnungs: 
Prozeß als beendigt angefeben. 

6. 33. Die General» Adminiftrationen der Poften, der Salinen und Berg» 
werfe, des Zollmefens und des Lotto find ermächtiget, über die Rechnungen 
ihrer äußern Aemter Definitiv-Befchlüfe auch ohne Gegenwart ded fommittirten 
oberften Rechnungsrathes zu faffen, wenn diefer erPlärt, wegen anderer drin» 
gender Geſchaͤfte den Sitzungen diefer Stellen nicht beimohnen zu koͤnnen; in 
Diefen Fallen muß in den Definitiv »Beichlüffen die Superrevifion ausdrüdlic 
vorbehalten werden; bis zur Nahholung und nicht zu verzögernden Vollendung 
der Superrevifion find die Abfolutorien vorzuenthalten, welche der Abrechnungs: 
rath jederzeit mit dem Borftande der Stelle unterzeichnet. 


C. Bon der Rechnungs-Kammer. 


$. 34. Die Rechnungs⸗Kammer foll aus folgendem Perfonale beſtehen: 

a) einem Direktor, 

b) zwei Räthen; 

e) einem Sefretär, 

d) einem Regiftrator, 

e) ſechs Rechnungs-Kommiſſarien, 
wovon die Haͤlfte zur erſten, und die andere Haͤlfte zur zweiten Klaſſe gehoͤren wird. 
Deer Vorſtand, die Raͤthe und der erſte Rechnungs-Kommiſſaͤr müſſen die 
zur Ausübung des Richteramts erforderlichen Eigenſchaften beſitzen, uud im 


308 Erſtes Buch. — Staatsrecht. 


aͤußern Dienſte in definitiver Eigenſchaft Stellen begleitet haben; das letztere 
Erforderniß muß auch bei den übrigen Rechnungs⸗ Kommiſſarien Statt finden; 
bei der erſten Nomination werden Wir jedoch das Perſonal aus dem Perfonnie 
des oberften Rechnungsbofes wählen. 

F. 35, Die Rangverbältniffe, die Uniformen und Befoldungen diefes Per: 
fonals follen jenen des Kreis» Kegierungs : Perfonald der naͤmlichen Kategorie 
gleich ftehen. 

$. 36. Der Haupt» Wirkungekreis dieſer Stelle iſt bereits in dem $. 10 
der gegenwärtigen Berordnung bezeichnet. 

$. 37. Außerdem liegt der Rechnungs: Kammer auch die Revifion und in 
erfter Inftanz die Verbefheidung der Rechnungen der Hauptmünzamts -Kaſſe, 
und der drei Landes:Univerfitäten ob. Bei Kevifion und Aburtheilung diefer und 
der im $. 10 bezeichneten Rechnungen bat fib dieſelbe im MWefentlihen nad 
den Borfchriften der 99. 1, 7, 11 — 32 zu richten. Insbeſondere hat diefe 
Stelle alle Definitiv-Beſchlüſſe in förmlihen Sigungen und in Gegenwart eines 
Kommifjärs des oberftien Rechnungshofes zu faflen. 

$. 38. Die Rechnungs-Kammer wird zugleich die unmittelbare Curatel über 
Diejenigen Kafien und Aemter übertragen, welche in dem $. 10 lit. a, b, e und 
d befonders benannt find. Sie hat bei denfelben wenigftens jährlich viermal in 
- ungleihen Zeiträumen förmlihe Kaffeftürze vorzunehmen, und die Unterfuhuns 
gen über die bei denfelben ſich allenfalls ergebenden Kaſſedefekte zu führen. 


$. 39. Ebenfo hat fie die Ertraditionen der Central-Staatskaſſe, der Stanbt: 
und Sntendanz:Kaffen, der Hauptmünzamts-Kaffe, und der unmittelbaren Güter 
Adminiftration zu Schleißheim zu beforgen, und über die dabei gepflogenen Ber: 
bandlungen nach Pollegialer Berathung zu erkennen, biebei aber das im $. 115 
der über den Wirkungsfreis der Regierungen erlafienen Verordnung vom IT. 
Dezember vorigen Jabres vorgefhriebene Verfahren zu beobachten. 

6. 40. Der Geſchaͤftsgang ift büreaumäßig; nur die Definitiv-Befhlüfe 
müffen in förmlichen Sigungen berathen werden. Im Berbinderungsfalle eines 
Rathes wohnt den Sigungen der Rechnungskammer der erfte Rechnungs:Kom 
mifjär derfelben bei, und führt eine entfbeidende Stimme, jedoch dürfen bei 
diefen Sigungen Feine Rechnungen zum Bortrage fommen, worüber diefer Rech⸗ 
nungs:Kommiffär die primitive Revifion vornahm. 

$. 41. Die Rechnungs: Kammer fteht mit den Central- Stellen und Kreik 
Regierungen in einem Foordinirten, zu dem oberften Rechnungshofe und den 
Staats:Minifterien in einem fubordinirten Verhaͤltniſſe. 

$. 42. Die Reviſions⸗Akte und alle Befchlüffe fertigt fie unter der Eingang 
Formeln. 

„Im Namen Seiner Majeftät des Königs“ 
aus, und ſetzt am Ende dieſer Ausfertigungen die Firma: 
| „Königlihe Rechnungs : Kammer.“ 

Die Ausfertigungen werden von dem Direktor unterzeichnet und von dem 
Sekretär Fontrafignirt. Die Definitiv:Befchlüffe hat der der Rechnungs: Aufnahme 
beimohnende oberite Rechnungs-Rath ebenfalls zu unterzeihnen. Den Hofftäben, 
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dem Gentral-Staatsfaffier, dem Borftand des Hauptmünzamtes, den Akademien 
und Uuiverfitäten, fendet fie die in diefer Form ausgefertigten Befhlüffe mittelft 
Anſchreiben zu, welche im Style der Koordinirung unter Weglaffung der Bes 
grüßungs-Formel abgefaßt werden. 

$. 43. Die ganze Leitung der Geſchaͤfte fteht dem Director ju. 

$. 44. Zur Beftreitung der Koften für die Kanzlei: Individuen, für Boten’ 
dienfte und Büreau:Erforderniffe wird eine Averfal-Summe beftimmt werden; 
für die erfte Zeit werden Wir jedoh der Rechnungs-Kammer aus dem übers 
zähligen Perfonale anderer Stellen einige Kanzliften und Boten zumeifen. 

$. 45. Die Rehnungs » Kammer fol mit dem erlien October 1826 Ponftis 
tuirt werten, zu welchem Behufe Wir das dazu beſtimmte Perſonale vor dem 
Ende dieſes Etats-Jahres ernennen werden, 


D. Bon der Superrevijion und der legten Reänungs 
Inſtanz. 


$. 46. Die Superrevifion und die letzte Rechnungs-Inſtanz bleibt dem 
oberften Kechnungsbofe übertragen. Diefer oberfte Rehnungsbof fol künftig - 
aus folgendem Perfonale beftehen : 

a) aus einem Prafidenten, 

b) aus adht Rätben, 

e) aus einem Gefretär, welder — die Geſchaͤfte des Regiſtrators zu 

beſorgen hat, 

d) aus einem Rechnungs-Kommiſſar. 

Der Praͤſident und die Käthe müffen die zur Ausübung des Richteramtes 
erforderlihen 'Eigenfdaften befigen, und im dufßern Dienfte der Verwaltung 
bereit# eine Stelle in definitiver Eigenfchaft begleitet haben; diefe Beſtimmung 
bat jedoh nur Bezug auf neue Nominationen. 

$. 47. Die Uniformen, die Befoldungs: und Rangverbältniffe diefes 2 
fonals bleiben unverändert. 

S. 48. Der oberfte Rechnungshof bat in Zufunft ſich nicht mehr mit — 
primitiven Reviſion zu defaſſen; die Superreviſion übt er mittelſt jährlicher 
Abordnung ſeiner Raͤthe an die Sitze der Kreis-Regierungen und Centralſtellen, 
ſo wie an die Rechnungs-Kammer in der Art aus, wie in den vorſtehenden 
Paragraphen vorgeichrieben ift. Diefe aus feiner Mitte abgehenden Kommiffas 
rien haben fich nicht ald Borftände oder Mitglieder der Abrechnungsftellen, fon: 
dern als Staatsanwälte zu betrachten, weldhe in Un ſerem Namen für die 
Aufrechthaltung der Comptabilitaͤts⸗Geſetze und für das Interefie ded Staats, 
vermögens zu wachen haben. Kein Oberrechnungsrath foll in zwei aufeinander: 
folgenden Jahren in den nämlichen Kreis abgefendet werden; die Abordnung 
beftimmen Wir felbft auf den Antrag des Präfidenten des oberften Rechnungs, 
bofes, und auf den Vortrag Unfers Staatsminifters der Finanzen. 

6. 49. Der oberfte Rechnungshof und feine Kommiflarien find verantwort- 
lich, daß die in gegenwärtiger Verordnung gegebenen Borfchriften, und insbe: 
fondere jene, welhe Wir in den 89. 1 — 33 ausfprachen, überall pünktlich 


310 Erftes Buch. — Staatsrecht. 


vollzogen, die Kompetenz: Berhältniffe und die feftgefegten Etats genau einge 
balten, jede Ueberſchreitung derfelben rückſichtslos bemängelt und zurüdgemiefen, 
die allgemeinen Rechnungs: Normen mit Confequenz; und Gleichförmigkeit durch— 
geführt, alle Staatsgefälle gebörig und vollftändig vereinnahmt, und alle Jahre 
auf den Grund der revidirten und definitiv verbefchiedenen Rechnungen von den 
verrechnenden Yemtern und“Kaſſen rechtzeitig die vorfchriftsmäßige Abrechnung 
und volle Richtigfeit gepflogen werde. 

$. 50. Der oberfte Rechnungshof hat ferner zu wachen, daß die für die Mi. 
nifterien feftgefegten General» Etat# und General» Eredite nicht überſchritten 
werden; von jeder Ueberfchreitung derfelben hat uns der Präfident diefer oberjten 
Rehnungsftelle unmittelbar die Anzeige zu machen. j 

$. 51. Gleiche Wachſamkeit liegt dem oberften Rechnungshofe wegen Ein: 
baltung der im $. 93 Unferer über den Wirkungskreis der Minifterien unterm 
9. Dezember vorigen Jahres erlaffenen Verordnung gegebenen Vorfchriften, in 
Bezug auf den Verkauf und Nüstaufch eines zum Staatsgute gehörigen Objekts 
und auf die verfafungsmäßige Verwendung des biebei erzielten Erlöfes ob. Der 
Präfident ift verantwortliih, Uns unmittelbar von den Uebertretungen diefer 
Vorfchriften Anzeige zu machen. 

F. 52. Eben fo madhen Wir ed dem oberftien Rechnungshofe zur befondern 
Pflicht, gemiffenhafte Sorge zu tragen, daß der Schuldentilgungs:Anftalt alle 
jene Staatsgefälle abgeliefert werden, melde ihr durch die Gefege zugewieſen find. 

$. 53. Der oberfte Rechnungshof hat zu wachen, daß das gefammte Finanz- 
rechnungswefen des Reiches für jedes unmittelbar vorher verfloffene Etatd-Yahr 
längftens bis zum legten Auguft eines jeden Jahres beendiget, und die Generals 
Finanzrehnung bis zum 15. September dem Staats:Minifterium der Finanzen 
übergeben wird, Nach vollendeter Revificn der Rechnungsvorſchriften werden 
Mir biezu einen fürzern Termin beftimmen. 

$. 54. Der oberfte Rechnungshof hat zur Zeit ded angeordneten jährlihen 
Rechnungs-Schluſſes bei denjenigen Aemtern, welche Naturalien zu verrechnen 
haben, den Betrag und dad wirflihe Vorhandenſeyn derfelben Ponftatiren zu laſſen. 


$. 55. Gebrechen, melde der oberfte Rechnungshof im Berlaufe feiner 
Gefhäfte in der Verwaltung bemerkt, bat derfelde Unferem Staatsminiite: 
rium der Finanzen anzuzeigen; zu diefem Behufe wird jeder Abrehnungs» 
Kommifjär ein befonderes Vormerkungsbuch, und der oberfte Rechnungsbof zu 
gleihem Zwede ein General:Fournal führen, in wel legtered auf den Grund 
Follegialer Berathungen die entdedten Gebrechen und die zur Abbülfe führenden 
Anträge verzeichnet werden; Diefed General: Sournaf ift gleichzeitig mit der 
General» Finanzrehnung abzuſchließen und zur Vorlage zu bringen. Die am 
Sitze der Abrechnungsftelle befindlihen Kaſſen bat der kommittirte Oberredy- 
nungs-Rath jederzeit gleih nad der Abrechnung zu filrzen, und darüber aus— 
führliche Protokolle aufzunehmen. 

$. 56. Die jur Rechnungs » Aufnahme abjufendenden Käthe des oberften 
Rechnungs⸗Hofes haben über den Vollzug ihrer Kommiſſorien fortlaufende 
Sournale zu führen, und nad Vollendung derfelben diefe Journale nebft dem 
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Abrehnungs und dem im vorftehenden $. bezeichneten Bormerkungs: Buche der 
fommittirenden Stelle mit einem umfafienden Berichte vorzulegen. 


6. 57. Die eben bezeichneten - Vorlagen läßt der Praͤſident nebit den auf 
den Abrechnungs:Aet Bezug babenden Rekurſen einem andern Rathe zuftellen, 
um fie zu prüfen und in Pollegialer Sigung darüber Bortrag zu erftatten. 


Der oberfte Rechnungshof giebt über die definitive Erledigung des Abrech— 
nungs:Actes und die eingelegten Refurfe nad den beitehenden Komptabilitäts: 
Gefegen und Normen die legte Belcheids » Ertbeilung, melde exekutive Kraft 
hat. Derfelbe fett gleichzeitig Das Abrechnungsbuch und die darauf gegründeten 
zur Belegung der General: Finanzrehnung beftimmten leberfihten feft, und 
beftimmt die aus der Berbefheidung der Kekurfe bervorgebenden Berminde: 
rungen oder Bermehrungeh der Pofitionen und Abrechnungsreſte. 

6. 58. Auf den Grund der Abrehnungsbücher ftellt der oberfte Rechnungs: 
bof die General» Kinanzrehnung des Reichs. 

6. 59. Die von der Schuldentilgungs:Kommiffion aufden Grund definitiver 
Befcheide und der hienach richtig geftellten Rechnungen berzuftellende General: 
Ueberfiht der Refultate der Gefammt:Operationen der Schuldentilgungs:Anftalt 
bat der oberfte Rechnungshof einer unbefangenen und genauen Superrevifion 
zu unterwerfen, unb fowohl diefe ald die General: Finanzrehnung unabhängig 
von tem GStaatsininifterium der Finanzen definitiv feftjufegen. 

Diefem ift es jedoch vorbehalten, einen Staatöbeamten an den oberffen 
Rechnungshof abzuordnen, um vor dem Abſchluſſe und vor der definitiven Feſt— 
feßung der General-Finanzrebnung und der oben erwähnten Ueberfichten ſowohl 
bievon als von den denfelben zu Grund liegenden Beihlüffen und Abrechnungs— 
Eonfpecten Einfiht nehmen und die geeigneten Erinnerungen dagegen erheben 
zu fönnen. 

$. 60. Die definitiv abgefchloffene General-Finanzrechnung legt der oberfte 
Rechnungshof mit einem- umftändlihen Berichte, in welchem die Rechnungspo— 
fitionen mit den Pofltionen des Budgets verglihen werden, dem Gtaatsminifte 
rium der Finanzen vor; diefem Berichte müffen aud die anderen oben bezeich⸗ 
neten Sournale und Ueberfichten und das Qualififations:-Tableau der Kaffiere, 
Rentbeamten und Rechnungs-Kommiſſaͤre beigefügt werden; in Bezug auf legtere 
it jederzeit zu bemerken, ob fie zu felbftftändigen Rent: und Kaſſebeamten 
geeignet feyen. 

- 6.61. Die beiden Kron:Anwälte find ermäcdhtiget, von den: Acten des ober- 
ſten Rechnungshofes jederzeit Einſicht zu nehmen, bei demjelben die Stelle des 
Staatd:Nerard zu vertreten, und zu diefem Behufe abwechslungsweiſe den 
Sitzungen deſſelben beizuwohnen; fie baben in denfelben ibre Erinnerungen 
vorjutragen, müfjen jedoch vor der Abftimmung abtreten, wenn fie der Prafident 
hiezu auffordert. 

$. 62. Dem oberften Rechnungshofe liegt wie bisher die Bearbeitung der 
Entwürfe zur möglihften Bereinfahung und Beichleunigung des Rechnungs» 
wefens unter Berückſichtigung aller wefentlihen Geſchaͤfts-Bedürfniſſe ob. 

$. 63. Alle Verordnungen, Dekrete und Seneral:Berfügungen, welche die 
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⸗ 


Finanzverwaltung und die Realiſirung der Etats des Staatsaufwands betreffen, 
oder auf die Redinungsablage der befonderen Bermwaltungsitellen Bezug haben, 
follen jederzeit dem oberiten Rechnungshofe zur Wiſſenſchaft und zu feinem Ge- 
fchäftsbetriebe mitgetheilt werden. 

$. 64. In allen das Rechnungsfach betreffenden zum oberften Rechnungs⸗ 
bofe beftimmten Gegenftänden werden die Berichte und Borftellungen wie bisher 
unter der Ueberſchrift: 

„an den Pöniglihen oberftien Rehnungsbof” 
unmitielbar an denfelben gerichtet, und die Form diefer Berichte richtet fih nad 
jener bei dem Oberappellationsgerichte des Reichs. Dem Prafidenten wird der 
Einlauf zur Eröffnung und Bertbeilung vorgelegt; er läßt alddann denfelben in 
das dazu beftimmte Protofoll eintragen, und nachdem die Bor:Acten beigefügt 
wurden, den Raͤthen zuftellen. 

6.65. Zur Berathung über die eingefommenen Gegenftände fell woͤchentlich 
in der Regel eine. Sigung gehalten, und bei einem größern Drange der Ges 
fhäfte die zur Erledigung derfelben erforderlihen Sigungen angeordnet werden. 
Hiebei halt der Praiident die Umfrage, fprict den Beſchluß nad der Stimmen- 
mehrheit aus, und forgt für deflen richtige. Eintragung in das Protokoll. 

6. 66. Die Ausfertigungen erhalten die Eingangs: Formel: 

„Sm Namen Gr Majeftät des Königs" 
fie werden von dem Präfidenten unterzeichnet, von dem Sekretaͤr fontrafignirt 
und mit dem Siegel des oberften Rechnungshofes verfeben, welches die bisherige 
Form bebalt. 

%. 67. Nach der Erpedition werden die Audfertigungs: Entwürfe mit den 
Acten reponirt. Die Geſchaͤfts- und Sigungs:Protofolle müffen periodiſch ges 
bunden und ordentlich aufbewahrt werden. 

$. 68. Für die Beftreitung der Eopial» und Regiekoſten, fo wie der Aus— 
gaben für die Botendienfte wird eine Averfal-Summe beſtimmt, über welche 
der Präfident nah Gutbefinden zum Beften des Dienftes verfügen Pann. 

$. 69. In Abmweienheit oder im Falle der Verhinderung des Präfidenten 
übernimmt und beforgt deffen Functionen der älteite Rath. 

6. 70. Die DOberauffiht über den oberen Rechnungshof fteht dem Staats. 
minifterium der Finanzen ganz in der namlihen Weife zu, wie fie dad Staats; 
minifterium der Zuftiz über das Dberappellationdgericht des Neichet auszuüben hat- 


E. Shluß-Beftimmungen, 

6. 1. Das Nbrechnungsgefhäft für 18%, wird noch ganz nad den bis: 
berigen Normen und DObfervanzen geführt, das Abrechnungsweſen für 18%5/4s 
und die folgenden Jahre fol nad) den Beftimmungen der gegenwärtigen Ber: 
ordnung behanpelt werden. 

$. 72. Die neue Formation des oberften Rechnungshofes wird mit dem 
1. October 1826 Statt finden. 

$. 73. Mit dem Bollzuge diefer Verordnung ift der Staatsminifter der 
Sinanzen beauftragt. 
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5) Die Generalpoft-, Zoll», Salz: und Lotto:Adminiftration 
und Steuerkataſter. 


Siehe diefe Abfchnitte in den Abtheilungen Volkswirthſchaft 
und Staatswirtbfhaft. 


6) Obermedizinalausfhuß. 

Siehe Gefundheitspolizei. 
7) Oberſte Baubebörde. 
Durch Verord. v. 14. Febr. 1830 mn: ©. 49) wurde ein 


Kunjtbauausfhuß aufgeftellt. 

Bon der Abſicht geleitet, das gefammte Baumefen in Unferem Weide in 
technifher Hinfiht immer mehr zu vervolltommnen, und die freie Entwifelung 
der Kunft und Wiſſenſchaft zu befördern, haben Wir zu verordnen beſchloſſen, 
wie folgt: 


A. 
$. 1. Die gegenwärtig beſtehende Miniſterialſection des Bauweſens wird 
aufgehoben, fchließt mit dem 1. März 1830 ihre Gefhhäfte, und es foll dafür 
von eben diefem Tage an zum Behufe der oberften Leitung ded Bauweſens bei 
Unferem Gtaat4minifterium des Innern als ein ergängender Theil deſſelben 
. eine eigene Stelle unter der Benennung 
Oberſte Baubehörde 
befteben. 
$. 2. Die oberfte Baubebörde wird gebildet: 
a) aus einem Vorftande mit dem Wange des Directors einer Eentraifeie; 
b) aus dem Hofbauintendanten ; 
e) aus vier DOberbauräthen, von weldhen ſtets Einer mit Borzug Civilarchi⸗ 
teft feyn fol; 
d) aus dem Oberingenieur, zugleich Confervator der Plane, Karten ꝛc.; 
e) aus einem Sefretär; 
f) aus einem Buchhalter ; 
8) aus einem Regiftrator; 
h) aus einem Canzliſten; 
i) aus der erforderlihen Anzahl von Zeichnern. 
$. 3. Bei Belegung von Rathöftellen haben Wir vor, in Zukunft auf 
foldy e befonderd Bedacht zu nehmen, welche mit höherer mwiffenfchaftlihen und 
refp. Runftbildung auch ausgezeichnete praßtifche Kenntniffe und Wirthſchaftlich⸗ 
keit in der Behandlung des Bauweſens verbinden, und dieſe durch die Leitung 
und Führung großer Bauten bewährt haben. 
Für die Stelle des Oberingenieurs werden ebenfalls nebft höherer wiffen- 
fhaftliher Bildung erprobte praftifhe Kenntniffe erfordert. + 
Für die Stellen des Sekretaͤrs und Buchhalters follen in Zußunft nur ſolche 
Individuen gewählt werden, welche dad Cameralfach auf einer Univerfität abſol⸗ 
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virt, und durd vorherige Beßleidung einer Stelle im äußern Dienfte fi die 
nöthige Gefchäftsgewandtheit erworben und ihre vorzüglich praßtiihe Befähigung 
nachgewieſen haben. 

In Hinficht des Regiſtrators und des Ganzliften finden bei neuen Anftel« 
lungen die in der Verordnung vom 9. Dezember 1825 wegen der bei den Mi: 
niſterien beftebenden Regiftratoren und Ganjliften enthaltenen Beltimmungen 
analoge Anwendung. : 

Die Zeichner erhalten in Zufunft Peine förmliche Anftellung, fondern fie wer: 
den auf Antrag der oberften Baubehörde vonlinferm Staatsminifter ded Innern 
aus der Reihe der geprüften Praktikanten lediglich gegen Remuneration aufgeftellt, 


$. 4. Die Uniformen des Perfonals bleiben vor der Hand unverändert jene 
der bisberigen Minifterialfection des Bauweſens. 

$. 5. Die Ernennung des Perfonals und die Beftimmung der Befoldungen 
bleibt vorbehalten. 

$.6 1) Der Wirkungskreis der oberften Baubehörde umfaßt mit Ausnahme 
der Militärbauten das gefammte Baumefen ded Staates, der Stiftungen und 
der Gemeinden. 

2) In allen diefen Gegenftänden ift die oberfte Baubehörde nur eine bera- 
thende zur obern Auffiht und Leitung beftimmte Stelle, mit der Vollziehung 
ſelbſt bat fie ſich nicht zu befallen, jene Falle ausgenommen, wo ihr ſolche befon- 
ders übertragen wird. 

- Die oberfte Baubehörde hat das Nefultat ihrer Berathungen und ihrer 
Wahrnehmungen dem Minifterium des Innern zur Entfheidung vorzulegen. 

Sn Hinfiht der Salinenbauten bleibt die Entjheidung dem ARD BE 
der Finanzen vorbehalten. 

3) Die vorzüglihfte Obliegenbeit der oberften Baubehörde befteht in der 
Prüfung der von den Gentralftellen und Kreisregierungen angefertigten Jah— 
resetats über die aus Staats: und Kreismitteln zu beftreitenden Straßen», 
Brüden:, Waſſer- und Landbauten, in der techniihen Guperrevifion der in 
diefer Beziehung von den Außern Bebörden angefertigten Bauplane und Ueber» 
fhläge und in der Berbefferung oder Umänvderung derfelben: in Beziehung 
auf Eivilneubauten des Staats hat es jedoch bei Inferer Entichliefung 
vom 6. Auguft 1829 und bei den wegen des Baukunſt-Ausſchuſſes unterm 31. 
Ditober ebengenannten Jahres ertheilten befondern Borfchriften fein Berbleiben, 
vorbehaltlih der nähern Beſtimmungen, welhe Wir binfihtiih der Fünftigen 
Stellung dieſes Ausſchuſſes zur oberften Baubehörde zu erlaſſen für angemeſſen 
erachten werden, 

In foferne Wir übrigens in einzelnen Fällen die Anfertigung von Plänen 
zu Staatöbauten Allerböhft unmittelbar anzuordnen für gut finden, bat die 
Vorlage der Plane vor Allem auch unmittelbar an Uns zu geiheben, und 
Wir werden in folhen Fällen beftimmen, wer diefelben auszuführen babe. 

4) Die Rictigftellung der Etats innerhalb der Grenzen der von Ins ım 
Allgemeinen oder Befondern feftgefegten Aufwands- Summen gehört zum Ge— 
ſchaͤftskreis der oberften Baubehörde, und es liegt in ihren Pflichten, gehörig 


f 
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zu wachen, daß die geprüften und richtig geftellten Etats und Plane genau nady 
den von Uns oder Unferm Meinifterium bierüber ertheilten Entfheidungen 
und Beftimmungen realifirt werden. 

5) Anfragen der äußern Stellen und Behörden über die Art der Ausfüb: 
rung der von dem Minifterium genehmigten Plane erledigt die oberfte Baube— 
börde, — in foferne hiedurch die für eine angeordnete Baute genehmigte Auf: 
wand » Summe nicht überfahritten, oder der Bauplan nicht in feiner Weſenbeit 
abgeändert wird, — im Eorrefpondenzwege aus eigener Competenz; auch in 
Fällen, wo die oberfte Baubehörde Aufſchlüſſe ıc. von Kreisftellen oder Außeren 
Beamten zur Erfüllung ihrer Aufgaben nöthig bat, correfpondirt fie hierüber 
mit Unfern Kreisregierungen. 

6) Das Minifterium wird auf Antrag der oberften Baubehörde über die 
wichtigften Neubauten des Reichs und die bedeutendften Reparaturen, fo wie 
über den Zuftand der Gebäude, dann der Straßen und Flüffe überhaupt, jähr: 
lich und fo oft ed für noͤthig erachtet wird, durdy die Oberbauräthe und dem 
Dberingenieur Nachſicht pflegen laſſen. 

Diefe haben ſich biebei zu überzeugen, ob die angeordneten Bauten den 
allerhoͤchſten Beftimmungen gemäß, und mit entiprehender Wirthſchaftlichkeit 
ausgeführt wurden, auch haben fie über die geftellten Rechnungen die techniſche 
Superrevifion vorzunehmen, in foferne diefelbe der Miniſter des Innern befons 
ders anordnen wird. 

In Beziehung auf die techniſch⸗ Superreviſion wird jedoch ausdrücklich 
bemerkt, daß wegen derſelben weder der Definitivbeſchluß über die Baurechnun— 
gen, noch die Abſolutorien für Kaſſebeamten zurückgehalten werden dürfen, und 
daß dieſelbe nur auf die Verantwortlichkeit der Behoͤrden, welche die Anweiſun— 
gen gemacht und die Bauten gefuͤhrt haben, Bezug haben kann. 

Ferner haben die inſpieirenden Mitglieder der oberſten Baubehoͤrde die 
bedeutendſten Bauten, welche für das folgende Jahr beantragt werden, an Ort 
und Stelle zu beſehen, die Lokalbaubeamten auf die in den Planen und Ueber— 
ſchlaͤgen ſich etwa zeigenden Maͤngel aufmerkſam zu machen, und alle jene No» 
tizen einzuholen, welche erforderlich ſind, um die Prüfung der Etats mit Um— 
ſicht und genauer Sachkenntniß vornehmen zu können. 

Ueber das Reſultat der vorgenommenen Nachſichtsreiſen erſtattet der Ab— 
geordnete jedesmal fariftlihen Vortrag in einer Sigung der oberften Baubehörde, 
welche denſelben ſodann mit ihren allenfallſigen Erinnerungen und Bemerkungen 
Unferem Staats-Miniſterium des Innern zur Vorlage zu bringen hat. 

7) Ueber wichtige Bauten wird die oberfte Baubebörde periodifh die 
GErftattung ordentliher Bollzugsberichte veranlaffen, deren Zahl und Ausdehnung 
jedoch nur auf das Unentbehrlihfte beſchraͤnkt werden foll. 

8) Zur befondern Piliht machen Wir es der oberiten Baubehörde über 
die bedeutenderen Flüfe IInferes Reiches ordentlihe Flußkarten und Recti— 
fifationsplane berzuftellen, und zu diefem Behufe das geeignete Benehmen mut 
dem topographifhen Büreau und der Steuerfatafterfommiffion einzuleiten. 

9) Die Evidenzhaltung der Bauetats gehört zu den befondern Pflichten 
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ber oberſten Baubehoͤrde, und insbeſondere zu den Obliegenheiten des Bor: 
ftandes, welcher zu forgen bat, daß alle Genehmigungen oder Abänderungen 
- genau vorgemerkt, und mit diefen die von den Gentralftellen und Kreisregierun: 
gen an das Minifterium über die Realifirung der Etats des Innern periodifh 
einzufendenden ueberſichten gehoͤrig verglichen werden. 

‘ 10) Der Bervollftändigung des Baukataſters, und der Gonfervation der 
Baupläne, Fluß: und Straßenkarten hat die oberfte Baubehörde unter Berant 
wortlichkeit die größte Sorgfalt zu widmen, 

11) Die oberfte Baubehörde prüft die Weberfchläge jener Gemeinde: und 
Stiftungs-Neubauten, weldhe einen Aufwand von 20,000 fl, und mehr erfordern, 
und fegt unter Vorbehalt der Genehmigung Unfers Staatsminifteriums des 
Innern den Koftenpunft feft. | 

Das Nämliche findet Statt in Bejug auf Neubauten und Ausbeflerungen 
von Gebäuden derjenigen Stiftungen, deren Verwaltung unmittelbar unter 
dem Minifterium des Innern fteht, dieſe Bauten werden ebenfalls von denjes 
nigen Mitgliedern der oberften Baubehörde infpieirt, welche in die Bezirke abge 
fendet werden, wo die Baugegenftände liegen. 

Hebrigens behält es binfichtlih der Prüfung der Bauplane zu Civilneubau⸗ 
ten von Gemeinden oder Stiftungen bei den Beitimmungen Unferer Ent 
ſchlie dung vom 6. Auguft, dann den Borfchriften wegen des Baukunſtausſchuſſes 
vom 31. Dt. 1829 unter dem oben Ziffer 3 bereits ausgedrückten Vorbehalle 
fein Berbleiben, 

12) Die Prüfung aller Candidaten des Staatöbaudienftes gehört zum Bir 
kungskreiſe der oberften Baubehörde; es foll jedody mit Rückſicht auf die Be 
ftimmungen des $. 8 Ziffer 1 und 2 gegenwärtiger Verordnung dieſe Prüfung 
fünftig nad den zwei Hauptfähern, nämlich der Civilbaukunſt, dann der 
Straßen, Brüden- und Waflerbaufunde gefondert gehalten werden. 

Diejenigen Candidaten des Baufahes, welche zu den höheren Stellen in 
der Bauverwaltung bei den Kreisregierungen und der oberften !Baubehörde ad» 
fpiriren, bleiben verbunden, fi der Prüfung aus beiden Fächern zu unterziehen, 
und haben überdies ald Vorbedingung der Admiffion vollendetes Studium der 
allgemeinen Wiflenfäaften an einer Univerfität oder einem Lyceum nachzuweiſen. 


13) Für jedes der beiden Faͤcher fol jährlich eine Prüfung vorgenommen 
‚und der Termin biezu dur das Regierungsblatt und durch die Kreis 
Ssntelligenzblätter befannt gemacht werden. 

Die Zeugnifie ftellt die oberfie Baubehörde unter eigener Fertigung aus, 
muß jedoch die Prüfungsrefultate vorher dem Minifter des Innern anzeigen. 


14) Mit der von der Minifterialfection bisher vorgenommenen Prüfung 
derjenigen Individuen, welche in den Städten erfter Klafie ald Baumeifter oder 
Maurermeifter ſich niederlaffen wollen, bat fi die oberſte Baubehörde nit zu 
befaſſen, und es follen diesfals für diefe, und für die übrigen Bauhandwerker 
die unter F. 8, Ziffer 3 gegenmwärtiger Verordnung folgenden‘ Beftimmungen IN 
Anwendung fommen. 

15) Ueber die im Staatöbaumwefen angeftellten Beamten und Diener hat 
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die oberfte Baubehörde ein ordentliches Dienft:, Alters- und Qualificationsbuch 
zu führen. 

16) Die —— Inſtruktionen für das geſammte Bauperſonal, fo 
wie die naͤheren Vorſchriften uͤber die vorausgehend erwaͤhnten Pruͤfungen der 
Adfpiranten des Staatsbaudienſtes hat die oberſte Baubehoͤrde zu entwerfen, 


17) In Bauconcurrenz: und Baupolizeigegenftänden, weldhe zu dem Mini. 
fterium refjortiren, wird diefes die oberfte Baubehörde mit ihrer Erinnerung 
vernehmen. 

$. 7. 1) In allen zur oberften Baubehörde refiortirenden Gegenſtaͤnden 
werden die Beridte der Stellen und Bebörden, fo wie die Borftellungen der 
Parteien in der allgemein vorgefchriebenen Form an das Staatsminifterium des 
Innern mit dem Beifage: 


„zur oberften Baubehoͤrde“ 
‚gerichtet. 

2) Alle einlaufenden Gegenftände werden dem Stanttminiterium des In⸗ 
uern vorgelegt, und nachdem durch das Generalfefretariat die Zeit der Eingabe 
auf dem Einlaufe bemerkt, und diejer in- das Hauptjournal gebörig aufgenom⸗ 
men worden, an'den Borftand der oberften Baubehörde abgegeben; diefer forgt 
fodann für die richtige Eintragung in das von dem Sekretär zu führende befon- , 
dere Gefhbäftsjourngl der Stelle und für die Vertheilung des Einlaufs. 


3) Die Gefhäftsrepartition ift ganz dem Vorſtande überlaffen, welcher 
jedoch ſelbſt eine Gefhäftsiparte und zwar insbefondere dasjenige zu bearbeiten 
bat, was auf die Pecuntal: Etats, auf die -Comptabilität und Buchhaltung 
ſich bezieht. 

Dem Oberingenieur ift vorzüglich die Eonfervation des Katafters, der Plane 
und Karten, der Bücher, der Inſtrumente und Maſchinen zu übertragen, 


4) Der Gefdhäftsgang der oberften Baubebörde ift in der Regel collegial, 
nur einfahe Berichtsabforterungen, Mahnbefehle und andere deilei Pleinere 
Gegenftände dürfen im Büreaumege Lebandelt werden. 

5) Bei den Sißungen führt der Borftand den Borfig, die Mitglieder der 
oberften Baubebörde reiben fih nad ihrem Range, bei gleihem Range nad 
dem Dienftalter, der Borftand halt die Borfrage und fprict die Beſchlüſſe nach 
der Mehrheit der Stimmen aus, die Abitimmungen gefhehen nad der Reihe 
der Pläge, der Vorſtand giebt feine Stimme zulegt. 

Sn Gegenftänden, welche die Bauten des Hofes betreffen, kann der Hofe 
bauingenieur wohl feine Erinnerungen mündlich oder fhriftlih abgeben, muß 
aber abtreten, ebe der Referent reaffumirt und die Umfrage beginnt; die Re—⸗ 
ferenten find für die richtige Darjtelung des Faktums verantmwortlid. 


6) Dem Mmiſter ded Innern bleibt ed vorbehalten, den Sigungen, deren 
in jeder Woche wenigſtens Eine gehalten werden joll, felbft beijuwohnen, auch 
zu denfelben einen oder den andern Minifterialrath, oder zur oberften Bauber 
“ Hörde nicht gehörige Bautechniker anzuordnen. 

7) Ueber alle Sigungen werden von dem Gefretär befondere Protokolle 
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geführt, in melden bei wichtigen Gegenftänden die einzelnen Abftimmungen 
bemerft werden follen. 

8) Die nah den Beihlüffen entworfenen, und von dem Borftand reis 
dirten Auffäge, werden dem Minifter des Innern, nach den von ihm hierüber 
erlaffenen Beftimmungen vorgelegt. 

Gleiches Verfahren findet bei den im Büreaumege zu behandelnden eleine⸗ 
ren Gegenſtaͤnden Statt. 

9) Gegenſtaͤnde, welche der Miniſter einer näheren Erörterung in den 
Minifterialfigungen zu unterziehen für zweckmaͤßig erachtet, hat in diefen Gi- 
sungen der Vorſtand der oberften Baubebörde vorzutragen, auch Fann nad 
Umftänden der Referent derfelben beigezogen werden. 

10) Saͤmmtliche Ausfertigungen werden, in fofern Wir fie nicht eigen: 
bandig unterzeichnen, durch den Minifter-unterfchrieben, und von dem General. 
Sekretaͤr des Minifteriums contrafignirt; die Expedition diefer Ausfertigungen 
geihieht durch das geheime Erpeditionsamt des Minifteriums, 

Die Erpedition deffen, was die oberfte Baubehörde aus eigener Competenz 
erläßt, beforgt der Sekretär diefer Stelle. 

11) Die Akten der oberfien Baubehörde werden in der Minifterialregi- 
ftratur reponirt, und biebei ganz wie die übrigen Akten des Minifteriums bes 
handelt; die Plane und Karten find jedoch in einem befondern hiezu geeigneten 
Lokal aufjubewahren. 

12) Die im $. 128 Unferer Berordnung vom 9. Dezember 1825, die 
Formation der Miniflerien betreffend, ertheilten Vorfhriften hat das gefammte 
Merfonal der oberften Baubebörde genau zu beobachten, und es ift gegen dieje— 
nigen, welche diefen Borfchriften entgegen handeln, auf die in dem oben alle= 
girten $. angeordnete Weiſe zu verfahren. 

13) Mit Ausnahme deffen, was von der oberften Baubehörde unter eige- 
ner Fertigung ergeht, werden die Copialgeihäfte in der Kanzlei des Minifteriums 
beforgt, aus deffen Regiemarimum aud die Büreaubedürfnife und die Koften 
für die Botendienfte beftritten werden müffen. 


B. 


- 58. In Beziehung auf die Behandlung des Bauweſens bei den Kreis: 
bebhörden bleiben vor der Hand die Vorſchriften Unferer Verordnung vom 
26. Dezember 1835 in Wirffamfeit, mit Ausnahme jedoch der aus gegenwärtis 
ger Einrichtung im Allgemeinen hervorgehenden, dann der befondern bier nach⸗ 
folgenden fowohl die zuerft befagte Verordnung, als aud die Inftruftion zum 
Bollzuge der gefegliben Grundbeftimmungen für dad Gewerböwefen in den 
fieben ältern Kreifen des Königreichs vom 28. Dezember 1825, theild ergänzen- 
den, theils abändernden Beftimmungen. 

1) Für den äußern Dienft foll die Bauvermaltung nach den zwei Haupt» 
fähhern der Civilbaukunſt, dann der Straßen, Brüden: und Wafferbaufunde 
— getrennt, ’und für je zwei bis drei der gegenwärtigen Ingenieursbezirke — 
ein — der Kreisregierung gleich den Ingenieurs untergeordneter Eivilbau» In» 
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fpector- aufgeftellt, und demfelben nach Erforderniß ein oder zwei Gonducteurs 
beigegeben werden. 

Die näheren auf Antrag Unfers Staatsminifteriums des Innern zu erlafs 
ſenden Beftimmungen über eine zweckmaͤßige Eintheilung der Ingenieur» und 
Ssnfpectionsbezirke, ferner über die Art und den geeigneten Zeitpunft der Ge: 
(häftsausfheidung; dann über eine mit Rückſicht auf den vorgezeichneten Zweck 
möglichft entfpredhende Verwendung des dermal vorhandenen Perfonald werden 
vorbehalten. 

2) Sn Folge der im Borftehenden ausgefprodenen Trennung bei der An» 
wendung im äußern Dienfte foll eine gleihe Trennung nah Fädern aud bei 
dem Studium und der Bildung Pünftig geftattet, und hienach den zum äußern 
Dienft adfpirirenden Candidaten unbenommen feyn, ſich je nah dem von ihnen 
gewählten Fache, entweder nur dem Studium der Eivil» und böhern Baufunfl 
bei Unferer Afademie der bildenden Künfte, oder aber nur jenem des Straßen;, 
Brüden: und Waſſerbaues an einer liniverfität eder an der polytechnifchen 
GEentralfhule zu widmen. 

Wegen der Prüfungen der Candidaten ded einen und des andern Faches 
ift oben $. 6. Ziffer 12 das Geeignete beftimmt. 


3) Die Prüfung der Adfpiranten zu Baumeifter- und Maurermeifterftellen 
in den 7 ältern Kreifen des Königreiches (Verord. über die Leit. des Baumes: 
fens v. 26. Dec, 1825 $. 23) es möge damit eine Anfälligmabung in Städten 
erfter Klaffe, oder außerbalb derſelben beadyfichtiget werden, foll von nun an 
ebenfo,, wie es ſchon bisher für die Adfpiranten zu Baugewerben außerhalb 
der Städte erfter Klafje (Inſtrukt. zur Boll. d. g. ©. B. für das Gewerbe: 
wefen v. 28. Dee. 1835 $. 61 Zfr. 2 und $.63 Zfr. 1) vorgefchrieben war, 
am Site Unferer Kreisregierungen vorgenommez werden. 

Dabei fjegen Wir feit, daß für die Zufunft bei der Prüfung derjenigen 
Individuen, melde fih neben dem gewöhnlichen Betriebe ihres Gewerbes auch 
mit Bauführungen nad eigenem Plane, ſobin mit Loͤſung architektoniſcher Auf: 
gaben befafien wollen, nach einer, mit Rücficht auf die Forderungen der Kunft 
noch zu ertbeilenden näheren Borfchrift verfahren werden folle. i 

Bei Erlafung diefer Prüfungs:Inftruftior werden Wir zugleich binficht- 
lih der Prüfung derjenigen Adfpiranten zu Baugewerben, melde fih auf Baus 
führungen nad vorfhriftsmäßig genehmigtem Plane anderer Bauverftändiger, 
fobin auf den gewöhnlihen Betrieb ihres Handwerks befchranfen, und darauf 
anfäßig machen wollen, die erforderlichen nähern Beftimmungen feftfegen. Mit 
dem Entwurf diefer Inftruftionen bat fi die oberfte Baubebörde fogleih zu 
befihäftigen und Unſere Genehmigung darüber im vorgefchriebenen Geihäfts: 
wege durch Unfer Staatsminifterium des Innern zu erholen. 

Die Zeugniffe der Kreisregierungen binfichtlich der vorbemerften Prüfungen 
überhaupt follen Pünftig glei den bisher von der Minifterial » Baufection für 
Baumeiſter und Meurermeifter und gleich den bisher von den Kreisregierungen 
für Zimmermeifter ausgefertigten Zeugniffen bei Eonceflionsgefuhen Wirkung 
und Gültigkeit für alle Kreife, Städte und Drte des Königreichs ohne Aus: 
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nabme haben, auch bleibt jedem Bewerber die Wahl überlaffen, bei weicher 
Kreißregierung er die Prüfung beftehen wolle. 

Den bisher von den Kreisregierungen nad $. 63 Zfr. 1 der Vollz.⸗Inſtr. 
vom 28. Dez. 1825 über die Prüfungen der — zu Baumeiſter⸗ und 
Maurermeifter : Gewerben mit der Gültigkeit zur Conkurrenz außerhalb der 
Städte erſter Klaſſe ausgeſtellten Zeugniſſen darf jedoch eine ausgedehntere 
Wirkung nicht beigelegt werden, es ſey denn, daß ſich die Inhaber ſolcher Zeug⸗ 
niſſe der von nun an vorgeſchriebenen geſteigerten Prüfung nachholend unter» 
ziehen, oder auf den gewöhnlichen Betrieb ihres Handwerks freiwillig befchrän- 
en wollen. i 

Mit dem Vollzuge gegenwärtiger Verordnung, welche Wir durd das Ne 
gierungsblatt bekannt maden laffen, iſt Unſer Staatsminiſter des Innern 
"beauftragt. 


8) Kreigregierungen. 

Die Kreisregierung iſt aus dem ehemaligen Praͤfecten nebſt 
Praͤfecturrath hervorgegangen. Sie hat die geſammte Verwaltung 
des Kreiſes unter Leitung der Staatsminiſterien. Die neueſte 
Geſtalt und Amtsinſtruction giebt die Verordnung y. 17. Dezember 


1825 (Amtsblatt 1826 ©. 49): _ 

Wir haben nah Vernehmung Unferes Staatsraths beſchloſſen, die For⸗ 
mation, den Wirfungsfreis und den Gejhäftsgang der oberften Verwaltungs⸗ 
Stellen in den Kreifen nad folgenden Beftimmungen feitzufegen. 


Formation der oberften VBerwaltungsftellen in den 
| acht Kreifen. 
$. 1. Gm jedem Kreife des Königreich& wird eine befondere Kreisregierung 
fortbeftehen, welche für denfelben die oberſte Bermwaltungsftelle bildet. 
$. 2. Diefe wird fih, bid auf weitere Anordnung, wie bisher, in zwei 
Kammern theilen, und zwar in jene des Innern und der Finanzen. 
$. 3. Der erfte Vorftand im Kreife ift der General: Commiffar, zugleich 
Präfident der Regierung. 
$. 6. Außerdem wird vorläufig das ftatusmäßige Perfonale befteben : 
a) bei der Kammer des Innern 
aus einem Direktor, 
aus vier bis ſechs Raͤthen, 
in der Art, daß die Geſammtheit derfelben bei allen acht Regierun⸗ 
gen die Zahl von 40 nicht überſteigt, 
aus einem Medizinalrathe, 
aus zwei MRegifiratoren , 
aus drei Rechnungs: KRommifjarien,, 
-b) bei der Kammer der Finanzen 
aus einem Director, 
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aus drei bis vier Mäthen, 
in der Art, daß die Gefammtheit derfelben bei allem acht Regie 
rungen die Zahl von 30 nicht überſteigt, 
aus einem Aſſeſſor, 
aus einem- Fiscal-Rathe, 
aus einem oder mehreren Fiscal-Adjuncten, 
wovon in jedem Kreife einer an dem’ Site des Appellations-Gerichts 
‚wohnen muß; die Zahl derfelben in allen Kreifen darf nicht über 
12 fleigen; 
aus einem Kreis-Forftrathe, 
aus einem bis zwei Forſt-Inſpectoren, 
in der Art, daß die Gefammtheit derfelben in allen 8 Kreifen die 
Zahl von 135 nicht überfteigen darf; 
aus zwei Regiftratoren, 
aus fünf bis acht Nechnungs:Commiffarien, 
in der Art, daß die Gefammtheit derfelben in alfen Kreifen die Zahl 
von 56 nicht überfteigen darf; 
aus diefen Rechnungs-Commiſſarien haben die Regierungs-Vorſtände die 
Finanz Buchhalter zu ermählen, 


Die Zahl der Räthe und Rechnungs-Commiſſarien werden Wir für jede 
Regierung nach Verhältniß ihres Wirkungskreifes durch befondere Reſcripte 
beftinnmen, 

Zu alfen diefen Stelfen werden Wir jedoch in Zukunft nur Individuen 
ernennen, welche die afademifhen Studien vollendet haben, und im äufferen 
Dienfte ihre vorzügliche Brauchbarkeit bewährten. 

Anftellungen von Räthen, Affefforen und Gecretären auffer dem Status, 
mit oder ohne Befoldung, fitiden in Zukunft nicht mehr Statt. 

Weberdies geftatten Wir, daß bei jeder Regierungs: Kammer von dem 
Präfidenten 10 — 12 Individuen auf Ruf und Widerruf aufgenommen und den 
Dorftänden, Räthen, Secretären, Regiftratoren und Rechnungs-Commiſſarien 
nach Gutbefinden ald Gehülfen zugetheilt werden ; es bleibt auch dem Präſi— 
denten vorbehalten, im Benehmen mit den beiden Direktoren ſolche Gehülfen 
von einer Kammer zur andern zu verfehen. 

Drei diefer Gehülfen bei der Kammer des Innern find in jedem Kreife 
für den Nechnungsdienft der Stiftungen und Gemeinden beftimmt. 

Die Zahl fämmtlicher Gehülfen werden Wir für jede Kreis-Regierung 

nach dem wahren Bedarf etatsmißig feftfehen. 
| Wegen Beforgung der Bangegenflände wird befondere Verfügung ai 
werden. 


$.5. Dede Regierung erhält ftatusmäßig auffer dem in ———— $. 
bezeichneten Perfonale fünf Sefretäre; aus denfelben wählt fich der Negierungs: 
Präfident einen Präfidial-Sekretär, welcher unter deffen Befehlen die Aufficht 
auf die Kanzlei und das beiden Kammern gemeinfchaftliche Unter-Perfpnale, fo 
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wie die Polizei des Haufes zu führen hat. Won den vier anderen Sekretären 
theilt der Präfident im Benehmen mit den beiden Directoren einer jeden Regie: 
rungs: Kammer zwei zu. 

Zu Sekretärs-Stellen Pönnen in Zukunft nur folhe Individuen befördert 
werden, welche die afademifchen Studien voltendet und im äußeren Dienfte ihre 
vorzügliche Brauchbarfeit bewährt haben. 

$.6. Wir behalten Uns vor, einem der beiden Direktoren ber Regie 
rung den Rang und Titel eines Wice-Präfidenten zu ertheilen, wodurch aber 
Fein Anfpruch auf höheren Gehalt begründet werden fol. 

$.7. Die Kanzlei ift für beide Kammern gemeinfchaftlich. Für das hiezu 
erforderliche Perſonale und für die im $. 4 bemerkten Gehülfen, fo wie für 
die nöthige Dienerfchaft wird einer jeden Kreis-Regierung etatsmäßig eine 
Averfal-Summe ausgeworfen, wovon die Hälfte auf dem Etat des Innern, die 
andere auf dem Etat der Finanzen verrechnet werden foll. 

$. 8. Ueber die Befoldungen der new Anzuftellenden werden Wir befons 
dere Beftimmung erlaffen. 

Das bereits angeftellte und in Activität verbleibende Regierungs:Perfonale 
wird die bisherigen Beſoldungen fortbeziehen. 

$.9. Die Ernennung des ganzen oben beftimmten Perfonals wirb vorbe⸗ 
halten; auch wird darüber bei vorkommenden Erledigungen nach Umfländen das 
Gutachten der Regierung bes betrefienden Kreifes erholt werden. 

$. 10. In Beziehung auf den Rang bleibt es, bis hierüber eine allgemeine 
umfaffende Anordnung erfolgen wird, bei den bisherigen Beſtimmungen. 

Die Sefretäre, Regiftratoren, Rechnungs-Commiſſarien und Buchhalter 
haben gleichen Rang und reihen fich unter ſich nur nach dem Dienftesalter. 


Wirkungskreis der oberften Verwaltungs— 
Stellen in den aht Kreifen des Reid. 


F. 11. Die oberften Verwaltungs-Stellen find, jede in dem durch bie 
Verordnung vom 20. Februar 1817 beftimmten Gebiets:Uimfange, die vollzie: 
henden Organe der Staats-Minifterien des Aeußern, des Innern und der 
Finanzen in Beziehung auf alte diejenigen Theile der Staats-Verwaltung und 
innern öffentlichen Angelegenheiten, welche zu dem Gefchäfts:Kreife der genann: 
ten Minifterien gehören, und nicht befonderen Eentral:Stellen und deren Unter: 
Behörden übertragen find, nach den in den folgenden $$. bezeichneten befonderen 
EompetenzBeftimmungen. 

$. 12. Die Kreis:Regierungen find verpflichtet, in den ihnen anvertrauten 
Gebietstheilen die Rechte Unferer Krone, das Beſte des Staates, und die 
alfgemeine Wohlfahrt Unferer treuen Unterthanen zu wahren und zu befördern. 

$. 15. Denfelben liegt vor Allem die genaue Befolgung der Verfaſſung ob, 
und die Sorge, daß derfelben innerhalb der Grenzen ihrer Bezirke überall 
nachgekommen werde. 

$. 14. Die Kreis-Regierungen dürfen nichts verfügen, was einem aus: 
drüdlichen Geſetze entgegenftünde, fie haben fich vielmehr bei Ansühung ihrer 
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Befugniſſe genau an die beftehenden Gefehe, Verordnungen und Reglements zu 
—— und Sorge zu tragen, daß denſelben von allen Untergebenen nachgelebt 
erde. 

$. 15. Dieſelben milſſen durchaus von dem Grundſatze ausgehen, Nieman: 
den in der freien Benüsung feines Cigenthums und im Genuffe der perfönlichen 
Freiheit weiter einzuſchränken, als es die beftehenden Geſete fordern; fie haben 
Sorge zu tragen, daß diefer Grundfas auch von ihren Unterbehörden befolgt, 
einem jeden Staatsbürger ihres Kreifes innerhalb der Grenzen der Geſetze die 
möglichft freie Entwicklung feiner Kräfte geftattet, und jede unnöthige von dem 
Geſetze nicht pofitiv gebotene Einmifchung in die Privar:Berhältniffe der Kreis- 
Bewohner unterlaffen werde. 

$. 16: Die Kreis:Regierungen find in der Regel befugt, in allen Gegen: 
fänden des Vollzuges und der durd die Geſetze denfelben zugewiefenen Ent: 
fheidungen flreitiger Fälle aus eigener Competenz und ohne weitere Anfrage 
felbftftändig an handeln und zu verfügen. 

$. 17. Nur in folgenden Fällen haben fie bei den vorgefesten Dinifterien 
anzufragen und Genehmigung zu erholen: 

a. wenn die Grund:Beftimmungen der DVerfaffung oder die Geſetze einen 
Gegenftand ausfchließend in die Competenz eines Minifteriums legen; 

b. über Errichtung neuer Gefelffhaften , in fo ferne fie ausdrücklich die 
Rechte oetroirter vom Staate genehmigter oder privilegirter Körper: 
(haften haben wollen, dann üher Aufhebung folher Gefelffchaften ; 

e. bei allen polizeilichen Diafregeln, wodurch wegen auferprdentlicher Ereig« 
niffe die Freiheit des Verkehrs im Innern fowohl als mit dem Aus— 
ande mehr befchränft werben fol, als es die Geſetze und alterhöchften 
Verordnungen vorfchreiben ; 

d. bei Veränderungen in dem Zweck und der Verfaſſung der Stiftungen; 

e. bei Weberfchreitungen der Etats, den nicht fpeciell erlaubten Transferi- 
rungen auf andere Pofitionen, bei nicht etatsmäßigen Zahlungen und 
wegen Verwendung der durch gegenwärtige Inſtruction nicht ausdrücklich 
zur freien Verfügung überlaffenen Erfparungen an etatsmäßigen Aus- 
gaben ; 

f. bei End: Beftimmungen über Veränderungen an dem Dermögensftod des 
Staates, in fo ferne nicht befondere alferhöchfte Vorſchriften für einzelne 
Gegenftände eine felbftftändige Competenz einräumen; | 

g. bei Veränderungen in demjenigen Dienft:Perfonale, welches unmittelbar 
von Uns ernannt wird; 

h. in allen Gnadenſachen, mit Inbegriff der unentgeldlichen Holzabgaben, 
wenn nicht durch fpecielle allerhöchſte Referipte und Verordnungen über 
einzelne Gegenflände den Kreis-Regierungen eine felbftftändige Compe— 
tens eingeräumt oder eine Averfal-Summe zu ihrer freien Verfügung ge: 
ſtellt ift; 
in allen jenen Gegenftänden, für melde in den nachftehenden $$. diefer 
Anftruction den Minifterien ausdrüdlich bie Competenz vorbehalten ift. 


nn 
* 
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In dieſen Fällen haben die Kreis-Regierungen gleichwohl die erforderlichen 
proviſoriſchen Maßregeln anzuordnen, und hiedurch Sorge zu tragen, daß bis 
zum Eintreffen der allerhöchſten Weiſungen kein Nachtheil entſtehe. 


$. 18. Sin allen Gegenſtänden, welche der Competenz der Kreis-Regie— 
rungen überlaffen find, haben diefe alle Anfragen und Berichte zu unterlaſſen, 
jedoch unter folgenden Ausnahmen : 


a. wenn Vollzugs-Berichte fpeciell angeordnet wurden ; 

b. wenn in Fällen, für welche eine weitere Inftanz gefeblich angefprochen 
werden darf, Rekurs eingelegt wird; 

e. über aufferordentliche Ereigniffe von Wichtigkeit, insbefondere bei folgen: 
reichen Beziehungen auf die Reiche: Verfaffung, bei Tumulten, Wider: 
fetlichFeften ganzer Gemeinden, großen Ueberſchwemmungen und Waffer: 
fhäden, Feuersbrünſten, Seuchen und aufferordentlichen Natur-Bege— 
benheiten; 
fiber aufferordentliche Vorfälle mit angefehenen Fremden; 
die Durchreifen regierender Fürften; 
die Refultate der vorgenommenen Kreis: und Bezirks-Viſitationen; 
über Kaſſen-Defekte; 

. über Vorfchüffe, welche den von dem Minifterinm eröffneten Eredit übers 
fteigen ; 
auf befonderes Verlangen — aufferderh aber alfe drei Jahre — die Qua: 
lifikations- und die Conduite-Liſten desjenigen Perfonald, welches un— 
mittelbar von Uns ernannt wurde; 

k. in alfen jenen Fälfen, wegen welcher durch Special:Refcripte Bericht 
abgefordert wird; in Gegenftänden, worüber den Kreis-Regierungen den 
beſtehenden Geſetzen gemäß die letzte Inſtanz zufteht, haben fie fich blos 
auf Erftattung von Remiß-Berichten und Vorlage der Akten zu bes 
ſchränken. 


F. 19. Dagegen machen Wir es Unfern Kreis-Regierungen zur Pflicht, 
die Eompetenz der Unter: Behörden in Feiner Weife zu fchmälern, denfelben 
unter Vorbehalt der DBefchwerde und der amtlichen Rüge den unmittelbaren 
Vollzug der Gefege und Verordnungen, fo wie das eigentliche Detail der Ver: 
waltung zu überlaffen, und insbefondere, in fo ferne die Geſetze und allerhöchften 
Verordnungen es für einzelne Gegenftände und ihre Kathegorien nicht anders 
beftimmen, 


a. den Unter-Behörden jede Örtliche Anordnung zur felbftftändigen Berhand: 
fung -hinzumweifen ; | 

b. jede contentiöfe Beziehung unter Privaten oder zwifchen diefen und Kor: 
porationen durch die Unter-Behörden in- erfter Inftanz entfcheiden zu 
laſſen; 

e. die Vollzugs-Berichte nur in denjenigen Fällen zu fordern, für welche 
ſie von der allerhöchſten Stelle vorgeſchrieben ſind, oder wegen beſon— 
derer Wichtigkeit der Sache als unentbehrlich erſcheinen. 


Du mn Bu 
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$. 20, Unferer unmittelbaren Ernennung bleiben vorbehalten: 

a. die Stellen der Vorftände und Räthe der Kreis:Regierungen ; 

b. des ftabilen Perfonals derfelben ; 

e. jene Stellen, mit welchen der Raths-Charakter oder ein höherer Rang 
verbunden ift; 

d. die Vorſtände, Aſſeſſoren und Actuare der Landgerichte, die Stadt: 
Kommiffäre, das flabile Perfonale der Polizei:Direftion München, die 
Vorftände der für die Zucht:, Straf: und IZmangs:Arbeitshäufer auf: 
geftelften Direftionen und Verwaltungen; 

e. das ftabile Kaffen: und Oberauffchlag: Amts: Perfonale , fo wie die Rent: 
beamten ; 

f. die Forftmeifter und Revierförfter ; 
die Dignitarien und Mitglieder der Kapitel und der Konfiftorien, wie 
die felbftitändigen Pfarrer in jenen Fällen, für welche Uns dieſes No— 
minations⸗Recht verfaſſungsmäßig oder gemäß befohderer Titel zufteht; 

h. die Rectoren, Profefforen und Lehrer jener Studien-Anftalten, aus 
welchen der Webertrirt zur Univerfität Statt — und die Vorſteher der 
Schullehrer-Seminarien; 

i. die Stadt: und Landgerichts-Aerzte; 

k. das ftabile Baus Perfonale in den Kreifen; 

Unfern Regierungen überlaffen Wir dagegen zur Zeit und in fo ferne 
Mir Feine andere Anordnung im Allgemeinen oder bei einzelnen Fällen treffen 
werden, die Aufftellung des übrigen Perſonals, jedoch blos in der Eigenfchaft 
von Functionären, welche af Ruf und Widerruf gegen Taggebühr oder ein— 
fahe Remunerationen aufzunehmen find, — fo wie die Beſtätigung in denjenigen 
Stellen, worauf den Privaten, Gemeinden oder Korporationen verfaſſungs-, 
geſetz- oder vertragsmäßig ein Präfentations: oder Wahlrecht zufteht, in fo 
ferne die Verfaſſung, die beftehenden Geſetze oder nachfolgenden Beftimmungen 
foihe Ernennungen und Beftätigungen nicht ausdrädiih Uns und Unfern 
Minifterien vorbehalten oder den Unter:Behörden zumeifen. 

Die erzbifchöflichen und bifchöflichen Eollationen find Uns jedoch auch fernerhin 
jur Genehmigung vorzulegen. 


A. Wirkungskreis der Kammern ded Innern. 


$.21. In die Gefchäftsfphäre der Kammern des Innern fallen in der Regel 
alfe jene Gegenftände, welche im höchften Neffort den Miniſterien des Aeußern 
und des Innern zugewiefen find, in fo ferne fie Gegenftand der Kreis-Verwal— 
tung feyn können, und nicht befondern Stellen zugetheilt find; hieher gehören 
insbefondere die flaatsrechtlichen und militärifchen Angelegenheiten, fo weit leb: 
tere den Civil-Behörden zuftändig find; die Angelegenheiten der Religion und 
der Kirche; jene der öffentlichen Erziehung, der Bildung, des Unterrichts und 
der Öffentlihen Sitten; das Medicinalwefen; die gefammte Randes:Polizei; das 
Communal: und Stiftungswefen; die ftaatswirthfchaftlichen Gegenſtände, welche 
nicht fpeciell der Kammer der Finanzen zugewiefen find;- das gefammte Bau: 
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weſen mit allen Zweigen deffelben und die allgemeine Statiſtik, mit der in alle 
diefe Zweige einfchlagenden Dienft:Ueberficht und Dienft:Orbnung nebſt der 
Gerichts: Polizei. 

Die einzelnen Gegenftände dieſes hier bezeichneten MWirkungsfreifes find 
durch die nachftehenden Titel I bid XL beftimmt, 


I. Titel, 
Staatsredhtlihe Angelegenheiten. 


$. 22. Aufſicht auf die Landes:Grenzen und Bewahrung der landesherr⸗ 
fichen Gerechtſame gegen benachbarte Staaten, . 

Sie Fönnen in diefer Beziehung mit den ausländifchen Verwaltungs-Behör—⸗ 
den in Korrefpondenz treten, von denfelben die erforderlichen Auffchlüffe uns 
mittelbar erholen, und denfelben die nöthigen Eröffnungen machen, 

Bei Störungen und Beeinträchtigungen der Randes:Grenze oder bei An: 
forderungen zur Auslieferung fremder Unterthanen oder bei Anträgen über 
Veränderung der GrenzVerhältniffe oder beftehender Staats:Berträge haben 
fie jedoch an das Minifterium des Innern zu berichten, welches fodann im 
Benehmen mit Jenem des Neuffern verfügen wird, 

$. 23. Die Nachfteuer-Sachen , mit Beobachtung der beftehenden Verträge, 
in Verbindung mit den Ein: und Auswanderungen und Vermögens-Ein- und 
Ausführungen. 

Die Inſtruirung und Entfcheidung diefer Gegenftände fteht den Eöniglichen 
Unterbehörden zu, welche hierüber fortlaufende Regiſter zu führen, und die 
daraus zu bildenden fummarifchen Weberfichten erft mit den allgemeinen Rechens 
fchafts-Berichten vorzulegen haben, 

Nur in folgenden Fällen haben die Unter:Behörden an die Kreis-Regie—⸗ 
rungen zu berichten : 

a. wenn gegen ihre Entjcheidung appellirt wirb; 

h. wenn mit den Staaten, wohin die Auswanderungen gehen, keine Freie 
zügigkeits-Verträge beftehen ; 

e. wenn mit den Einwanderungs-Geſuchen die Bitte um Ertheitung des 
Indigenats berbunden ift. 


In den zu b u. e bemerften Fällen hat die Kreis-Negierung Bericht an 
das Minifterium des Innern zu erftatten. 

Ueber die zu a — Beſchwerden muß die Regierung in kollegiale 
Berathung treten. 

$.24. Bewahrung und — der Landes-Verfaſſung im Allgemeinen und 
insbefondere die Leitung der Wahlen in den Kreifen zur Stände-Berfammlung nach 
den Vorfchriften der "Beilage 10 zur Verfaſſungs-Urkunde; die nächfte Aufficht 
auf die Gefchäfte des Landraths, in fo ferne hierüber nicht auf andere Weife 
befonders verfügt wird. . 

$. 25. Bewahrung der Gerechtfame des Souverains rückfichtlich der Ver: 
bältniffe der im Kreife anfäßigen Sürften, Grafen, Ritter, und der Ausübung 
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der autsherrlichen Gerichtsbarkeit, in den geeigneten Fällen benehmlich mit den 
WUppellations-Gerichten, unter genauer Beobachtung der Worfchriften der vier: 
ten und fechsten Beilage zur Verfaſſungs-Urkunde. 


1. Zitel. 
Militäarifhe Angelegenheiten. 


$. 36. Die Militär:Eonfeription und auf vorhergehende Kolfegial-Berathung 
die Eutfcheidung deffalffiger Reklamationen. 

$. 27. Die Beforgung der Marfch:, Vorſpanns- und Cinguartirungs: 
Angelegenheiten in der Art, daß diefelben nur die allgemeinen Verfügungen 
für den ganzen Kreis oder mehrere DBezirfe, dann die unmittelbaren Anord: 
nungen der in die Kategorie der allgemeinen Landeslaften und der gemeinfamen 
Kreislaften gehörigen Einrichtungen und Anftalten, und die Repartition auf die 
Magiftrate, Land: und Herrichaftd:Gerichte felbft vornehmen, die Subrepar: 
tition und die Detail-Anordnungen aber den Diftriftd: Behörden unter Vorbe— 
halt der Appellation überlaffen folfen. Bei Enticheidung folher Appellation muß 
Polfegiale Berathung Statt finden. 

Fremden Truppen kann der Durchmarſch nur auf den Grund alferhöchfter 
Genehmigungen und in den darin beftimmten Richtungen geftattet werden. 

$. 283. Die Ausgleihung der Kriegslaften unter genauer Beobachtung der 
PVorfchriften des Peräquations-Geſetzes vom 22. Juli 1819, wobei ſich die Com- 
petenz der Kreis-Regierungen und der Unter: Behörden in Bezug auf die Diſtricts⸗ 
Laften nach den gefeplichen Beftimmungen des Landtags: Abfchiedes vom 11. Sep⸗ 
tember d. J., Abfchnitt 3, N. 6, richtet; die Ausgleichung der Gemeinde-Laſten 
ift den Gemeinde-Vermwaltungen unter den im Umlagen:Gefes vom 22. Juli 
1819 vorgefchriebenen Modalitäten zu überlaſſen; — nur in Gegenftänden alfge: 
meiner Landeslaſten und in Rekurs-Fällen muß an die Miniſterien berichtet 
werden. 

Unter kollegialer Berathung die Entfcheidung der Entfchädbtgungs: Forderungen 
für Kriegs:Laften und Krieges: Schäden. 

$. 29. Polizeiliche Oberaufficht auf die beurlaubten Soldaten und deren 
Einberufung auf Verlangen der Militär-Behörden. 

Diefe Oberaufficht hat fich jedoch nur auf generelle Anordnungen, auf den 
Vollzug fpecielter alterhöchiter Befehle und auf die Entfcheidung der Beſchwer⸗ 
den gegen die Verfügungen der Unter-Behörden zu befchränken, welche über 
die beurlaubten Soldaten bei Polizei:Webertretungen eben jene Kompetenz auss 
zuüben haben, wozu fie die beftehenden Gefege und Verordnungen im Allge— 
meinen ermächtigent. 

Die Einberufungen der Benrlaubten follen in der Regel wie bisher durch 
unmittelbare Gorrefpondenz der Regimenter mit den Magiftraten, Land = und 
Herrſchafts⸗Gerichten eingeleitet und nur in dringenden Fällen und bei ganz all: 
gemeinen Anordnungen durch die Kreis-Regierungen verfügt werden. 

$. 30. Allgemeine Verfügungen zur Abhaltung inländifcher und die Aufficht 
gegen fremde Deferteurd., 
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fügungen den Unterbehörden zu überlaffen,. welche mit den Regiments-Com—⸗ 
mandos unmittelbar zu correfpondiren haben, — in lesterer Beziehung nur bei 
vorliegenden Neclamationen und in jenen Fällen einzufchreiten, bei welchen der 
Vollzug der beftehenden Kartele folche Einfchreitungen erfordert. 


$. 51. Die allgemeine Anfficht gegen das unbefugte Hebertreten der Unter: 


thanen in auswärtige Kriegsdienfte und die berichtliche Vorlage der Gefuche 
um die alferhöchfte Erlaubniß zum Uebertritt in ausländifche Eivil:und Militärs 
‚Dienfte, zur Annahme von Gehalten und Ehrenzeichen auswärtiger Mächte 


unter Beobachtung der Grund:Beftimmungen des Titel IV, $. 14 der Der: 
faffungs:Urfunde, 


$. 52. Sorge für die den Unter:Behörden zu überlafiende Vollziehung der 


fiber das Salpeterwefen und die Pulverfabrikation beftehenden Verordnungen ; 
‚unter Follegialer Berathung, Entfcheidungen über Salpeter:Defraudationen in 
zweiter Inſtanz; innerhalb der Grenzen beftehender Geſetze die Hinwegräu— 
mung der Hinderniffe, welche der Beförderung der Fünftlichen Salpeter-Erzeu— 
gung entgegen ftehen, in fo ferne die Unter: Behörden vorher um Abftellung 
derfelben angegangen wurden; in zweiter Inftanz die Entfcheidung der Strei— 
tigfeiten der Gemeinden und Bezirke in Anfehung der Anlagen von Salpeters 
Pflanzungen, wobei ebenfalls Follegiale Berathung Statt finden muß. 


$. 55. Leitung der Landwehr im Kreife, benehmlich mit den befonders 


aufgeſtellten Kreis:Kommandos, 


Dis Wir hierüber die weiters erforderlichen Beftimmungen erlaffen, wer: 


den die Competenz-Verhältniſſe dahin feſtgeſetzt: 


b. 


die Patentifirung aller Stabe:Offiziere behalten Wir Und vor; 

eben fo bleibt 

die Berufung zur Metivität derjenigen Landwehr-Abtheilungen, deren 
Mitglieder auffer den Markungen der mit magiftratifhen Verfaſſungen 
verfehenen Städte und Märkte ihren ftändifchen Wohnfis haben, und 
die Ertheilung der Erlaubniß zur Erhebung von Reluitiong-Beiträgen 
der alferhöchiten Stelle vorbehalten ; 

die Patentijirung der Ober:Offiziere der in Städten und Märkten bes 
findlihen Landwehr: Abtheilungen, die Berufung der Lesteren zu den 
Waffen, die Superrevifion der Landwehr-Rechnungen, wo diefelbe nöthig 
erachtet wird, die Anordnung eines Landwehr:Nathes zur Entfcheidung 
der Disciplinar:Bergehen der im Kreiſe commandirenden Stabs:DOffiziere 
der Landwehr fteht den Kreis-Regierungeu im Benehmen mit den aufs 
geitellten Kreis:Commandos zu ; dieſes Benehmen muß in der Hegel 
mündlich gefchehen. 


Dei Landwehr:-Abtheilungen des platten Landes finden vorläufig Feine Bes 


fepungen der Offiziere:Stellen Statt. Die Anträge auf Erhebung von Res 
Initiong-Beiträgen dürfen die Kreis-Regierungen jährlich nur einmal unter Aus 
lage von Gheneral:Ueberfichten zur Worlage bringen, 
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e. Alle andern, die Landwehr betreffenden Anordnungen ftehen in der Com: 
petenz der Unter-Behörden oder der Bataillons-Chefs; bei öffentlichen 
Volksfeſten und zu den gewöhnlichen Uebungen Eönnen die Unter:Behörden 
den Landwehr:Abtheilungen der Städte und Märkte die Erlaubniß zum 
Ausrücken aus eigener Competenz ertheilen, müſſen jedoch den Militär 
Gommandanten des Platzes, wenn fih einer am Orte befindet, davon 
unterrichten. 

Außerdem rüct die Landwehr diefer Abtheilungen ohne befondere Ermäch— 
tigung in allen jenen Fällen aus, welche die Reglements hiezu bezeichnen. — 
In allen Fällen haben jedoch die Commandanten der Landwehr-Abtheilungen, 
‚wie bisher, vor dem Ausrücken die hiezu erforderliche Genehmigung ‚des allen« 
falls im Orte befindlichen Mititär-Commandanten zu erholen; nach dem Ause 
rüden fteht die Landwehr jederzeit unter den Befehlen des Letzteren. 


ul. Titel. 
Religions: und Kirhen- Angelegenheiten. 


$. 54 Beobachtung und Aufrechthaltung der Grundbeftimmungen der zwei— 
ten Beilage zur Verfaſſungs-Urkunde und der zu $. 105 derfelben gehörigen 
Anhänge. Die Sorge für den Vollzug der Verordnungen über die öffentlichen 
und bürgerlichen Verhältniffe der religiöfen Gemeinden und Körperfchaften ; 
Handhabung der gefeglihen Grenzen zwifchen weltlicher und geiftlicher Ger 
walt; Bewahrung und Vertretung der Iandesherrlichen Rechte und Sntereffen 
in Bezug auf die Kirchen aller Confeffionen und deren Anftalten und Güter. 

Aufiiht auf die Beobachtung der Verordnungen über die geiftliche Ge: 
richtöbarfeit und der Amortiſations-Geſetze, überhaupt Handhabung der ger 
famnten Religions = und Kirchen: Polizei in allen Beziehungen, und befonders in 
Rückſicht auf alle äußeren Handlungen der Kirchen:Gemeinden und ihrer Anges 
hörigen. 

Außer denjenigen Gegenftänden, welche die zweite Beilage der Derfafs 
fungs:Urkunde und ihre Anhänge Uns unmittelbar oder Unferm Staats: 
Minifterium des Innern zumeifet, bleiben dem lehteren und der demfelben zuge: 
theilten oberften Stelle für Kirchens und Schul:Angelegenheiten noch vorbes 
halten: 

a. die Befchränkungen und Aufhebungen der nicht zu den wefentlichen Theilen 
bes Gultus gehörigen Seierlichfeiten, Prozeſſionen, Neben-Andachten, 
Eeremonien, Kreuzgänge und Bruderfchaften ; 

b. die Errichtung geiftlicher Gefellfchaften und Inftitute mit Beſtimmung 
ihrer Gelübbde ; 

e. die organifchen Beftimmungen über geiftliche Bildungs-, DVerpflegungse 
und Straf:Anftalten ; 

d. die Eintheilung der Sprengel; 

e. bie Ernennung zu den ftabilen geiftlichen Kirchen: Aemtern, in fo'.ferne 
nicht das Patronats-Recht einzelnen Gemeinden, Körperfchaften oder Priv 
vaten zuftebt. 
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Alle andere den bloßen Vollzug beftehender Gefese und Verordnungen be 
sielende Gefchäfte werden der eigenen Eompetenz der Kreis:Regierungen und 
ihrer Unter:Behörden in der Art überlaffen, daß der unmittelbare Vollzug in 
der Negel dem lestern zufteht, die Kreis-:Regierungen aber erft dann eiımfchrei- 
ten, wenn gegen die Unter-Behörden Klagen entftehen, oder ein Benehmen mit 
der geiftlichen Ober: Behörde eintritt , oder die Kreis:Regierungen wahrnehmen, 
daß die Unter: Behörden im Mollzuge allgemeiner Gefese und Anordnungen nacs 
laͤßig find. | 


$. 35. Anordnung und Leitung der Prüfungs:Concurfe zu Erlangung geift: 
licher Stellen; Beſetzung der nicht ftabilen geiftlihen und der weltlichen Kirchen⸗ 
dienfte, in fo ferne das Präfentationg: Recht nicht einer Körperfchaft, Gemeinde 
oder einem Privaten zufteht. 


Zur Zeit und bis auf weitere alferhöchfte Anordnung die Beſtätigung der 
Präfentationen zu allen geiftlichen und weltlichen Kirchendienften, deren Patro: 
natö:Rechte von Uns bereits fpeciell anerkannt find, unter genauer Beobachtung 
der Vorfchriften über die Dualification der Gandidaten ; wenn die Regierungen 
jeboch glauben, daß die Befkätigung verweigert werden müffe, fo ift der Gegen» 
ftand dem Minifterium vorzulegen. — Die Beflätigung in den domcapitlifchen 
Pfründen, worauf Wir nicht Selbft ernennen, wollen Wir Uns jedoch 
vorbehalten. — 

Die Erlaffung der Befehle zu der von den Unter:Behörden vorzunehmenden 
Einfesung der Kirchendiener in tie Temporalien. Diefe Befehle müffen unter 
dem geeigneten Vorbehalte.jederzeit gleich mit der Ausfchreibung der Ernennung 
oder Beftätigung verbunden werden. — 

Die vorfchriftsmäßigen Einleitungen zur Wiederbefesung erledigter Pfründen. 
Regulirung der Intercalar:Früchte nach den beftehenden Beftimmungen; die Ab: 
börung der Intercalarfrüchte-Rechnungen, 

Die Vereinigung oder DVertheilung der Pfarr-Sprengel Fönnen die Regie 
rungen in allen jenen Fällen vornehmen, in welchen die Gemeinden, die Patrone 
und die geiftliche Ober:Behörde dazu willigen, und in fo ferne das Patronatss 
Recht nicht Uns Selbſt zufteht ; gleiche Eompetenz haben fie bei Umpfarrung 
einzelner Dorffchaften. — 


$. 36. Um den Vollzug der vorftehenden Anordnungen zu erleichtern und 
bie bei Erledigungs-Faͤllen dermal jederzeit Statt findende Vielfchreiberei zu ent: 
fernen, find die Kreis:Regierungen verpflichtet, in fo ferne es noch nicht gefchehen 
ſeyn follte, die Revifion der Pfarrei: und Pfründen-Baffionen zu vollenden, die 
Refultate in einem umfaffenden Katafter zu befchreiben, und ein Dupficat defs 
felben dem Minifterium des Innern vorzulegen, um ſich in den Anzeige-Berichten 
über Erledigungen einfach darauf beziehen zu Fönnen. 


In diefe Katafter find die allenfalls eintretenden Veränderungen jederzeit 
nachzutragen, und Ueberfichten derfelben den periodifchen Rechenfchafts: Berichten 
beizufügen, in fo ferne in einzelnen Erledigungs:Fälfen Die Vorlage der bet reffen⸗ 
ben Auszüge nicht früher nöthig ſeyn follte, 
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$. 37. In Bezug auf die proteftantifchen Kerchen-Angelegenheiten haben fich 
die Kreis:Regierungen durchaus nach dem hierüber beftehenden verfaffungsmäßigen 
Edicte vom 26. Mai 1818 zu richten, 


IV. Titel. 
Erziehung, Bildung, Unterriht und Öffentlide 
Sitten, 


$. 38. Gorge für die Beförderung des gefammten Schul: und Erziehungse« 
Weſens und der öffentlichen Anftalten für Bildung in Künften und Wilfenfchafe 
ten; Aufrechthaltung der hierüber beftehenden Verordnungen; Aufficht auf die 
Vollziehung der Unterrichts:Normative und Lehr:Ordnung; die Oberaufficht auf 
alle Volfd-, Bürger: und Feiertage: , Arbeits: und Anduftrie-Schulen, auf 
‚ die im Kreife gelegenen Schullehrer-Seminarien , Öffentlichen Erziehungs-Häuſer, 
Vorbereitungs: Schulen, Gymnaſien, Lyceen und Bibliotheken; mit Ausnahme 
der höheren Anſtalten diefer Art in der Haupt: und Refidenz:Stadt und der 
im Kreife gelegenen Univerfitäten. — 

Die unmittelbare Reitung des Volks-Schulweſens ift unter Aufficht der Di: 
flricts-Infpectionen, Landgerichte, Magiftrate und Herrſchafts-Gerichte den Lo: 
cal-:Schul:Infpectionen, weldhe ihre bisherige Formation beibehalten follen, zu 
überlaffen ; eben fo gebührt die innere unmittelbare Leitung der höheren Studien- 
Anftalten den Rectoraten ; insbefondere ift die Aufnahme und Entlaffung der 
Schüler bei den Volks = und Induftrie-Schulen den Local-Commiſſionen, bei den 
Studien-Anſtalten den Rectoraten dergeftalt zu überlaffen, daß fich die Kreis— 
Regierung nur mit den gegen Verfügungen diefer Behörden ſich erhebenden 
Reclamationen und zwar in letzter Inſtanz zu befaffen hat. 

Die Kreis-Regierungen haben gerade bei diefem Gegenftande vor Allem den 
in $. 19 ausgefprochenen Haupt:Grundfas zu berücichtigen und in Anwendung 
zu bringen, den Infpectionen und Rectoraten jede entbehrliche Schreiberei zu 
erlaffen, insbefondere fogleich die allenfalls in einzelnen Kreifen dermal noch be: 
ftehenden periodifchen Anzeigen, Weberfihten und Tabellen zu erlaffen und dieſe 
ausfchließend auf den jährlichen Rechenfchafts: Bericht zu befchränfen, über deſſen 
Anfertigung Wir noch im Laufe des gegenwärtigen Verwaltungs-Jahres die 
auf möglichite Vereinfachung abzielenden Worfchriften entwerfen und den Kreiss 
Regierungen zufchließen Taffen werden. — 

5.39. Bewahrung der den Zwecken des Unterrichts und der Erziehung ges 
widmeten Fonds in der Art, daß, in fo ferne ed noch nicht gefchehen ſeyn follte, 
für eine gründliche Inventarifirung derfelben Sorge getragen, die Revifion der 
Fahres: Rechnungen und die Superreviflon derfelben genau nach den Vorfchriften 
der 65.59 und 106 des Gemeinde:Edictd vom 17. Mai 1818 vorgenonmen, 
und die Kreis:Regierungen fich mit der Dermaltung diefes Gegenftandes nicht 
weiter beichäftigen, als durch diefes Edict fpeciell angeordnet ift. 

Die unmittelbare Leitung der Verwaltung der Kreis:Schulfonde. 

$. 40. Ganz zur competenzmäßigen Verfügung werden den Kreis-Regie— 
rungen die Etats-Summen der Kreisfchul:Dotation gefteltt ; fie find jedoch ver⸗ 


332 | Erftes Bud, — Staatsrecht. 


pflichtet,, bei Verwendung derfelben vor Allem die hierauf ruhenden findigen 
Poſten hondriren und die Rechnung hierüber, nachdem fie fuperreviforifch feit- 
gefteltt feyıt wird, durch das Kreis-ntelligenzblatt befannt machen zu laffen; 
bei diefer Bekanntmachung find die Inftitute und Schulen, welche hieraus be: 
dacht wurden, mit den erhaltenen Beiträgen und unter Angabe, ob diefe ald 
Beſoldung, Unterftüsgung zur Regie oder zu neuen Einrichtungen gegeben wur— 
den , fpeciell zu benennen. 

$. 41. Ausmittlung örtlicher Hüffsquellen; die Negulirung des Schulgeldes, 
in fo ferne gegen die Unter:Behörben von den Betheiligten reclamirt wird, und 
zwar in lester Inſtanz. 

$.42. Die Erhaltung und Ergänzung der zum Unterrichte dienenden Ne: 
quifite und Vervollkommnung der Attribute fteht in der Regel den Unter:Bes 
hörden zu; die Kreis-Regierung hat jedoch bei Reviſion und Guperrevifion der 
Rechnungen auf ordentliche Führung der Inventarien zu beſtehen, diefe bei gele— 
genheitlichen Vifitationen mit der Einrichtung der verfchiedenen Inſtitute ver: 
gleichen zu laſſen, und fodann auf Abitellung der Gebrechen und auf Erfah des 
allenfalls entftandenen Schadens zu dringen. 

$. 43. Die Ausmittlung zwecfmäßiger Schulgebäude unter genauer Beobadhs 
tung der deßwegen beftehenden Verordnungen; in Bezug auf Unterhaltung diefer 
Gebäude haben die Regierungen an die Competenz-Beſtimmung der Euratel: 
Verhältniſſe fich zu halten, und in der Regel auf Abwendung des den Gemeinden 
und Stiftungen drohenden Nachtheils fich zu befchränfen. 

$. 44. Einfchreitung gegen fäumige Unter:Behörden zur Unterdrüctung der 
Winkel-Schulen und zur Beförderung des ordentlichen Schulbeſuches. Die in leg: 
terer Beziehung bisher vorgefchriebenen Detailtabellen über die wegen vernad- 
läßigten Schulbefuchd verhängten Strafen find den Schul-Inſpectionen zu er: 
laffen, wogegen Wir erwarten, daß diefe in ihrem rühmlichen Eifer zur Bes 
förderung des Volksſchul-Weſens fortfahren, und wie bisher unmittelbar eins 
wirfen werden. 

Errichtung neuer, Aufhebung oder Sufanmenfhmelzimg beftehender Volks— 
ſchulen; Bildung und Berichtigung der Schul:Sprengel; Erhaltung und Wer: 
mehrung der Studien:Vorbereitungsfchulen auf dem Lande; Derftellung genauer 
Schulbefchreibungen. 

$.45. Die Erlaubniß zur Ertheilung von Privat: Unterricht und zur Unter⸗ 
nehmung von Privat:Erziehungs = und Unterrichts:Anftalten ift den Unter-Behör— 
den zu überlaffen; diefe find jedoch verantwortlich, diefelbe nur folchen Indivi— 
duen zu ertheilen, welche genügende von den conftituirten Prüfungs:Commiffio: 
nen ausgefertigte Zeugniſſe befisen; die Regierungen werden in diefer Beziehung 
erft einfchreiten, wenn die Unter:Behörden ihre Pflichten verabfäumen, oder die 
betheiligten Individuen reclamiren follten. Den Unter:Behörden fteht die un: 
mittelbare, den Kreis:Regierungen die obere Aufiicht über folhe Privat:Unter: 
richts-Anſtalten zu. 

. Prüfung aller Individuen, bie fih dem Lehramte für die Volks-Schulen 
oder die niedern und höhern Vorberettungs: Schulen und Anftalten widmen wollen. 
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In jedem Kreife ift wenigſtens alle Jahre eine ſolche Prüfung für die ver: 
fchiedenen Lehrfächer anzuordnen und 4 — 6 Wochen vorher durch die Kreis: 
ntelfigenzblätter anzufündigen. 

Aufnahme der fähigen Gompetenten in die Schulfehrer-Zeminarien , Entlaf: 
fung daraus und Obſorgerzur Handhabung der inmern Ordnurg. - 

5, 46. Wuftelung aller Lehrer an den Volks: und Bürcer-Echulen, an den 

Feiertage: , Arbeits: und Induſtrie-Schulen, fo wie an den Studien: Vorberei: 
tungs: Schulen, in fo ferne nicht das Präfentationg:Recht einer Gemeinde, 
Körperfchaft oder einem Privaten zufteht; dann der fubalternen Diener an den 
Stydien-Anftalten. 

Derfesung, Quiescirung, Entlaffung diefes Perfonals , Unterftübung und 
Belohnung deffelben ; Sorge für deffen bedürftige Hinterlaffene ; Beftätigung der 
präfentirten Lehrer und Wahrung der Iandesherrlihen Rechte in Bezug auf 
ſolche Präfentationen. | 

Anordnung augenblicklicher proviforifher Worforge bei erledigten —— 
Stellen im Schul- und Studienweſen. 


F. 47. Aufſicht auf das Betragen und den Fleiß des gefammten Lehr: und 
Erziehungs: Perfonals ; Aufficht auf die Schul:Eonferenzen ; Vifitation der Unter: 
richts⸗ und Erziehungs: Anftalten; Handhabung der Disciplin gegen Schulen und 
Studierende. In diefer Beziehung haben die Regierungen die immittelbare Rei- 
tung den Rectoraten, den Diſtricts- und Local-Inſpectionen zu überlaffen, und 
erft dann felbft einzufchreiten, wenn fie mittelft der periodifchen Vifitationen oder 
auf andere Weife von obwaltenden Mißbräuchen Kenntniß erhalten. 


6.48. Die Ulters:-Difpenfationen in Hinficht des Eintritts in die Studien: 
Anftalten, ferner die Difpenfen von einzelnen Lehr:Gegenftänden, fo wie die 
Zulaffung zum Befuche der Studien:Anftalten in der Abſicht, fih nur gewiſſen 
Fächern zu widmen, find den Nectoraten zu überlaffen, welche jedoch diefe Diſpen— 
fen pflihtmäßig in den Jahres-Zeugniſſen vorzumerfen haben; die Regierungen 
fchreiten erft bei entdedten Mikbräuchen und auf Reclamatiofien der Bethei: 
figten ein, 


Die Bertimmung der öffentlichen Preife ift den Unter: Behörden zu über: 
laſſen, welche jedoch jährlich durch allgemeine Bekanntmachungen auf die interef- 
fanteften hiezu geeigneten Erfcheinungen der Literatur aufmerffam zu machen find. 

$. 49. Die Zuerfennung der Local: und Familien-Stipendien ift durchaus 
den Gemeinden, Familien oder Individuen zu überlaffen , welchen gemäß der 
Urkunde das Präſentations-Recht zufömmt. — Den Euratel:Behörden liegt die 
Wachſamkeit ob, daß der Wille des Fundators genau erfüllt werde, weswegen 
für die Ernennungen die Genehmigung der niedern Guratel nachzufuchen iſt; 
wo diefe bei den Ernennungen ſelbſt beteiligt ift, muß die Genehmigung der 
Ober:Euratel erholt werden. Außerdem hat die Regierung nur dann einzu: 
fhreiten,, wenn gegen die Unter:Behörden Reclamationen entftehen. 


Die Verleihung allgemeiner ‚.nicht für einen beftimmten Bezirk eines Kreifes 
fundirten, Stipendien bleibt dem Miniſterium überlaffen, 


334 Erſtes Bud. — Gtaatsret. 


$. 50. In zweiter Inftanz die Entfcheidung der Streitigkeiten zwiſchen 
Schullehrern und Pfarrern oder Gemeinden in Bezug auf die Verhältniſſe der 
Schule und die Schulordnung; ferner über Anftände wegen der Schulgebäude 
und ihrer Baulaft , über Schulgründe, über die wechfelfeitigen Schul:Sprengel 
und über verordnungsmäßige oder hergebrachte Reichniffe, in fo ferne diefe nicht 
auf Privatrechts-Ziteln ruhen, in welhem Falle bei Ermanglung einer gütlichen 
Ausgleichung die Streitigkeiten vor das Forum der ordentlichen Gerichte fich 
eignen. 


V. Titel 
Medicinalwefen. 


$. 51. Aufrechthaltung nnd Beförderung der Sanitäts:Anfalten im Ailges 
meinen und MWachfamkeit über den Vollzug der hierüber beftehenden Verord⸗ 
nungen. 

Sammlung und Zufammenfteltung wiffenswürbiger Notizen zur Begründung 
einer mediciniſchen Statiftif und Topographie. 

$. 52. Allgemeine Vorkehrungen gegen anftecfende Krankheiten und Seuchen 
und gegen deren Verbreitung. 

Dbere Leitung aller Gefchäfte der Schutzpocken-Impfung und die Eontrole 
des Vollzugs in der Art, daß im der Regel nur mehr ſummariſche Weberfichten 
für jedes Jahr eingdfendet, und diefelben bei WVifitationen mit den Regiftern der 
Yerzte und Pfarrämter verglichen werden,, in welchen die geeigneten Eertifici: 
rungen niedergelegt werden müſſen. 

$. 55. Wegen Anfchaffung und Unterhaltung der Apparate zur Rettung 
von Scheintodten ift bei Feftfehung der Etats Vorſorge zu treffen, und bei den 
Viſitationen Nachficht zu pflegen. 

Die allgemeine Anordnung und Handhabung der Leichen: Befchan; die oberſte 
Auffiht auf die Begräbniß-Orte, deren zwedmäßige Anlegung und nothwendige 
Verſetzung mitselft der Unter-Behörbden anzuordnen ift. 

$. 54. Oberaufficht über öffentliche Kranken-Anftalten,, Spitäler, Siechen:, 
Irren⸗, Gebär- und Findel-Häuſer, mittelft der gehörig zu leitenden Unter: 
Behörden ımd unter lebendiger Eontrole durch periodifche Wifttationen; ferner 
die im Kreife gelegenen Hebammen: und befondern ärztlichen nnd wundärztlichen 
Schulen, Aufnahme in diefelben und Entlaffung daraus; Anordnung und Lei: 
tung der deffalffigen Prüfungen; Handhabung der Disciplin im diefen Schulen, 

5. 55. Aufficht auf das gefammte für das Medicinalweſen angeftellte Per: 
ſonale, namentlich die Stadt= und Landgerichts-Aerzte, und auf die genaue Ein: 
haltung ihrer Inſtructionen. Entfcheidung allenfallfiger Dienſt-Conflikte derfelben 
mit andern Beamten. . 

Die Aufftellung geprüfter Hebammen, dann befähigter Thierärzte und be- 
währter Huf: und Befchlag- Schmiede ift unter Vorbehalt der Reclamationen 
und der Obergemwalt zur Abſtellung der Mißbräuche und Fehlgriffe den Unter: 
Behörden zu überlaſſen, welche hiebei nicht nur die beftehenden Mebdicinals 
Verordnungen, fondern auch die Beftimmungen des Geſetzes vom 11. September 
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d. J. zu beobachten haben, mwerm mit einer folchen Aufſtellung eine Diftricte« 
Umlage verbunden werden foll, oder die Bezirke noch nicht gebildet wären; auf 
gleiche Weife bildet fi die Competenz wegen Verſetzung, Entlaſſung, Beſtra⸗ 
fung oder Unterftübung und Belohnung diefer Perfonen. 

- Die Unter:Behörden haben die Erledigung ron Thierarzt-Stellen durch das 
Intelligenzblatt des Kreifes befannt zu machen, und unter Verkündung der 
mit diefen Stellen verbundenen Emolumente und Pflichten einen angemeffenen 
Termin für die Eoncurrenten feſtzuſetzen. 

Die Aufftellung der Neben-Aerzte. 

$. 56. Die allgemeinen Einleitungen, fo wie die durch die Umftände fich 
gebietenden befondern Anordnungen zur Unterdrücdung medicinifcher Pfufcherei ; 
die oberfte Aufficht gegen unberechtigten Arznei: und Gift-Handel; Bulaffung 
fremder durch den Kreis reifender Aerzte und Operateurs. 

Die Zulaffung geprüfter Aerzte, in fo ferne fie die erfte oder zweite Note 
der Befähigung erhielten, zur ärztlichen Praris, dann die Regulirung der Bader: 
Gerechtigkeiten und Ehehaften wird in die Competenz der Bezirks: Polizei-:Behörs 
den gelegt, welche in diefer Beziehung bloße Anzeige: Berichte zu erftatten haben; 
die Regierungen fchreiten hierin nur bei entdeckten Mifgriffen oder auf befondere 
Reclamation ein. 

Wegen der Bewilligung zur Webernahme und Verweſung beftehender und 
zur Errichtung neuer Apotheken werden die Competenz:Berhältniffe durch die 
zum Vollzug des Gewerbs-Geſetzes vom 11. September d. 3. zu erlaifende all: 
gemeine Inſtruction regulirt werden. 

Dbere Aufficht im Kreife auf Einhaltung der Mebicinal: und Apotheker⸗ 
Zaren, dann auf Anrufen der Betheiligten oder in vorliegenden Fällen bei Ver: 
befcheidung der Sinanz:, Kommunal: und Stiftungs-Rechnungen, die Superres 
pifion der zur Vorlage gebrachten Rechnungen der Aerzte, Wundärzte und Apo« 
thefer. 

Die generellen Anordnungen zur Vifitation der Apothefen und die Prüfung 


der Bollzugs: Vorlagen. 


VI. Titel. 
Allgemeine Landes: Polizei. 


$. 57. Die allgemeinen Anordnungen zur Erhaltung der öffentlichen Ruhe 
und Sicherheit; Wachfamkeit gegen geheime Verbindungen; Vorkehrungen zur 
Handhabung der Ordnung bei großen Verſammlungen; Vollziehung der Verord⸗ 
nungen tiber das Paßweſen und über Landftreicher, Gefindel und Bettler; Ans 
ordnung der nöthigen Mafregeln gegen Diebe: nnd Räuber:Banden ; Vorſorge 
gegen ausbrechende Tumulte und ſchnelle Unterdrückung derfelben; Leitung der 
zur Landesficherheit in den Kreifen vertheilten Gensdarmerie in allen polizeilichen 
Dienft:Verrichtungen, benehmlich mit den Eompagnie-Commandanten, welche 
zur Vermeidung alfer unnöthigen Schreibereien in der Regel mit dem Vorſtande 
der Kreis:Regierung mündliche Rückſprache pflegen ſollen. 


* 


— 
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Veranlaſſung auſſerordentlichen bewaffneten Beiſtandes, unter genauer 
Beobachtung der Vorſchriften des Tit. IX, $. 5 und 6 der Verfaſſungs-Ur⸗ 
Funde, in diefem Falle jedoch Anzeige an das Minifterium. 

$. 58. Oberaufſicht auf Die Polizei-Gefängniſſe, auf die Beſchäftigungs— 
und Swangsarbeits:Anjtalten , Zucht- und Strafarbeits:Häufer , bei lestern 
jedoch vorbehaltlich der Mitwirkung der Juſtiz-Behörden; obere Leitung und 
Eontrofe ihrer Verwaltung; fachgemäße Verfügung über die zu diefem Behufe 
fejtgejeste Etate-Summe unter Derantwortlichfeit bei Weberfchreitung derſelben; 
Mitwirkung bei der durch die Finanzfammer vorzunehmenden Revifion und 
Berbefcheidung der Rechnungen diefer Verwaltungen. 

$. 59; Handhabung der Feuer:Polizei; Worforge zur Anfchaffung und Un: 
terhaltung der Löſch- und Rettungsgeräthe, zur Einrichtung zweckmäßiger Löfch: 
Anftalten und Löfh: Ordnungen, und zur Formation der in diefer Beziehung zu 
bildenden Diftricte unter genauer Beobachtung der Umlagen-Gefege vom 22. Juli 
1819 und 11. September 1825. 

Beförderung der Schadengverficherungs-Anftalten, insbefondere der Brands 
Affefuranz und Leitung der Detail = Gefchäfte, der letzteren im Kreiſe. — 
Die bisherigen Anzeigen einzelner Feuersbrünfte mit Ausnahme der im $. 18 
bemerften großen und ausgedehnten Unglücksfälle diefer Art unterbleiben für die 
Zukunft; auc find von nun an über Ratififationen und Borfchuß-Anweifungen 


monatlich nur ſummariſche Ueberfichten an das Minifterium einzufenden. Wir 


fegen in Unfere Kreis:Regierungen das Vertrauen, daß fie diefem wichtigen 
Gegenftande alle Aufmerkfamfeit widmen, für. das Intereſſe der Anftalt forgen, 
aber auch jede unnöthige Schreiberei und jede Zögerung bei Ausbezahlung der 
Entfhädigungs:Gelder vermeiden. 

Bewilligung von Collecten innerhalb des Kreifes für. verunglücdte Gemein: 
den und Bezirke deffelben,, mit Ausnahme von Brand:Eollecten. Zu den lestern 
muß in den dazu geeigneten aufferordentlichen Fällen die alferhöchfte Erlaubniß 
erholt werden. 

$. 60. Aufrechthaltung der Bauordnungen; in — Inſtanz die Ent: 
fcheidungen über nothwendige Demolitionen und Sperrungen und über polizeiliche 
Bauftreitigkeiten; die Sorge für Herfteltung angemeffener Bauplane und Ge: 
nehmigung derfelben ift den Bezirks: Poligei:Behörden unter Vorbehalt der Necla= 
mation zu überlaffen; nur die Plane über Errichtung neuer Gebäude in Städ— 
ten I. und H. Klaſſe find an die Kreis:Regierungen zur befondern Genehmigung 
einzufenden. In Dinficht der Bauten für die Haupt = und Reſidenzſtadt München 
verbleibt eö vor der Hand bei den defhalb beftehenden befondern Beitimmungen. 

Difpenfationen von einzelnen Bauvorfchriften auf dem Rande werden in Bezug 
auf iſolirt ftehende Gebäude den Bezirks: Polizei:Behörden überlaffen; in Hinficht 
der übrigen gehören fie zur unmittelbaren Competenz der Kreis-:Regierungen. 

Vorſorge zur Einführung und Unterhaltung der nächtlichen a a 
tung in den Städten und Märkten. 

$. 61. Die obere Leitung der Baulichkeiten bei Aufführung neuer Staats⸗ 
Stiftungs- und Gemeinde-Gebäude, und zwar in Bezug auf Stifrungs « und 
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Gemeinde:Gebände nach den Euratel-Berhältniffen in der Art, daf fie fich nur 
die Plane für neue Gebäude zur Genehmigung vorlegen laſſen; bei Staatsges 
bäuden fteht ihnen jedoch ſowohl bei Neubauten ald bei Reparaturen die Geneh: 
migung der Bauart und die Feſtſetzung des Koftenpunktes zu. Die unmittelbare 
Leitung und Aufficht ift des im Kreife anfzuftellenden technifchen Behörden zu 
überlaifen, unter deren Refpizienz alle Kathegorien der öffentlichen Gebäude ohne 
Ausnahme und Unterfchied zu ftehen Pommen. Wir werden hierüber, und ins: 
befondere über die Formation und Aufftellung diefer technifchen Behörden noch 
fpecielfe Beftimmungen erlaffen. 

$. 62. Sorge für das Eredit = und Nahrungsmwefen im Allgemeinen, worüber 
jedoch die unmittelbaren Vorkehrungen den Un er-Behörden zuftehen. Einrich: 
tung und Beförderung der Armenpfleye, unter genauer Beobachtung des Ge: 
fetes vom 11. September d. J. wegen der Deimathsrechte und der darin feftge- 
festen Competenz-Verhältniſſe. — 

Aufficht auf die Vollziehung der Verordnungen über das Gefinde und Ent: 
fcheidung der in diefer Hinficht fich ergebenden Recknmationsfälle in zweiter In— 
ftanz, in fo ferne diefelben an und für fich zuläßig find, und fich nicht vor den 
ordentlichen Richter eignen. | 

Herftellung und Beförderung von Leih:Anftalten, Bewilligung zu Privat: 
Unternehmungen diefer Art, Unterdrüdung von Winfel-Leihhäufern; Oberauf: 
ficht gegen verbotene Spiele und Lotterien; Straferkenntniffe hierüber in zweiter 

Inſtanz. 

Die Bewilligung zur Errichtung der Victualien-, Getreide und Vieh-Märkte, 
in fo ferne hiebei Feine Abgaben an die betreffenden Gemeinden angeordnet wer: 
den, in welch? letzterem Falle Bericht an das Minifterium zu erftatten ift. 

- Handhabung der Marft:Ordnungen. |Oberaufficht auf die polizeiliche Be: 
ſchaffenheit der Nahrungsmittel. 

Regulirung und Handhabung der Fleifch:, Mehl: und Bier-Taren; die Re: 
aulirung der Brod:Taren fteht den Unter:Behörden zu. 

Entfernung der Bann- und Zwangs:Rechte und Beſchützung des freien Der: 
kehrs durch alle zu Gebote ftehenden geſetzlichen Mittel und unter ausgedehntefter 
Anwendung der in den $$. 14 und 15 aufgeftellten Grundſätze. 

5.65. Das ganze Fabrif:, Manufactur= und Gewerbwefen nad den Be: 
ftimmungen des Gefetes vom 11. September d. J. und den DVorfchriften der 
hierüber nächftens erfcheinenden Vollzugs-Inſtruction. | 

$. 64. Allgemeine Anordnungen zur Beförderung des Aderbaues und der 
Viehzucht, und die Vertheilung der Prämien und Unterftüsungen innerhalb der 
Grenzen der zu ihrer Verfügung geftellten Etats:Summen. Wachſamkeit zur 
Aufrechthaltung der Kultur:Gefege; fodann in zweiter Inftanz unter Follegialer 
Berathung auf Eurzen fchriftlichen Vortrag die Entfcheidung der Kultur-Strei- 
tigfeiten. 

Erkenntniß über die Vertheilung der Gemeinde-Gründe und der Gemeinde: 
MWaldungen; Handhabung der Forftpolizei in alfen Privat:, Kommunal: und 
Stiftungs:Waldungen. 
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$. 65. Beförderung des Handels ; Aufjicht auf Münze, Maaß und Gewicht; 
auf alte Gefährden im Dandel und Wandel; Bewilligung zur Errichtung von 
Jahrmärkten für inländifche rohe Stoffe; über die Bewilligung zur Errichtung 
anderer Jahrmärkte ift die allerhöchſte Genehmigung zu erhohlen; Gefuche in 
legterer Beziehung, welche die Kreis:Regierung für ungeeignet hält, hat die: 
felbe jedoch jederzeit unter Vorbehalt der Beſchwerde fogleich abzuweifen. Obere 
Aufficht auf diefelben und die Handelsmeifen, auf die Laud:Krämer und befon- 
ders die herumziehenden Mäder ; Herftellung und Unterhaltung einer Dandels- 
Matrifel. 


Leitung des Straßen: , Brücen: und Wafferbaues ohne Ausnahme, mögen 
die dazu erforderlichen Mittel’ aus Gemeinde-Diftrifts:, Kreis: oder Staats: 
Fonds beftritten werden, 


Sorge für die Anlegung und Unterhaltung zwedmäßiger Vicinal- und Kom: 
munifationg: Wege, unter genauer Beobachtung der Borfchriften des Geſetzes 
über Diftrifts:Umlagen. In zweiter Inftanz die Entfcheidung der — 
ten über die dießfallſigen Konkurrenz-Verbindlichkeiten. 


Aufſicht auf öffentliche Gaſthöfe und Niederlagen. 

Vollziehung der Verordnungen über das Land-Frachtweſen. 

In zweiter Inſtanz unter kollegialer Berathung die Entſcheidung der Poft: 
Defraudationen. 

Handhabung der Floß- und Schiffahrts-Ordnungen. 


In zweiter Inſtanz unter Follegialer Berathung: die Entfcheidung der Strei: 
tigfeiten fowohl in diefer Beziehung ald über die DBenüsung öffentlicher Ge: 
wäſſer; danı die Wahrung der dabei betheiligten RENTEN Rechte und 
Regalien. 


$. 66. Die Sorge für den Vollzug der Gefehe vom 11. September d. 3. 
über Heimath, Anfäßigmachung und Verehelichung in der hiedurch bezeichneten 
Eompetenz. 

Die Bewilligung zu neuen Anfiedlungen fteht unter Vorbehalt der Recla— 
mationen den Bezirks-Polizei-Behörden zu. Wenn es fih aber von Anlage einer 


ganzen Ortfchaft handelt, fo muß die Erlaubniß der Kreis-Regierungen erholt 
werden. 


$. 67. Bis auf weiters, wie bisher, die Vollziehung der Polizei-Straf: 
gefege und Entfcheidung der Polizei:Straf: und Confiscations-Fälle in zweiter 
Inftanz, in fo ferne nach den Geſetzen eine Appellation zuläßig ift. 


$. 68. Wachfamkeit gegen die Mißbräuche der Sreiheit der Preffe; Cenſur 
der politifchen Zeitungen und periodifchen Schriften politifchen oder ftatiftifchen 
Inhalts; Auffiht auf den Buchhandel und die Buchdrudereien, auf die Anti: 
quarien und Reihbibliothefen und Lefe:Inftitute, auf die lithographifchen Anftal: 
ten, Kupferflich, Bilder: und Kartenhändler, unter genauer Beobachtung der 
Borfchriften der dritten Beilage zur Verfaſſungs-Urkunde und der darin bezeich- 
neten Eompetenz:Verhältniffe; Leitung der Redastion der Kreis:Intelligenz- 
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Blätter; oberfte Aufficht auf die im Kreife befindlichen Theater, Schaufpiele 
And andere Öffentliche Vorftellungen, auf Volksfeſte und öffentliche Beluftigungens 
Sorge, daß öffentlicher Unfittlichfeit gefteuert werde. 


Kommunal» und GtiftungssAngelegenhetfen. 


$. 69. Die Oberfuratel über das gefammte Gemeinde: und Stiftunge- 
weſen, und die Obforge für den genauen Vollzug des Gemeinde-Edicts vom 
17. Mai 1818 und des Umlagen-Geſetzes vom 22. Juli 1819; die Kreis:Regies 
rungen haben in diefer Beziehung ihre Competenz auf dasjenige zu befchränfen , 
was ihmen durch diefe beiden Geſetze fpeciell zugewieſen iſt; alles Webrige mit 
Ausnahme desjenigen , was dem Minifterium ansdrüffich vorbehalten ift, muß 
den Bezirfs-Pofizei:Behörden und den Gemeinden ſelbſt überlaſſen werden. 

Die Kreis-Regterungen haben in Kommunal: und Stiffungs:Angelegenhei- 
ten von dem Grundfatze auszugehen, daß den Gemeinden hierin die möglichſt 
freie Verfügung zu überlaſſen, und fie nur in fo ferne zu befchränken feyen, als 
die Geſetze ſolche Schranken pofitiv anordnen ; fie Kaben alle unnöthigen Contro⸗ 
len abzuſtellen, und diefe in der Regel auf die periodifchen Viſitationen and auf 
die innerhalb der geſetzlichen Eompetenz vorzunehmende Feftftelung der Etats 
und Revifion und Superrevifion der Rechnangen zn beſchränken. 

$.70. Aufficht auf alte allgemeinen und befondern Wohlthätigkeits:Anftalten im 
Kreife; die obere Leitung derfelben; Vorforge für ihre Erhaltung und Verbeſ— 
ferung und Aufficht gegen die Dernachläßigung der Zwecke und gegen fchädliche 
Mißbräuche. 

$. 71. Die Beſtätigung newer Fundirungs-Zuflüſſe in Bezug auf das Ge: 
meinde-Dermögen ımd die Stiftungen für Unterricht und Wohlthätigfeit ift den: 
jenigen Bezirks-Polizei-Behörden zu überlaffen, welchen die niedere Kuratel über 
diefelben zufteht. Diefe haben von der ertheilten Beftätigung bloße Anzeigen 
an die Kreis:Regierungen zu machen, damit diefe in ihren Hauptbüchern die 
geeigneten Vormerkungen vornehmen fönnen. 

Die Genehmigung der Fundirungs:Zuflüffe zu Kultus:Stiftungen iſt den 
Kreis-Regierungen vorbehalten, welche für Aufrechthaltung des geſetzlichen Anz 
fpruchs auf die quarta pauperum et scholarum zu forgen und mit der geiftlichen 
Ober:Behörde ſich zu beiwehnien haben. 

$. 72. Sorge für die fländige Sonderung bes Vermögens verfchiedener 
Reliatong-Theile und Zwecke. 

Anffiht gegen Vermifchung des Stiftungs: Vermögens mit dem feparirt ver: 
walteten Kommmnal:Bermögen; Eröffnung und Gewährung wechfelfeitiger un: 
verzinslicher Vorſchüſſe der Stiftungs:Kaffen ur Beftreitung vorübergehender 
aufferordentliher Ausgaben. 
| $. 75. DOberauffiht über die Gebäude der Olittungen und Kommunen ; 

Eorge für deren Erhaltung im ordentlichen Zuftande ; ihre Einverleibung in die 
Brand: Verfiherungs:Anftalt; Mehrung oder Minderung des AffecnranzKapi: 
tals; Würdigung und Befchreibung der Plane und Koften-Boranfchläge bei un: 
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vermeidlichen Neubauten; Handhabung der Verordnungen über die Konkurrenzen 
zu den Bauten der Stiftungen und Kommunen. 
. 74. Oberaufſicht auf das Vermögen der Pfarreien und Beneficien, ins 
befondere auf die Erhaltung und Berficherung der Pfarrgebäude, Unterflügung 
der Pfarrer aus Stiftungsmittelm zu Führung der Bauten; Ueberweifung pfarr: 
licher Baulaften ad onus successorum und Regulirung: der. Ausfisfriften. 

$. 75. Inſpection der Stiftungs: und Kommunalfaffen und des Verwal— 
tungs:Zuftandes in den Städten und größern Märkten, gelegenheitlich anderer 
Viſitationen. 


vn Zitel 
Statiftif und Dienft-Ueberfidt. 


$. 76. Sammlung aller Materialien zu Herftellung einer Statiſtik des 
Kreifes. 

Da jedoch in den meiften Kreifen die vorzüglichiten Materialien in diefer 
Beziehung bereits geordnet find, fo dürfen in Zukunft von den Unter::Behörden 
die Nachträge über Veränderungen nur von drei zu drei Jahren an die Kreis— 
Regierungen, und von diefen an die Minifterien vorgelegt werden. 

Die nächte Vorlage des erften ftatiftifchen Hauptberichts muß nach dem 
Schluſſe des Etatsjahres 182%, für den Zeitraum 182%, bis 187%, inclusive in 
den von. dem Minfterium des Innern zu beftimmenden Termine gefchehen. 

In jenen Kreifen, für welche die Stariftif noch nicht vollendet ift, müſſen 
vor diefem Zeitpunfte die erforderlichen Ergänzungen vorgenommen werden. 

Die Geburts:, Trauungs = und Sterbeliften find noch fernerhin jährlich 
herzuftellen und einzufenden, 

$. 77. Bufammenftellung und Würdigung derjenigen periodifchen Anzeigen 
und Ueberfichten, welche über die wichtigeren Verwaltungs-Zweige und die Ge 
fchäftsführung der untergeordneten Behörden und über den Zuftand der denfelben . 
anvertrauten Anflalten zur Sicherung des Dienftes unentbehrlich find. Diefe pe: 
riodifchen Arbeiten find, wenn fie bloß auf die Statiftif des Kreifes Bezug ha: 
ben, nur von drei zu drei Jahren einzufordern ; — wenn fie jedoch zum Behufe 
der Verwaltung nöthig find, in der Regel nur einmal des Jahres, und zwar 
jederzeit nach dem Schluffe des Etatsjahres’abzuverlangen, in fo ferne ihre Ein: 
fendung zum Behufe der Eontrole nicht früher unumgänglich erforderlich wäre; 
die Kreis-Megierungen werden jedoch Bedacht nehmen, diefe Controle mehr durch 
die äußeren Organe und mittelft genauer Bifitationen als durch den todren Bud: - 
ftaben und mechanifche Arbeiten aufrecht zu halten, . 

$. 78. Die in den vorftehenden zwei $$. ald Regel feſtgeſetzten dreijährigen 
Termine finden insbefondere auch Anwendung auf die dem Miniſterium des Hau: 
fes und des Aeuſſern vorzulegenden Anzeigen über die Geburts: , Trauungs- und 
Todesfälle der Adelichen, wobei bemerkt wird, daß die Kreis-Regierungen die 
altenfalld vorkommenden Mängel folcher Anzeigen vor der Einſendung berichtigen 
zu laffen haben. 

$ 79. Die RechenfchaftssBerichte über alle Theile der Verwaltung werden 
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Fünftig nur alle drei Fahre umd zwar das nächte Mal in dem $. 76 vorgefchrie- 


benen Termine erftattet; in diefem ift vorzüglich über den Vollzug der gegen: - 


wärtigen Inſtruction ausführliche Anzeige zu machen. 


IX. Titel 
Dient:-Ordnung und Gerihtd- Polizei. 


$. 80. Anordnung und Leitung der Eoncursprüfungen für die zum Dienite 
der Polizei = und innern Verwaltung adfpirirenden Kandidaten ımd zwar, was 
Die Rechtsfandidaten betrift, benehmlich mit den Appellations-Gerichten. 

$. 81. Handhabung der Dienft: und Geſchäfts-Ordnung bei allen unterge: 
benen Aemtern und Behörden, Beilegung der Jrrungen und Conflikte zwifchen 
denfelben. Sorge für die ordnungsmäßige Uebergabe und Heberahme der Aemter. 

‚ Verpflichtung und Einmeifung der Beamten , insbefondere die Landgerichts: 

Ertraditionen nach dem aanzen Umfange des Reſſorts diefer Aemter. 

. In Bezug auf diefe Landgerichts:Ertraditionen wird jedoch hiemit ausdrück- 

lich angeordnet: 

1) daß vor der Ertradition eines Landgerichts die Kreis-Regierung fich mit 
dem Appellationsgerichte darüber in geeinnetes Benehmen ſetze, und daf- 
felbe um Mittheilung aller auf die Rechtsverwaltung diefes Landgerichts 
ſich beziehenden Daten und der Geſchäfts-Tabellen deffelben erfuche ; | 

2) daß während der Ertradition der Regierungs:Commilfär den Zuftand der 
Juſtizpflege bei der zu übergebenden Behörde eben fo forgfältig und auf: 
merkfam unterſuche, ald den’ Zuftand der Adminiſtrativ-Geſchäfts-Füh— 
rung. 

3) daß nach der Ertradition die Refultate derfelben dem Appellationggerichte, 
fo weit fie die Juſtiz ausschließlich oder im Allgemeinen betreffen, fogleich 
mitgetheilt werden. j 

Veranlaſſung von Vifitationen und adminiftrativen Generalsinterfuchungen, 

Erfenntniß in allen Disciplinar-Sahen mit genauer Beobachtung und 
firenger Anmwendnng der Vorſchriften der 55. 10 — 15 der neunten Beilage 
zur Berfaffungs:Urfunde. 

Verfügung proviforifcher Sufpenfionen in dringenden Fällen. Ueberwei— 
fung der Unterfuchungs:Acten an den ordentlichen Richter, jedoch in den $. 16 
der neunten Beilage zur Verfaſſungs-Urkunde bezeichneten Fällen gutacytlicher 
Antrag an das vorgefehte Minifterium zum Behufe der Entfcheidungen des 
-Staatsrathed wegen Stellung vor Gericht, und benehmlich mit den Appella: 
tionsgerichten, wenn die Gebrechen gleichzeitig in die Juſtizpflege eingefchlagen 
und eine Ausfcheidung der Gegenftände in der Unterfuchung nicht thunlich ift. 

$. 82. Abſtellung der UnterthanssBeichwerden gegen Beamte, Schreiber 
und Diener; der Klagen gegen Grund: und Gerichtsherrn, wenn fie nicht ſtrei⸗— 
tige Rechtöverhältniffe betreffen; Abſtellung der Sportels und Tax-Exceſſe fo: 
wohl von Amtswegen, als auf Anrufen der Betheiligten, und Entfcheidung in 
ftreitigen Zargegenftänden, benehmlich mit der Kammer der Binanzen, 


— 
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Aufſicht auf die Öffentlichen Auwälte in allen adminiſtrativen Angelegen: 
heiten und Beziehungen; Disciplin gegen diefelben, und Aufficht gegen Winkel: 
Advocaten und unberechtigte Schriften:Verfertiger. 

$. 83. Weder die mittelbaren noch unmittelbaren Beamten und Diener 
von den Räthen abwärts uyd mit Einfchluß derfelben bedürfen fernerhin zum Be: 
hufe der DVerehelichung einer befondern Licenz der Minifterien oder Kreis 
Regierungen ; hierin ift alles den Bezivks-Polizei-Behörden zu überlaren, welche 
ſich ausſchließend an die gefehlichen Beftimmungen vom 11. September d, J. 
zu halten, und nur bei mittelbaren Beamten und Dienern die Einwilligung der 
Standes: und Gutsherrn als Vorbedingungen anzufehen haben, 

Durch diefe Beftimmungen wird jedoch in Hinficht der Penfions-Anfprüce 
‚ ber Wittwen und Waifen der Staatsdiener nichts verändert, Bon ben Dei: 
raths⸗Licenzen, welche an definitiv angeftelte Staatsdiener ertheilt werden, iſt 
der vorgefesten Stelle jedesmal Anzeige zu machen, 

$. 84. Die Ertheilung der Urlaubssticenzey für das der Kreis-Regierung 
unmittelbar untergeordnete Dienftperfonal der innern Verwaltung ımter Verant: 
wortlichfeit der Vorforge gegen Stocungen in der Gefchäftsführung, jedoch nicht 
über die Dauer von 6 Wochen, mag darin eine Reife im Inlande, oder in die 
Refidenz verbunden feyn, bei dem landgerichtiipen Merfonale muß das geeignete 
Henehmen mit den AUppellationsgerichten gepflogen werden, 

Licenzen zu Reifen in das Ausland Fönnen die Kreis:Regierungen aus eig: 
ner Eonipetenz nur auf 14 Tage ertheilen, und fie müffen hierüber befondere 
Anzeige erftatten, 

Die Ertheilung der Urlaubsgefuche jener Beamten und Diener der innern 
Verwaltung, welche den Kreis-Regierungen nicht unmittelbar untergeordnet 
find, insbefondere der Patrimonialrichter IL Kaffe, der Pfarrer, Schulleh: 
rer u. f. w. ift unter oben bemerfter Zeit-Beſchränkung und Verantwortlichkeit 
den Unter-Behörden zu überlaffen, 


| X Titel, 
Beftreitung des Staatd:-Aufwands, 


$. 85. Die Kammern des Innern werden Fünftig innerhalb der Grenzen 
ber feſtgeſezten Etatsfunnmen die Anweifungen zum Behufe des für die innere 
Verwaltung zu machenden Staatsaufwandes unmittelbar auf die Kreiskaſſen 
ausſtellen; der Director der Kammer der ifanzen hat jedoch diefe Anweiſungen 
als Etatscurator zu contrafigniren, und demfelben fteht ein Veto zu, wem 
durch die Anmweifung die für den Kreis bewilligte Etats-Summe überſchritten 
würde, aufferorbentliche Fälle ausgenommen, bei welchen Gefahr auf dem Der: 
zuge ruhen würde, in welchen Fällen jedoch unter des Directors perfünlicer 
Derantwortlichkeit Anzeige zum Miniſterium gefchehen muß. 

Die näheren Modalitäten werden Wir durch eine befondere Inftruction 
porfchreiben. 

Die reviforifche und definitive Feftfebung der Ausgabs:Pofitionen bleibt den 
Binanzfammern unter Vorbehalt der Superreviſion überlaffen. 


— 
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xl. Titel. 
Sudicatur in Nuffälag-Gaden. 


$. 86. Die Entfcheidung der Malzauffchlag:Defraudationen fteht in zweiter 
Inſtanz den Kreis-Regierungen, Kammern des Innern, zu, welche diefe Ge: 
genftinde auf den Vortrag eines aus ihrer Mitte aufzuftellenden Referenten 
colfegial berathen werden. 

Zu den in diefer Beziehung abzuhaltenden Sisungen müffen der Fisfalrath 
und der das Auffchlagswefen refpicirende Rath der Finanzfammer beigezogen, 
und denfelben vorher die Acten zur Cinficht zugeftellt werden, um das Intereſſe 
des Fiscus verwahren zu können; diefe beide letztgenannten Räthe haben jedoch 
feine entfcheidende Stimme, fondern nur das Recht der Erinnerung, welches fie 
unmittelbar nach dem Vortrag des Referenten ausüben, und am Schluffe der 
Umfrage durch Reaffumirung wiederholen müſſen. Dem Siscalrathe fteht das 
Recht und die Pflicht zu, von Amtswegen gegen die Befchlüffe der Kammer des 
Innern den Recurs an den Staatsrath zu ergreifen, wenn er dafür hält, daf 
durch die Sentenz der Kammer des Innern das Intereſſe des Fiscus in Nach: 
theil geſetzt würde. 


B. Wirkungskreis der Kammern der Finanzen. 


$. 87. Zur Sefchäfte:Sphäre der Kammern der Finanzen gehören: 

die Leitung der Finanz: Verwaltung in den Kreifen im Allgemeinen, insbe: 
fondere die Aufficht über das Staats-Einfommen; über den Staats:Aufwand ; 
die Direction der Kaffen; das Etatswefen; das Rechnungsweſen; die Aufficht 
über das gefammte Finanz-Dienft:Perfonale ; das Amtsbürgfchaftswefen ; fiscalifche 
Prozeſſe; die Kreis: und Diftricrd:Umlagen, und die Angeleoenheiten des Land: 
raths gemeinfchaftlich mit der Kammer des Innern; die BinanzeRechenfchafts: 
Berichte des Kreifes. 


. Titel 
Finanz: Verwaltung in den Kreifen im Allgemeinen. 


$.88. Die Herftellung des Finanz-Inventars, Eonfervation und Verbeſſe— 
rung des Finanz: Vermögens, Sorge für genauen Vollzug der Finanz-Geſetze 
und Verordnungen im Kreife. 


1. Titel. 
Verwaltung des Staatd-Einfommens insbefondere. 


$. 89. Sorge für den Vollzug der Gefete wegen Behandlung und Erhe- 
bung der direeten Steuern, des Tax- und Sportelmefens, und der Malzauf: 
ſchlag⸗Gefälle. 

$. 90. Gleiche Sorge für die Verwaltung der Staats-Domainen; insbe- 
fondere- der Deconomien, Babrifen und Brauereien; der Forſten und Jagden, 
innerhalb. der Grenzen der von alferhöchfter Stelle feftzufegenden Material: 
Haupt:Etats, fo wie der Geld:Ctats für Vermarkungen und Eulturen, der 
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grundherrlichen, zinsherrlichen und zehentherrlichen Renten und Rechte unter 
genauer Beobachtung des Grundſatzes, nach Thunlichkeit überall die Selbſtregie 
zu entfernen, und die unſtändigen Gefälle nach den beſtehenden oder noch zu er— 
laſſenen Normen zu firiven. 


$. 91. Die Oberaufiicht der den allgemeinen Nentämtern zu übertragenden 
Verwaltung fämmtlicher Lehengefälle, und die Eorge für die vorfchriftsmäßige 
Eonfervation der zur Allodification nicht geeigneten Lehensomplere ; ausgenomz 
men find die Thronlehen, 

In Hinficht der Beutelfehen bleibt die Competenz der Kreis-Regierung un: 
berändert. 

In Hinficht der Kanzlei= und Ritterlehen ftehen ihnen zu 

a. die pflichtmäßige Sorge, daß die von denfelben zu entrichtenden Jahre: 
Abgaben, Ritterpferdgelder und Relevien den Rentämtern gehörig ein: 
gewiefen, und von denfelben ordentlich unter einer befondern Rubrik ver: 
rechnet werden; 

b. Ausſtellung der Muthfcheine ; . 

e. Vornahme des Belehnungs:Actes unter Zuftellung des von Uns felbit 
unterfertigren Lehenbriefes, Erholung des Reverfes und Einfendung def: 
felben an das Minifterium der Finanzen zur Deponirung im Rehenarchive ; 

d. die Inftruirung der Conſens-Geſuche unter Vorbehalt des Recurfes in den 
Fällen, bei welchen gefegliche Vorfchriften entgegenftehen; die abweisliche 
DVerbefcheidung derfelben; außerdem Erholung und Yusfchreibung der al; 
lerhöchften Genehmigung ; die Sorge für den Vollzug der mit ſolchen 
Eonfenfen allenfalls verbundenen Bedingungen ; 

e. die Liquidation der Faflionen; 

£ Inſtruirung der Abfonderungen des Allodes vom Lehen, der Lehen-Auf: 
fendungen und Allodoficationen, und die Erhohlung der allerhoöͤchſten Ge⸗ 
nehmigung; 

&- Anzeige der Lehenheimfälle und Anordnung proviſoriſcher Maßregeln für 
die Verwaltung der heimgefallenen Lehen ; 

b zur eigenen Competenz die Seftfesung der Ablöfungs: Summen von den 
bereits alfodificirten Lehen, und die Sorge für die richtige Verrechnung 
derjelben in den Kauffchillings:Realitäten-Rechnungen unter dem $. 96 be= 
merften Vorbehalt. 

$. 92. Behandlung der Staats-AetiveKapitalien, Sorge für die Erhebung 
und Verrechnung der Zinfen und für die Sicherftellung der Kapitalien. 

In Hinficht auf Kündung, Einzug oder Nachlaß diefer Kapitalien haben die 
Kreis-Regierungen mit der Schuldentilgungs:Commiffion Rücfprache zu pflegen, 
und die Zuftimmung derfelben zu erholen. 


Die Rentämter haben hierüber, wie bisher, abgefonderte Rechnungen zu 
ſtellen, welchejedoch von den Kreis:Regierungen Fünftig, wie alle anderen Rent: 
ants:Rechnungen behandelt, ihre Activrefte aber von den Abrechnungs-Commiſ⸗ 
fionen der Schuldentilgungs:Anftalt eingewiefen werden, 
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— 9. 93. Sorge für den richtigen Vollzug der Stempelgefege, und die Ober: 
aufficht über den Debit des Stempelpapiers. 

59% Leitung aller öffentlichen Verkäufe der entbehrlichen, durch aller: 
höchfte Referipte zur Veräuſſerung ſchon vorläufig heftimmten Staats-Realitä— 
ten, nnd deren Genehmigung, in fo ferne die zum Grunde liegende Schägung 
and durch die vierprocentigen Intereſſen des Kanffchillings der bisherige Ertrag 
erreicht wird. 

-  Berfänfe, bei welchen geringere Summen angeboten wurden, Deren Rea— 
liſirung aber dennoch räthlich zu feyn fcheint, werden zur ee Geneh: 
migung eingefendet. 

Den Vorfchlägen über Veräußerung entbehrlicher Staats: Realitäten ift je⸗ 
derzeit gleich die Schätzung und Ertrags:Berechnung beizufügen, 

$. 95. Behandlung der Erb: und Zeitpächte, und deren Genehmigung, 
wenn der bisherige Ertrag erreicht oder überftiegen wird, außerdem Erholung 
der Genehmigung der Minifterien, 

$. 9%. Behandlung der Ablöfung der Frohnen und Grundgerechtigkeiten 
nach den hierüber erlaffenen oder noch zu erlaffenden Verordnungen. 

Jede Ablöfung, welche nach beftimmten alferhöchften Normen verhandelt 
werden Fann, wird ohne weitere berichtliche Anfrage von den Kreis:Regierungen 
aus eigener Competenz regulirt, und hiebei nur die Superrevifion des oberften Rech: 
nungshofes vorbehalten. Bon dieſem Worbehalte ift in den Ablöfungs:Briefen 
mit dem Beifas Erwähnung zu machen, daß die Ablöfungs: Verhandlung als 
definitiv angefehen wird, wenn vom Tage der Ausftellung anfangend zwei Jahre 
verfloffen find, ohne daß der Ablöfungsbrief rückgefordert, und für nichtig erklärt 
worden ift. 

$. 97. Berordiiungsmäßige Behandlung des Nachlaßwefens, der Ausftäinde 
und ruhenden Gefälle, vorläufig nach der in den $$. 1, 2 u. 5 der Verordnung 
vom 12. Mai 1817 ( Regierungsbl, von 1817, ©. 551 et seq.) feftgefesten Com— 

etenz, und den allgemeinen Normen, welhe Wir jedoch einer durchgreifenden 
** unterwerfen werden. | 

$. 98. Unter Vorbehalt des Necurfes die definitive DVerbefcheidung der 
Steuer-Ausgleihungen,, in fo ferne die Maffe der Steuer: Schuldigkeit des Krei⸗ 
ſes nicht gemindert wird. 

$. 9. Die Inſtruirung der Gilt-Moderations-Geſuche nach den beftehen: 
den Normen, welhe Wir ebenfalls einer Revifion unterwerfen laffen werden. 


IL Titel. 
Auffiht über den Staatdaufwand in den Kreifen. 


$. 100. Anweifung alfer in den Kreifen vorkommenden und aus den Finanz: 
Faffen zu beſtreitenden, durch befondere allerhöchſte Refcripte genehmigten oder 
durch die Etatsfancriond-Referipte in beftimmten Summen bewilligten, Ausga: 
ben auf Befoldungen, Penfionen, Büreau:Erigenzen und öffentliche Anftalten , 
in fo ferne fie nicht zu dem Reffort der Kammer des Innern gehören, vorläufig 
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nach der Kaffe-Inftruction vom 2. März 1824, welche unverzfiglich einer durch⸗ 
greifenden -Revifion unterworfen werden foll. 

$. 101. Eorge für die richtige Verrechnung des in dem Kreifen aus Staats 
mitteln zu beftreitenden Aufwands, primitive Revifion der Rechnungen aller un: 
ter der Kreis-Regierung ftehenden Aemter und Kaffen mit Inbegriff der Kreis: 
kaſſen und deren definitive Merbefcheidung unter Worbehalt des Recurſes der 
Abrechnungs:Commiffarien und der Rechner. 

Die weiteren Vorfchriften werden theils in dem Tit. V diefer Inſtructien, 
theils bei der nächftens zu erlaffenden revidirten Inftruction des — Red 
nungshofes ertheilt werden. 

$. 102. Die Anmweifungen der Vorſchüſſe für Diäten und Reifekoften gehen 
unter Mitwirkung des Etats-Curators von derjenigen Kammer aus, welche die 
Abordnung decretirt; die reviforifche Einweiſung gebührt jedoch der Finanzfan: 
mer; diefe Rechnungen werden nicht mehr abgefondert an den oberften Red: 
nungshof eingefendet, fondern mit der Kreiskaſſa-Rechnung definitiv feftgefest. 

Die Anmweifungen, fo wie die Definitiv:Ordonnanzen dürfen die Grenzen 

der Etatsfummen nicht überfchreiten. 
Die befonderen Anzeigen der ertheilten Vorfchüffe find, wenn dadurch Feine 
Yeberfchreitung der Etatspofitivn BAAR: abgefteltt,, eben fo die Duartal-Ueber: 
fichten. 

$. 103. Beſtimmung und — der Umzugskoſten unter ſtrenger Beobach 
tung der hierüber beſtehenden geſetzlichen Normen und der im vorſtehenden S. 
feftgefesten Beſtimmungen. 

$. 104. Die Regulirung und Anmweifung der Penfionen und Ylimentationen 
nach den beftehenden gefeglihen Normen, unter Vorbehalt der Superrevilion 
in der $. 110 bezeichneten Weife; die Relicten der fämmtlichen Staatspeniit: 
näre werden bei Erlöfchen der Stammpenfion, wenn diefe bereits feftgefelt 
war, nach dem Negulativ vom 1. Jänner 1805 behandelt, in fo ferne fie nidt 
höhere Anfprüche zu machen haben; nur im letztern Fall ift zu berichten, jedes 
Fönnen fie nach Umftänden Berfchüffe anweifen. 


Die einzufendenden Duartald:Ueberfichten dürfen nur mehr ſummariſch die 
Ab- und Zugänge enthalten. 


Penfions-Trangferirungen finden fernerhin nicht mehr Statt; mur jene, 
welche dermal auf die Kaffen der Refidenzftadt affignirt find, Fönnen aus dem 
Iſarkreis auf die Kaffen der anderen fieben Kreife transferirt werden. 


Neue Penfionen find bei jenen Kaffen zu affigniren, von welchen bisher die 
Befoldung oder die Stammpenfion bezogen wurde, jedoch können auf Verlangen 
bei den neuen Penfionen für Individuen, welche ihren Wohnſitz bisher in Münden 
hatten, die Affignirungen auf die äuffern Kaffen Statt finden: 


Eben fo dürfen neue Penfionen während des erften Jahres nach ihrer De: 
cretirung von einer Kaffe zur andern transferirt werden, nur dürfen diefe Trans: 
ferirungen nicht auf die Kaffe Unferer Haupt- und Refidenzftadt oder anf ſolche 
Aemter gefchehen, welche zum Behufe der Befkreitung der auf fie angewieſenen 
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Ansgaben eines Zufchuffes von anderen Aemtern und Kaffen in der Regel be: 
Dürfen. 

Ueber die den Schuldentilgungsfaffen gefeslich zugemwiefenen Penfionen müſ— 
fen die Aemter und Kaffen, welche diefelben ausbezahlen, abgefonderte Rech⸗ 
nungen führen, welche jedoch wie alle übrigen durch die Finanzkammer unter 
Borbehalt des Recurfes der Rechner und des Abrechnungs-Commiſſärs feſtgeſetzt 
werden; die Paffivrefte derfelben find fodann der Schuldentilgungs-Anftalt ein 
zumeifen, 

Die Militärpenfionen, welche nicht an diefe Anftalt überwieſen wurden, 
‚werden von 18254, zwar noch bei den Kreiskaſſen oder Nentämtern ausbezahlt, 
jedoch nicht mehr der Central⸗Staatskaſſe zugerechnet, fondern von den Kreis: 
Paffen unmittelbar an die im Kreife befindlichen Militärfaffen auf Rechnung 
der Mikitärkaffa-Dotation monatlich flatt baaren Geldes fibergeben; die. nähe- 
zen Modalitäten in diefer Beziehung werden durch die Minifterien der Finanzen 
und der Armee durch befondere Inftruction vorgefchrieben werden. 

$. 105. In den ad $$. 102, 105 u. 104: bemerkten aus eigner Competenz 
zu verfügenden Anweiſungs-Ordonnanzen müffen alle Umftände, Normen und 
gefeglichen Beſtimmungen, welche die Anmeifung oder die Verfügung begrün: 
den, genau und vollftändig bemerkt, und erftere gehörig belegt werden. 

$. 106. In Fällen, wo für die Ausgabe eine Pofition im Etat befteht, 
fönnen die Regierungen die erforderlihen Worfchüffe bis zum DBetrage der 
etatsmäßigen Summe ohne weitere Anfrage oder Anzeige anmweifen. In Fällen, 
welche in den Etats nicht vorhergefehen, oder wofür die Etatöfummen bereits 
erfchöpft find, können fie Vorſchüſſe bis zu dem Betrage von 2000 fl. anweifen, 
wenn Gefahr auf Verzug haftet, unter der Verbindlichkeit, hierüber fogleich 
die Anzeige zu erftatten, und in einem mofivirtem Berichte die Genehmigung 
nachträglich zu erholen. 

$. 107. Sorge und. Verantwortlichkeit, daß die genehmigten Ausgabe: 
Etats in Feiner Hauptpofition überfchritten werden. 

Unter Hauptpofitionen werden diejenigen Etatsſätze verftanden, welche 
ganze Gategorien von Gegenftänden oder Behörden umfaffen ; das Miniſterium 
der Finanzen wird hierüber noch nähere Inſtruction erlaſſen. 


IV. Titel. 
Etat8:Wefen 


$. 108. Sorge für die rechtzeitige und vorfchriftmäßige Anfertigung der 
Special:Etats der den Finanzkammern untergeordneten Aemter und Kaſſen; 
Prüfung diefer Etats rückfichtlich des Formellen und Materiellen ; Zufammen: 
ftellung der einzelnen Aemter- und Kaffen:Etats und Anfertigung eines Kreis: 
Haupt:FinanzEtats; infendung deffelben mit einem. umftändlichen Erläute: 
rungs⸗Berichte nach der dießfalls gegebenen Vorfchrift. 

Die Haupt:Etatd für den Staatsaufwand und die ſtändigen Gefälle wer: 
den von nun an von 6 jun 6 Jahren angefertiget , und unter diefer Beit nur Va— 
rianten für den ordentlichen, und die Voranfchläge für den aufferordentlichen 
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Dienft und für unftändige Gefälle bearbeitet und vorgelegt, worüber die Spe— 
eialaufträge von dem Minifterium der Finanzen jederzeit erfolgen werden. 

$. 109. Sorge und MWachfamfeit über die KRealifirung der Einnahme: 
" Etats; Obforge für die richtige und rechtzeitige Anfertigung der Monats- 
Ertracte und Eonfpecte über den Stand der Kaffen, der Effectuirung der Ein- 
nahmen und ihre Verwendung; fiber diefe Manual:Ertracte find in Zukunft im 
Laufe des Jahres fur fummarifche Conſpecte nach den effectiven Einnahmen 
und Ausgaben unter Befchränfung auf die im Finanzgeſetze enthaltenen Haupt: 
pofitionen herzuftellen; bei erheblichen Abweichungen von dem Soll haben die 
Aemter und refpect. Kreis-Regierungen die Urfachen in den Bemerfungen vor- 
zutragen , um den Kechenfchafts:Aufforderungen des Minifteriums zuvorzu— 
Fommen. 

Andere Conſpecte als die ebenbemerften Situationg:Ueberfichten find im 
Laufe des Jahres nicht einzufenden, in fo ferne in gegenwärtiger Inſtruction 
für einzelne Gegenftände nicht befondere Weberfichten vorgefchrieben, oder diefe 
von dem Minifterium im Falle des unentbehrlichen Bedarfs fpeciell aufgefodert 
werden. 

Insbeſondere werden hiemit abgeftellt: 

a. die befondern Weberfichten der Staats-Realitäten-Verkäufe; es genügt, 

wenn in den Monats:Eonfpecten die Summe des Erlöfes in einer befon: 
dern Pofition funmmarifch angegeben ift; 

b. die bisherigen Ouartald:Anzeigen über genehmigte Grund-Obereigen— 
thums⸗Ablöſungen, in der nämlichen Vorausſetzung; 
die Duartald:Uleberfichten der vorgenommenen Verpachtungen; 
Duartals:Anzeigen der Eriminal-Gerichtskoften ; 

Quartals⸗Anzeigen der zu Boten und Dienern brauchbaren Duiescenten; 
Duartals:Anzeigen der bei den Aemtern eingenommenen Staatspapiere ; 
die befonderen Anzeigen über den Fortgang der Stenerperceptisi ; 

die befonderen Anzeigen über die Ablieferungen zur Kreisfaffe ; 

die vergleichenden Ueberfichten der Zehent-Erträgniife ; 

die befonderen Anzeigen für das Minifterial:Kaffabürean ; 

Beforgung der Ingroſſation in jenen Fällen, wo diefe zum Behufe der 
Rechnungs:Eontrole und der Evidenzhaltung der Etats nöthig iſt, oder bei je— 
nen Anweifungen, wodurch die Etats alterirt werden. 

Die Kreis-Buchführung in einfacher Form ausfchlieffend zum Zwecke der 
Dberaufficht und der fichern Leitung der Verwaltung und des Kaſſaweſens nad) 
einer von dem Finanz. Minifterium noch zu erlaffenden befonderen Inftruction. 


V. Zitel, 
Rehnungdwefen. 
$. 110. Wachfamkeit und Sorge für die rechtzeitige Anfertigung uud Stel: 
lung der Rechnungen von Seite der Aemter und Kaffen; Prüfung umd Auf: 


nahme der Rechnungen aller der Kreis-Regierungs:Finangfammer untergeord- 
neten Aemter und Kaffen, und zwar in der Art, daß die primitive Repifton 


FuTeramenoe 
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derfeiben durch das Regierungs-Commiſſariat gefchieht, die Quartals: und Ne- 
bexrechnungen im Laufe des Jahrs durch die Regierungs:$inanzfammer unter 
Vorbehalt der Superrevijion feftgeftellt, die von dem Rechnungs:Comniffariat 
über die Dauptrechnungen aufgeſtellten Bedenken durch einen Rath und den 
Director der Finanzkammer geprüft, feſtgeſtellt und hinausgefchloffen , über die 
hierauf erfolgten Antworten der Entwurf des der Sache angemeijenen Erfennt: 
niffes durch das Rechuungs:Commiffariat bearbeitet, von einem Rathe geprüft, 
und nachdem der zum Behufe der Jahres: Rechnung abgeordnete Rath des ober: 
ften Rechnungshofes im Kreife angekommen iſt, und.die Rechnungen genau durch: 
gejehen hat, in Gegenwart deffelben unter den Vorſitze des Regierungs:Prä- 
fidenten oder feines Stellvertreters in einer Eollegial:Berathung der Finanz: 
Pammer unter Vorbehalt des Recurfes definitiver Beſchluß gefaßt wird, nad 
welchem, gemäß den Beſtimmungen des $. 35 der Verordnung vom 20. Ocs 
tober 1812 ſchnell und pünktlich abgerechnet und vollkommene Richtigfeit ge= 
pflogen werden muf. . 

Dei Ausfertigung diefes Definitiv:Befchluffes, welcher von dem Präfiden- 

ten der Regierung zu unterzeichnen, von dem. Director der Finanzkammer und 
dem Commiſſär des oberften Rechnungshofes zu eontrafigniren ift, müffen am 
Schluffe die Punkte bezeichnet werden, gegen welche der Recurs vorbehalten 
wurde, die Gegenftände der von dem Commiffär des oberften Rechnungshofes 
eingelegten Recurfe müſſen als Refervate behandelt werden. Diefe Recurfe 
Pönnen fowohl von den Commiflarien des oberften Rechnungshofes, als den 
Rechnern erhoben werden, fie find jedoch gleich bei Werfündung des Definitiv- 
Defchluffes zn erfären, und binnen den darauf folgenden 6 Wochen auszuführen, 
und der Regierung zu übergeben, welche fie fodann mit den Rechnungen an den 
oberjten Rechnungshof einfendet. 
. Die näheren Vorfchriften werden theils bei Erlaffung der — der Revifion 
unterliegenden Inftruction des oberften Rechnungshofes, theils durch befondere 
Weifungen vorgezeichnet werden; für 18%, wird das Abrechnungs-Gefchäft noch 
in der bisherigen Weiſe geführt. 

Im Laufe des Jahres werden durchaus Feine Nebenrechnungen an den ober: 
ſten Rechnungshof eingefendet. | 

$. 111. Mit Bezug auf die General:Abrechnungs:Eonfpecte haben die Kreis— 
Regierungen jährlich Eurze Rechenfchafts: Berichte, über die Urfachen der wich 
tigeren Abweichungen der Rechnungs:Refultate von den das Sinanzreffort betref- 
fenden Ctats:Beftimmungen an das Miniſterium der Finanzen zu erftatten, und 
hiebei die ihnen nöthig fcheinenden Vorſchläge zu den auffer ihrer Competenz lie: 
genden Verbefferungen der Verwaltung, Vermehrung der Einnahmsaquellen und _ 
Verminderung der Staatsausgaben in Bezug auf die VBerhältniffe des Kreifes 
zu verbinden, " 


VI. Zitel 
Direction der Kaffen. 
$. 112. Sorge für die rechtzeitige Einlieferung der etats⸗ und rechnungs⸗ 
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mäßigen Ueberſchüſſe von den Aemtern an die Kreiskaſſe; etats- und vorſchrifts⸗ 
mäßige Verwendung der bei derſelben bereits eingefloffenen Geldvorräthe; pünkt— 
tihe Realifirung und Einlieferung der Gentral:Staatsfaffe-Dotarion und der 
Dotations:Nachträge, unter perfönlicher Verantwortlichkeit des Finanzkammer⸗ 
Directors; Aufficht und Unterfuchung der Kaffen in Hinficht auf den Baarfchafts: 
Beftand und die ganze Amtsbuchführung ; viertefjährig, jedoch zur unbeftimmten 
Zeit vorzunehmender Kaffefturg; Aufficht über das Kaffe-Perfonal. 

Die bisher beftandenen befonderen Kaffecommiffionen find aufgehoben; die 
Etats: und Kaffekuratel ift unter der, Oberaufficht des Regierungs: Präfidenten 
dem Finanzfammer:Director unter perfönlicher Berantwortlichfeit tibertragen, 
welcher zu diefem Behufe alle Zahlungs-Ordonnanzen beider Regierungsfammern 
contrafignirt, in fo ferne diefe an die Finanzkaſſen oder Finanz Aemter gerichtet 
werden, 

$. 115. Aufficht und Behandlung des Staatsfchulden-Tilgungswefens in 
denjenigen Kreifen, mo folches nicht der unmittelbaren Leitung der Staatsfchul: 
den:Tilgungs:Eommiffion übertragen ift; | 

$. 114. Wegen Prüfung der Adfpiranten bleibt es noch bei den über die 
Eonceurs: Prüfungen und über die Aufnahme von Acceſſiſten im Finanzfache er: 
laffenen DBerordnungen, wobei Wir aber ausdrücklich die früheren Weiſungen 
wiederholen, daß hiezu nur jene Individuen zugelaffen werden dürfen, welche die 
academifchen Studien ordentlich vollendet haben. 

$. 115. Amts-Ein- und Ausantwortungen beforgt die Kammer der Finanzen 
bei alfen Yerarialgeldern percipirenden und verrechnenden Beamten, und verbe— 
fcheidet fie unter Vorbehalt des Recurſes und der Superrevifion ; erfterer geht 
an den oberften Rechnungshof, lestere wird durch den Commiffär diefer Stelle 
gleichzeitig mit der Superrevifion der auf die Ertradition fölgenden Jahresrech— 
nung vorgenommen; findet diefer Commiffär nichts zu erinnern, fo tritt, wenn 
Fein Necurs vorliegt, der Beſchluß in volle Kraft, im entgegengefesten Falle 
muß die Vorlage an den oberften Redmungshof gemacht werden; von dem einen 
oder dem andern muß dem anftehenden fo wie dem abftehenden Beamten Kenntnif 
gegeben werden. Die Regierungs:Finanzfammer concurrirt auch bei der Amts: 
Ein: und Ausantwortung an die Landrichter und Taratoren benehmlich mit der 
Kammer des Innern, oder den Juſtiz-Behörden, in Hinficht auf Depofiten, 
Zaren und Sporteln. 4 

Die befondere Abordnung der Räthe zu dem Acte der Inftallation der Rent: 
beamten findet nicht mehr Statt; die Inftallation ift jederzeit von demjenigen 
Commiffär vorzunehmen , welchem die Amts-Extradition übertragen ift; es bleibt 
jedoch den Regierungs:Vorftänden vorbehalten, nach Gutbefinden folhe Ertra- 
bitionen auch den Räthen zu übertragen. 

$. 116. Verfügung der gewöhnlichen Amts: und Kaffa-Bifitation Cnach 
den Beftimmungen über den Gefchäftsgang $. 125.) Webrigens liegt es in der 
Defugniß und in der Pflicht der Finanzkammern, Vifitationen diefer Art überall 
und zu jeder Zeit eintreten zu laffen, wenn ein gegründeter Verdacht gegen die 
Amts: und Kaffaführung eines Beamten felbe motivirt. 
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$. 117. Unterfuchung der Dienftgebrehen der untergeordneten Finanz: 
beamten und Diener auf höheren Auftrag oder auch ex officio im Falle einer 
gegründeten Verdachts gefährdeter Amtsverwaltung gegen jene Beamten und 
Diener; Führung der General:Unterfuchung und weiteres DBerfahren ſowohl 
in diefer Beziehung, ald wegen Disciplinarftrafen nach den für die Kammer 
des Innern $. 81 ertheilten Beftimmungen, und zwar gleichfalls mit dem Nechte, 
in dringenden Fällen, insbefondere bei drohender Gefahr für das Intereſſe des 
alterhöchften Aerars die in Unterfuchung befangenen Beamten zu fuspendiren. 

$. 118. Wegen Ertheilung der Heiraths- und Urlaubs-Licenzen treten die 
in den $$. 83 und 84 über den Wirkungskreis der Kammern des Innern ent: 
haltenen Beftinmungen in analoge Anwendung. 


vn Titel 
Amtsbürgfhaftswefen. 


$. 119. Das Amtsbürgfchaftswefen der den Kreis:Regierungen untergeord: 
neten Beamten vorläufig in der bisherigen Weiſe. 


vm Titel 
Fiscaliſche Prozeffe 


$. 120. Die Leitung und Führung der fiscalifchen Prozeſſe in der Art und 
niit Eompeten;, welhe in Unferer Verordnung vom 27. v. M. näher be: 
zeichnet ift. 

Die Einfendung der bisherigen Quartals-Geſchaͤfts-Tabellen ift abgeftelt; 
erft nach dem Schluffe eines Jahrs foll eine fummarifche Weberficht über den 
Stand diefer Prozeffe mit dem Rechenfchafts- Berichte zur Vorlage Fommen. 

Der General⸗Commiſſär und der Finanzfammer:Director haben dagegen zu 
wachen, daß bie fiscalifchen Prozeß:Angelegenheiten nicht verzögert, und insbe: 
fondere der Betrieb der Uctiv:Prozeffe nicht vernachläßiget werde. 

Die Prozeffe der Schuldentilgungd:Anftalt werden, wenn fie bei den hiefigen 
Gerichtshöfen anhängig find, nicht mehr von der Regierung des Iſarkreiſes, 
fondern durch befondere Fiscale geführt, welche der Staatd:Schuldentilgungs: 
Eommiffion unmittelbar beigeordriet werden, und von derfelben die im $.4 der 
Verordnung vom 27. vd. M. bezeichneten Genehmigungen und Ermächtigungen 
nachzuſuchen haben. 

‘ Die Staatd:Schufdentilgungs:Commiffion erhält in diefer Beziehung jene 
Eompetenz , welche in Hinficht der übrigen fiscalifchen Prozeffe den Kreis-Regie- 
rungen eingeräumt iſt. 


IX. Titel, 
Kreis: und Bezirfd-Umlagen, Kriegsbeiträge und 
gandratb8:Angelegenbeiten. 


$. 121. Das gemeinfchaftliche Benehmen der Kammern des Innern mit 
den Kammern der Finanzen ift in diefer Beziehung bereits oben bei den Be: 
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flimmungen über den Wirfungskreis der Kammern des Innern angeordnet 
worden. | 


Geſchäftsgang bei den oberften Verwaltungsftellen 
in den acht Kreifen des Reid. 


$. 122. Die oberfte Leitung der Gefchäfte, ded Ganges und der Formen 
derfelben, fteht dem General:Commiffär und Präfidenten zu. 

Sein Stellvertreter bei Abmefenheit oder im DBerhinderungsfalfe ift derje= 
nige Director, welhem Wir allenfallg den Rang und Titel eines DVicepräfiden- 
ten verliehen haben. 

Hat keiner der beiden Directoren einen folhen Rang und Titel, fo werden 
Wir in der Regel bei jedem Veränderungsfall denjenigen der beiden Directo> 
ren durch ein befonderes Refcript bezeichnen, welcher jederzeit berufen ſeyn foll, 
den Generalcommiffär und Präfidenten zu vertreten; liegt Peine folche befondere 
alterhöchfte Beftimmung vor, dann foll der ältefte Director das Präfidium 
führen. 

Jedem Director bleibt e8 unbenommen , von den Gefchäftd:Protocolfen der 
beiden Kammern, und von den an diefelben gelangenden allerhöchſten Refcripten 
Einficht zu nehmen; auch, wenn es feine Gefchäfte erlauben, den Sitzungen der: 
jenigen Kammer beizumohnen, deren Leitung ihm nicht übertragen ift. 

$. 125. Der General:Commiffär eröffnet und präfentirt die einkaufenden 
alterhöchften Nefcripte ; die übrigen Einläufe läßt er unter feiner unmittelbaren 
Aufficht durch den Präfidial-Secretär oder ein anderes verläßiges Individuum 
eröffnen, präfentiren und mit den die Referenten be;zeichnenden Nummern oder 
Buchftaben verfehen. Da (wie unten $. 140 verordnet wird) jedes an die Re» 
gierung des Kreifes geftellte Exhibit zugleich die Kammer bezeichnen muß, an 
welche folches gerichtet ift, fo läßt der Generalcommiffär die geöffneten und prä 
fentirten Erhibita durch den Präfidial-Seeretär oder ein anderes Individuum in 
die für jede Kammer befonders zu führenden Einlaufs- zugleich Geſchäfts-Pro— 
tocolle eintragen. Schon in diefen Einlaufs-Protocollen wird der nach der beſte— 
henden Repartition betreffende Referent bemerft; wenn der Präfident den Ein: 
lauf durchgefehen hat, jendet er ihn an den betreffenden Director, diefer 
übergiebt ihn nach gepflogener Durchſicht der Regiftratur , welche jedes Erpibit 
mit den Doracten unverzüglich an den betreffenden Referenten auszuftellen hat. 
Die Repartition der Geichäfte wird von dem General-Commiſſär vorläufig im 
Allgemeinen, und mit jedem Jahre neu entworfen; er hat fich in diefer Bezie— 
hung mit den Directoren zu benehmen. Abänderungen diefer Repartition unterm 
Fahr, oder die Beſtellung befonderer Referenten in befonderen Fällen verfügt 
der General-Commiffär fo oft er es für nothwendig erachtet. 

Da Feine befondere Kreisfchulräthe mehr aufgeſtellt werden, fo wird der 
General: Commiffär das von denfelben bisher beforgte Referat nach Gutbefinden 
demjenigen Rathe zutheilen, welchen er hiezu am meiften geeignet findet. 


$. 124. Zur ‚unmittelbaren Befchäftigung des General:Gommiffärs werden 
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Börbehalten alle Gegenſtaͤude, welche ihm perfönlich durch ſpecielle Reſcripte 
aufgetragen werden, 

Die jährlichen Vifitations-Reifen im Kreife macht der General:Commiffär 
hach den hierüber bereits beftehenden Reglementar:Verfügungen, oder kann fie 
auch nach Umftänden dem Director übertragen. Auch bleibt ed dem General: 
Eommiffär vorbehalten, zur DVifitation der Aemter der innern Verwaltung von 
Beit zu Zeit ausgezeichnete Räthe abzuordnen, und auf diefe Weife die Art des 
Dolzugs der Geſetze und Verordnungen bewachen zu laſſen; der jährliche Auf: 
wand hiefür darf jedoch die Summe von 500 Gulden nicht überfteigen. 

$. 125. Die befondern Bifitationen der Nentämter und Kaffen gefchehen 
nach den hierin ebenfalls bereits vorliegenden befonderen Verordnungen, durch 
einen Kechnungs-Commiffär, oder nach Umftänden durch einen Rath der Kam: 
tier der Finanzen, welchen der Director der Kammer der Finanzen vorfchlägt, 
und der General:Commiffär beftätiget. 

Das JInſtitut der infpizirenden Rechnungs:Commiffäre wird vorläufig bis 
auf weitere Anordnung aufgehoben, und es bleibt den General:Commiffären uns 
ter den Reviforen die freie Wahl derjenigen, welche fie zu den Difitationen der 
Aemter und Kaffen abordnen wollen; jedes allgemeine und befondere Nentamt 
mit Inbegriff der Tarämter fol jährlich, ohne an beftinnmte Perioden fich zu bin— 
den, wenigftens dreimal vifitirt werden; auch bleibt es den Kreis-Megierungen 
überlaffen , bei diefer Gelegenheit einige Rechnungs:Claborate, insbefondere die 
Tar= und Sportel:Acten, bei den äuffern Aemtern an Ort und Stelle unter 
Vorbehalt der Superrevifion revidiren und von den Beſtimmungen der Inſtrue— 
tion vom 26. October 1821 dasjenige in Anwendung bringen zu laffen, was den 
befonderen Amts:Berhältniffen entfprechen wird, 


Die Forft:Vifitationen werden in der Negel durch den Forſt— epnfpector vor: 
genommet’z jedoch kann die Inſpicirung mehrerer Forftbezirfe auch dem Zorft: 
rathe übertragen werden. 


Sowohl für die Abordnungen der Kammern des Innern als jener der Fi: 
nangen werden Wir Etatsfunmen -feftfegen , welche nicht überfchritten werden 
dürfen. 


$. 126. Berner gehört es zu den perfönlichen Obliegenheiten und Befug: 
niffen des General:Commiffärs, in Fällen bedrohter oder geftörter öffentlicher 
Sicherheit, wo Gefahr auf dem Verzuge haftet oder der Erfolg der Maßre— 
gen von der Bewahrung des Geheimniffes abhängt, fogleich auf feine Derant: 
mwortlichfeit entweder allein und für fich, oder mit Zuziehung der Directoren und 
sach Belieben auch der ordentlihen Neferenten, die erften auf die Geſetze ge: 
gründeten Verfügungen zu erlaffen,, damit die Gefahr noch zu rechter Zeit ab: 
gewendet, oder auf der Stelfe unterdrüdt, und die Verdächtigen oder Thäter 

außer Stand zu fehaden gefest werden. 


Das nämliche gilt von dem Falle, wenn gegen einen Beamten gegründete 
Anzeigen eines Verbrechens oder Vergehens vorliegen, und bei eintretendem 


Verzuge die Vernichtung oder Erfchwerung der Beweismittel zu beforgen wäre, 
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oder der Beamte fich der Flucht verdächtig gemacht hat, oder ſchon auf der Flucht 
begriffen ift. 

$. 127. Eben fo hat der General-Commiffär perfönlich zu übernehmen : die 
unmittelbare Aufficht auf die richtige Führung des Paßweſens und der deffall: 
figen Regifter, die Leitung der ftatiftifhen Sammlungen ; die Auflicht auf die 
Anlegung und Unterhaltung der Vormerfungsbücher zur Cinzeichnung der im 
Kreife angeftellten Staatödiener bei den polizeilichen und untergerichtlichen Aem— 
tern, und bei den Behörden der innern Verwaltung, der Duiescenten von der: 
felben Klaſſe, und der zum Staatsdienfte adfpirirenden Rechts:Eandidaten, dann 
der von alferhöchfter Stelle in einzelnen Fällen ausgefprochenen nicht öffentlich 
bekannt gemachten Regierungs= und Verwaltungs-Grundſätze; die pflichtmäßige 
Geſchäfts-Controle gegen die Räthe; die Redaction der alle drei Jahre zu er: 
ftattenden Rechenfchaftsberichte der innern Verwaltung, wozu die Räthe die in 
ihren Referaten gefammelten Erfahrungen und Bemerkungen mitzutheilen haben, 
die fodann mit eingefendet werden; die Nedaction der von drei zu drei Jahren 
einzubefördernden Liften über das Betragen und die ieh des Raths⸗ 
und des übrigen ftabilen Perfonals der Regierung. 


Der General:Commiffär wird fich in diefen Gegenftänden mit dem Director 
der Kammer des Innern anf geeignete Weife benehmen. 


In alten diefen Gegenftänden, in fo ferne fie auch bei der Kammer der Fi— 
nanzen vorfommen, hat der General-Commiffär mit dem Director derfelben ſich 
zu benehmen; diefem liegt die Erftattung des Finanz. MRechenfchafts:Berichtes ob, 
wobei es jedoch dem General-Commiſſär frei fteht, dem Minifterinm feine An: 
fichten und Bemerkungen, fo wie in alfen andern Gegenſtänden, befonders vor: 
zulegen. 


$. 128. Auch in den durch die beiden vorftehenden $$. nicht bezeichneten 
Gegenftänden ift der Gefchäftögang in der Regel büreaumäßig, und den Räthen 
ſteht nur eine berathende Stimme zur. 

$. 129. Nur in folgenden Gegenftänden tritt collegiale —— ein, 
wobei die Directoren und Räthe eine entſcheidende Stimme haben. 

a. bei Haupt- und Zwiſchen-Beſcheiden in ſtreitigen Sachen, für welche die 
Kreis-Regierungen gemäß den Geſetzen eine richterliche Inſtanz bilden; 

. bei Haupt-Beſcheiden über Beſchwerden in Polizei-Strafſachen; 

e. bei definitiven Entfcheidungen über Entfchädigungss-Befchwerden, wenn 
das Reclamationg:Object den Werth von 25 fl. überſteigt; 

d. bei Entfcheidung aller jener Gegenftände, für welche die beftehenden Ge: 
fere und DBerordnungen, fo wie die gegenwärtige Inſtruction eine colle: 
giale Berathung äusdrücklich anordnen ; 

e. bei Seftftellung der Qualificationg-kiften für die der Kreis-Regierung 
untergeordneten Staatsdiener ; 

f. wenn wegen Belegung jener äußern der Kreis:Negierung untergeordneten 
Stellen, zu welhen Wir Uns die Ernennung vorbehalten, gutachtliche 
Borfchläge zu machen find; 
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bei Begutachtung und Subrepartition des Haupt⸗-Etats; 

bei den Vorfchlägen zum Verkaufe der Staats:-Domänen ; 

bei Genehmigung der Verkäufe und DBerpachtungen von Immobilien, fo 

wie bei Firirung dem unftändigen Gefälle ; 

k. bei Verbefcheidung der Amts-Extraditions-Acten und der Amts-Wifita- 
tions: Protocölie ; 

1. bei den Definitiv:Verbefcheidungen der Jahres-Rechnungen unter Beo: 
bachtung der $. 110 ertheilten befonderen Vorfchriften ; 

m. bei Beichlußfaffung über Anordnung der General:Unterfuchung gegen 
Beamte, über Sufpendirung derfelben, über ihre Stellung vor Gericht, 
oder über Aufhebung der General-Unterfuchung ; 

n. bei fiscalifchen Prozeffen in den $$. 3, 4, 5, 6 der Verordnung vom 27, 
Nov. d. J. bezeichneten Fällen ; 

o. bei fyftematifchen Arbeiten, welche von der alferhöchften Stelle angeorb- 

net wurden; 

. bei Erftattung der Finanz. Rechenfchafts: Berichte; 

in allen Fällen, für welche von der allerhöchſten Stelle eine — 

Berathung beſonders vorgeſchrieben wird. 


Der General-Commiſſär wird ausdrücklich verantwortlich gemacht, keinen 


zur collegialen Berathung geeigneten Gegenſtand büreaumäßig behandeln zu 
laſſen. 


$. 150. Die Referenten find für die richtige Darſtellung des Factums, für 
die rechtzeitige , gründliche und pflichtmäßige Bearbeitung des Gegenftandes ver: 
antwortlich; wurden fie jedoch in Gegenftänden, welche vorfchriftsmäßig der 
colfegialen Berathung unterliegen, von dem Collegium abgeftimmt, fo dürfen 
fie den Befchluß nicht vertreten, wenn fie ihre abweichende Meinung ganz kurz 
auf dem Concepte bemerken, und diefe Bemerfung fogleich von dem Vorſtande, 
welcher den Dorfig führt, vifiren laffen; fie haften dann nur für die richtige 
Abfaffung des Befchluffes und für eine zweckmäßige Ausführung deffelben. 


Auf gleihe Weife werden fie der DBertretung der von ihnen entworfenen 
RegierungsEntfihließungen entbunden, wenn in Gegenftänden, welche zur büs 
reaumäßigen Verhandlung beftinmt find, ihre Dieinung von jener des eutfcheis 
denden Borftandes verfchieden ift, und fie in der oben bezeichneten Weife die 
geeignete Bemerkung auf dem Eoncepte machen, oder zu den Acten legen. 

$. 131. Für die Einhaltung der Etats haftet der Director der Finanz: 


kammer, welcher deswegen alle Zahlungsordonnangen der Kreis-Regierung, fo: 
wohl auf dem Eoncepte als in der Reinfchrift unterzeichnet. 


-. 


a 


Derfelbe hat auch die Haftung wegen Einhaltung der Competenz-Befug— 
niffe der Finanzfammer, und für allen dem allerhöchften Aerar aus einer fehler: 
haften Gefchäftsverhandlung der Finanzkammer erwachfenden Schaden ; aus die: 
fem Grunde unterzeichnet er alle Eoncepte und Ausfertigungen der Finanzkam— 
mer, und ift verpflichtet, gegen jede dem allerhöchſten Aerar nachtheilig fcheiz 
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nende Regierungs: Verfügung die geeignete Erinnerung zu machen , und wenn 
diefe nicht berüdfichtiget werden follte, unmittelbare Anzeige an das Staats: 
minifterium der Finanzen zu erftatten. 

. $. 132. Der General:Commiffär haftet für alle im büreaumäßigen Wege 
herbeigeführten Regierungsbefehle. 

$. 133. Der General:Commiffär kann auch in folchen Gegenftänden, welche 
nicht zur colfegialen Berathung vermwiefen find, förmlihe Sisungen halten; da: 
durch wird aber die Haftungs:Verbindlichfeit Peineswegs verändert. 

$. 1354. Dede Kammer hält für die der colfegialen Berathung unterliegen: 
den Gegenſtände ihre eigenen gefonderten Sitzungen, in welchen der General: 
Eommiffär und Präfident, und in deffen Abwefenheit der Director den Vorſitz 
führt. Die Abftimmungen gefchehen nach dem Dienftaer von dem älteften bis 
zum legten Rathe, wobei die Mitglieder der Kammer, welche blog für einzelne 
wiffenfchaftlihe und technifche Gegenftände ausfchließend beftelft find, nur in ih— 
rem Sache eine entfcheidende Stinnme haben; der General-Commiffär ald Prä: 
fident oder deffen vorfigender Stellvertreter gibt feine Stimme zulest. Die 
Mehrheit der Stimmen bildet den Befchluß. Bei Gleichheit der Stimmen ent: 
fcheidet fih die Mehrheit durch die Stimme des Präfidenten oder feines Stell: 
vertreters, 

$- 135. Bei ſolchen contentiofen Gegenſtänden, in welchen die Regierung 
des Kreifes als gerichtliche Inftanz erkennt, fo wie in dem $. 129, lit. b,e, 
d, m bezeichneten Gegenftänden hat fich diefelbe in ihren Berathungen nach 
der Hofratheordnung zu achten und ihren Befchlüffen, welche anf fchriftliche 
‚Referate ſich fügen müffen, die Entfcheidungsgründe beizufügen. 

Die fchriftlichen Vorträge follen ganz kurz abgefaht werden, nur in ge: 
drängtefter Darftellung das Factum und den Antrag enthalten ; diefer ift jeder- 
zeit gleich in Form eines mit den Entfcheidungsgründen verfehenen Negierungss 
befchluffes aufzufegen. 

$. 136. Der Präfident muß in den zur collegialen Berathung bezeichneten 
Gegenftänden der Vollziehung der durch Einheit oder Mehrheit gefaften Be- 
fchlüffe freien Lauf laffen, und kann ſolche auf feine DVerantwortlichkeit nur 
dann fiffiren, wenn er davon einen großen Nachtheil' für das Staatswohl be: 
fürchtet. Er iſt zu diefer Siftirung verpflichtet, wenn er glaubt, der Beſchluß 
fey gegen ausdrüdliche Geſetze oder alferhöchfte Anordnungen gefaßt. In bei: 
den Fällen hat er fogleich davon die Anzeige zu machen. Auch Pann er befchlof: 
fene Anträge an die allerhöchſte Stelle, mit denen er nicht verftanden ift, durch 
abgefondertes individuelles Gutachten einbegleiten. 

Beſchlüſſe über die im vorftehenden $. bemerften Gegenftände kann der 
General-Commiſſär in einem Falle hemmen; findet er, daß diefelben dem aller— 
höchſten Aerar nachtheilig feyn Fönnten, fo hat er den Befchluß nebft den Ac— 
ten dem Fiscal-Rathe zuzuftellen, damit diefer den Recurs ergreifen Fönne. 

$. 157. Dem General:Commiffär ald Präfldenten wird es überlaffen, die 
Zahl der Sigungen und die Tage derfelben nach Verhältniß der Gefchäfte und 
ihrer Dringenheit zu beftimmen; doch foll in jeder Woche wenigftens eine 
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Sihung gehalten werden. Jeder Referent bringt über die vorzutragenden Ge— 
genftände die von ihm verfaßten Aufſähe fogleich in die Sißzung mit, auffer in 
zweifelhaften Gegenftänden, wo ohne vorläufige Berathung der Beſchluß des 
Collegiums nicht wohl vorauszuſehen iſt. 

Wenn der Fall eintrit, daß die Erledigung eines zur collegialen Berathung 
geeigneten Gegenſtandes ſeiner Dringenheit wegen nicht bis zum ordentlichen 
Eitungs:Tage verſchoben werden kann, fo iſt nach der Wichtigkeit des Falles 
und nach Befchaffenheit der Umftände entweder eine außerordentliche Sitzung an: 
zuordnen, oder die Abflimmungen find durch Zirfulare zu erholen und der Be: 
ſchluß ift in das Protocoll der nächften Sitzung nachzutragen. 

$. 158. In den wichtigeren Gegenftänden eines gemeinfchaftlichen Intereſſe 
für beide Kammern veranftaltet der General:Commiffär und Präfident wenigftens 
einmal in jedem Monat zufammengefeste Sibungen, wozu neben den beiden Di: 
rectoren entweder alle Räthe beider Kammern oder von jeder eine gleiche Anzahl 
von Räthen berufen werden. 

In den gewöhnlichen Gegenftänden diefes gemeinfchaftlichen Intereſſe ift es 
binlänglich, wenn der Referent den in der einen Kammer vorgetragenen und be 
fchloffenen Gegenftand nun auch in der andern Kammer vorträgt, und Anficht 
und Befchluß auch diefer Kammer hierüber erholt, oder wenn die Referenten 
der beiden Kammern brevi manu fich benehmen, und die Concepte gemeinfchaft: 
lich unterzeichnen. Für alle diefe Fälle bezeichnet der General-Commiſſär gleich 
bei dem Einlanfe auf dem Eoncepte die Referenten beider Kammern. 

Ein Notenwechfel zwifchen den Kammern findet nicht Statt, fondern die 
unvermeidlihen Mittheilungen und die Abgaben von Erinnerungen und Aeuße— 
rungen von Einer zur Andern gefchehen durch Protocolld: Auszüge. Der General: 
Eommiffär ift verantwortlich, daß von den beiden Kammern nicht entgegenge: 
feste, fich widerfprechende und aufhebende Entfchließungen erpedirt werden; er 
muß in diefem Sale, wenn der Gegenftand zur colfegialen Berathung geeignet 
ift, Plenar:Sigungen veranlaflen; wenn der Gegenftand aber büreaumäßig be: 
handelt werden kann, nach eigenem Ermeffen die der Sache entfprechende Ber: 
fügung treffen, jedoch in Etatögegenftänden mit dem Director der Finanzkammer 
ſich benehmen. 

$. 139. Ueber alle Sitzungen werden von einem Gecretäre Protocolte mit 
möglichft größter Genauigkeit geführt, und bei wichtigen Gegenftänden auch, die 
einzelnen Abftimmungen darin bemerkt. Dem Nathe bleibt in diefem Falle die 
Abgabe eines fchriftlichen Wotums zu den Acten vorbehalten. Die nad den 
Befchlüffen entworfenen Auffäpe werden, wenn der Director den Sitzungen bei: 
wohnte, von demielben revidirt, aufferden aber von dem älteften Rathe mit ge: 
zeichnet, und von dem General-Commiſſär und Präfidenten, auch wenn er den 
Eipungen nicht beigewohnt hat, mit dem Erpediatur verfehen. 

Die in das Sitzungs-Protocoll eingetragenen DBefchlüffe werden von dem 
Secretär in dem Gefchäfts:Protocolle nur mit Hinweifung auf den Tag und 
DVortrags:Ziffer des Sisungs:Protocolls bemerkt. 

$. 140. In Zälfen, wo der General:Commiffär in Folge befonderer ihm 
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perſönlich gegebener Aufträge und Vollmachten handelt, geſchehen die Ausferti— 
gungen in feinem Namen nach der bisherigen Form. 
Die Ausfertigungen der Regierung des Kreifes werden von dem General: 
Eommiffär als Präfidenten unterzeichnet und nur in Etats: und Finanz-Gegen— 
ftänden von dem Director der Finanzkammer ceontrafignirt, Der Secretär un— 
terfertigt fih unten am Rande der Ausfertigung mit der gewöhnlichen Bemers 
fung » collationirt «, da derfelbe für die Reinfchrift haftet. 
Die Form diefer Ausfertigungen ift folgende: 
a. Jene an die untergeordneten Aemter und Partheien ohne Unterfchied der 
Klaſſen gefchehen mit der Ueberfchrift; 
»Im Namen Seiner Majeftät des Königs«; 
s Die Schreibart ift befehlend,, und die Unterfchrift: | 
» Königlich Baierifhe Regierug des — Kreifed C Kammer 
» des Innern oder der Finanzen); « 
b. die Schreiben an Foordinirte Stellen fangen mit der Bezeichnung der Be: 
hörde, von welcher, und an welche gefchrieben wird, auf diefe Weife an; 
Die Königliche Baierifhe Regierung des — Kreifes, 
an 
IE 36 
e. Die Form der Berichte an die allerhöchſte Stelle, mit jedesmaliger Be: 
merkung der betreffenden Minifterien, richtet fich nach der Vorfchrift vom 
18. Jänner 1806, nnd biefelben werden, fo ferne fie nicht perfönliche Ge— 
fchäfte des General-Commiſſärs betreffen, im Collectiv-Mamen der ge: 
fammten Regierung des Kreifes verfaßt, von dem General-Commiffär als 
Präfidenten unterzeichnet, und von einem Secretär collationirt ; in Etats: 
und Finanz-Gegenſtänden unterzeichnet auch der Director der Finanz: 
Fammer, 

Auf den Reinfchriften der Berichte wird durch den Secretär auch 
ber Name des Concipienten bemerkt: den Referenten bleibt es jedoch 
freigeftellt, die von. ihnen aufgefesten Berichte ſelbſt zu unterzeichnen, 
wenn dadurch die Erpedition nicht verzögert wird, 

Die untergeordneten Behörden, Gemeinden und Privaten beobach- 
ten in ihren, auf gebrochenen Bögen Chalbbrücig ) zu fchreibenden, 
Berichten und Vorſtellungen die Formen der Unterordnung. 

Die Anrede ift: 

» Königliche Regierung des — Kreifed« 

Die Unterfchrift: 

»unterthänig gehorfamft.« 

Don außen muß bei allen Eingaben die betreffende Kammer bezeich— 
net werden. 

Die bloßen Empfehlungs= und Begrüßungs:Formeln am Schluſſe 
der Berichte und Schreiben find in Zufunft wegzzulaffen. 

$. 141. Die unmittelbare Leitung der als Körper zwar vereinigten, in 
den einzelnen Acten aber für jede Kammer ausgefchiedenen Regiftratur, fo wie 
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ver Gefchäftsformen, ift unter Oberaufficht des General-Commiſſärs und Prä- 

fidenten zunächtt den Directoren übertragen; der Präfidial:Secretär hat die 

Dberanfficht über die Kanzlei zu führen und zu wachen, daß die Ausfertigun— 

gen befördert und fobald als möglich zur Unterfchrift und Erpedition gebracht, 

und alle Journale und Bücher in Ordnung gehalten werden. 

Unmittelbar mit der Regiftratur ift Pünftig die Expedition zu verbinden, 
in fo ferne ed die Localität geftattet. 

Die BVorftände der Kreis-Regierungen haben übrigens varanf Bedacht 
zu nehmen, daß die Regiſtraturen nicht mit ganz umöthigen der längern Con— 
ſervation unwerthen Papieren überhäuft werden. Zu dieſem Behufe ſind alle 
periodiſchen Tabellen, Anzeigen, Ueberſichten, Polizeitar-Berechnungen, Ma— 
nual- und Journal-Extracte 2c. 2c. als Maculatur zu veräuſſern, wenn nad. 
dem Schluffe des Etatsjahrs, während welchem fie eingefendet wurden, ein 
-weitered Jahr verfloffen ift; die Regiftratoren haben über diefe unnützen Pa— 
piere nach Verfluß des eben bemerften Zeitraums die geeigneten, nad Kathe: 
gorien anzufertigenden, DVerzeigniffe vorzulegen, worüber der Präfident bie 
:&rinnerung der Gollegialglieder vernehmen wird. 

Die äufferen Archive und Eonfervatorien werden vom 1. Jänner 1826 an: 
fangend den NegierungssKammern des Innern der Kreife untergeordnet, in 
welchen fie jich befinden. 

Die Refpicirung über die am Gibe der Kreis-Regierungen beftehenden 
Archive und onfervatorien haben die General:Commiffarien einem hiezu vor: 
züglich geeigneten Regierunge:Rathe zu übertragen, demfelben das dermal bei 
dieſen Eonfervatorien angeftellte Perfonale unterzuordnen, da wo es unumgäng- 
lich erforderfich ift, die nöthige Perfonal:Unterftüsung durch momentane Zuwei— 
fung eined Quiescenten oder eined bei der Regierung angeftellten Individuums 
zu gewähren, und von 182%, die zur Büreau:Erigenz erforderliche Summe aus 
dem Regiefond der Kreis-Negierung zur Verfügung zu ftelfen. 

Die Nefpicienz über die Archiv:Eonfervatorien in Landshut und Nürnberg 
wird unter den Befehlen der betreffenden Kreis: Regierungen den Stadt:Com: 
miffarien diefer Städte übertragen. — 

Die Etats fämmtlicher äuffern Archive und Eonfervatorien find von den 
Kreis-Regierungen unverzüglich zu revidiren, auf den nöthigften Bedarf zu bes 
meffen und darüber längftens bis zum 1. Juli 1826 umfaffendes Gutachten an 
das Staats-Minifterium des Innern zu erftatten, um für 18254, und die folgen- 
den Jahre neue Etats feftfepen zu können. 

Bei Aufftellung diefer Etats ift die Frage zu beleuchten, ob die aufferhalb 
den Regierungs:Sisen befindlichen Gonfervatorien nicht der Reſpicirung der 
Local:Beanıten gegen Averfal:Gebühren übertragen werden Fünnen ? 

$. 142. Gecretariat und Rechnungs-Commiſſariat find für beide Kammern 
getrennt; jene der Finanzkammer find der fpeciellen Leitung des Directors un— 
tergeben. 

$. 145. Es wird vorbehalten, zu jederzeit die Gefchäfts:Protocolle zur Ein: 
ficht abzufordern, zur Erlangung der nöthigen, Meberjichten im Ganzen und in 
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einzelnen Zheilen der Verwaltung fpecielle Weiſungen zu erlaffen, und von Zeit 
zu Beit Viſitationen anzuordnen, 

$, 144, Der General:Eommiffär als Präfident ift verantwortlich, daß der 
Einlauf zu rechter Zeit und nad der getroffenen Repartition vertheilt werde, 
daß durch bedeutende Rückſtände Feine Stockungen verurſacht, daß die Sitzungen 
fleißig und zu rechter Zeit gehörig befucht, daß dabei die geziemende Ordnung 
beobachtet, die Vorträge mit Gründfichkeit erftattet, die Abftimmungen mit 
Ruhe und Anftand gegeben, die Beſchlüſſe beftimmt ausgefprochen , richtig in 
das Protocol! eingetragen und die Ausfertigungen hienach gefaßt werden. 

Serner ift er verantwortlich für die Bewahrung der Gefchäftsformen und 
für die Einhaltung der Competenz-Vorſchriften, und er hat, im Zweifel in den 
zur eollegialen Berathung geeigneten Gegenftänden, über den Eernvetecy vontt 
förmlich abſtimmen und collegialen Beſchluß faſſen zu laſſen. 

Endlich liegt ihm ob ſich fortwährend in der Ueberſicht der ganzen Admini⸗ 
ſtration zu erhalten, den Gang und die Reſultate derſelben zu verfolgen, und 
zu verhüten, daß nicht einzelne Theile und Zweige vernachläßiget werden. 

$. 145. Die Geſetze und Verordnungen in Bezug auf das amtliche Stills 
ſchweigen, auf heimliche oder offene Anwaltfchaft und unbefugte Mittheilungen 
an die Partheien, auf privative Eorrefpondenz über Amtsfahen, auf Annahme 
von Gefchenfen und auf unberechtigte Benützung amtlicher Notizen und Mate— 
rialien für öffentlihe Schriften werden erneuert, und von fämmtlichen bei der 
Regierung des Kreifes angeftellten Individuen wird die genauefte Nacachtung 
erwartet. 

Gegen die ftabilen Staatsdiener haben die Vorftände in diefen Fällen mit 
Disciplinar-Strafen nad aller Strenge der Vorfchriften der $. 10 — 15 der 
neunten Beilage zur Verfaſſungs-Urkunde einzufchreiten, die amoviblen Indivi— 
duen aber. fogleich von der. Kreis:Regierung zu entfernen. 

Die Vorſtände find perſönlich für die ftrengfte Aufficht, und gegen jede 
Eonnivenz verantwortlich. 

$. 146. Zur Beftreitung der nöthigen Büreau:Koften und zur Nachfchaf: 
fung der erforderlichen Geräthfchaften wird für jede Kreis-Regierung eine nicht 
zu überfchreitende Etats-Summe feſtgeſetzt, über welche der Regierungs-Präſi— 
dent zum Beſten des Dienftes nach Gutbefinden verfügen kann; die Hälfte die: 
fer Eumme wird dem Etat des Innern, die andere Hälfte dem Etat der Finan- 
zen zur Laſt gefchrieben. Ueber die Werwendung diefer Summe, fo wie des 
im $. 7 diefer Verordnung bemerften Marimums werden aus Auftrag des Ge: 
neral:Commiffärs durch den Präfidial:Secretär bloße Geldrechnungen, jedoch 
zu feinem andern Zwecke geftellt, als um nachzuweifen, wie viel wirftich veraus: 
gabt wurde, und um die angefauften Bücher und Geräthfchaften inventarifiren 
zu laffen; daß die Inventariſtrung geſchehe, ift durch die Abrechnungs:Commif: 
fion zu veranlaffen. Der General:Commiffäir bleibt für die Gonfervation des 
übernommenen Inventars verantwortlich, und muß daffelbe, wenn er das Prä- 


ſidium abgibt, feinem Nachfolger in branchbarem Stande vollftändig überantz 
mworten, 
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Aus diefen Etats:Summen kann der General:Commiffär dem Regierungs: 
Perſonale nach Verhältniß der Dienftleiftung oder befonderen Dürftigkeit außer: 
ordentliche Remunerationen bis zur Erfchöpfung derfelben aus eigener Compe— 
ten; ertheilen. 

$. 147. Der General:Commiffär darf ſich aus dem Kreife nicht ohne al: 
kerhöchfte Bewilligung entfernen. 

Er felbft kann den Directoren, den Räthen und dem übrigen Regierungs— 
Perſonale einen Urlaub von 6 Wochen geftatten, mag damit eine Reife in das 
Inland oder in die Reſidenz verbunden feyn, jedoch unter Verantwortlichkeit 
ber Dorforge für den ordentlichen Fortgang des Dienftes. 

Urlaubs:Licenzen zu Reifen in das Ausland können auf 14 Tage ertheilt 
werden, jedoch muß davon dem Miniſterium Anzeige erftattet werden. 


Tranſitoriſche Beſtimmungen und Schluß. 


$. 148. Gegenwärtige Verordnung tritt mit dem Anfange des dritten 
Quartals diefes Etatsjahre in Vollzug. 

$. 149. Nur die Beftimmungen der $$. 61 und 85 treten erft für das nächfte 
Statsjahr in Vollzug; für 184, werden die Finanzkammern noch die darin be: 
geichneten Gegenftände in der bisherigen Weiſe bearbeiten. 

$. 150. Die Vorfchriften wegen der Fiscalats- und Ritterlehen-Gefchäfte 
treten dagegen fogleich mit dem erften Jänner 1826 in Wirffamkeit. 

$. 151. Don fämmtlichen vorftehenden den Wirfungskreis der Kreis:Re: 
gierungen betreffenden Beftimmungen der gegenwärtigen Verordnung finden auf 
den Rheinkreis alle diejenigen Peine Anmendung, welche mit den dortigen 
Snftitutionen, Gefesen und den hierauf geftüsten Verordnungen nicht in Ein: 
Fang ftehen; in dieſen Fallen bleibt es dafelbft durchaus bei dem dermaligen 
Derfahren , und insbefondere darf aus gegenwärtiger Verordnung in den Com: 
petenz⸗Verhaͤltniſſen der ordentlichen Gerichte des Rheinkreiſes durchaus Peine 
Veränderung gefolgert werden. 

$. 152. Das bei den Kreis-Regierungen definitiv angeftellte Perſonale, 
welches in den durch den Titel I diefer Verordnung feftgefesten Status nicht 
eingereiht wird, tritt mit dem 51. März 1826 bis auf weitere Beftimmung in 
temporäre Quiescenz. 

$. 155. Das bei benfelben nur proviforifch angeftellte Perfonale und die 
bloßen Functionäre und Diurniften werden mit dem nämlichen Tage ent: 
laffen ; dem verheiratheten Perfonale diefer Kathegorie Fann der bisherige Func— 
tionsgehalt bis zum 30. September 1826 auf Rechnung des aufferordentlichen 
Etats noch fortbezahlt werden, felbes muß dagegen, wenn es nöthig feyn folite, 
bis zu diefem Tage fich für den Öffentlichen Dienft verwenden laffen. 

Hiebei follen jedoch die im $. 155 Unferer Verordnung vom 9, d. M. 
wegen fernerer Verwendnug, Anftellung und Unterftüsung folcher Bunctionäre 
gegebenen Beftimmungen in analoge Anwendung kommen. 

$. 154. Das im $. 7 bezeichnete Perfonate müffen die Präfidenten aus den: 
jenigen Individuen wählen, welche vorläufig nicht in den ordentlichen Status 


w 
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eingereiht werben Eönnen, aber volle Brauchbarkeit beſitzen; fie dürfen über die 
zu diefem Zwede, fo wie über die für den Unterhalt der Kanzlei und der Die: 
nerfchaft ausgeworfene Averfal:Summe nicht eher ganz frei verfügen, als bis 
alles überzählige Perfonale der betreffenden Klaffe in den Status der Kreis: 
Regierungen oder anderer Stellen nad Verhältniß feiner Brauchbarkeit einge 
reiht feyn wird. Für foldhe zu verwendende Individuen haben fie die Ergän- 
zungsgehalte aus den Averfal-Summen zu beftreiten, und an diefen werden ih: 
nen überdieß zum Beſten der Staatsfaffe für jeden noch fernerhin zu verwenden: 
den Secretär, Eoncipiften, Reviſions- oder Regiftraturs:-Be 
amten 350 fl. — für jeden Kanzliften 200 fl. — für jeden Diener und Boten 
150 fl. abgezogen, vielmehr rücbehalten. 

$. 155. Die Special:Liften des im $. 152 bezeichneten Perfonals find Uns 
unmittelbar unter Bemerkung der ualification vorzulegen. 

Wir wollen, daß jede Gelegenheit zur Reactivirung deffelben mittelft Ein- 
weifung in den Status der verfchiedenen Verwaltungsſtellen des Reiches er- 
griffen, und ohne äußerſt dringende Nothwendigkeit, worüber die Gründe aus- 
führlich dargeftellt werden müffen, Beförderungen und neue Anftellungen nicht 
eher in Antrag gebracht werden, als bis alle brauchbaren Quiescenten der be: 
treffenden Kathegorie ftatusmäßig eingereiht feyn werden. 

$. 156. Die Staatsminifter des Innern und der Finanzen find mit dem 
Vollzuge diefer Verordnung beauftragt. 


Ueber Aufnahme von Rathsacceffiften bei den Kreis-Negierungen 
bat die koͤnigliche Kreis-Negierung zu Speier am 28. Februar 
1826 (Int. ©. 289) zwei Verordnungen publicirt, welche unter 
Prüfung mitgetheilt werden. 


9 Landcommiffariate. 


Bei der Rückkehr diefer Deyartemente an Deutfchland, wurs 
den die Präfecturen in Departemental- , die Unterpräfecturen in 
Kreisdirectionen verwandelt; die Departementaldirectionen fpäter 
aber aufgehoben und die Kreisdirectionen Bezirfödirectionen bes 
nannt, aus welchen die Land-Commiffariate hervorgingen , deren 
Wirfungsfreis nun jenen der Unterpräfecten und zum Theil der 
Präfecten umfaßt. Die Verordnung vom 6. Nov. 1817 (Amtsbl. 
1818, ©. 155) gibt ihre Form: 

Seine Fönigliche Majeſtät haben nach Vernehmung Ihres Staatsrathes 
durch alferhöchftes Nefeript vom 6. November 1817 allergnädigft beftimmt, daß 
die Diftricte der bisherigen Bezirks-Directionen mit gänzliher Supprimirung 
diefer Stellen, in zwölf Land: Commiffariate eingetheilt werden follen. 
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Diefe zwölf Land-Commiſſariate find: 
1. Hauptort Speier, mit den Cantonen Speier und Mutterftadt; 
2 » Sranfenthal, mit den Cantonen Frankenthal und Grünftadt ; 
3. » Neuftadt, mit den Cantonen Neuftadt und Dürkheim; 
ii» Landau, mit den Cantonen Landau und Edenkoben ; 
5. » Germersheim, mit den Cantonen Germersheim und Kandel; 
6. ” Bergzabern, mit den Cantonen Bergzabern und Annweiler ; 
7. Zweibrücken, mit den Cantonen Zweibrücken, Blieskaſtel 
und Neuhornbach; 
8. Pirmaſenz, mit den Cantonen Pirmaſenz, Dahn und Wald⸗ 
fiſchbach; 
9. Homburg, mit den Cantonen Homburg, Landſtuhl und 
Waldmohr; 
10. » Kaiferslautern, mit den Gantonen Kaiferslautern, MWinn- 
weiler und Otterberg ; 
11. » Eufel, mit den Gantonen Eufel, Wolfftein und Rautereden ; 
22. » Kirhheim, mit den Gantonen Kirchheim, Obermofchel, 
Rocdenhaufen und Göllheim. 

Auf die Land:Commiffariate wird der ganze Wirkungskreis der bisherigen 
Bezirfs-Directionen übertragen. 

Nah dem Gutachten der Eöniglichen Besierung und des Randrathes haben 
Seine Föniglihe Majeftät befchloffen, daß die Land:Commiffariate aus einem 
Land: Commiffär,, einem Aktuar, zwei Schreibern und einem Boten beftehen 
ſollen. 

Die Gehalte ſind: 

Gulden. 
1. Für den Land-Commiſſär nebft freier Wohnung, welche die Ge— 
meinde des Hauptortes zu ſtellen und zu unterhalten bt . . 
Reiſe⸗Entſchädigungngg. ee 
2. Für den Uctvar . . 
3. Für die Schreiber, welche der Sand: Comniffär feibft zu wäßten hat 
4. Für den Bothen . .» 
5. Für die Büreau-Koften, weiche der Rand: Commiſſar zu beftreiten hat 400 


gagsl 


Eine fpätere Verfügung vom 31. März 1823 (Int. ©. 517) 
überläßt die Wahl des Boten dem Landcommiffär und fegt die 
Vergutung auf 250 fl. feft. 


Wegen den Tagsgebühren Iautet ein Refeript der Kreis⸗Re⸗ 
gierung vom 21. Juli 1822, alfo: 


Unter den 28. v. M. haben Se, königl. Majeftät in Hinficht der Diäten 
und Reifekoften der königl. Landcommiſſäre befchloffen, wie folgt: 
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Den Eönigl. Randeommiffären werden. für aufferordentliche mit ihrem ange- 
wiefenen Gefchäftsfreife nicht zufammenhängende Gefchäfte, wozu fie fpeziell 
committirt werden, innerhalb ihres Amtöbezirkes ſowohl in Amts: ald Par: 
teifachen, mit Einſchlnß der Pferdegelder fünf Gulden; auſſerhalb ihres 
Amtsbezirkes unter der nämlichen Vorausſetzung incl. der Pferdegelder,, 

a. in Amtsfahen ſechs Gulden, und 

b. in Parteifachen fieben Gulden Diäten bewilliget. 

Inden man die Pönigl. Landeommiffäre hievon verftändiget, wird zugleich 
bemerft, daß Diätenerhebungen von Parteien ohne vorgängige Authorifation 
und Revifion der unterzeichneten Stelle auf Feinen Fall Statt finden dürfen. 


Ein anderes Refcript vom 30. October 1821 lautet alfo: 

Vermög alterhöchfter Entfchliefung vom 12. d. M. find den Landeommif:- 
fariats-Actuaren in analoger Anwendung des Diäten-Regulativs für das Land- 
gerichts: Perfonale vom 9. Mai 1809, wenn fie-principaliter ftatt des Landcom: 
miffärs reifen, an Diäten und Pferdegeldern zufammen bemilliget : 

a. innerhalb der Amtsgrenze täglih drei Gulden, und 

b. aufferhalb derfelben täglih fünf Gulden. 

Wornach fi in vorfommenden Fällen Fünftig zu achten iſt. 


Auf den Wirfungsfreis bezieht ſich ſodann die Inftruction vom 
22. März 1826, welche hier folgt: 

Zum Vollzug der hieneben bezeichneten alferhöchften Verordnungen von 17. 
Dezember v. J., mwodurd der Wirfungskreis der Auffern Behörden erweitert 
worden ift, wird verfügt, wie folgt: 


I. Staatsredtlide —— 


» In Hinſicht auf Grenzangelegenheiten und Derhältniffe mit Nachbarftaa: 
ten bleiben die bisherigen DVorfchriften unverändert in Anwendung. 
2) Die Erledigung der Ein und Auswanderungs- und Vermögens-Ex— 
und Fmportationsgegenftände geht unter Vorbehalt des Rekurſes an die 
k. Land-Commiffariate über mit Ausnahme jedoh, - 
a. wenn die einwandernden Individuen der jüdifchen Profeffion angehören, 
B. wenn mit der Einwanderung zugleich um die Ertheilung des Indigenats 
nachgefucht wird, | = 
ec. mein zu einer temporären Auswanderung Heimathsfcheine verlangt 
werden, und 
d. wenn Nuswanderungen nach Staaten gefchehen follen, mit welchen Feine 
Freyzügigkeits-Verträge beftehen, und nicht, wie bei den Auswan— 
derungen nach Frankreich, nach erlaffenen fpeziellen Referipten und in 
Folge der Reziprozität eine Nachfteuer:Erhebung unterbleibt. 
In diefen befondern Fällen müſſen die volftändig inftruirten Gefuche der - 
königl. Regierung zur Beſchlußnahme vorgelegt werden, 
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J 
Bei der Behandlung dieſer Gegenſtände haben die königl. — 
ſariate folgende Grundſäge zu beobachten: 

a. Mit Ausnahme derjenigen Einwanderungen, welche aus Frankreich ge: 
fchehen , muß auf Vorlage eines amtlichen Zeugnifles über die eventpelle 
Entlaffung aus dem bisherigen Unterthans-Verbande beftanden, und der 
Gemeinderath derjenigen Genreinden gehört werden , in welche die Auf: 
nahme ald Bürger nachgefucht wird. 

Bon den Anträgen diefer Behörden kann nur aus triftigen Grün: 
den abgewichen werden. 

b. Die Bewohner der fieben ältern Kreife werden hiebei den Ausländern 
gleich geachtet, nur fällt bei denfelben das Zeugniß über die Entlaffung 
aus dem bisherigen Unterthans-Verbande weg. 

ce. Jedes Auswanderungsgefuh muß durch ein von der competenten aus: 
wärtigen Behörde ausgefertigtes Zeugniß über die Aufnahme des Aug: 
wandernden in den Unterthang:DVerband belegt werden. 

Diefes amtliche Zeugniß bleibt bei den Acten, um nöthigen Falls die 
Zurückſchiebung der mittellos Heimkehrenden zu rechtfertigen. 

Nur bei Yuswanderungen nach Frankreich kann von Beibringung 
ſolcher Zeugniffe wegen der dort hierüber beftehenden befondern gefeglichen 
Vorfchriften Umgang genommen werben. 

d. Die Bekanntmachung der Auswanderung hat vor Ertheilung der Erlaub: 
niß nach Art. I der Verordnung vom 19. Juli 1816 durch das Kreis: 

Intelligenzblatt zu gefchehen. 

e. Wenn in den Freizügigkeits-Verträgen Nachiteuern bedungen find, wie 
3. B. in dem Königreih Sardinien, fo muß das betreffende königl. 
Rentamt von der Auswanderung zeitig in Kenntniß gefest werden. 

£. Freizügigkeits-Verträge beftehen mit den hier nachitehend bezeichneten 
Staaten: 

Mit alten zum deutfchen Bunde gehörigen Staaten (Amtsblatt 1817, 

pag. 410). 

Mit Ehugpeffen (Amtsblatt 1817, pag- 17). 

Mit dem Königreich der Niederlande (Amtsblatt 1818, pag- 289). 

Mit dem Königreiche Preußen (Amtsblatt 1817, pag- 81). 

Mit dem Herzogthum Parma (Amtsblatt 1823, pag- 165). 

Mit dem Kaiferreiche Rußland unter Ausnahme von Polen (Amts- 

blatt 1825, pag- 1). ”) 

Mit dem Königreiche Sardinen (Kreis = Intelligenzblatt 1825, 

pag- 191). 

g- Bei Auswanderungen von Militärs oder Landwehrpflichtigen haben fich 
die Fönigl. Land:Commiffariate insbefondere wegen Bezahlung oder Hin— 
terlegung der Relationsgelder nach den Beftimmungen des Eonfcriptione- | 
gefenes und erfolgten befondern Verordnungen und Verträgen zu achten. 





S. hierüber oben S. 249 u. f. 
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h. Weiber, welche nach 99. 3 und 6 des Edictes vom 26. May 1818 durch 
die Ehe das Indigenat erwerben oder verlieren, bedürfen in diefem 
Falle weder eine befondere Ein= noch Auswanderungs:Erlaubniß. 

i. Um Anftände zu vermeiden, ift in den Ausfertigungen über ertheilte 

- Auswanderungs:Erlaubniffe die Competenz der königl. Land-Eommilja- 
riate biezu, durch Allegirung des $: 23 der allerhöchten Verordnung 
vom 17. Dezember v. 3, zu rechtfertigen. 

k. Ueber alle Aus: und Einwanderungen find fortlaufende Regifter zu füh— 
ren, die den Namen, Geburts: und Aufenthalts-Ort, Stand und Ges 
werb, Familienſtand und Vermögen des Aus: oder Eingewandernden 
bezeichnen. 

Summarifche Auszüge ans diefen Regiftern werben den Jahresberich⸗ 
ten angelegt. 


IL Militärifhe Angelegenheiten. 
Die Behandlungen der militärifchen Angelegenheiten, fo wie 
IH. Der Religions: und Kirchenſachen 


Haben durch die Verordnung v. 17. Dez. v. J. Feine Abänderung erlitten. 
Nur über das Rechnungswefen der Rechnungsftiftungen folgt im VII. Ti⸗ 
tel eine befondere Beſtimmung. 


IV. Erziehung und Unterricht. 

Durch den $. 38 der alferhöchften Verordnung v. 17. Dezember v. J. ift 
den Fönigl. Land-Commiffariaten die unmittelbare Leitung des Volksſchulwe— 
fens neben der Anfficht der Diftricts: und Local-Schul-Commiſſionen überlaſſen. 

Sie haben demnach die Aufficht auf Erhaltung und Verwendung der Local: 
Schulfonde zu führen, die Örtlichen Hülfsmittel für den Unterricht auszumit: 
teln, und das Schulgeld zu reguliren. Auch kömmt ihnen die Auffiht auf die 
Erhaltung der Schul:Localitäten und der Schul:Reguifite und Attribute zu. 

Sie geben ferner die Erlaubniß zur Ertheilung von Privat:Unterricht und 
zur Urternehmung von Privat:Erziehungs= und, Unterrichts:Anftalten nach dem 
im $. 45 der angezogenen alferhöchften Verordnung enthal®hen Bedingungen. 

- Sn allen diefen Fällen wird die unterzeichnete Stelle nur bei vorfommen: 
den Reclamationen in zweiter und letzter *) Inſtanz entfcheiden. 

Die Studien:Anftalt, fo wie das Schulfehrer:Seminarium bleiben, wie 
bisher, unter der unmittelbaren Leitung und Reſpizienz der königl. Regierung. 


V. Medizinalwefen. 


In Hinficht auf die Medizinalpolizei wird den königl. Land-Commiſſariaten 
neben ihrer bisherigen Competenz zugemiefen. 


a. die Aufftellung geprüfter Hebammen mit Berücfichtigung der beſtehen⸗ 
den Diſtriete. 


Die königl. Land-Commiſſariate haben hiebei die betreffenden Ge— 





*) Die legte Inſtanz in Verwaltungsſachen find dad Miniſterium und der Staatdrath, 


\ 
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meinderäthe zu vernehmen und die Verfügungen benehmlich mit den 
Fönigl. Kantonsärzten zu erlaffen. | 

Auf gleihe Weiſe gefchieht die Auswahl der Hebammen-Schülerin⸗ 
nen auf den Vorſchlag der Gemeinderäthe benehmlich mit den Fönigl. 
Kantonsärzten. 

Wo bei Mittelofigfeit der Gemeinden zu diefem Behufe Zufchüffe 
aus dem Kreisfonde erforderlich find, müffen die Verhandlungen, wie 
bisher, der. koͤnigl. Regierung vorgelegt werden. 

Dier Wochen vor dem Abgang der Schülerinnen ift der gewöhnliche 
Unterhaltsbeitrag nebft den Koften für den Apparat, wo diefes erfor: 
derlich ift, anher einzufenden, und dabei der Name, Alter und Geburts: 
ort der Schülerin, fo wie die Gemeinde, für welche fie beftimmt ift, 
anzuzeigen, damit das Directorium der Hebammen-Schule wegen der 
Aufnahme derfelben benachrichtigt werden könne. 

b. Benehmlich mit den königl. Kantonsärzten die Annahme von Thierärzten, 
welche fich durch Zeugniffe der königl. Veterinärfchule zu München ge: 
hörig ausweiſen Fönnen, in den Fällen wo einzelne oder mehrere Ge: 
meinden aus ihren Mitteln folche aufftelfen wollen. 

Bei Erledigung ift mit der Ausfchreibung nach $. 55 der allerhöch— 
ften Verordnung vom 17. Dezember v. 3. zu verfahren. 

Die 12 Thierärzte, welche aus dem Kreisfonde eine ftändige Suſten— 
tation beziehen, werden, wie bisher, unmittelbar von unterzeichneter 
Stelle befannt. 

e. Die Zulaffung geprüfter Werzte zur ärztlichen Praris, in fo ferne fie 
die erfte oder zweite Note der Befähigung erhielten, mit der Oblie: 
genheit, von folchen Verfügungen jedesmal die Anzeige zu erftatten, und 
gleichzeitig den vom Fönigl. Land:Commiffariate beglaubigten Matrikel 
Auszug in duplo vorzulegen. 

In alfen übigen Gegenftänden der Medizinalpolizei, namentlich in 
Hinfiht der Polizei der Apotheken, verbleibt es bei den bisherigen Be— 
finmungen. 


VL Allgemeine Randbespolizei. 


Die beftehenden Eompetenz.Berhältniffe in Handhabung der Landespolizei 
erleiden im Allgemeinen Peine Abänderung. 
Jedoch haben die königl. Rand:Commiffariate 
a. tiber Handhabung der geſetzlich beftehenden Bauvorfchriften,, 
b. über Eoncurrenzen zu Erbauung und Erhaltung von Vizinal- und Ver: 
bindungsftraßen, und 
e. über die Benusung Öffentlicher Gewäſſer, welche nicht als Floßbäche qua— 
Kifizirt find, und über Mühlftreitigkeiten, 
in erfter Inſtanz zu erkennen, in fo ferne folhe Gegenftände nach den beftehen: 
den Geſetzen nicht zu der Competenz der Gerichte geeignet find. 
Auch bleibe den königl. Land:Commiffariaten die Aufſtellung der Kantonsbo: 
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ten auf Wohlverhaften, fo wie ihre Entfernung, wenn gegründete Beſchwerden 
vorfommen, überlaifen, ohne daß jedoch, ohne höhere Genehmigung, an den 
gegenwärtigen Bezügen derfelben, oder an den requlirten Botengrenzen umd 
Influenzen eine Abänderung verfügt werden könnte. 


VI Communal: und GStiftungs: Angelegenheiten. 
1) Büdgets und Rechnung 


b. 


der ſämmtlichen noch beftehenden proteftantifchen und katholiſchen 
Kirchenfchaffnereien, 
des MWaifenhaufes zu Homburg, 


e. der in einigen Land-Commiſſariaten noch vorhandenen Reſerve⸗Unter⸗ 


d. 


ſtützungsfonde, 
der Gemeinden 
Annweiler, Bellheim, Dürkheim, Frankenthal, 
Grünſtadt, Haßloch, Kaiſersldutern, Lambsheim, 
Landau, Mutterſtadt, Neuſtadt, Speier, Zwei: 
brücken, Germersheim, Lingenfeld, Rülzheim, 
Herxheim bei Landau, Iggelheim, Maudach, Kirch— 
heimbolanden, Herzenheim, Lachen md Speier 
dorf, Wattenheim und Willgartswieſen, 
nebſt den Büdgets und Rechnungen der in dieſen Gemeinden befind: 
lichen Kultus: und Wohlthätigkeits-Stiftungen, werden, wie bisher, 
unmittelbar von der Fönigl. Regierung, die Büdgets und Rechnungen 
alter übrigen Gemeinden und der darin befindlichen, hier oben nicht 
genannten Kultus= und MWohlthätigfeits:-Stiftungen von den königl. 
Land:Commiffariaten abgefchloffen, und die Duplicate der abgefchloffer 
nen Rechnungen und Büdgets, und zwar lestere ohne die Berathſchla— 
gungsprotscolle, in den durch die Verfügung vom 25. November v. 9. 
CIntelligenzblatt pag. 1257) neuerlich befaunt gemachten Terminen 
anher vorgelent. 

Nach diefer Beſtimmung find die bisher eingefendeten und in 
Zukunft von den königl. Land:Commiffariaten abzufchließenden Rech: 
nungen pro 1825 und die Büdgetd pro 1827 zu behandeln. 

Gegen die Büdgetsabfchlüffe ftehr den Gemeinden, gegen die Red) 
nungsabfchlüffe den Gemeinden und Rechnern das Recht der Ber 
fung zu. 


2) In den Büdgetsabfchlüffen Fönnen die königl. Land-Commiſſariate Feine 
ftändige Laften, Feine Befoldungen und Remuerationen , Feine Der: 
änderungen in der ftändigen Zulage zu den Pfatrergehalten, und feine 
Ausgabe für die Gebäude, oder die Regie der Land-Commiſſariate, Feine 
außerordentliche Umlage autporifsen ohne vorgängige Genehmigung der 
Fönigl. Regierung. 


Dierunter find jedoch die gewöhntichen Reparaturen jener Gebäude, 


dann die Bezüge der Hirten und Feldſchützen 2c. nicht begriffen. 


Zweiter ubſcn. — Verfaſſungsm. Beftandtheile des Staates. 369. 


Ueber die Bezlige der Hebammen und der Waldſchützen beftehen be: 
ſondere Verfügungen. Da 

3) Unter genauer Beobachtung der beftehenden DBorfchriften über die Um— 

lagen und den Fuß derfelben, erklären die königl. Land-Commiffariate die 

Hebregifter nach gefchehener Revifion derfelben und mit fpezieller Allega⸗ 

“ tion der authorifirenden Regierungs:Entfchließung executoriſch. Ein Ge: 
neral:Ctat der Statt gehabten Umfagen nach Gemeinden niit Bezeichnung 
der erhobenen Summe, des Zwecks, des Steuerkapitals und des Ders 
theilungsfußes ift nach dem Ablauf jeden Jahrs vorzulegen. 

4) Diet, Land: Conmiffariate genehmigen auf den Antrag der Gemeinderäthe, 

Sabrifräthe, Spital:Fnfpizien und Wohlthätigkeits⸗Commiſſion 

a. die Niederſchlagung ungiebiger Poften und uneinbringlicher Ausftände, 

10 diefe nicht durch Verſchulden des Rechners veranlaßt find ; 

b. die Geftattung mäßiger Friſten für Gemeinde: und Stiftungsfchuldner, 
wo Peine Gefährde zu beforgen ift ; 

©. bie Anträge auf Pachtnachläffe wegen Elementar⸗Ereigniſſen, wenn jene 

nicht den vierten Theil des Pachtes überfleigen; _ 

d. *) den Ankauf und die Veräufferung von Mobiliargegenftänden, deren 
Werth nach den Voranſchlägen und Schägungen nicht fünf hundert 
Gulden überfteigt. 

Diefe Verfügung erſtreckt ſich auf ſolche Mobiliargegenftände, die, 
wie Uhren, Gloden, Kirchenftühle Io, nach ihrer Beftimmung als Im⸗ 
mobiliargegenftände zu betrachten find, 

Wo bei Beurtheilung folher Geräthfchaften techniſche Prüfung erfor: 
derlich iſt, haben die Pönigl. Land-Commiſſariate vor der Genehmigung 
der Accorde und Verfteigerungen dag Gutachten der Diſtricts-Baubeam 

ten zu vernehmen, EIER 

e. Die Aufnahme von Pfründern in Local: Wohthätigkeits-Anftalten, in 
fo ferne diefe Aufnahme nicht mit onerofen [läfligen] Bedingungen für 
den einen oder andern Theil verbunden find, | 
Alte diefe Befugniffe werden von den königl. Land⸗Commiſſariaten, mit 

Ausnahme der Domfabrik zu Speier, auch in der Verwaltung derjenigen 

Gemeinden und ihrer Kultus- und Wohlthätigkeits:Stiftungen geübt, 

deren Büdgets und Rechnungen von der Pönigl, Regierung abgefchloffen 
werden. 

Dabei wird jedoch vorausgeſetzt, daß durch die Verfügungen der königl. 
Land:Commiffariat? in den genehmigten Büdgetd-Pofitionen nichts alte: 
rirt [verändert] r erde, 

: 5) Die Veräußerung des Gabholzes in dem. Falle der Ungufänalichfeit der 


— — 








”) Aa d. (In Gemaßheit eines Negierumgs-Refrripts vom 30. Mär; 1826, N. cxp. 8554, 
wird bier bemerft: 


daß die Veräufferungen bon Erträgniffen der Gemeindegüter und? Weldungen ‚ wie biöher, 


ohne Beſchtänkung von den königl. Land/Cemmiſſatiaten aenel migt werden) 
Dr. Siebenplfeiffera 24 
Dandduch der Verfafung a. — 
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Gemeinde-Einfünfte kann von den königl. Land-Commiſſariaten auf dem 
Antrag der Gemeinderäthe verfügt werden. ' 

6) Die Bermarkungskoften werden von den königl. Land-Commiſſariaten 
nach den bereits erlaffenen Vorſchriften regulirt, und die deßhalb erfor: 
derlichen Umlagen ohne vorgängige Genehmigung erecutorifch erklärt. 

"In alfen übrigen, in gegenwärtiger Verfügung nicht berührten, Gegenftän- 
den bleibt die bisherige Eompetenz und der bisherige Gefchäftsgang unveräns 
dert beibehalten. 

Indem die unterzeichnete Stelle durch die gegenwärtige Verfügung dem 
Wirkungskreis der königl. Land-Commiſſariate in Conformität der alferhöchften 
Verordnung vom 17. Dezember v. J. erweitert hat, darf fie erwarten, daß dies 
ferben ſich eifrigft beftreben werden, den gefteigerten Aufforderungen des öffent: 
lichen Dienftes zu entfprechen, und dadurch das in fie geſetzte Vertrauen zu recht: 
fertigen. 

Schließlich wird den Fönigl. Land:Commiffariaten noch bemerkt, daß in Zu: 
kunft die Berichte an nntergeichneter Stelle auf allen Seiten halbbrüchig gefchrie: 
ben.vorzulegen ſeyen. 





10. Baubehörden des Kreifes. 

Mit Umgehung der franzöfifhen Beftimmungen hierüber, welche 
durch die neue Ordnung befeitigt find, bemerfen wir, daß durch 
koͤnigl. Nefeript vom 17. April 1818 Bauinſpectionsbezirke, 
und durch Fönigl. Refeript vom 11. November 1818 die Gonducs 
teursbezirfe beftimmt worden waren; daß aber die jetzige Anftalt 
und Wirkungsfreis ber Banbehörden auf folgenden Verfügungen 
beftehen : 

Koͤnigl. Verordnung vom 26. Dezember 1826 (Amtsbl. ©. 197.) 

. Wir haben Uns in ben Verordnungen vom 9. und 17.d. M. vorbehalten, 
wegen der dem Minifterium bes Innern beizugebenden Bautechnifer und wegen 


Reitung des geſammten Baumefens Kefondere Verfügungen zu erlaffen. Zu die: 
fem Behufe verordnen Wir nach Vernehmung des Staatsraths, wie folgt: 


l.. 


Behandlung des Baumwefens bei dem Minifterium. 
a. Formation einer Minifterial- Section. 


$. 1. Bei dem Staats-Miniſterium des Innern wird eine eigene Section 
des Bauweſens gebildet. 

6.2. Das bisher beftandene. Minifterial-Bau:Bürean und das Ober: Bau= 
Commiffariat des Innern werden dagegen aufgehoben. 

5.3. Diefe Section bildet. fid) 

a. aus einem Miuiſterialrathe als Vorftand ’ 


% 
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b. den Hof: Ban:ntendanten, 

e. zwei Ober:Bauräthen, 

d. einem Architecten mit dem Range eined Kreis-Bauraths, imfo ferne Wir 
demfelben Feinen höhern Rang verleihen, 

e. einem Ober:Ingenieur in dem nämlihen Rang: Berhältniffe. 

$. 4. Uebrigens erhält die Section einen Secretär, drei Zeichner und ei: 
nen Kanzliften. 

$.5. Die in dem $. 3, lit. e, d und e bemerkten Techniker und den Se: 
eretär, werden Wir dermal aus dem Perfonal des Minifterial-:Bau:Büreau er: 
wählen ; die Ober-Bau:Räthe werden Wir in Zukunft aus denjenigen Bau— 
Räthen und Genie-Offigieren erwählen, welche ſich durch höhere wilfenfchaftliche 
Bildung , durch die Leitung und Führung großer Bauten und durch wirthichaft: 
liche Behandlung des ihnen anvertrauten Bauweſens auszeichneten, 

Auf gleiche Weife werden Wir die Stelle eines Architecten und des Ober: 
Angenieurs nur folhen Individuen anvertrauen, welche mit einer höhern wif: 
fenfchaftlihen Bildung gründliche praftifche Kenntniſſe verbinden, von jener bei 
einer frengen Prüfung, von diefer aber durch die felbftftändige Leitung einiger 
größeren Bauten volle Beweife gegeben haben. 

Der Secretär diefer Stelle wird in Zufunft aus der Reihe jener Indivi— 
duen ermwählt, welche dad Kameralfach auf einer Univerfität abfolvirt und im 
äuffern Dienfte der Verwaltung des Innern oder der Finanzen eine Stelle be: 
reits in definitiver Eigenſchaft begleitet haben. 

$. 6. Die Zeichner werden nicht befonders angeftellt ; dermal werden hiezu 
diejenigen Individuen verwendet, welche diefe Dienfte bisher bei dem Miniſte— 
rial:Bau:Büreau und dem Ober: Bau:Commiffariat verfehen, und förmliche An: 
ſtellungs-Decrete befisen. In Zukunft wird fie der Vorſtand der Minifterial- 
Section, nachdem er darüber das Gutachten der Sectiong-Mitglieder vernom: 
men haben wird, aus der Neihe der geprüften Practikanten aufftellen und aus 
der Averfal-Summe remuneriren, welhe Wir zu dieſem Behufe etatsmäßig 
feftfeben werden. 

In Hinficht des Kanzliften treten die in der Verordnung vom 9. d. M. we: 
gen den bei den Minifterien beftehenden Kanzliften erlaffenen Beftimmungen in 
analoge Anwendung. 

$. 7. Die -Befoldungen des Perfonals bleiben vor der Hand unverändert, 
eben fo die Uniformen. 

6.8. Die Ernennungen werden nachfolgen. 


b Wirkungskreis. 


6. 9. Der Wirkungskreis dieſer Miniſterial-Section umfaßt die oberſte 
Leitung des geſammten Bauweſens des Staats (jedoch mit Ausnahme der Mi: 
Kitär:Bauten ,) der Stiftungen und Gemeinden, und die Gegenftände der Bau: 
Polizei. 

$. 10. In allen diefen Gegenftänden ift die Section jedoch in der Regel 
nur eine inftruirende ımd berathende Stelle, welche das Refultat ihrer Bera- 
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thungen dem Minifterium des Innern zur Enticheidung vorzulegen hat, wen 
der Gegenftand hiezu bereits genügend vorbereitet iſt; im entgegengefesten Falle 
leitet fie die Vervollftändigung der Inſtruction ein und referibirt an die Äußeren 
Stellen zu diefem Behufe aus eigener Competenz. 

Eine Entjcheidung kömmt der Section nur im jenen Fällen zu, welche diefe 
Verordnung befonders bezeichnet. 

In Hinfiht der Salinen: Bauten bleibt die Entfcheidung dem Minifterium 
der Finanzen vorbehalten; die Artund Weiſe, wie die- hierauf Bezug habenden 
Gegenftände an die Section gebracht, und dem obengenannten Minifterium 
nach geichehener Bearbeitung vorgelegt werden follen, wird durch die Miniſte— 
rien des Innern und der Finanzen im gemeinfchaftlichen Benehmen feftgefegt 
werden. 

$. 11. Die vorzüglichfte Obliegenheit der Section befteht in der Prüfung 
der von den Gentral:Stellen und Kreis-Regierungen angefertigten Jahres-Etats 
über die aus Staats: und KreissMitteln zu beftreitenden Straßen:, Brücken, 
Warfer : und Land-Bauten ; der technischen Superrevifion der in diefer Bezie: 
hung von den äußeren Behörden angefertigten Bauplane und Ueberfchläge; der 
Derbefferung oder Umänderung derfelben; der Richtigftellung der Etats inner: 
halb der Grenzen der von Uns im Allgemeinen oder Befonderen feitgefesten Auf: 
wands-Summen, und der Sorge, daß die auf diefe Weife geprüften und richtig 
geſtellten Etats und Plane nach den von Uns oder Unferem Minifterium hier: 
fiber zu erholenden befonderen Entfcheidungen und Beftimmungen realifirt werden. 

$. 12. Aufragen der äußern Stellen und Behörden über die Art der Aus: 
führung der von dem Minifterium genehmigten Plane und Etats befcheider die 
Gection aus eigener Competenz, in fo ferne nicht hiedurch die für einen Neubau 
genehmigte Aufwands-Summe überfchritten, oder der Bau-Plan in feiner We: 
fenheit abgeändert wird, : 

$. 13., Eben fo wird der Section die Befuguniß ertheilt, nach Vernehmung 
der äußeren Behörden die an einem Bau:Gegenftande gemachten Erfparungen 
auf andere Bauten des betreffenden Kreifes oder der einfchlägigen Gentral:Ad: 
miniftration übertragen zu laffen, wenn diefe Erfparungen unbefchader der So: 
Iidirät der Bauten herbeigeführt wurden, und nicht über 10 Procent der ur: 
fprünglich feftgefenten Bau-Summen betragen. Zur Transferirung höherer Er: 
fparungen oder zur Webertragung von einem Kreis auf den andern ift die befon: 
dere Genehmigung des Minifteriums erforderlich. 


$. 14. Den Vollzug der angeordneten Bauten bewacht bie Section theild 
mittelbar durch die den Kreis:Regierungen zugetheilten Techniker, theils ummit: 
telbar durch Abordnung der Oberbauräthe und anderer Mitglieder der Section. 

$. 15. Ueber wichtige Bauten wird fich die Section periodifch ordentliche 
Vollzugsberichte erftatten laffen,, deren Zahl und Ausdehnung jedoch nur auf das 
Unentbehrlichſte befchränft werden ſoll. 


$. 16. Die unmittelbare Bewachung des Vollzuges ſoll in der Regel den 
Oberbauräthen Übertragen werden; jedoch kann der Architekt, fo wie der Ober: 
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ingenieur, jährtich in einen Kreis abgefendet werden, und insbefondere fol je: 
ner jeden beträchtlichen Eivil-Neuban infpiciren. 

$. 17. Die infpieirenden Oberbanräthe haben jederzeit die wichtigften Neu— 
bauten und die bedeutendften Reparaturen in Angenfchein zu nehmen, ſich zu 
überzeugen, ob die angeordneten Bauten den allerhöchſten Beſtimmungen ges 
mäß und mit entfprechender Wirthfchaftlichfeit ausgeführt wurden, und über die 
hierüber geftelften Rechnungen die technifhe Euperrevifion vorzunehmen, in fo 
ferne diefe der Minifter des Innern befonders anordnen wird, 

Zur Vermeidung von Mifverftändniffen wird hiemit ausdrücklich bemerkt, 
daf wegen diefer technifchen Superrevifion weder der Definitivbefchluß über die 
Baurechnungen noch die Abfolutorien für die Kaffa-Beamten rücbehalten were 
den dürfen, und daß diefelbe nur auf die Derantwortlichfeit der Behörden, 
welche die Anmeifungen gemacht und die Bauten geführt haben, Bezug haben 
kann. 

Eben fo liegt es in ihren Pflichten, die bedeutenditen Bauten, welche für 
das folgende Jahr beantragt werden, an Ort und Stelle zu beſehen, die Lo: 
cal:Baubeamten auf die im den Planen und Ueberfchlägen entdeckten Gebrechen 
aufmerffam zu machen, und alle jene Notizen einzuholen, welche erforderlich 
find , um die Prüfung der Etats mit Umficht und genauer Sachkenntniß vornehe 
men zu Pönmen. 

$.18. Die Bezirfe, welche die Diitglieder der Section jährlich zu inſpici⸗ 
ren haben, beftimmt auf den Antrag des diefelbe dirigirenden Minifterialrathes 
der Minifter des Innern; diefe Bezirke find jedoch jederzeit in der Art abzutheis 
len, daß jeder der Hauptflüffe des Reiches, insbefondere die Donau, der Rhein, 
der Main, der Inn ımd die far, nach feiner ganzen Ränge von dem nämlichen 
Oberbaurathe infpicirt werde, 

$. 19. Zur. befonderen Pflicht mahen Wir es biefer Minifterial-Section, 
über diefe und andere bedeutende Flüſſe Unferes Reiches ordentliche Flußkar— 
ten und Rectificationg: Plane herzuftellen, und zu diefem Behufe mit dem topo— 
graphifchen Bürean und der Steuer:Katafter:Commiffion in das geeionete Be: 
nehmen zu treten, 

$. 20. Die Evidenzhaltung der Bau-Etats gehört zu den befondern Pflich- 
ten der Section, und insbefondere zu den Obliegenheiten des Vorſtandes, wel: 
cher zu forgen hat, daß alle Genehmigungen oder Veränderungen genau vorge: 
merft und mit diefen die von den Eentral:Stellen und Kreis:Regierungen an das 
Minifterium über die Realifirung der Etats des Innern periodifc, einzufenden- 
den Ueberfichten gehörig verglichen werden. 

$. 21. Der Bervollftändigung des Bau:Katafters und der Confervation der 
Banplane, Fluß- und Straßen:Karten hat die Section unter Verantwortlich: 
keit die größte Sorgfalt zu widmen. 

$. 22. Die Minifterial:Section prüft die Plane und Ueberjchläge jener Ges 
meinde: und Stiftungs:- Neubauten, welche einen Aufwand von 20,000 Gulden 
und mehr erfordern, und fest unter Vorbehalt der Genehmigung Unferes 
Minifters des Innern den Koſtenpunkt feſt. Das Nämliche findet Statt in 
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Bezug anf Neubauten und Reparaturen derjenigen Stiftungen, deren Verwal⸗ 
tung unmittelbar unter dem Minifterium des Innern fteht. Diefe Bauten wer: 
den ebenfalls von denjenigen Sections: Mitgliedern infpicirt „welche in die Be 
zirfe abgefendet werden, wo die Bau:Gegenftände liegen. 

$. 23. Diefelbe hat alle zu Bauräthen, Inſpektoren, Ingenieur und Eon: 
ducteurs adfpirirenden, fo wie diejenigen Individuen zu prüfen, welche in den 
Städten erfter Klaffe ald Baumeifter oder Maurermeifter fich niederlaffen wol: 
Ien ; fie hat zu diefem Behufe alle Jahre wenigftens eine Prüfungs-Verhand— 
fung vorzunehmen und den Termin hiezu durch das Regierungsblatt und 
durch die Kreis:ntelligenzblätter befannt zu machen. Die Zeugniffe ſtellt fie 
aus eigener Competenz aus, muß jedoch die Prüfungs:Refultate dem Miniſter 
des Innern anzeigen. 

$. 24. Ueber die im Staats-Bauweſen angeſtellten Beamten uud Diener 
bat diefelbe ein ordentliches Vormerfungsbuch zu führen. 

$. 35. Diefe Minifterial:Section hat die erforderlichen Inftructionen für 
Das gefammte Bau: Perfonal zu entwerfen. 

$. %6. Eben fo hat diefelbe die Entwürfe der nöthigen Verordnungen i in 
Bau: Polizei:Gegenftänden zu verfaffen, und Wir machen es: derfelben zur vor: 
züglichen Pflicht, die beftehenden Bau-Polizei:Ordinungen unverzüglich in Nevis 
ſion zu nehmen, und eine wohlbemeffene die Verhältniſſe der verfchiedenen Ge 
genden des Reichs umfichtig erlaffende Eivil-Bau-Ordnung zu entwerfen umd zur 
Vorlage zu bringen. 

$. 27. In ſolchen Polizei:Gegenftänden , welche zu dem Miniſterium reffors 
tiren, leitet die Section die hiezu erforderliche Inftruction ein, und entwirft 
nah Vervollſtändigung derfelben die den Geſetzen und Verordnungen entfpres 
chende Entfchließung , welche jedoch der Genehmigung des Miniſters des. Imnern 
oder den von ihm nothwendig erachteten Abänderungen unterliegt. 


ce. Gefhäftsgang. 

5.233. In allen zu diefer Minifterial:Section reffortirenden Gegenftänden 
werden die Berichte der Stellen und Behörden, fo wie die Vorftellungen der 
Parteien in der allgemein vorgefchriebenen Form an das Staatsminifterium des 
Snmern gerichtet, jedoch muß der Beifab gemacht werden: 

»zur Section ded Baumefens.« 

$. 29. Alle einlaufenden Gegenftände werden dem Stestiminifer ! des Ju⸗ 
nern vorgelegt, und nachdem durch das General-Sefretariat die Zeit der Eins 
gabe auf dem Einlaufe bemerkt worden, an den Sections: Vorftand abgegeben; 
diefer forgt fodann für die richtige Eintragung in das von dem Sekretär zu 
führende Gefchäfts:Fournal der Stelle und für die Vertheilung des Einlaufes 
an die Räthe. 

$. 50. Die Gefchäfts:Repartition ift ganz dem Vorſtande überlaffen, wel: 
cher jedoch ſelbſt eine Gefchäfts:Sparte, und zwar insbefonders dasjenige zu be: 
arbeiten hat, was auf die Pecunials-Etats, auf die ——— und Buch⸗ 
haltung, ſo wie auf das rein Polizeiliche ſich bezieht. 
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Dem Ober:Ingenienr ift vorzüglich die Eonfervation des Katafterd, ber 
Plane und Karten, der Bücher, Inftrumente und Mafchinen zu übertragen. 

Dem Hofbau:Intendanten find vorzüglich die Gegenftände der Gemeinde: 
und Stiftungs:Civil-:Bauten und jene der Eivil-Bau-Polizei zu übertragen. 
S. 31. Der Gefhäftsgang der Section ift in der Regel collegial; — nur 
einfache Berichts:Abforderungen, Mahnbefehle, Signate zur Reviflon oder Re: 
giftratur, bloße Sammlungen und Zufammenftellungen und andere Pleine Ge: 
genftände, bei welchen von einer fürmlichen Berathung Peine Rede feyn Fann , 
dürfen im Büreauwege behandelt werden. 

$. 52. Bei den Sitzungen führt der Vorſtand den Vorſitz; die Sections: 
glieder reihen fich nad) ihrem Range, bei gleichem Range nach dem Dienftalter; 
der Vorftand hält die Umfrage und fpricht die Befchlüffe nach der Mehrheit der 
Stimmen aus; die Abftimmungen gefchehen nach der Reihe der Pläge; der 
Vorſtand gibt feine Stimme zulebt. 

In Gegenftänden, welche die Bauten des Hofes hetreffen, kann der Hof: 
bau⸗Intendant wohl feine Erinnerung mündlich oder fchriftlich abgeben, muß 
aber abtreten, ehe der Referent reaffumirt und der Vorſtand die Umfrage be: 
ginnt. 

$. 33. Dem Minifter des Innern bleibt ed vorbehalten, dieſen Stihungen, 
deren in jeder Woche zwei gehalten werden folien, beizumohnen, und bdenfelben 
in diefem Falle einige nicht zur Section gehörige Minifterialräthe ober Bau: 
techniker beizuordnen. 

Eben fo bleibt es demfelben vorbehalten, den-Worftand oder die einzelnen 
®lieder der Section, fo oft er es für nothmwendig hält, zu fich zu rufen. 
5.34. Ueber alle Situngen werden von dem Secretär befondere Protokolle 
geführt ,. in welchen bei wichtigen Gegenftänden die einzelnen Abftimmungen be 
merft werben follen. 

$. 35. Die nach den Befchlüffen entworfenen und von dem NWorftande re: 
vidirten Auffäge find, wenn der Gegenftand zur endlichen Entfcheidung reif iſt, 
dem Minifter des Innern zum Expediatur vorzulegen; die Ausfertigungen were 
den in diefen Fällen, in fo fern Wir fie nicht eigenhändig unterzeichnen, durch 
den Miniſter unterfchrieben, und von dem General:Secretär ded Miniftersums 
contrafignirt , die Erpedition beforgt jedoch der Secretär der &ection unter 
Beifügung der betreffenden Journal-Nummern. 

$. 36. Die Auffäse, welche blos die Einleitung oder Vervollſtändigung 
der Inftruction eines Gegenftandes bezielen, erhalten dad Expediatur von dem 
Vorſtande der Section, welcher in diefem Falle die Ausfertigungen unterzeichnet. 

$. 37. Diefe gefchehen in der Form der Minifterial:Referipte , jedoch un: 
ter der Schluß:Formel: 

»aus alferhöchfter Vollmacht« 
»die Minifterial-Section des Baumefens.« 

$. 38. Die Alten diefer Section werden in der Minifterial:Regiftratur 

reponirt, und hiebei ganz wie die übrigen Akten des Diinifteriums behandelt ; 
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zur Aufbewahrung der Plane und Eharten iſt jedoch ein beſonderes hiezu geeig⸗ 
netes Local auszuwählen. 

$. 69. Die im $. 128 Unferer Verordnung vom 9. d. M. ertheilten Bor: 
fhriften hat dag gefammte Perfonale diefer Minifterial:Section genau zu bep: 
bachten, und es iſt gegen diejenigen, welche diefen Vorfchriften entgegenhandeln, 
auf die in dem oben allegirten $. angeordnete Weiſe zu verfahren. 

$. 40, Im Allgemeinen — in fo ferne über die Gefchäftsbehandlung noch 
ein Anftand fich ergeben Fönnte, ift der Gefichtspunft im Auge zu behalten, daß 
die hiemit angeordnete Minifterial:Section nicht eine für ſich beſtehende eigene 
Stelle, fondern eine zwar abgefonderte, aber mit dem Minifterium des Innern 
‚in inniger Verbindung bleibende Ubtheilung deffelben ift. 

$. 41. Die Kopial:Gefchäfte werden in der Kanzlei des Prinifteriums bez 
forgt, aus deſſen Regie-Marimum auch die Büreaubedürfniffe und die Koften 
für die Botendienfte beftritten werden müffen, 


I, 
Behandlung des Baumefens bei den Kreis-Behörden. 


Dezeihnung ber Behörden und Deren Sormation. 


$. 42. Unter dem Staatsminifterium des Innern beforgen die Kreis⸗Re⸗ 
gierungen, Kammern des Innern, die obere Leitung des ganzen Bauweſens in 
den Kreiſen; ausgenommen hievon ſind die Militär- und die Salinenbauten, 
dann die Hofbauten der Reſidenz, welche wie une von der Hofbau⸗ Intendanz 
geleitet werden. 

$.45. Jeder Kreis-Regierung wird zu biefem Behufe ein Kreis:Baurath 
für die technifche Oberleitung der Waſſer-, Brüden:, Straßen: und Landbau⸗ 
ten beigegeben. 

Die unmittelbare Leitung und Führung der Staatsbanten des Kreifeg 
fteht diefem Rathe in Feinem alle zu, 

$. 44. Sur Aufnahme von geometrifchen und hydrometrifchen Bermeifun: 
gen, zur Aufnahme und Kopirung von Planen, zur Beihülfe in der technifchen. 
Prüfung der Weberfchläge und Rechnungen, zu Rectificirung und Umarbeitungen 
der verfchiedenen, von den Äufferen Beamten angefertigten Bau:Projefte wer: 
den jeder Kreis:Regierung auch noch zwei Ingenieurs zweiter Klaffe zugetheilt. 

Aufferdem überlaiien Wir es den Kreis-Banräthen, unter Genehmigung 
der Regierumgs-Präfidenten einen oder nach Wichtigkeit der Bangefchäfte eines 
Kreifes zwei fachverftändige Gehülfen aus der Reihe der geprüften Bau:Praf: 
tifanten auszuwählen, nnd gegen eine mäßige Remuneration auf Ruf und Wi: 
derruf aufzunehmen; die hiefür verwendbare Summe werden Wir etatsmäßig 
feſtſetzen. 

$. 45. Die unmittelbare Leitung und Zührung der Bauten ift unter den 
Kreis:Regierungen den Ingenieurs erfter. Klaffe übertragen; einem jeden der: 
felben wird ein beftimmter Bezirk zugewiefen, und ‚zwar vorläufig bis auf weis 
tere Anordnung einer ber bisherigen Inſpections-Bezirke. 
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$. 46. Den Ingenienrs erfter Kiaffe wird dort, wo es nöthig ift, ein, 
oder wenn die bisherigen Weg: und Werfmeifter entfernt ſeyn werden, auch 
mehrere Condukteurs beigegeben werden. 

6.47. Die Anftellung ftabiler Auffeher, Wegmeifter und Werfmeifter: ſoll 
durchaus nicht mehr Statt finden; ſtatt derſelben werden Wir an jenen Orten, 
bei welchen fich bedeutende Waſſer-, Brücken- und Straßen-Bauten befinden, 
gut ‚unterrichtete Condukteurs aufftellen; an anderen minder wichtigen Orten 
fol die Aufficht nach Thunlichkeit den Poftmeiftern, Schupförftern u. f. w. über: 
tragen, und bei der Ausführung der Bauten felbft die in der Gegend anfäßigen 
Bau, Maurer: und Zimmermeifter verwendet werden, 

$. 48. Noch weniger haben Fünftig ftabile Wegmacher zu beftehen; ihre 
Arbeiten follen, wo möglich, in Accord gegeben oder gegen Taglohn verrichtet 
werden. 

$. 49. Zu Kreis:Bauräthen werden Wir jene Ingenieurs erfter Klaffe 
oder Genie:Offiziere befördern, welche eine ftreng wiffenfchaftliche Ausbildung 
erhielten, und fowohl hierüber, als über ihre volle Brauchbarkeit im prafti= 
fhen Baumefen bei Leitung wichtiger Bauten ſich ausgezeichnet, und in ihrer 
übrigen Dienftverrichtungen Eifer, Ordnung und eine wohlbemeffene Sparfam: 
Feit bei Verwendung der Öffentlichen Fonds an den Tag gelegt haben. 

Wir werden insbefondere hiebei denjenigen den Vorzug geben, welche in 
beiden bisher getrennt beftandenen Fächern der Straßen:, Brücken- und Waf: 
ferbankunft und der Eivilbaufunft praktifche Kenntniffe fich erworben. 

$. 50. Die Ingenieurs erfter nnd zweiter Klaffe müſſen in Zufunft vor ih: 
rer Anftelung Proben ihrer gründlichen wiffenfchaftlihen und praftifchen Aus: 
bildung in diefen beiden Fächern der Baukunde geben. 

Bei den erften Nominationen werden Wir jedoch darauf Rücdficht nehmen , 
daß jeder Kreis-Regierung ein Ingenieur beigegeben werde, welcher bisher ald 
Landbaumeifter functionirte, oder auf andere Weife feine volle Vertrautheit mit 
der Civilbaukunde bewährte. 

$. 51. Die Eonduftenre müffen, wenn fie nicht eine rein wiſſenſchaftliche 
Ausbildung beſihen, doch wenigftens dargethan haben, daß fie in einer polytech: 
nifhen Schule den ganzen Lehrcurs zur vollen Zufriedenheit der Vorſtände ab: 
ſolvirt, oder auf andere Weife die zum Webertritte von der dritten zur vierten 
Gymnaſial-Klaſſe erforderlihen Kenntniffe fih erworben haben, und aufferdem 
mefien, in Plan legen, und Handriffe zeichnen Fönnen, auch die gewöhnlichen 
Bortheile der Steinhauer, Maurer: und Zimmermaunskunſt prakftifch Fennen 
lernen. 

Bei Befebung der Eondukteurftellen und der allenfalls noch nothwendigen 
Werfmeifter:Stellen ift bei gleicher Qualification vorzülicher Bedacht auf dieje— 
nigen Individuen zu nehmen, welche in den technifhen Kompagnien unferer 
Armee mit Auszeichnung gedient, und Beweiſe ihrer vollen Brauchbarfeit in 
der eben bezeichneten Weife gegeben haben. 

$. 52. Die Ernennung der bei den Regierungen anzuftellenden Bauräthe 
und ngenieurs werben Wir nachfolgen Yaffenz; die dermaligen Bau-Inſpekto— 
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ren bleiben, in fo ferne Wir für einzelne Bezirke nicht beſondere Beſtim⸗ 
mungen erlaffen, auf ihren Stelfen, und nehmen den Titel von »Ingenieurs« an. 

Die dermal bei dem Bauweſen angeftellten Beamten und Diener bleiben in 
dem Zortbezug ihrer Befoldungen und Emolumente ; jene der Nenanzuftellenden 
werden Wir befonders beftimmen. 


b. Wirkungsfreis, 


$. 55. Der Wirkungskreis der Kreis-Regierungen in diefer Beziehung 
bleibt im Wefentlichen unverändert. 

$. 54. Die wichtigfte Obliegenheit der Kreis-Regierungen befteht in der 
Prüfung der Elementar-Bau:Ueberfchläge, in der Aufftellung der jährlichen 
Kreis:Bau:Etatd, der Vorlage derfelben mittelft wohlbemeffener Berichte und 
in der Sorge, daß der von der alferhöchften Stelle genehmigte Etat fowohl in 
technifcher ald pecuniärer Hinficht genau vollzogen, und die zum Behufe des 
Baumefens beftimmten Bonds zu Feinem andern als dem bewilligten Zwecke 
verwendet und gehörig verrechnet werden. 

$. 55. Die Prüfung der Bauplane und Elementar-Ueberſchläge, die An: 
fertigung und Begutachtung der Etats, die Sorge für die vorfchriftmäßige 
Ausführung der angeordneten Bauten, und die Anweiſung der hiezu erforder: 
lichen Summen fteht innerhalb den Grenzen des von alferhöchfter Stelle feft: 
gefesten Etats den Kammern des Innern zu; bei diefen wird auch die tech: 
nifche Prüfung der Bau:Rechnungen durch das denfelben beigeordnete technifche 
Perfonale vorgenommen; die reviforifhe Prüfung der Bau-Rechnungen wird 
durch das Rechnungs:Commiffariat der Kammer der Finanzen beforgt, und die: 
fer fteht fodann die definitive Seftfehung derfelben in der $. 85 Unferer den 
Wirkungskreis, die Formation und den Gefchäftsgang der Kreis:Regierungen 
‚betreffenden Verordnung vom 17. d. M. vorgefchriebenen Weife zu. 


Bei den Anmeifungen müffen die Worfchriften des $. 83 genannter Ver: 
ordnung befolgt werden, fiber deren Vollzug jedoch noch nähere inftrußtive 
Beſtimmungen folgen werden. 


$.56. Bei aufferordentlichen im Bau⸗Etat nicht vorgefehenen Ereigniffen ift 
zwar augenbliclich zu verfügen, was die Abwendung einer "größeren Gefahr 
erfordert; jedoch hat die Regierung hierüber nach Werfchiedenheit der Um: 
ftände die Nachgenehmigung zu erholen oder Anzeige-Bericht zu erftatten. 


Das Verfahren richtet fich im MWefentlichen nach den allgemeinen Compe— 
tenz⸗Vorſchriften, welhe Wir unterm 17. db. M. den Kreis-Regierungen er: 
theilten, und übrigens vorläufig nach den bisherigen Normen, in fo ferne die- 
felben nicht durch die oben erwähnte oder die gegenwärtige Verordnung befon= 
ders abgeändert wurden: die $$. 12, 15, 21, 22 und 25 ber Lebtern haben 
die Kreis:Regierungen in analoge Anwendung zu bringen, 

Die an einem Bau:Gegenftande gemachten Erfparungen-bürfen die Kreis- 
Regierungen auf andere im Etat bezeichnete Objekte des nämlichen Bauzweiges 
übertragen, wenn diefe Erfparungen unbefchadet der Solidität der Bauten her- 
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beigeführt wurden, und nicht über 5 Procente der urfprünglich feftgefehten 
Summe betragen. 

Trausferirungen von dem Haupt:Ctat des Kreifes auf einen Gegenfland 

des befondern Etats einer Eentral-Adminiftration, oder umgekehrt, dürfen je 
doch nicht vorgenommen werden. 
. 57. Die beftehenden Dienftes: und andere das Baumefen betreffende 
Inſtructionen find vor der Hand aufrecht zu erhalten; Wir werden jedoch die: 
felben einer ftrengen Revifion unterwerfen laffen, und fodann das weiter Ge: 
eignete anordnen. 

$. 58, In Hinfiht des Bauweſens der Gemeinden und Stiftungen, fo 

wie in Bezug auf die Leitung der Bau: Polizei, haben Wir das Erforderliche 
bereits in der oben allegirten Verordnung vom 17. d. M. feftgefeht. 

$. 59. Wegen Anftelung und Aufnahme ,. Entlafung und Verſetzung des 
bei dem Baumefen erforderlihen Perfonals find die Eompetenz:Beftimmungen 
der Kreis-Regierungen ebenfalls bereits in genannter Verordnung ausgefprochen. 

$. 60. Die Ingenieurs erfter Klaffe treten durchaus in den bisherigen 
Mirfungsfreis der Straßen: und Waflerbau:Infpeftoren; fie haben jedoch 
nunmehr auch den Landbau zu übernehmen, und in diefer Beziehung all’ das: 
jenige zu beforgen, was den Snfpectoren bisher in Bezug auf das Straßen: 
und Wafferbaumefen übertragen war; insbefondere haben fie die Anfertigung 
der Ueberfchläge, Plane und Etats für den Landbau zu beforgen, wovon die 
Rentämter nunmehr entbunden werben. 

$. 61. Ueber das Verfahren bei Anfertigung des Landbau-Etats wird hie: 
mit im Allgemeinen auf die Inſtruktion der nunmehr ſich auflöfenden Landhaus 
Inſpectionen, auf die Bau:nftruction vom 15. Auguft 1819, und auf den $. 82 
der Verordnung über den Wirkungsfreis der Minifterien vom 9. d. M. hin: 
gewiefen. 

$. 62. In Bezug auf die Auszahlung und Merrechnung bleibt es im Wer 
fentlichen bei der den Rentbeamten in der Verordnung vom 17. April 1818 er: 
theilten Gompetenz, und zwar mit ber Erweiterung, daß die Anweifung und 
Verrechnung der Landbau:Ausgaben Finftig ganz in der nämlichen Weife ge: 
fchehen müſſe. 

$. 65. Den Kreis:Regierungen, fo wie den denfelben untergeordneten Bes 
zirks-Ingenieurs wird es zur Pflicht gemacht, alte neue Bauten und Nepara: 
turen in der Regel, wo es nur immer thunlich ift, jedoch mit voller Sicherheit 
für den Zweck, auf dem Wege der öffentlichen DVerfteigerung an tüchtige Un— 
ternehmer zur Ausführung im Akkord zu übergeben, die genaue und verläfige 
Erfüllung derfelben aber ftrenge bewachen zu laffen. 

Die Bekanntmachung und Leitung der Verfteigerung, fo wie die Führung 
Des dabei abzuhaltenden Protocolls, ift den Polizei-Bezirks-Behörden zu übers 
tragen; den Verfteigerungen müffen jedoch die Bezirks-Ingenieurs beiwohnen, 
amd dabei das Intereſſe des Aerars vertreten. 

In einer eigenen Inſtruktion fol über die Qualification der Unternehmer 
und den Betrag der Bürgfchaften für alle Säle die erforderliche Vorſchrift er: 
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theilt werben; in dieſer Inſtruktion wird auch feitgefept werden, in weichen 
Fällen, durch wen und unter welchen Gicherheits:Maßregeln den Unterneh: 
mern während des Baues Vorſchüſſe oder Abſchlags-Zahlungen angewieſen wer⸗ 
den dürfen. 

- $. 64. Bei großen und wichtigen Negiebauten ſollen, wo ed thunlich iſt, 
die technifchen Kompagnien Unferer Armee verwendet werden, in ſo ferne 
dem mititärifchen Zwecke hiedurch nicht Abbruch gefchieht; in diefer Beziehung 
ift das geeignete Benehmen zwifchen den Miniſterien des Innern und der Ur: 
mee zu veranlaffen und einzuleiten. 

Wenn die technifchen Kompagnien zu diefem Zwecke verwendet werden, fo 
ftehen fie zu den Eivilbehörden in dem nämlichen DVerhältniffe, in welchem die 
BGendarmerie in Hinfiht ihrer Dienft:Verrichtungen zu den Polizeibehörden 
fteht; feiner Zeit wird hierüber ein befonderes Reglement erfolgen. 

$. 65. Die Condueteurs ſollen unter der Leitung und den Befehlen der 
Bezirks-Ingenieurs vorzüglich verwendet werden, um die öffentlichen Bauten 

jeder Art, mögen fie in Regie oder Afford ausgeführt werden, zu beaufjich 
ten und zu controliren, die DVerzeichniffe der Arbeiter und die Lohnzettel zu 
führen, das angekaufte Material zu meſſen und abzuzählen, die Verwendung 
deſſelben zu verzeichnen, den Ingenieurs bei Anfertigung der Bauplane und 
Ueberſchläge Beihülfe zu leiſten, und zur Handhabung der Bau-Polizei mitzu— 
wirken. Eine beſondere Inſtruktion wird noch die näheren Beſtimmungen hier: 
über feſtſetzen. 

$. 66. Wenn ein Baıt: Techniker in Gemeinde:, Stiftungs: oder Privat: 
Angelegenteiten zu Infpectionen und Augenfcheind: Einnahmen abgeordnet wird, 
fo müffen die Reifegelder und Diäten deffelben aus den Mitteln der betreffen: 
den Gemeinden, Stiftungen und Partheien vergütet werden. 

Werden jedoch von denfelben folche Sinfrectionen und Augenfcheine nur ge: 
legentlich anderer Gefchäftsreifen vorgenonmien, fo werden die Reifekoften der— 
jenigen Kaffe anfgebürdet, aus deren Fonds die zu infpicirenden Bauten beftrit: 
ten werden müſſen, und für die Neben:{nfpicirung dürfen nur die dem Zeitauf: 
wande entiprechenden Diäten vergütet werden. Bei folhen Abordnungen zum 
Behufe der aus verfchiedenen Kafjen zu beftreitenden Bauten ift für eine jede 
Reife nur eine einzige Nechnung zu ftellen, jedoch in derfeiben die Ausfcheidung 
der Fonds und der diefelben treffenden Laften vorzunehmen, worauf die Kreis: 
Regierung diefelbe competenzmäßig feftfenen wird. 

ce Gefhäftsgang. 

$. 67. Die Bezirks-Ingenieurs berichten in allen zu ihrem Wirfungs: 
Freife gehörigen Gedenftänden an die vorgefehten Kreis:Regierungen, Kammern 
des Innern, und erhalten von diefen die erforderlichen Weifungen. 

$. 68. Alle Regierungsberichte in Bangegenftänden werden unmittelbar an 
Unfer Minifterium des Innern unter dem im $. 51 bemerften Beifape ge: 
richtet, 

$. 69. Der Kreisbaurath trägt in alfen. gemäß den alfgemeinen DVorfchrif: 
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ten zur collegialen Berathung geeigneten Baugegenftänden in der Kammer des 
Innern oder nach Umftänden in einer Plenar-Sitzung vor. Im alle der Ab: 
wefenheit oder Verhinderung deffelben Fann der Negierungs:Präfident oder def: 
fen Stelvertreter einen der beiden Kreis-Ingenieurs zuden Situngen beiziehen; 
diefe haben jedoch dann nur eine berathende aber Feine entfcheidende Stimme. 
970. Wenn bei den im vorftehenden $. bezeichneten Gegenftänden das 
Colleginm, oder bei büreaumäßig zu behandelnden Gegenftänden der General: 
Commiffär einen dem technifchen Gutachten des Bauraths entgegengefesten Be: 
ſchluß faßt, fo hat der General:Commiffär in jenen Fällen, bei welchen Peine 
Gefahr auf dem Verzuge ruht, den Entwurf des Befchluffes vor feiner Exe— 
eution dem Miniſterium des Innern unter Anlage des technischen Gutachtens 
des Referenten vorzulegen, — in Fällen dringender Gefahr aber pflichtmäßig 
die entfprechende Verfügung zu treffen, und unter gleicher Anlage umſtändliche 
Anzeige über die getroffenen Anordnungen zu machen. 

$. 71. Baugegenflände, bei welchen mehr eine Rechtsfrage oder polizei: 

liche Beziehung als eine technifche Beurtheilung Statt finden muß, gehören 
nicht zu dem Meferate des technifchen Bauraths, fondern werden ihm nur, 
wenn es die Dorflände für nöthig erachten, zum Gorreferate oder technifchen 
Gutachten, zugeftelft. 
—9. 72. Der Kreis:Banrath muß jährlich die fehiffbaren Flüſſe und die aus 
Staats: oder Kreismitteln zu unterhaltenden Etraßen des Kreifes bereifen, die 
wichtigern Öffentlichen Bauten, worüber der Kreis-Regierung die obere Leitung 
zuſteht, befichtigen,, von dem Zuftande der an diefen Flüſſen und Straßen lie: 
genden Staatsgebäude, Brüden und anderen Bauobjeften Einficht nehmen, 
und über das Refultat feiner Inſpections-Reiſe an die Kreis-Negierung Be: 
richt erftatten. 

Zur Befichtigung derjenigen DBauobjefte, welche der Kreis-Baurath nicht 
befehen ann, find die beiden Kreis-Ingenieurs abzuordnen. 

$. 75. Seine bei diefer Unterfuchungs:Reife des Bezirks-Ingenieurs zu 
ertheileden Kommiffions:Weifungen müſſen mit dem genehmigten Bau-Etat 
übereinftimmen. Hievon abweichende Kommiffionsweifungen dürfen nur in Auf: 
ferft dringenden Fällen, wo es höchft nachtheilig feyn würde, die vorläufige 
Genehmigung der Regierung abzuwarten, unter perfönlicher Verantwortlichkeit 
des abgeordneten Kreis:Baurarhs und nicht anders als fchriftlich erlaſſen werz 
den; auch ift hierüber unverweilt Anzeige-Bericht an die Regierung zu erftatten, 

$. 74. Ein Hauptzwed der Kommifjions:Reifen des Kreis:Bauraths iſt 
die Sammlung von Materialien zum Bau:Etat des folgenden Jahres, 

Als die erfte Vorbereitung hiezu haben ſämmtliche Polizei-Diftriftts: Bes 
hörden zur Zeit, welche ihnen die vorgefegte Regierung befannt machen wird, 
ihre DVorfchläge über die im Pünftigen Jahre in ihrem Amtsfprengel vorzuneh: 
menden Straßen: und Warferbau: Arbeiten an die Kammer des Innern einzu 
fenden. 

Diefe Berichte dienen dem Kreis:Baurathe zum Leitfaden, um an Ort 
und Stelle mit dem einfchlägigen Polizei: Beamten und Bau-Ingenieur und mit 
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Zuziehung des Auffeher:Perfonals in Ueberlegung zu ziehen, welche Reparatio: _ 
nen oder neue Anlagen am nothwendigften feyen, und vage Aufwand hiezu 
beiläufig erforderlich feyn dürfte. 

Auch fol der Kreis:Baurath nicht verſäumen, bei feinen Kommiffions:Rei- 
fen gelegenheitlih mit erfahrnen Rent, Forſt- und Poftbeamten Rückſprache 
zu pflegen, und ihre Anſichten über die Nothwendigfeit oder Werfchieblichkeit 
von Bau-Reparationen und Neubauten, über mögliche Erfparungen oder Ver: 
befferungen u. f. mw, zu vernehmen. 

$. 75; Ueber den Bau:@tat des Kreifes finden jährtich bei jeder Kreis: 
Regierung drei aus Mitgliedern ber Beiden Kammern zufammengefente Sitzun— 
gen Statt, zu welchen insbefondere nebft dem Baurathe aud der Fiskal- und 
der Forſtrath beizuziehen find. 

$. 76. Die in diefeu Sitzungen vorzubringenden Neferate und andere Aus- 
arbeitungen find jederzeit drei Tage vor der beftimmten Plenar:Sisung fünmt: 
fichen hiezu  beftimmten Individuen zur Einficht vorzulegen ; die beiden Kreis: 
Ingenieurs müffen in diefen drei Tagen während der Büreauſtunden in dem 
Rocale, wo diefe Efaborate aufgelegt werden, gegenwärtig bleiben, und den 
öbengenannten Staatsbeamten die erforderlichen Auffchlüffe geben. 

$. 77. Die erfte vorbereitende Sitzung hat den Zweck, auf den Grund 
der vorliegenden Notizen, Berichte und Anzeigen in Weberlegung zu ziehen: 

»welche Anftalten, Maßregeln und Verfügungen zum Unterhalte und zur 
»Verbeſſerung der beftehenden Bauten erforderlich feyen? ob die Moths 
»wendigfeit oder ein überwiegender Vortheil die Anlagen neuer Bauten 
»erheifche ?« 

»und welche Mittel hiezu anzuwenden feyen ?« 

Es ift demnach, forgfältig auszufcheiden und zu prüfen: 

1) was fchlechterdings nothwendig, dringend und unverfchieblich fcheine, oder 
was wohl nüslich und wünſchenswerth feyn mag, aber im Falle die Mit: 
tel nicht hinreichen,, auch noch verfchoben werden Fann? r 

2) Welche von den auszuführenden Bauten nach Geſetzen, Herfommen oder 
Verträgen ausfchließend oder doch zum Theile dem Staatsärar zur Laft 
falten ? 

3) Endlich, was im rechtlicher, polizeilicher und fkaatswirthfchaftlicher Bes 
ziehung hinfichtlich jener Bauten zu verfügen fey, welche ganz oder doch 
zum Theile durch die Concurrenz von Privaten, ER oder Stif: 
tungen hergeftelft werden folfen ? 

Ueber diefe Berathungen ift ein umftändliches und — mottwirted Proto⸗ 
coll abzuhalten, und in der Folge mit den Etats-Vorſchlägen einzuſenden. 

6. 78. In Uebereinſtimmung mit den vorläufig gefaßten Beſchlüſſen müſ— 
fen die Bezirks-Ingenieurs zur Anfertigung ihrer Special-Etatskoſten-Ueber⸗ 
Schläge und Plane inftruirt, die von ihnen eingefendeten ProduPte revidirt und 
zurechtgefteltt, und endlich von dem Kreis:Baurathe zur Redaction der Kreis: 
bau⸗Etats im der vorgefchriebenen Form benust werben. 

Ein wefentliches Erforderniß der von den Bau:Infpectionen anzufertigenden 
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Speciat-Etats ift es, daß fie für jeden Landgerichts: und Rentamtsbezirk ab: 
gefondert angelegt, und bis in das Einzelne gehörig ausgebildet feyen. 

$. 79. Ueber den zufammengefesten Kreisbau-Etat läßt fih Unfere Re: 
gierung in einer zweiten Sitzung umftändlichen Vortrag erftatten, und fendet 
fonach denfelben nebſt allen dazu gehörigen Special:Etats:Planen und Webers 
fihten mit ihrem mohlbemefienen Berichte und Gutachten an Unfer Staates: 
Minifterium des Innern ein, 

$. 80. Die Beftimmung der Seit, wann bie Reifen von dem Kreis-Bau— 
rathe vorzunehmen, die Berathungen über den Kreisbau-Ctat zu pflegen, und 
die Special:Etatd von dem Bezirks-Ingenieur anzufertigen find, muß fich nach 
dem Termin richten, welcher zur Einfendung des Etats an Unfer Staats: 
Minifterium des Innern feitgefebt ift. 

$. 81. Bei der Genehmigung der Kreisbau:Etats werden Wir genau be 
zeichnen : 

a. welche Summe auf die Unterhaltung , 
b. welde Summe auf neue Anlagen des Waffer:, Bricden:, Straßen: und 
Randbaues verwendet werden darf. 

Diefe Unfere alferhöchften Befchlüffe werden in einer dritten zufammens 
. gefesten Sitzung der beiden Regierungs: Kammern vorgetragen, die zur Aus— 
führung nöthigen Maßregeln berathen, die etwa erforderlichen Concurrenzen 
der Steuerpflichtigen des Kreifes ausgefchrieben, und die genehmigten Eriftenz- 
Summen unter genauer Bezeichnung der Gegeuftände, worauf fie zu verwenden 
find, den einfchlägigen Aemtern und Kaffen zur Anweiſung in den erforderlie 
chen Raten befannt gemacht. 

Zugleich ift fämmtlichen Landgerichts: und Polizeibehörden ausführliche 
und genaue Nachricht zu ertheilen, welche Wafler:, Brücken- und Straßen: 
bauten nach dem genehmigten Bau:Etat in ihrem Amtsfprengel vorgenommen 
werden follen, 

Von den genehmigten Landbauten muß denjenigen Stellen und Aemtern 
Kenntniß gegeben werden, welche die Gebäude benügen, für welche diefe Bau: 
ten angeordnet werden. 

6.82. Unfere Regierung hat hienach forgfältig darüber zu wachen, daß 
die genehmigten Bauten, Reparationen zc. genau nach ben erteilten Vorſchrif⸗ 
ten ausgeführt, die Etats pünktlich eingehalten, und auf Feine Weiſe über: 
fchritten werden, vorzüglich daß die auf die einzelnen Abtheilungen des Wafs 
fer:, Brüden:, Straßen: und Land-Baues angerwiefenen Sunmen auch hiefür 
verwendet, und nicht willkührlich ohne vorher erholte Genehmigung auf andere 
Gegenftände übertragen werden , in fo ferne fie nicht in die Kathegorie der im 
$. 59 bezeichneten Erfparungen gehören. 

59. 83. Wenn aufferordentliche unvorhergefehene Fälle oder Elementar-Er: 
eiguiffe einen Bau nothmwendig veranlaffen, welcher bei der Ctatsanfertigung 
noch nicht berückfichtiget werden konnte, fo ift hierüber gleichfalls in einer ges 
meinfchaftlichen Sitzung Vortrag und Gutachten an Unfer Staats: Miniftes 
rium des Innern zu erftatten, 
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Wenn Gefahr auf dem Verzuge haftet, Fann Unfere Regierung nach der 
ihr für ſolche Bälle im Allgemeinen eingeräumten Competenz Vorſchüſſe auf 
Rechnung des nachhin zu erwähnenden Reſervefonds anweifen. 

$. 84. Es wird nämlich-jährlicd für jeden Kreis ein Special:Refervefond 
und bei der Gentral-Staatskaffe ein Haupt: Bau:Refervefond feſtgeſetzt werden. 

Durch den erjten werden Eleinere Ausfälle bei den einzelnen Bau-Gegen— 
ftänden und minder wichtige im Laufe des Jahres vorfallende, früher nicht vor: 
gefehene Reparaturen gedeckt, worüber die-Regierung aus eigener Competenz 
verfügt, und bloß Anzeigebericht erftattet. 

Diefer Special:Refervefond wird auf 5 Procente der Hauptſumme feſt— 
geſetzt. 

$. 85. Um über die genehmigten Etats-Poſitionen und deren allmählige 
Verwendung, über die erfolgten Nacgenehmigungen und Anweifungen auf den 
Reſervefond, über die Transferirungen ꝛc. beftändig eine Flare und ſchnelle 
Veberficht zu erhalten, hat die Regierung hiefür ein eigenes Vormerkungsbuch 
zu führen. | 

Was übrigens die Verrechnung der einzelnen Bauten, die, Stellung der 
Hanpt:Rechnungen, die Legitimationen und Contrafignirung der Arbeits-Conti, 
die Bezahlung und Coutrole der Ausgaben, die Revifion der Rechnungen, die 
Anftellung der Arbeitsleute bei Bauten , die Deraccordirung der Fuhren und an: 
derer Arbeiten ꝛc. betrifft, fo bleibt es bis zu weiterer Verfügung bei den bis: 
herigen Snftructionen und WVorfchriften, in fo weit nicht fchon gegenwärtige 
Entfchließung hierin eine Abänderung zur Folge hat. 

$. 86. Der Gefchäftdgang der Bezirks-Ingenieurs richtet fich vorläufig 
ganz nad) den für die Juſpektoren bisher beftandenen Inſtructionen, welche je: 
doch unverzüglich der Reviſion unterworfen werden follen, 


Schluß. 


$. 87. Gegenwärtige Verordnung tritt erſt mit dem Etat-Jahre 18°%,, in 
volle Kraft. 

$. 88. Die auf das Perfonale der Kreis:Regierungen fich beziehenden Be— 
flimmungen werden jedoch fchon mit dem dritten Quartal diefes Etats-Jahres 
in Vollzug gefest. 

$. 89. Alles, was auf die Ausführung der in den Etats von 1874, aufge 
nommenen Staatsbauten Bezug hat, wird von den Kammern der Finanzen be: 
forgt; „die Anfertigung der Bau-Etats für 182%, reffortirt dagegen ſchon im 
Laufe diefes Verwaltungs: Jahres zu den Kammern des Innern, und Wir er: 
warten, daß diefe die Etats rechtzeitig. vorbereiten werden. 

$. 90. Ganz nad der nämlichen Abtheilung wird das bis. zum letzten Sep: 
tember 1826 fortbeftehende Miniſterial-Bau-Büreau die auf 18% Bezug haben: 
den Gegenftände des Staats:Baumefens dem Staats:Minifterium der Finanzen, 
die auf 18%, bezüglichen Elaborate und Berichte aber dem Staats-Miniſterium 
des Innern vorlegen. 


Der dem Keptern für das gefammte Bauweſen beigegebene Miniſterial-Rath 
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hat im Laufe diefes Verwaltungs-Jahres bei dem Staats:Minifterinm der Fi⸗ 
nanzen noch alle dahin reffortirenden Baugegenftände zu bearbeiten. 

Das Bau:Commiffariat des Innern bleibt bis zum 50. September 1826 in 
feiner Stellung und feinem Wirfungsfreife unverändert. 

Unfere Staats:Minifter des Innern und der Finanzen find mit dem Voll: 
zuge gegenwärtiger Verordnung beauftragt, welche durch das Regie rung s⸗ 
blatt bekannt gemacht werden foll, 





In Beziehung auf Eintheilung der Ingenieurs⸗-Bezirke erfchien 
bann im SKreid-ntelligenzblatte von. 1826, ©. 562, folgende 
Verfügung: 

Durch alferhöchftes Refeript vom 31. vorigen Monats, haben Seine Ma: 
jeftät der König die unmittelbare Leitung und Führung des gefammten öffents 
lihen Baumefens im Nheinfreife, (mit Ausnahme der Militärs und Salinen— 
bauten) welches aus den Sonden ded Staates, des Kreifes und der Gemein: 
den beffritten wird, vier Bezirke: Ensslin, denen Bau: emortense zuge⸗ 
theilt ſind, allergnädigſt zu übertragen geruht. 

Der Ingenieurs-Bezirk Speyer"erftrectt ſich über die Land-Commiſſariats— 
Diſtricte Speyer, Frankenthal und Neuſtadt; der Ingenieurs-Bezirk; Landau 
umfaßt die Land:Commiffariats: Diftricte Randau Germersheim und Bergza— 
bern; der Ingenieurs-Bezirk Kaifersfantern dehnt fich über die Land-Commiſ— 
fariats: Diftricte Kaiferslautern, ‚Kivchheimbolanden und Kufel aus, und der 
Ingenieure: Bezirk Zweibrücen begreift die Land-Eommiffariats:Diftriete Bweis 
brücen, Pirmafens und Homburg in fich. 


Sodann gehört hieher eine Verfügung Über das Gemeinde und 
Stiftungs-Baumwefen im Kreis-Intelligenzblatte 1826, ©. 574. 
Mit Beziehung anf die in dem Kreis-ntelligenzblatte Nro. 110 befannt 
gemachte Eintheilung der Ingenieurs-Bezirke werden folgende Vorfchriften über 
die Fünftige Behandlung des. Gemeinde: und Stiftungs:Baumefens eriheilt: 
1) Nach der alferhöchften Verordnung vom 26. Dezember 1825 ftehen alle 
Bauten der Gemeinden und Stiftungen unter der unmittelbaren Leitung 
der neu gebildeten Bezirksbaubehörden. — Hievon bilden lediglich Repa— 
raturen von geringerem Belange, deren Koften die Summe von einhuns 
dert Gulden nicht übertreffen, eine Ausnahme; letztere Eönnen von den 
königl. Land-Commiſſariaten, ohne Zuthun der königl. Ingenieure, au: 
thorifirt und ausgeführt werden, 

Die Pläne, Bedingnißhefte und Koftenberechnungen über Neubauten 
und über bedeutendere, die Summe von fünfhundert Gulden überfteigende 
Reparaturen werden von den Pünigl. Ingenieuren aufgeflellt; die Anz 
fchläge und Bedingnißhefte über minder anfehnliche, unter dem Betrage 


‚von 500 fl. bleibende Ausbeſſerungen können von fähigen Baumeiftern 


Dr. Eiebenpfeiffer'd 25 
Handbuch der Verfafung 2. 
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und Handwerkern verfaßt werden, müffen aber, in fo ferne fle das be: 
ſtimmte Marimum von 100 fl. überfteigen,, vor ihrer Ausführung von deu 
Bezirks-Ingenieuren revidirt und gutgeheifen werden. Bei Aufftellung 
der definitiven Aufnahme und der etwa zu fertigenden Abfchlagzahlungs: 
Gertificate findet gleiches Verfahren Statt. 

2) Die Neubauten bedürfen-nicht allein der fpeziellen Genehmigung der un: 
terzeichneten Stelle (k. Regierung) vor ihrer Ausführung, fondern es 
Fann felbft die Weifung zur Anfertigung des Planes, Bedingnifheftes 
und Koftenanfchlages nur von der königl. Kreis-Regierung an die Fönigl, 
Bezirks-Ingenieure erlaffen werden. 

An folhen Fällen ift alfo jedesmal von den königl. Land-Commiſſa⸗ 
riaten ein vorläufiger Bericht zu erftatten, und in demfelben find das Be— 
dürfniß oder der Nuten des Baues, fo wie die Mittel zur Ausführung 
nach vorläufiger Vernehmung der betreffenden Localbehörden umſtändlich 
zu erörtern. 

- Bei großen, Neubauten aleichfommenden Reparaturen, welche mehr 
als 500 A. Eoften, können fich zwar die Fönigl. Land-Commiffariate direct 
mit den königl. Bezirks:Ingenieuren benehmen, allein auch hier bedarf 
ed, vor der Ausführung , der dieffeitigen Genehmigung. 

Die Pönigl. Bezirks-Ingenieure fenden diefe Elaborate mit guracht= 
lichen Berichten anher ein. 

3) Die Pönigl. Ingenieure oder die Fönigl. Bau-Eonducteure werden bei ih: 
ren Rocalbefichtigungen fich jederzeit mit den Vorftänden der betheiligten 
Gemeinden und Stiftungsverwaltungen über die örtlichen Verhältniſſe 
und Bedürfniffe benehmen, welche bei Anfertigung der Baupläne, Kos 
ftenanfchläge und Bedingnißhefte berückfichtigt werden müffen. 

DM Der Verfteigerung von anfehnlihen Neubauten follen entweder die 
Pönigl, Bezirks-Ingenieure, oder die von ihnen delegirten Bau-Conduc— 
teure beiwohnen, um darüber zu wachen, daß Feine unzwecmäßigen Bes 
dingungen aufgenommen werden. 

5) Die Diätenjournale für die befonderen , in Gemeinde: und Stiftungsbau— 
Angelegenheiten gemachten Reifen der Baubeanten, werden jederzeit von 
den Ingenieuren vorerft der unterzeichneten Regierung zur Revifion vor— 
gelegt, und fodann den Land:Commiffariaten zur Weranlaffung der Zah: 
Iungsanweifung zugefertigt werben. 

Zur Vermeidung von befonderen Koften find die für die Rocalauf: 
nahme nöthigen Taglöhner von’den Vorſtänden der betreffenden Gemein 
den und Stiftungsverwaltungen zu requiriren, 

6 Die Aufftelung der Kantonal:Wegauffeher Fann Fünftig von den königl. 
Land-Commiffariaten nur gemeinfchaftlih mit den Eönigl. Bezirks-Inge— 
nienren gefchehen, und diefe Individuen haben Cunbefchadet ihrer Unter: 
ordnung unter die Fönigl. Land:Commiffariate) rückſichtlich ihrer tech- 

: nifchen WVerrichtungen ganz den MWeifungen der Fönigl. Ingenieure 

i oder der Eönigl, Baus Eonducteure nachzukommen. Die Eönigl, In— 
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genieure find befugt, dergleichen Auffeher , welche Feine Brauchbarkfeit be: 
ſihen, benehmlich mit den königl. Land:Commiffariaten, von ihren Stel: 
len zu entfernen, und andere hiezu geeignete Individuen zu verwenden. 

Sollten ſich hier abweichende Anfichten zwiſchen den Pönigl. Land: 
Eommiffariaten und den technifchen Behörden ergeben, fo werden beide ab: 
gefonderte Berichte hierüber anher erftatten. 

7) Bon allen Reparatüren, worüber von den Bönigl. Bezirks-Ingenieuren 
nach $. 1 Koftenanfchläge anzufertigen find, müſſen diefelben durch die 
Fönigl. Land: Commiffariate, in der Negel, fpäteftens im Monate Auguſt 
eines jeden Jahres in Kenntniß gefent werden, damit fie bei der Herbſt⸗ 
bereifung die erforderlichen Rocalbefichtigungen machen, und im Laufe des 
Spätherbftes und Winter die Pläne nnd Boranfchläge anfertigen können. 

Die Anträge auf Ausführung von Neubauten aber müffen von den 
Pönigl. Land:Commiffariaten längftens bie Ende Juli des vorhergehenden 
Jahres mit den Berichten und Verhandlungen der Rocalbehörden anher 
vorgelegt werden, damit die Fönigl. Bezirks-Ingenieure rechtzeitig die 
erforderlichen Weiſungen erhalten Eönnen. 

Sollten diefe Bauanfchläge zur Zeit, während welcher die Büdgets 
der Gemeinden und Stiftungen abgefchloffen werden, noch nicht beendigt 
feyn, fo haben bie königl. Bezirks:Ingenieure den königl. Land-Commiſ— 
fariaten den ungefähren Koftenbedarf anzugeben, damit diefelben in die 
Bügets aufgenommen werden. 


Durch Verfügung vom 9. Januar 1829 (Int. S. 28) wurde 
die Competenz der Polizeibehörden von 100 fl. auf 500 fl. auds 
gedehnt. 


Am 25. Juni 1830 (Int. ©. 238) wurde die Inſtruction zur 


Prüfung der Sandidaten im Bauweſen alfo befannt gemacht : 

Nach alterhöchfter Verordnung vom 14. Februar I. J. (Regierungsblatt vom 
20. Febr. N. 7), die Einrichtung des Baumefens betreffend, haben fich die Kan 
didaten des Staatsbaudienftes, fo wie alle diejenigen, welche fich der Profeffion 
eines Architekten, eines Maurer:, Zimmer: oder Steinhauermeifterd widmen 
wollen, vorerft einer Prüfung zu unterwerfen, wozu eine Inſtruction entworfen 
iſt, welche man,. nachdem fie die alferhöchfte Beftätigung erhalten hat, nachſte— 
hend mit dem Anhange zur allgemeinen Kenntniß bringt, daß die nächſte Prüs 
fung für den Staatsbaudienft am Mittwoch nach Oftern 1831 bei der oberften 
Baubehörde Statt finden werde, und daß der Abfchnitt B der Inſtruction nicht 
auf diejenigen Individuen zu beziehen fey, welche das Gewerbe eines Baumei⸗ 
ſters oder Bauprofeſſioniſten im Rheinkreiſe auszuüben gedenken. 

Diejenigen Bautechniker, welche ſich der im $. 34 der Inſtruction vorge: 
fchriebenen Prüfung am Sige der unterzeichneten Stelle cd. Regierung) zu un— 
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terwerfen wiinfchen, fen es, daß fie fich als felbftftändige Architekten im den ältern 
Kreifen des Königreichs niederlaffen, oder weil fie überhaupt ein Fähigkeits— 
atteft erlangen wollen, werden zu diefem Zwecke in befonderer Bekanntmachung 
rechtzeitig aufgerufen werden. 


Inſtruction zu den Prüfungen für das Bauweſen im 
Königreich Bayern. 


A. Die Prüfungen beider oberften Baubehörde 
für den Staatsbanudienft. 


$.1. Es findet alle Fahre bei der oberften Baubehörde eine Prüfung für 
die Candidaten des Staatsbaudienftes Statt, und zwar in zwei Abtheilungen, 
nämlich für diejenigen, welche fich der Eivilbaukunft, und Für diejenigen, welche 
fih der Straßen, Brüden: and Wafferbaufunde widmen. 

$.2. Der Anfangstermin diefer Prüfungen wird wenigftens drei Monate 
zuvor durch das N egierungsblatt und durch die Kreisintelligenzblätter be— 
Faunt gemacht werden. In der KRegel wird hiezu der Mittwoch nach Oftern be= 
ſtimmt werden, 

$. 3. Es fteht jedem Candidaten des Staatsbaudienftes frei, je nach dem 
befonderen Sache, das er fich gewählt hat, die eine oder die ändere der $. 1 er= 
wähnten Prüfungen abzulegen. 

Nur diejenigen Candidaten des Baufaches, welche zu den höheren Etelfen 
in der Bauverwaltung bei den Kreisregierungen und der oberften Baubehörde 
adfpiriren, find verbunden, fich der Prüfung aus beiden Fächern zu unterziehen. 
Jedoch fteht es jedem derfelben frei, der einen oder der andern diefer Prüfun— 
gen fich zu verfchiedenen Zeitepochen zu unterziehen. 

$. 4 Als Dorbedingung der Admiſſion zu diefen Prüfungen hat jeder 
Gandidat für den höhern Staatsbaudienft ein Zeugniß über das vollendete Stu: 
dium der allgemeinen MWiffenfchaften an einer Univerfität oder Lyceum nebft ei— 
nem Sittenzeugniffe beizubringen und außerdem noch einige Proben feiner Fer— 
tigkeit im Zeichnen vorzulegen. 

Für die Candidaten, welche fih auf den untern Staatsdienft im Baufache 
befchränfen wollen , genügt, flatt des erfterwähnten Studienzeugniffes, das Gym— 
nafial:Abfolutorium nebft dem Sittenzeugniffe und den entfprechenden Zeichnungss 
proben. 

9.5. Die Eandidaten, welche an einer Prüfung Theil nehmen wollen, has 
- ben ihre desfalffigen Gefuche nebft den im vorigen $. vorgefchriebenen Zeugniffen 
drei Moriate vor dem Anfangstermine bei der Regierung desjenigen Kreifes, in 
welchem fie anſäßig find, einzureichen. Die Regierung hat diefelben an das 
Fönigl. Staatsminifterium des Innern einzufenden, die oberfte Baubehörde 
hat Form und Inhalt derfelben ftrenge zu prüfen, und wenn folche genügend ge: 
funden werden, die Admiffionsdecrete auszufertigen, welche den Betheiligten 
fpäteftend 12 Tage vor Eröffnung der Prüfung durch die Regierungen zugefer- 
tigt werden, 
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Normen für diefe Prüfungen; Auffiht und Disciplin bei 
denfelben. 


$.6. Die Prüfungen für den Staatsbaudiext gefchehen unter der befon: 
dern Leitung und Aufficht eines hiezu committirten Mitgliedes der oberften Bau: 
behörde. 


$.7. Um für die Zukunft eine beftimmte Gleichförmigfeit bei diefen Prü: 
fungen herzuftellen, werden die Fächer, aus welchen die Aufgaben und Fragen 
geftellt werden, fo wie die Anzahl der Fragen aus jeder Wilfenfchaft feftgefent 
und zwar wie folgt: 


$. 8. Die Fächer, aus welchen die Fragen bei den Prüfungen für den Ei: 
vilbaudienft gegeben werden, find „folgende : 
1. Arithmetik und Algebra (bi incl. zur Lehre von den Gleichungen des 
2ten Öraded) - — 00.0. B ragen. 
2. Mathematif, (Geometrie, Stereometrie, — 
und Curvenlehreeeee. 6 Zragen. 
3. Statik und Mechaniiiii. 4 8ragen. 
4. Phyſik FOR" u: Eee 8 8ragen. 
5. Lehrevon den Baumaterialien » +... 0.6 Bragen. 
6. Conſtructionslehre ce ° .  . 6 ragen. 
7. Theorie der Säulen und des griechifchen Tempels .. Fragen. 
8. Ausarbeitung eines gegebenen Programmes aus der birger: 
lihen Baukunſt. 
9. Ausarbeitung eines Programmes aus ber Prachtbaukunſt. 
10. Ausarbeitung eines folchen aus der Oruamentenlehre. 
Zwei der sub 8 — 10 bezeichneten Progranmıe wer: 
den ald Skizzen nur leicht behandelt, eins aber wird nad 
jedesmaliger Beftimmung in allen feinen Theilen auggear: 
beitet; lesteresd wird für 12 Fragen gezählt, jedes der bei: 
den andern für 4 Fragen; alle 3 zufammen gelten alfo für . 20 Fragen. 
11. Berfaffung des Koftenanfchlages zu einem der sub Nro. 8 
et 9 erwähnten Programme gilt für . .  . . 8 Bragen. 
12. Ein fchriftlicher Auffab über einen Gegenftand aus der Ge: 
fchichte der Architektur , oilt für. > ee 3 8ragen. 


Am Bann » : 26% Fragen. 
$. 9. Die Fächer, aus welchen die Fragen für die Prüfungen zu dem 
Straßen: , Brücden: und Waflerbaudienft gegeben werden , find folgende:  ' 

1. Arithmetit und Algebra (bis incl. zur Lehre von den Gleichungen des 
2ten Öraded) .  . . 8 8ragen. 

2. Mathematik, (Geometrie, Gterenmetrie, Trigonometrie 
nnd Eurvenlehre) .. re Fragen. 
3. Statik und Mechankiiieee. 6 Zrageu. 
4. Hydroſtatik und Hydrauliiiie. 6 Zragen. 
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5. ı) ) ) || Ze 5771757 
6. Lehre vonden Baumaterialien 2 2 00 0.8 Fragen, 
7. Straßenbay 
ß, Brückenbau ee er ae er WE 
9. Flußbau 
10. Ausarbeitung eines gegebenen Programmes über einen Ban 

aus den lepterwähnten 3 — * allen ſeinen Theilen, 


eilt für . +9 ragen, 
11. Verfaſſung des Roftenanfchlages u dieſem Programm, gilt 
ä BE 5:8 %% ee 0.0.8 Fragen, 


12. Ein fchriftlicher Yuffab über einen auf die Gefchichte und 
das Studium dieſer MWiffenfchaft Bezug habenden Gegen: 
ftand, gilt für ” « . “ . ” ° . . 5 Fragen. 


Im Ganzen...682 Zragen. 


$, 10. Die Fragen und Aufgaben für jede dieſer Prüfungen werden von 
ber oberften Baubehörde beftimmt und bleiben fodann im Werwahre des Vor: 
ftandes derfelben, 


$. 11, Um die für diefe Prüfung entftehenden Arbeiten zu vermindern und 
zu vereinfachen, wird beftimmt, daß die beiden $$. 8 et 9 erwähnten Prüfungen 
immer zu gleicher Beit gehalten werden follen; die Fragen aus den allgemeinen 
Bächern werden fodann, fo weit fie nach den nähern Beftimmungen der $$.8 
et 9 bei beiden Abtheilungen diefelben find, von den ſämmtlichen Candidaten ges 
meinfchaftlich beantwortet; die Fragen und Ausarbeitungen aber, welche nur zu 
einer der beiden Abtheilung gehören, werden den Candidaten einer jeden diefer 
Abtheilungen Tag um Tag alternirend befonders mitgetheilt, damit diejenigen 
Candidaten, welche fi der Prüfung aus beiden Baufähern unterziehen wol: 
len, diefe Prüfung auch in dem nämlichen Termine beftehen Eönnen, 


6. 12. An dem beftimmten Tage haben fich die ſämmtlichen Ganbdidaten 
‚bei dem von der oberiten Baubehörde ernannten Commiffär zu melden, und ihre 
Admiffionsdefrete nebft den Zeichnungsproben Clestere zur Prüfung) vorzulegen, 


$. 13. Der mit der Leitugg und Aufficht der Prüfung beauftragte Com: 
miffär erhält an jedem Morgen fo viele Fragen, als muthmaßlich an einem 
Tage beantwortet werden Pönnen, von dem Vorſtande der oberften Baubehörde 
verfchloffen zugeftellt,, eröffnet diefe in Gegenwart der fämmtlihen Gandidaten 
und theilt ihnen diefelben fucceffive mit. 


$. 14. Die Beantwortung der Fragen und Nusarbeitung der Programme 
gefchieht in einem gemeinfchaftlichen , von der oberften Baubehörde hiezu bes 
ffimmsen und eingerichteten Locale. 

Nur die Bearbeitung des Hauptprogrammes bei der Prüfung für den Ci: 
vilbau= fowohl, als für den Strafen= und Warferbaudienft , Fann von einem je: 
den zu Haufe gefchehen, nachdem zupor die Skizze dazu im Prüfungslocale entz 
worfen und dem Commiffär übergeben wurde; jedoch wird von einem jeden Ganz 
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Midaten das Handgelübde verlangt, daß er die Arbeiten felbft und obne alle 
fremde Hülfe gemacht habe. Die Programme werden am erften Tage der Prü— 
fung mitgetheilt, wo die oben erwähnten Sfizzen fogleich entworfen und über: 
geben werden müſſen. Zu der Einreichung der ausgearbeiteten Programme wird 
aber ein Termin von zwei Monaten, von Beendigung der Prüfung an gerechnet, 
beftimmt ; nach welchem die Eenfur der gefammten Prüfungs:Elaborate vorge: 
nommen werden wird. 


$. 15. Die zu der Prüfung beftimmten Stunden find von 6 bie 12 Uhr Vor: 
mittags und von 3 bis 7 Uhr Nachmittags ; die Reihenfolge der Plätze im Prü— 
fungslocale wird durch das Loos feftgefegt, und von dem Tage der Eröffnung 
der Prüfung an wird an keinem Werktage mehr ausgefest, bis die Prüfung 
ganz beendet ift. 

$. 16. Die Beantwortung der Fragen muß von einem Jeden ohne alle 
fremde Hülfe, ohne Benüsung von Büchern und gefchriebenen Heften, unter den 
Augen des Commiſſärs gefchehen. Es kann daher auch nicht geftattet werden, 
daß ſich die Candidaten im Prüfungslocale leife befprechen; noch weniger darf 
einem an der Prüfung nicht Theilnehmenden der Zutritt in das Locale geftattet 
werden. 


$. 17. Kein Candidat darf das Locale der Prüfung früher verlaffen, als 
bis er dem Commiffär die fchriftliche Beantwortung der zuletzt mitgelheilten Fra: 
gen eingehändigt hat. Die übergebenen Beantwortungen nimmt der Commiſſär 
in Verwahr und darf fie unter Feinem Vorwande wieder in die Hände des Be: 
antworters zurücgeben, wenn diefer einmal das Locale der Prüfung verlaffen 
hat. 

Der Eommiffär verläßt das Locale nicht eher, bis felbft der lebte Candidat 
die Beantwortug der mitgetheilten Fragen übergeben hat. 


$. 18. Nach Beendigung der Prüfung an jedem Tage werden die eingelie: 
ferten Beantwortungen und Probearbeiten verflegelt dem Vorſtande der oberften 
Baubehörde übergeben. 

$. 19. Tritt der Fall ein, daß einer der an der Prüfung theilnehmenden 
Candidaten durch Unpäßlichfeit oder andere triftige Gründe, (wovon er jedoch 
unverzüglich den Commiffär in Kenntniß zu feßen hat ‚) einen oder mehrere Tage 
verhindert würde, bei der Prüfung zu erfcheinen,, fo hat der Commiſſär fogleich 
die fchriftliche Anzeige davon an die oberfle Banbehörde zu machen, welche ſo— 
dann nach Befund der Umftände eine gleiche Anzahl äquivalenter Fragen beftim- 
men wird, die nach Beendigung der Prüfung von den fo verhinderten Indivi— 
duen, unter Auflicht des Commiffärd, auf gleiche Weife beantwortet werden 
müſſen. 
Wenn aber ein Candidat ohne zureichende Entſchuldigung auch nur einen Tag 
von der Prüfung wegbleibt, fo kann er bei dieſer Prüfung nicht mit eingerech⸗ 
net werden. 

$. 20. Der Commiffär ift dafür verantwortlich, daf die in den $$. 12 bie 
19 enthaltenen Beſtimmungen gewiffenhaft und genau in Vollzug gefept werden. 
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$. 21. Die von den Candidaten vorgelegten Zeugniſſe und Zeichnungspro⸗ 

ben bleiben bei der oberſten Baubehörde deponirt und werden mit dem Zeug— 
niffe über das Refultat der Prüfung jedem wieder zurücgefteltt. 


Genfur der Prüfungsarbeiten, Elaffification der Candi— 
daten, Zeugniffe. 


$. 22. Die Cenfur der Beantwortungen und Ausarbeitungen gefchieht 
durch eine aus drei Mitgliedern der oberften Baubehörde beftehende Eommif: 
fion, welche unverzüglich nad Einlieferung der Programme ihre Arbeiten be: 
ginnt, 

$. 3. Dede einzelne Beantwortung oder Ausarbeitung wird befonderg 
cenfirt und erhält eine eigene Note, 

$. 24. Für die gleichmäßige Beurtheilung der Arbeiten werden folgende 
Cenſurnoten feftgefebt : ’ 

eine vollkommen befriedigende, den Gegenſtand erfchöpfende Beantwortung 

oder Ausarbeitung erhäti.. ee Motel. 

eine gute Beantworiung oder Ausarbeitung - Mote 3. 

eine unvolfländie 2 ee NMote 5. 

und eine unrichtig verfehlte oder ganz hinmweggelaffene » . Note 7. 

Iſt eine Antwort oder Ausarbeitung fo befchaffen, daß fie nicht mit Bes 
flimmeheit unter eine der hier bezeichneten Gategorien rubricirt werden kann, 
fo hat fih die Prüfungscommiffion ‚der dazwifchen fallenden Zahlen als Cenſur 
zu bedienen, i 

$. 235. Die Zahlen der fämmtlichen Cenfurnoten eines jeden an der Prü— 
fung theilnehmenden Gandidaten werden zufammengezählt, und hiernach bes 
ftimmt fich die Reihenfolge oder Elafiification der Gandidaten, fo zwar, daß 
der MWenigftzählende den erften, der Meiftzählende den letzten Play erhält. 

Zritt der Fall ein, daß zwei oder mehrere Gandidaten diefelbe Gefammt: 
cenfurzahl haben, fo hat die Prüfungscommiffion nach nochmaliger Durchſicht 
der fo gleich ftehenden Arbeiten, über die Reihenfolge derfelben zu entfcheiden. 

$. 26, Um das Zeugniß der beftandenen Prüfung zu erhalten, wird 
feftgefest, daß das Gefammtrefultat der Prüfung Cd. h. das Produkt, welches 
man erhält, wenn man die Summe der Genfurnoten eines jeden mit der Anzahl 
der Fragen theilt) höchftens vier fey. Wenn das Gefammtrefultat mehr ala 
vier beträgt, fo wird die Prüfung als ungenügend erfannt und der Betheiligte, 
als nicht beftanden habend, zurückgewieſen, jedoch ift es einem folchen unbe— 
nommen, fich noch einmal bei einer fpätern Prüfung wieder zu melden. 


9.27. Nach Beendigung der Genfurarbeiten erftattet die Prüfungscommif: 
fion einen ausführlichen Bericht über das Refultat der Prüfung und die daraus 
hervorgehende Glafiifieation der Gandidaten an die oberfte Baubehörde, welche, 
nachdem fie darüber einen Befchluß gefaßt hat, die vorfchrifrsmäßige Anzeige 
davon an den Fönigl. Staatsminifter des Innern erftattet und fodann die Zeugs 
niſſe an die Betheiligten ausftellt. 
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Aufnahme der Praftikfanten, Verwendung und fernere 
Ausbildung derfelben. 


$. 38. Jeder, der das Seugniß der beftandenen Prüfung erhalten hat, 
tritt in der Regel in die Reihe der Baupractifanten, entweder für das ge— 
fammte Bauwefen, wenn er die Prüfung aus beiden Abtheilungen, oder für das 
Civilbauweſen, oder für das Straßen, Brücden: und Waſſerbauweſen, je nach— 
dem er nur die Prüfung aus einer oder der andern diefer Abtheilungen abge: 
legt hat, 

Jeder Praftikant ift als folcher verbunden, fich die zu feinem Fünftigen Bes 
rufe erforderlichen praftifchen und Gefchäftsfenntniffe und Erfahrungen bei eis 
ner Fönigl. Baubehörde zu erwerben. Die Wahl, bei welcher ein jeder diefe 
feine Praris antreten will, fteht jedem frei. 


Die oberfte Baubehörde führt über die fämmtlichen Praktikanten ein Vor— 
merfungsbuch, in welches diefelben im jedem Jahre nach der Reihenfolge ihrer 
Glaffification eingetragen werden. 


$. 29. Die oberfte Baubehörde wird für die zweckmäßige Befchäftigung 
und Verwendung, fo wie für die fernere Ausbildung derjenigen Praktikanten, 
welche fich die erforderlichen technifchen Kenntniffe erworben haben, Sorge tra- 
gen, indem fie diefelben nach Maßgabe des vorhandenen Bedürfniffes den äuſ— 
fern Baubehörden zur Verwendung bei der Aufficht von Neubauten, zur Unter: 
ftüsung der Beamten bei technifchen Arbeiten und zur Aushülfe bei den Zeich- 
nungsgeſchäften im Büreau zutheilt; mobei diefelben nach den bereits hierüber 
beftehenden Beftimmungen auch Anfprüche auf Vergütung und Taggelder haben. 


$. 30. Diejenigen Praktikanten, welche den äußern Beamten auf die im 
vorigen $. erwähnte Weiſe zugetheilt werden, müffen aber vorerft verpflichtet 
werden, und ihre Arbeiten und Werrichtungen haben fodann auch amtliche Wir: 
fung. 


Diefe Praktikanten haben halbjährig am 1. Januar und am 1. Juli einen 
ausführlihen Bericht über ihre Verwendung, über die Gefchichte der Bauten, 
bei deren Aufficht fie verwendet waren, und über die dabei gemachten Erfah: 
rungen, unmittelbar an die oberfte Baubehörde zu erſtatten. 


$. 31. Einige ausgezeichnete Praktikanten können, wie bisher, aus dem 
alterhöchft hiezu genehmigten Fond mit Stipendien und Unterftügungen zu bau— 
wiffenfchaftlichen Reifen bedacht werden. 

$. 32. Es wird übrigens vorausgefebt , daß die Praktifanten die Zeit ih: 
rer Praris als eine Gelegenheit, fich für ihren Pünftigen Beruf auszubilden und 
fih die dazu nöthigen Kenntniffe und Erfahrungen zu fammeln, nicht aber als 
ein Mittel, ihre Subfiftenz zu fichern, betrachten, und daß fie bei der Wahl die: 
fed Berufs vorher wohl überlegen werden, ob ihr Unterhalt bis zur wirklichen 
Anftellung, zum Theil wenigftens, durch ihre eigenen Mittel gededt fey. 
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B. Die Prüfungen bei den fünigl. Kreisregierungen 
der Eivilarditeften, dann der Maurer:, Zimmers 
und Steinmeßmeifter. 


$. 85. Unter Eivilarchiteften werden diejenigen verftanden, welche fich mit 
Anfertigung von Plänen zu neuen Gebäuden für Private, Stiftungen, Gemein- 
den und Eorporationen, fohin mit Löfung architectonifcher Aufgaben und mit 
Bauführungen nach eigenem Plane befaffen wollen. Sie find zwar Feine Staats: 
diener, dürfen aber ihre Kunft nicht ausüben, ohne bie hier vorgefchriebene 
Prüfung beftanden zu haben. 

Dei eingewanderten Architecten jedoch ift jedesmal bei der alferhöchften 
Stelle anzufragen, ob fie der Prüfung zu unterwerfen find. 


Prüfung der Eivilarditecten. 


$. 34. In Sufunft findet am Sitze einer jeden Kreisregierung jährlich, 
oder nach Maßgabe der Anmeldungen, alle zwei Jahre eine Prüfung der Ei- 
vilarchitecten Statt. Der Anfangstermin derfelben wird durch dag Kreisinz 
telfigenzblatt wenigfteng zwei Monate vor demfelben befannt gemacht, und hiezu 
in der Regel der 2. November, (oder wenn diefer auf einen Sonntag fällt) 
der 5. November beftimmt werden. 

$. 35. Als Vorbedingung der Admifflon zu diefer Prüfung wird erfor: 
dert, daß der Candidat fich an einer polytechnifchen oder andern hiezu geeignes 
ten Zehranftalt, die feinem Fünftigen Berufe entfprechende allgemeine Vorbil: 
dung erworben habe und darüber genügende Beugniffe beibringen Fönne; außer: 
dem hat ein jeder ein Gittenzeugniß und Proben feiner Fertigkeil im Zeichnen 
vorzulegen. 
5 3. Die Fragen und Programme für die Prüfung der Givilarchitecten 
werden jederzeit von der oberften Baubehörde, nach Maßgabe des Fünftigen 
Berufes der zu Prüfenden beftimmt und den Regierungen mitgetheilt werden; 
fie umfaffen im Wefentlichen die im $. 8 für die Prüfungen der Adfpiranten zum 
Staatsbaudienft feftgefenten Fächer der Wiffenfchaften und der Kunſt. 

$. 37. Die Prüfungen der Eivilarchitecten werden am Sitze der Kreisre— 
gierung unter der fpeciellen Aufficht und Leitung des Kreisbaurathes, und zwar 
unter Beobachtung derfelben Normen und Vorſchriften, welche in den $$. 12 
bis inel. 21 ausgedrüdt find, abgehalten. 

$. 38. Die Eenfur der Prüfungs:Elaborate, fo wie die Entfcheidung der 
Frage, ob eine Prüfung für genügend anzuerkennen fey oder nicht, gefchieht 
durch eine Commiſſion, welche aus dem Kreisbaurathe und zwei dazu gezogenen 
Eivilbauinfpectoren befteht,, welche ganz auf diefelbe Weiſe und nach denfelben 
Grundfägen verfährt, welche für die Prüfungen der Staatsbaudienfladfpiran: 
ten in $. 22 bis inel. 27 vorgefchrieben find. 

Die Negierung hat, bevor fie die Zeugniſſe ausftellt, die Refultate diefer 
Prüfung dem Fönigl. Staatsminifterium des Innern anzuzeigen. 

$. 59. Ein jeder, der diefe Prüfung beftanden hat, erhält ein amtliches 
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Zeugniß darüber, welches ihm die Befugniß ertheilt, in irgend einer Stadt/ 
oder einem Orte des Königreichs ohne Ausnahme feine Kunſt auszuüben, 
Diie Adſpiranten zum Staatsbaudienfte, welche die für das Civilbaufach 
porgefchriebene Prüfung bei der oberften Baubehörde beftanden haben, erhalten 
durch das ihuen darüber ausgefertigte Zeugniß eine gleiche Befugniß. 

$. 40. Es fteht einem jeden, der die Prüfung als Givilarchitect ablegen 
will, frei, diefelbe bei einer Kreisregierung nach feiner Wahl abzulegen. 


Die Prüfung der Maurer:, Zimmer: und Steinmepmeifter. 


$. 41. Diejenigen / welche fih ald Maurer:, Zimmer » oder Steinmetzmei⸗ 
fter anfäßig machen wollen , haben die in der königl. Verordnung über das Ge: 
werbmefen vom 28. December 1825, Tit. I, $. 61, art. 2 vorgefchriebene Prü⸗ 
fung abzulegen. 

Diefe Prüfung findet jährlich einmal, ganz in derfelden Art, wie bisher, 
am Site einer jeden Kreisregierung, unter Aufficht und Leitung des Kreis: 
baurathes oder eines andern technifchen Mitgliedes diefer Stelle Statt. Der 
Termin und die Art der Bekanntmachung deffelben ift wie $. 534 beftimmt 
wurde, 

$. 42. Die Zeugniſſe der Kreisregierungen hinfichtlich der auf diefe Weiſe 
zur Zufriedenheit beftandenen Prüfungen haben Fünftig bei Eonceffionsgefuchen 
volle Wirkung und Gültigkeit für alle Kreife, Städte und Orte des König: 
reichs ohne Ausnahme, Auch bleibt jedem Bewerber die Wahl überlaffen, bei 
welcher Kreisregierung er die Prüfung beftehen wolle, 

$, 45. Die Inhaber folher Zeugniffe erhalten aber durch diefelben nur die 
Befugniß auf die Ausübung ded gewöhnlichen Betriebes ihres Handwerkes und 
müſſen fih auf Bauführungen nah vorfchriftsmäßig genehmigten — ande: 
rer Bauverfländigen befchränfen. 

F. 4. Diejenigen, welche eine folhe Prüfung fchon früher — ha⸗ 
ben, deren Anfäßigmahung aber, in Folge der durch dieſe Prüfung erlangten 
Befugniß, noch nicht Statt gefunden hat, und welche ſich in Zukunft mit Bau: 
führungen: nach eigenem Plane und mit dem Entwerfen von Plänen für Pri— 
vate, Gemeinden ꝛc. befchäftigen wollen, haben fich der im $, 34 bis 40 vor- 
geſchriebenen gefteigerten Prüfung zu unterwerfen. 

$. 45. Diejenigen Individuen, welche die Prüfung ald Maurer, Zim⸗ 
mer- und Steinmetzmeiſter bei einer Kreisregierung ſchon früher beſtanden und 
dadurch nur einen Anſpruch auf Anſäßigmachung auſſerhalb der Städte J. Claſſe 
begründet haben, erhalten zwar nah $. 42 die Befugniß, ſich auch um die An— 
fäßigmahung in den Städten I. Elaffe zu bewerben, alfein fie haben fich als— 
dann lediglich auf den gewöhnlichen Betrieb ihres Handwerks zu befchränfen. 


11. Kreis: und Bezirkskaſſen. 
Die Steuereinnehmer fommen bei den Steuern vor. Sie und 
die Domänen» oder Rentmeifter liefern ihre Gelder in die Be 
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zirföfaffen,, diefe in die Kreisfaffe ab. Ueber die Bezirfd- und 
Kreisfaffen beftehen nur folgende neuere Beftimmungen: 
Bom 16. Juni 1818 (Amtsbl, ©. 743): 

Durch alferhöchftes Nefeript vom 2. Juni 1. 3. haben Se. Pönigl. Maje— 
ftät alfergnädigft geruht, die definitive Beibehaltung der Bezirkskaſſen in — 
bisherigen Wirkungskreiſe auszuſprechen. 

Der Bezirk dieſer Behörden begreift jenen der gleichnamigen Beʒirksge⸗ 
richte. Die Bezirkskaſſiere haben den Rang und die Uniform der Kreiskaſſe— 
Controleurs. 

Ihre Beſoldung beſteht in 1200 fl. ſtändigem Gehalte und p Remife 
von den Einnahmen nach den geſetzlichen Beſtimmungen und in einem garantir— 
ten DBetrage von 1800 fl.; woraus die Ausgaben für Büreau:Perfonal, Bü— 
reau-Miethe und andere Büreau:Koften zu beftreiten find. 


Dom 29. Januar 1827 (Amtsbl. S. 1217: 


Wir finden Uns alferanädigft bewogen, Unferen SKreisfaffieren den 
Rang Unferer Regierungs-Räthe hiemit zu verleihen, und befehlen, daß 
diefe Unfere alferhöchfte Verordnung durch. das Regierungsblatt be: 
kannt gemacht werden fol, 


Vom 6, Detober 1823 (Sntelligenzbl. S. 1416) :" 

Es iſt gefeblich angeordnet, daß wenn von einer Amtsbehörde oder von 
irgend einem Privaten eine Bezahlung an eine der Fönigl. Bezirkskaſſen geleiz 
ftet wird, die dafür empfangene Quittung mit dem gleichlautenden Quittungs: 
Abfchnitte alfogleich dem am Sit der Bezirkskaſſe conflituirten Fönigl. Land— 
Eommiffariate vorgelegt werde, damit lesteres den Duittungstalon fofort zur 
geeigneten Eontrole gegen die Bezirföfaffe in Empfang nehme, und die dem 
Intereſſenten verbleibende Quittung gleichzeitig contrafigniren könne. Man hat 
auch diefe gefebliche Anordnung den gedrucdten Quittungs-Sormularien der Bes 
zirEsfaffer ausdrücklich beifügen laſſen. j 

Dem ungeachtet muß man neuerlich wahrnehmen, daß bei den Bezirkskaſ— 
fen mehrere Zahlungen refpective Geld-Ablieferungen in ihren Caffa-Tagbüchern 
in Einnahme erfcheinen,, welche in den auf den Grund der Quittungs-Abſchnitte 
von den Fönigl. Land:Commiffariaten gegen die Bezirköfaffen zu führenden Eon: 
trol-Regiftern entweder gar nicht oder wenigftend um mehrere Wochen und 
Monate fpäter vorkommen. 


Es werden daher in Folge jener geſetzlichen Beftimmungen, alle Private, 
welche an eine königl. Bezirkskaſſe irgend eine Bezahlung entweder in baar 
Geld oder mittelft Wechſel und andern Effecten leiften, hiedurch wiederholt ges 
warnt, daß eine Bezirkskaſſe-Quittung, welche nicht mit der vechtzeitigen Con: 
trafignation des königl. Land-Commiffariats verfehen ift, überhaupt Feine ge 
ſetzliche Gültigkeit habe, und hinfichtlich der fämmtlichen an die königl. Bezirkes 
Faffen abliefernden Steuer:Einnehmer und Aemter wird hiemit noch beſonders 
beſtimmt, daß wenn bei den erfolgenden periodifchen Bifitationen der Bezirke: 
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Faffen- irgend eine Ablieferung oder Zahlung in Einnahme erfcheine, welche fich 
nicht auch im gleichem Betrage unter demfelben Tag auf dem Land-Commiſſa— 
riats:Eontrol-Regifter vorgemerkt findet, der betreffende Einnehmer und Beamte 
für jeden Einnahms-Journal-Artikel, in.eine Ordnungsftrafe von ein Gulden 
dreißig Kreuzer verfallen fey. Wonach fich zu achten ift. 


Auch vergleiche man den Landrathsabfchied von 1827, Nr. I, 
Buchſt. d. 


Wir müffen jedoch auf die Altern Beftimmungen zurücigehen, 
und finden folgende: | 


Geſetz vom 23. Sept. 1793 (Rudler'ſche URN: 
Th. II, Heft VI, ©. 183). 

Art.5. Künftighin follen alle Gelder, die in Gefolge von Urtheilsfpriichen oder 
mit Erlaubniß der Juſtiz-Behörde hinterlegt werden, zu Paris, in die General: 
Paffe des Nationalfchates, und in den Departementen, in die Kaffen der Di: 
ftrifte (der Departements-Einnehmer) gefchoffen werden. 

Art. 6. Diejenigen, bei welchen freiwillige Hinterfegungen gemacht werden, 
müffen diefe Gelder, falls ein Arreft darauf gelegt wird, oder fih Oppofitionen 
dagegen erheben, foaleich in eben diefelben Kaffen abliefern, die im vorhergehen- 
den Artikel find beſtimmt worden. 

Art. 7. Die Vorgeſetzten der Einregiftrirungs:Regie haben zu wachen, daß 
befagte DepofitenGelder an ihre Behörde abgeliefert werden, und die Depofi- 
tarien zu belangen, die in dem anberaumten Termin das Gefes nicht befolgt 
haben, unter Strafe, felbft für den Verluſt haften zu müffen, der durch ihre 
Verſäumniß verurfacht werden Fünnte. 

Art. 8. Die Einnehmer oder Beamten und andere Perfonen, bei denen 
Gelder hinterlegt find, follen eine umftändliche Generaltabelle verfertigen, welche 
enthalten muß: 1) die Namen derjenigen, denen die Gelder gehören; 2) die 
Summen, welche jeder derſelben hinterlegt hat. Diefe Tabelle ftellen fie dem 
Diſtrikts⸗- (Departements:) Einnehmer zu. 

Art. 9. Gedachte Tabelle muß auch der Arrefte und Oppofitionen erwäh— 
nen, welche gegen jede der darin enthaltenen Summen eingelegt worden find. 

Art. 10. Die Diſtrikts- CDepartements:) innehmer follen die in den 
Artikeln 8 und 9 gemeldete Tabelle in ein Tagebuch eintragen, in welches auch 
alte Hinterlegungen, die bei ihnen gemacht werden, in Zufunft eingefchrieben 
werben müſſen. Diefes Tagebuch wird in fünf Colonnen abgetheilt: in die erfte 
muß das Datum der Hinterlegung geſetzt werden; in die zweite, die Namen, 
Vornamen und Gewerbe derjenigen, welchen die hinterlegten Gelder gehören; 
in die dritte die hinterlegten Summen felbft; in die vierte, die Oppofitionen , 
welche gegen diefe Gelder gemacht, vder die Arrefte, mit denen fie find belegt 
worden; die fünfte, endlich, bleibt frei, um die Zurückgabe der hinterlegten Gel 
der hineinzutragen, welche Einſchreibung fodann flatt einer Quittung dienen kann. 
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Art. 11. Die Diſtrikts- (Departements) Einnehmer und der Generdk 
Kafjirer des National-Schatzamtes follen Empfangsfcheine für die Summen aus“ 
ſtellen, die bei ihnen hinterlegt worden find. Diefe Empfangsfcheine müſſen, 1 
Paris, von dem General:Kontroleur der Kaffen des Schatztamtes, und in den 
Diftrikten (Departementen), von zwei Mitgliedern des Direktoriums (der Cem 
tralverwaltung) vifirt werden, welche dieſelben in ein hiezu beſtimmtes Regiſter 
eintragen zu laffen haben. 

Art. 12. Die Diſtrikts- CDepartements:)Einnehmer müffen jeden Monat 
dem Kaffirer der täglichen Einnahmen des Nationalfchagamtes die Summen zu⸗ 
ſchicken, die in Vollziehung der vorhergehenden Artikel in ihre Kaſſen geſchoſſen 
find, und denfelben eine, von dem Eimrehmer befcheinigte, und von zwei Glie⸗ 
dern des Diſtrikts-Directoriums «Eder Departements-Verwaltung) viſirte Ein⸗ 
nahm⸗Tabelle beilegen. 

Art. 13. Die von den Diſtrikts- (Departements⸗) Einnehmern dem Kaf: 
firer der täglichen Einnahmen des National:Schabes zugefchichten Gelder müſſen 
alte acht Tage von gedachtem Kaffirer dem General-Kaſſirer zugeſtellt werden, 
welcher diefelben in die Kaffe zu drei Schlüffeln nebft den Summen zu hinter: 
legen hat, die ihm, vermöge der von den Tribımälen der Stadt Paris gefpro: 
chenen Urtheile, unmittelbar fiberliefert worden find. 

Art. 14 Die Oppofitionen gegen die Zahlung der Summen, welche un 
mittelbar in der General:Kaffe des National: Schapes hinterlegt worden find, 
müſſen, dem Gefebe vom 19. Hornung 1793 gemäß, und wie es überhaupt für 
alte Summen tiblich ift, die aus gedachtem Schape bezahlt werden, bei den Com: 
miffarien des National-:Schabamtes gemacht werden. 

Die Oppofitionen gegen diejenigen Gelder, weldse bei den Diftrifts: (De: 
partements⸗) Cinnehmern hinterlegt worden find, müffen bei gedachten Einneh: 
mern felbft gemacht werden, auch in dem Falle, wenn fie diefe Gelder ſchon 
an den National: Schab abgeliefert hätten. 

Art. 15. Der zur Aufnahme gedachter Oppofitionen beſtellte Beamte muß 
Tag für Tag die Nummer einer jeden Oppofition in der Kolonne des Tagebuched 
des General: Kaffirers anmerken laffen. 

Art. 17. Diejenigen Gelder, die bei den Diſtrikts⸗ ( Departements⸗) Ein: 
nehmern hinterlegt worden find, ſollen von denſelben zurückgegeben werden, in 
Gefolge der Urtheilsſprüche, welche dieſes verordnen, und nachdem alle Oppo⸗ 
fitionen aufgehoben worden find. Sie haben gedachte Zahlungen aus der laufen: 
den Einnahme der bei ihnen hinterlegten Gelder zur machen, und wenn biefe 
nicht hinreichen, aus den übrigen Geldern, die ihnen auf Rechnung des öffent: 
lichen Schates anvertraut werden. 

Art. 18. Wenn die tägliche Einnahme der Depofiten-Gelder nicht hinreicht, 
die Nückzahlungen zu machen, die den Monat hindurch befehligt werden, und 
der Diſtrikts⸗ (Departements⸗) Cinnehmer alfo genöthigt wird, feine übrige Ein: 
nahme anzugreifen, fo läßt er diefes, bei der Unterfuchung feiner Kaffe, von 
den beiden Mitgliedern des Direktoriums, denen dieſes Gefchäft aufgetragen iſt, 
conftatiren. Gedachte Verwalter fellen ihm fodann einen Schein über die 


⸗ 
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Summe aus, die er ſolchermaßen feiner gewöhnlichen Einnahme hat entziehen 
müſſen. Diefen Schein fchickt hierauf gedachter Einnehmer dem Kaffirer der 
täglichen Einnahmen des National:Schabes- als baare Zahlung zu. 

Art. 19. Der Kaffirer der täglichen Einnahmen überliefert ebenfalls die im 
vorhergehenden Artifel gemeldeten Scheine der Diftrifrs:Direftorien CDeparte: 
ments-Berwaltungen) dem General:Kaffirer ftatt baarer Bezahlung. Der Ge: 
neral:Kaffirer nimmt fodann aus der Kaffe zu drei Schlüffeln die in gedachten 
Scheinen angezeigten Summen, und legt hingegen die Scheine ftatt derfelben 
in die Kaffe. 

Diefes alles muß in Gegenwart eined der Gommiffarien des Nationel- 
Schatzamtes und des General-Kontroleurs der Kaffen gefchehen, welcher letztere 
einen Verbal-Prozeß darüber auffeht. 





Gefeg vom 15. Germ. IV (Th. VII, Heft XIV, ©.43 — 45): 

Ar. 1. Die Departements:Einnehmer der unmittelbaren Auflagen ſollen ge— 
halten feyn, eine Bürgſchaft in unbeweglichen Gütern zu ftelfen. 

Art. 2. Diefe Bürgfchaft muß dem zwölften Theile des Betrags der mnmit- 
telbaren Auflagen eines Jahre am Werthe gleich feyn. 

Art: 3. Diefelbe fol von den Departements:Verwaltern aufgenommen, 
und von ihnen nach den Rollen gedachter Auflagen beftimmt und feftgefegt werden. 

Art. 4. Diefe Feſtſetzung muß jedes Jahr ernenert werden, 





Geſetz vom 25. Niv. V (Th. VII, Heft XIV, ©. 45): 

Art. 1. Die Departements-Einnehmer , welche ermangeln würden, in den 
durch die Artikel 14 und 15 des Geſetzes vom 7. Brumär vorgefchriebenen Fri: 
ften die in befagten Artikeln angezeigten Verzeichniffe einzufchicten, ſollen für die 
Verſäumung der erften Dekade, der Hälfte der Remiſen verluftig feyn, die ih: 
nen an den in gedachte Verzeichniffe einzutragenden Summen zugefommen wäs 
ren, und im alle fie noch eine zweite Dekade verfäumen, follen fie der gedach- 
ten Remifen gänzlich verluftig feyn. 

Art. 2. Die Departements:Einnehmer, welche einen Monat werden ver: 
ftreichen laffen, ohne die im vorhergehenden Artikel erwähnten Einfendungen zu 
machen, follen abgefest werden. Die Commiffarien des Schabamtes werden fie 
dem Volfiehungs-Directorium anzeigen, welches gehalten iſt, fie zu erfeben. 

Art. 3. Die Einnehmer und die von ihnen in den Bezirfen angeftellten Vor: 
gefesten der Steuer-Erhebung follen unter den nämlichen Strafen gehalten feyn, 
in der erften Dekade eines jeden Monats ihre Situations-Bordereaur bis zum 
30. des zu Ende gegangenen Monats an das National-Schatzamt einzufchiden. 

Art. 4. Die Eommiffarien des Schabamtesd Fönnen die Kaffen, Bücher 
und Tage-Regifter der Departements:Einnehmer unterfuchen laffen; der Unters 
ſuchungs-Verbalprozeß wird an das Schatzamt geſchickt, und im Falle fich dar- 
and Beweife einer unfreuen Verwaltung oder Untüchtigfeit ergeben, fol das 
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Directorium diefe — abſetzen, ihre Stelle durch andere beſehen, und 
nach Bewandniß der Umftände belangen laffen. 


Gefeg vom 17. Brüm. V (Th. IV, Heft VII, ©. 137): 

Art. 14. Die Eentral:-Berwaltungen follen, am 50. eines jeden Monats, 
oder am folgenden Tage, dem Finanzminifter (dem Regierungs-Commiſſär) die 
Lifte (den Status) der von Departements-Einnehmer erhobenen Summen , ein 
fenden. Diefer Status foll zeigen: 

1) Den Betrag der directen Steuern, die dem Departement für jeden Zeitz 
raum, deffen Rechnung noch nicht abgefchloifen iſt, zugetheilt find. 

2) Den Betrag der Summen, die dem vorhergehenden Status zufolge, ab: 
bezahlt worden find. 

5) Den Betrag der Summen, die feit dem letzten Status bezahlt worden 
find. 

4): Den Betrag der Summen, die, zur Schliefung der Rechnung für den- 
felben Steuer-Zeitraum, noch zu bezahlen find. 

5) Den Betrag der Summen, die, feit dem letztern Status aus allen Thei- 
len der andern Öffentlichen Einnahmen auffer den direkten Steuern, ein: 
gekommen find, 

6) Den Betrag der in der Kaffe noch vorhandenen Summen. Diefer Sta: 
tus foll 

7) Die Lage einer jeden Gemeinde, auf die, im vorhergehenden Artikel vor: 
gefchriebene Art, darftellen, 

Art. 15. Die Departements-Einnehmer folfen, in Anfehung der Commiſ— 
fire der National-Schatzkammer (des Juſtiz-Miniſters), das nömliche thun, 
was im vorhergehenden Artikel, in Anfehung der Eentral:Berwaltungen, vor: 
gefchrieben ift, 





Geſetz vom 22. Brüm, VI (Th. IN, Heft VI, ©. 27), welches die 
Steuer» und Einnahmebehörden betrifft, nebft weitläufiger Ins 
ftruction. S. Staatswirhfchaft. 

Hieher gehört der $. 2 der Inſtruction, welcher von den Amts» 
verrichtungen der Bezirks⸗Kaſſiere handelt: 

Die Borgefesten der Einnahmen find Mittelsperfonen zwifchen den Steuer: 
Einziehern der Gemeinden und dem Steuereinnehmer des Departements. Der 
Dorgefeste empfängt die Gelder von den erftern, und überliefert jie diefem letz- 
tern ; diefe doppelte Handlung fest fie unaufhörlich in Stand, die Steuererhe= 
dungen zu betreiben, und derfelben Sortfchritte zu keunen. 

Alſo während daß die Schatzkammer vermittelt ihrer Einnehmer die Ver— 
zeichniffe der Hebungen empfängt, erhält der Minifter von den Central-Verwal— 
tungen, von den Commiffarien und Infpeftoren, andere Verzeichniſſe, die ihm 
zu Gegen:Regiftern für die erflern dienen: alsdann ift in ben Öffentlichen Get: 
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dern Beine Stocdung mehr möglich ; fondern, im Gegentheil, fehnelle , regelmäf: 
fige und vollkommen gefannte Eingänge. 

Der Borgefeste foll die Gelder aus den Händen der Einzieher alle Deka: 
den empfangen, es fey denn, befondere Geſetze beftinmen andere Epochen. 

Zu diefem Ende foll er für jede Eontribution und für jeden Jahrgang ein 
Regiſter für jede Gemeinde halten, in welchem jeder Einzieher eine offene Rech⸗ 
nung halten foll. 

Er fol immer , jede Dekade, die Fonds, welche er während der vorherge: 
henden Dekadeempfangen hat, in die Hände des Departements:Cinnehmerg ein: 
fchießen. 

Er fol ein genaues Regifter von feinen Einfchüffen halten. 

Alle Dekaden foll er dem Departements-Commiſſarius ein Verzeichniß feiner 
Einnahme und feiner Einfchüffe ſchicken. 

Er foll ihm zu gleicher Zeit die Einzieher zu kennen geben, die fich verfpäs 
tigen, ihm ihre Einnahmen zu bringen, und foll dem Departements-Commiſſa⸗ 
rius diejenigen anzeigen, gegen welche man Gerichts:3mwänge ergehen laffen muß, 

Diefer folldie Gerichts:3wänge der Departemental:Berwaltung vorfchlagen, 
und fie hernach an den Vorgeſetzten fchicken, damit er fie gegen die verfpätigten 
Einzieher vollſtrecken laffe. 

Der Borgefeste foll die größte Sorge tragen, daf der Departementd:Com: 
miffarius von den Einnahmen und allen Geld:Einfchüffen ſtets Kenntniß habe, 
damit, wenn diefer genane und regelmäßige Derzeichniffe liefert, auch der Mi: 
nifter dadurch, zu welcher Epoche es feyn mag, von dem Zuftande der Stener⸗ 
erhebungen in allen Theilen der Republik unterrichtet ſey. 


Das Geſetz v. 17. Fruct. VI ſetzt an die Stelle der Departements⸗ 
Einnehmer die Haupt⸗Einnehmer (receveurs généraux) jetzt Kreis—⸗ 
Einnehmer, und beſtimmt den Gehalt ꝛc. (Th. VII, Heft XIV, ©. 49.) 

Art. 3. Die Haupt:Einnehmer und ihre Vorgefesten ſollen für ihre Tara: 
tionen, von der nämlichen Zeit auch an zu rechnen, einen firen Gehalt, und dazır 
einen Nachlaß an ihren refpektiven Einnahmen, erhalten. 

Art. 4. Der fire Gehalt der Haupt:Einnehmer foll 6000 Brands ſeyn. 

Art. 5. Ihre Nachläffe follen das Drittel eines Gentime vom Franc alfer 
Einnahmen des Haupt: Bezirks, welche in ihre Kaſſen bewerfftelligt worden, 
ausmachen. 

Jedennoch follen die Nachläffe des Yaupt:Einnehmers im Departement der 
Seine nur ein Fünftels-Centime von jedem Franc der Einnahmen der Gemeinde 
Paris ausmachen. 

Der Ertrag der indireften Steuern derfelben Gemeinde fol fernerhin un: 
mittelbar in die National: Schatfammer eingefchoffen werden. 

Art. 6. Die Nachläſſe der Haupt:Einnehmer follen in einem Zehentelö:Gen- 
time von jedem Franc der Einnahmen beftehen, welche von ihren Vorgeſetzten 


in ihre Kaffen eingefchoffen werden. 
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Art. 7. Der fire Gehalt der Einnahme-Vorgeſehten ſoll 2400 Franc’s ſeyn. 

Art. 8. Ihre Nachläffe follen in einem Drittels-Gentime von jedem Franc 
aller Art Einnahmen, welche auch in ihre Kaffe eingegangen find, beftehen. 

Art. 9. Sind ausgenommen von der Einnahme welche für die Nachläffe 
der Haupt:Einnehmer und ihrer Vorgeſetzten beftinnmt ift, 1) die der Inferip= 
tionen, Rembourfirungs:Bons , oder anderer Effeften der Staats-Schuld, 
welche in Zahlung der National:Domänen gegeben werden; 2) der Betrag der 
Entladungen und Reduftionen; 3) der Betrag der National-Schatungen. 

Art. 10. Die Haupt:Einnehmer und ihre Vorgeſetzten follen von ihren Taren 
die Befoldungen ihrer Commis, und die Koften ihrer Büreaur beftreiten. 

Art. 121. Die Commiffarien der National-Schatzkammer follen alle Monate 
das umfländliche Verzeichniß der Nachläffe der Haupt-Einnehmer umd ihrer Vor: 
geſetzten auf die Einnahme, die in ihren refpeftiven Kaffen während dem vorigen 
Dionat bewerfitelligt worden, abfchließen. 

Diefes Verzeichniß fol dem Finanz: Minifter eingehändigt werden. 

. Art. 12. Die Haupt:Cinnehmer und ihre Vorgeſetzten Fönnen, bei Strafe 
der Veruntrenung, an ihren Einnahmen Beinen andern Abzug für ihre Nachläſſe 
vornehmen, als der durch gegenmwärtiges Geſetz autorifirt ift, nach und nach und 
verhältnißmäßig mit den bewerkftelligten Einnahmen. 

Auch Fönnen fie unter der nämlichen Strafe nicht mehr als das Zwölftel 
ihres firen Gehalts jeden Monat zurückbehalten. 

Art. 15. Der Inſpektor der direßten Steuern fol bei dem Haupt-Einneh⸗ 
mer die Kaffe der Einnahmen des Bezirks vom Hauptort, nach den Regeln, 
die im Geſetz vom 22, des letzten Brümärs und in der beigefügten Inftruftion 
erklärt find, wie auch nach folgenden Verfügungen, verifiziren. 

Art. 14. Wenn die Einzieher der direkten Steuern die Einfchüfje in die 
Kaſſe des Einnehmers oder feiner Vorgefesten bewerkfteltigen, fo follen fie ge: 
halten feyn, in Zeit von 24 Stunden die Empfangfcheine, die fie erhalten, vom 
Eommiffarius des Vollziehungs:Direftoriums bei der Munizipal:Berwaltung der 
Refidenz des Einnehmers oder Vorgeſetzten vifiren zu laffen. 


Art. 15. Die Einnahme:-Vorgefesten follen auch, in Zeit von fünf Tagen, 
vom Eommiffarius bei der Munizipal:Verwaltung ihrer Refidenz die Empfang: 


"fcheine von den Summen, die fie in die Kaffe des ———— einſchießen 
werden viſiren laſſen. 


Art. 16. Die Commiſſarien des Direktoriums ſollen, nach der Ordnung des 
Datums und mit Auszügen, die Empfangſcheine, die ihnen zum Viſa dargebracht 
werden, einregiſtriren. 


Sie ſollen deßfalls ein Regiſter halten, welches offene Rechnungen mit dem 
Einnahme-Vorgeſetzten und mit den Einziehern feines Bezirks enthalten ſoll. 
Art. 17. In den großen Gemeinden, welche in Bezirfe getheilt find, follen 


das Viſa und die Einregiftrirung der Empfangfcheine durch den Commiſſarius 
des Direftoriumg bei dem Gentral:Büreau gefchehen. 


Art. 18. Im Fall einer Abwefenheit oder Dinderung des Commiffarius des 
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Direftoriums , full das Viſa und die Einregiftrirumg durch den gefchehen, welcher 
ihn in feinen Amtsverrichtungen erſetzen wird. 

Art. 19, Die durch vorftehende Artifel vorgefchriebenen Formalitäten follen 
auf freiem Papier und ohne Koften erfüllt worden, 

Art. 20. Alle nicht vifirten Empfangfcheine Fönnen in feinem Ball den Einzie⸗ 
bern, noch den Einnahme-Vorgeſetzten zur Entladung dienen. 

Art. 21. Die Einzieher und die Vorgeſetzten der Einnahme, welche vernach: 
läßigt haben, ihre Empfanäfcheine vifiren zu laffen, follen überdieß ihrer Nach— 
läffe am Betrag der nicht vifirten Empfangfcheine beraubt werben. 

$. 22. Die Eommiffarien des Direftoriums bei den Munizipal-Verwaltun⸗ 
gen des Hauptorts der Einnahme:Bezirfe follen am erften jeder Dekade den Goms 
miffarius des Direktoriums bei der Gentral:Derwaltung die Kifte der Summen, 
die auf den Empfangfcheinen ftehen, die fie während der vorhergehenden Dekade 
pifirt haben, zufchicten: die Lifte fol das Datum der Empfangsfcheine anzeigen. 

Art. 23. Der Commiffär bei der Central-Verwaltung foll eine Hauptliſte 
von dieſen beſondern Liſten formiren. 

Er ſoll auf eine abgeſonderte Columne daſelbſt das Datum und den Betrag 
der Empfangſcheine der Einnahme-Vorgeſetzten hinſchreiben. 

Er ſoll dieſe Hauptliſte dem Inſpektor der direkten Steuern einhändigen. 
Er ſoll auch eine Abſchrift davon dem Finanz-Miniſter und der National-Schah— 
kammer zuſenden. 

Er ſoll ein ſummariſches Regiſter von den Liſten halten, die er in Vollzie— 
hung des gegenwärtigen Artikels gebildet hat. 

Art. 24. Die Liſten der Einnahme-Vorſteher ſollen ſummariſch der Gin: 
fhüffe erwähnen, die in ihren Kaffen gemacht worden, und fie follen vom Prä— 
fidenten der Munizipal-Verwaltung ihres Wohnorts befcheinigt, vorher aber 
auf dem vom Commiffarius des VollziehungssDireftoriums gehaltenen Regifter 
verifizirt werden. 

Art. 25. Die Kiften der Haupt-Einnehmer follen gleichfalls fummarifch die 
Einfhüffe angeben, welche in ihre Kaffen gemacht worden, und fie ſollen auch 
von der Gentral:Berwaltung befcheinigt werden, nachdem man fie auf dem von 
dem Commiffarius bei gefagter Verwaltung gehaltenen Regifter verifizirt hat. 

Art. 26. Alle Einnehmer in direkten Steuern, welche den Ertrag ihrer 
Einnahmen in die Kaffen der Haupt:Einnehmer oder ihrer Vorgeſetzten einfchief- 
fen, follen auch gehalten feyn, dem Inſpektor der direften Steuern auf fein Be: 
gehren ihre Regiſter mitzurheilen, wodurch die von ihnen gemachten Einſchüſſe 
conftatirt werden. 

Art. 27. Das Voltziehungs:Direftorium fol dem gefepgebenden Korps, im 
Laufe des Vendemiär Jahr 8, das umftändliche Verzeichniß des Betrages der 
Nachläffe jedes Haupt-Einnehmers und jedes feiner Worgefenten während dem 
Jahr 7, vorlegen. 

Art. 8. Alle vorherigen Gefebe, die dem gegenwärtigen zuwiderlaufen, 
ſind aufgehoben. 
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Geſetz vom 4. Frim. VII (Heft XVD über Thuͤr⸗ uud Ken 


fterfteuer : 

Art. 13. Die Einnehmer 2c. find perfünlich für die richtige Einziehung 
verantwortlich; fie follen im Fall einer Zögerung auf ihre Güter und Bürgfchaft 
verfolgt werden , vorbehaltlich ihres Regreffes an die untern Cinnehmer und die: 
fer gegen die Steuerbaren. 


Das Gefek vom 27. Bent. VIII hebt die fogenannten Einnahme⸗ 
Vorgefegten auf, und fest an ihre Stelle die Partifular » ober 
jegigen Bezirföfaffiere, beftimmt ihre Gaution auf ein Zwanzigftel 
der Grundftener, und verfügt noch im Art 10: 

Die General:Einnehmer find ermächtigt, von den Bezirfskaffieren Sou: 
miffionen zu verlangen, daß fie die direften Steuern in die Hauptkaſſe liefern 
wollen, und zwar zu gleihen Epochen, wo die Departements:Einnehmer ab: 
liefern, nur jedesmal 14 Tage zuvor. j 


Nah dem Gefeh vom 4. Germ. VII hat die Regierung bie 
Caution ded Zahlmeifters und Kaffierd des Staatsfchages zu bes 
ſtimmen. 


Jetzt werden die Amtsbuͤrgſchaften in liegenden Guͤtern oder 
Staatspapieren geſtellt, woruͤber die Verordnung vom 12. März 


1828 (Int. S. 67) Vorſchrift giebt: 

Bei der Prüfung der Amtsbürgſchaften in Grundgütern hatte die unter: 
zeichnete königl. Regierung fehon öfters zu bemerken die Gelegenheit, daß die 
betreffenden Beamten mit den in diefem Rechtsgefchäfte zu beobachtenden Förm: 
lichkeiten nicht hinreichend vertraut find, und daß. die Bürgfchafts-Aften nicht 
immer mit der erforderlichen Sorgfalt und Negelmäßigkeit errichtet werden. 

Man findet fich defhalb bewogen, um einestheils unnüsen Weitläufigkeiten 
zu begegnen, anderntheild den Kaſſebeamten Beine überflüffiigen Koften zu ver: 
urfachen, in nachftehenden Beftimmungen die wefentlichen Momente aufzufaifen, 
worauf bei der Stellung von Real:Bürgfchaften Bedacht zu nehmen ift. 

6.1. Bei der Bürgfchaftsleiftung ift fich zumächft der Eigenſchaft des Eau: 
tiongftellerd zu verfichern; derfelbe muß großjährig und im vollen Genuffe fei= 
ner bürgerlichen Rechte feyn, er darf fich mithin weder im Zuftande der In— 
terdiction, noch auf irgend eine Weiſe unter gerichtlicher Wormundfchaft bes 
finden, 

$. 2. Wenn der Gautionsfteller verheirathet ift, fo muß deſſen Ehefrau 
dem Bürgſchafts-Akt beitreten und fich folidarifch mit ihrem Ehemann verbin- 
den, unter DVerzichtleiftung zum Vortheil des königl. Aerars refpektive der Ge- 
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meindefaffe auf die ihr zuftehende gefegliche Hypothek, überhaupt auf alle ihr 
zuftehende und auf den zu verpfändenden Liegenfchaften beruhende Rechte. 

$. 3. Bei der Bürgfehaft ift der Gegenftand, die Dauer und der Um: 
fang genau zu unterfcheiden und in dem Cautions-Inſtrument beſtimmt auszus 
drücden. 
| Der Gegenftand ift die Haftung für die ganze Geftion des betreffenden 
Gaffa:Beamten; die Dauer erſtreckt fich auf die ganze Zeit, für welche der 
Beamte in der Ausübung des ihm verliehenen fpeziell zu bezeichnenden Amtes, 
oder in der Verwaltung einer fpeziell zu bezeichnenden Kaffe ift; der Umfang 
endlich bezieht fih auf die Summe, bis zu deren Belaufe der Cautionsſteller 
bie folidarifche Haftung fibernimmt. 

$. 4. In Anfehung der Unterpfänder, weiche der Cautionsſteller zur. Si: 
cherheit und Gewährleiftung der eingegangenen Verbindlichkeit hingibt, iſt zu 
betrachten: 

1) deren Natur, 2) deren Werth, 53) der Urfprung bderfelben, 4) ob fie 
im freien Befite des Gautionsftellers find, 5) ob der etwaige Acquiſitionspreis 
völlig berichtigt ift, 6) ob die Güter von hypothekariſchen Laften auf die frü— 
bern Inhaber befreit, und endlich 7) ob fie nicht mit gefeblichen, vertrags- 
mäßigen oder gerichtlichen Hypotheken durch. das Factum des Eautionsftellers 
belaftet find. 

$.5. Ad 1. Hinfichtlich der Natur der Unterpfänder handelt es fich hier. 
vorzüglich von einer genauen Befchreibung der Immobilien, nach ihrer natür- 
lichen Befchaffenheit,, Lage und Begränzung. Bei Gebänlichkeiten ift die Rum: 
mer anzugeben, unter welchen diefelben in die Brandverfiherungsanftalt aufge 
nommen find, bei Grundftücden muß der wirkliche oder beiläufige Slächeninhalt 
bemerft feyn. 

$.6. Ad 2. Der Werth der Unterpfänder wird jedenfalls durch gericht: 
lihe Schätzung ausgemittelt. Die Schäsleute, zwey an der Zahl, werden auf 
Detreiben der betreffenden Gaffa:Beamten, von dem einfchlägigen Bürgermei: 
fteramte ernannt, welches ſich zur Pflicht rechnen wird, dazu nur ganz unbe⸗ 
ſcholtene in der Landwirthfchaft wohlerfahrne Männer zu beftellen. Sollte der 
Ball eintreten, daß die beiden Erperten ſich nicht vereinigen können, fo hat der 
Bürgermeifter noch einen dritten zu bezeichnen, welcher der einen oder der ans 
dern Anficht der Erperten beitreten muß. 

Nach vorheriger Beeidigung vor dem königl. Friedensgerichte fchreiten die 
Erperten zur gewiffenhaften Abfchäsung der Immobilien, wobei nicht zu über: 
fehen ift, daß der Werth eines jeden Objekts individuell ausgemittelt und be: 
flimmt werden muf. 

Der Abſchätzungsakt muß belegt ſeyn: 

1) mit der Erperten:Ernennung ; 

2) mit.der Erperten-Beeidigung; 

3) mit einem Auszuge der Sectionsregifter und refpektive der Dintterrolfe, 
über die in der Schähung begriffenen Liegenfchaften ; 

4) . mit dem Schaͤtzungsprotokoll oder Erpertenbericht, welchem für die Ge— 
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bäufichfeiten auchnoch der Auszug aus dem Brandverſicherungs-Grund⸗ 
buche anzufügen ift. 

$. 7. Ad 3. Was den Urfprung der Unterpfands-Gegenftände anbelangt, 
fo muß, wenn die Güter durch Kauf oder Tauſch erworben wurden, der Kauf: 
oder Taufch:Eontraft, und im Fall fie aus einer Erbfchaft herrühren, der Thei— 
lungsakt, vermöge welchem das Eigenthum an den Eantionsfteller übergegangen 
ift, in gehöriger Form beigebracht werden. 

$.8. Add Dur den unter $. 6 erwähnten Auszug ber Sections-Re— 
gifter ift zu erhärten, daß der Cautiongfteller in wirklichem Befis und Eigen: 
thum der Llegenfchaften ift, die Identität derfelben,, mit den Objecten, wie jie 
die Eigenthums-Urkunde befchreibt, muß auffer allen Zweifel gefebt feyn. 

Die Güter find nur dann als völlig frei in den Händen des Cautionsſtellers 
anzufehen, wenn fie weder mit einer Grund: oder zinsherrlichen Abgabe oder 
Leiſtung, noch mit einem Nießbrauche zu Gunften eines dritten, noch mit einem 
Rückfallsrechte behaftet find. Sobald folche Befchwerniffe vorhanden find, Faun 
die Liegenfchaft nicht zum Unterpfand dienen, es fey denn, daß nach den obwal: 
tenden Umftänden von der Eönigl. Regierung das befondere Zugeftändniß errheilt 
worden wäre. Wenn die Liegenfchaft durch Echenkung erworbeu wurde ,,- wobei 
das Rückfallsrecht flipulirt ift, fo kann diefelbe in Feinem Falle zum Unterpfande 
angenommen werden, weil für den Fall, wo das Nücdfallsrecht ausgeübt wird, 
bie Liegenfchaft frei von Hypotheken, welche der Schenknehmer darauf contra: 
hirt haben Fünnte , in den Beſitz des Schenfgebers zurückgeht. 

Die Freiheit der Güter kann iu der Regel durch die Eigenthumstitel beur: 
theilt werden, jeden Falls hat aber der Gantionsftelfer in dem Bürgſchafts-JIu— 
ſtrument, unter der Strafe bes Stellionats die Erflärung abzugeben, Daß er 
die Unterpfänder eigenthümlich und frei befige, und daß er nichts Davon ver: 
äuffert habe, | 

6.9 Ads, Wenn die Liegenfchaft durch Kauf erworben wurde, fo muß 
bie Quittung über den ausbezahlten Kauffchilling vorgelegt werden, in fo ferne 
biefelbe nicht fchon in dem Kaufact felbit enthalten ift; hat fie der Cautionsſtel⸗ 
ler durch Theilung oder Tauſch überfommen, wobei eine Herausgabe bedungen 
wurde, fo ift auch die Quittung über die entrichtete Herausgabe beizubringen, 
wenn fie ebenfalls nicht fchon im Theilungsact oder Zaufchvertrag aufgenom: 
men ift. 

In fo ferne diefe Quittungen unter Privatunterfchrift ertheilt werden, fo 
muͤſſen diefelben durch den einfchlägigen Bürgermeifter legalifirt werden. 

Diefelben Productionen find auch für die Erwerbung alfer frühern Beſitzer 
(mit Ausnahme des Staats, der Gemeinden und Stiftungen) im Zeitraum von 
breißig Jahren erforderlich, weil eine Klage anf Auflöfung des Contrakts, we: 
gen Nichtbezahlung des Preifes, unabhängig von dem Hypothekarrecht und dem 
Privilegium befteht und erft nach Ablauf von dreißig Fahren verjährt. 

$. 10. Ad 6. Zum Beweiß, dab die Unterpfänder von alten hypotheka— 
rifhen Laften auf die früheren Inhaber befreit find, wird vor allem die 
Zranfeription der Erwerbstitel bei dem Hypothekenamte erfordert. Ueber die 
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Erfüllung diefer Förmlichkeit ift die geeignete Befcheinigung beizubringen, mit 
den weitern Atteften, daß 15 Tage nach der Tranfeription Feine hypothefarifchen 
Einfchreibungen mehr beftanden haben, oder daß die nach der Tranfeription 


wirklich beftandenen und noc innerhalb der fünfzehn Tagen neu genommenen, ., 


ganz und ohne alfen Vorbehalt geftrichen worden find. Auch für den Ball, wo 
die Güter durch Erbichaft an den Gautiongjtelfer übergegangen find, ift die Bei: 
bringung einer Befcheınigung des Oppothefenamtes ımerläßlich, daß auf den Na— 
men und gegen den Erblaffer Feine hypothefarifchen oder privilegirten Laften mehr 
eingetragen find, ebenmäßig auch ein Zeugniß des königl. Triedensgerichts, daß 
der Erblaffer mit Peiner Vormundſchaft oder Kuratel behaftet war. 

Wenn die erworbene Liegenfchaft mit einer Legal-Hypothek, welche ohne 
Einfchreibung ſtillſchweigend befteht, behaftet war, zu deren Löfchung das durch 
den Art. 2195 und folgende des Civilgeſetzbuches vorgezeichnete Verfahren ein: 
gefchlagen werden müßte, jo find alle anf dies Verfahren bezügliche Verhand— 
tungen vorzulegen, 

F. 11. Ad7. Der Eautiongfteller muß gleichmäßig durch ein Zeugniß des 
Hppothefenamtes nachweifen, daß auf den Unterpfändern Peine hypothefarifchen 
Einfhreibungen auf feinen Namen und gegen ihn, fo wie gegen feine Ehefrau, 
wenn er verheirather ift, beftehen; ferner -hat er auch durch ein Zeugniß des 
einfchlägigen Fönigl. Friedensgerichtd darzuthun, daß ihm Feine Vormundſchaft 
oder Kuratel übertragen ift, alfo auch Feine gefegliche Hypothek gegen ihn be: 
ſteht. Diefe beiden Zeugniffe find einen Tag nachher, als die Eaution in das 
Hppothefen-Regifter eingetragen wurde, ertheifen zu laffen. 

$. 12. Für den Fall, als ein cautionspflichtiger Beamte auf ein anderes 
Amt verfest oder befördert wird, und ihm von der Pönigl. Regierung die Be- 
wilfigung ertheift wurde, die bereits geleiftete Dienftbürgfchaft auch für das neu 
verlichene Amt zu beftelfen, fo muß hierüber ein neues Bürgſchafts-Inſtrument 
ganz in der Form des frühern und unter Beobachtung des Art. 2129 des Eivil- 
gefenbuchd aufgenommen und in das Hypotheken-Regiſter eingetragen werden; 
es bedarf aber für diefen Fall bloß des Beweifes, daß der Gautiongfteller auf 


die Unterpfänder Feine neue Hypothek contrahirt hat, folglich blos der unter 
$. 11. bemerften Attefte, 


Noch fey das Decret vom 11. Januar 1808 erwähnt: 

»Nach Anficht der Art. 155, 187 und 189 des Handelsgeſetzbuchs, 

Art. 1. Die Biehungen des Generalkaſſters des öffentlihen Schapes auf 
ihn ſelbſt, übertragbar auf einen Dritten, als Zahlung durch einen Kaffebeamten, 
der hiezu befonders ermächtigt iſt, find den Handelswechfelbriefen gleichgeftelft, 
ſowohl in Anfehung der Frift, wo fie nichtig werden, als in Anfehung der Dauer 
der Gaution, die vom Eigenthümer gefordert werden könnte, welcher, Eraft eis 
ned Urtheils, die Zahlung empfangen hätte, ohne das Original der befagten Zie— 
Hungen präfentirt zu haben, im Fall diefes Original verloren wäre, 

Urt. 2. Die Art. 155, 187 und 189 des Handelsgeſetzes find daher als au: 


I“ 
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wendbar erklärt. Doch laufen die fünf Jahre der Verjährung erſt vom Tage 
der Uebertragung durch den Schatzzahlmeiſter an die empfangende Partei.« 


Ueber die Uniform der Finanzbeamten uͤberhaupt ſ. weiter 
unten dieſe Rubrik. 


12. Domänenbehörden. 


Dieſe wurden durch die koͤnigl. Verordnung vom 30. October 
1817 (Amtsbl. ©. 513) folgendermaßen neu organiſirt: 
Auf den Bericht Unſerer Regierung des Rheinkreiſes vom 28. Auguſt 
d. J., die Organiſation der Einregiftrirungs: und Domänen-Verwaltung be 
treffend, wodurch Uns zugleich eine vollftändige Darftellung der Verfaſſung 
und Einrichtung diefer Verwaltung vorgelegt worden, finden Wir Uns aller: 
gnädigft bewogen, zu befchließen, wie folgt: 


J. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


Art. 1. Die gegenwärtig beſtehende Einrichtung der Einregiſtrirungs— 

and Domänen-Verwaltung, deren Zweckmäßigkeit fich fchon durch eine lan 
Reihe von Jahren bewährt hat, fol in allen ihren Theilen und Vorfchrift 
beibehalten werden, mit Ausnahme jedoch der Domänen:Direction, deren Ge 
fchäftsfreis und Eompetenz in Folge Unfers organifchen Ediftes vom 27. März 
a. c. über die Formation der oberften Verwaltungsftellen in den Kreiſen, auf 
Unfere Regierung, Kammer der Finanzen, übergeht. 
- Art. 2. Für die Erhebung und Verrechnung der Einregiftrirungs = und 
Stempel:Gebühren, Domanial:, Forft: und Fisfal-Gefälfe follen, wie bisher, 
befondere Rentämter, Hypothekenämter und ein Stempelamt beftehen; für die 
Auffiht und Eontrolfe aber, Inſpectoren und Derificatoren, ald wachende Or: 
gane der Regierung , angeftellt werden. 

Art. 3. Die Arbeiten und Funktionen, welche bisher dem Büreau der 
Domänen:Direction obgelegen haben, werden Pünftig unter der fortwährenden 
Leitung des Referenten in Domänen-Sachen, durch eine befondere Abtheilung 
des Rechnungs-Commiſſariats der Regierung beforgt, welche letztere Sorge 
tragen wird, daß die Einheit der Gefchäfts: Behandlung erhalten, die Aften 
feparirt gehalten, und alle Gegenftände, welche zur Berathung und Entfchei: 
dung der Kammer der Finanzen fich eignen, durch den treffenden Referenten in 
den Sitzungen des Eollegiums vorgetragen, und unter der Firma. der Regierung 
ausgefertigt werden. _ 


II. 
Bon den Rentämtern. 
Art, 4. Die Rentämter werden in zwei Inſpections-Bezirke, Fran: 
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. Penthal und Kaiferslautern, eingetheilt, und follen aus folgenden 
beftehen: | 
a. Sm Infpectiong: Bezirke Frankenthal. 


1) Das Rentamt Frankenthal aus dem Kanton Frankenthal. 
2) Das Rentamt Grünftadt aus dem Kanton Grünftadt. 
3) Das NRentamt Speyer aus dem Kanton Speyer. 

4) Das Rentamt Oggersheim aus dem Kanton Mutterftadt. 
5) Das Rentamt Neuftadt aus dem Kanton Neufladr. 

6) Das Nentamt Dürkheim aus dem Kanton Dürkheim. 

7) Das Rentamt Germersheim aus den Kanton Germersheim. 
8) Das Rentamt Kandel aus dem Kanton Kandel. 

9) Das Rentamt Landau aus dem Kanton Landau. 
10) Das Nentamt Edenkoben aus dem Kanton Edenkoben. 
11) Das Rentamt Bergzabern aus dem Kanton Bergzabern. 
12) Das Rentamt Annweiler aus dem Kanton Annweiler, 


b. Im Infpectiong:- Bezirk Kaiferslautern. 


15) Das Rentamt Kaiferslautern aus den Kantonen Kaiferslautern und Ot: 
terberg. 

14) Das Rentamt Winnweiler aus dem Kanton Winnmeiler. 

15) Das Rentamt Kirchheimboland aus den Kantonen Kirchheimboland und 
Göllheim. 

16) Das Rentamt Obermoſchel aus den Kantonen Obermoſchel und Rocken— 

hauſen. | 

17) Das Rentamt Kufel aus dem Kanton Kufel. 

18) Das Nentamt Rautereden aus den Kantonen Zautereden und Wolfftein. 

19) Das Rentamt Homburg aus den Kantonen Homburg und Waldmohr. 

20) Das Rentamt Randftuhl aus den Kanton Randftuhl. 

21) Das Rentamt Zweibrücden aus den Kantonen Zweibrücden, Neuhorn: 
bach und Medelsheim. j 

22) Das Rentamt Bliesfaftel aus dem Kanton Blieskaſtel. 

25) Das Rentamt Pirmafens aus den Kantonen Pirmafens und Waldfifchbach. 

24) Das Nentamt Dahn aus dem Kanton Dahn. 

Der Sit dieſer Aemter muß in dem genannten Hauptfise ihres Bezirkes- 
ſeyn. 

Art. 5. Die Rentämter ſtehen unter den unmittelbaren Befehlen der Re— 
gierung, Kammer der Finanzen, an welche fie in allen Gegenſtänden des Dien— 
ftes berichten; fie haben jedoch den Weifungen ihrer Infpectoren, und jenen ber 
Merificatoren, wenn diefe in einem Rentamte mit einer Miffion beauftragt find, 
Folge zu leiften. 

Art. 6. Die Funktion eines Rentamtes ift mit jedem andern adminiftra- 
tiven, gerichtlichen und finanziellen Amte unvereinbar. 

‚Art. 7. Die Rentbeamten müſſen vor dem Antritte ihres Amtes gericht: 
lich verpflichtet feyn umd Kaution leiſten. 
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Art. 8. Sie dürfen ſich nicht ohne Urlaub von ihrem Poſten entfernen, 
und ſind für die Verwaltung des Stellvertreters, den ſie in Vorſchlag zu brin⸗ 
gen haben, und welcher gerichtlich verpflichtet ſeyn muß, verantwortlich. Würde 
jedoch in ſolchen Fällen wegen der Wichtigkeit des Rentamtes oder aus anderen 
Gründen die interimiſtiſche Verwaltung deſſelben, einem Oberbeamten oder ei: 
nem Acceffiften übertragen, fo verliert der Rentbeamte nach einer vierzehntägi- 
gen Abwefenheit feine Remifen für die längere Abwefenheit. 

Art.9. Sie müffen ihre Amtöftuben jeden Tag (die Sonn- und geſetzli— 
hen Feiertage ausgenommen) acht Stunden, und zwar vier Stunden des Mor: 
gens und vier Stunden des Nachmittags, offen halten. 

Art. 10. Bei jedem Nentamte wird ein eigener Bote angeftellt, welcher 
den Debenten die Mahnbriefe vor der Erekution zuzuftellen hat. 

Art. 11. Bei der Einregiftrirungs: und Domänen: Verwaltung des Rhein: 
Preifes werden in Zufunft vier Rentamts-Acceſſiſten zugelaffen, um 
fi für den Dienft diefer Verwaltung zu bilden. Eie werden nad vorgängiger 
Prüfung und anf den Vorfchlag der Regierung, Kammer der Finanzen , ange: 
ſtellt, nnd an diejenigen Nentämter, welche die Negierung begutachten wird, 
vorzüglich aber an die Rentämter der Bezirks-Hauptorte, angewiefen. 

Art. 12. In Zufunft können nur Nentamts:Accefiitten ausfchließend zu ei: 
ner wirffichen Anftellung bei der Cinregiftrirungs= und Domänen: Verwaltung 
und bei dem Rechnungs: Commiffariate der Kammer der Finanzen gelangen. Sie 
haben ald Acceſſiſten feinen Anfpruch auf Befoldung. 

Art. 15. Nur diejenigen Kandidaten Fönnen zu dem Acceſſe zugelaffen wer: 
den, welche fich ausweiſen, daß fie 

a. die Rechtswilfenfchaften auf einer Univerfität abfolvirt , und 
b. bei einem Advofaten oder Notär ein Jahr practizirt haben, und 
e. die Kenntniffe der franzöfifhen Sprache befigen. 

Art. 14. Die Dienftzeit eines Acceffiften fol, um für denfelben einen An: 
fpruch auf eine wirkliche Anftellung begründen zu Eönnen, in der Regel nicht an: 
ter zwei Jahren betragen, von dem Tage des Dienftantrittö bei dem ihm an: 
gewiefenen Rentamte gerechnet. 

Nur eine vorzügliche Auszeichnung eines Acceſſiſten darf in befonders drin: 
genden Fällen und bei dem Mangel hinreichend qualifizirter anderer Acceſſiſten 
hievon eine Ausnahme zulaffen. 

Art. 15. Die Acceffiften ftehen unter den Befehlen der Rentbeamten und 
und Oberbeamten, und müffen die geſetzlichen Arbeitsftunden einhalten. 

Sie dürfen fich nicht ohne höhere Erlaubniß von ihrem Poften entfernen, 
bei Strafe von dem Acceſſe ansgefchloffen zu werden. 

Art. 16. Sie können ohne höhere Autorifation Feine Amtshandlungen 
vornehmen , und Feine Quittungen unterzeichnen. 

Im Falle fie zu einer interimiftifchen Verwaltung committirt werden, müß 
fen fie zuvor gerichtlich verpflichtet feyn. 

Art. 17. In Betreff der Competenz und Gefchäfts:B handlung werden 
alle Beamten der Einregiftrirungs: und Domänen-Verwaltung des Rheinfreifee 
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vorläufig auf die beitehenden alfgemeinen und fpeziellen Dienftes:nftruftionen, 
insbefondere aber auf die Ordres generaux de Regie vom Jahre 1792, in fo 
weit die Beftimmungen derfelben Feine Veränderung erlitten haben, zur pünft: 
lichen Befolgung derfelben hingewieſen. 

Die Regierung hat ingwifchen für eine zweckmäßige Redaction einer Dien⸗ 
ftes:Inftruction auf: den Grund der erwähnten Ordres generaux etc. und der 
feitdem Statt gefundenen Veränderungen, Sorge zu tragen, und folde Uns 
feiner Zeit zur Einficht vorzulegen. 


IM. 
Bon den Hypotheken-Aemtern. 


Art. 18. Vorläufig und fo lange in dem Rheinkreiſe die-bisherige 9 y= 
potheken-Verfaſſung fortdauert, bleiben die Hypotheken-Aemter, welche 
bei den vier Bezirks-Gerichten zu Frankenthal, Landau, Kaiferslantern und 
Zweibrüden beftehen, nach ihrer gegenwärtigen inrichtung unter der adminie 
ſtrativen Aufficht der Einregiftrirungs= und Domänen-Berwaltung. 


IV. 
Don dem Stempel:Amte. 


Art. 19. Das Stempel:Amt fteht in Zukunft unter den unmittelbaren 
Befehlen der Regierung, Kammer der Finanzen, und insbefondere unter der 
Aufficht desjenigen Rathes, welchem das Referat über die Einregiftrirungs: 
und Domänen: Verwaltung übertragen ifl. 

Es befteht 

a. aus dem Magazind:DVerwalter ; 

b. aus dem Stempler ; 

e. aus einem Gehülfen, welcher zugleich die Dienfte eines Boten zu ver: 
fehen hat. 

Art. 20. Die Stempel, fo wie das Magazin des geftempelten und unge— 
ftempelten Papiers, werden unter dreifachem Schluffe aufbewahrt, wobei zwei 
Rechnungs:Commiffäre und der Stempel:Berwalter die Mitfperre führen. 

Die Controlle und Rechnungsführung über das Stempel:Magazin gefchieht 
nach den hierüber beftehenden Vorfchriften. 


V. 
Bon den Verificatoren. 


Art. 21. Zur Viſitation der Geſchäfts- und NRechnungs:Führung der 
Mentämter, der Notariats: und Gerichts-Regiftraturen, fo wie jener der Der: 
waltungs:Behörden, zu Unterfuchungen über die pünktliche Vollziehung der Ge— 
fee über Einregiftrirungs = und Stempel:Gebühren ıc., zur Anzeigung entded- 
ter Uebertretunggfälfe,, zur Auffuchung und Vindizirung unterfchlagener Staats: 
Realitäten 2c., werden für ben Rheinfreis drei Derificatoren (oder 
Untersiufpectoren) mit dem Range ald Rechnungs:Commiffäre augeftelt. 


42 — Erſtes Buch. — Staaterecht. 


Art. 22. Dieſe Beamten ſtehen unter den unmittelbaren Befehlen der 
Regierung, Kammer der Finanzen, und find den Infpectoren im Dienfte, ob: 
gleich nicht im Range coordinirt. 

Art. 3. Sie haben Feinen fländigen Sit, fondern müſſen fich jedesmal 
an demjenigen Orte aufhalten, wohin fie des Dienftes wegen berufen werben. 

Art. 4 Sie müffen vor Antritt ihres Dienftes gerichtlich verpflichtet 
ſeyn. Ihre Funktion ift mit jedem andern, ſowohl adminiftrativen, als finan- 
ziellen und gerichtlichen Amte unvereinbar. 


VI. 


Bonden Infpectoren 


Art. 3. Zur Aufftellung der vierteljährigen Rechnungen der Rentäm: 
ter, zur Aufficht über ihre Amtsführung und die ordnungsmäßige Voltziehung 
der gefehlihen Verfügungen und Inftructionen , fo wie zur. DVifitation der Rent: 
ämter, werden zwei Infpectoren, mit dem Range ald Regierungs=Aifeffo: 
ren, angeftelft, welche den unmittelbaren Befehlen der Regierung, Kammer 
der Finanzen, untergeben find. 

Zu dem Ende werden die Rentämter des Rheinkreiſes nach der oben ent= 
baltenen Beftimmung in zwei Inſpektions-Bezirke abgetheilt, deren Sitze zu 
Sranfenthal und Kaiferslautern feyn werden. 

Art. 26. Die Infpectoren müffen vor ihrem Dienft:Antritte gerichtlich 
verpflichtet feyn. Ihre Funktion ift mit jedem andern adminiftrativen, finan⸗ 
ziellen oder gerichtlichen Amte inkompatibel. 

Art. 27. Sie dürfen ſich ohne höhere Erlaubniß nicht aus ihren Bezir: 
fen oder aus dem Kreife entfernen. 

Art. 28. Unfere Regierung des Rheinkreifes wird für diefe Verificato— 
ren und nfpectoren unverzüglich eine paffende Inftruction entwerfen und Uns 
zur Einficht vorlegen. 


vn. 


Bon den Renovatoren. 


Art. 29. Mehrere Renovatoren find zur Erneuerung der Urkunden über 
die Erb= und Grundzinfe und anderer Staats:Realitäten bis auf weitere An: 
ordnung beftimmt. Sie ftehen unter den unmittelbaren Befehlen der Regie: 
rung, Kammer der Finanzen, und unter der jedesmaligen Auflicht derjenigen 
Rentämter , in deren Bezirken fie verwendet find. 


VII. 


Bon der Befoldung des Perfonals der Domänen; 
Berwaltung. 


a. Der Rentämter. 
Art. 30. Die Befoldung der Rentämter befteht, wie biöher,, in Remi— 
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fen von dem, Brutto:Ertrage der Jahres-Einnahme, welche vom Jahre -1818 
anfangend , nach folgenden Abftufungen beftimmt find: 
1) Don den erften 5000 Gulden der Kahres:Einnafme . . 8 pCt. 
2) Bon den Einnahmen über 5000 Gulden und bie 25,000 Gul: 
den einfchließlich (mithin von den nächften 20,000 Gulden) -. 3 » 
5) Don 25,000 Gulden bis 65,000 Gulden einfchließlich Cmithin 


von den nächften 40,000 Gulden) . .» 2» 
4) Bon 65,000 Gulden bis 150,000 Gulden einfchfießtich caithin 

von den nächſten 85,000 Gulden... 2. 1» 
5) Won 150,000 Gulden bid 350,000 Gulden (mithin von den 

nächften 200,000 Gulden) — . Y» 
6) Don jeder Einnahme über 350,000 Gulden, sm Einfehrän- 

kung. 64 — a 


Art. 31. Die jährliche Befoldung eines Rentamtes, deſſen Remiſe nicht 
400 Gulden per Jahr ertragen würde, iſt auf 400 Gulden als Minimum feſt⸗ 
gefebt. 

Art. 32. Ein aliquoter Theil der Gefammtremife alfer Rentämter des 
ganzen Jahrganges wird, nach Verhältniß der Dienftzeit, der Beſchwerlich— 
feit des Amtes, und der befondern Auszeichnung der einzelnen Beamten unter 
die verfchiedenen Rentbeamten, worüber Uns aber die Regierung noch ein 
wohl bemeffenes Gutachten bald möglichft zu erftatten hat, vertheilt. 

Art. 35. Dermittelft der durch den 30. und 31. Artifel beftimmten Be: 
foldungen, find die Rentbeamten gehalten, wie bisher ihre Büreaukoſten jeder 
Art, die Koften der Geldablieferungen und das Salarium ihrer Gehülfen zu 
beftreiten. 

Art. 34. Die Rentamtsboten beziehen Feine fire Befoldung, fondern eine 
Gebühr von jeder Mahnung , welche fie den Debenten zuftellen, und zwar: 

a. für jede erfte Mahnung, vier Kreuzer; 

b. für jede zweite Mahnung, wenn der eingeforderte Rüdftand nicht 5 
Gulden überfteigt, fünfzehn Kreuzer; wenn der Rückſtand über 
5 Gulden, aber nicht über 50 Gulden fleigt, dreißig Kreuzer, 
und von jedem flärkeren Rückſtande acht und vierzig Kreuzer. 

Dieſe Gebühren müffen von den Debenten erlegt werden. 


b. Der Hypothefeu: Beamten. 


Art. 35. Die Hypotheken: Beamten fahren fort, die ihnen durch das De: 
cret vom 21. September 1810 bewilligten Salare von den Privat:Parteien zu 
beziehen. 

Für die Erhebung der Hypotheken: und Stempel-Gebühren ift denjenigen 
Hppotheken:Beamten,. welche nicht zugleich Rentbeamten find, die durch den 
30. Artikel beftimmte Remife, und eintretenden Falls das durch den 31, Ar: 
tikel beftinnmte Minimum_bewilliget, 
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e. Des Stempel-Amtes. 


Art. 36. Die Beſoldungen der Angeſtellten bei dem Stempel:Amte find 
auf folgende Beträge feſtgeſetzt: 
a. für den Stempel-Magazind-Bermalter auf 800 Gulden; 
b. für den Stempler auf 400 Gulden; 
e. für den Gehülfen des Stemplers auf 350 Gulden jährlich, 


de Der Inſpectoren und Verificatorem 


Art. 37. Die Beſoldung der Inſpectoren und Verificatoren beſteht theils 
aus einem firen Gehalte, theild aus einer Remiſe von dem Brutt« 
Ertrage der Einnahme. . 

Art. 38. Die Befoldung für jeden Infpector ift auf 1800 Gulden und 
für jeden Verificator auf 1400 Gulden beftimmt. 

Art: 39. AB Remiſe wird den beiden Inſpectoren und ben drei Derif- 
catoren zufammen drei ahtel Gulden von hundert Gulden von de 
ganzen Sahres:Einnahme bewilliget. 

Art. 40. Die BVertheilung diefer Remife unter die Partizipanten ge 
fchieht in dem Maaße, daß jedem Infpector tel und jedem Verificator Yıdl 
des ganzen Betrages zukommt. 

Art. 41. Im Zalle einer Vacatur fällt der Remiſen-Antheil der erledig: 
ten Stelle dem Aerar anheim, um hierans den allenfallſigen interimiſtiſchen 
Stellvertreter für die Koften der Aushülfe zu entfchädigen. 

Art. 42. Diefe Remiſe wird viertefjährig nach Abſchluß der Quartab 
rechnung, auf die Anweifung der Regierung, Kammer der Sinanzen, bezahlt. 

Art. 43. Vermittelſt diefer Remife haben die Infpectoren und Verifica⸗ 
toren, alle Reiſe- und Büreau:Koften zum‘ Behufe des gewöhnlichen Dienſtes, 
ohne allen Anſpruch auf Vergütung aus der Kaſſe, zu beſtreiten. 


e. Der Renovatoren. 


Art. 44. Die Renovatoren beziehen in der Regel und als ſolche fein 
fire Befoldung,, fondern Diäten für diejenige Zeit, während welcher fie ver⸗ 
wendet find, und noch nothwendig feyn werden. 

Art. 45. Hiernach hat fih Unfere Regierung zu achten, und die Dur: 
Fehrung zu treffen, daß diefer Unfer allerhöchſter Befchluß bis zum 1. Jaͤnner 
1818 in Vollzug geſetzt werde. 


Sodann ſind noch anzufuͤhren: 


Verordnung vom 15. Jaͤnner 1818 (Int. S. 17) wegen Za⸗ 
bellen: 


Um den Geſchäftsgang bei den königl. Rentämtern zu vereinfachen, und I 
viel möglich zu erleichtern, hat man befchloffen, folgende periodifche Arbeiten 
mit dem Anfange des laufenden Monats abzuſtellen, nämlich: 

1) Den zehntägigen Kaffen-Status. 
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2) Die monatliche Ueberſicht des Standes der Einnahmen und Rückſtände. 
Diefe Ueberficht wird Fünftig nur vierteljährig, und zwar nach einer 
noch zu beftimmenden, verbefferten Form, aufgefteltt. 
5) Den monatlichen Etat der ausgegebenen Reife: und Gewehr: Paß⸗ dor⸗ 

mulare. (Circular vom 10. September 1814, Nro. 49.) 

4) Die vierteljährige Nachweiſe der erhobenen Pachtſchillinge. CEirenlar 

vom 19. Mai 1817, Nro. 107, Schema Nro. 1.) 

5) Das monatliche Verzeichniß der erhobenen Holzwechſel. (Circular vom 

12. Yanuar 1816, Nr. 167.) 

6) Das vierteljähfige Verzeichniß der Holzſteigerer. (Circular vom 3, Aprif 

1816, Nro. 184.) 

7) Die vierteljährige Meberficht der Gerichts-Krſten. (Eircular von 8. Juni 

1817, Nr. 111.% 

Dagegen erwartet man um fo pünftlicher die regelmäßige Einfendung fol: 
gender Verzeichniffe,, welche in der bisherigen Form fortdauern, in fo weit nicht 
einige Abänderungen fpeciell vorgefchrieben werden, nämlich: 

1) monatlid. 

a. Den Ertract der Einnahmen und Ausgaben, ſammt den fpecielfen 
Verzeichniffen der Ausgabs-Belege. 

b. Die Nachweife der erhobenen Güterfauffchillinge. (Circular vom 
12. April 1814, Nro. 5.) 

e. Don den Rentämtern der vier Bezirks-Haupt-Orte, den Extract 
aus den Journalen der Bezirks:Kaffen, über die Geld-Ablieferungen 
der Nentämter. 

2) vierteljährig. 

a. Die Ueberficht des Standes der Soll-Einnahme, nad dem ge: 
drucdten Schema, welches noch mitgetheilt werden wird. 

b. Das DVerzeichniß der erhobenen Fuhren-Polizei-Strafen, zur Zah: 
lungs-Anmeifung der Straf:Antheile der Denunzianten. (Generals 
Inſtruction vom 3. October 1807, Nro. 345.) 

e. Die Uerbeficht der abgelößten oder renovirten Staate-Kapitalien. 
(Eircular vom 13. Juni 1817, Nro. 112.) 

d. Das Verzeichniß der entdedten und vindizirten Staats-Realitäten. 
(Eircular vom 24. Dezember 1816 und 6. Februar 1817, Nro. 52 
und 77.) | 

e. Don den Rentämtern der vier Bezirks-Haupt:Ortes die Weberficht 
des Standes der fiscalifchen Prozeffe. (Circular vom 6. Auguft 1817, 
Nro. 123.) 

5) halbjährig. 

a. Die fpeziellen DVerzeichniffe der erhobenen Erb= und Grundzins⸗ 
Rückftände, welche nach dem kaiſerl. Decrete vom 9. Vendemiär XIII 
zur Tilgung der Gemeinde-Schulden beſtimmt ſind. (Circular vom 
15. Juli und 4. October 1817, Nro. 117 und 138.) 

Diefe Derzeichniffe werden den Infpectoren, bei dem Rechnungs: 


— 
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Abſchluſſe abgeftellt, von ihnen revidirt, und mit ihrer Befcheinigung 
verfehen in einer Sendung für den ganzen Inſpections-Bezirk zufam: 
men, an die unterzeichnete Stelle (k. Regierung), jedoch von den 

Quartal⸗Rechnungen abgefondert, einbefördert. 

b. Das Verzeichniß der, für das nächte Semefter zur Verpachtung 
vorzufchlagenden Staats-Realitäten. (Eircular vom 10. September 

1817, Rro. 130.) 

e. Das DVerzeichniß der erhobenen Strafgelder wegen Webertretung ber 
Geſetze über die Lotterie und die verbotenen Spiele. Eircular vom 
25. October 1817, Nro. 148.) 

4) jährlich. ) 

a. Das Verzeichniß der den Gemeinden und Hofpizien attribuirten Po- 
lizgei: Strafen. (Önftruction vom 33. October 1817, Nro. 8705 8.) 

b. Die fpeziellen Werzeichniffe der den Gemeinden attribuirten Forſt⸗ 
Strafen. (Inſtruction vom 6. November 1817, Nro. 8751 $.) 

Sindet eines oder das andere diefer WVerzeichniffe nicht Statt, fo wird für 
jedes derfelben eine befondere Fehl:Anzeige geliefert. 

Das Format der DVerzeichniffe, fo wie der Fehl-Anzeigen, muß jenes der 
gewöhnlichen Acten feyn. 

Die Einfendung gefchieht unter Begleitung eines fummarifchen Berichtes, 
welcher blos das Verzeichniß fämmtlicher eingefchicften Schriften, ohne alle fpe: 
cielle Bemerkungen enthalten muß; folche Bemerkungen, wenn fie zur Erläute 
rung. eines Gegenftandes nothwendig find, müffen dem betreffenden Verzeichniſſe 
oder"der Fehl:Anzeige felbft beigefügt werden. 

Am Ende eines Quartals, Semefters oder Jahrganges, werben fänmt: 
liche Verzeichniffe für diefe Epochen, mit jenen des Mouates in einem Beglei- 
tungs:Berichte begriffen. 

: Mebrigens find durch gegenwärtige Verfügung diejenigen periodifchen Nad- 
weifen nicht abgeftellt, welche, nach den beftehenden Vorfchriften,, den Inſpec— 
toren als Rechnungs:Belege oder doch bei Gelegenheit des Rechnungs-Abſchluſ— 
fes geliefert werden müſſen. 

Dei der beträchtlichen Erleichterung, welche den Nentämtern durch diefe 
Abänderung zu Theil wird, erwartet man, daf fie die übrigen Theile ihres 
Dienftes mit defto mehr Thätigkeit und Pünktlichkeit betreiben werden. 


Hiezu die Verfügung ber koͤnigl. Kreisregierung vom 10. Mai 
1826 (Int. ©. 430), periodifche Nachweifen der Nentämter betreffend: 
Man hat wahrgenommen, daß bei den periodifch durch die Fönigl. Rentäm: 
ter vorzulegenden Tabellen, welche 
1) . die Hinauszahlung von theilmeis oder im Ganzen attribuirten Strafen, 
2) die Rückgaben indebite erhobener Gefälle jeder Art, oder endlich 
3) die Niederfchlagung von Strafen, fammt angehörigen Gebühren, fo wie 
die übrigen dazu geeigneten Domanial:Einfünfte 
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betreffen, hie und da nur einige mit der Beftätigung der Bönigl, Domänen: Ju: 
fpectoren verfehen waren. 


Um diefem Mangel vorzubengen, wird verfügt, daß Fünftighin Feine ber 
oben angeführten Tabellen die Genehmigung oder Zahlungs-Anweiſung der uns 
terzeichneten Stelle erhalten wird, ehe und bevor fie nicht mit dem Revidit der 
königl. Domänen:Infpection verfehen ſeyn werden; wornach fi die königl. 
Rentämter bei der Borlage gedachter Nachweifen zu achten, aber auch dahin 
au wirken haben, daß die befragten periodifchen Nachweiſen jederzeit in den 
erften Tagen nach Umfluß eines jeden Quartals voltftändig abgefchloffen ſeyen, 
damit fie dem betreffenden königl. Domänen:nfpector jedesmal bei der Quartals 
Umreife zur Revifion vorgelegt und unverzüglich anher eingefendet werben Fönnen. 


Verfügung vom 20. Sänner 1818 (intel. &. 25) Gebühren 
der Renteiboten: 


Die allerhöchfte Verordnung vom 39. October 1817 über die Organifation 
der Bönigl. Domänen-Verwaltung (Umtsblatt Nro. 56), bewilligt den Ment: 
amte:Boten für die Jufinuation der Mahnbriefe, welche fie den Debenten zur 
ftellen,, folgende Gebühren: 

a. für jede erfte Mahnung vier Kreuzer; 

b. für jede zweite Mahnung, wenn der eingeforderte Rückſtand möcht fünf 
Gulden überfteigt, fünfzehn Kreuzer; wenn der Rückſtand über 
fünf Gulden, aber nicht über fünfzig Gulden fleigt, dreißig Kreu— 
ser, — und von jedem ſtärkern Rückſtande aht und vierzig 
Kreuzer. 

Diefe Gebühren müffen von den Debenten erlegt werden, 

Die Erhebungsart derfelben war aber bisher nicht übetatt gleich; an man⸗ 
hen Orten geſchah fie durch die Mentämter, welche die Gebühren mit der 
Schuldigfeit der Debenten zugleich in Empfang nahmen, und hieraufden Rent: 
amts:Boten verrechneten; an andern Orten erhoben diefe Boten ihre Gebühr 
ren unmittelbar von den Debenten; Ponnten fie ſolche aber nicht fogleich erlan- 
gen, fo giengen fie ihnen gewöhnlich verloren , weil die Rentämter fich mit der 
Nachfoderung nicht befaffen woltten; mehrere Rentams-Boten verlangten ende 
lich die Gebühren von ungiebigen Poften, und von mehreren Seiten liefen 
felbft Befchwerden ein, daß manche Boten fich erlaubt haben follten, die geſetz— 
lichen Zaren zu überfchreiten. j 

Um nun eimerfeitd Ordnung und Gleichförmigkeit im Dienfte zu erzwecken, 
andererfeitd aber den Rentamts:Boten ihre Gebühren fo viel als möglich zu 
fihern, und zugleich jedem Mißbrauche vorzubeugen, befchlieft die unterzeich- 
nete Stelle (königl. Regierung) folgende Verfügungen, wornach ſich die Fönigl. 
Rentämter und Rentamts:Boten pünktlich zu achten haben: 


1) Mit dem 1. Februar 1818 hören fämmtliche Rentamts-Boten auf, ihre 
Gebühren unmittelbar von den Parteien zu erheben. 
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2) Diefe Erhebung gefchieht Pinftig durch die königl. Rentämter bei dem 
Empfang der Schuldigkeit der Parteien. 

3) Zu dem Ende werden die Eönigl. Rentämter angewiefen : 

a. in ihren Mannalien, zugleich mit der Vormerkung der erlaffenen 
Mahnbriefe, auch die für folche zu erhebende Gebühr anzugeben ; 

b, auf die Quittungen, welche fie den Parteien ertheilen, die empfan: 
gene Gebühr des Rentamts:Boten am Rande befonders zu quit: 
tiren; 

e. diefe Gebühr fodann, mit Angabe des Betrags berfelben,, in dem 
betreffenden Journale, wo die erhobene Schuldigfeit des Debenten 
in Einnahme geftellt wird, am Rande als Empfang gleichfalls vor: 
zutragen; und 

d. am Testen Tage eines jeden Monats die erhobenen Beträge den 
Rentamts:Boten gegen Quittung auszuzahlen. 

4) Da den Rentamts:Boten bisher eine Vergütung ihrer Gebühren von 
folhen Poften, welche als ungiebig niedergefchlagen werden müſſen, 
nicht zuftand, fo hat es auch ferner hierbei fein Bewenden. 

Es ſind mithin diefe Gebühren in den vorgefchriebenen Verzeichniſſen 
der verlorenen Exekutions-Koſten, welche entweder dem 
Yerarium oder in Betreff der attribuirten Strafen, den Gemein: 
den und Hofpizien zur Laſt fallen, nicht zu begreifen. 

5) - Diejenigen Rentamts-Boten, welche fich erlauben würden, ihre Gebüh— 
ren noch unmittelbar von den Debenten einzufordern,, follen ald Erpref 
fer den Gerichten zur Beftrafung übergeben werden, 

6) Am Falle einige Rentamts:Boten noch rüdftändige Gebühren zu fordern 
hätten, haben fie folhe den Rentämtern anzuzeigen, damit diefe die Nach— 
erhebung beforgen. 

7) Sämmtliche Nentämter werden ihren Boten die Derfügungen dieſes Be: 
fchluffes "bekannt machen, und ihnen die genaue Befolgung deffelben ein: 


Khärfen. 





15. Sorftbehörden. 

Die oberfte Leitung geht vom Finanzminifterinm und dem 
ihm beigeordnneten Oberinfpector aus, wie wir oben gefehen ba 
ben; in den Kreifen behandeln die Regierungen und die ihnen 
beigegebenen Kreisinfpectoren die Gefhäfte, wie gleichfalls vorge, 
tragen worden. 

Wir haben alfo nur noch von den Auffetn Forftämtern und uns 
tern Forftbehörden zu handeln, worüber die Verordnung vom 22. 
Dezember 1821 (Amtsbl. 1822, ©. 1) die neneften Beitimmungen 
enthält: 
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Durch Unfere Verordnung vom 14. Juli 1818 haben Wir Unfern Kreis- 
Regierungen die Direction und obere Verwaltung Unfres Domänen:, Forſt— 
und Jagd: Wefens übertragen, und denfelben in den: Umfange ihrer Kreisbezirfe 
die Leitung des technifchen Betriebes und die Bewirthichaftung Unfrer-Staats- 
‚Waldungen nad) den Forderungen eines geregelten Forfthaushaltes zur beſondern 
Pflicht gemacht. | 

Hiebei ift jedoch Unfrer Aufmerkffamkeit nicht entgangen, daf die bishe: 
rige Einrichtung des äuſſern Borftdienftes noch einer forgfältigen Reviſion bes 
darf, um die Ungleichheiten und Gebrechen in den mannigfaltigen, unter fi 
fehr abweichenden äuffern Sorftdienft:Einrichtimgen in den verfchiedenen Ältern 
und neuern Gebietstheilen Unfres Reiches zu befeitigen, und durch Feſtſetzung 
gleichheitficher, mit der innern Verwaltungs-Form Unfrer Kreis-Regieruns 
gen übereinftimmender Normen in der Gefammt-Berwaltung Unfres Forſt— 
und Jagdweſens die erforderliche zufammengreifende Wirffamkeit zu erzielem 

Wir haben daher die Einleitung zu einer gleichmäßigen Reorganifation und 
Vereinfachung des äuffern Forſtdienſtes, durch eine umftändliche Anweifung der 
dazu erforderlichen Worarbeiten treffen laffen, und nachdem dieſe mit den Vor: 
fchlägen und Gutachten Unferer Kreis-Regierungen vorgelegt, und der ges 
‚eigneten Prüfung unterftelt worden find, fo haben Wir, auf den Uns hier: 
über erftatteten Antrag Unferes Staats-Minifteriums der Finanzen und nad) 
Vernehmung Unferes Staats-Rathes, befchloffen, nnd: verordnen, wie folgt: 

J. 

Beſtimmungen über die äuſſerü Forſtdienſt-Grade, 
deren Hälfs⸗-Perſonal und Forſtbezirk s⸗Eint hei⸗ 
lung. 

F. 1. Um die bisher in den meiſten Kreiſen und Gebietstheilen Unfres 
Reiches, ſowohl in der Zahl, als in der Stellung der äuſſern Forſtdienſt— 
Grade Statt findende auffalfende Verſchiedenheit, wodurch nicht nur die Ueber— 
ficht erfchwert, fondern die Wirffamkeit einer geordneten und ineinandergreis 
fenden Verwaltung Unferer Staats-Waldungen gehindert wird, zu befeiti= 
gen, und zugleich durch eine unmittelbare directe Verbindung der Unferen 
Kreis-Regierungen übertragenen Leitung und Verwaltung des Forft: und Jagd: 
wefens mit dei änffern Vollziehungs-Organen auf dem einfachften und fichers 
ften Wege zu erreichen, haben Wir die für Unfere ältern Landestheile fchon 
"im Jahre 1805 vorgenommenen Forft:Organifationen ald Grundlage, mit der 
Modification, daß die Forſt-Inſpectoren als mobile Organe der Kreis:Regie: 
rungen zur Aufficht, Controlle und Nachhilfe im äuffern Forft:Dienfte, nicht 
als äuffere Rocal:Behörden, fondern zur innern Verwaltung am Sit der Kreis— 
Regierungen zu beftehen haben, beibehalten, und hienach feſtgeſetzt, daß für den 
Auffern Sorftdienft lediglich zwei ftabile Dienft: Grade Statt finden follen, 

$. 2. Diefe zwei äuffern Dienft:Grade zerfallen in den höhern, unter der 

Benennung Forſtmeiſter, und in den medem unter der Benennung Re— 

vier:Förfter; 
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6.5. Der Korftmeifter hat, als das Haupt-Organ der äufſern Der: 
waltung, in dem ihm zngewiefenen Forſtamts-Bezirk, den Vollzug ded Betrie— 
bes in allen feinen Theilen an Ort und Stelle anzuordnen — ununterbrochen 
zu leiten — die Rechnungen und Nachweiſungen darüber herzuftellen — den De: 
bit und die Verwerthung der Forft- und Jagd: Producte unter der Eontrolle des 
betreffenden Revier:Förfters und des Forſtamts-Actuars zu beforgen — ben 
Verhandlungen der Forft: und Jagd-Frevel bei den einfchlägigen Gerichten bei« 
zuwohnen — die Zaration der Waldungen zu leiten — den Betriebs: und 
. Nusungsplan zu entwerfen — fo wie die forftpolizeifiche Aufficht über die Ge— 
meinde: und Privat:Waldımgen uach den beftehenden, oder in der Folge ge: 
feplich zu erlaffenden Verordnungen zu führen. Derfelbe ift, gebunden an bie 
ihm zuaehenden Betriebe:Vorfchriften — für den ganzen Vollzug verantwort⸗ 
lich, und hat das ihm umtergeordnete Korftperfonat zu leiten, 

F. 4. Der Revier:Förfter, ald Haupt-Organ des Forſtſchutzes, wo: 
für derfelbe fpeciell verantwortlich it, hat zugleich die Beſtimmung als Ver⸗ 
mwaltungs-Affiftent des Forftmeifters in dem Umfange feines Reviers. Er hat 
daher in dieſer Eigenfchaft das Detail der Ausführung des Forſt-Betriebes 
nach den Anordnungen des Forſtmeiſters, ohne deſſen fpecielfe Auweiſung nichts 
aus dem Walde abgegeben — oder darin zutaelaffen werben darf, zu beforgen — 
die Schläge und Kulturplätze zu vermeffen, die Ward: Arbeiter zu leiten — ihre 
Producte und Arbeiten zu prüfen — biefelben, fo wie die Lohns-Beträge zu 
verzeichnen, und die fpecielle :Aufficht über den Debit der Waldproducte und 
die defifalld erforderliche Controlle zu führen. 

In diefer Beziehung hat der Revier-Förſter bei der Abgabe der Wald: 
prodncte feinen Waldhammer bei allen Holzabgaben beizufchlagen — die genaue 
Bormerkung der abgegebenen Waldproducte in fein Schlag:Regifter aufzuneh: 
men, und die forftämtlichen Abgabe: Defignationen und äuſſern Regie: Ausgabes 
Rechnungen vorzubereiten, und mit: zu unterzeichnen, 

6. 5. Nachdem Wir die ummittelbare Leitung des Auffern Forſt- und 
Jagdweſens den Kreis-Regierungen übertragen haben, fo ergibt fich durch die 
ränm'iche Begrenzung den Kreifen fchon von felbft die Grundlage für die Le: 
cal:Eintheilung der äuffern Forftverwaltungs:Bezirfe, und es darf demmach mit 
dem Vollzuge der neuen Forſtbezirks-Eintheilung Fein äuſſerer Zorftbeamter 
fernerhin der Untergebene zweier Kreis-Regierungen bleiben. Nur Ausnahme: 
weife haben Wir es zuläfig befunden, daß die an den Kreis-Grenzen gelegenen 
MWald:Komplere mit dem betreffenden Korftperfonate dem Verwaltungs-Bezirke 
desjenigen Kreifes einverleibt werden biürfen, wohin fie ſich nach dem Debit 
und nach der zweckmäßigſten Revier-Eintheilung am füglichften arrondiren. 

$. 6. Die Durchfchnitts-Größen der äuffern Verwaltungs-Bezirke haben 
Wir bei den Forſt-Aemtern auf circa 20,000 Tagwerf Domänen WBaldungen, 
und bei den Revier:Bezirken auf eirca 4000 Tagwerk, als das allgemeine Durch⸗ 
fchnitts-Ergebniß von fämmtlichen Domänen-Waldungen Unferes Reiches, uns 
ter Borbedacht aller durch die Local:Verhältniffe im Einzelnen herbeigeführten 
Abweichungen auch bei der neuen Bezirks-Eintheilung beibehalten. 
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$: 7. Da in Unfern Domänen:Waldungen der Dienft vollſtändig und 
gleichmäßig beftellt,, und die unmittelbare Leitung ihrer Verwaltung bei den ein- 
ſchlägigen Kreis:Regierungen vereinigt feyn muß, fo wollen Wir, daß die neue 
Borftbezirfe:@intheilung auch;auf jene einzelne Domänen: Waldungen ausgedehnt 
werde, welche bisher in einigen Kreifen für Unfere Berg: und Hüttenwerke 
ausgeſchieden, und ohne in ihrem technifchen Betriebe von einem obern Korftbe: 
amten geleitet zu feyn, den äuſſern Berg: und Hütten: Aemtern unterftellt wa: 
ren; doch haben die Kreis-Regierungen bei Beftimmung des Betriebs: und 
Nusungs: Plans diefer Waldungen fih mit Unferer General:Bergwerks-Sa: 
finen = und Müng-Adminiftration geeignet zu benehmen, und nach dem Erforder: 
niß des Wardftandes auf die nachhaltige Sicherung des Bedarfes Unſerer 
Berg: und Hüttenwerfe dabei das forgfältigfte Augenmerk zu richten. 
$. 8. Don der Einverleibung in den Adminiftrations:Bezirf der einfchlägis 
gen Kreis:Regierung bleibt allein jener Theil des Ifarfreifes ausgenommen, in 
welchem die Verwaltung des Forſt- und Jagdweſens bisher ſchon Unferer 
General: Bergwerkfd:, Salinen= und Münz:Adminiftration zugewiefen war. 
$. 9. Die Ausfcheidung der zum Verkaufe beftimmten Domänen: Waldun: 
gen, der erft im Verlaufe eines angemeffenen Zeitraums nach Unfern gegebe: 
nen Beftimmungen mit dem zu erwartenden Erfolge volfführt werden kann, 
macht vor der Hand noch die Beibehaltung proviforifcher Unterauffichts: Bezirke 
und ſelbſt zum Theil die Bildung proviforifcher Forft:Reviere nothwendig, die 
ſich auflöfen, ſobald der Verkauf diefer Waldungen bewerkfteltiget feyn wird, 
bis dahin aber nothwendig beftelft bleiben müſſen. Ingleichen hat auch in jenen 
Kreifen Unferes Reiches, wo zur Zeit Unferem Zorftperfonale die fpecielfe 
Beaufjihtigung und Verwaltung der Gemeinde:; Stiftungs- und Unterthang: 
MWaldungen übertragen ift, und wo bisher fchon befondere Unteraufſichts-Be— 
zirfe, oder fogenannte gemeinheitliche Forſt-Reviere beftanden haben — dieſe 
Einrichtung noch fortan, und in fo Tange fortzubeftehen,, bis hierüber allgemeine 
gefebliche Beftimmungen erfolgen werden — und eben fo hat es hinfichtlich der 
biebei beftehenden Befoldungs:Verhältniffe bei den bisherigen Beſtimmungen zu 
verbleiben. 
$. 10. Zur Unterftüsung und Hülfeleiftung für die vorbezeichneten zwei 
Grade des Ääuffern Forſt- und Jagd: Dienftes beftimmen Win ein angemeffenes 
Hülfs:Perfonal, und zwar 
a. in Bezug auf die den Forſtmeiſtern beizuordnenden HAlfE: Individuen 
fol das wichtigfte Augenmerf dahin gerichtet ſeyn, diefe Forſtbeamten na: 
mentlich in ihren fchriftlichen Arbeiter zu erleichtert, nm fie in den Stand 
zu ſehen, ihre Zeit fo viel möglich dem äuffern Dienfte zn widmen — zus 
gleich ſoll jedoch der Bedacht genommen werden, diefe Hülfs-Individuen 
zur Eontrolfe zu verwenden. Behufs deffen wollen Wir jedem Zorftmei- 
fer ein folches Individuum unter der Benennung: Forſtamts-Actuar 
beigeben laffen, welchem ſowohl die Function als Actuar für die fchriftlichen 
Arbeiten des Forſtamtes, ald auch insbefondere die Prüfung der Med: 
nungsfäge in ben Schlag: Regiftern und Regiekoſten-Verzeichniſſen ber 
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Revier:Förfter — die Anfertigung der forftämtljchen Abgabe-Defignatio: 
nen und Regie-Rechnungen mit der fpeciellen Verantwortlichfeit für deren 
Uebereinftimmung mit den Yuffchreibungen der Revier-Förſter, — die Zu 
fammenftellung der ganzen Forftamts:Rechnung, die forftämtlihe Bud: 
führung und die Affiftenz des Forftbeamten, bei deſſen Betriebs-Reguli- 
rungs-Arbeiten zur Obliegenheit zu machen ift. 

b. Als Hülfs:Iudividuen der Nevierförfter wollen Wir nad dem Organi: 
ſations-Syſtem vom Sahre 1805 die Forftwärter und Revier:Ge 
bülfen beibehalten, mit der Befchränfung, daß nur da Forflmärter an: 
gefteltt werden follen, wo die Local-Verhältniſſe erppnirte 
Hülfd:-Organe unmittelbar nethwendig maden. 

e. Die Forftwarte fowohl, als die Revier-Gehülfen, erhalten eine ganz 
gleiche Beftimmung, und haben zunächft unter der Anweifung und Eon: 
trolfe der Revier-Förſter zu ftehen. Da jedoch zu den erponirten Poften 
eines Forftwarts nur folche Individuen verwendet werden dürfen, die fd 
bereits als verläßig bewährt haben, fo find die Forftwärter als ein hd: 
berer und auch verhältnißfmäßig höher befoldeter Forftgehülfen: 

Grad zu betrachten. 

d. Dieſe beiden Grade von Hülfs-Individuen haben den Revier:Förftern 
nicht allein zur Unterftüsung in Beziehung auf.den Forſt-Schutz insbefons 
dere, und in Hinficht auf die fpeciellen Revier: Berwaltungsgefchäfte zu 
dienen, fondern fie find auch zur Eontrolfe derfelben in der Art zu verwen: 
den, daß fie, in fo weit es eines Jeden Epecialbezirk betrift, die Schlag: 
und MWald-Productenregifter — Regie: Koftenverzeichniffe — und Frevel: 
regifter der Revier-Förſter unterfchriftlich zu atteftiren, und nöthigen Falls 
eine gleiche Auffchreibung zu führen haben, und bei der den Nevier:För- 
ftern in befondern Fällen ausnahmsweife überlaffenen Producten: Abgabe 
2e. Ic. beigezogen werden müſſen. 


e. In befondern Fällen, wo eine Aufficht nothwendig erfcheint, ohne den 
Koftenaufwand für die Anſtellung eines eigenen Forftwarts zu lohnen, 
kann zur Handhabung des Forftfchubes , in fo ferne Pein brauchbares Per: 
fonal hiezu aus den allenfalls noch vorhandenen Quiescenten aufgefunden 
und verwendet werden Fünnte, die Aufſtellung angefeffener, verläßiggr 
Landleute, unter der Benennung Forſt-Aufſeher, als bloße Zune 
tionäre, gegen einen verhältnißmäßigen Sunctiond: Bezug, Platz finden. 

$. 11. Die bezeichneten Hülfe-Individuen — nämlich die Forſtamts-Ac— 
fuare — Sorftwärter und Nevier-Gehülfen, erhalten Feine Stabilität im Staat: 
dienfte, fondern find blos als Adfpiranten zu betrachten, welche durch ihre An: 
ftellung. in den angeführten Hülfsdienſt-Graden durch entfprechende Befähigung 
und Wohlverhalten im Dienfle auf Vorrückung und ftabile Anftelung Anfprud 
machen koönnen. 


Nur denjenigen Forftwarten , welche fünfzehn Jahre mit Treue und zur vol: 
Ien Zufriedenheit gedient haben, wollen Wir die Dienftes:Stabilität ; und fo: 


- 
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mit die damit verbundenen Anſprüche, nebſt einer augemeſſenen Gehalfsverbef: 
ferung gewähren. 

$. 12. Da auf die vorbezeichnete Weife der Forftbeamte, der NRevier:För: 
fter und die ihnen beis und untergeordueten Hülfsindividuen in ein fich gegenfei: 
tig controläirendes Verhältniß zu einander geftellt werden, wodurch der Zweck 
der bisherigen rentämtlihen Controlle bei der Material:Abgabe voltftändig er— 
reicht wird, fo hat Fünftig die bisher eingeführte gemeinfchaftlihe Verwerthung 
der Forftproducte zu unterbleiben, und fomit auch die fernere Ausgabe, welche 
bisher durch die Diäten Her Rentbeamten und ihrer Schreiber veranlaßt worden 
iſt, zu ceffiren. 

Im Uebrigen ift aber mit Strenge darüber zu wachen, daß der Antheil der 
Rentämter an der äuſſern Forſtverwaltung, unter einer gegenſeitigen Controlle 
der Forſtbeamten, vorzüglich in Hinſicht auf die Perception der Forſtgefälle aller 
Art, unverändert, wie ihn das Forſt-Organiſationsſyſtem vom Jahre 1805 be: 
ftimmt hat, belaffen werde. 

$. 15. In Anfehung des Rangverhältniffes ftehen Unfere Forſtmeiſter 
auf gleicher Linie mit den durch die Forfl:Organifation vom Jahre 1805 beftelt: 
ten Oberförftern , und haben demnach gleichen Rang mit Unferen Rentbeam: 
ten nach dem Dienftesalter. Eben fo verbleiben die Revier:Förfter , als die ſta— 
bilen Verwaltungsaſſiſtenten der Zorftmeifter, in demfelben Rangverhältniffe, 
wie die organifirten Revier-Förſter vom Jahre 1803. 

Bon dem äuffern Hülfsperfonale ftehen die Zorflamts:Actuare im Range 
den Revier-Förftern am nächtten,, ihnen folgen die Forſtwärter, und diefen die 
Revier:Gehülfen. 

1. 
Befimmungen über dad neue gleihheitlihe Befols 


dungsſyſtem. 


$. 14. Der bisherige Beſoldungs-Stand des äuſſern Forſtdienſt-Perſonals 
ſowohl in den Forftorganifationg-Bezirfen vom Jahre 1803, als in den noch 
nicht organifirten Gebietstheilen und Kreifen Unferes Reiches erfcheint nicht 
nur in Hinfiht anf die Ungleichheit und Verfchiedenartigfeit in den Haupt⸗ 
Geld- und Mebenbezügen, fondern aud in dem Maße der verfchiedenen Tan: 
tiemen: Bezüge und Natural:Emolumente in einem auffallenden Mißverhältniſſe, 
daher finden Wir Uns bewogen, diefe auf den äuſſern Forftdierft fchädlich ein: 
wirfende Verfchiedenheit der Größe und Geftalt der gegenwärtigen Befoldun- 
gen für die einzelnen Stellen eines und deffelben Dienftgrades zu entfernen, und 
ein allgemeines gleihmäßiges Beſoldungs-Regulativ feftzu: 
feben, wobei Wir von dem Grundfage ausgegangen find, das zureichende 
Ausfommen eines jeden Bedienfteten nach Derhältniß des ihm angewiefenen Po— 
ſtens und der damit verbundenen Sunchiond: Ausgaben in ein angemeffenes Der: 
hältniß zu ftelfen. 

$. 15. Wir haben daher für alle Bedienfteten einer umd derfelben Klaffe 
im äufferen Forſtdienſte einen gleich großen mit den Gehalten anderer Bedienſte⸗ 
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ten im gehörigen Verhältniſſe ftehenden Haupt-Geldbezug feftgefeht, und den 
weitern Bedacht dahin genommen, daß das Dienftes:Ausfommen eines Jeden 
fo viel als möglich durch Natural: Bezüge gefichert werde, namentlich je: 
wohl wie bisher durch Sutheilung, wo möglich, einer freien Wohnung, einer 
angemeffenen Anzahl Dienftgründe oder einer Entfchädigung hiefür in Geld, « 
nes Holzbezuges und eines verhältnißmäßigen Getreide:Bezuges, dann eines aus 
gemeffenen Geldzufchuffes , welcher jedoch nur proviforifch, umd in ſo lange zu de 
ftehen hat, bis durch Ausmittlung des Material: und Pecunial:Ergebuifed eis 
nes jeden der new zu bildenden Forſtämter und Forftreviere ein bemefjener Tan 
tiemen:Maßftab feftgefeut werden Pann, welcher im Durchfchnitte. diefem Geld: 
Zufchuffe gleichftehen,, nnd denfelben furrogiren folle: worüber Wir Unfern 
Kreis-Regierungen noch befondern Auftrag ertheilen Taffen werden. 

:$. 16. Bon dem Grundfase ausgehend, daf in der Megel jeder ftabile 
Forftbedienftete, fo lange er nicht zu einer höhern Dienftesftufe befördert wird, 
auf feinem Poften zu verbleiben habe, indem der Werth des äuffern Forftdien- 
ſtes mwefentlich auf der genaueſten Bekanntfchaft mit den Local-Verhältniſſen, 
und auf der fortgefesten Local-Erfahrung beruht — zugleich aber auch die billis 
gen Anfprüce auf Gechalts:Verbefferung, welchen die Bedienfteten durch fort: 
gefeste treue Verwaltung ihres Poftens fich erworben, berückfichtigend — ſehen 
Wir folgende mit dem Dienftesalter fortfchreitende ſtufenweiſe Steigerung de} 
Haupt:Geldbezuges feft: 

a. Die erfte Steigerung des Haupt:Geldbezuges findet Statt für die 
Epoche vom erften big zum zurücgelegten a hten Dienftesjahre indem 
fpeciellen Dienftesgrade. 

b. Die zweite Steigerung für die Epoche vom neunten big zum zu⸗ 
rücgelegten vierzehnten Dienftesjahre in ein und demfelben Dienfted: 
grade. 

e. Die dritte Steigerung für die Epoche vom fünfzehnten bi 
zum zurücgelegten zwanzigften Dienftesjahre. 

d. Die vierte und leute Epoche von dem im fpeciellen Dienftes:Gradt 
ausgelanfenen zwanzigften Dienftesjahre. 

$. 17. Bei Vorrüdung und Beförderung auf einen höhern Dienſtes 
Grad zählen für diefen die in dem vorigen Dienft:Grad zurückgelegten Dien⸗ 
ſtesjahre nicht mit. 

$. 18. Damit jedoch dieſe ſtufenweiſe Steigerung des Haupt-Geldbezuget 
zugleich zur Aneiferung und Belohnung fortgefester treuer Amts-Verwaltung 
diene, fo werden Wir in der zu erlaffenden Korftdienftes: Ordnung die: 
jenigen Sälfe beftimmen , wo den Bedienfteten ald Strafe für erwiefene Dienſtes⸗ 
Vergehen, Webertretungen oder Dienftes:Berfäumniffe, welche nicht unter die 
fhweren , einer gerichtlichen Unterfuchung unterliegenden Dienſtes-Vergehen 
oder Verbrechen gehören, daffelbe Jahr , oder mehrere Jahre in der Worrüdung 
zur Gehalts-Erhöhung zu DVerluft gehen. 

$. 19. Bei dem nicht fFabilen oder dem äuffern HülfssPerfonalt, 
namentlich den Borftamts-Actuaren, Forſtwärtern und Rebier 
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Gehülfen, ſethen Wir hinſichtlich ihrer Gehalte zwei Klaſſen feſt, der: 
geftalt,, daß nach Maßgabe des Dienft:Alters und der bewiefenen Dienftess 
Brauchbarkeit und Treue ein Drittheil in die Höhere Klaffe des ausge: 
worfenen Gehalts einzurüden hat. 
$. 20. Was bereits oben ($. 18) wegen Siſtirung in die höhere Gehalts: 
Vorrückung wegen Dienftes:Bergehen, UWebertretung oder Dienfted:Berfänm: 
niffen 2c. beftimmt worden ift, findet gleiche Anwendung in vorfommenden Fällen 
bei den Forſtamts-Actuaren, Forftwärtern und Revier-Gehülfen. 
$. 21. Um den Betrag zur Vergütung der Dienftes-Ausgaben mit dem ges 
ringern oder größern Umfang und Koften:Erforderniß der Dienftesftellen in ein 
angemeſſenes Verhältniß zu ftellen, haben Wir die verfchiedenen Dienftes:Bes 
zirfe in drei Klaffen geordnet, und für jede diefer Klaffen ein entfprechendes 
Maß für den Betrag der Neben: oder Functions-Bezüge, deren mes 
fentlihe Beftimmung auf die Vergütung der Zunctionsausgaben gerichtet ift, 
feftgefest. 
$. 22. Bel der DVeranfchlagung der Natural: Bezüge, fowohl in Anfehung 
der Natural:Wohnung , ald der Dienftgründe und des Getreide-Deputats, be: 
fimmen Wir für alle Bedienftete ein und derfelben Kaffe einen gleichen Geld: 
Anfchlag. 
$. 23. Das Setreide:Deputat wird von Unfern Nentamts:Kaffen in Ras 
tura abgereiht, und nur in dem Falle, wo die Natur:Abgabe felbft nicht Statt 
finden Fann, darf die Vergütung in Geld, ausnahmmeife in der Art geleiftet 
werden, daß der laufende Normal-Preis nach den Schrannen- oder Markt: Pr:is 
fen vom 15. November und 15. Dezember zum Grunde gelegt wird. 
$. 24. Die Größe des Holz: Bezuges beftimmt fich nach dem Verhältniffe 
der Flimatifchen Lage der verfhiedenen Standorte der Forftbedienfteten, nach 
Erfordernif der verfchiedenen Dienftes:Klaffen und wird als Maßſtab in Fichten: 
oder Buhen-Sceitholz in der Art feftgefebt, daß es in der vorherrfchenden 
Holzart der laufenden Jahres-Hiebe abzugeben ift, dabei aber den Bedienfteten 
überlaffen werden Faun, es auch in andern Brennholz-Sortimenten, als in 
Scheitholz, bis zu dem MWerthbetrage des firirten Deputat-Quantums anneh: 
"men zu dürfen. Da Wir übrigens bei der Zutheilung des Holz: Deputats nur 
das Bedürfniß nach der Lage des Standorts berückfichtiget haben, fo wollen 
Wir, daß hiefür gar Fein Geldwerth in Anrechnung gebracht, und daffelbe fos 
fort als ein Befoldungstheil, doch Yediglich in Natura, und ausfchließlich des 
Arbeits-Lohns Cden die Forftbedienfteten Unferm Werar zu vergüten haben) 
verreicht werde, mit der Beftimmung jedoch, daß ein Verkauf des Befoldungs: 
Holzes durchaus nicht Statt finden dürfe. 
$. 25. Nach diefen vorläufigen Beftimmungen über die Art und Geftalt 
der Haupt:Geld- und Mebenbezüge ſehen Wir die regulären jährlichen Be: 
foldungen des äuſſern Korft:Dienft:Perfonals in folgenden Größen feſt: 


| A. Sür den Korflmeifler: - 
3) den Haupt: Gelbbezug: 
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1) 
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d. 


Erſtes Buch. — Staatsrecht. 


in ber erſten Epoche von acht Dienſt-⸗Jahren auf 1000 fl. (Eintau— 
fend Gulden). | 

In der zweiten Epoche vom neunten bie vierzehnten Dienft:$ahre 
einfhlüßig auf 1150 fl. CEintaufend einhundert fünfzig. Gulden). 
Fu der dritten Epoche vom fünfzehnten bis zum zwanzigften Dienft: 


Jahre einfchlüßig auf 1300 fl. Eintaufend dreihundert Gulden). 


In der vierten Epoche nach volfftredtem jwanzigften Dienſt-Jahre 
auf 1400 fl. CEintaufend vierhundert Gulden), 


die Meben- Bezüge: 


b. 


Diefe beftehen k 

in einer freien Wohnung, im Anſchlag zu 120 fl., oder Vergütung 
hiefür. 

In ſechs Tagwerk Dienſt-Gründen, im Anſchlag zu 60 fl., oder 
Vergütung hiefür. Ä 

In einem Getreide-Deputat, beftehend aus zwei bayerifchen Normal: 
Schaͤffeln Waisen oder Kern, das Scäffel nach einem firen unver: 
änderlichen Anfchlag zu 14 fl., fieben Schäffel Korn oder Roggen 
zu 10 fl. 41 Pr. das Schäffel, zwölf Schäffel Haber (zu Haltung 
des erforderlichen Dienftpferdes) gleichfalls nach einem umveränder: 
lichen Anfchlag zu 4 fl. 9 Er. das bayerifche Schäffer. 

In einem Geldzufhuß, und zwar für die Forftamtsbezirfe I. Kaffe 
zu 500- fl. Cfünfhundert Gulden), für die Sorftamtsbezirfe UI. 
Klaffe zu 400 fl. Cvierhundert Gulden), und für die Forſtamtsbe— 
zirfe III. Klaſſe zu 500 fl, C dreihundert Gulden), und zwar in fo 
lange, bis an deffen Stelle die anszumittelnde, diefen Betrag fur: 
togirende Tantieme feftgefeht werden wird, 

In einem Holzdeputat (ohne Geldanfchlag) nach Werfchiedenheit der 
Flimatifhen Lage der Bezirke, und zwar in der J. oder rauhefken 
Plimatifchen Lage 24 Klafter Fichten: , oder 18° Klafter Buchen: 
Scheit-Holz im bayerifchen Normal: Klafter-:Maaß (126 bayerifche Ku: 
biffuß Raum: Maß); in der IT. oder mittlern Lage 20 Klafter 
Fichten = oder 15 Klafter Buchenholz, und in der IEI. oder mildern 
Lage 16 Klafter Fichten: oder 12 Klafter Buchenholz. 


B. Für den Revier-Förfter: 


den Haupt:Geldbezug: 


b. 


in der erften Epoche von acht Dienſt-Jahren auf 400 fl. Cvierhuns 
dert Gulden). 

In der zweiten Epoche, vom neunten bie vierzehnten Dienft:Fahre 
einſchlüßig auf 450 fl. (vierhundert fünfzig Gulden). 

In der dritten Epoche, vom fünfzehnten big zum zwanzigften Dienft: 
Jahre einfchlüßig 500 fl. Cfünfhundert Gulden). 

Sn der vierten Epoche, nach vollendetem zwanzigften Dienſt-Jahre 
auf 550 fl. Cfünfhundert fünfzig Gulden), 
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2) Die Neben: Bezüge: 


a. 


bh. 


©. 


Diefe zerfallen 

in eine Natural-Wohnung, in Anfchlag zu 60 fl. Cfechzig Gulden), 
oder Dergütung hiefür; 

in. ſechs Tagwerk Dienft:Gründe, in Anſchlag zn 60 fl. Gequa 
Gulden), oder Vergütung hiefür; 

in ein Getreide-Deputat zu 1 Schäffel (ein und ein halbes Schäf— 
feD Waitzen oder Kern, in obigem Anfchlag, und 5 Schäffel (fünf 
Schäffel) Korn oder Roggen ; 

in einem Geldzufchuß, und zwar bei den Revieren I. Klaſſe zu 50 fl. 
(fünfzig Gulden), und bei den Revieren IE. Klaffe zu 25 fl. Cfünf 
und zwanzig Gulden) bis zur Seftfegung einer bemefjenen ſurrogi⸗ 
renden Tantieme; 

in ein Holz-Deputat, gleichfalls nach der Verſchiedenheit der klima— 
tiſchen Lage, und zwar in der J. oder rauheſten Lage 20 bayeriſche 
Normal-Klafter Fichten- oder 15 Klafter Buchen-Scheitholz, in der 
II. Lage 16 Klafter Fichten- oder 12 Klafter Buchenholz, und in 
der LII. Lage 12 Klafter Fichten= oder 9 Klafter Buchen-Scheitholz. 


GC, Für den Forſtamts-Actuar. 


Der Gehalt des Forſtamts-Actuars beftehet:: 

a. in einem firen Geld:Bezug, und zwar für die I. Klaffe, in welche das 
erfte Drittheil einzureihen ift, zu 150 fl. (Einhundert fünfzig Gulden), 
für die IL. Klaſſe, oder die übrigen zwei Drittheile, zu 120 fl. (Ein: 
hundert und zwanzig Gulden)s 

b. in einem Berköftigungs:Beitrag von 150 fl. CEinhundert und fünfzig 
Gulden) in Geld, und 

e. in einem halben Schäffel Waisen oder Kern, und ein und einem halben 
Schäffel Korn oder Roggen, nach den oben feftgefegten unveränderlichen 
Preifen. 


D. $ür die Forfiwärter: 


Der Gehalt diefer Klaffe hat zu beftehen: 

a. für das erfte Drittheil in der I. Klaſſe in einem firen Geld-Bezug von 
240 fl. jährlich (Zweihundert und vierzig Gulden), für die übrigen 
zwei Drittheile in der IL Klaffe von 200 fl. (Zweihundert Gulden); 
für diejenigen Korftwärter, welche im diefer Eigenfchaft fünfzehn 
Jahre mit Treue gedient, und denen Wir die Dienftes:Stabilität er: 
theilt haben, findet noch eine aufferordentliche Zulage von 60 fl. (ſechzig 
Gulden) Statt, wornach der Haupt:Geldbezug derfelben auf 500 fl. 
Dreihundert Gulden) jährlich feftgefest wird; 

b. in Natural-Emolumenten, und zwar in einer Ratural:Wohnung im An⸗ 
ſchlage zu 30 fl. (dreißig Gulden), oder Vergütung hiefür, drei Tage: 
werke Dienft-Gründen in Anfchlag zu 50 fl. Chreißig Gulden), oder 
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Vergütung hiefür, ımd in einem Schäffel Waitzen oder Kern, und brei 
Schäffel Korn oder Roggen, nad den bereits beftimmten Anfchlägen: 
e. in einem Holz:Bezuge in der I. Lage zu acht Klafter Fichten: oder fechs 
Klafter Buchen:, in der II. zu ſechs Klafter Fichten: oder vier Klafter 
Buchen, und in der IIL zu vier Klafter Fichten- oder brei Klafter 
Buchen-Sceitholz. 
E. Für die Revier-Gehülfen 
beftimmen Wir 
a. für das erfte Drittheil in der I. Klaffe einen firen Geldbezug von 100 fl. 
C Einhundert Gulden); für die übrigen zwei Drittheile in der IE 
Klaffe 75 fl. (Siebenzig fünf Gulden), 
b. für den DVerföftigungs-Beitrag ein jährliches Averfum von 82 fl. Acht: 
zig zwei Gulden), dann 
e. an Getreide-Deputat denfelben Betrag wie für die Forſtamts-Aetuare. 
$. 26. Die Verföftigungs: Beiträge in Geld und Getreid der Forſtamts— 
Actuare ſowohl als der Revier:Gehülfen haben in der Negel die Forſt-Beam— 
ten (Forftmeifter) und Revier:Förfter zu beziehen, wofür fie denfelben den er 
forderlichen und angemeffenen Unterhalt, nebft Dach und Fach zu verreichen haben. 
Nur ausnahmsweife, bei nachgewiefenen zureichenden Motiven, welche Unfere 
Regierungen, Kammern der Finanzen, für jeden fpeziellen Fall ſtrenge zu ers 
meffen haben, darf den Forftamts:Actuaren und Revier-Gehülfen die Selbfte 
verpflegung gegen Bezug der Verköſtigungs-Beiträge geftattet werden. 
$. 277. Die Ausfcheidung des Gefammt:Gehalts der ſtabilen äuffern 
Sorftbedienfteten in Standes: und Dienſtes-Gehalt richtet fi nach den 
Beflimmungen Unfers Edicts vom 2. Mai 1818 über die Derhältniffe der 
Staats:Diener $. 8. In Folge deffen wird der Standes:Gehalt mit 
gänzliher Wegrehnung aller Nebenbezüge an Geld: und Na: 
tural-Genuß, im erften Jahrzehemt des Dienftes auf aht Zehn: 
theile — nad dem Eintritte in das zweite Jahrzehent des Dienftes für 
die ganze Folgezeit, auf neun Behntheile des Haupt:Geld:Bezuges 
feſtgeſetzt. 
$. 28. Die Penfionen und Unterhalts-Beiträge der Wittwen und Kinder 
der ftabilen Forftbedienfteten richten fich nach den gefeplichen Beftimmungen. 
$. 29. Da Wir durch vorftehendes Befoldungs-Regulativ das Bedürfniß 
des zureichenden Auskommens Unferer äuffern Forftbedienfteten bemeffen 
und feftgefent haben, fo hören mit dem 1. Jänner 1822 ale bisherigen „ unter 
den verfchiedenen Benennungen vorkommenden Gehalts:Bezüge auf, und es fin: 
den*denmach durchaus Feine andere Haupt-Geld- und Nebenbezüge Statt, als 
die in vorftehendem Befoldungs-Regulativ fpecififch für jeden äuffern Sorftdienft: 
Grad ausgefprochen worden find. Nur jenen Sorftbedienfteten, welchen auf 
einen allenfallſigen Mehrbezug aus ältern Dienftes:Verhältniffen, nah recht: 
lichen Gründen ein Anfpruch zukömmt, foll nach vorläufiger Unterfuhung und 
rechtlicher Würdigung lediglich in dem Falle, wenn der neue Geſammt-Gehalt 
(bad Aggregat der Haupt: und Nebenbezüge) hinter dem Gefanumt:Gehalt jener 
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aus ältern Dienfted:Verhäftnifien herrührender Bezüge, worauf ihnen ein recht: 
licher Anfpruch zufteht, zurücbleibt, — die betreffende Entfchädigung gewährt 
werden. 


II. 
Beitere Beftimmungen in Anſehung der Einrihtung 
des äuffern Forft-Dienftes, 

$. 50. Zur vollftändigen Begründung und Ergänzung Unferer neuen 
Derfaffung im äuffern Sorftdienfte finden Wir nothwendig, für jede Dienftes: 
Klaffe eine fpecielle, alle Functionen mit Beftimmtheit erörternde Diens 
ſtes-Inſtruction entwerfen zu laffen, und an die Stelle der im Umfange 
Unferes Reiches bisher beftehenden verfhhiedenen Dienftes:Inftructionen fefts 
zufeben. Zugleich wollen Wir, daß ausgeschieden von diefer bloßen Anleitung 
zum Dienfte, auch eine allgemeine Forft: Dienftordnung feitgefeht werde, 
wodurch die Grenzen der Befuaniffe jeder Dienftes-Klaffe, und die auf deren 
verfchiedenartige Ueberfchreitungen oder Dienftes:Berfäummniffe geſerte⸗ Strafen 
genau bezeichnet werden. 

$. 31. Ueber den Entwurf und Vorlage der Dienſtes: Inſtruction haben 
Wir- bereits ſämmtliche Kreis-Regierungen bei der allgemeinen Inſtruirung der 
Borarbeiten über die äuffere Forſt-Dienſt-Einrichtung anweiſen laffen , da jedoch 
von den meiften biefer Auflage gar nicht, von einigen wenigen aber.nicht vol: 
ftändig entfprochen worden ift, fo befehlen Wir hiemit, daß fih Unfere 
Kreis-Regierumgen, Kammern der Sinanzen, mit diefer Aufgabe befchäftigen, 
und Uns Längftens nach Verfluß eines haben Jahres die umftändlich bearbeite: 
ten Entwürfe hierüber vorlegen, wozu fie fich nunmehr, da Wir die Wirkungs— 
Kreife, Stelfung und Geſchaͤfts-Verbindung des änffern Forſtdienſt-Perſonals 
definitiv feftgefeht haben, in vollfommenen Stand gefest finden. Hiebei haben 
Unfere Kreis:Regierungen den vorzüglichften Bedacht darauf zu nehmen, daß 
die möglichfte Vereinfachung der Geſchäfts-Behandlung und insbefondere die 
möglichfte Verminderung der fhriftlihen Arbeiten bei dem 
Auffern. Forſt-Perſonale erzweckt werde. 

$. 32. In Anfehung der Bearbeitung einer allgemeinen Dienſtes-Or d⸗ 
nung für das äuſſere Forft-Perfonal ift der vorzüglichfte Geſichts-Punkt dahin 
zu richten, daß der Inbegriff und die Grenzen der Obliegenheit und Befugs 
niffe einer jeden Dienſtes-Klaſſe genau beſtimmt, und für alle erheblichen Fälle 
der Ueberfchreitung diefer Grenzen und der Dienftes:Berfäumniß die verhältniß: 
mäßigen Strafen ftufenmweife regulirt |werden. Dabei muß namentlich auch die 
Grenze, wo die bloße Disciplinar-Beſtrafung fich endet, und die gez 
rihtlihe Unterfuhung und Beftrafung einzutreten hat, ingleichen 
die erforderlihe Form der Unterfuchung, und der Umfang der Befugs 
niffe, die ſowohl den Kreis:Regierungen als auch den äuffern Dienſt-Graden zur 
Beftrafumg , oder zur Zurechtweifung ihrer Dienftes-Untergebenen einzuräumen 
iſt, genau bezeichnet werden. 

Die ſolcher Geftalt bezeichneten, und von Unfern Kreid-Regiernungen zu 


* 
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bearbeitenden Dienft: Ordnungen find gleichzeitig mit den Entwürfen der Dien- 
ſtes⸗Inſtruetionen zu Unferer Befchlußfaffung vorzulegen. 

$. 335. Inzwiſchen bis diefe neue Dienſtes-Inſtruction und Dienftes-Orbd- 
nung Unfere Genehmigung erhalten haben wird, find die bisherigen Dien- 
ftes-Inftructionen, in fo weit fie fih mit den oben gegebenen Refforts:Beftim- 

‚mungen der äufferh Dienſtes⸗Grade bereinbaren laſſen, in geeignete Anwendung 

zu ——— 

| IV. 

Befimmungen über die Vorbedingungen und Erfor: 
derniffe zum Eintritt and zur Anftellung im Forft 
Dienfte, dann zur ftufenweifen Borrüdung inden 
verfhiedenen äuffern Dienſtes-Graden. 


$. 34. Um durch alle Klaſſen des äuffern Förft:Dienftes eine zweckmäßige 

Anftellungs= und Promotiong-Ordnung zu begründen, und hiernach die perfün- 

lichen Eigenfchaften und Borbedingungen , die Augfichten und Anfprüche zur An- 

ſtellung der Forſt-Dienſt-Adſpiranten, fo wie der bereits Angeftelften juni Vor: 

rücken in höhere Dienft:Grade zu bezeichnen, feben Wir folgende Normen fell: 

1) Zur Anftellung im Forft:Dienfte ift nur derjenige Inländer fähig, der 

neben einem unbefcholtenen Rufe der Rechtichaffenheit und eınes moralis 

fchen Lebenswandels, neben der erforderlichen Börperlichen Befchaffenheit, 

auch die für den fpeciellen Poften erforderlichen befondern Cigenfchaften 

und Befähigung beſitzt, diefe gehörig nachgewiefen, ingleichen die dazu 
beftimmten Borbedingungen vollſtändig erfüllt hat. ' 

Nah Mafgabe der Art und Wichtigkeit des äuffern Forft-Dienft- 

Grades beftimmen fich die befondern Eigenfchaften und Vorbedingungen: 

2) Zur Anftellung als Forſtaufſeher, dazu auch angefeffene Landleute 
erwählt werden können, wird an ſpeciellen Eigenfchaften erfordert die nö— 
thige Bekanntfchaft mit den practifchen Wald-Arbeiten, und daß das zu 
verwendende Individuum des Lefens und Schreibens kundig fey , übrigens 
mit Einrechnung des Functions-Bezuges ein binreichendes Einkommen 
beſitze. 

3) Zur Anſtellung als Revier-Gehülfe wird ſpeciell erfordert: 

a. daß das Individuum das niedere Forſt- und- Jagdweſen vollſtãndig 
erlerht habe; 

b. correkt und leferlich fchreiben Fönne , die gehörige Bertigfeit ſich 
fchriftlich. auszudrücken, und die Elemente der Arithmerit und der 
praktiſchen Geometrie ſich eigen gemacht, 

e. dieſe Eigenſchaften durch ein Prufunss· Zengniß oder Abſolutorium 
nachgewieſen habe. 

4) Zur Anſtellung als Forſtwärter find nur ſolche Individuen zuläßig, 
die als Revier-Gehülfen, unter Nachweiſung der hiezu erforderlichen Vor— 
bedingungen bereits mehrere Jahre zur Zufriedenheit gedient haben. 
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5) Zur Anſtellung als Forſtamts-Actuar wird ſpeciell erfordert: 

a. Nachweiſung über eigen gemachte Haupt- und Hülfs-Wiſſenſchaften 
des Forſt-Dienſtes, | 

b. S$ertigkeit im fchriftlichen und Rechnungs-Geſchäfte, im Chartirunge- 
Gefchäfte, Eigenmachung der zum Forft:Diente gehörigen mathema= 
tifchen ſowohl theoretifhen als practifchen Kenntniſſe und Fertigkei— 
ten, welche durch eine Prüfung vollſtändig nachgewiefen werden 
müſſen. 

e. Vorläufige zureichende Praxis. 

6) Dir ſpeciellen Erforderniſſe zur Anſtellung als ſtabiler Revier-För— 
ſter beſtehen: 

a. in den durch vorläufige ‚Prüfung nachgewieſenen zureichenden Kennt: 
niffen und Fertigkeiten für den Revierförfters:Dienft ; 

b. in einer volfftändigen, wenigftend zweijährigen Prarid im niedern 
Forft:Dienfte und längern Dienftesleiftung in den niedern Graden 
deſſelben. 

7) Zur Anſtellung als For ſt meiſter können nur ſolche Individuen gelan- 
gen, welche ſich in allen Haupt- und Hülfs-Wiſſenſchaften des niedern 
und höhern Forft:Dienftes befähiget, diefes durch geeignete Prüfung nach: 
zumeifen haben, und nebft zurücgelegter practifcher Laufbahn im niedern 
und höhern Forſt-Dienſte, namentlich im Revier-Förfters:Grade, mit 
Auszeichnung mehrere Jahre gedient haben. 

$.35. Zur Prüfung der wiffenfchaftlihen Tüchtigfeit für den höhern Forft: 
dienft werden Wir nach Ermeffen von Zeit zu Zeit Prüfungs:Eoncurfe anord⸗ 
nen laſſen. 

$. 56. Die Prüfung der Eoncurrenten zur Anftellung ald Revier-Gehül: 
fen und Forſt-Wärter, Forſtamts-Actuare und Revier:Zörfter wird der fpeciel: 
len Anordnung Unferer Kreis-Regierungen, Kammern der Finanzen, über: 
laſſen, welche durch eine Prüfungs-Commiſſion, beftehend aus den betreffenden 
Kreis-Forft:Referenten und den SKreis-Forft:Infpectoren, die Eraminanden 
nicht allein ſchriftlich, fondern auch mündlich prüfen zu laffen haben. Die Re: 
fultate über die gemeinfam berathenen Dualificationg: Noten find mit Bericht 
Unferm Staats:Pinifterium der Finanzen nach einer jeden vollzogenen Prü— 
fung zur Einficht vorzulegen. 

$. 37. Die Prüfung für den höhern Forft:Dienft hat nur auf unmittelbare 
Anordnung Unferes Staats:Minifteriums der Finanzen Statt, welches die 
Sragen Unfern Regierungen, Kammern der Finanzen, zufenden, und die 
mweitern Beftimmungen jedesmal erlaffen wird. 

$. 38. Ohne vorläufige, wenigft zweijährige Praris im Revier = oder Forft: 
amts=Dienfte darf Fein Forſt-Dienſt-Adſpirant zur Prüfung zugelaffen werden. 

Dusch, die hiemit ertheilten Beftimmungen über den Umfang und die in- 
nere Einrichtung des äuffern Sorft:Dienftes haben Wir Unfern Kreis:Regie: 
rungen, Kammern der Finanzen, die Obliegenheiten bezeichnet, die ihnen in Be: 
ziehung auf die Direction und Verwaltung Unfers Domainen:, Forſt- und 
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Jagdwelens, ſo wie in beſonderer Hinſicht auf den Vollzug und die Execution 
diefer gegebenen Beſtimmungen zukommen. 

Wir befehlen daher, daß vorbezeichnete Anordnungen über die räumlichen 
Beftimmungen der Forſt-Verwaltungs-Bezirke — über die gleichförmige Ein- 
richtung des äuſſern Forft:Dienftes, und fiber die angemefjene Zahl und Be: 
flimmung der Dienftes: Grade — über die Einführung eines für alle Auffern 
Forftdienft: Grade feftgefesten Beſoldungs-Regulativs — über die Verfaffung 
befonderer für jeden Dienftes:Grad paffender Dienftes:Inftructionen und Dien: 
ſtes-Ordnung — über die Vorbedingungen und Erforderniffe zum Cintritte und 
zur Anftellung im äuffern Forft:Dienft, genau beobachtet und in- geeigneten 
Vollzug gebracht werden. 

Unfere Kreis:Regierungen, Kammern der Binanzen, haben bemnach ohne 
Derzug die geeigneten Worbereituugen zu treffen, damit die von Um s dem 
nächft zu erlaffenden weitern allerhöchſten Beſtimmungen über die Forſt-Be— 
zirks-Eintheilung und Befebung der äuſſern Korftdienft:Stellen fogleich vollzo⸗ 
gen, und die Amts:Ertraditionen und Dienftes:Cinweifungen ohne Stodung des 
laufenden Dienftes bewirkt werden können. 





Die im 6. 30: verheißene Korftdienftordnung und Dienftius 
firuetion iſt Öffentlich nicht erfchienen , fomit gilt noch we 
ſentlich das NRegulativ ded Generalgonverneurd vom 28. Mai 
1814, welches durch die Verordnung vom 10, Auguft 1814 als 
fortbeftebend erflärt worben. 

Diefed Regulativ lautet alſo: 

Durch die Verordnung vom 26. Februar und 10. März d, I. find einige 
vorläufige Regen für die Forft: Verwaltung des General:Gouvernements des 
Mittel-Rheins ertheilt worden, Sie betrafen vorzüglich das Perfonal und die 
Abſtufungen, welche Fünftig in demfelben Statt finden follen, zu dem Gefchäfts: 
gange ſelbſt gaben fie noch Beine Anleitung. 

Ob fich gleih in dem gegenwärtigen Augenblic eine volftändig ausgear: 
beitete Forſt-Verfaſſung noch nicht entwerfen läßt, und die Materialien dazu 
erft gefammelt werden müffen, fo iſt es doch nothwendig, daß die, zum Theil 
fhon in einzelnen Verfügungen ausgefprochenen, Grundzüge derfelben in ein 
Regulativ zufammengetragen und die Haupt-Grundſähe näher beftimmt und 
feftgefegt werden, nach denen der Gefchäftsgang eingeleitet und geführt mer: 
den ſoll. 

Daher wird Folgendes verordnet: 


Erfter Abſchnitt. 


Allgemeine Berfügungen. 
Unordnung von Departements-Forftmeiftern. 
$. 1. Der orftmeifter in dem Hauptorte eines jeden Departements Cdem 
Wohnorte des General-Gomverneurs:Commiffairs) erhält den Titel als Depar: 
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tements-Forftmeifter. Er bearbeitet als folcher für das ganze Departement 
diejenigen Forſt-Verwaltungsſachen, welche, in Gemäßheit der weiter unten 
gefchehenen Auseinanderfesungen, mit zur Kenntniß der Herren General:Gous 
verneurs:@ommiffaire gelangen follen und die Kreis:Forftmeifter haben daher 
ihre deffalffigen Berichte an ihm zu richten. 

Zur Unterfcheidung von dem Kreid-Forftmeifter, trägt der Departements— 
Sorftmeifter, auffer der für erftern vorgefchriebenen Epaulette, eine Contree 
Epaulette ohne Frangen. 


Beftallung und Abſetzung des Forftperfonals, 


$. 2, Ein jeder, in dem General:Gouvernement des Mittel-Nheins an⸗ 
geftellt werdende Dber= und Unter:Forftbeamte erhält feine Beſtallung unmit⸗ 
telbar von mir und kann daher auch nur durch mich von feiner Stelle wieder 
abgefebt werden. 
Proviforifhe Suspendirung vom Dienſte. 

$. 3. Dem Deprtements:Zorftmeifter fteht jedoch die Befugniß zu, auf 
den Antrag des Kreiß:Forftmeifters und mit Genehmigung des General-Gou— 
verneurs-Commiffaird, einem Unter:Forftbeamten (Ober: und Revier:Förfter) 
die Ausübung feiner Funktionen vorläufig zu unterfagen, wenn diefe Mafregel 
durch dringende Umſtände hinlänglich gerechtfertigt wird. Er muß jedoch ſo— 
gleich eine berichtliche Anzeige davon an den Ober:Forftmeifter gelangen laffen, - 
welcher das Weitere meiner Eutfcheidung anheim ſtellt. 


Dienftpferde, | 
$. 4. Ein jeder - Ober:Forftbeamte und Ober:Förfter ift verbunden fich etn 
Dienftpferd zu halten, 
Verantwortlichkeit für Dienftwidrigfeiten. 
$. 5. Ein jeder Forft:Offiziant ift für die Dienftwidrigfeiten des ımter 


ihm ftehenden Perfonals verantwortlich, went er diefelben nicht fofort feinem 


_ unmittelbaren Vorgeſetzten anzeigt, fobald fie zu feiner Kenntniß gelangen. 


\ 


Uebernehmung eines andern Amtes ift verboten. 
$.6. Kein Forft:Offiziant darf, ohne meine befondere Erlaubniß, ein ans 
deres öffentliches Amt übernehmen. 


Desgleihen Wirthfchaft zu halten. 
6.7. MWirthfchaft zu halten ift dem Zorftperfonal durchaus verboten, 


Desgleihen Holzhandelyutreiben oder daran Theil zu 
nehmen. | 

6.8. Kein Ober= oder Unter:Forftbeamte darf fi, bei Strafe der af: 
fation, mit Holzhandel befaffen, noch daran anf irgend eine Weife Theil neh: 
men. Der Verkauf des DBefoldungsholzes ift demfelben bei eben der Strafe. 
unterfagt. — 
Erhebung der Forſt-Einkünfte. 
9. 9. Die Erhebung der Forſt-Einkünfte geſchieht durch diejenigen Domai⸗ 
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nen⸗Empfaänger, in deren Bezirk die Waldungen liegen. Die Wiedereinzie— 
hung des vorgeſchoſſenen Hauerlohns liegt denſelben ebenfalls ob. Beides muß 
dem Forſtperſonal ſchlechterdings fremd bleiben, denn es iſt unverträglich mit 
denen ihm übertragenen Verwaltungs-Geſchäften, daR ſich daſſelbe auch mit ir: 
gend einer Gelderhebung befaſſe. 


Alle Aecidenzien oder Geſchenke verboten. 


$. 10. Es ift dem Forftperfondl bei Strafe der Gaffation verboten, irgend 
ein Geſchenk oder Accidenz von einer Gemeinde, einem SHolzfteigerer , einem 
Privat-Waldeigenthümer, oder von fonft jemanden, unter welchem Vorwande 
es auch feyn möge, ohne meine fpezielle Erlaubniß anzunehmen. 


Gemeinde: 1. Waldungen. 


$. 11. Pie Gemeinde: und ungerheilten Waldungen, fo wie jene, welce, 
öffentlichen Anftalten gehören, bleiben unter Anfficht und Verwaltung des Forft: 
perfonals. Die Grundfäge, wonach in Anfehung derfelben künftig zu verfahren ſeyn 
wird, folfen demnächft noch auf eine, das Cigenthum wenier befchränfende Art 
feftgefest werden. Die Befoldungs:Beiträge, welche bis jest unmittelbar an 
das Forftperfonal bezahlt wurden, follen Fünftig au die betreffenden Domainen: 
Caſſen entrichtet werden und erfteres dagegen feinen ganzen Gehalt aus lesteren 
beziehen. Der Termin, von welchem diefe Einrichtung anheben fol, wird für 
jedes Departement noch näher beftimmt werden, 


Jährlicher Forſtnutzungsplan. 


$. 12. Der jährliche Forſtnußzungsplan oder Hauungsvorſchlag wird nach 
den beftehenden FSorfttarationen und Schlag:Eintheilung ( amenagement), wo 
folche bereits regulirt worden ift, entworfen und ed darf davon, ohne meine 
ausdrückliche Genehmigung , nicht abgewichen werden. Da mo die Schlag:Ein: 
theilung noch nicht bewirft worden ift, ſoll der Forſtnutzungsplan nah Maßgabe 
des Höchftmöglichen, jedoch nachhaltigen, Ertrags der Waldungen angelegt werden. 


| Holzverfaufs:Art. 
$. 13. Statt der ausfchließlich eingeführt gemwefenen Art des Holzverfaufs 
in ganzen Schlägen, nach deren Flächeninhalt, welche das Publifum in den Fall 
feste, feine Brenn: und Bauholz Bedürfniffe nicht aus erfter Quelle beziehen 
zu Fönnen, fondern folche zu höhern Preißen aus den Händen der Großhändter 
anfanfen zu miüffen, foll Fünftig vorzugsmweife das aufgemachte Material in Fei: 
nen Partien verfiruft und die Veräuſſerung in ganzen Schlägen nur da beibehal: 
ten werden, wo fie, den Local-Umftänden nach, die angemeffenfte ift. In den 
jährlihen Hauungs:Vorfchlägen wird. daher, bei jedem einzelnen Schlag, an: 
zugeben ſeyn, auf welche Art der Verkauf deffelben zu bewirken feyn möchte. 
Die Hauptanfihten, von welchen, bei Benrtheilung diefer Frage, auszu— 
gehen iſt, find folgende: 
a. Der Betrieb in den Baumholz:Beftänden oder Hochwaidungen Chautes 
futaies) erfordert die meiste Umficht in feiner Ausführung. Es ift nach: 
theilig, die Auszeichnung Cmartelage) der darin anzulegenden Hauungen, 


* 


b. 
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von welcher die den DBeftande zu gebende, für den Zumachs oder die 
Derjüngung deffelben fo wichtige, richtige Stellung abhängt, übereilen 
zu müffen, wie dies bei dem Coupenſyſtem öfters der Fall war; es iſt ge— 
fährlich, die Hauung felbft in die Hände eines Steigerers zu legen, der in 
den meiften Fällen nur fchwer, bei Durchforftungen aber gar nicht con: 
trolirt werden Fatin. 


Daher foll es Regel feyn, daß in allen Hochwaldungen die Hauung 
für Rechnung des Gouvernements geführt und das Material erft’nach ge: 
fchehener Fällung, Aufmachung und Eortirung ded Holzes verfauft werde, 
und nur dann eine Ausnahme Statt finde, wenn das allerhöchſte Inte: 
rejfe, durch Mangel an Abfas im Detail, geführdet werden möchte, z. B. 
in Gegenden, wo die Randesbewohner ihre Bedürfniffe aus eigenen Wal: 
dungen befriedigen Fönnen und nur etwa Holzhändler, die das Material 
in andere Gegenden transportiren laffen, oder Püttenwerke, als Concur⸗ 
renten bei dem Verkauf zu erwarten find. 


. In denjenigen Forftdiftriften, worin ein gemifchter Betrieb von Hoch: 


und Niederwald (futaie sur taillis) eittgeführt ift, oder bei. der Fällung 
einzelner Stämme in Hüthungs:Revieren und andern lichten Beſtänden, 
ift es eher thunlich, in reinen Schlagholz-Orten aber ganz unbedenklich, 
den Verkauf auf dem Stode eintreten zu laſſen. In lebteren wird er 
fogar in vielen Fällen vorzuziehen ſeyn, weil die Ausbeute folcher Schläge 
ein weniger gefuchtes Material liefert und daher die bedeutende Auslage 
welche fie erfordert der Caſſe allzu lange unerfest bleiben Fönnte; dem 
zum Nachtheil der Unterthanen gereichenden Holzwucher aber, durch Ver: 
theilung der Schläge in mehrere Looſe, leicht vorgebeugt werden Bann. 

Bei alten folhen Waldungen alfo, muß die durch forafältige Prüfung 
alfer örtlichen Derhältniffe zu eruirende, höchſtmögliche Nutzung rückſicht— 
lich des Geld:Ertrags die Beftimmung an die Hand geben, ob die eine 
oder die andere Verfaufs:Art vorzuziehen fey. 

Es wird noch näher regulirt werden, welcher Hämmer man fich in 
beiden Fällen zu bedienen habe. 


Holz: Berkaufsart. Fortſehung. 


$. 14. Der Verkauf cf dem Stode kann entweder: 


nach dem Flächen-Inhalt, Hektaren: oder Morgenmeife, oder 
nach Klaftern 2c. 2c. Brennholz und Kubikſchuh Bauholz dergeftalt bewirkt 


. werden, daß nach gefchehener Hauung des Schlags und Aufmalterung des 


Holzes durch den Steigerer, das Material abgezählt und ausgemeffen und 
durch die Multiplication der gefundenen Anzahl Klafter oder Kubikſchuhe 
mit dem bei der DVerfteigerung gebotenen höchften Preiß als Einheit, die 
zu bezahlende Summe beftimmt werde. 

Welcher Weg der rathfamfte fey, muß fid ebenfalls aus der Prü— 
fung alter einwirfenden Local-Verhältniſſe ergeben. 
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Hauerlöhne, 
$. 15. Zur Beftreitung der, jedes Jahr durch den Kreis:Forftmeifter,, ges 
meinfchaftlich mit dem Kreis-Director, zu regulirenden Hauerlöhne für diejeni— 
gen Schläge, welche für Rechnung des Gouvernementsd gehauen werden follen, 
wird dem Forftperfonal der erforderliche Eredit auf die Domainen-Gaffen eröff— 
net werden. 


Vermeſſung und Nachmeffung der Schläge. 


$. 16. Die bisher übliche Vermeſſung nud Nachmeffung der jährlichen 
Schläge wird nur rücjichtlich derjenigen beibehalten, welche nach $. 1% auf dem 
Stode verfauft werden follen, und ed wird zu den Ende für jede Forſtmei— 
fferei ein Forſtmeſſer beftellt werden. 

In Anfehung der für Rechnung des Gonvernements zu führenden Hauungen,. 
bedarf es Feiner Vermeſſung und es ift hinreichend, wenn die natürlichen Gren: * 
zen des Forftorts, in welchem gewirthfchaftet werden foll, bezeichnet und anges 
geben werden. 
Holz: Abzählungen. 

$. 17. Die Abzählung und Aufnahme des in denen zulebt erwähnten Hauun— 
gen aufgemachten Materials ift wichtig, da aufihr die Controle des Rechnungs— 
wefens beruht, und muß jedesmal mit der größten Pünktlichkeit gefchehen. 

Gie wird entweder durch den Forftmeifter, mit Zuziehung des Ober: und 
Revier:Förfters , oder durch die beiden leuten , wenn der Forftmeifter andermweite 
dringendere Gefchäfte hat, bewirkt. Im legten Fall foll der Bürgermeifter des 
Orts, in deffen Gemarkung die Waldungen liegen, die Abzählungen mit abs 
halten. 

Ueber dieſes Geſchaͤft ſoll, für jeden einzelnen Schlag, ein beſonderes Pro: 
tokoll, welches die Quantität und den Schäsungswerth der vorgefundenen Holz: 
fortimente fpecifiziren muß, aufgenommen und von denen dabei concurrirenden 
Behörden unterzeichnet werden. Daffelbe wird fofort mit dem verausgabten 
Hauerlohn verglichen. Finden fich dabei Irrthümer zum Nachtheil der Caſſe, fo 
falfen folche dem Forftbeamten, welcher fie veranfaßt hat, zur Laft. 

Die Abzählungs: Protokolle dienen demnächft zum Deleg der Forſt-Rech—⸗ 


nungen. 
Holz: Verkauf. 


$. 18. Der meiftbietende Verkauf des Holzes gefchieht , rückſichtlich der 
jährlichen Schläge, vor dem Kreis-Direktor, oder einem von ihm zu diefem 
Geſchäfte delegirten öffentlihen Beamten, rücfichtlich der Neben-Nusungen, 
aber (menus marches) vor dem Bürgermeifter des Orts, in deffen Gemarkung 
die Waldungen liegen, beides in Gegenwart des Forftmeifters und Ober-För— 
ſters cbei den Nebeu-Nutzungen auch des Revier:Forftbedienten) umd des mit 
der Erhebung der Gelder beauftragten Domainen:Empfängere. Don dem über 
jeden Verkauf aufzunehmenden Protokoll erhält die Forftbehörde zwei, der Dos 
mainen:Empfänger aber eine Ausfertigung, auf deren Grund er die Einziehung 
der Gelder beforat. 
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Monatlihe Erhebungs-Liſten. 


$.19. Die Erhebung derjenigen Forſt-Revenüen, welche nicht auf dem Wege 
ber meiftbietenden Werfteigerung realifirt werden Eönnen, gefchieht auf den Grund 
monatlicher Erhebungstiften, welche dem Domainen:Empfänger durd die Ober: 
Börfter zugefertigt werden müffen. 
Forſt-Neben-Nutzungen. 


$. 20. Vorfallende Windfälle oder Windbrüche und ſonſtige Forſt-Neben— 
Nutzungen werden in der Regel meiſtbietend, ohne vorherige Aufklärung des 
Holzes, verſilbert. Eine Ausnahme kann dann Statt finden, wenn bei bedeus 
tenderer Anzahl der vom Sturme, in einem gewiſſen Diſtrikt, umgeworfenen 
Stämme, ein höherer Geld:Ertrag durch deren Aufmalterung zu erwarten fteht. 

Die Maft Fann durch meiftbietende DVerfteigerung oder durch das nn 

% gen von Schweinen genugt werden. 
Vorder Abzählung darf Feine Abfuhr Statt finden. 


$. 21. Es ift ein unnachläßlicher Grundfag, daß in denjenigen Schlägen, 
welche für Rechnung des Gonvernements abgetrieben werden, oder in denen 
wovon im $. 14 ad b Erwähnung gefchehen ift, Hauung und Abfuhr durchaus 
nicht zu gleicher Zeit, auf derfelben Fläche, Statt finden dürfen. So lange ein 
folder Schlag nicht abgezählt worden ift, darf Fein Debit, Feine Verweifung 
des Holzes darin Statt finden, Feine Spur eines Abfuhrwagens in demfelben zu 
fehen feyn. Nach der Abzählung aber darf durchaus Peine Art mehr in denfel: 
ben angelegt werden. 

Das Forftperfonal ift für die Erfüllung biefer Worfchrift ſtreng verant: 
wortlich. 
Schlag-Beſichtigung. 

$. 22. Nicht minder wichtig, als die in dem $. 17 erwähnten Abzaͤhlungen 
ift die Befichtigung (recolement) der Schläge, welche auf dem Stode verkauft 
worden find. Es foll dabei nach denen deshalb beftehenden oder noch zu erlaf: 
fenden fpeziellen Vorfchriften verfahren werden und, fo oft ber Forftmeifter die: 
felben nicht felbft vornimmt, der Bürgermeifter des Orts, in deffen Gemarkung 
die Waldungen liegen, folhe mit abhalten, damit jederzeit, bei der Schlag: 
Abzählung fowohl als bei der Schlag:Befichtigung , drei verfchiedene Behörden 
eonceurriren. 

Gerechtſame und Servituten. 


$. 25. Die DVerabfolgung des Holzes an Waldberechtigte gefchieht aus den 
jährlichen Schlägen nur an diejenigen, welche zufolge der von dem franzöfifchen 
Gouvernement angeordnet gewefenen Unterfuchung der Waldbenutzungs-Befug— 
niffe, im DBefib der Ausübung ihrer Gerechtfame erhalten worden find, und 
nach Mafigabe diefes jüngften Befisftandes. 

Diefe Zugeftehung ift jedoch nur als proviforifch anzufehen und es ift aus 
berfelben Feinesweges eine definitive Anerkennung deffen, was in dieſer Hinſicht 
unter der franzöfifchen Regierung gefchehen ift, zu folgern. Vielmehr wird.eine 
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desfafige nochmalige Prüfung und Unterſuchung, wo folche für nöthig erachtet 
werden folfte, ausdrücklich vorbehalten. 

Reclamationen über erlittene Schmälerungen oder Gefuche um MWiederein: 
feung in ältere, während der franzöfifchen Occupation nicht anerfannte, Ge: 
rechtfame müffen an die Herren General-Gouverneurs:Epmmiffaire verwiefen 
und dürfen von dem Horftperfonal, ohne meine ausdrücdliche Verfügung, nicht 
berüdfichtigt werden. 

In alten Fällen fol die Ausübung einer jeden Wald-Berechtigung den Re 
geln der Holzzucht und eines regelmäßigen forftwirthfchaftlichen Betriebs unter: 
geordnef ſeyn. 

Jagd- und Fifhereiwefen. 

$. 24. Das Jagd: und Fifchereimwefen gehört mit zum Reffort der Forft: 
Verwaltung. Wegen Benusuung der herrfchaftlichen Jagden, ſo wie wegen der 
Jagden überhaupt, werden noch nähere Beftimmungen erfolgen. Einftweilen hat 
das Zorftperfonal erftere unter ſtrenge Aufficht zu nehmen, durchaus Feine un: 
befugten Jäger darin zu dulden, und fich die Vertilgung der Raubthiere, mit 
Beobachtung derjenigen Vorſicht, welche zur Erhaltung der Jagd ih der Sit: 
und Degezeit erforderlich ift, jederzeit beftens angelegen feyn zu laſſen. 

Alle Fagd:Erlaubniß:Scheine, welche unter der franzöfifchen Regierung er: 
theilt worden find, werden hiermit für ungültig erklärt, 

Forſt-Culturen. 

$. 25. Zur Beſtreitung der höchſtnöthigen Forſt-Culturen, Pflanzungen 
und Verbeſſerungen ſoll ein beſonderer Fond dergeſtalt gebildet werden, daß die 
Domainen-Empfänger 5 Prozent von dem Brutto-Ertrag der Förſte zu obigem 
Zwecke zurückbehalten. Der Zeitpunkt, von welchem an dieſes geſchehen ſoll, 
wird noch näher beſtimmt werden. | 

Bisherige Forſt-Geſetze und Verordnungen, 

$. 26. Alte bisherigen Forft:Gefese umd Verordnungen behalten ihre Kraft, 

in fo weit fie nicht durch das gegenwärtige Regulativ, oder durch fpäterhin von 
mir erlaffen werdende Verfügungen aufgehoben werden. 


| Zweiter Abſchnitt. 
Bon dem Gefhaft8:-Bange überhaupt, 
Unterfheidung der Forfi-Verwaltungsgegenftände, 


$. 27. Die Forft:Berwaltungsgegenftände werden unterfchieden: 
a. in folhe, welche in die allgemeine Landes-Verwaltung einfchlagen ; 
b. in folche, welche bloß die innere Forſtwirthſchaft betreffen, welche rein tech: 
nifch find, 
Forſt-Verwaltuüngsgegenſtände, welhe in die allgemeine 
Landes: Adminiftration einfhlagen. 


$. 28. In Anfehung der erften ift es nothwendig, daß die Herren General: 
Gouverneurs-Commiſſaire in Kenntniß deſſen, was verhandelt wird, erhalten 


* 
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werden, damit fie, theils durch Rückſprache mit dem Departements-Zorftmeifter, 
theils durch Vorträge an mich, wo fie ſolche für nöthig erachten, eine gewiſſe 
Eontrolfe über die Forft: Verwaltung dergeftalt ausüben und dahin wirken kön— 
nen, daß diefelbe in fteter Mebereinftimmung mit der, durch die Hände der Her: 
ren General:Gouverneurs:Commiffaire laufenden , allgemeinen Landed-Admiz . 
niftration erhalten werde. 

Es gehören namentlich dahin: 

Aufficht über das politifche und moralifche Betragen des Forft:Perfonals ; 
Befchwerden gegen daſſelbe und gutachtlihe Anträge zur Wiederbe: 
fesung der erledigten Stellen. 

DVeränfferung der Forft:Produfte. 

Ueberficht des Forſt-Rechnungsweſens, folglich auch aller und jeder Ausga— 
ben für die Forſt-Verwaltung. 

Entwerfung der Holztaxen. 

Ausübung der Gerechtfame, womit die herrjchaftlichen Waldungen belaftet 
find. 

Mermwaltung der Gemeinde: und Privat-Waldungen. 

Forſt-Polizei. 

Erlaß-Geſuche. 

Geſuche um extraordinaire Holz-Bewilligungen. 

Wolfs⸗Jagden. 

Die Kreis-Forſtmeiſter haben daher in allem, was auf dieſe Geſchäfts-Ge— 
genftände Beziehung hat, an den Departements:Forftmeifter zu berichten , wel- 
cher die wichtigften Sachen, fo wie ähnliche aus feiner eigenen Sorftmeifterei;, 
dem Gieneral:Gouverneurs:Commiffair mündlich -vorträgt, mit demjelben Rüd: 
fprache nimmt und hernach die, nach Befinden der Umftände, entweder an die 
Kreis-Forftmeifter zu erlaffenden Verfügungen, oder an den Ober-Forſtmeiſter zu 
erftattenden Berichte, dergeftalt ausfertigt, daß folche in mundo mit dem Vidi 
des Herrn General-Gouverneurs-Commiſſairs verfehen werden. 

Iſt diefer lepte mit dem Departements:Forftmeifter verfchiedener Meinung, 
fo berichtet der General-Gouverneurs-Commiſſair an mich, der Departements: 
Sorftmeifter aber an den Ober:Sorftmeifter , worauf meine Entfcheidung erfolgen 
wird, 

Unter den bezeichneten Gefchäfts-Gegenftänden find einige, welche, nad) dem 
Inhalte diefes Regulativs, nicht anders als communicativ mit den Herrn Kreis: 
Direktoren bearbeitet werden können; 3. B. Feſtſetzung der Tage, an denen die 
Holz: Verkäufe Statt finden follen. In Anfehung derfelben müſſen, um unnöt hi⸗ 
gen Zeitaufwand durch Hin- und Herjtreiben zu vermeiden, alle Vorarbeiten 
erledigt, die Communicationen mit den Kreig:Direftoren bewirkt worden ſeyn, 
ehe der Kreiß:Forjtmeifter an den Departementö:Forftmeifter berichtet. 
Sorfi:Bermwaltungs:Gegenftände, welche rein techniſch find. 

$. 29. Im Anfehung der Geſchäfts-Gegenſtände ad b hingegen — Borft: 
Zarationen und Schlag:Eintheilung; Abänderungen in der Betriebs: Art; Re: 
vier-Eintheifung , Verbefferung derfelben und daraus herfließende Veränderun⸗ 
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gen in ber Organifation; Anlegung der Hauungen; Ausführung derfelben und 
der Forſt-Culturen; Beftimmung der Gehege; Eurz alles was bloß den techni- 
nifhben Forſthaus halt betrifft — ift es munöthig, daf die Herrn General: 
Gonverneurs:Commiffaire in Kenntniß der Verhandlungen gefebt werden. Diefe 
bleiben lediglich dem Forftperfonal, unter der Leitung des Ober-Forſtmeiſters, 
überlaffen, mit welchem in diefer Hinficht die Kreis:Forftmeifter, ohne Dazwi— 
fchenfunft der Departements-Forſtmeiſter, in unmittelbarer Berührung ftehen 
ſollen. 


Dritter Abſchnitt. | 
Bon den Funftiovnen des Revier-Förſters. 
Funktion des Revier-Förfters im Allgemeinen. 


$. 30. Der Revier-Förfter führt die unmittelbare Aufjicht über einen ge: 
wiſſen, durch die feftgefente Revier-Eintheilung näher bezeichneten, Walddiftrifr und 
beforgt in demfelben diejenigen fpeciellen Verwaltungs:Gegenftände, welche ihm 
von dem Ober:Förfter übertragen werden oder welche, in Gemäßheit der vor: 
bandenen Verordnungen und Inftructionen, zu feinem Officio gehören. 


Yuffidt über die Grenzen, Servituten 2c. ıc. 


$. 31. Zunächſt hat er fich mit den Grenzen feines Reviers auf das voll: 
ftändigfte befannt zu machen und forgfältig darüber zu wachen, daß Feine Ein: 
griffe in diefelben geſchehen und folche unverleut erhalten werden. Weberdieß muß 
er fich die genauefte Local-Kenutniß, ſowohl in Anfehung des Holz: Beftandes, 
ald der Benennung der einzelnen Waldtheile, des Bodens u. f. w. verfchaffen. 

Die in feinen Reviere eriftirenden Gerechtfame, Servituten, Vergünftigun 
gen und Anfprüche, fie mögen zum DBortheile oder zum Nachtheile der Herrfchaft 
gereichen, und deren Bearenzungen, muß er ebenfalls vollkommen Fenmen Ternen, 
und jeden Vorfall oder Veränderung, wodurd das herrfchaftliche Intereſſe 
leiden könnte, aldbald dem Ober:Förfter anzeigen. 


Befhüsung des Reviers gegen Waldfrevel. 


$. 32. Bei Tag fowohl als, den. Umſtänden nach, auch bei der Nacht, fol 
er fein Revier fleißig begehen, nichts von dem verfänmen, was dazu dienen kann, 
baffelbe gehörig zu ſchützen und, Tag vor Tag, die Forft:Frevel die er entdedt, 
nach denen hierüber beftehenden Verordnungen , aufzeichnen und zur Anzeige 
bringen. 

Strenge Hegung der in Zufchlag gelegten Forft:Diftrifte ift eine der wefent: 
lichften Bedingungen der Holzzucht. Der Nevier-Zörfter hat es ſich daher be 
fonders angelegen feyn zu laffen, die jungen Schonungen oder Gehege vor Hi 
tungs=Zreveln zu bewahren, 

Auffiht über die Hanungen. 


$. 55. Die in feinem Reviere für Rechnung des Gouvernements geführt 
werdenden Hauungen oder Schläge muß er täglich beſuchen, die Holzhauer an 
und zurechtweifen, daß fie forftmäßig verfahren und die Klafter nicht betrüglich, 


Zweiter Abſchn — Berfaflungem. Beſtandtheile des Staates. 441 


fondern genau in das übliche oder vorgefchriebene Maß ſetzen, auch alles in 
foihen Schlägen fich vorfindende Bau-, Werk- und Nupholz nicht zu Brenn: 
holz aufmachen, fondern vielmehr forgfältig fortiren. 
2 Am Ende einer jeden Woche hat er denen Holzhauern das aufgemalterte 
und fortirte Holz abzimehmen'und die, fofort an den Ober: Förfter einzufenden- 
den, Löhnungs-Zettel anzufertigen. 

Sobald aber eine Hauung ganz fertig ift, muß er dem Ober:Zörfter eine 
Anzeige davon thun, damit zur Abzählung gefchritten werde. 


Auffiht über die Hauungen. Fortferung. 
$. 34. Auch diejenigen Schläge, welche auf dem Stoce verkauft worden 
find und die folglich nicht für Rechnung des Gonvernements gehauen werden, 
muß der Nevier:Förfter öfters und fpäteftens alle zwei Tage revidiren und 
firenge darauf fehen, daß der Steigerer forftmäßig und in allem denen ihm 
beim Verkauf auferlegten Bedingungen gemäß verfahre. 


Forſt-Neben-Nutzungen. 
$. 35. Vorkommende Windfälle, Windbrüche oder ſonſtige Neben-Nutzun⸗ 
gen hat er jedesmal ſofort dem Ober-Förſter anzuzeigen, damit dieſer für deren 
Verſilberung forgen könne. Den Maſtbericht muß der Revier-Förſter jedes 
Jahr zu rechter Zeit erftatten. 


Forſt-Manual. Forſt-Rechnung. 
$. 36. Ein jeder Revier-Forſter iſt gehalten, ein Forſt-Manual zu führen, 
in welches er das in den Schlägen gehauen werdende Holz, fo wie er es nach 
und nach den Holzhauern abnimmt, und alles aufferdem vom Stocde getrennt 
werdende Holz in-Cinnahme, alles verkauft oder verwiefen werdende Material 
aber in Ausgabe forgfältig eintragen muß. Am Schluß des Jahrs ftellt er, 
auf den Grund diefes Manuals, die Natural:Forft:Rechnung (Material-Rech—⸗ 
nung) auf. 
Subordination. Aufführung. 
$. 37. Der Revier:Förjter berichtet über alles, was den Forft:Haushalt 
in feinem Revier betrifft, an den ihm vorgeſetzten Ober:Förfter,, hat gegen 
diefen, fo wie gegen feine übrigen Vorgeſetzten, die gehörige Subordination 
niemals aus den Augen zu ſetzen und fich jederzeit pünktlich nach den beftehen: 
den oder noch zu erlaffenden Verordnungen und Inſtruktionen, fo wie nach des 
nen in Gemäß heit derfelben ihm ertheilt werdenden fpezielleren Vorſchriften 
zu achten. | 
Auch foll er einen gefitteten Lebenswandel führen und ſich dem Trunke, 
bei Gaffationzftrafe, nicht ergeben. 


Vierter Abfhnitt. 
Bon den Funktionen des Dbers Förfters. 
Sunftion des Ober-Förſters im Allgemeinen, 


6. 38. Die höhere Stufe auf welcher der Ober:Förfter gegen ben Re: 
vier:dorft:Bedienten fteht, der ausgebehntere Wirkungskreis welcher demfek 
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ben angewiefen iſt, laſſen ihm fchon eine wichtigere Gefchäftsführung,, ein wirk: 
fameres: Eingreifen in den Forft:Yaushalt zu Theil werden, Unmittelbarer 
Vorgeſetzter des Revier:Förfters, liegt ihm die Pflicht ob, die Dienſt-Verrich— 
tungen und Aufführung deffelben zu überfehen, zu repidiren, zu controfiren. 
Durch ihn gelangen die höhern Orts erlaffenen Verfügungen an die Forſt-Be— 
dienten. Von ihm wird erwartet, daß er fie denfelben gehörig auseinander: 
fee und begreiflich mache, feine Untergebenen in allen bis zu ihrer Sphäre 
herabgehenden Gefchäfts-Gegenftänden unterrichte und zurechtweife. In feinen 
Händen liegt vorzüglich die fpecielfe Leitung des praftifchen Betriebs. Selbſt 
von beften Eifer befeelt, müſſe er ftets durch fein Beifpiel die Thätigkeit fei: 
ner Untergebenen anfpornen und im Schwunge erhalten. 
Monatliche Inſpektion der Reviere. 
6. 39. Der DOber:Förfter wird, mo möglich, monatlich einmal die ver: 
fchiedenen Reviere feiner Ober:Förfterei infpiciren; anfferdem aber hat er, fo 
oft ed die Controlle über die Revier:Förfter oder andere praktiſche Gefchäfte 
erfordern, Died oder jenes Revier zu befuchen. Bei diefen Umreifen muß fi 
feine Aufmerkſamkeit auf alle Theile des Forft:Haushalts erſtrecken. Ob die 
Revier:Förfter ihre Manualien mit Ordnung führen, ob fie die Frevel, deren 
Spuren in dem Walde zu fehen find, gehörig aufgezeichnet, die Windfälle richtig 
angegeben haben; ob jie überhaupt denen ihnen ertheilten Vorfchriften nachge: 
kommen nnd ihren Dienft:Verrichtungen pünktlich obliegen oder ſich nachläßig 
zeigen, find Gegenftände, mit denen fih der Ober:Förfter befonders zu be: 
fchäftigen hat. 

Erhaltung der Wald-Grenzen fowohl als jener, wodurch die Ausübung 
einer Servitut beftimmt wird; Verhinderung eines jeden Mißbrauchs, einer 
jeden Ausdehnung in Anfehung diefer letzteren; öftere Revifion der Hauungen 
und Leitung derfelben nach forftmäßigen, den Regeln der Holzzucht angemeife: 
nen, Grundfäsen müffen ihm ebenfall® am Herzen liegen. 

Nicht minder gehört es zu feinen Pflichten, alle Srevel, die er felbit ent: 
deckt, fofort zur Anzeige zu bringen. 


Sährliher Hauungs- und Ei: Vorſchlag. 


$. 40. Die jährlichen Hauungs- und Cultur-Vorſchläge werden durch den 
Ober-Förſter, nach genommener Rüdfprache mit dem Revier-Förſter, entwor— 
fen und dem Forftmeifter , bei deffen Forft:Bereifung , übergeben. Daher muß 
fih der Ober:Förfter genaue Localfunde von allen, in feinem Bezirke gelege: 
nen, Waldungen und insbefondere die Kenntniffe der Diſtrikts-Benennung des 
* Holz: Beftandes und Bodens, und der Schläge-Eintheilung verfchaffen. 


Anweifung, Auszeichnung und Abſchätzung der Schläge. 

$. 41. Nach erfolgter Genehmigung der Hauungs-Vorſchläge fehreiret 
der Ober:Förfter, in Gemäßheit der ihm von dem Zorftmeifter hierüber er: 
theilt werdenden fpeziellen Anleitung, zur Anweifung, Auszeichnung und Ab: 
ſchätzung (assiette, martelage .et esimation) der Schläge in den Gemeinde: 
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Maldungen, fo wie derjenigen in den herrfchaftlichen Sorften, wozu er fpeziel- 
fen Auftrag erhalten haben möchte. Nach Beendigung diefes Gefchäfts über: 
ſendet er die darüber aufgenommenen ſchriftlichen Verhandlungen dem Horft: 
meifter. | 
Abzählung oder Befihtigung der Schläge 

$. 42. In fo weit der Ober:Förfter zu Holz:Abzählungen oder Befichti= 
aungen durch den Forftmeifter committirt worden, verrichtet er diefelben und 
und ——— bie desfalffigen Protofolle ebenfalls an lehtern. 

Holz: Berfäufe 

6.43. Eben fo hält er, im Namen des Forftmeifters, die Holz Verkäufe 
mit ab, wenn er dazu fpeziell beauftragt worden ift und forgt dafür, daß der 
Korftmeifter die für ihn beflimmte Ausfertigung des Verkaufs-Protokolls er: 
halte, | 

Forſt-Neben-Nutzungen. 

$. 44. Er Hat für die Verſilberung der Windfälle und ſonſtiger Forſt— 
Neben-Nutzungen dergeftalt zu forgen, daß er jederzeit auf die Erzielung des 
höchftmöglichen Geld:Ertrags bedacht fey. 

Wenn die in einem Meviere zu verfanfende Neben-Nutzung den Schäbungs- 
werth von 50 Francs nicht überfteigt, fo kann der Ober:Zörfter ohne weiteres 
den meiftbietenden Verkauf einleiten. Sobald aber der Aeſtimations-Werth hö- 
her ift, muß er erft an den Sorftmeifter berichten, ed fen den daß der Gegene 
ftand der Neben: Nusung der Entwendung fehr ausgefest wäre. 


Maft, 
$. 45. Die Befihtigung und Abſchätzung der Maft und die Erftattung ei: 
nes Hauptmaft:Berichts an den Forftmeifter, zu gehöriger Zeit, mit Worfchlä- 
gen zur zwedmäßigften Benutzung, gehört zu den Pflichten des Ober:Zörfters. 
Beftimmung der Gehege. 


$. 46. Nicht minder gehört es zu feinem Officio, im Srühjahre nach ge: 
nommener Rücdfprache mit dem Revier-Förſter, diejenigen Forftorte zu beſtim— 
men, welche in Schonung gelegt werden müffen, oder jene, welche den Weide: 
Berechtigten zur Behütung eingegeben werden Eönnen, 


Aecorde mit den Holzhauern. 


$. 47. Der Ober-Förſter ſchließt die Accorde mit den Holzhauern, in Ge: 
mäßheit der durch den Korftmeifter, communicative mit dem Kreis-Direktor, 
regulirten Anfäge, für diejenigen Schläge ab, welche für Rechnung des Gou— 
vernements gehauen werden follen. Nur in einzelnen befonderen Fällen Fann er 
folches durch den Revier-Förfter beforgen laffen. 

Die ihm von legterem zugehenden wöchentlichen Löhnungszettel befördert er 
an den Sorftmeifter und forgt dafür, daß die Dolzhauer den Betrag erheben 
Fönnen, fobald die Zettel, mit der nöthigen Anweiſung verfehen, zurücerfolgt 
find, 
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Forſtbuß-Geſchäft. 


$. 48. Das Einſammeln der Forſtfrevelliſten (procts-verbaux de delit) und 
das weitere Verfahren damit, nach denen über diefen Gegenftand beftehenden 
oder noch zu erlafienden Inſtruktionen, gehörk gleichfalls zu den Dienſt-Ver— 
richtungen des Ober:Förfters. 


Dberförfterei- Manual. 


$. 50. Der Ober:Förfter führt ein Hauptmanual, itt welchem , für jedes 
einzelne Zorft:Revier, die nöthige Anzahl Blätter beftimmt feyn muß. Sin die: 
fes Manual trägt er das Refultat der Abzählungen, Holz-Verkäufe und Neben: 
Nutzungen nach und nach furmarifch’ein, fo daß daſſelbe ſtets eine voltftändige 
Ueberficht des Forfthaushalts feiner Ober:Förfterei, vorzüglich in Hinficht auf 
das Rechnungswefen , gewähre. 


Dberförfterei-:Rehnungen. 


$. 51. Am Schluffe des Jahres fammelt der Ober:Förfter von den Revier: 
Sörftern die im $. 36 erwähnten Spezialforft: Rechnungen ein und ftellt, nad 
dem er folche revidirt hat, auf den Grund derfelben, für jeden Domainen:Be: 
zirk eine befondere fummarifche Natural:Forftrechnung auf. 


Zuziehung des Revier-FSörſters. 


$. 52. Da der Revier:Förfter die genauefte Kenntniß von allem, was in fei- 
nem Forſte vorgeht, ftets haben muß, fo foll der Ober:Förfter Fein praßtifches 
Geſchäft in demfelben , ohne deffen Zuziehung, vornehmen. 

Geſchäfts-Gang. WRegiftratur. 

$. 55. Der Ober:Förfter berichtet über alles, was den Forfthaushalt feiner 
Dber:Förfterei betrifft, an den Kreis-Forftmeifter unter deffen unmittelbarem 
Befehl er fteht. 

Es wird ihm zur Pflicht gemacht die Oberförfterei-Regiftratur ftet3 in gu— 
ter Ordnung zu erhalten. _ 


Fünfter Abfhnitt. 
Bon den Funktionen des Kreid-Forftmeifters. 
Sunftion des Kreis-Forſtmeiſters im Allgemeinen. 


$. 54. Die größere Wichtigkeit des Geſchäfts-Kreiſes des Forftmeifters 
fteht mit dem bedeutendern Umfang, welcher demfelben,, in Hinficht auf Flächen: 
Ausdehnung ſowohl ald auf Einwirkung, gegeben ift, in Verhältnif. Er ums: 
faßt den Haushalt mehrerer Oberförftereien und greift eben fowohl in die An— 
ordnungen der oberen als in das Detail der untern Forſt-Verwaltung ein. 
Don dem Forftmeifter werden nübliche Anträge zur Vervollkommnung der er: 
ften erwartet, währenddem ihm, von den Gefchäften des Ober:Förfters bis 
zu den Derrichtungen des Holzhauers und Köhlers herab, nichts fremd bleiben 
darf. Seine Aufmerffamfeit muß fi auf alles erftrecden, muß alles umfafs 
fen. Er erläutert die höhern Orts erlaffenen Verfügungen und febt fie derge⸗ 
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ſtallt in Voltziehung, daß dabei und mit Rückſicht auf die Local:Berhäftniffe 
überall für Einförmigkeit geforgt werde. Stets dad Ganze im Auge behal: 
tend, ohne das Einzelne darüber zu vernachläßigen, muß der Forftmeifter das 
Mechaniſche der untergeordneten Gefchäftsführung vollfommen zu überfehen, 
n Ordnung zu halten, zugleich aber auch fich über die Befchränftheit deffelben 
u hböhern, aud den Grundſähen der Forſtwiſſenſchaft, der Forſt-Direktion, 
ver Staats: und Zorft:Defonomie hergeleiteten, eine pflegliche Kultur, Erhal: 
tung, Werbefferung und möglichft hohe nachhaltige Benutzung der Forfte ftets 
bezwedenden, Anfichten zu erheben und bdenfelben eine nügliche Anwendung zu 


geben wiſſen. 
Sorft:Bereifungen. 


$. 55. Der Sorftmeifter foll jährlich zwei Haupt:Forft:Bereifungen halten, 
aufferdem aber einzelne Theile feines Bezirks fo oft befuchen, als es die praßs 
tifchen Gefchäfte nothwendig machen. 

Die Haupt:Gegenftände mit welchen er fih, neben der allgemeinen Sorge 
für die Erhaltung der herrfchaftlichen Grenzen und Eigenthums:Recht, und 
Dber:Auffiht über alle Theile des Forfthaushalts und das Verhalten des ihm 
untergeordneten Perfonals, auf diefen Forſt-Bereiſungen, bei welchen ihn der 
DOberförfter und Revierförfter,, ein jeder in feinem Bezirk, begleiten müffen, 
zu befaffen hat, find folgende: 

Gefhäfte beidererflen Forftbereifung. 

$. 56. Erfte Forftbereifung. In dem Zeitranm vom April bis uni, 

a. Reviſion der im vergangenen Herbft und Winter geführten Hauungen 
und der im Herbft und Frühjahr vorgenommenen Eulturen. — Prüfung 
ob ſolche forftmäßig bewirkt und in denen für Rechnung des Gouvernes 
ments abgetriebenen Schlägen das Material nach feiner Nupbarkeit for: 
tirt und ordnungsmäßig aufgemacht worden ift. 

b. Einſammlung der Hauungs- und Cultur-Vorſchläge für das Pünftige 
Mirthfchaftsjahr. Prüfung an Ort und Stelle. Abänderung und Ders 
beiferung derfelben wo fie als forftwidrig oder fonft unzweckmäßig befun- 
den werden. Genaue Unterfuchung der örtlichen Verhältniſſe welche für 
die eine oder die andere der in den $$. 15 und 14 erwähnten Verkaufs— 
arten beftimmen Fönnen; mit einem Worte: Cinziehung alfer Nachrich: 
ten welche in den Stand fegen, einen, nach richtigen Grundfäben ausge: 
arbeiteten, Zorftnugungsplan für jede Oberförfterei aufzuftellen und zur 
Genehmigung einzureichen. 

Diefer Forftnusungsplan muß im Laufe des Monats Juni an den 
Departements:Forftmeifter eingefendet werben. 

e, Befichtigung, der in Zufchlag gelegten oder denen Weide-Berechtigten 
aufgegebenen Zorftdiftrifte. Abänderungen, wo die deffaltfigen Anord⸗ 
nungen der Unterbehörden nicht für zweckmäßig erkannt werden. 

Gefhäfte beider zweiten Forftbereifung. 

$. 57. Zweite Zorftbereifung, In dem Zeitraum vom September bis zum 

November. 
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Reviſion der vorjährigen Hauungen, befonders in Hinficht anf Raͤumung 
der Schläge. 

Befichtigung der auf dem Stode verfauften, im vorigen Herbft und 
Winter gehauenen, Schläge und Aufnahme der deffallfigen Protokolle. — 
Diefes Gefchäft gehört wefentlich zu dem Officio des Forſtmeiſters und 
er darf ed nur dann dem Oberförfter libertragen , wenn er foldhes durch 
hinreichende Gründe zu rechtfertigen vermag. 

Sollte den Steigerern zur Räumung einzelner Schläge, durch die 
Derfaufs:Bedingungen, eine längere Zeitfrift geftattet und diefelbe da: 
her noch nicht beendigt feyn, fo bleibt die Befichtigung bis zur nächſten 
Sorftbereifung ausgeſetzt. 

Anweiſung und Auszeichnung der, in Gemãßheit der Hauungs-Vor— 
ſchläge, welche alsdann mit Genehmigung zurückerfolgt ſeyn werden, in 
denen herrrfchaftlihen Waldungen, für das Fünftige Wirthfchaftsjahr zu 
hauenden Schläge, in fo weit der Forftmeifter fich felbft damit befaffen 


“ Fann und nicht, wegen anderer dringender Gefchäfte, den Oberförfter dazu 


committiren muß. — Vorzugsweiſe wird er in folhem Fall die Anwei: 
fung, Auszeihnung und Abfchäsung folher Schläge felbft vornehmen, 
welche dazu beftimmt find, auf dem Stocke verkauft zu werden. 
Regulirung der Dolzabgaben an Berechtigte Cusagers) für das bevorfte: 
hende Fahr. Beftimmung der Schläge, aus welchen ſolche Statt finden 
ſollen. 

Einziehung aller nöthigen Nachrichten um, ſogleich nach beendigter Forſt⸗ 
bereiſung, oder, wenn die Holzfälluug hier und da früher beginnen ſollte, 
noch während derfelben durch fchriftliche Communication, die Holzhauer— 
löhne für jedes Revier, gemeinfchaftlich mit dem Kreis-Direktor, reguli: 
ren zu Fönnen. 

Befichtigung der Maft. Revifion der durch den Oberförfter vorgenom: 
menen Abfchäsungen. Cinleitung zu der höchftmöglichen Benusung und 
DVerfilberung. 

Gefhäfte bei der erften und zweiten Forſtbereifung. 


$. 58. Bei der erften ſowohl als der zweiten Forſtbereiſung: 


Anleitung zur richtigen Führung der Hauungen. Belehrung des Unter: 
perfonals in diefer Hinficht und Zurechtweifung defjfelben, wenn fich fin: 
det, daß ed Anfichten und Begriffe hat, welche den Regeln, der Holz: 


zucht nicht angemeffen find. 


Prüfung des Zuftandes des Forftbuß-Gefchäftes in alfen feinen Theilen. 
Unterfuchung der Forft:Manualien und Forſt-Regiſtraturen, ob folche vor: 
fchriftsmäßig geführt und in Ordnung gehalten werden, Zurechtweiftng 
wenn fich dabei eins oder das andere zu erinnern findet. 

Einziehung der nöthigen Nachrichten über das Steigen und Fallen der 
Holzpreife. Erforfchung der Gründe aus denen fich dafjelbe erklären läßt. 
Anwendung der Refultate auf die beftehenden Holztaren und Vorſchläge 
zu deren Abänderung, 
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e. Aufſicht über die Ausübung aller Servituten, Gerechtfame, Vergünftigun: 
gen und Anfprüche, fie mögen zum Vortheile oder zum Nachtheile der 
Herrfhaft gereihen. Sorge dafür daß erftere nicht vernachläßigt, letz⸗ 
tere nicht erweitert werden. 

f. Unterfuchung und Erörterung aller aufferdem zur Sprache Eommenden fpe: 
ciellen Forft:Angelegenheiten. 

Forſt-Bereiſungs-Protokoll. 

$. 59. Bei jeder Forſtbereiſung führt der Forſtmeiſter ein Protokoll, in 
welches er feine täglichen wefentlichiten Bemerkungen über den Zuftand der Wal: 
dungen überhaupt, der Hauungen insbefondere, über Verbeſſerung der Be: 
wirthfchaftung durch Abänderung der Betriebsart oder auf fonftige Weiſe, über 
den Erfolg der Eufturen n. f. mw. mit Angabe der betreffenden Oberförftereien 
amd Forft:Reviere, einträgt. — Eine Abfchrift diefes Protokolls, in welchem 
nur wiffenfchaftliche und rein technifche Gegenftände eine Anfnahme finden fol: 
Ien, wird, nach beendigter Forft:Bereifung, dem Ober:Forftmeifter zugefertiat. 
Alle übrigen, zur Sprache zu bringenden Gefchäfts-Angelegenheiten, welche zu de: 
nen im $. 27 a und $. 28 bezeichneten gehören, müſſen auf dem gewöhnlichen 
Wege, durch befondere Berichts:Erftattungen an den Departements-Forftmeifter 
über jeden Gegenftand erledigt werden, 


Holz: Abzählungen, 


$. 60. Der Forſtmeiſter foll das Gefchäft der Holz: Abzählungen nicht Te 
diglich den Ober:Förftern übertragen, fondern die wichtigern, namentlich in fol- 
chen Schlägen, wo das Material zwar auf dem Stode, aber nicht nach dem 
Slächeninhalte, fondern Klafterweife verkauft worden ift, oder aus denen bedeu: 
tende Abgaben an Hüttenwerke und Berechtigte Statt finden follen, felbft vor: 
nehmen, die Abzählungen in weniger bedeutenden Schlägen aber, welche er durch 
die Oberföriter hat bewirken laſſen, zuweilen revidiren oder nachzählen, um fich 
zu überzeugen ob alles gehörig gewahrt worden iſt. 


Holz: Berfäufe 


$. 61. Die Sorge für die Einleitung und Bekanntmachung der Haupt: 
Holz: Verkäufe in den herrfchaftlihen Waldungen und die Abhaltung derfelben, 
mit dem Kreis:Direftor oder dem von. demfelben delegirten Commiſſarius, ge: 
hört zu den Pflichten des Forftmeifters. 

Diefem für das herrfchaftliche Intereffe fo wichtigen Gegenftand wird er 
eine vorzägliche Aufmerkfamkfeit widmen und alle Maßregeln fo treffen, daß die 
Holz: Verkäufe zu angemeffener Zeit gehalten und nicht, durch Nachläßigkeit in 
den Vorarbeiten, zum größten Nachtheil der Eaffe fo wie der Waldungen felbft, 
verfpätet werden. 

Zu den Verkäufen in Gemeinde-Waldungen, fo wie zu den wenig bedeuten: 
den in herrfchaftlichen Waldungen, Bann er den Ober:Förfter committiren, 


Forſtmeiſterei-Manual. 
s. 62. Der Forftmeifter hält ein Manual, in welches alle "Holz: Verkäufe 
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und Neben⸗Nutzungen ſummariſch eingetragen werden. Daſſelbe muß dergeſtalt 
angelegt und geführt werden, daß daraus zu jederzeit der Forſt-Ertrag, nach 
Oberförſtereien und Domainen-Bezirken, zu erſehen ſey und eine Reviſion der 
Material:Rechnungen, fo wie and eine richtige Controlle des Domainen-Caſſen⸗ 
weſens, darauf begründet werden können. 


Revdifion der Forſtrechnungen. 
$. 65. Die Revifion der fummarifhen Ober-Förſterei-Rechnungen ($. 51), 
welchen die Spezial:Revier-Rechnungen zum Beleg dienen, gehört zu dem Ref: 
fort des Forſtmeiſters. Es wird demnächſt noch näher beflimmt werden durch 
welche Behörde ſämmtliche Forſt-Rechnungen definitiv abgenommen werden folen, 


Sechſter Abſchnitt. 
Bon den Funktionen der Fotft-Sefretaire 


Funktionen des Forſt-Sekretairs bei dem Kreis— 
Forſtmeiſter. 


$. 64. Sp wie ed im Allgemeinen die Abſicht iſt daß die Forſt-Sekretaire 
dem Sorftmeifter in allen Schreibereien an die Hand gehen, fo wird es ihm 
noch befonders zur Pflicht gemacht die NRegiftratur und das Rechnungswefen 
der Borftmeifterei beftens in Ordnung zu halten, und vorzüglich das $. 62 er: 
wähnte Manual mit der größten Pünktlichkeit und Achtfamkeit, unter Leitung 
des Forſtmeiſters, zu führen fo wie auch die verlangt werdenden Auszüge aus 
demfelben mit Genauigkeit anzufertigen. 

Der Forſtmeiſter bleibt jedoch immer für alle in dem Rechnungsweſen vor: 
fattenden Irrungen und Fehler verantwortlich, indem der Forſt-Sekretair Feines 
. wegs als eine Behörde anzufehen ift, die einem eigenen, für fich beftehenden, 
Wirkungskreiſe vorſteht er durchaus Feine Verfügungen aus eigener Autorität 
erlaffen darf, und überall nur als der Gehülfe des Horftmeifters, für bie 
Kanzlei:Gefchäfte, erfcheint. . 


Sunftionen der Forft-Sefretaire —— Ober: 
Sorftmeifter. 


$. 65. Die dem Ober:Forftmeifter beigegebenen Forſt-Sekretaire, ftehen 
gegen denfelben in eben dem Verhältniß. 


Siebenter Abſchnitt. 
Von den Funktionen des Departementd-Forftmeifters, 
Sunftionen des Departements:-Forftmeifters. 


$. 66. Auffer den Dienſt-Verrichtungen, welchen fich der Departements- 
Sorftmeifter, als Forſtmeiſter eines Kreifes, nach Anleitung des fünften Ab— 
fhnitts, zu unterziehen hat, ift er diejenige Gentral:Behörde welche den Ge: 
ſchaͤfts-Gang in Anſehung aller, in dem $. 28 bezeichneten , zu dem äuffern 
Sorftwefen gehörigen, Gegenftände, für das ganze Departement, leitet. In 
diefer Eigenfchaft fteht er, nach Anleitung des angezogenen $., mit dem Deren 
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Seneral:Gouverneurs:Gommiffair fowohl ald mit dem Dber:Forftmeifter und 
wmit den Kreis:Forftmeiftern in unmittelbarer Berührung, trägt erfterem die 
wichtigften Sachen mündlich vor und fertigt die darauf zu erlaffenden Verfügun- 
gen oder zu erflattenden Berichte, nachdem er mit dem Herrn General-Gouver= 
nreurs:Commiffair Rücdfprahe und, gewiffermaßen als Forſtrath, die Gefchäfts- 
Gegenſtände mit demfelben beleuchtet hat, unter feiner Unterfchrift und dem 
Widi des Herrn General:Gouverneurs:Commifjairs, aus. 

Bei unbedeutenden Sachen, die für Iestern Fein Intereſſe haben können, 
bedarf es des mündlichen Vortrags nicht. Der Departements:Zorftmeifter Fan 
ſolche, fo wie auch, wenn der Herr General Gpuverneurs:Commiffair abmefend 
feyn follte, wichtigere Gegenftände die feinen Aufſchub erleiden, für ſich erledis 
gen. Damit aber, in beiden Bälfen, der Herr General: Gouverneurs-Eommif: 
fair wenigftens eine Ueberſicht alles deffen was vorgefommen ift erhalte, foll der 
Departements:Forftmeifter demfelben ale 8 Tage ſeiu Fournal oder Ordnungs⸗ 
Regiſter zur Einficht vorlegen, welches erfterer mit feinem Vidi verfehen wird, 


Sunftionen des Departements-Forſtmeiſters. Fortſetzung. 


$. 67. Der Departements:Forftmeifter bat zwar, da alled was technifch 
ift, nicht unter feiner, fondern unter derunmittelbaren Leitung des Ober:Forfts 
meifters fteht, ex officio Feine Forftbereifungen aufferhalb feines eigenen Kreis 
fes zu halten, jedoch Fann derfelbe, wenn der Herr General:Gonvernenrs:Com: 
miffair ed, mit ihm, für zweckmäßig erachtet, oder wenn ihm ein befonderes 
Eommifforium durch den Ober:Forftmeifter ertheilt worden ift, einzelne Revi— 
fionen, Unterfuchungen und Befichtigungen in andern orftmeiftereien des De: 
partementsd vornehmen, wobei er aber, falls die Unterfuchung nicht perfönfich 
gegen den Kreis:Forftmeifter gerichtet tft, letzteren suguziehen und deffen gut: 
achtlichen Anfichten beizubringen hat. 

Auch iſt ihm unbenommen, Worfchläge und Anträge zu thun, bie den ins 
nern Sorfthaushalt in andern Forftmeiftereien betreffen, wenn er dazu Derans 
laffung zu haben glaubt. 


Achter Abſchnitt. 
Von den Funktionen des Ober⸗Forſtmeiſters. 
Funktionen des Oberforſtmeiſters im Allgemeinen. 


$. 68. Dem Ober-Zorftmeifter iſt, unter meinem unmittelbaren Befehl, 
die obere Leitung des geſammten äuffern und innern Borftwefens in dem Ge: 
neral-Gouvernement des Mittelrheins anvertraut. 


Bearbeitung der Saden. 


$. 69. Er trägt mir nicht allein diejenigen Forftfachen, welche bei mir 
einfommen und ihm zum Vortrage zugefchrieben werden, Sondern auch jene, 
welche durch die Departements: und Kreis:Zorftmeifter an ihn gelangen, in fo 
fern ſolche meiner Entfcheidung bedürfen, fchriftlich oder mündlich vor, läßt 


folche ausfertigen und legt mir zur Unterfchrift vor, was ſich hierzu eignet. 
Dr. Eiebenpfeiffer’s je 99 
Handbuch der Berfaſſung x. * 
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Gegenſtände, weiche der Unterfchrift des Herrn General 
- Gouverneurs bedürfen. 
$. 70, Namentlich follen folgende Gegenflände nicht anders ald umter mei: 
ner Lnterfchrift vollzogen werden: 
Forſt-Verordnungen. 
Genehmigung. der zur Ausführung derſelben durch den Ober-Forſtmeiſter 
entworfenen fpezielfen Inſtruktionen. 
Miederbefesung erledigter Stellen. 
Abſetzung wegen Dienftwidrigkeit.- 
Genehmigung der jährlichen Hauungs- und Cultur-Vorſchläge und ber 
Holz-Verkäufe, in fo fern fie bei letztern vorbehalten worden iſt. 
Bewilligung aller und jeder Forſt-Verwaltungs-Ausgaben. 
Eorrefpondenz mit den Herrn General-Gouverneurs:Commiffairen. 
Ertraordinaire Holz: Belkitigungen. 
Erlaß von Forft:Geldern und Forft:Strafen. 
Niederfchlagungs-Ordres für entwendetes Material und dadurch verlorene 
Hanerlöhne. 
Feſtſetzung der Holztaren und Abänderungen in denfelben. 
Entfcheidungen in Anfehung der Verhältniffe mit den Waldberechtigten. 
Regulative zur Beförderung und Aufrechthaltung des Forſtſchutzes. 
Ueberdies darf der Forftmeifter überhaupt für fich nicht verfügen, ſobald 
es auf die Geftfebung eines Verwaltungsgrundfabes ankömmt. 
Gegenftände, welheder Ober: Forftmeifter unter feiner 
Unterfchrifterledigenfann. 
$. 71. Dagegen ift ihm die Sorge für die Ausführung und Voll 
ziehung der von mir feftgefehten Grundfäse, die Entwerfung der zu dem 
Ende nöthig werdenden fpezielfen Inftruftionen und die Ertheilung der Verfü 
gungen, welche den technifchen Theil des Forfthaushaltes und die Form dei 
Details der Gefchäftsführung betreffen, übertragen. 
In diefer Hinficht erfcheint er ald diejenige Central-Behörde, , welche Ein: 
beit und Einförmigfeit in den Gefchäftsgang bringen und erhalten fol, und cr 
refpondirt mit den Departements: und Kreis:Forftmeiftern. 


Forſt-Archiv. 

$.72. Der Ober-Forſtmeiſter wird ſich ſofort in Beſitz der Forſt-Regiſtte 
tur und des Forſt-Archivs der geweſenen Conſervation ſetzen und für deren gult 
Aufbewahrung forgen. 

Ueberfiht des Rechnungsweſens. 

$.73. Er hat fich eine vollftändige, ftetd wohl unterhaltene, Ueberſicht des 

Zorſt-Rechnungsweſens zu verfchaffen und die Refultate derfelben mir vorzulegen. 
Vierzehntägiger fummarifcher Rapport. 
5. 74 Alle vierzehn Tage fol er mir einen fummarifchen Rapport über 


J 
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den Buftand der Forſt-Verwaltung in möglichft gedrängter Kürze, jedoch mit 
Berührung der wichtigften Gegenſtände, welche vorgekommen find, erftatten, 


Forſt-Bereiſungen. 


$. 75. Es wird dem Ober:Forftmeifter zur Pflicht gemacht, fo viel es die 
Gefchäfte bei dem General:Gouvernement geftatten, die Waldungen zu bereifen 
und bei diefer Gelegenheit die Verwaltung des ihm untergeordneten Perfonals 
bis in ihre kleiuſten Theile zu revidiren. 

Dabei hat er ein vorzügliches Augenmerk auf den praftifchen Betrieb zn * 
richten , Fehler gegen die Negeln der Holzzucht zu rügen und verkehrte Anfichten 
an Ort und Stelle zu berichtigen. 

Verbefferung der Organifation, der Holztaxen, des Forſtſchutzes, müſſen 
ihn nicht weniger befchäftigen, ütid er hat überall diejenigen Notizen einzufam: 
meln, welche ihn in den Stand fegen können, mir demnächft, in einem oder meh: 
reren Hauptberichten, nüsliche und zweckmäßige Anträge zur Vervollkommnung 
der Forftverfaffung zu thun, 

Beichwerden gegen das Forftperfonal, wenn folche zu feiner Kenntniß gelan⸗ 
gen, und Prüfung des Betragens deffelben, müſſen ebenfalls Gegenftände feiner 
Unterfuchungen feyn, und es fteht ihm, auf diefen Forft:Bereifungen, die Be: 
fugniß zu, einem Ober: oder Unter-Forft:Beamten die Ausübung feiner Funk: 
tion proviforifch zu unterfagen, wenn er dazu, an Ort und Stelle, eine durch 
überwiegende Gründe gerechtfertigte Veranlaffung findet. Sedoch muß er mir 
fofort das Nähere berichtlich anzeigen. 


Der Ober:$orftmeifter Fann feinen Forft:Sefretairen 
auswärtige Gefhäfte übertragen. 


$. 76. Der Ober:Forftmeifter kann denen, ihm als Forft:Sefretairen bei: 
gegebenen, Ober:Förftern einzelne auswärtige Gefchäfte übertragen, in welchem 
Sal die Forftmeifter und übrigen Local:Forft: Behörden denfelben zu deren Aus: 
führung behülflich feyn werden, fo wie denn überhaupt das gefanmte Forftper: 
fonal jederzeit auf das fträftichfte den Verfügungen und Anordnungen nachzufom: 
men hat, welche der Oberforftmeifter,, im Sinne des gegenwärtigen Regulativg, 
oder der Verordnungen und Befehle, die ich noch weiter ertheilen werde, erlaf- 
fen und treffen wird. 


Schluß. 


Dieſes Regulativ enthält die Haupt-Umriſſe des, bei der Forſt-Verwaltung 
zu befolgenden Geſchäftsganges und der Dienſt-Verrichtungen des Perſonals 
nach deſſen verſchiedenen Abſtufungen. Das Detail der Form, welches in Hin— 
ficht beider zu beobachten feyn wird, foll nach und nach durch den Ober:Forft: 
meifter, mit welchem fich die Departements = und Kreis:Forftmeifter fofort, fo 
wie auch untereinander felbft, in Eorrefpondenz zu feben haben, näher regulirt 
werden. Einftweilen haben letztere, nach der ihnen beimohnenden Local: und 
Geſchäfts-Kenntniß, unverzüglihe Anordnungen zu treffen und vorläufige ſpe— 
jielle Anleitungen zu geben, damit überall die unteren Forftbeamten von dem 
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Inhalte dieſes Regulativs, ein jeder nach Maßgabe des Poſtens, welchen er be: 
kleidet, fofort unterrichtet und genau darnad) verfahren werde. 

Ich erwarte, daß reger Eifer für feine Berufs:Gefchäfte einen jeden Forft: 
Dfficianten befeelen, daß jeder fich beftreben wird, den ertheilten Vorſchriften 
beftens nachzufonnmen, daß Ordnung und firenge Pünktlichkeit überall den Ge 
fchäftsgang begleiten werden und daß zumal die oberen Forft:Beamten es fih 
angelegen ſeyn laffen werden, denen, während der franzöfifchen Occupation fo 
fehr von ihrem blühenden Zuftand herabgefunfenen Waldungen wieder empor: 
helfen und einen beffern Geift in die Forſt-Verwaltung zu bringen als derjenige 
ift, welcher zuletzt darin herrfchte, um dadurch dem gefammten Perfonal dieje: 
nige Achtung wieder gu verfchaffen, welcher fich deutfche Forſtmänner, wegen ih: 
rer Treue und Kechtlichkeit in der Erfüllung ihrer Berufspflichten, immer zu 
erfreuen gehabt haben. 

Jede Veruntreuung, jede Verletzung der Pflichten, jede Dienftwidrigkeit 
wird auf das fchärffte geahndet, dagegen werden Treue, Thätigkeit und Der: 
dienft nicht unbemerkt, nicht unbelohnt bleiben. 


Alle Forſtbeamten müffen nach Art. 12, Tit. III des Geſetzes 
vom 29. Dezember 1791 (H. IX, ©. 195) vor dem Bezirksgericht 
beeidigt werben. Daffelbe Gefet verbietet 

Art. 13. Den Forftbeamten, Mitglieder eines Verwaltungs: oder Ge 
richtscorps zu ſeyn; 

Art. 14. Wirthſchaft zu treiben, mit Holz zu handeln u. ſ. w. 

Art. 15. Eigenthümer oder Pächter von Eiſenwerken, Schmelzöfen, Glaß— 
hütten oder andern Feuerwerken zu ſeyn; auch dürfen 

Art. 16. In gerader Linie oder bis zu Oheim und Neffen verwandte oder 


verfchwägerte Perſonen nicht im gegenſeitig untergeordneten Dienftverhältniß 
ftehen. 


Wegen Borbereitung, Prüfung, Praris find noch, 
auffer obiger Verordnung vom 22. Dezember 1821, folgende Ber 
fügungen anzuführen : 


Bekanntmachung der Regierung des Untermainfreifes vom 29. 
Dctober 1819 (nt. ©. 620): 

Für die feit zwölf Jahren zu Afchaffenburg beftehende Korftiehranftalt haben 
Seine Majeftät der König eine neue Einrichtung mit angemeffenen Fonds 
und Localitäten fo großmüthig genehmiget , daß in ihrer Vereinigung mit 
natürlichen Vorzügen, welche die Umgebungen von Afchaffenburg darbieten, det 
ſchöne Zweck diefer Bildungsanftalt nicht verfehlt werden kann. Der Speilart 
gehört bekanntlich noch zw jenen deutfchen Waldungen, mo Lehrer und Zöglinge 
in ter Wirktichkeit finden, was Natur und Kunft Gutes und Böfes in der Forfl: 
haushaltung bewirken Fönnen, Die königlichen Gärten um Afchaffenburg beſihen 
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fehr vollſtaͤndige Sammlungen von deutfchen und auswärtigen Waldpflanzen, 
und die ganze Flora in diefer Gegend ift reichhaltig und ſchön. Reichen Stoff 
für Mineralogie und Geognofie findet der Forftmann in den Gebirgen des Spefe 
—— und die Forſttechnologie wird daſelbſt in allen ihren Zweigen vielfach be— 
trieben. 


Der Lehrplan dieſes Inſtituts, welcher den theoretiſchen und practiſchen 
Unterricht für den gemeinen Sorftwart, wie für den Revierförfter und höheren 
Sorftbeamten umfaßt, füllt zwei Jahre oder vier Semeſter aus, und theilt fich 
in einen niedern und höhern Kurs, Die Winterfemefter erftrecen fih vom 15. 
November bis zum 30. April des nächſten Jahres und die Sommerfemefter 
vom 1. Mai bis 30. September deffelben Jahres. Der erfte Kurs beginnt mit 
dem 15. November 1819, 


Zur Aufnahme in die Forftlehranftalt wird erfordert, daß 

1) der Adfpirant dad 15. Fahr erreicht habe, 

2) fih, wenn er ein Inländer ift, über die fih eigen gemachten Progym- 
nafialftudien durch legale Zeugniffe ausweife, dann einer befondern Auf: 
nahme-Prüfung unterwerfe, wovon jedoch ſolche Individuen ausgenom— 
men find, welche nach bereits zurücgelegten Gymnaflalftudien oder nach 
vollendeten Eyceal= oder academifchen Studien die Lehranſtalt zur Aus— 
bildung im höheren Forftdiente befuchen ; 

3) daß jeder Zögling immatrieulirt werde, wogegen derfelbe in allen Disci⸗ 
plmar:Berhältniffen unter den Gefegen der Anftalt und ihrem Direfto- 
rium, in allen äufferen aber unter der Orts-Polizei und ben Gerichte: 
behörden ftehet. 

4) Matrifel und Vorlefungen werden nnentgelblich gegeben, Nur ber 
Ausländer zahlt bei der Aufnahme in die Anftalt ein für allemal zwei 
Garolinen Honorar. 

5) Die Imländer find gebunden, den zweijährigen Kurs ohne Ausnahme 
einzelner Vorträge zu vollenden. 

Altes Nähere wird von der Direction des Inſtituts bekannt gemacht werden 


Verordnung vom 1. Mai 1823 (Int, ©. 655): 


Die allerhöchſte Verordnung vom 22. Dezember 1821, die Forſtbezirks— 
Eintheilung und die äuffere Forftdienft:Einrichtung betreffend, enthält in Bezie— 
hung auf die Oualification der Forftdienft-Adfpiranten und deren Prüfung fol: 
gende Beftimmungen: cf. oben ©. 430 — 451.) 

In Gemäßheit diefer allerhöchſten Beftimmungen wird die erſte Concurs⸗ 
Prüfung im Rheinkreife, für die Dienftesgrade als Forſtamts-Aetuar und Mes 
vierförfter im Kaufe des Pünftigen Monats Juli, und für den Dienftesgrad 
als Revier-Gehülfe im Laufe des Fünftigen Monats Auguft dahier in Speyer 
Statt finden. 

" Die Tage an welchen jede diefer Concurs-Prüfungen ihren Anfang nehmen 
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fon, werden noch näher feſtgeſetzt und das Nothige deshalb wird in dem Kreis⸗ 
Intelligenzblatt nachträglich bekannt gemacht werden. 

Alte diejenigen Forſtdienſt-Adſpiranten welche entweder noch in der Praxis 
begriffen find oder einſtweilen nur interimiftifch refpective proviſoriſch im Forſt— 
dienfte verwendet werden, (wohin namentlich die dermaligen proviforifchen Re: 
viergehülfen und Forſtamts-Actuare gehören) und welche die vorfchriftsmäßige 
Prüfung noch nicht beftanden, haben fich_vor dem 15. Juni d. J. durch Ein 
fendung ihrer Sittlichfeits:, Unterrichts = und Studien: refpective Fortgangs— 
Zeugniffe und Abfolutorien, ferner der Zeugniffe über die vorgefchriebene Praxis 
oder interimiftifche Verwendung im Forftdienfte, welche als Praris angerechnet 
wird, endlich ihrer Geburtsfcheine, und Indigenats-Zeugniſſe, falls fie Aus: 
länder find, darüber auszumeifen, daßz fie die Vorbedingungen erfüllt haben, 
welche erforderlich find um zur Prüfung zugelaffen zu werben. 

Diefen Zeugniſſen ift eine von jedem der betreffenden Individuen felbft zu 
verfaffende und eigenhändig zu fchreibende Furze Auseinanderfesung ihres bie: 
herigen Lebenslaufs beizufügen, in welcher angegeben werden muß : 

Namen und Stand der Eltern, auch ihr jegiger Wohnort, wenn fie noch 
am Leben find. 

Geburtsort, Jahr und Tag des Adfpiranten. 

Religion, Aufenthalt bis zu der Zeit wo fein Unterricht angefangen hat. 

Orte, wo er Unterricht erhalten hat und von wen; oder Studien-Anftal: 
ten, welche er befucht hat, und während, ‚welcher Zeit in den verfchiedenen 
Klaſſen. 

Aufenthalt nach den Unterrichts- oder Studienjahren. Wo, und zu wel: 
cher Zeit er die Praris angetreten hat oder im Forftdienft interimiftifch verwens 
det worden ift, und Dauer der Praris oder interimiftifchen Berwendung. 

Ob der Adſpirant fürs erfte nur zur Prüfung für den Dienftgrad als Re: 
viergehülfe oder fofort zu jener für die Dienftesgrade als Forftamts-Actuar 
und Revierförfter zugelaffen zu werden wünſche. 

Die vorgefchriebene Vorlage gefchieht durch das einfchlägliche Forſtamt, an 
welches die Prüfungs:Eoncnrrenten obige Auseinanderfesung mit Belegen zu 
rechter Zeit einzugeben haben. Diejenigen Individuen, deren Zeugniffe erft nach 
dem 15. Juni eingefendet werden, können für diesmal nicht berüctfichtigt , fon: 
dern werden auf die nächitjährige Concurs:Prüfung hingewiefen iverden. — 

Alles Dorbefagte haben auch Diejenigen Revier- oder Stationsgehülfen 
und Forftwärter zu erfüllen, welche zwar als folche wirklich angefteltt , allein 
für die fpecielfen Dienftesgrade als Forſtamts-Actuar oder Nevierförfter noch 
nicht geprüft ſind, und bei der nächſten Prüfung zu concurriren wünſchen. Dieſe 
haben überdies auch ihre bisherigen Dienſtesverhältniſſe in der vorgeſchriebe— 
nen Auseinanderſetzung anzugeben. 

Adſpiranten, welche ihre Abſolutorien von der königl. Forſtlehr-Anſtalt zu 
Aſchaffenburg bereits eingeſendet haben und für jetzt noch nicht zur Prüfung 
als Forſtamts-Actuar oder Revierförſter zugelaſſen zu werden wünſchen, brau: 
chen ſich zur Prüfung für den Dienſtesgrad als Reviergehülfen nicht zu mel: 
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den, indem das Abfolutorium, nad $. 34, 3, e der alterhöchften Verordnung 
vom 22. Dezember 1821, für diefen Dienftgrad als Prüfungs-Zeugniß gilt. : 

Diejenigen Borftdienft:Adfpiranten aber , welche ihre Abfolutorien noch 
nicht eingefendet oder die vorfchriftsmäßige Prüfung bereits befanden, aber 
die Prüfungs:Zengniffe noch nicht vorgelegt haben follten, haben diefe Zeug: 
niſſe ebenfaus vor dem 15. Juni einzubefördern, 





Verordnung vom 20. Dctober 1823 (Int. 1824 ©. 290): 


1) Die Forſtlehre an der Schule zu Afchaffenburg ift in zwei Kiai: 
fen getheilt, worin in der einen Klaſſe bloße Nevierförfter, in der au: 
dern aber höhere Forftbeamten (Forſtmeiſter) fich volftäudig, fo wie es 
der Forſtdienſt erfordert, auszubilden Gelegenheit erhalten. 

2) Bür beide Klaffen zufammen bejtehen nur drei Lehrkurſe, wovon die 
erfte oder niederfte Klaſſe, nämlich die für den Revierförftersgrad jich 
ausbildenden Sindividuen, den 1. und 2. Kurs in zwei Sahren 
oder vier Semeſtern, — die zweite oder höhere Klaffe, oder die 
zu höheren Forftbeamten adfpirirenden Individuen hingegen, hinfichtlich 
ihrer vorauszufegenden höheren Vorbildung, nur den 2, und 5. Kurs 
in zwei Jahren, oder vier Semeſtern zu befuhen haben. 

3) Der Unterricht für jede Klaffe ift auf zwei Jahre oder vier Ge: 
meſter feftgefest , und darf demmach nicht verlängert, aber auch nicht ver: 
kürzt werden, 

4) Zur Aufnahme in die niedere oder erfte Klaffe werden von den Schülern 
die Vorkenntniffe aller jener Gegenftän de gefordert, welche in 
den Progymnafial: Klaffen des Öffentlihen Unterrichts gelehrt 
werden. — Sie müſſen legale Zengniffe über diefe Studien beibringen, 
oder eine befondere ftrenge Prüfung hierüber beftehen. 

5) Zur Aufnahme in die zweite Klaffe oder den höhern Kurd werden Zeug: 
niffe über voltftändigabfolvirte Gymnaſial-Studien Clega: 
led Gymnafial:Abfolutorium) erfordert. 

6 Ohne Beibringung folder, zum Eintritte im die zwei Klaſſen 
des niedern und höhern Forftunterrichts erforderlichen Beugniffe darf 
feinem Individuum der Befuh der Rehranftalt geftat: 
tet werden, den einzigen Ball ausgenommen, wenn Schüler aus der 
erften oder niedern Klaffe fich in dem zweiten Lehrkurfe dergeftalt aus: 
zeichnen, daß nach dem einftimmigen Zeugniffe aller Profefforen 
der Lehranftalt, der UWebergang im die zweite oder höhere Klaſſe als 
zuläßig und Erfolg dringend erfcheint. 

In einem folchen fpeziellen Ausnahmsfalle finden drei Kurfe, im 
Perlauf von drei Jahren, Statt. 
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Ankuͤndigung der Direction der Forſtſchule vom 4. Juni 


1825 (Int. S. 945): 

Mehrere der Fönigl. Forſtlehr-Anſtalt zu Aſchaffenburg gegebene Beſtimmun⸗ 
‚gen machen es nothwendig, zur Befeitigung von Anſtänden bei der Aufnahme 
der Forft-Eleven, folgendes zur allgemeinen Kenntniß zu bringen: 

Der Unterricht an diefer Fönigl. Forftlehr:Auftalt wird in 3 Kurfen vorge: 
tragen, fo zwar, baß der erfte und zweite Kurs jene Wiffenfchaften umgreift, 
welche für folche Individuen nothwendig find, die ſich für die untern Dienftes 
grade, einfchließlich jenes der Revierförfter , ausbilden wollen, Der dritte Kurs 
ift ausfchließlich für diejenigen beftimmt, welche ſich dem höhern Forftdienfte zu 
widmen gedenken, die aber vorher die WVorlefungen des 2. Kutfes als Vorbe— 
reitung zum 3, zu bören haben. 

Die Dorlefungen eines jeden Kurfes gefchehen in 2 Semeftern , und fängt 
das Studienjahr in den erften Tagen ded Monats November an, und fchließet 
in dem Donate September. 

Um als Zorft:Eleve au der hiefigen Forſtlehr-Anſtalt Sieg werden 
zu Pönnen, find folgende Bedingniffe erforderlich : 

2» Der Eleve muß über 15 Jahre alt feyn und fich mit einem Taufzeugniſſe 
fegitimiren. 

2) Muß derfelbe ein Zeugniß von der Obrigkeit feines Aufenthaltortes, wel: 
ches deffen Sittlichfeit beſtatigt und ausdrücklich bemerkt, daß folcher zu 
Eeiner geheimen Verbindung oder Geſellſchaft gehört habe, oder in einer 
Unterfuchung befangen gewefen ſey, beibringen. 

3) Um in den erften Kurs aufgenommen zu werden, ift ein legales Zeugniß 
eines Studien-Rectorats erforderlich, welches beftimmt ausdrücdt, daß 
der Eleve zum Eintritt in die unterfte Gymnaſialklaſſe vollkommen befü: 
bigt gemwefen fey. 

Den zweiten Kurs ald Vorbereitung zur Aufnahme in den dritten Kurs ſo⸗ 
gleich beſuchen zu dürfen, iſt das legale Abſolutorium eines Studien-Rectorats 
erforderlich, welches enthält, daß der Eleve die Fähigkeiten beſitze, ein Lyceum 
oder eine Univerfität beſuchen zu können. 

4) Zum Beweife, daß es den hier aufgenommen werden wollenden Forft:Eleven 
nicht an den gehörigen Subfittenz- Mitteln mangele „ ift eine Erklärnng der 
Eltern, nächften Anverwandten oder Vormüuder beizubringen, melche, im 
Falle die Siegelmäßigfeit nicht in Mitte liegt, durch die Orts-Obrigkeit 
Vegalifirt feyn muß, 

5). Inländer erhalten den Unterricht unentgeldlich, Ausländer zahlen bei der 
Immatriculation ein= für allemal ald Honorar für ſämmtliche Eönigl. 
Profefforen 22 fl. rheinifch. 

6) Kür die Repetitionen, welche zu befuchen dennoch von dem freien Willen 
der Eleven abhängt, wird ein billiges Honorar entrichtet. 

7) Bei der Immatriculirung, fo wie im Anfange eines jeden Studienjahres, 
müffen den einfchlagenden — die vorgeſchrichenen Lehrbücher vor⸗ 
gezeigt werden. 
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Der in dem Studienjahr 18%5s ertheilt werdende Unterricht, fo wie die nö- 
tigen Lehrbücher find aus folgender Ueberſicht zu entnehmen, und haben ſich 
fämmtliche Adfpiranten bis zum. 15. October LI. entweder in Perfon oder durch 
fchriftliche Vorlage, über die Erfüllung der Yufnahms:Bedingniffe bei der Dis 
rection der königl. Forſtlehr-Anſtalt zu legitimiren. 


ueberſicht. 

































Nummer Benennung Handbuch 
des der * na ‚ 
Kurfes. | Lehrgegenflände, ' welchem vorgetragen wirb. 
J. Theoretiſche und prae⸗ Nach eigenen Heften, mit Hinweiſung 
tiſche Forſtwiſſenſchaft. auf Papius kleine Schriften über einzelne 
Theile der Forſtwiſſenſchaft. 
zjagbfunde, RR: Nac) eigenen Deften. _ 
iedere Arithmetik Nah Hofmanns Anleitung zur Ele: 
mentar:Arithmetif I. und IL. Theil. 
Nach eigenen Heften und Mayrs prac 
tifher Geometrie. 
Mach eigenen Heften. 
Nah Strauß Lehrbuch der befondern 
und angewandten Phyſik, Mainz 1823 
— dich bei —— — — der befh 
aturaefchichte. ach Behlen’s Lehrbüchern der befchrei: 
gef benden Forftbotanif , Frankfurt a/M. bei 
. Körner 1825. Be 
Anfangsgründe der Mineralogie für 
orftmänner des niedern Dienftes, Frank: 
urt a/M. bei Weiche 1825. _ 
u. Theoretifche und prac: Nach eigenen Heften mit Hinweifung 
tifhe Forſtwiſſenſchaft auf Papius kleine Schriften über einzelne 
nebft Korft: u. Jagdrecht. Theile der Forftwiffenfchaft. 
orftrechnungsiwefen. Vach eigenen Heften. 
agdkunde. Desgleichen. 
öhere Äürithmetik, Nach Hoffmann’s Lehrbüchern 


Elemente der Algebra, 


a. — zur Elementar⸗Arithme⸗ 
der Statik u. Mechanik. h 


tik, J. Theil 3. Auflage, A. Theil 
2. Auflage, 1821. , 
b. Populäre Darftellung der niedern 
und höhern Algebra, 1825. 
e. Allgemeine Bewegungslehre, Statik 
und Mechanif, 1825. 
Theoretifche u. practi- Nach eigenen Heften. 
fche Geometrie u, die Ele⸗ 
mente der Zrigonometrie 


Planzeichnen. Vach eigenen Heften. 
Baukunde. Nach eigenen Heften. 
Naturgeſchichte. Handbuch der Gebirgs- und Boden: 


Funde, IX. Theil der Forſt- und Jagd: 
wiffenfchaft nach alfen ihren Theilen. ıc., 
vormals herausgegeben von Bechſtein, 
fortgefest von Laurop. Gotha und Er: 
furt bei Hennings, 1825. 

Bon demfelben Lehrbuch der 
Forſt- und Fagd:Thiergefchichte , Leip⸗ 
zig bei Brocdhaus, 1825. 
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Kurfes. | Lehrgegenftände, 





1. 


III. 
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Benennung 


—⸗— —— ——— ⸗— 


Chemie in techniſcher 
Beziehung mit Experi— 
menten. 

Lehre von Holz erſpa— 
renden Seueranftalten, 

Geſchäftsſtyl. 

Landwirthſchaft. 


Theoretiſche und prac: 
tifche Forſtwiſſenſchaft, 


Allgemeine Phyſik. | 


nebft Forſt⸗ u. Jagdrecht. 
Forſtverfaſſungskunde 

und Forſtſtatiſtik. 
Jagdkunde. 

Höhere Algebra. Funk⸗ 
tionen-⸗Lehre. Elemente 
der Differenzial- u. Sn: 
tegral: Rechnung, Optif, 


‚ Theoretifche und prac- 
tifche Geomerrie, Trigo: 
nometrie, Polygonome— 
trie und Kurvenlehre, 

Panzeichnen. 
ı Baufunde, 

Naturgeſch. Eraänzung 
der Vorträge im II. K. 
Beſondere nwangewandte 
Phyſik mit Erperimenten 

Chemie in Anwendung 
aufs Forſtweſen u. Land— 
J ft mit Erperim., 








Geſchäftsſtyl. 

Landwirthſchaft. 
Kameral⸗Enchklopädie. 
Vach Vollendung des 
Vortrags überdorſtwiſſ. 








2 
- 


ochen 


W 


| 


S 


PHev 


© 


tunden 





Handbud 
nach 
welchem vorgetragen wird. 





Von demſelben botaniſches Hand— 
buch oder Diagnoſtik aller in Deutſchland 
einheimiſchen und akklimatiſirten exoti— 
ſchen Holzarten. Bamberg bei Weiche, 
1823. £ 

Bon demfelben Topographie des 
Speffarts I. Theil die mineralogijchegeos 
gnoftifhe Darftellung und die Flora; 
(zum Gebrauch bei den Demonftranionen 
auf den Excurſionen) Leipzig bei Brock⸗ 
haus, 1825. F 

Hoffmanns Lehrbuch der allgemeinen 
Phoſik. Mainz 1821, bei Il. Kupferberg. 

Strauß Grundlehre der allgemeinen 
Chemie. Erfurt und Gotha 1824, in 
Hennings Buchhandlung. 

Nach eigenen Heften. 

Nach eigenen Heften. 

Desgleichen. .. JE 

ach eigenen Heften mit Hinweiſung 
auf Papins Fleine Schriften über einzelne 
Theile der Forſtwiſſenſchaft. 

Darfteltung der königl. bayer. Sorft: 
verfaflung von Behlen, 1825. 

Nach eigenen Heften. _ 

Nach Hoffmann’s Lehrbücern. 

a. Deſſen populäre Darftellung der mie 
dern und höhern Algebra. 

b. Deſſen Grundtehren der DeRe Geo: 
metrie, der Differenziale und In— 
tegral:Rechnung ıc., 1817. 

e. Deſſen Elemente der Optif, Nach 
dem 2. Bande des 8. Theils der 
Forft = und Jagdwiſſenſchaft nach al⸗ 
(en ihren Theilen 2c., vormals her— 
ausgegeben von Bechitein, nun aber 
fortgejest von G. P. Laurop, 1824 

Nach eigenen Heften und Däzeld An- 
leitung zur Vermeſſung der Wälder, 


Nach’ eigenen Heften, 

Nach eigenen Heften. : 

Nach den beftimmten Lehrbüchern und 
er eigenen Heften, 

Strauß Lehrbuch der befondern und 
angewandten Phyſik. 8 

Defien Grundlehren der Chemie in 
Anwendung auf das Forſtweſen. 


Nach eigenen Heften. 
Desnleihen. * 
Nach eigenen Heften. 
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Schließlich wird bemerkt, daß an gusen amd, billigen Qyartieren Bein Dian: 
gel ift, und daß bei anftändiger Verpflegung eine Summe von jährlicd 250 fl. 
bis 400 fl, rheinifch genüge. - 

Sollten Eitern oder Vormünder geneigt feyn, die Beforgung der pecuniä= 
ren Angelegenheiten ihrer Söhne oder Pflegbefohlenen einem vertrauten Indivi— 
duo überlaffen zu wollen, fo wird bemerft, daß der mitunterfertigte Pönigl. Se: 
cretär der Anftalt zu diefem Gefchäfte von Directions wegen gegen ein Honorar 
von 5 Prozent beauftragt ſey; fo wie bei dem hiefigen Buchhändler Kuode, ge: 
gen glei baare Bezahlung die nöthigen Lehrbücher zu befommen find. 





Hinfichtlich des Beſoldungsholzes, Verordnung vom 9. Auguft 
1814 (Amt. ©. 73): 


1) Die Oberforftbeamten, Oberförfer und Forſtſekretäre, fo wie diejenigen 
Kevierförfter, welche Beine andere, als Staatswaldungen zu refpiciren 
haben, beziehen ihr Befoldungsholz aus den Waldungen des Staats. 

In denjenigen Revieren aber, welche aus Staats= und andern Wal: 
dungen zufammengefest find, oder die gar Feine Staatswaldungen bes 
greifen, haben die waldbefigenden Gemeinden oder öffentlichen Anftalten, 
fo wie die Mitbeſiher der ungetheilten Waldungen , pro rata des Flächen: 
Inhaltes, zu dem Befoldungsholz des Förfters beizutragen. 


2) Für die Abgabe des Befoldungsholzes dürfen Peine befonderen Hiebe ange: 
legt, noch einzelne Stämme angewiefen werdeh, fondern daffelbe ift aus 
den gewöhnlichen Gehauen zu erledigen. Sollten fernerhin ganze Schläge 
auf dem Stocke verfteigert werden, fo ift durch die Bedingungen die Ab— 
gabe den Steigerern zur Laſt zu legen. 


5) Kein DBefoldungsholz darf vorzugsmweife aus den Schlägen ausgewählt 
werden; fondern, nachdem die Hölzer numerirt und abgezählt find, hat 
der Forftmeifter oder Oberförfter aus der Mitte der Nummer:Folge hier: 
aus diejenigen Klafter: oder MWellenhaufen zu beſtimmen, welche - den 
Sorftperfonale überwiefen werden follen, und folches in dem Abzählungs: 
protofoll zu bemerken. 

4) Die Abfuhr des Befoldungsholzes darf nicht eher Statt haben, ald die 
Abfuhr der übrigen Hölzer in demfelben Schlage; der ——— muß 
durch das Forſtperſonale erſtattet werden. 

5) Wenn in den Staatswaldungen eines Reviers gerade Fein Schlag angelegt 
ift, fo wird die auf diefe Waldungen fallende Quote des Befoldungshol- 
zes in einem Schlage eines zunächft liegenden Reviers angemiefen. 

Dem Oberforftperfonale, den Oberförftern und Forftfefretären wird 
das Befoldungshol; aus den zur Abfuhr am nächften liegenden Gehauen 
verabfolgt. 

6) Zu Beſoldungsholz werden die Hölzer genommen, ſo wie ſie der Schlag 
giebt, und es find hierzu Feine beſonderen Holzarten gewidmet, Kein Forſt- 
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offlziant Pann daher Buchen-Scheit:Holz verlangen, menn fi) in den 
Schlägen feines Reviers nur Eichtu- oder Weichholz, oder nur Wellen 
befinden, 

7) Bis dahin, daß die Holzmaaße regulirt ſeyn werden, fol die Befoldungs- 
Hafter zu 4 Steren gerechnet werden. Hernach ift die Reduktion in das— 
jenige Klaftermaaß, welches in dem Revier üblich iſt, zu bewirfen und 
die in folhem Maaße zu verabfolgende Quantität zu beftimmen. Wie viele 

Wellen für ein Klafter zu 4 Steren zu rechnen find, muß ebenfalls nad 
deren Stärke feftgefegt werden. 


Der Berfauf wurde durch die obige Verordnung vom 22. 
Dezember 1821, $. 24 verboten. Am 7. Februar 1828 Sit. ©. 25) 
hat die Regierung beigefügt: 

Diefe Eontravention, fo ferne fie nicht ohnehin umter die gefehliche Beſtim⸗ 
mung des durch den General-Gouverneur Gruner unter dem 16. Mai 1814 ge: 
gebenen Forſt-Regulativs fällt, von nun an mit einer Disciplinarſtrafe von 50 fl. 
zu belegen, den Käufer folcher Hölzer aber nad} $. 102 der Horftftrafverordnung 
vom 30. Juli gerichtlich verfolgen zu laſſen. 

Dem Sorftperfonal und dem Publikum wird diefes zur Warnung bekannt 


gemacht. 


14. Stenercontrolls und Stenererhebungsäimter. 
©. Staatswirthſchaft; ebenfo 
die Gemeindebehörden, Schulbehörden und Hofpiziens 
verwaltungen, Medizinalperfonen, Poſtbehoͤrden, Juſtiz⸗ 
behoͤrden, kirchlichen Behörden ,„ Bergbaubehörden , 
Mauthbehörden,, Salzbehörden , Fottobehörden , 
unter den betreffenden Rubriken. 


Tit. II. Amtswirkſamkeit, Eonflicte, Amtsüberſchrei— 
tung und Unvereinbarkeit verſchiedener Aemter in 
einer Perſon. 

J. Amtswirkſamkeit überhaupt. 

Von dem Wirkungskreis der einzelnen Behoͤrden iſt bisher ſchon 
gehandelt worden; manches wird noch ſpaͤter am geeigneten Orte 
vorkommen. Hier wollen wir im Allgemeinen davon reden. 

Es verſteht ſich von ſelbſt, daß es Pflicht aller Behoͤrden iſt, 
untereinander ein dienſtbereites Benehmen zu pflegen und den ges 
genfeitigen,, auf bie Geſetze gegründeten Anforderungen mit gefäls 
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ligem Eifer zu entfprechen. Es ift allerdings das Verhältniß der 
untergeordneten Behörden gegen die Obern von bem Berhälts 
niffe, welches zwifchen gleichen oder nebengeorbneten Stellen, oder 
zwifchen den Stellen verfchiedener Zweige ber Staatsregierung ber 
fteht, verfchieden. Der untergeordnete Beamte muß dem Obern gehor⸗ 
chen; doch nur fomweit , ald der Befehl des Obern geſetzlich ift. 
Glaubt der Untergebene ein Geſetz verlegt, fo muß er Borftellung 
machen und , wenn dies nicht fruchtet,, den Befehl gleichwohl voll⸗ 
ziehen ; doch iſt er dann nicht verantwortlich. 

Die verfhiedenen Zweige der Staatsregierung find Ausfläffe 
derfelben Staatsgewalt, und ftreben auf dafjelbe Ziel hin, die 
Wohlfahrt des Staates. Indeß müffen die Verrichtungen und Bes 
zirfe gehörig gefchieden feyn, damit feine Berwirrung entftehe. 
Was die äuffere Umfchreibung der Bezirke betrifft, fo ift ſolche 
leicht und richtet ſich nach der Gebietseintheilung, und zwar nady 
den Grenzen , welche die Gemarfungen oder Bänne fcheiden. Den 
innern Wirkungsfreis bezeichnen bie Gefege und Dienftvorfchrifs 
ten. Allein wie fcharf die Wiffenfchaft, das Gefeß und die Dien— 
ftesinftruction die Grenzen zu beftimmen trachten, fo wird doch 
oft bei ber Anwendung ein Zweifel übrig bleiben, und dann ent 
ftehen Eonflicte. Iſt dies der Fall zwifchen Behörden deffelben 
Dienftzweiges, fo. entfcheidet die obere Behörde beffelben Zweiges. 
Streiten zwei oder mehrere Behörden verfchiedener Zweige, welche 
jedoch fämmtlich zur Verwaltung im weitern Sinne gehören, fo 
loͤßt ebenfalls die für beide Zweige höhere Staatsſtelle den Streit. 
Menn aber die Zuftiz » und Verwaltungsbehörden über einen Ges 
genftand zugleich competent zu ſeyn bebasren, fo ift dies im eis 
gentlihen Sinn ein Conflict, wovon nachher. 

Ueber Amtswirffamfeit im Allgemeinen müffen wir in Bezies 
hung auf die Berwaltungsftellen bier ein Gefeg vom 20. Auguft 
1790 nachtragen (Rudler'ſche Gefegfammlung Band I, Heft 1, 
©. 99 — 121): 

Die Verwaltungs: Berfammlungen haben aufmerkſam zu betrachten, was fie 
nach der Ordnung der Eonftitution cpolitifchen Ordnung) find, damit fie nie die 


Grenzen ihres Amts überfchreiten und daffelbe durchaus mit Sorgfalt verfehen. 
Eie haben vor allem zu bemerken, daß ihnen nur die Verwaltung obliegt, 
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Daß ihnen Peine Hefehgebende oder richterliche Handlung zufteht , und daß jeder 
Eingriff von ihnen in eine oder die andere diefer Verrichtungen die Wermir: 
rung der Gewalten zur Folge haben würde. 

Die Departements-Verwaltungen fünnen Feine Defrete, Ordonnanzen oder 
Verordnungen machen; fie können nicht anderft zu Werfe gehen, als vermittelt 
bloßer Berathfchlagungen über die allgemeinen Materien, oder nach Befchlüffen 
über befondere Gegenftände, oder durch Eorrefpondenz mit den Mumizipaliräten, 

Die Gefchäfte der Munizipal-Verwaltungen beftehen darin: alle Nacrit- 
ten einzuziehen und alle Anfragen zu thun, welche den Kanton intereffiren kö— 
nen; unter der Leitung und Gewalt der Departemental-Verwaltung die Be: 
fcehlüffe derfelben zu vollziehen; alle Unterfuchungen vorzunehmen, und alle Be: 
richte zu erftatten, welche von ihnen fiber Gegenftände verlangt werden, die ib: 
ren Kanton betreffen. 

Die Departements:Berwaltungen müſſen über alle ihre DBerhandlungen 
Verbal-Prozeſſe auffegen, und fie nad Ordnung des Datums, und ohne eine Lüde 
zu laffen, in ein Regifter eintragen, welches von dem Präfidenten numerirt und 
mit feinem Handzuge bezeichtet iff. 

Die Berathichlagungen der Verwaltungen werden blos von dem Präfiden- 
ten und Sefretär unterfchrieben, auch wird darin der Glieder, welche zugegen 
waren, erwähnt. 

Die Archive der Verwaltungen müffen an einem fihern Orte und mit Ord: 
nung eingerichtet werden; über die darin niedergelegten Akte wird ein Regiiter 
geführt. 

Wenn die Verwaltungs-Körper bei den öffentlichen Seierlichfeiten fich zu 
fammen und mit den Munizipalitäten einfinden, gehört der Departemental:Ber: 
waltung der Vorzug über die Mumizipalität, 


Eorrefpondenz. 


Die erfte Sorge der Verwaltungs-Korps eines jeden Departements mus 
feyn, ſowohl unter fich, als mit den Municipaliäten ihres Gebiets die Eorrefpon: 
denz zu errichten; die gefchwindeften und fparfamften Mittel müffen vorgezogen 
werden, 

Die Briefe, welche die Verwaltungen fchreiben, müſſen folgendermaßen 
ſchließen: 

Die Verwalter des Departements von... 

Hierauf unterſchreiben ſich alle gegenwärtigen Glieder. 

Die Kauf-Zuͤſchläge, die Zahlungs-Befehle, und überhaupt alle vom der 
Verwaltungen herrührenden Afte werden in der nämlichen Form unterfchrie 
ben, es wird nämlich unten angefebt: 

Durch die Verwalter des Departements von... 

Darauf unterfchreiben ſich alle anwesenden Glieder. 

Die Munizipal:Korps bedienen ſich in ihren Briefen und übrigen Akten vor 
ihrer Unterfchrift folgender Formel: 

Die MunizipalsBerwalter des Kantons von... 
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Die Briefe und Petitionen, welche von den Munizipalitäten an die Depar⸗ 

tements⸗Verwaltungen gerichtet werden, müſſen in einem befcheidenen Tone und 
“mit der Ehrerbietung abgefaßt ſeyn, welche man dem höhern politifchen Range 

ſchuldig ift, den jedes diefer Korps in demjenigen anerkennen müſſen, ber nad) 
der Ordnung und DVertheilung der Gewalten ihnen vorgeht. 

Die Eorrefpondenz der höhern Verwaltungen muß, ohne fich etwas von dem 
Charakter zu vergeben, der ihnen nad, ihrer Gewalt zufteht, dem Ausdruck der: 
felben mäßigen, dadurch, daß fie diejenige Achtung an den Zag legt, welche der 
aufgeftellten Gewalt die Gemüther gewinnt und es ihr leicht macht, das ge: 
meine Gute zu ftiften, auf welches beftändig ihr Augenmerk gerichtet feyn muß. 
Der einzige Fall, wo von den höhern DVermaltimgen der gebietende Ton dürfte 
angenommen werben, wäre der, wenn es nöthig wäre, die untergebenen Der: 
waltungen wegen Mangel von Subordination an die Abhängigkeit zu erimern 
in welche ſie geſetzt ſind. 


Vorſchrift, welche die Verwaltungs-Korps zu beobachten 
haben, bei Ausübung der Aufſicht und Gewalt, die ih— 
nen über die Munizipalitäten beigelegt iſt. 


Die Verwaltungs-Korps müſſen die Munizipal-Beamten im Laufe ihrer 
Geſchäfte ſchützen und den Mißbräuchen wehren, welche dieſe Beamten von ihrer 
Gewalt zu machen bewogen werden könnten. 


Die Verwaltungen müſſen vor allen Dingen wachen, daß die Munizipal: 
Beamten fich Feine andere Verrichtungen anmaßen, als folche, die für die Mu: 
nizipal-Gemwalt geeignet, oder in die allgemeine Verwaltung einfchlägig, und 
ihnen bejonders übertragen find. 


MWenn die Munizipal:Korps in die gefebgebende Gewalt Eingriffe und De: 
Frete und Verordnungen machten; wenn fie fich in gewöhnlichen Civil-Sachen 
oder in peinlichen Fällen das Nichter: Amt anmaßten; wenn fie ihr Verwaltungs: 
Amt ausdehnten, entweder durch Weberfchreitung der ihnen vorgezeichneten 
Grenzen, oder durch Verſuche, fich der Aufficht und Gewalt der Verwaltungs: 
Korps zu entziehen; fo müſſen diefe beforgt feyn, ihnen zu fteuern, die ungefeh: 
lichen Akte derfelben zu annulliren und gebieten, daß fie nicht in Vollzug geſetzt 
werden, 

Die Verwaltungs: Korps haben die Pflicht auf fih, den Vollzug der von 
der Munizipal:Gewalt rechtmäßig ergangenen Afte zu unterftüsen, und die Uns 
ehrerbietigkeit und den Mangel an Ehrfurcht gegen diefelbe zu beftrafen. (*) 

Sollte fich irgend ein Widerftand gegen den Vollzug der von einer Munizie 
palität genommenen Berathfchlagungen oder ertheilten Befehle ergeben, fo wür- 
den die Verwaltungen gehalten feyn, die ganze Stärke der höhern Gewalt, mo: 
mit fie bekleidet find, und felbft im Falle der Noth, die Hülfe der bewaffneten 
Macht anzuwenden, um diefen Widerftand zu heben, 


*). Dies richten fi jegt nach dem Staattdieneredict. U. d. 9. 
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Die Verwaltungen werden bei Ausübung ihres Amtes in Betracht nehmen, 
daß wenn auf der einen Seite die Munizipal:Vermwaltung eine ganz brüderlice 
Einrichtung iſt, wenn fie belehrt werden muß, fobald fie fich willführlichen Hand: 
ungen nähert, nnd zurückgehalten, fobald fie unterdrücdend wird; auf der am 
dern Seite der Mangel an Subordination gegen die Munizipal-Beamten und 
die Verachtung der ihnen übertragenen Gewalt, fehr ſchwere Vergehungen find, 
die,- wenn fier nicht ſtrenge beftraft würden, die nachtheiligften Folgen nad ii 
ziehen könnten. 

Indeſſen werden fie nicht auffer Acht laffen, wenn die Handhabung der öf: 
fentlihen Ordnung ihnen die traurige Nothmwendigkeit auflegen wird, ſich gegen 
Munizipal:Beamte zu erheben, daß in einem fo verdrüßlichen Falle die Strenge 
erft dann angewandt werben muß, wenn alle Schonungsmittek erfchöpft find; und 
fo fehr die Klugheit den Gebrauch derfelben mäßigen muß, eben fo fehr müſſen 
Würde und Achtung das Bittere derfelben milder. 

Sie werden auch bedenken, daf wenn in fürmifchen Zeiten das Volk fid der 
Zügellofigkeit überläßt und einen Augenblic die, den Gewalt:Inhabern ſchuldige 
Ehrfurcht vergißt, dieſes Unweſen meiftens von den Feinden des öffentlichen 
Wohls angezettelt oder unterhalten wird; daß es diefe Menſchen find, welche die 
Unwiſſenheit des Volks mißbrauchen, es mit ZTäufchungen erfüllen und durd 
falfche Begriffe von Freiheit irre führen; daf fie alfein die wahrhaft Schuldigen 
find, die hauptfächlich entdeckt und den Gerichtshöfen angezeigt werden mülen, 
um. durch eine eremplarifche Beſtrafung die völlige Wiederkehr zur öffentlichen 
Ruhe zu bewirken. 

Die Eentral:VBerwaltungen müffen endlich ein wachfames Auge auf die Mu 
nizipalitäten haben, damit diefelben mit Sorgfalt und klugem Benehmen die ib: 
nen obliegende wichtige Pflicht erfüllen, den aufrührerifchen Zufammenrottungen 
zu ſteuern. 


Sinanzen 


Es würde überflüßig feyn, ſich umftändlich fiber die Maßregeln einzulaſſen, 
welche die Central-Verwaltungen zu ergreifen haben, um die Verfertigung und 
Berichtigung der Steuer-Rollen zu befchleunigen, die Erhebung der Steuer zu 
fihern und zu betreiben, den Befchwerden der Steuerbaren abzuhelfen, und für 
den Fortgang der öffentlichen Arbeiten, befonders der Landftraßen, zu forgen 
und die Aufficht darüber zu führen. 

Die Munizipal:Berwaltungen haben in Zukunft alfe fünfzehn Tage fich eine 
von den befondern Empfängern befcheinigte Tabelle über die während den fünfjehn 
Zagen gemachte Einnahme ausftellen zu Taffen, und diefelbe auf der Stelle audit 
Departements-Verwaltung zu ſchicken, mit ihrem Bericht über die Urfachen der 
fpäten Eingehung der Gelder, und fiber die Mittel, diefelbe zu befchleunigen. 

Die Departemente haben ebenfalls zu Ende jeden Monats ein allgemeines 
von ihnen befcheinigtes Verzeichniß über die auf ihrem Gebiete gemachte Ei 
nahme zu verfertigen, und mit ihren Bemerkungen an den Finanz: Minifter (at 
den Regierungs:Commiffär) einzuſchicken, welcher immer im Stande feyn muß, de® 


J 


— 
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wahren Stand der Stener:Einnahme, und die Urfachen, welche ihren Fortgang 
aufhalten Fonnten, zu kennen. 

Ehe man den Artifel über die Binanzen befchließt, will man die Verwal⸗ 
tungs: Korps an eine Wahrheit erinnern, die fie befländig vor ai ‚haben 
möffen. 

Die richtige Erhebung der Öffentlichen Einkünfte kann allein der Regierung 
die Mittel verfchaffen, ihre aufhabenden Pflichten zu erfüllen; mit einem Worte, 
die Einnahme der Steuer ift es, wovon das Wohl des Staates abhängt. 

Welche Vorwürfe müßten fich demnach die Verwaltungen machen , wenn fie 
als Vorgeſetzte, um über diefe Einnahme zu wachen, und ihr allen Echuß ange- 
deihen zu laffen, nicht alle ihre Kräfte anftrengten, um die unzähligen Webel zu 
verhüten, die aus der Leere des öffentlichen Schates entfpringen. 

An Betreff der Befoldungen für die Perfonen, welche auf den- öffentlichen 
Plätzen und Märkten angeftellt find, und das Gewicht und die Maßung der | 
Waaren und Lebensmittel zu beforgen haben, fo follen die Munizipalitäten diefe 
Befoldungen durch eine Taxe beſtimmen, welcher nur diejenigen unterworfen find, 
die fich diefer Perfonen bedienen wollen, und die nicht eher erhoben werden foll, 
bis die Central-Verwaltung fie wird beftätigt haben. 


Nationalgüter. 


Die Departemente follen ein Werzeichniß über alle National:Güter machen, 
die in ihrem Gebiete liegen. Eie follen ungefäumt fich mit der Verfertigung 
diefes Verzeichniffes befchäftigen, in welchem die mancherlei Arten von Gütern 
forgfältig von einander unterfchieden feyn müffen. Es muß ein eigenes Kapitel 
über die Wälder und Forfte genracht werden. Sie follen demnach jeder Munizi— 
palität aufgeben, ihnen eine zergliederte Anzeige aller Güter ihres Bezirks zu 
verſchaffen. Die allgemeine Tabelle der National-Güter eines jeden Departes 
ments mit der Abtheilung in Kantone und in Gemeinden muß der National: 
Verſammlung dem Regierungs:Commiffär) zugefertigt werden. 


Ackerbau und Handel. 


Die häufigen Geſchäfte, denen die Verwaltungs-Verſammlungen ihre erſten 
Arbeiten widmen müſſen, erlauben ihnen nicht leicht, allen Gegenſtänden des 
Ackerbaues und Handels ſogleich den Fleiß und die Sorgfalt zu ſchenken, die ih— 
rer großen Wichtigkeit angemeſſen iſt. Nichts deſtoweniger ſind ſie ſchuldig 
nichts zu verſäumen, was dringend ſeyn kann, und ſich bei guter Zeit die Auf— 
fchlüffe und Kenntniffe zu verfchaffen, nach welchen vortheilhafte Verbefferungen 
vorgefchlagen und gemacht werden Fönnen. Es gibt Fein Departement, das nicht 
auf diefe Art dem Arbeite:Eifer feiner Verwalter ein weites Feld darböte; es 
gibt deren fogar mehrere, die eine gänzliche Umfchaffung von. einer wachfamen 
und väterlichen Verwaltung erwarten. 

Die National: PVerfammlung hat die Austrocdnungen als eine der 
dringendften und wefentlichften Arbeiten angefehben. Durch fie werden den Ans 
baue Feld-Stücke wiedergegeben, die auf allen Seiten die Induſtrie der Eigen: 


thümer und das Intereſſe der Regierung auf fich ziehen. Durch fie wird eine 
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der Urſachen zerſtört, welche für die Geſundheit der Menſchen und für das Fort: 
kommen der Pflanzen fehr nachtheilig war, Durch fie werden Tauſende von 
Händen, die arbeitslos (ind, und aus Noth und durch Intrigue ſich gegen die Ge: 
ſellſchaft brauchen laffen, auf eine nüsliche Art befchäftigt. 

Sie müffen auch die Mittel auffuchen und angeben, den Wälfern freien Lauf 
zu verfchaffen, zu verhindern, daß die Wiefen nicht durch die zu große Erhöhung der 
Schleuſſen, Mühlen und durch andere Werke der Kunft, die man am Waffer anlegt, 
überſchwemmt werden; endlich alles Gewäſſer auf ihrem Gebiete zu einem allge: 
mein nüslichen Zweck nah den Grundfägen der Bewäſſerung zu leiten. 

Ohne Ansgänge für den Transport der Produkte befteht Fein Handel; eins 
der erften Bedürfniffe des Handels, einer der hauptfächlichften Gegenftände für 
die Wachfamkeit der Bermwaltungen fft demnady der Ban und die Unterhaltung 
der Wege und fehiffbaren Kanäle. 

Sie ſollen nah den neuen Verhältniſſen, welche die gegenwärtige Einthei: 
lung erzeugen Fann, Worfchläge thun, in den Orten, wo fie es für ſchicklich hal: 
ten, neue Meffen und Märkte einzuführen, oder die vorher befkandenen auf: 
heben. 

Sie folfen die Art von Gewerbfleifi angeben, welcher dem Rand angemeſſen 
ift, den Grad von Vollkommenheit, auf den feine Fabriken und Spinnereien ge: 
bracht, und deffen fie empfänglich find. Sie follen die Manufakturen und Ar: 
beitshäufer and allen Kräften fchügen und fiber diefelben wachen, jedoch ohne 
Unterfuchmgen anzuſtellen. Die Freiheit erzeugt die Induftrie, fie will ange 
muntert ſeyn; wird fie aber beunruhigt, fo verfchwindet fie. 

Die Vermaltnngen follen ferner genaue Nachrichten über die Minen, Ham: 
merwerke und Verfertigung der Feuer-Schlünde einziehen; fie follen ſich Mühe 
geben, zu erfahren, ob dieſe verfchiedenen Anftalten durch ihre Lage, Arbeit 
oder ihrem Abfab dem Handel fiberhaupt mehr Nutzen bringen, als fie durd) ib: 
ren ftarken Holzj-Verbrand dem Kanton, oder durch die Verſchlimmerung dei 
für fie beſtimmten Erdreichs dem Aderbaue Schaden verurfachen. 


Sie follen ein wachſames Auge haben auf die Feld: Polizei, auf die Nadel 
(glanage), ald das Erbtheil der Armen; auf das Gepräge von Necht oder Un 
recht, da3 die manherlei Verträge darbieten mögen, die unter dem Pächter und 
dem Eigenthümer herkömmlich find, über die mit der Freiheit vereinbarlichen 
Mafregeln, dur welhe die Fleinen Pacht-Güter vervielfältigt und Die Ver⸗ 
theilung der großen Beſitzungen erleichtert werden, über die Handhabung der 
Berhältniffe von Subordination und wohlthätiger Gefinnung , welche ein beftin 
diges Band zwifchen dem Herrn und feinem Arbeiter Enüpfen müſſen. 

Sie werden endlich dem Regierungs: CE ommiffär alle Aufjchlüffe mit 
theilen, aus welchen derfelbe die Kultur und den Handel in ihrem Gebiete, die 
Hinderniffe, welche den Fortfchritten deffelben im Wege ftehen und die Mittel 
zur Berbefierung beurtheilen Fann. 


Armen-Weſen, Spitäler, BOefängniffe 
Der Dürftige muß unterſtüthzt werden, nicht nur in der fchwachen Kindheit, 
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in dem gebrechfichen Alter, fondern auch in der Lebenszeit, wo er zwar feine volle 
Stärke befist, der Mangel an Arbeit aber ihn der Nothdurft bios gibt. Auch 
der Angeklagte, deffen Verhaftung die öffentliche Ordnung erheifcht, darf Peine 
andere Strafe leiden, ald den Mangel feiner Freiheit; es muß demnach ſowohl 
für den gefunden Zuftand, als für die Eicherheit der Gefängniffe geforgt werben. 

Es gibt noch mehrere andere Punkte, von denen der Regierung nach und 
nach Kenntniß verfchafft werden muß, und die es nüglich iſt, dieſen Verwaltun— 
gen mitzutheifen, damit fie gleich jest die Belehrungen darüber vorbereiten und 
diefelben der Regierung aufertigen können, fobald fie fie erhalten haben. 

Die Departemente müffen demzufolge eine Tabelle entwerfen, über die in 
ihrem Gebiete gelegenen Spitäler und Armenhäuſer, über die Beftimmung der- 
felben, über die Anzahl der Unglüclichen, welche in denfelben verpflegt werden, 
über die Verwalter und Dienftlente derfelben , und über die, Maſſe uud Befchaf: 
fenheit ihrer Einfünfte, fo wie auch ihrer Verwaltung. 

Die Verwaltungen haben das nämliche in Betreff alfer Gelder zu thun, die 
in jedem Departement zur Allmofenpflege, Austheilung und Unterftüsung jeder 
Art, fie fey geftiftet oder nicht, beftinmt find. Sie haben die verfchiedenen Ar: 
ten diefer Stiftungen anzugeben, ob fie mit befondern Klaufeln verfehen find, 
und welche Laften auf ihnen haften. Sie haben der Regierung zu berichten, ob 
in ihren Bezirken Güter liegen, welche Eiechhäufern, Spital-Orden und Pilgri- 
men jugehören, und welches ihre Befchaffenheit und Werth ift. 

Eie haben ferner über den Zuftand der Bertelhäufer und Gefängniffe, ihre 
Größe, Dauerhaftigfeit und die Mittel, wodurd fie gefund und bequem gemacht 
werden Pönnen, zu berichten und forgfältig alle Kenntniffe zu fammeln, die auf 
Verbeſſerungen abzielen, welche in der Einrichtung des Bettelweſens, der Epi: 
täler und Gefängniffe mit Nusen vorgenommen werden Eönnen. 

Befhwerden, Schadloshaltungen. 

Die Steuerbaren, welche in Betreff der unmittelbaren Etenern über den 
Anſatz ihres Antheils Befchwerde führen, müffen fich zuerft an die Gentral:Ver: 
mwaltung wenden, welche auf das Gutachten der Munizipalität,, die den Austhei— 
fer gemacht hat, fpriht. Das Departement gibt die endliche Entfcheidung auf 
eine bloße DBorftellimg und ohne vorläufige Verhandlung, Alle Gutachten 
und Entfcheidungen diefer Art müffen die Gründe enthalten, auf welche fie fich 
fügen. 

Die Unternehmer der öffentlichen Arbeiten find gehalten, im Falle über den . 
Sinn oder den Vollzug der Bedingniffe ihrer Verträge Schwicrigfeiten entftün= 
den, fih bei der Munizipal:Vermwaltung auf dem Wege der Güte abzufinden ; 
kann die Sache nicht in der Güte abaethan werden, fo muß fie vor das Depar: 
tement gebracht , und von demfelben entfchieden werden, und zwar in letzter In— 
ftanz und nach Anficht des Gutachtens der Munizipalität, das die Grlinde ent: 
hält, woranf es fich fügt. 

Die Gefuche und Etreitigfeiten über die Regulirung des Schaden-Erſatzes, 
welcher einzelnen Bürgern für die Feldftüce gehört, die zum Bau der Wege, 
Kanäle oder anderer Öffentlicher Werke genommen und umgearbeitet worden, 
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müſſen ebenfalls auf dem Wege der Güte vor die Munizipal: Verwaltung, und 
können nachher auch vor das Departement gebracht werden, welches die endliche 
und legte Entfcheidung gibt, gemäß der Abſchätzung, welche die Friedensrichter 
und ihre Beifiser darüber werden gemacht haben. 

Deffentlihes Straßen: Wefen. 

Die Verwaltung in Betreff des Straßen: Wefens, die den Vermaltunge: 
Korps beigelegt ift, begreift: in dem ganzen Umfange des fränkifchen Gebietes 
(und eroberten Zandes) das Abftecken der Straßen in den Städten, Flecken und 
Dörfern, welche zu den Landſtraßen dienen. 

Gutachten auf Geſuche. 

Es ſoll bei allen Munizipalitäten und Departementen ein Regiſter geführt 
werden, in das der kurze Inhalt der Vorſtellungen und Geſuche, ſo wie auch 
die ganzen Gutachten, Entſcheidungen und Befehle, welche darauf ergangen, ein⸗ 
getragen werden. 

Die Gutachten der Munizipalitäten müſſen den Petitionen unten angefeht 
werden, demnächſt folgen die Eutfcheidungen und Ordonnanzen der Departe 
mente; das Ganze wird dann den betheifigten Parteien im Original wieder ges 
gegeben, nachdem es in das Regiſter des Sefretariats eingetragen worden. 


Die Verhandlungen der Kantons: oder Departements:Bermaltungen dürfen 
weder Defrete, noh Ordonnanzen, noh Verordnungen oder Pre 
clamationen benemmt werden. Sie heißen Befchlüffe. 

Die Urfchrift eines jeden Befchluffes muß die Anzahl der Berathfchlagenden 
enthalten. Diejenigen, welche nicht der Meinung waren, denfelben zu fallen, 
brauchen ihm nicht zu unterfchreiben. 

Die Klag-Sachen, welche National:Güter oder öffentliches Cigenthum be: 
treffen, Eönnen von einer Munizipalität nur mit Bevollmächtigung des Depar- 
tements angeftellt und betrieben werden. 

Diefe Klagen müffen im Namen des Coemmiffärs der vollziehenden Gewalt 
bei dem Departement angeſtellt und betrieben werden. 

Wenn die Departemente nach zwei auf einander folgenden und durch die Cor: 
refpondenz beftätigten Erinnerungen von den Munizipalitäten die zur Verwab— 
tung erforderlichen Auffchlüfe und Nachrichten nicht erhalten können, fo find 
fie bevollmächtigt, zwei Commiffarien zu ernennen, die fih auf Koften der Mi: 
nizipal-:Beamten an Ort und Stelle verfügen, um diefe Auffchlüffe und Erkun: 
digungen einzuziehen. 

Außer der gewöhnlichen Gorrefpondenz, welche die Departemente mit dem 
Pinifter des Innern dem Negierungs:Commiffär) zu unterhalten ver: 
bunden find, haben fie ihm alle Monate eine Tabelle mit Erläuterungen über 
die Gefchäfte des Departements und den Fortgang des Vollzugs der verfchie 
denen Theile, die ihrer Sorgfalt anvertrant find, einzuſchicken. 
Hauptfählihe Amtsverrihtungen der Verwaltungs-Corps 

und Munizipalitäten in Bezug auf die Forſt-Verwaltung. 

Die Gentral: und Munizipal:Verwaltungen haben den Auftrag, jede in 
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ihrem Gebiet und nach der Ordnung ihrer Einfesung, auf die Erhaltung der 
Wälder zu wachen, und zu dem Ende mit bewaffueter Macht Beiftand zu Ieiften, 
wenn fie von den Beamten der Zorft:Confervation dazu aufgefordert werden. 

Die Munizipal:Beamten folfen, auf die an fie ergangene Aufforderung, den 
Nachſuchungen beivohnen, weldye über Frevelholz in den Werkftätten, Häufern 
und umliegenden Bezirken, wohin das gedachte Holz könnte gebracht worden 
feyn, angeftellt werden. 

Die Verwaltungs-Corps Pönnen, fo oft fie für gut finden, die National: 
und andern unter der Forft:Berwaltimg flehende Wälder, welche in dem Um— 
fange ihres Gebietes liegen, befuchen, um fi) von der Sorgfalt und Treue der 
Zorft:Beamten zu überzeugen; fie können DBerbal:Prozeffe auffesen, und fie mit 
ihren Berichten und Anmerkungen entweder an die General:Eonfervation, oder 
an die vollziehende Gewalt (den Regierungs-Commiſſär) fehiden, damit die 
uöthigen Maßregeln ergriffen werden können. 


Grenzen der Munizipal:Gemalt.. 


Die Mimizipalitäten dürfen Feine Befehle geben, Feine Commiffarien aus: 
ſchicken, noch auch irgend eine Munizipal:VBerricheung ausüben, als nur in ihrem 
Gebiete. Es ift allen Verwaltungs: und Militär-Corps und allen Bürgern 
verboten, irgend eine Aufforderung zu befolgen, die ihnen von den Commiſſarien 
einer Mumizipalität außer dem Umkreis ihres Gebiets gemacht werden. önnte.. 

Sollten nach der Bekanntmachung des gegenwärtigen Defrets vorgebliche 
Commiſſarien dergleihen Aufforderungen machen, fo folfen fie arretirt und ihnen 
der Prozeß als folhen gemacht werden, die der Verlegung und Empörung 
gegen das Geſetz fchuldig find, 

Aehnliche Gefege, wie das vorficehende, werben wir im. 
folgenden zweiten Buch, im Abfiht auf die Gerichtsbehörden 
u. f. w. finden. 


Hd. Eonflicte 

Ein Gonflict entfteht, wenn eine gerichtliche und eine admini— 
ftrative Behörde zugleich fich in einer Sache fir competent anfehen. 

Die Gefege verbieten gegenfeitige Einmifchungen. „Die Ber: 
waltungsſtellen, heißt es Art. 189 der Gonftitution vom Fruct. 
11, können die Befchlüffe des gefeßgebenden Körpers und der Re: 
gierung nicht abändern , fie dürfen fich nicht im Gegenftände mi- 
fchen , welche von dem Urtheil der Gerichte abhängen.” Dagegen 
unterfagen die Gefeße vom 24. Auguft 1790, Art. 13, und vom 
21. Fruc. II den Gerichten, über Verhandlungen der Verwaltungs⸗ 
behörden zu urtheilen. Allein fo leicht diefe beiden Saͤtze auszu— 
fprechen waren, fo wenig ift damit die Hauptfchwierigfeit gehos 
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ben , welche in der Frage liegt, in wie fern tritt ein an fich der 
Verwaltung angehöriger Gegenftand ind gerichtliche Gebiet? oder 
mit andern Worten: wann und in wie weit kann cin Act der 
Berwaltungsbehörde der richterlichen Beurtheilung unterliegen? 


Das Verbot der Gefebe an die Gerichte, Adminiftrativacte 
zu beurtheilen , darf nicht im unbedingten Sinne ausgelegt wer 
ben, fonft würde die verfaffungsmäßige Gewähr aller Privat: 
rechte Feine Wahrheit feyn. 


Ueber dieſe Fragen find ſchon mehrere gerichtliche Entſchei— 
dungen ergangen, welche , da fein Conflict erjoben worden, und 
da die Urtheile in Rechtsfraft übergegangen find, jest als maß— 
gebend zu betrachten feyn werden. Sn den trefflichen Annalen des 
H. Hilgard, Band II, fommen von einem folchen Fall die Ur 
theile des Appellationd- und Gaffationsgerichtd vor, welche hier 
folgen : 


Bekanntlich wurde, in Folge der Revolutionsfriege und ber dadurch veran- 
laßten Territorial-Veränderungen auf dem linken Rheinufer, die Entrichtung 
der in diefem Lande fo häufigen Grundzinfen und Erbpächte auf geraume Zeit 
unterbrochen, und überdies verſchwand, durch das Flüchten der Archive, ein 
großer Theil der darauf bezüglichen Urfunden. Defto häufiger war, in diefen 
drangvollen Zeiten, der Wechfel des Eigenthums. Durch ER Berhältniffe muß: 
ten daher, in Bezug auf den Beweis einer Zinsberechtigufg, und befonders in 
Bezug auf die Identität und den Befig der mit einem Zinfe befchwerten Grund: 
ſtücke, große Schwierigkeiten entftehen; und auf folche Weife bewirkte die Ge: 
walt der Umftände, wenigftens theilweife, was eine weife Geſetzgebung viel 
leicht allgemein hätte verfügen follen : nämlich der Landmann , ohnehin genug be: 
laftet durch die new aefchaffene Grundſteuer, hörte auf, die neben derfelben auf 
feinem Grundftüce ruhenden Zinfen zu bezahlen, und zwar größtentheils in der, 
durch die Abfchaffung der Feudal-Zinſen veranlaßten Meinung, daß er fie wirk: 
lich nicht mehr fchulde. 

Zwar hatte das, in fehr fiskaliſchem Geifte erlaffene Paiferl. Dekret vom 
9. Vendemiaire XIII nicht nur die Merkmale aufgezählt, wonach die rechtliche 
Vermuthung der Feudalität oder Nicht:Feudalität eines Grundzinfes fich zu ri: 
+ ten habe, fondern auch den Sat ausgefprochen, daß in den Fällen, mo der Be: 
fig der Zinsberechtigung zur Zeit des Einmarfches der fränzöfifchen Heere nach⸗ 
gewieſen fey , ſchon die Vorlegung eines Hebregifters, eines Lagerbuchs oder ei: 
ner ähnlichen, wenn auch nach allgemeinen Grundfägen unzureichenden Beweis— 
urkunde, genügen folle, um die Eriftenz einer Zinsberechtigung darzuthun. Allein 
da das Erkenntniß über die Fdentität der befchwerten Grundftüde, im Fall ei: 
ner Conteftation über diefen Punkt, immer den Gerichten vorbehalten blieb, 
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ein ſolcher Veweis aber, der Natur der Sache nad), nicht leicht zu führen iſt, 
fo blieben , zum Glüc der Landleute, noch immer eine große Menge von Grund: 
zinfen im Stande der Ungiebigkeit. 


Im J. 1816 fuchte nun die damalige proviſeriſche Regierung diefes 
Landes, — die 8. K. Oefterreichifehe und K. Bayerifche gemeinfchaftliche Kan: 
deg:Adminiftrations-Gommiffion in Worms, — die Entrichtung aller, dem Fis— 
kus gehörigen Grundzinfen wieder in den Gang zu bringen, und fie erließ zit 
zu diefem Ende, am 6. April 1816, eine Verordnung, welche in der That als 
ein merkwürdiges Beilpiel adminiftrativer Willkühr und legislativer Webereilung 
anzufehen if. Der wefentliche Inhalt derfelben ift folgender :- 


Die Adminiftrativ:Behörde ernennt MRenovatoren , welche die dem Fiefus » 
gehörigen Erb» und Grundzinfen jeder Art an Ort und Stelle unter Beihülfe 
der Ortöbehörden renoviren, d. h. die betreffenden Grundſtücke, fo wie die 
Quote des auf jedem derfelben haftenden Zinfes und den Namen des dermaligen 
Beſitzers angfindig machen, und in ein Renovations:Inftrument eintragen follen. 
Dabei find frühere Hebregiſter, Zinsbficher, u. f. w. zum Grund zu legen, 
welche als hinreichende Beweisfchriften für die Eriftenz der Zinfen gelten follen. 
(Von der durch das K. Defret v. 9. Vend. XIII feftgefesten Bedingung des Be: 
ſitzes der Zinsberechtigung zur Zeit des Einmarſches der frang. Deere, ift hier. 
. keine Rede mehr.) 


Erfährt der Renovator eine Beleidigung, fo ift, wenn der Täter unbe- 
Fannt bleibt, die ganze Gemeinde für Echaden und Koften verantwortlich; 
werden ihm Schriften, entwendet „ gleichviel von wem, fo folfen die Grundzinfen, 
nach dem Steuerfuße, auf die ganze Gemeinde ausgeichlagen werden, ſelbſt wenn. 
das Renovationsgefchäft nur einzelne Mitglieder der Gemeinde betraf. 


Bei dem Menovationsgefchäfte ift der Zinspflichtige zu Hören, nm feine 
Schuldigkeit anzuerkennen und die Zinsgüter zu bezeichnen Weigert er ſich, fo 
ſoll fein Zing-Antheil dennoch ausgemittelt, ihm in Beiſeyn des Ortsvorftandes 
als Schuldigfeit angefeht werden, und diefer Anfab eben fo gültig feyn, als ok 
er ihn anerkannt hätte. Gehören die Zinsgüter abwefenden oder entfernt 
wohnenden Perfonen, fo follen fie, ohne Beirufung, dureh den Ortsvorſtand, 
mit Zuziehung der Beſtänder oder Nuhnießer folder Güter, vertreten wer: 
den. 

Macht der angebliche Debent Einwendungen in Bezug auf den Anfat des 
Binfes oder auf die Frage, ob ein Grundftüc zu den zinspflichtigen Gütern ge: 
böre oder nicht, »fo ſoll fogleich durch den Nenovator und den Ortsvorftand , 
»mit Buziehung des Schöffenrathes, und nach vergängigem Einvernehmen der 
»älteften Gemeindeglieder und der Feldſchühen, über den flveitigen Gegenftand 
»entfchieden mwerden.« $. 10. 

Feder Ortseinwohner ift ſchuldig, fiber die Zinspflichtigfeit Anderer Auf: 
ſchluß zu geben; erfcheint er auf die desfalffige Aufforderung nicht, fo foll er 
in eine Geldftrafe verurtheilt werden. Diefelbe Etrafe trifft den, der ehe: 
mals Sammler des Zinfes war, und zwar erſcheint, »aber diejenigen Erkäutes 
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»rungen verweigert, welche er, dem Zeugniſſe des Ortsvorſtandes zufolge, zu 
»geben: im Stande ift.« 

Als zinspflichtig iſt derjenige zu betrachten, welcher das Zinsgut im Au 
genblick der Renovation .befist. Er haftet ſowohl für den laufenden Zins als 
für die Rückſtände, vorbehaltlich feines Rückgriffes gegen den frühern DBeliger. 
Nach Fertigung der Renovbations-Urkunde werden die Zinspflichtigen durd 
eine Öffentliche Bekanntmachung aufgefordert, binnen einer pereintorifchen Friſt 
von 5 Tagen fie einzufehen und ihre Einwendungen vorzubringen. Lestere wer: 
den auf die oben (ſ. 10) vorgefchriebene Weiſe entfchieden. $. 14. 

Nah Ablauf diefer Friſt wird die Urfunde definitiv geſchloſſen. »Sie acht 
»alsdann, für alle darin begriffene Zinspflichtige, ihre Güter und die darauf 
»angeſetzten Schuldbeträge, unter der im folgenden Artikel ausgedrückten Be— 
»ſchränkung, in Rechtskraft über.« $.15. 

Hierauf wird die Renovations-Urkunde der Landes-Adminiſtration zur Ge: 
nehmigung vorgelegt, und durch diefe erlangt fie erefutorifche Kraft. »Se 
»doch ift den Singpflichtigen unbenommen , nach den beftehenden Geſetzen über 
»die Rechtmäßigkeit Cexigibilite) der angeforderten Zinfen das Erkenntniß der 
»Gerichte nachzufuchen.«e $. 16, | 

Auch Privatperfonen, welche Grundzinfen vom Staate erfauft haben, Fön: 
nen fie auf gleiche Weife renoviren laffen. 

Nachdem diefes Meiſterſtück legislativer Weisheit und Gerechtigkeit zu 
Stande gebracht war, wurden viele Renovationen auf die vorgefchriebene Weile 
gefertigt, und eine alferhöchite Entfchließung vom 22. Juli 1821 erklärte, »daß 
»die Verordnung. der gemeinfchaftlichen Landes-Adminiftration, vom 6. April 
»1816, auch auf die Grundzinfen der Stiftungen und Gemeinden in 
»analoge Anwendung gebracht werden Fünne, wobei jedoch die Betheiligten in 
»der Verfolgung ihrer privatrechtlichen Einfprüche gegen die Liquidität der For: 
»derungen auf dem ordentlichen Juſtizwege, verfaffungsmäßig nicht aufgehalten 
»ſeyn follen.e — 

Es erhoben ſich bald, zumal feit der Publifation der DBerfaffunge-Urfunde 
von 1818, ernfte Zweifel über die Frage, ob einer folchen Renovations-Ur— 
funde vor Gericht eine unbedingte Beweisfraft beizumeffen fey, wenn der an: 
geblihe Zins: Schuldner nicht felbft in jener Urfunde feine Verbindlichkeit an: 
erkannte, und wenn er der gegen ihn auf Entrichtung der Grundrente auge: 
ſtellten Klage. den Einwand entgegenfebt „ daß er Fein mit der Rente behafteres 
Grundſtück befige. Diefe wichtige Trage Fam in folgender Sache vor dem K. 
App.⸗G. zur Verhandlung und Entfcheidung. 

‚Die proteftantifche Kirchenfchaffnei in Grünftadt trat mit der Behanptung 
auf, daß in den Gemarkungen der beiden Gemeinden Obrigheim unn Eok 
genftein zwei Erbzins-Güter gelegen feyen, das fogenannte Monsheimer-Gut 
und das Weſterburger-Gütchen, deren Complex fich aus einer Menge zerftreut 
liegender Grundftüce bilde, und auf welchen ein Exrbzins von 36%, Malter 
Korn jährlich hafte, namiich 35 M. auf dem erſten, und 11%, M. auf dem lebt: 
genannten Gute. Im 5. 1822 ernannte die K. Regierung des Nheinfreijes, 
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in Gemäßheit der DVerorduung vom 6. April 1816, den Rechtspraktikanten 
Godron von Grünftadt zum Commiſſarius, um diefen Erbzins nach den Bor: 
fchriften jener DBerordnung zu renoviren. Dies gefhah, jedoch in der Art, 
daß die angeblichen Debenten felbft weder ihre Verpflichtung an fich, noch die 
Identität der Zinsgüter mit den in ihrem Beſitze befindlichen Grundftücen an: 
erkannten. Das auf folhe Weife zu Stande gebrachte und am 14. Juni 1823 
gefchloffene Renovations-Inſtrument wurde am 14. Auguft 1824 von der K. 
Kreisregierung genehmigt und gegen die darin ald Rentenfchuldner bezeichneten 
Individuen exekutoriſch erFlärt. 

Auf dieſe Urkunde geſtützt, ließ die proteſtantiſche Kirchenſchaffnei Zahlunge⸗ 
befehle an die erwähnten Individuen, namentlich an Joh. Schiffer und Cor— 
forten aus Obrigheim und Eofgenftiin, ergehen. Allein. diefe machten Oppofis 
tion, indem fie behaupteten, Feine Binfen fchuldig zu feyn, und Peine zinspflich- 
tigen Güter zu befigen. Auch widerfpradhen fie der gegen fie in Anfpruch ge: 
nommenen Solidarität. Beide Einreden wurden jedoch durch ein Urtheil 
des 8. Bez.-G. in Frankenthal, vom 22. Juni 1826, verworfen: 

»In Ermw., daß die Klage auf einer, über die fogenannte Dionsheimer und 
»Weſterburger Erbbeftandsgülte durc; den von K. Regierung ernannten Neno: 
»pator Godron gefertigten, von gedachter Regierung beftätigten und erekuto: 
»rifch erklärten Nenovationg-Urfunde beruhet ; 

»Daß nad) dem $. 16 der Verordnung der gemeinfchaftlichen Landes-Ad— 
»miniftration vom 6. April 1816 über die Nenovation der dem Staate zuge: 
»hörigen Erbpächte, Gülten und Grundzinfen, welche nach der alterhöchften 
»Merordnung vom 22. Juli 1821 auch auf die den Stiftungen und Gemeinden 
»gehörigen Gefälle folcher Art ausgedehnt worden, gegen ein alfo beftätigtes 
»Renovations-Inſtrument nur über die Rehtmäßigfeit Cexigibilite) der 
»angeforderten Zinfen das Erfenntniß des Richters von den Zinspflichtigen 
»nachgefucht werden kann; 

»Daß der Ausdrud exigibilite, nach dem Geiſte des ganzen $. und im 
»EinElange mit den Beſtimmungen des Dekrets vom 9. Vendem. XII, fich 
»lediglich auf den Einwand der Feudalität, oder des Mangels des Befites bei 
»dem Einzuge der franz. Heere in die dieffeitigen Lande, beziehet ; 

»Daß aber die erwähnte Verordnung vom 6. April 1816, wie aus ihrem 
»ganzen Inhalte hervorgeht, vor den ordentlichen Gerichten jede Einrede ge: 
»gen die Zinspflichtigfeit eines in die Renovation eingetragenen Grundſtückes 
»ausfchließt, indem Einreden diefer art vor den Renovations-Commiſſär ge: 
»bracht werden müffen. 

»In Erw., daß die Verordnungen der gemeinfchaftlichen Landes: Admini: 
»ftration Gefegeskraft haben und auch immer Geſetzen gleich angewender wor: 
»den; 

»Daß die fragliche Verordnung durch die Verfaffungs:Urfunde, $. 9, tit.4 
»und $. 5, tit. 8, wodurch Tediglich der Richter bezeichnet wird, der in den 
»angegebenen Fällen zu erkennen hat, Peineswegs aber der Werth einer, nad) 
»einem beftehenden Geſetz errichteren Urkunde beſtimmt wird, nicht aufgehoben 
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»worden iſt, und daß auch die allerhöchſte Verordnung vom 22. Juli 1821 Feine, 
»der Verordnung vom 6. April 1816 entgegenſtehende Verfügung enthält; 
»Daß ſohin die fragliche Renovations-Urkunde den Beweis liefert, daß die 
»darin bezeichneten, im Beſitze der Opponenten befindlichen Grundſtücke mit der 
»Monsheimer resp. Weſterburger Erbbeſtands-Gülte belaſtet find. 
»In Erw., was die Solidarität betrifft,« u. ſ. w. *) 


Berufung von Seiten der angeblichen Zinspflichtigen. 

»Es würde leicht ſeyn, fagten die Appellanten , die Esmpetenz der pr: 
viforifchen Landes: Adminiftration in Worms zur Erlaffung einer Tegielativen 

‚Verordnung, wie die vom 6, April 1816, zu beftreiten, — zumal da jene Be 
hörde nicht nur durch ihre amtliche Benennung als eine bloße Werwaltung« 
Behörde bezeichnet, fondern auch durch Bekanntmachungen vom 15. und 16. 
Juni 1814 dem Lande als eine ſolche angekündigt wurde, 

»Allein ed bedarf nicht einmal diefes Gefichtspunktes, um die Unhaltbar: 
keit der erftrichterfichen Entfcheidung darzutfun. Die Kirchenfchaffnei, ale Kli— 
gerin, muß einen vechtöbefländigen Beweis über die widerfprochene Thatſache 
führen, daß ein oder mehrere, mit dem fraglidyen Erbzins behaftete Grund: 
ftücte fich im Befise der Beklagten befinden. Das fraglihe Reuovations-In— 
firument aber Fann aus einem doppelten. Grunde nicht ald ein folcher Beweis 
vor Gericht gelten: 1) Weil die Verordnung vem 6, Aprif 1816 felbft, nad 
einer richtigen und fachgemäßen Auslegung, im Hall einer förmfichen Con: 
teftation über jene Frage, das Erfenntniß den ordentlihen Gerichten nicht 
entzieht; und 2) Weil fie, wenn dies der Fall feyn follte, durch die Verfaf- 
fungs-Urkunde vom J. 1818 in diefer Beziehung aufgehoben feyn würde. 

»Niemand kann Richter und Partei zugleich fenn, umd diefer heilige Grumt- 
fat gilt für den Fiskus fo gut, wie für jede andere Rechtsperfon, zumal m: 
ter einer Gefengebung, welche dem Fiskus durchaus Peine privatrechtlichen Pri- 
vilegien zugefteht. Erhebt fih alfo zwifchen dem Fiskus und einem Privat: 
manne Streit über die Frage, ob der Lestere im Beſitze eines Zinsgutes und 
deshalb Schuldner des Fiskus fey, fo kann die Entfcheidung diefer Frage we: 

der dem Fiskus felbft, noch einem Commiſſarius deffelben zuftehen ; fie gehört 
mefentlih den Gerichten. Mithin ift nicht zu vermuthen, daß die Merord: 
nung vom 6. April 1816, wenn auch einige Artißel derfelben zweidentig abar 
faßt ſeyn follten, ein fo wichtiges und fo allbefanntes Fundanrenta-Prinzip habe 
verleben wollen. 

»Der $. 16 diefer Verordnung fagt ausdrüclich, daß zwar das von der 
Yominiftrativ-Behörde genehmigte Renovations-nftrument erefutive Kraft er: 
halte; daß es jedoch den Zinspflichtigen unbenonmen bleibe, nach den beftehen: 

„den Gefepen über die Rechtmäßigfeit der angeforderten Zinfen das Er: 
Penntniß der competenten Gerichte nachzufuchen. Die Rechtmäßigkeit ei: 
ner jeden Zinsforderung aber beruht auf drei Punkten, nämlich: 1) daß die 





*) Mir übergehen für jest diefen Theil des Urtheils, weil die Frage der Solidarität in 
der Uppellationd-Infanz noch nicht entichieden if, 
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Zinsforderung felbft erwiefen fey; 2) daß der angebliche Debent fi im Be: 
fibe eines zinspflichtigen Grundftüces befinde, und 5) daß der Zins nidt 
feudal ſey. Die Prüfung und Euntſcheidung diejer drei Punkte ift fonach 
ausdrücklich den Gerichten vorbehalten, und diefe haben, bei Unterfuchung des 
zweiten Punktes, welcher hier hauptfächlich in Frage ficht, die gemöhnlichen , 
bei Local-Streitigkeiten anzuwendenden Beweismittel anzuordnen. 

»Die $$. 10 und 15 ftehen diefer Auslegung nicht entgegen. Der $. 10 
verfügt zwar, daß die Einwendungen der. Genfiten, im ‚Falle fie die Verthei— 
lung der Schuldigfeit auf einzelne Grundſtücke, oder die Frage betreffen, ob 
ein Grundſtück zu dem zinspflichtigen Gütern gehöre, fogleih durch den Reno: 
vator, mit Zuziehung des Bürgermeiiters. und anderer Gemeindeglieder , ent: 
fhieden werden follen. Allein dies Fan, — wenn man nicht annehmen will, 
daß die Verordnung alle Grundfise mit Füßen getreten babe, — nur von einer 
vorläufigen und reglementären Eutfeheidung zum Behufe der Anferti 
gung des Renovations-Inſtrumentes (welches fonft unterbrochen 
werden müßte), verftanden werden, Beineswegs ‚aber von einer definitiven rich 
terlihen Entfcheidung. In der That würden der Renovator, der Bürgermei— 
fter, der Schöffenrath und der Feldfchüs ein feltfames Tribunal bilden! Uud 
wenn man bedenft, daß die Landes: Adminiftration in Worms fich Feineswegs 
durch demofratifche Anfichten beherrfchen ließ, fo wird man um fo weni: 
ger an ein fo republifanifches Tribunal glauben können, zumal da über die Form 
des Verfahrens, der Abftimmung und Enticheidung, fo wie über den Rekurs 
gegen die Letztere, durchaus nichts beftimmt iſt. Diefe Verfügung ift daher 
mit dem $. 16 in Einklang zu bringen, weicher die definitive Eutfcheidung über 
Alles, was zur Begründung der Rechtmäßigkeit der Zinsforderung gehört, den 
gewöhnlichen Gerichten überläßt. 

»Was den % 15 betrifft, welcher fagt, daß nach Ablauf der zur Einficht 
der Betheiligten feftgefesten Frift von 5 Tagen, das Renovations-Inſtrument 
in Rechtskraft übergehe, jedoch unter der im $. 16 ausgedrückten Befchräns 
Eung, — fo hebt diefer Zuſatz jede BedenPlichfeit, indem gerade der $. 16 den 
Refurs an die Gerichte im Falle des Widerſpruchs vorbehält. 

»Sollte aber auch die Behauptung der appellatifchen Parthei, daß der Sinn 
der Verordnung dahin gehe, nad dem Abfchluß und der Genehmigung eines 
foihen Renovations-Inſtruments über die Frage, ob der Debent wirklich ein 
zinsplichtiges Grundftüd befite, Peine weitere Disfuffion vor Gericht 
zusulaffen, ihre Nichtigkeit haben, fo iſt nichts gewiſſer, als daß fie durch die 
fpätere Berfaffungs: Urfunde vom J. 1818 in diefer Beziehung wieder 
aufgehoben wurde. 

»Der $. 5, Tit. VII der Verfaffungs = Urkunde fagt: »Der K. Fiskus 
»wird in allen fEreitigen Privatreht&Perhältniffen bei den 
»K. Gerichtshöfen Recht nehmen.« 

»Dies bedeutet doch wohl nichts Anderes, als daß, wenn zwiſchen dem 
Fiskus und einem Privatmanne ſich irgend eine Streitigkeit erhebt, welche fich 
auf die Frage bezieht, ob der- Privatmann Schuldner fey vder 
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nicht, die Eutfheidung einzig den ordentlihen Gerichten zukommt, 
und nicht den Fiskus felbft, oder irgend einer andern Adminiftratin- Behörte. 
Eine foldye Streitigkeit aber liegt unverkennbar in dem Falle var, wo der Fis— 
kus einen Privatmann ald Nentefchuldner in Anfpruch nimmt, diefer aber feine 
Verbindlichkeit aus dem Grunde beftreitet, weil es Bein zinspflichtiges 
Grundſtück befise. Die Trage alfo, ob ein ſolcher Beſitz Statt finde, 
oder nicht, fo wie die Frage, ob bie Binspflicht überhaupt rechtöbeftändig erwie: 
fen fen, gehören nach dem Flaren Buchſtaben der Verfaſſungsurkunde, zur aut: 
fehließlichen Eompetenz der Gerichte, 

»Mithin ift Mar, daß die Verfügung der Verordnung v..6. April 1816, 
wonach der MRenovator, welcher ein Eommiffär der Fiskal-Behörde if, mit Zu: 
ziehung des Bürgermeifterd, der Schöffenräthe und des Feldſchützen diefe Fra- 
gen entfcheiden fol, — uud wonach überhaupt der Fiskus fich felbft, anf einfei- 
tige Weife uud fogar bei dem Widerſpruche der Betheiligten, eine rechtskräf— 
tige und volfziehbare Urkunde fol verfchaffen Pönnen, im fchärfften Widerſpru— 
he mit der Derfaffungsurfunde fteht und fonach durch dieſelbe aufgehoben ift. 
Denn man wird nicht beftreiten wollen, daß frühere Verfünungen, welche das 
Gegentheil von dem beftimmten, was die feitdem publigirte Berfaffung ausfpricht, 
durch diefe Publikation eo ipso abolirt find; und wenn man fich Dagegen auf 
den Umſtand beruft, daß die DBerfaffungs = Urfunde für den Rheinkreis nur 
unter dem Vorbehalte feiner befondern Inſtitutionen publizirt ſey, (ſ. das K. 
Refeript vom 24. Mat 18187 — fo würde dies nur dann als ein Einwand gel: 
ten können, wem man der feltfamen Anficht Raum geben wollte, daf die Ab: 
gefehmacktheiten der MWormfer Verordnung vom 6 April 1816 unter die Zaht 
der Eoftbaren Inſtitutionen zu zählen feyen, die den Bewohnern diefes Kreijes, 
ald die Grundpfeiler ihres bürgerlichen Rechtszuſtandes, fo theuer find, und 
die ihnen bei der Beſitznahme des Landes garantist wurden. Gleichheit 
vor dem Geſetze und vor den Gerichten ift eine diefer Inſtitutionen, nicht aber 
fisfatifche Willkühr und türfifche Juſtiz, mie die Verordnung von 1816, nad 
der Auslegung der appellatifchen Parthei, fie autorifirt. 

»auch die Betrachtung des erften Richters, daß nur von dem Werthe 
eder Beweisfrafty einer Urfunde, nicht aber vom einer aufergemöhnlichen Ju— 
risdiftion die Rede fen, ift hier ohne Gewicht, weilman die Beweiskraft 
der Nenovationg-Urkunde gerade darauf baut, daß der Renovations-Commiſſion 
die Befugniß zuftehe, über die auf den Befisftand und die Identität der Grunt-, 
ſtücke bezüglichen Einwendungen und Schwierigfeiten rechtskräftig zu entfcei- 
den; fo dafi, dem Werfen der Sache nach, das Renovations-Inſtrument, wo es 
feine Anerfennung des Debenten felbft enthält, als Urtheil, und nicht als 
vertragsmäßige Beweis: Urkunde geltend gemacht wird, und ſonach 
mit jener angeblihen Befugniß zufammenfallen muß.« — 

Die appellatifche Parthei fuchte ihrerſeits das erflrichterliche Erkenntniß 
durch Ausführung der im angefochtenen Urtheil enthaltenen Motive zu recht: 
fertigen, und machte noch insbefondere die Behauptung geltend, daß die Gerichte 
fchon darum unbefugt fenen, das fragliche Nenovations - mflrument, als unbe- 


— 
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weifend oder unfräftig zu befeitigen, weil daffelbe als ein Adminiſtrativ-Akt 
zu betrachten, als folher von der höhern Adminiftrativ:Behörde genehmigt 
und vollziehbar erflärt fey, nach der beftehenden Gefesgebung aber (ſ. ©. 
v. 24. Auguft 1790, Tit. 2 Art. 13 und Gefeg vom v. 16. Fructidor DIT) den 
Gerichten ftreng unterfagt fey, über die Gültigkeit oder Ungültigfeit eines 
Adminiftrativ Aftes zu erkennen, oder gar denfelben in feiner Wirkfamfeit zu 
lähmen. — 


Urtbeil des 8. Appellationdgerihts, vom 6. Januar 
1829. 


»In Erw. in facto, daß die Appellanten, Job. Schiffer und Eonf., auf 
»Entrichtung einer Grundrente, für die Vergangenheit und Zukunft, und zwar 
»unter fokdarifcher Verbindlichkeit, belangt werden, fo wie auch auf Erfab der 
»Koften einer, auf diefen Gegenftand Bezug habenden Renovation vom Jahr | 
»1823; 

»Daß aber die Beflagten förmlich in Abrede ftelfen, fi im Beſitze von 
»Grundſtücken zu befinden, welche mit der eingeflagten Grundrente behaftet 
»ſeyen; 

»Daß dagegen der klagende Theil ſich vor Allem auf die ſchon erwähnte, 
„durch den Renovator Godron im J. 1823 gefertigte und von K. Regierung des 
»Rheinkreiſes am 15. Auguſt 1824 genehmigte und vollziehbar erklärte Reno—⸗ 
»vation beruft, und die Behauptung aufſtellt, daß dieſes Aktenſtück, inhaltlich 
»einer Verordnung der gemeinſchaftlichen Landes-Adminiſtrations-Commiſſion 
»in Worms, v. 6. April 1816, und einer allerhöchſten Entſchließung vom 22. 
»Juli 1821, die gedachte Einrede der Beklagten abfolut ausfchließe, indem der: 
»gleichen Einwendungen vor dem Renovator felbft hätten vorgebracht und ent= 
»fchieden werden müſſen, und da diefes nicht gefchehen,, dem Renovationg = Fu: 
»ftrument eine ununftößliche Beweisfraft rückiichtlich diefer Punkte inwohne. 

»Daß daher das K. App. = G., nach Maasgabe der vor ihm genommes 
»neu Anträge, ſich für jest lediglich mit der Würdigung diefes Aktenſtückes 
»zu befaffen hat. 

»In Erw., daß nach alkgemeinen und unlängbaren Rechtsgrundfäsen zur 
»Begründung einer Klage auf Entrichtung einer Grundrente vor Allem der 
»Beweis darüber erforderlich ift 1) daß ein oder mehrere fpeciell zu bezeich: 
»nende Grundftücde mit der eingeflagten Rente behaftet feyen, und 2) daß der 
»Beflagte fich in dem wirklichen Beſitze eines folchen Grundſtückes befinde ; 

»Daß, wenn über den einen oder den andern diefer Punkte fih Streit er: 
»hebt, nach den im Rheinfreife beftehenden Fundamental-Gefesen, die Entfchei: 
»dung einer folchen Streitfrage,” wie einer jeden andern Gonteftation über Ei: 
»genthums- oder Forderungsrechte, nur dem ordentlichen Nichter zuftehen kann. 

»In Erw., daß niemand fich felbft, und einfeitig, eine Beweis = Urfunde 
»fchaffen kann, und daß diefer, aus der Natur der Sache felbft hervorgehende. 
»und nie verfannte Sag eben jo gut für den Fiskus und für Gemeinheiten 
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»und Stiftungen, als für einzelne Individuen gilt, da Alle vor dem Gefete 
»gleich find; 

»Daß daher eine Renovationg = Urkunde nur dann gegen den angeblichen 
»Schuldner Beweiskraft haben Fann, wenn fie die Anerfennung der Verbind— 
»lichfeit von Seiten des Schuldners felbft beurfundet ; 

»Daß aber die hier in Frage ftehende Renovation von einer folchen Aner: 
»Pennung Peine Spur enthält, mithin, den fchon erwähnten Grundprinzipien 
»zufolge, unbemweifend if. 

»In Erw., was die Verordnung vom 6. April 1816 betrifft, daß ber f. 
»26 in fine den, in das Renovations-Inſtrument eingetragenen Zinspflichtigen 
»ausdrücklich vorbehält, jederzeit nach den beftehenden Geſetzen über die Nedt: 
»mäßigfeit der angeforderten Zinfen die Entfcheidung der competenten Gericht: 
»nachzufuchen ; 

»Daß aber zur Rechtmäßigkeit einer Zinsforderung, wie ſchon weiter 
»oben gefagt-worden ift, wefentlich auch der Beweis gehört, daß das Grund: 
»ſtück wirklich mit einer Rente behaftet fey, und daß der Beklagte daſſelbe 
»befibe; 

»Daß auch das in dem erwähnfen $. 16 bei dem Ausdruck Nechtmäßiafeit 
»inclavirte Wort exigibilird keinen andern Sinn darbietet, indem dieſer Aus— 
»druck int Allgemeinen die Klagbarfeit eines Rechts bezeichnet — ce qui pent 
»etre exigd en justice — folglich auch die fo eben erwähnten Bedingungen der 
»Klagbarkeit in ſich begreift; 

»Daß diefe, dem MWortfinne des $. 16, fo wie den allgemeinen Grundfisen 
»vollkommen entfprechende Auslegung auch nicht mit den übrigen Beſtimmungen 
»der Verordnung, und namentlich den $$. 10, 14, 15, und 16, Abfchn. 1, im 
»Miderfpruch fteht, indem diefe $$. blos beftimmen, auf welche Weife, im 
»Fall eintretender Zweifel oder Einwendungen, die Anfertigung der Re 
»novation, welche nicht durch jeden Einfpruch unterbrochen werden durfte, — 
»heendigt werden foll, und vorn welchem Zeitpunfte an Feine weiteren Reklama— 
»tionen gegen die Abfaffung des Inſtruments von dem Renovator zu be 
»rückſichtigen ſeyen, — unbefchadet der gefeslichen Würdigung der Beweiskreft 
»und Wirkung der Nenovation von Seiten der ordentlichen Gerichte, falls die 
»Betheiligten, nach $. 16 in fine, das Erfenntniß derfelben nachfuchen würden; 

»Daß insbefondere der im $. 16 vorfommende Ausdruf Rechtskraft 
»um fo gewiffer nur in einem uneigentlihen Sinne zu verftehen ift, meil 
»diefe Nechtskraft, nach Faffıng des Paragraphen, fchon vor der Genehmigung 
»von Seiten der Landesadminiftration eintreten fol, während es doch Feinen Imei: 
»fel leiden Fann, daß, im Fall diefe Genehmigung verfagt würde, das Renora: 
»tions-Inftrument ohne Kraft und Wirfung bliebe ; 

»Daß übrigens, ſelbſt im Falle wirfficher Zweideutigfeit, der obigen Inter: 
»pretation, welche die Merfügung des ſ. 16 in fine in ihrem umfaflender 
»Mortfinne nimmt, ein entfchiedener. Vorzug gebührt, weil fie allein mit den 
»Rechtsprinzipien und den Grundgefegen des Landes im Einklange fleht; 

»In Erwägung ferner, daß, auch abgefehen von dem bisher Gefagten, ımd 
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»ſelbſt unter Vorausſetzung der Richtigkeit der von der appellantiſchen Parthei 
»aufgeſtellten und von dem erſten Richter angenommenen Interpretation der 
»Verordnung vom 6. April 1816, dennoch der in Frage ſtehenden Renovations— 
»Urfunde aus einem doppelten Grunde feine Beweiskraft beigemeffen werden 
»fönnte, und zwar 

»I. weil, nach jener Interpretation des WUppellanten, die Verordnung von 
»1816, indem fie die Etreitfrage fiber die Eriftenz der Grundrente, über bie 
»Identität der damit belafteten Grundftüde und über den dermaligen Beſit 
»derfelben, der definitiven Entfheidung des Renvvations:Kommiffärs und ande: 
»rer, im $. 10 der Verordnung benammten Perfonen anhein ftellte, oder, was 
»ganz daffelbe ift, indem fie einer einfeitig geführten und abgefchloffenen Unter: 
»fuchung die Kraft einer umftößlichen, jeden weitern gerichtlichen Widerfpruch 
»ausfchließenden, vechtsfräftigen Entfcheidung beilegte, offenbar rückfichtlich dies 
»fer Eomteftationen im Intereſſe des Fiskus eine außergewöhnliche, und noch 
»überdies höchſt fonderbare und angeregelte Jurisdiktion gefchaffen hätte, — 
»eine folche Beſtimmung aber auf jeden Fall durch den $. 5 des Titels VIII 
»der Verfaſſungsurkunde nothwendig aufgehoben worden wäre, indem der er: 
»wähnte $. ausdrücklich erflärt, daf der K. Fiskus in allen flreitigen Privat: 
»rechtsverhäftniffen bei den gewöhnlichen Gerichtshöfen Recht zu nehmen habe, 
»mithin von einer vermeintlichen Nechtsfraft des vorliegenden, lange nach 
»Publifation der DBerfaffungs = Urkunde gefertigten Renovations-Inſtruments 
»keine Rede ſeyn Fann. 

»Daß auch der Einwand, als finde die erwähnte Verfügung der Verfaſ— 
»ſungs-Urkunde hier darum keine Anwendung, weil es ſich blos von der Ve— 
»weiskraft einer Urkunde handele, nicht Platz greifen kann, weil dieſe Beweis: 
»Praft gerade aus jener verfaffungswidrigen Surisdiftion des Renovators her— 
»geleitet werden will; 

»II. weil die alterhöchfte Entfchließung vom 22. July 1821 der, blos für 
»die Grundrenten des Fiskus erlaffenen Verordnung vom 6. April 1816 Feines: 
»wegs eine volle, unbedingte und nothwendige Ausdehnung auf die Grundrenten 
»der Stiftungen und Gemeinden giebt, fondern lediglich in unbeftinnmten und 
»facutativen Ausdrücden, eine blos analoge Anwendung derfelben geftattet, 
»und dabei den Betheiligten ausdrücklich vorbehält, ihre privatrechtlichen Ein: 
»fprüche gegen die Liquidität der Anforderungen auf dem ordentlichen 
»Juſtizwege verfaffungsmäßig geltend zu machen, ein Vorbehalt, der um 
»fo ungweidentiger erfcheint, da einestheils der Ausdrud Liquidität keines— 
»wegs blos auf die Frage über Feodalität oder Nicht = Feodalität der Rente 
»bezogen werden Fann, vielmehr vor Allem die fchon mehrmals erwähnten Be: 
»mweisgründe über die Eriftenz der Nente, die Identität der Grundſtücke und 
»den Beſitzſtand weſentlich im ſich begreift; umd da anderntheils jener ganze 
»Vorbehalt als ein völlig unnüser Zuſatz erfcheinen würde, wenn die erwähnte 
»Entfchließung eine unbedingte Anwendung der Verordnung von 1816 auf die 
»Gemeinden und Etiftungen ausfprechen und nicht vielmehr ausdrücklich hätte 
»andeuten wollen, daß diejenigen Beftimmungen der Verordnung, welche etwa 
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»der ſeitdem verliehenen Verfaſſung zuwiderlaufen möchten, kraft dieſer Ver— 
»faſſung weggefallen ſeyen. 

»In Erw., daß die unter dem 14. Augnſt 1824 von Seiten der Kreisre— 
»gierung erfolgte Beftätigung des fraglichen Nenovationg-Inftrumentes, wodurd 
»daifelbe gutgeheißen und volziehbar erklärt wurde, auf die Competenz der 
»Gerichte, infofern es fih von Würdigung des rechtlichen Werthes und der 
»Deweiskraft jener Urkunde zum Behuf der bei dem Gericht beantragten Ber: 
»urtheilung handelt, Beinen befchränfenden Eiufluß haben Fann ; 

»Daß zwar den Gerichten unterfagt ift, durch Hemmung abminiftrativer 
»Operationen oder Vernichtung abminiftrativer Akten in den Gang der Der: 
»waltung ftörend einzugreifen ; 

»Daß aber diefe Tremung beider Gewalten gegenfeitig ift, umd daf, 
»fowohl uach den frühern Inſtitutionen des. Rheinkreiſes, als auch insbefondere 

»nach $. 3 Zit. VIII der Verfaffunas:Urkumde, die Gerichte ihrerfeits in dem 
»Bereiche ihres verfaffungsmäßigen Wirfungskreifes unabhängig find; 

... »Daß daher die Würdigung der Gefesmäßigkeit und Beweisfraft aller 
»Urfunden oder fonitiger Beweis: und, Nechtömittel, welche zur Rechtfertigung 
»einer bei dem Richteramte beantragten Vernrtheilung geltend gemacht werden, 
»nothwendig der unabhängigen, nur das Geſetz und die Rechtsprinzipen 
»zur Richtſchnur nehmenden Benrtheilung des Richters angehören muß, ohne 
»daß er biebei an adminiftrative Akte oder Anordnungen gebunden wäre; 

»Daß, wenn das Gericht in feinem Bereiche einen folhen Akt unberüd: 
»fichtigt läßt, dadurch noch Fein Eingriff in den Gang der Verwaltung flatt 
»findet, weil der adminiftrative Aft, wenn er auch ohne Einfluß auf die richter: 
»lihe Entfcheidung bleibt, dennoch in der adminiftrativen Sphäre, welcher er 
»angehört, feine Wirkfamkeit behält, in foweit er fich hiezu eignen mag; und 
»weil überhaupt das durch die Geſetzgebung ausgefprochene Verbot einer ſtö— 
»renden Cinmifchung in Verwaltungsakte Eeineswegs ein Gebot pofitiver 
„Mitwirkung zur Volliehung derfelben involvirt, — Gebot, welches mit 
»dem Grundprinzip der richterlichen Unabhängigkeit völlig unvereinbar feyn 
»würde. 

»Daß übrigens der Akt der K. Kreisregierung, wovon es ſich hier hau— 
»delt, nichts iſt, als eine adminiſtrative Billigung des, bei der Anfertigung des 
»Renovatious-Inſtruments beobachteten Verfahrens des Renovators, und daß 
»die K. Regierung dadurch dieſem Aktenſtück keinen höhern Werth vor Gericht 
»verleihen Eonnte, noch wollte, als ihm nach Maasgabe der Geſetze und Rechts— 
»prinzien ohnehin beigelegt werden kann. 

»Daß auch die Formel, wodurch die K. Kreisregierung das Nenovationd: 
»Inſtrument volßiehbar erklärte, nach dem wahren Sinne der hieher gebö- 
rigen Verordnungen, Feine andere Wirfung haben Fonnte noch follte, a!s daß 
»nunmehr, wie es bei allen Staatseinfünften vermittelft erecutorifcher Zwang: 
»befehle gefchieht, auf dem Wege unmittelbarer Erecution verfahren werden 
»Fönne, — unbefchadet des Rechts der angeblichen Debenten, auf dent Wege 
»der Oppofition dagegen einzufommen und dadurch die Entfcheidung über 
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»den rechtlichen Grund ‚oder Ungrumd der Anforderung vor den ordentlicheh 
»Richter zu bringen, wie denn auch die K. Kreisregierung felbft die‘ Autorifa 
»tion zur gerichtlichen Austragung der von den Opponenten aufgeftellten Eins 
»wendungen ertheilt hat. 

»In Erwägung, daß mach allem Obigen die Beweiſe, welche die appellati= 
»fche Parthei aus dem Renovations-Inſtrumente herzuleiten fucht, nicht rechts- 
»beftändig durch daffelbe begründet find; 

»Daß jedoch diefe Parthei fich fubfidarifch erboten Hat, jene Beweiſe durch) 
»andere Urkunden zu führen, und daß fie zu dieſem Behufe andy den Antrag 
»gefteltt hat, daß die Einfendung der Lager=, Beed- und Sectionsbücher der 
»&emeinde Eolgenftein auf die Ranzlei,des K. App. Gerichte verordnet, und 
»der Notär More in Grünftadt ermächtigt werden möge, der appellatifchen 
»Marthei von den auf die fragliche Grundrente bezüglichen,, bei ihm hinterlegten 
»Rotarialakten Abſchriften zu ertheilen; 

»Daß jedoch, bevor dieſem Antrage willfahrt werden kann, jene Notarial⸗ 
»akten einzeln zu bezeichnen ſind; 

»In Erwägung, daß, nach geführtem Beweiſe, den Beklagten vorbehalten 
»bleibt, über ihre fernern Einreden und Beſchwerden, namentlich in Betreff 
»der von dem erſten Richter anerkannten ſolidariſchen Zahlungsverbindlichkeit, 
»vor dem K. App. Gerichte zu verhandeln. 

A. d. Gr. 

»Erklärt das K. App. Gericht, daß durch die vorgelegte Renovations-Ur— 
»kunde vom Jahr 1825 weder die Exiſtenz der eingeflagten Grumdrente, noch 
»die Identität der Grundftücde, woranf fie haften fol, noch die Thatſache 
»des dermaligen Beſihſtandes rechtsbeftändig erwiefen fen, vorbehaltlich, beifere 
»Beweife hierüber vorzubringen; und ehe das K. App. Gericht über den ſubſi— 
»diarifchen Antrag der appellatiſchen Parthei zu Recht erkennt, giebt es derfel: 
»ben auf, die bei Notär More in Grünftadt hinterlegten Notarialafren ‚Twovon 
»fie Abfchrift begehrt, einzeln zu bezeichnen, u. f. w. 

Auf gleiche Weife hatte das K. App. Gericht bereits durch ein Urtheil 
vom 14. Mai 1827, in Sachen des Joh. Becker von Erpoizheim gegen 
das K. Aerar entfchieden. Gegen diefes Urtheil aab das K. Aerar ein C af: 
ſations-Geſuch ein, welches jedoch verworfen wurde durch ein 


Urtheil des K. Cafſ.⸗ und Rev.⸗G. vom 8. Auguſt 1829. 


»In Erw., daß die Caſſations-Klägerinn ſich anf die Behauptung ſtützt, es 
»ſeyen die befraglichen Renovations : Urkunden vom 18. Dezember 1822 und 4. 
»Januar 1823 nach den Vorfchriften der angezogenen Verordnungen angefertigt, 
»durch die Genehmigung der K. Regierung des Nheinkreifes, Kammer der Fi: 
snanjen, in Rechtskraft übergegangen ; es Fönne über den Befis der darin dem 
»Gaffations: Beklagten zugefchriebenen Grundftücde und deren Qualität als Be: 
„ſtandtheile des ehemaligen fogenannten Pfalzguts Fein Streit mehr vor den or: 


»dentlichen Gerichten geführt werden, weil hierüber jene: Urkunden: vollfommen 
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»bewiefen, umd es fey fonach nur mehr eine Eonteftation über die Feudalität der 
»fraglichen Rente, oder ihre Nechtmäßigfeit, vor jenen Gerichten zugelafen ; 

| »In Erw,, daß, wenn man auch diefe Behauptung als richtig annehmen 
»wollte, den gedachten Dofumenten doch aus dem Grunde jene Rechts: oder 
»Beweisfraft nicht beigelegt und den Gerichten die Eognition hierüber und über 
»die aus dem Renovationd: Verfahren entftandene Conteſtation nicht entzogen 
»werden Fönnte, weil die fchon früher, nämlich am 26. Mai 1818 erfchienene 
»und durch die Publifationen vom 12. Juni und 17. Oftober 1818 auf den Rhein: 
»Freis anwendbar erflärte Verfaſſungsurkunde für das Königreich Bayern im 
»Titel IV g. 8 ausdrüdlich befagt, daß Niemand feinem ordentlichen Richter 
»entzogen werden dürfe, und im Titel VIII $. 5 beftinmmt, daß der K. Fiskus 
»in alfen flreitigen Privatrechts:Verhältniffen bei den K. Gerichtshöfen Recht 
»nehmen werde; wornach jene Verordnung vom 7. April 1876, welche nach der 
»Behauptung der Eaffations:Klägerinn die Unterfuchung und Feſtſtellung der 
»Rechte und Verbindlichkeiten des K. Aerars und deſſen Eenfiten einer eigenen 
»AHominiftrativ: Behörde übertragen und den ordentlichen Gerichten die Cognitien 
»über derlei Rechte und DVerbindlichkeiten im Conteſtationsfalle entzogen, und 
»ebendaher den von diefer Behörde angefertigten Renovationen volle Beweiskraft 
»beigeleat haben fol, hierin nothwendig als abolirt erfcheint ; 

»Daß auch die befondere Verfügung der Verordnung vom 6. April 1816 in 
»dem Sinne, welcher von der Caſſations-Klägerinn behauptet wird, keineswegs 
»zu den Suftitutionen des Rheinkreiſeg gehört, indem jene Verordnung alsdam 
»eine fpezielle, von allen Zundamental:Prinzipien der Gefebgebung im Rhein— 
»Freis abweichende Einrichtung und Juftiz- Attribution enthielte ; 

»Daß auch dieſe Unficht durch das alferhöchfte Refeript vom 22. Juli 1821, 
»dadurch befkätigt wird, daß jene Verordnung vom 6. April 1816 nur verfaf 
»fungsmäÄßig angewendet werden fol; wonach der Einwand der Gaffationd 
»Klägerinn, als gehörten bie fraglichen Werfügungen der Werordnung vom 6. 
»April 1816 zu den Inſtitutionen des Rheinkreiſes ungegründet iſt; 

»Daß alfo nach allem Diefem das erfte Caſſations-Mittel als ungegrünkt 
»erfcheint. — 

»Das zweite Caſſations-Mittel, Verlegung des Art. 13 Zit. 2 des Gr 
»fees vom 24, Auguſt 1790 und des Gefebes vom 16. Fructidor III betreffend: 

»In Erw., daß zwar bie eben angeführten Gefete den Grundfag aufitellen, 
»daß ſich die Richter in die Operationen der Verwaltungsbehörden nicht ein: 
»mifchen haben ; 

»Daß aber die Gerichte in den Grängzen ihrer amtlichen Befugniffe handeln, 
»wenn fie nach dem oben Angeführten zu ihrer Eognition gehörige Streitigkeiten 
»aus Rentenverträgen zwifchen dem Staate und den Unterthanen entfcheiden; 

»Daß eben daher die Würdigung der Beweisfraft der als Beweismittel ib: 
»nen vorgelegten Renovations-Urkunden, zu ihrem kompetenzmäßigen Wirkunge⸗ 
»kreiſe gehören muß; 

»Daß durth dieſe richterliche Würdigung ſolcher Urkunden in Bejug auf 
»das Rechtsverhältniß der Contrahenten die Attribution der Adminiſtratir- 
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»Stellen nicht verletzt wird, indem der Richter nicht ermißt, welche Glaub— 
»würdigkeit und Wirkungen auffer jenen Nechtsverhältniß im Gebiete der Ad— 
»miniftration diefen Urfunden beizulegen feyen. 

»Daß demnach das K. Appellations:&ericht durch die verfügte Beweisauf— 
'»lage und die derfelben vorausgegangene Prüfung der Beweisfraft fraglicher 
»Renovations:Urfunden Peine Verlegung der oben bezeichneten Geſetze beging, 
»mithin auch das zweite Gaffations: Mittel als unbegründet fich darfteltt. 

4.2. G. 
»Verwirft das K. Caffationd:Gericht das Caſſations-Geſuch, u. f. w. 





Wenn aber ein Fall vorkommt, wo die Gerichte und bie 
Verwaltungsbehörbef zugleich Zuftändigfeit anfprehen, und Fein Theil 
nachgiebt, fo erklärt die Kreisregierung (ehemals der Präfeft) 
daß ein Conflict vorhanden fey, worüber dann der Staatsrath 
entfcheidet. Ohne Zweifel ift hierüber bald ein neued Gefeß zu 
erwarten. Bis dahin gilt aber die jegige Vorſchrift, d. h. bie 
Gefege vom 24. Auguft und 7. Dftober 1790, Art. 13, und vom 21, 
Fructidor II, Art. 27, *) und der Eonfularbefhluß vom 13. 


Brumär X über die Eompebenzconflicte. Diefer lautet alfo: 

Art. 1. Sobald die Eommiffarien der Regierung benachrichtiget ſeyn wer: 
den, daß eine durch das Geſetz der Verwaltungsgewalt beigelegte Streitfache 
vor das Tribunal, wo fie ihr Amt verfehen, gebracht worden, follen fie gehalten 
feyn, die Verweiſung derfelben vor die befugte Autorität zu requiriren, und 
ihre Requifitionen in den Urtheilfpruch der darüber ergehen wird, einrücken zır 
laffen. j 

Art. 2. Wenn das Tribunal die Verweiſung abfchlägt, follen fie anf der 
Stelle den Präfekt des Departements davon benachrichtigen, und demfelben zut> 
gleich Abfchrift befagter Requifitionen, wie auch der Beweggründe worauf fie 
beruhen, überfchicten, 

Art. 3. Der Präfeft, innerhalb der vier und zwanzig Stunden, ſoll den 
Eompetenz:Eonflict erheben, und ohne DBerfäunmiß, Abfchrift feines Schluffes 
dem Commiſſarius der Regierung fenden, durch den er dem Gerichtshof notifi 
zirt wird, mit Erflärung, daß laut dem 27. Artikel des Geſetzes vom 21. Frufs 
tidor Sten Jahres allen gerichtlichen Prozeduren Einhalt gethan werden muß, 
bis der Staatsrath über den Conflict entfchieden haben wird. 

Art. 4. Unabhängig von aller Denunzirung der Regierungs-Commiſſarien 
bei den Gerichtshöfen , follen die Präfeften den Competenz-Confliet zwifchen den 
beiden Gewalten erheben, jedesmal als fie durch irgend einen andern Weg ers 
fahren, daß bei einem Tribunal eine Sache anhängig ift, die ihrer Natur nad) 
von der Competenz der Verwaltung ift, und in diefem Fall foll der Commiſſa— 
ring der Negierung gleichfalls gehalten ſeyn, die durch vorftehenden Artikel be 


*) ©. zweites Buch: Gerichtdordnung. 
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gehrte Notififation zu machen, was auch fonft aber die Competenz felbft feine 
Meinung feyn mag. 

Art. 5. Die Gommiffarien der Regierung bei den Gerichtshöfen follen dem 
Juuſtizminiſter von allen Streitfachen die die Republik intereffiren Eönnen, bin 
nen der vier und zwanzig Stunden, die auf ihre Vorbringung vor befagte Ge 
richte folgen, ſtatt aller Friſt, Wilfenfchaft zu geben; fie follen ihn vom Gang 
der Prozedur unterrichten, wie auch von den darüber ergangenen Urtheilfprüchen, 


III. Unvereinbarfeit gewiffer Stellen. 

Drei allgemeine Regeln fprechen die Gefege aus: Erftens, 
daß Niemand mehrere Stellen oder Aemter zugleich beffeiden fol: 
dieß wird zwar nicht firenge beobachtet , ift jedoch ganz allgemein 
ausgefprodhen in der, Sammlung ber Gefege und Berordbnungen 
des Regierungs⸗Commiſſaͤrs der RheinsDepartemente Band I. Heft 1, 
Zweitens: Daß die richterlichen und abminiftrativen Func— 
tionen ſcharf getrennt feyn follen , wie das Geſetz vom 24. Vend, 
IH Art.1, ausdruͤcklich beftimmt. Dieß ift im franz. Gefeß fo ftreng 
befolgt, daß nad, Art. 14 des Gefeßed vom 18. Dezember 1789 
richterliche Perfonen und nah Art. 13 Tit. II des Geſetzes vom 
20. Auguft — 29. September 1791 die Forfibeamten nicht einmal 
GSemeinderäthe feyn koͤnnen. Ich bin jedoch der Meinung , daß 
diefes durch die neue VBerfaffung abgeändert ift, welche den Be: 
amten ohne Noth die Ausübung der bürgerlichen und politifchen 
Nechte nicht entziehen will, Drittens: Niemand kann an einem 
Amte Theil nehmen, welches die Aufficht ber ein anderes Amt 
bat, das er befleidet. Dieß bezieht ſich befonders auf verrechnende 
Aemter. Diefen allgemeinen Regeln, wovon die zweite u. dritte durch 
Verordnung der gemeinfhaftlichen Landesadminiftration, Amtsblatt 
Nr. 4, v. 1814 erneuert wordenfind, gegeniiber brauchen wir ung alio 
nur mit den Ausnahmen zu befaffen. Eine folche ift im 2. und 5. 
Art. Tit. II des Gefeßed vom 24. Vend. MI enthalten, wonad 
die Notarien zugleich Bürgermeifter oder Gemeindefchreiber jeyn 
fönnen. Der 3. Art. dieſes Geſetzes geftattet, daß die Affefjoren 
oder jeßt die Suppleanten der Friedensrichter in Orten unter 4000 
Seelen zugleih Gemeindebeamten feyen. 

Jeder, der ein Amt erhält, das mit feinem. bisherigen zus 
gleich unvereinbar iſt, ift gehalten, — anzuzeigen und zu 
waͤhlen. 
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Außerdem hat die K. Kreiöregierung folgende zwei Verfuͤ⸗ 
gungen in Beziehung ‚anf Gemeinderäthe u. f. w. erlaffen : 
Vom 23. Juli 1819: 


»Man erwiedert dem K. Pandcommiſſariat auf feine Anfrage vom 16. dieſes, 

»Ad ı. Die Vermandtfchaft der Gemeinderaths-Mitglieder betreffend: >, 

»Die Mitglieder des Gemeinderaths können in jedem Grade unter ſich 
»perwandt ſeyn; die deßfalls für die übrigen Kreife beftehende Verordnung 
»fpricht nur von den Magiftraten, welche im Rheinkreife nicht eriftiren. 

»Ad 2. Die Unvereinbarkeit der Gemeinderathöftellen mit jenen der — 
»ſpizien⸗Commiſſionen und Kirchenfabriken betreffend: 

Es iſt möglichft darauf Bedacht zu nehmen, daß die Mitglieder des Ge- 
»meinderaths nicht zugleich Glieder der Hoſpizien-Commiſſionen und Kirchenräthe 
»find. Jenen, die zu zwei diefer Stellen berufen find, fteht die Option, frei. In 
jenen Gemeinden, mo die. Kirchen= und Wohlthätigfeits: Anftaften hinling- 
»liches Vermögen befisen, um jenes der Gemeinden nicht anfprechen zu: dürfen, 
»Fann man gefchehen laſſen, daß die Gemeinderäthe auch Mitglieder der Pres- 
»hyterien und Kirchenfabrifen find. 

»Ad 3. Die Einmweifung des Gemeinderaths betreffend: 

»Menn bei der Wahl der ‚Gemeinderäthe Feine Anftände fich ergeben, fo 
»hat das K. Randeommiffariat dem noch im Dienfte befindlichen Bürgermeifter 
»aufzutragen, die neuerwählten Gemeinderäthe zufammen zu berufen, und den: 
»felben zu erklären, daß von dem YAugenblid an ihr Amt anfange. Weiterer 
»Sörmlichkeiten bedarf es nicht. 


Bom 31. März 1828. 

»Es ift zur Anzeige gekommen, daß die Schullehrer öfters zu Mitglieder 
»des Gemeinderaths gewählt und als folche beitätiget werden. 

»Da aber diefelben Gründe, welche der Aufnahme der Schullehrer in den 
»Kirchenfabrifrath im Wege ftehen, auch bei der Wahl derfelben in den Ge: 
»meinderath obwalten, fo macht man die K. Landcommifjariate darauf aufmerk⸗ 
»fam und weist diefelben andurd an, ſolche Wahlen in der Regel nicht gut zu 
»heißen und nur in jenen weniger Bälfen zu beftätigen, wo fie befonderer Der: 
»hältniffe wegen für das Gemeindewohl von vorzüglicher Nüslichkeit feyn Eönnten. 

Die Unvereinbarfeit der Aemter mit Gewerben , Güterbefig 


u. ſ. w. gehört nicht hierher und ift ſchon oben berührt worden. 


Tit IV. Geſchäftsgang. 


Hierüber find befonders die Verordnungen über den Wirkung 
freis jeder Stelle und die Dienftinftructionen nachzufehen. Indeſ—⸗ 
fen giebt ed auch eine Anzahl allgemeiner Verfügungen, welche 
bier aufzuführen find. Bon den frübern erwähne ich folgende zwei. 
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Staatsrathsgutachten 0.26. Aug. 1806 über die Frage: ob die 
Staatsprocuratoren direct mit den Maird und Polizeicommifjären 
correfponbiren koͤnnen. Diefe Frage wurde bejahend entjchieden, 
und zwar felbft in Conſcriptionsſachen. 

Decret v. 25. Feb, 1809, | 


Art. 1. Alle Anreden und Addreffen, welche im Namen eines politifchen, 
adminiftrativen, gerichtlichen oder gelehrten Körpers durch den Präfidenten 
gehalten werden, müſſen vorher ber Genehmigung des betreffenden Körpers 

unterlegt werben. 
Art. 2, Wenn die Abfaſſung nicht einer Commiffton übertragen ift, fo if 
der Präfident von Rechtswegen damit beauftragt, 

Art. 3. Iſt eine Commifjion ernannt, fo bezeichnet diefe ein Mitglied zur 
Abfaſſung; fie hört alsdann ſolche und berathfchlagt, wenn es nöthig fcheint, be 
fchließt die erforderlichen Zuſaͤtze, Weglaſſungen und Abänderungen, die der Re: 
dafteur ausführt, und hierauf wird der Entwurf dem ganzen Körper vorgelegt, 

Art, 4 Wenn ber Präfident mit der Abfaffung beauftragt ift, fo wird 
eine Commiffion von fünf Gliedern durchs Roos bezeichnet, um nach Art. 3 zu 
verfahren.. 

Art, 5. Die in der Verſammlung genehmigten Anreden und Addreſſen 
werden in die Regiſter oder die Protokolle des Sekretariats eingetragen und 
eine Ausfertigung wird dem Präfidenten'zugeftelft, um das Wort zu führen, 


Ueber Korm der ‚Berichte und Gefuche beftehen folgende neuere 
Vorfchriften: 


Verordnung vom 21. Juni 1814 (Amtsbl. ©. 6). 

1) Sämmtliche Behörden der Adminiftrationg-Bezirke haben in ihren Be 
sichten oben zur Linfen den dieffeitigen Numero, welchem der Bericht ent: 
fpricht,, und zur Rechten den Ort und Tag der Berichterftattung zu bemerken, 

2) Die Berichte fo wie die Vorftellungen beginnen im anredenden Styl. 

3) Unmittelbar unter der Titulatur iſt in Bleiner Schrift und gebrochenen 
Zeilen der Gegenftand des Inhalts kurz zu bezeichnen. 

4) Bur Erleichterung der MetensFormation fol bei allen Berichten ein glei: 
ches Papierformat beobachtet werden; daffelbe wird hiermit auf 20 Centi⸗ 
metres Breite und 54 %% Gentimetres® Länge feftgefest. 

5) Alle vom Stempel geſetzlich befreite Vorftellungen find dem nämlichen 
Formate unterworfen. 

6) Die Vorfteffungen für Privativ : Intereffe müffen in Duplicat eingege 
ben werben, und an ihrem Ende den Kanton, Kreis und das Departement be 
zeichnen, in welchem ber Wohnort des Bittftelers, oder nach der Natur dd 
Geſuchs das Objekt der Bitte liegt, 
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7) Sämmtliche Vorftellungen, welchen: diefe Eigenfchaften fehlen, werden, 
: simplieiter ad registaturam signirt, und die Partheien haben ſich es felbft zu: 
zufchreiben, wenn ihre Gefuche unerledigt bleiben. 


Verordnung vom 30. Mai 1816 (Amtsbl. ©. 13). | 

Da feit der Befisnahme dieſes Landes fehr häufig Bittfchriften mit Um: 
gehung der aufgeftellten Landes-Behörde unmittelbar bei Sr. Fünigl. Majeftät, 
oder bei den verfchiedenen Minifterien, felbft von den Bittftellern mit einem ganz 
unnöthigen Reifefoften-Aufiwand perfönlich übergeben werden, welche fich entwe— 
der nach dem Gefchäftsgange nicht dahin eignen, oder wenigfteng zur Entfchei: 
dung auf Feinen. Fall reif find, fo wird auf befondern allerhöchften Befehl deß— 
halb verodnet, wie folgt: 

1) Alle Gefuche, Vorftellungen und Befchwerbefchriften, welche zum Gutach: 
ten oder zur Entfcheidung der Kantonal=: Behörden, der Kreisdireftionen, oder 
der Randesadminiftration geeignet find, müffen bei der Stelle, wohin fie gehören, 
und zwar in doppelter Expedition, wovon die eine mit dem vorfchriftsmäßigen 
Stempel verfehen iſt, eingereicht werden. 

Geſuche, welche mit Umgehung diefer Vorfchrift unmittelbar an Se. Fünigl. 
Majeftät oder an die hohen Minifterien gefteltt werden, wollen Se. Pönigl. Maje— 
ftät ohne Entfchließung Tediglich der einfchlägigen Randesftelle hinaus geben 
laffen. 
2) Nur dann, wenn ber Bittende bei ber ihm vorgefehten Behörde feinen 
Zwed nicht erreichen Fann, oder mit Grund glaubt, daß ihm zu hart gefchehen 
fey, oder den Gegenftand der Bite feiner Natur nach nur der alferhöchften 
Entfcheidung unterliegen kann, darf die Vorftellung bei Sr. Majeftät dem Kö- 
nige, oder dem einfchlägigen Minifterium eingereicht werden, jedoch muß die von 
der untern oder Landesftelle erhaltene befchwerende Entfchließung, oder die Vor: 
flelung, wodurch die Eutfchließung vergebens nachgefucht worden, ald Beleg an: 
gefügt werden. 

3) Bittfchriften um Dienftesftellen, welche ohnehin nie ohne das erholte 
Gutachten der geeigneten Behörde vergeben werden, find ummittelbar bei diefen 
einzureichen, und fie ift verbunden, bei Erftattung des Antrags über die Beſetzung 
der Stelle aller Eompetenten zu erwähnen, und ihre Anfprüche zu entwickeln. 

4) Geſuche oder Befchwerdefchriften, welche im Namen vom Gemeinden 
oder andern Korporationen ohne befondere legale Vollmacht übergeben werden, 
bleiben unerledigt, oder werden, wenn ein Falſum zu vermuthen ift, dem geeig- 
neten Gerichte,übergeben, um die Unterfuchung gegen den Verfaſſer einzuleiten, 

5) Unbeftimnte Gefuche, unleferliche oder anonyme Eingaben bleiben eben: 
falls unerledigt. 

6) Da es übrigens auch ganz unnütz it, daß Supplifanten: mit Aufwand 
großer Koften, und mit Verfäumung ihrer Gefchäfte und Gewerbe, ihre Gefuche 
in München perfönlich überreichen, fo wird zu Abftellung diefes Mißbrauches 
zugleich auch bekannt gemacht, daß die Polizeiftelle der Refidenzftadt angerwiefen 
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ſey, folche den Geſehen zumwiderhandelude. Supplifanten, von deut hinweg za 
weifen. _ J 

Gegenwärtige Verordnung ſoll durch den Druck zur allgemeinen Kenntniß 
gebracht, in die Kreisblätter eingerückt, und von den Kreisdirektionen beſonders 
auch bei Ausſtellung der Reiſepäſſe für Supplikanten gehörig berückſichtigt 
werden. 





Verordnung vom 25. San. 1817 (Amtsbl. ©. 10). 


1) Alte Bittfchriften müffen Doppelt eingereicht werben. 

Das eine Eremplar ift auf Stempelpapier von beliebiger Größe, das an: 
bere Halbgebrochen auf einem Bogen ungefleinpelten Papieres zu fehreiben. 

2) Im Eingange am linken Rande ift jedesmal vorzumerken: 

a. Namen und Wohnort des Bittftelferd, mit Angabe des Kantons umd 
Kreifes. 

b. Der kurze Inhalt des Gefuches. 

3) Der Bittſteller hat jedesmal perſönlich zu unterzeichnen, oder bie 
Erflärung beifügen zu laffen, daß er nicht Schreiben könne, 

4) Iſt die Bittſchrift nicht von dem Bittenden ſelbſt aufgefept, fo hat der 
Verfaſſer derfelben jedesmal mit zu unterzeichnen, anf folgende Weiſe: 

»N. N. . 

»Verfaſſer der Bittfchrift.« 
Zugleich hat er den Betrag der Gebühr beizuſeten, welche ihm für Die Werfer: 
tigung der Bittfchrift bezahlt worden ift. 

5) Zwei oder mehrere Perfonen können ihre Gefuche nicht in einer Bitt- 
fchrift vereinigen. 

6) Eben fo muß, wenn ein Individuum mehrere ganz verfchiedene Gegen: 
ftände vorzutragen hat, eine befondere Birtfchrift angefertiget werden. 

7) Alle im Auslande anſäſſige Bittfteller haben, in dem Gefuche, eine im 
dieffeitigen Gebiete mwohnende Perfon zu nennen, welcher die erfolgende Eut: 
fcheidung mitgetheilt werden Pönne. 

8) Alle anftöffige und unfchicktiche Ausdrücke find forgfältig zu vermeiden. 


Verordnung vom 9. Sept. 1817 (Amtsbl. S. 425). 


EGs iſt fchon zu verfchiedenen Malen bemerkt worden, daß Bittfchriften und 
andere Vorftellungen, welche nad) dem Gefes vom 13. Brümar. VIE, Jahres 
(Art. 12 $. 1) der Stempelgebühr unterworfen find , nur der erfte, oder äußere 
Umfchlagsbogen geftempelt, zu den weiteren oder Tinlagsbogen aber ungejtem: 
peltes Papier gebraucht war. 

Da nad dem Willen des Gefebes jede Schrift, welche dem Stempel unter: 
liegt, in ihrer ganzen Ausdehnung auf Stempelpapier gefchrieden feyn mufi; fo 
wird folhes mit dem Bedeuten hierdurch in Erinnerung gebracht, daß Vorſtel⸗ 
Iungen und Bettſchriften, bei welchen der gerügte Mißbrauch noch ferner wahr: 
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genommen würde, eben fo, als wenn fie ganz ungeftempelt wären, müßten an- 
gefehen und mithin unbeachtet gelaffen werden. 

Dabei wird überdieß noch bemerkt, daß Beilagen zu Bittfchriften und Bor: 
ftellungen, wenn fie nicht in Original beigefügt werden, nur dann berückſichtiget 
werden Fönnen, wenn fie inlegaler Abfchrift, und Falls dieſe Abfchriften 
nicht ausdrüdtich von der Stempelgebühr ausgenommen find, auf Stempelpapier 
beigebracht werden. 

Sämmtlie Behörden haben unter eigener Haftung für die gefeblichen 
Strafen und Gebühren, auf die Vollziehung diefer Verfügungen zu wachen, 
welche durch das Amtsblatt zur Öffentlichen Kenntniß gebracht werden fol. 





Verordnung vom 15. Jar. 1818 und v. 10. Mai 1826 über die 
periodifchen Tabellen der Domänenbehörden, f. Domänenbehörben. 

Berorduung vom 17. Apr, 1818 (Int. S.221) daß in Berichten 
und Borftellungen über Militärbefreiungsgefuche ftetd im Eingang 
die Alteröffaffe des Mititärpflichtigen bezeichnet werden fol. 

Verordnung vom 15. Mai 1818 (Int. 5.269) wonach Urkunden, 
welche zum Gebrauch im Auslande den Gefandtichaften vorgelegt 
werden wollen, zuvor von ber f. Kreisregierung legalifirt feyn 
müffen. Died wurde am 17. Okt. 1829 (nt. S. 300) erinnert 
und weiter bemerft, daß auch die Legalifation des Staatsminijtes 
riums zuvor nöthig fey. 

Verordnung vom 12. Aug. 1823 (Int. ©. 1175). 

Alle untergebenen Behörden umd Memter werden angemwiefen, in ihren 
Dienftberichten, wenn die allegirten Aktenſtücke oder Effecten abgefondert ein= 
gefender werden, hievon gehörige Erwähnung Yu thun und letztern einen freien 


Zettel beizufügen, worauf der Betreff, Nummer und Datum des Berichtes be= 
merkt ift. 


K. Kabinetsrefeript v. 25. Nov. 1825 (Int. ©. 1277), : 

So wenig Wir Unfern lieben und getreuen Unterthanen den Rekurs an 
Unfere Perfon, in gerechten Klagen, oder zu Unferer Königl. Gnade, er> 
fchweren und verfagen wollen; fo häufen fich dennoch die Bittfchriften, Vor— 
ftellungen und Befchwerden bei Unferem Kabinet — welche entweder nach 
dem Gefchäfts-Organismus fich nicht dahin eignen, zu einer Enfcheidung nicht 
vorbereitet, oder fonft mangelhaft, umverftändlich oder gar unleferlich verfaßt 
find — auf eine Weife, daß Wir, da hiedurch nur nachtheilige und unnöthige 
Berzögerungen für die Bittſtellenden ſelbſt entftehen, fo wie Unfer Kabinet 
mit einem zum Theil überflüffigen Einlaufe belaftet wird, auch Unfere höhere 
Regentenforge bei folhem Andrange von Bittfchriften in der den wichtigeren 
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Gegenftänden der Staatsverwaltung zu widmenden Aufmerffamkeit, in der 
Folge felbft zum Nachtheile des Gemeinmwohles, unterbrochen werden Eönnte, — 
zu befehlen Uns veranlaßt fehen, daß die in den frühern Verordnungen vom 
26. Mai 1801 (Regierungsblatt vom Jahre 1801, St. XXIU, ©. 352 u. f.w.) 
namentlich von Ziffer 1 — 7 einfchließlich; dann vom 22. October 1808 (Regie: 
rungsbt. vom J. 1808, St. LXIV, ©. 2581) und endlich in jener vom 23. April 
1811 (Reggsbt. vom Jahre 1811, St. XXVIN, ©, 537) und zwar diefe ihrem 
ganzen Inhalte nach, enthaltenen Beftimmungen in Erinnerung gebracht, und 
Unfere Unterthanen zur genauen Beobachtung derfelben neuerdings aufgefor: 
dert werden. 


Wir befehlen daher: 

1. Sollen die geeigneten Mittelftellen niemals übergangen, und alle Gefuce 
und Vorftellungen, welche zum Gutachten und zur Entfcheidung derfelben 
geeignet find, dafelbft eingereicht werden, indem fonft die Schreibereien 
unnüg vervielfältiget, und der ordentliche Gefchäftsgang geftört wird. 

2. Nur dann, wenn der Bittende in den vorgefchriebenen Inſtanzen feinen 
Zweck nicht erreichen Fonnte oder mit Grund glaubt, verlegt zu ſeyn; 
oder wenn der Gegenftand feiner Bitte, nach deffen Natur, Unferer 
befondern Entfcheidung unterliegt, fol die Vorftellung an Unfere Per: 
fon gerichtet, im Eabinete unmittelbar abgegeben werden dürfen, und 
Berücfichtigung finden; jedoch müffen, wenn von der Unter= oder Mittel: 
ftelfe in der vorzubringenden Sache bereits Entfchließungen vorlägen , die: 
felben,, oder die Vorftellung, durdy welche eine Entfchließung vergebens 
nachgefucht worden iſt, ald Belege angeführt werden. 

3. Bittſchriften um Dienftesftelten , welche ohnehin nie ohne das erhofte Gut: 
achten der geeigneten Behörde vergeben werben, find unmittelbar bei die: 
fer einzureichen, und fie ift verbunden, alle Competenten bei Erftattung 
des Antrages über die Befesung der Stelle dem Minifterium bekannt zu 
machen, welches dann, im Falle diefelbe nothwendig wird, an Uns den 
geeigneten Antrag zu ftellen hat. 

4. Unbeftimmte Gefuche, unleferlihe oder unverftändliche Eingaben und Be: 
fhwerden werden unbeachtet bei Seite gelegt, und in das Cabinets: 
Journal nicht eingetragen. | 

5, Eingaben wegen Gegenftänden, worüber bereitd nad) vorgängiger Würdi— 
gung eine entfcheidende Verfügung von Uns erlaffen worden ift, fo wie 
Rekurſe in Sachen, welche in den gefeglichen Inftanzen bereits rechts: 
Fräftig abgeurtheilt worden, eignen fich eben fo wenig zu Unferm 
Cabinete. 

6. In bloßen Gnadenſachen jedoch darf ferner, wie bisher Hblich war, 
das Gefuch unmittelbar an Unfere Perfon gerichtet werden. 

7. Ganz zweckwidrig ift ed auch, wenn Bittende mit Koftenaufwand, umd 
mit Verfäumniß ihrer Gefchäfte oder Gewerbe, ihre Eingaben perfönlich 
tiberreichen, und auf Unfern Eabinetsbefchluß warten wollen ; indem Wir 
auf eine jede Vorſtellung ungefäumt die geeignete Entfchließung ertheilen. 
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8. Wir verfehen Uns dabei zu den öffentlichen Sachwaltern , daß fie es für 
einen würdigen Theil ihres achtungsmwerthen Berufes halten werden, den 
Armen und Bedrängten mit Sachkenntniß zu leiten und zu unterftügen, 
und ihm die nöthigen Vorträge mit rüdfichtslofer Bereitwilligfeit zu ver: 
faffen; fo wie Wir denn auch insbefondere zu Infern Königlichen Stel: 
len und Behörden das Vertrauen hegen, daß fie ihrer Seite ebenfalls die 
an fie gebrachten Eingaben mit pflichtmäßiger Beförderung erledigen wer: 
den. Sollte indeffen gegen Unfere Erwartung von denfelben den Bitt: 
ftellenden die nöthige Unterſtützung erfchwert oder verfagt werden, fo 
bleibt diefen im folchen Fällen die unmittelbare Berufung an Unfere 
Perſon ſtets vorbehalten, 





Hierzu das weitere v. 2. Febr. 1826 (Int. ©. 169). 


Die von Uns unterm 25. November v. J., in Betreff der unmittelbaren 
Eingabe von Bittfchriften bei Unferm Gabinete erlaffene allerhöchſte Verord⸗ 
nung wird fortwährend fo vielfältig umgangen, und zum Theile irrig aufgefaßt, 
daß ſich der Andrang von ungeeigneten Bittfchriften und Vorſtellungen in rein 
proceffualifchen und adminiftrativen Gegenftänden, worüber ausfchließend die 
Geſetze zu entfcheiden haben, und in welchen die Bittenden vergebens eine ein: 
feitige Verfügung auf dem Gnadenmwege zu erhalten fi beftreben — nament- 
ich in Gant = und Gewerböfachen — auffallend, und den Gang der Gefchäfte, 
unangenehm ftörend vermehrt. 


Indem Wir daher den Inhalt gedachter Unferer MVerordnung hiemit 
ausd rücklich beftätigen und auf ihre genaue Befolgung binweifen, finden Wir 
Uns zur Befchränfung des bisherigen Mifbrauches bei Uebergehung der ein: 
geſetzten Mittelftellen, zu der weitern Bekanntmachung gedrungen, daß außer 
den Darin näher bezeichneten, vorfchriftmäßig geftatteten Eingaben bei Unferm 
Cabiriete, welche Fünftig im Duplo eingereicht und mit Ausnahme der Armen: 
fachen mit dem Stempel verfehen feyn müffen, dann in reinen Gnadenſa— 
hen, die aber Peine Einfchreitung gegen fanktionirte Geſetze und eingeführte 
Geſchäfts-Inſtanzen, ſondern nur Gegenftände von Unterftüsungen und folche 
betreffen Eönnen, deren Gewährung mit den Rechten und Anfprüchen Anderer 
in Peine Berührung Pommt, und von Unferm freien Willen oder Unferer 
Föniglichen Milde abhängen, von nun an alle ungeeigneten Vorſtel— 
Iungen und Geſuche bei Unferem Gabinete unberücfichtigt gelaffen und 
vernichtet werden follen. 

Wir haben mebefondere mit Theilnahme wahrgenommen, wie Supplifan- 
ten, ohne alle Begriffe einer Gefchäftsverhandlung und ohne den DBeirath ir: 
gend eined Sachfundigen, aus den entfernteften Gegenden des Königreichs nach 
der Hauptftadt reifen, um Gefuche einzureichen, welche zu deren Inſtruirung 
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wieder an ihre Stelle und Behörde zurückgefchloffen werden müſſen, währen 
die Bittftellenden felbft in der rauheften Jahreszeit eine weite befchwerliche Reife 
unternommen , ihre Gefchäfte vernachläffigen, und fich, bei dem oftmaligen Man- 
gel aller Geldmittel, in die äußerfte DBerlegenheit ftürzen, ohne daß nad der 
Natur ihres Geſuches denfelben eine befriedigende Entfcheidung fogleich ertheilt 
werden Fann. \ 


Mir machen hieranf befonders Unfere Behörden und Beamten auf dem 
Rande aufmerkſam, und weifen diefelben hiermit an, für die Bekanntmachung 
Unferer Verordnung vom 25. November v. J. durch die Gemeindevorfteher 
und auf fonft geeignete Weife ernftlichft zu forgen, und den in folchen Angele 
» genheiten minder erfahrnen Landmann mit belehrendem Rathe und Anleitung 
menfchenfreundlich zu unterflüsen, damit ihm folche unnütze und Boftfpielige Rei: 
fen um fo mehr erfpart werden, ald es fih Unfere fämmtlihen Staatsmini: 
ferien fortdauernd zur angelegentlichiten Pflicht machen werden, in den Ge: 
fchäftsgang alfer Zweige der Adminiftration jene Befchleunigung zu bringen, die 
Unferem Willen und dem Wohle Unferer getreuen Unterthanen am ent: 
fprechendften ift. 


Verordnung vom 17.April 1826 (nt. ©. 416). Bildung und 
Gonfervirung der Acten: Nicht die Berichte felbft, fondern nur die 
Auffäge zu denfelben können nach der Verordnung vom 20. Febr. 
‚1826 auf halbe Bogen gefchrieben werden. 


Verordnung vom 11.Sept. 1826 (Int. ©. 521 ). In Berich— 
ten über Perfonen ſollen ftets die Vornamen angegeben werben. 


Verordnung der Staatsfchuldentilgungscommiffion v. 16. Nod. 
1826 (int. ©. 596): _ 


Unterzeihnete Stelle fieht fich veranfaßt, alle diejenigen, welche bei ihr 
oder auch anderweitig in dem zu ihrem Gefchäftsfreife (Staats = Schulden: Til: 
gungs: oder Penſions-Sachen u. f. w.) gehörigen Gegenftände, Eingaben zu 
machen haben, 

a. auf die Beobachtung der gefehlichen Beftimmungen wegen Anwendung 
des Stempelpapiers, 
b. auf die allgemein beftehenden WVorfchriften wegen Aufftellung von Mande 
tarien Behufs der Zuftellnng und der Auslöfung der Zaren, 
aufmerkfam zu machen. Die Mandatare find auch in den allenfallſigen Dupli: 
Faten der Eingaben zu benennen. Wer die Aufitelung eines Mandatars unter: 
laßt, hat es fich felbft zuzuſchreiben, wenn auf feine Cingabe nichts. verfügt wird. 





Zweiter Abſchn. — Verfaflungem, Beſtandtheile des Staates. 493 


Eine ganz ähnliche Bekanntmachung hat die Generallottoad⸗ 
miniftration am 4. Dezb. 1826 (Int. ©. 805) erlaffen. 

Am 22. Sul. 1829 (Int. S 209) wurde erinnert, daß alle 
Geſuche auch an die Minifterien Doppelt eingegeben und, wenn 
es Befchwerden gegen Verfügungen der Mittelitellen und untern 
Behörden betrifft, diefe Verfügungen fogleich in Abjchrift beiges 
fügt werden muͤſſen. | 





Tit, V. Staatöbeamten. 


So vieles ſchon über Staatöbehörden und Staatsbeamten 
bisher vorgetragen worden und in den folgenden Abtheilungen 
noch unter den betreffenden Rubriken vorgetragen werden wird; 
fo bleibt doch eine bedeutende Erndte übrig, welde bier unter 
biefer gemeinfamen Hauptüberfhrift zufammen gefaßt werden foll, 
und zwar unter folgenden Rubrifen : 

$. 1. Vorbereitung, Prüfung, Praris, 

Mit Umgehung der frühern Vorſchriften genügt die Anfaͤh⸗ 
rung der folgenden: 

Verordnung vom 6. Maͤrz 1830. (Amtsbl. S. 209.) 

Wir haben die beſtehenden Vorſchriften über die Prüfung der dem Staats— 
dienſte ſich widmenden Rechts-Candidaten einer Reviſion unterſtellen laſſen und 
verordnen nach Vernehmung Unferes Staatsraths wie folgt: 

F. 1. Jeder Rechts-Candidat, der ſich entweder um irgend eine Auſtellung 
im Staatsdienſte, zu welcher vollendete Rechtsſtudien erforderlich ſind, oder um 
die Advokatur zu bewerben gedenkt, hat, nach Beendigung des vorſchriftmäßi— 
gen Studiums an der Hochfchule, und noch vor der Zulaffung zur Praris, den 
gedeihlichen Erfolg feiner Studien und die Zulänglichkeit der gefammelten Kenn:e 
miffe, durch Erftehung einer theoretifchen Prüfung zu erproben, 

$. 2. Zu diefem Zwecke ſoll alijährlich in jeder Univerfitätsftadt am Schluſſe 
des Sonmer:Semefters eine Prüfuug gehalten werden, welche am 1. October, 
oder wenn auf diefen Tag ein Sonn- oder gebotener Feiertag fiele, an dem 
nächftfolgenden Werftage zu eröffnen ift. 

$. 3. Die Vornahme der Prüfung wird einer Commiflion übertragen, 
die, unter der Leitung eines von Uns aus der Elaffe der höheren Staatsbeam: 
ten zu ernennenden Gommiffärs, aus Profefforen an der Univerfität beftehet, 
welche jedesmal von Unferen Staatsminifterien der Juſtiz, des Innern und 
der Finanzen gemeinfchaftlich beftimmt werden. Ä 

$. 4. Der Eommiffion ift zur Führung des Protokolls und zur DBeforgung 
der fonftigen Schreibereien ein dazu gerigneted- vechtefundiges Individuum aus 
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dem Sekretariatd:Perfonale der Kreisregierung beizugeben, deſſen Beſtimmung 

dem Regierungs- Präfidium überlaffen ift. 

95. Jedem der zur Prüfungs» Commiffton berufenen Profefforen wird 

eine Remuneration bewilliget, die für jeden Prüfungstag in fünf Gulden be 

ftehet. 

Zur Beftreitung der Auslagen wird von den Prüfungs:Candidaten eine an 
gemeffene Taxe erhoben, welche bei der Ausftellung des Prüfungs:Zeugniffes 
entrichtet wird. 

$. 6. Jeder Eandidat, der zur Prüfung zugelaffen werden will, hat nad: 
zuweiſen: 

1) daß er nach vollendetem Gymnaſialſtudium die vorgeſchriebene Zeit den 
Univerſitätsſtudien gewidmet und davon wenigſtens ein Jahr an einer im 
ländiſchen Hochſchule ſtudirt, und zugleich 

2) während feines akademiſchen Studiums ein den Vorſchriften der Univerfi: 
tät8-Sasungen angemeffenes Betragen beobachtet habe. 
Diefe Nachweiſung ift zu geben 
a) Durch ein verfiegelted Schlußzengniß des Reftorats, worin die in jedem 
Semefter gehörten Collegien angezeigt find; 
b) Durch ein verfiegeltes Zeugniß der zuftändigen Polizeibehörde über fitt: 
liches Betragen, und über die Vermeidung alfer geheimen, insbefondere 
aber der fogenannten burfchenfchaftlichen Verbindungen. 


7. Für die Aufnahme und Erledigung der Gefuche um Zulaffung zu der 
. theoretifhen Prüfung wird an jeder Univerfität ein -Ausfchuß aus dem Dekan 
der Juriftenfakultät, dann aus zwei Mitgliedern der nämlichen, und der ftaatd: 
wirthichaftlichen Fakultät zufammengefept. 

Bei diefem Ausfchuffe find die Gefuche um Zulaffung zur Prüfung fpäteftens 
bis zum 31. Auguft jeden Jahres einzureichen. 

Die Bittfteller haben jederzeit den Ort zu benennen, wo denfelben die er: 
folgende Entfchließung zugeftellt werden kann. 

Gefuche, die entweder erft nah dem beftimmten Tage einfommen , oder 
nicht mit den vorgefchriebenen Zeugniffen belegt find, folfen unberücfichtiget ge: 
laffen und den Bittftellern — werden, um ſich bei einer der folgenden 
Prüfungen zu melden. 


$. 8. Der Prüfungsausfhuß hat Form nad Inhalt der beigebracdhten Zeug: 
niffe und die Zulänglichfeit derfelben, insbefondere in Beziehung auf fittliches 
Betragen forgfältig zu prüfen, und wenn dadurch ben beftehenden Vorſchriften 
Genüge geleiftet wird, die Admiffions:Decrete auszufertigen. - 

Diefe Decrete find an die Caudidaten felbft zu richten, den am Orte der 
Prüfung Anmefenden unmittelbar gegen Empfangsbefcheinigung zuzuftellen, den 
Abwefenden aber fpäteftend bis zum zwölften Tage vor der Eröffnung der Prü— 
fung durch die Poft gegen Befcheinigung zu überfenden. 

$. 9. In dem Decrete über Nie bewilligte Zulaſſung iſt jederzeit der Tag zu 
beftimmen, an welchem ſich der Eandidat zur Prüfung zu ftelfen hat. 
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Es find hiebei Auf jeden Tag, von dem Eröffnungstage an gerechnet, mit 
Uebergehung der Sonn- und Feiertage vier Candidaten zu berufen, die fich 
jedoch fchon zwei Tage früher an dem Prüfungsorte einzufinden, uud bei dem 
Dekan der Juriftenfafultät zu melden haben. 

Gandidaten aus einem und dem nämlichen Orte, oder ans benachbarten 
Gegenden follen, fo weit es gefchehen kann, auf die gleiche Zeit einberufen 
werden. 

$. 30. Wenn ein Candidat zu der beftimmten Zeit ſich nicht meldet, fo hat 
die Commiſſion die Prüfung mit den nachfolgenden Gandidaten fortzufegen. 

Diejenigen, welche den beftimmten Termin verfäumt haben, find erft nach 
volfendeter Prüfung aller andern Candidaten, und nur dann noch zur Prüfung 
zuzulaſſen, wenn fie mittelft vollgültiger Zeugniffe nachweifen, daß fie durch uns 
verfchuldete und nicht zu befeitigende Hinderniffe zurückgehalten worden find. 

Den Eandidaten, welche dieſe Nachweifung nicht zu liefern vermögen oder 
ganz ausbleiben,, find die zum Zwecke der Admiſſion eingereichten Zeugniffe ver: 
fchloffen zurückzugeben; denfelben bleibt vorbehalten, ſich zu einer folgenden 
Prüfung zu melden. 

$. 11. Aus den eingelaufenen und bewilligten Zulaffungsgefuchen, und den 
damit vorgelegten Zeugniffen ift eine Grundliſte alfer einberufenen Candidaten 
nach alphabetifcher Ordnung herzuftellen und der Prüfungs-Commiffion bei ihrem 
Zufammentritte, ſammt einer Weberficht der Reihenfolge, in welcher die Einbe- 
rufung gefchehen ift, fogleich mitzutheilen. 

$. 12. Die Prüfung hat ſich über folgende Disciplinen zu erſtrecken: 

1) philofophifche Nechtslehre, 

2) römifches Eivilrecht, 

5) deutfches Privatrecht , 

4) Eivilproceß, 

5) Eriminalrecdht, 

6) Eriminalproceh , 

7) allgemeines und befonderes bayerifches Staatsrecht, 
8) Fatholifches und proteftantifches Kirchenrecht, 
9) Polizeiwiſſenſchaft und Polizeirecht, 

10) Nationalwirthfchaft, 

11) Staats:Finanzwirthfchaft. 

$. 13. Die Prüfung fol mündlich und öffentlich in einem dafür ge: 
eigneten Lokal gefchehen. 

$. 14. An jedem Tage find vier Gandidaten, und von diefen je zwei Bor: 
mittags und zwei Nachmittags zufanımen vorzurufen, und jeder ift aus den im 
$. 12 bezeichneten Wiffenfchaften während zwei Stunden ununterbrochen zu 
prüfen. 

- 5 1. Die Prüfungs:Commiffarien haben bei jeder einzelnen Wilfenfchaft 
‚ ihr Beftreben dahin zu richten, durch zufammenhängende, in die wichtigften 
Lehr: und Grundfäge eingehende Befragung ein fiheres Urtheil darüber zu be: 
gründen, ob die Eandidaten fowohl in Anfehung der allgemeinen Stu: 
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dien diejenige Bildung, als in den befonderen Berufswiffenfhaften 
diejenigen Keuntniffe erworben haben, deren Befis ald wefentliche Vorbedin 
gung des Anerfenntniffes ihrer Befähigung zu dem Webergange in die Praris 
anzufehen ift. | 

Die Pöniglichen Commiffarien find verpflichtet, mit befonderer Aufmerf: 
famfeit darüber zu wachen, daß die Befragung dem vorbezeichneten Zwecke ent: 
fpreche, und die Prüfung nach den gegebenen Vorſchriften gleichheitlich vorge⸗ 
nommen werde. 


$. 16. Das Urtheil über die Befähigung eines jeden Gandivaten it, auf 
porausgegangenes Abtreten des Geprüften und der etwa anmwefenden Zuhörer, 
fogleich zu fchöpfen und nach der Stimmenmehrheit auszufprechen. 

Bei Gleichheit. der Stimmen ftehet die Entfcheidung dem Föniglichen Com: 
miffär zu. 

Die Abftimmung und der Beſchluß der Prüfungs:Commiffion ift in ein 
Protokoll aufzunehmen, welches von dem Commiffär und fänmtlichen Commiſ⸗ 
fionsgliedern zu unterzeichnen ift. 

$. 17. Wenn ein Candidat nicht hinreichende thenretifche Kenntniffe bewie: 
fen hat, um mit Nusen fi der Praris zu widmen, fo iſt derfelbe von der 
Prüfungs:Commiffion als nicht genügend befähiget, zurüczumeifen. 

Solche Eandidaten Fönnen nur einmal noch nad) Ablauf eines Jahres, wäh: 
vend dejfen fie die Studien an einer Hochichule fortzufenen Haben, jedoch unter 
Feiner Bedingung früher, zu einer wiederholten Prüfung zugelaffen werden. 

$. 18. Denjenigen Candidaten, die nach dem Urtheile der Prüfungs-Com— 
miffion hinreichende Kenntniffe bewiefen haben, ift auf den Grund des Com— 
miffions:Befchluffes das Zeugniß auszufertigen, daß fle nach dem Ergebniß der 
beftandenen theoretifchen Prüfung für befähigt erkannt worden find, zu der 
practifchen Vorbereitung für den Staatsdienft zugelaffen zu werden. 2 

Die Ausfertigung des Zeugniffes erfolgt unter der Unterfchrift des könig— 
lichen Eommiffärs, wird fogleih am Tage der gefchehenen Prüfung ausgeftellt 
und dem Geprüften eingehändigt. | 

$. 19. Nach beendigter Prüfung ift die Grundfifte aller geprüften Gandi: 
daten ($. 11) nebft den Sitzungs-Protokollen, und einem alphabetifchen Wer: 
zeichniffe der zur Praris zugelaffenen Rechts-Candidaten an Unfer Staatsmi: 
nifterium des Innern einzufenden. 

$. 20. Nach erftandener Prüfung hat jeder Candidat durch eine zwei 
jährige Amtspraris zum Staatsdienfte fich weiter zu befähigen. 
Hiervon find zuölf Monate der Adminiffrativ:Praris beieiner 
Unterbehörde der innern oder der Finanzverwaltung und zwölf Monate der 
Juſtizpraxis bei einem Untergerichte zu widmen: 

Wird die Praris bei einer Unterbehörde angetreten, in deren Wirkungs— 
Preife: die Rechtspflege und innere Verwaltung vereiniget find, fo hat der Vor: 
ſtand dafür Sorge zu tragen, daß der Practikant für jeden der beiden Ge: 


fihäftszweige während des IRA Zeitraumes ausfchließlich verwendet 
werde, 
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Unfere Staatsminifterien der Juſtiz, des Innern ımd der Finanzen wer: 
den, fo weit es nöthig erfcheint , ‚durch ‚befondere Bekanntmachung die einzelnen 
Glaffen der Unterbehörden bezeichnen „ bei welchen die vorgeſchriebene ROM 
genommen werden kann. 

$. 21. Den Candidaten ift geftattet, unter ben Behörden der — 
Klaſſen diejenigen zu wählen, bei welcher fie die vorgeſchriebene Praxis nehmen 
wollen. 

Von den Kreisregierungen und Appellationsgerichten fol aber für jedes 
Gericht und für jede Behörde, mit Rücdficht auf Umfang, Wirfungsfreis und 
andere. Berhältniffe, eine gewiſſe Zahl von Praktikanten feftgefebt, und ohne 
befondere Veranlaſſung und allerhoͤchſte Bewilligung nicht überſchritten werden, 

Unferen Kreisftellen machen Wir zur Pflicht, auf die Befolgung diefer 
Vorſchrift ihre befondere Aufmerkſamkeit zw richten, und wenn bei einzelnen 
Behörden eine Ueberhäufung mit Praktikanten wahrgenommen ‚wird, die geeig> 
neten Verfügungen dagegen ohne Auffchub zu treffen. 

$. 22. Nach vollendeter Praris haben ſich diejenigen, meiche fih um ein 
Richteramt, um felbftändige Beamtenftellen im Adminiftrativdienfte, um Rathe- 
und Wifeiforsftellen bei Verwaltungscollegien, dann um die Advofatur zu bes 
werben gedenken, einer zweiten Prüfung zu.unterwerfen, 

Durch diefelbe hat der Gandidat zu erproben, daß er ſich während feiner 
Praris mit dem innern Staatsorganismus und dem Gefchäftsgange näher be: 
kannt gemacht, die erforderlichen praktiſchen Kenntniffe erworben und dabei das 
Studium der Theorie fortgefebt habe. - | 

$. 25. Zur Vornahme diefer Prüfung ſoll jährlich einmaf, am.ı. Mai, 
in der Kreishauptftadt eines jeden Regierungsbezirkes ein Concurs für jene 
Rechtspraktikanten eröffnet werden, welche in dem Bezirke entweder das Heis 
mathsrecht befisen, oder dafelbft die vorgefchriebene Praxis, vollendet haben. 

$. 24. Die Directorien der Königl. Kreisregierungen und der Appella⸗ 

tionsgerichte haben hiefür eigene Prüfungscommiſſionen WERTIRICHN, bie 

aus einen Direstor ded Uppellationsgerichts, 

aus zwei Näthen deffelben Gerichtöhofes; ferner: 

aus einem Director. der Kreisregierung, 

aus einem Rathe der Kammer des Innern, 

aus einem Rathe der. Kammer der Finauzen 
beftehen foll. — 

Zur Führung bes Protokolls wird ein Andiridaxn aus dem Seeretariats⸗ 
perſonale der Kreisregierung beigegeben. 

6F. 25. Ein Anſpruch auf Remuneration findet biebei nicht Statt; jedoch 
werden den von den Appellation sgerichten abgeordneten Mitgliedern der Prüfungs: 
comuniffion im jenen Regierungsbezirken, in welchen das- Appellationsgericht 
feinen Sis an einem andern Orte, als iu der Kreishauptitadt hat, die regu—⸗ 
kativmäßigen Diäten und Gefährtgelver vorbehalten. . 

$. 26. Das Gefuch um Zulaſſung zur Prüfung iſt foäteftene 14 Tage vor 
der Eröffnung bei der Kreisregierung, Kammer -des Inuern, einzureichen. Mit 


dem Geſuche find vorzulegen: 
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a) das Zeugniß über die erftandene erfte Prüfung, 
b) das, oder die Zeugniffe über die mit Fleiß und Fortgang und mit untas 
deihaftem fittlichem: Betragen vollendete zweijährige Praris. 

$. 27. Die Kreisregierung hat Form und Inhalt der vorgelegten Zeug: 
niffe in beliberativen Sigungen ftrenge zu prüfen, und, wenn diefelben genügend 
befunden werden, das Admiffionsdefret: auszufertigen 

Candidaten, welche ſich über jdie mit Fleiß und Fortgang vollendete vors 
fchriftamäßige Praris und zugleich über ein untadelhaftes ſittliches Betragen 
nicht auszumweifen vermögen, find zur Prüfung nicht zugulaffen. 

6.38. Die zweite Prüfung ber Rechtscandidaten ift theils ſchriftlich, 
theils mündlich zu voliziehen, und aus folgenden Disciplinen vorzunehmen. 
I. Abtheilung. 

1) Eivilrecht, mit befonderer Rückſicht auf die noch beftehenden Provinzial: 

rechte jedes betreffenden Kreiſes; 

2) Bayerifcher Civilprozeß; 

3) Baperifches Criminalrecht; 

4) Bapyerifcher Eriminalprozeß; 

II. Abtheilung 

5) DBapyerifches Staatsrecht; | 

6) Kathotifches und proteftantifches Kirchenrecht; 
7) Polizeiriffenfchaft und Polizeirecht; 

8) Nationalmwiffenfchaft ; 
9) Staatsfinanzwirthfchaft. 

"Die Prüfung hat jedesmal mit den Gegenftänden der erften Abtheilung 
zu beginnen. 

5.29. Bei der f[hriftlichen Prüfung find den Candidaten aus jeder 
Disciplin in den Gegenftänden beider Hauptabtheilungen der Prüfung zwei 
PDrobeaufgaben, dann aus jeder. der eben erwähnten beiden Dauptabtheis 
lungen ein practifher Fall zur Bearbeitung vorzulegen. 

In der erften Abtheilung ift der practifche Ball aus dem Gebiete des Eivil; 
rechts zu entnehmen. 

Für diejenigen Candidaten, welche fich dem höheren Sinanzdienfte zu widmen 

gedenfen, und defhalb die Praris bei einer Unterbehörde der Finanzverwaltung 
genommen haben, ift der für das Adminiftrarivfach zuzutheilende practifche Fall 
aus dem Gebiete der Zinanzadminiftration auszuwählen. 
5.30. Die Staatsminifterien werden die Probeaufgaben und practifchen 
Fälle beftimmen und bei der Auswahl darauf Bedacht nehmen, daß durch die 
Allgemeinheit und practifche Richtung derfelben den Prüfungscandidaten Gele: 
genheit gegeben werde, neben dem Umfange und der. Gründlichkeit ihrer Kemt: 
niffe vorzüglich ihre practifche - Befähigung zu beweifen und genügende Proben 
ihrer Beurtheilungskraft und Darftellungsgabe zu liefern. 

Die ausgewählten Aufgaben und Bälle werden vor jeder Eoncursprüfung 
in der erforderlichen Zahl Tithographirter Eremplare den. Präfldien der unterge: 
ordneten Kreisftelfen verfchloffen zugefendet. - 
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jedes Präfidium hat dieſelbe ſofort der Prüfungscommiſſion zu übergeben, 
von welcher die Eröffnung nicht früher als an dem zur Bearbeitung beftimmten 
Tage und zwar in Gegenwart der Candidaten vorzunehmen if. 

$. 31. Den zu prüfenden Candidaten !ift ijederzeit nur eime fchriftliche 
Aufgabe auf einmal vorzulegen, und dabei die von den Miniſterien zur Beant⸗ 
mwortung geftattete und genau einzuhaltende Zeit zu bemerken. 

Vor Mblieferung der Auffäse darf Bein Candidat nad Haufe entlaffen 
werden. 

Für die Bearbeitung des praftifhen alles in jeder Abtheilung wird der 
Zeitraum eined Tages in der Art feftgefebt, daß die Aufgabe am Morgen geges 
ben wird, und daß, wenn diefelbe mehr als einen Vormittag in Anfpruch nimmt, 
die Entlaſſung für die Mittagsftunden nach einftweiliger Einlieferung des Aktes 
und des bereits beendigten Theiles der Arbeit Statt findet. 

$. 52. Die Bearbeitung der fchriftlichen Aufgaben foll unter der Aufſicht 
eines Mitgliedes der Prüfungscommiffion gefchehen, welches gegen alle Unterfchleife 
zu wachen hat. 

Den Gandidaten ift dabei der Gebrauch der Gefenbücher, der Anmerkun— 
gen zu denfelben, fofern fie mit Geſetzeskraft bekleidet find, der Regierungs- und 
Gefepblätter, dann einzelner DBerordnungen und Novellen, fo wie der Genera: 
lienfanımlungen,, nicht aber fonftiger Hülfsquellen zu geftatten. 

$. 35. Mit der fchriftlichen Prüfung ift eine mündliche zu verbinden, 
welche fogleich nach Beendigung der Prüfung aus den Rechtsgegenftänden unter 
dem Vorſitze des Pöniglihen General:Eommiffärd in Gegenwart der Mitglie- 
der beider Abtheilungen der Prüfunge:Commiffion ftatt finden, und als pracs 
tifche Aufgabe darin beftehen fol, daß über den von den Gandidaten bereits 
fchriftlich bearbeiteten civilrechtlichen Akt fummarifcher miündlicher Vortrag er: 
ftattet wird, wobei die Benüsung kurzer fhriftliher Notaten erlaubt ift. 

$. 54. Das Urtheil über das Refultat der mündlihen Prüfung ift 
fogleih nad) dem Abtreten der zugleich vorgerufenen Gandidaten zu fchöpfen,, 
und in dem Protokolle vormerken zu laffen. 


$. 55. Zur Prüfung find täglich acht Stunden, vier Vor- und vier Nach⸗ 
mittags zu verwenden. ‘ 

6. 56. Bei der Genfur und Claffififation follen vier Noten und Glaffen 
angenommen werden, nämlich : 


I. der ausgezeichneten, 

II. der ſehr guten, 

III. der guten, 

IV. der ungureihenden Befähigung. 


$. 37. Bei der Claffififation find die in dem $. 22, Abfab 2, und $. 59, 
Abſatz 1 bezeichneten Zwecke und Directiven der Concursprüfung genau im 
Yuge zu behalten, und hiernach find die Noten mit der größten Genauigkeit 
zu ertheilen,, je nachdem ein Gandidat entweder in allen, oder in den meiften, 
oder doch in den wichtigeren Disciplinen mehr oder weniger befriedigende Ant: 
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worten und Ausarbeitungen geliefert , oder aber in den Hauptfächern wicht Ge: 
nüge geleiftet hat. 


$.58. Das Urtheil über die Befähigung eines jeden Candidaten ımd die Elaf- 
fififation deffelben ift in Anfehung jeder einzelnen Dieciplin befonders zu fchöpfen. 

Bei der Beurtheilung der fehriftlichen Ausarbeitungen haben fich in beiden 
Adtheilungen die Räthe in die Erftattung des Vortrages zu theilen, dabei die 
einzelnen Arbeiten genan zu prüfen ımd das Gutachten darnach abzugeben. 
| Die Total-Claſſifikation für jedes Hauptfach wird durch Summirung der 

aus den einzelnen Disciplinen erhaltenen Claffenzafl, und durch Theilung der 
Summe mit der Zahl der Disciplinen feftgefeht. 

Jede bei diefer Berechnung fich ergebende Fraktion, welche zwei Dritttheite 
des Ganzen überfteigt,, ift der aächſt untern Claſſe beizuzählen. 

Auf die Befchaffenheit des Styls, der Darftellungsgabe und des münbli: 
chen Vortrages der Eandidaten ift bei der Gefammtbeurtheilung ftetd die an- 
gemeffene Rückſicht zu nehmen. 

Bei den practifchen Aufgaben ift nach den nämlichen Grundfähen zu ver: 
fahren. | 

Die fchriftlichen Ausarbeitungen der beiden practifchen Bälle find, bei der 
Zufammenftellung des Refultats der Prüfung, jede fünf auderen fchriftlichen 
. Aufgaben gleichzuachten. 

Die Elaffififation jedes Einzelnen wird nach vorgängiger reifer Berathung 
durch Abftimmung feſtgeſetzt, wobei im Falle der Stimmengleichheit die Stim: 
me des DBorftandes den Ausſchlag gibt. 

$. 39. Jede Abtheilaug der Prüfungs: Commiffion hat nach vollendeter 
Cenſur die abgehaltenen Protokolle nebft einer tabellarifchen Heberficht des Er: 
gebniffes der Genfur, der Kreisregierung, Kammer des Innern, fogleich mit: 
zutheilen. 

Bei diefer ift die endliche laffififation aus fänmtlichen Gegenftänden der 
beiden Abtheilungen durch Summirung der aus denfelben erhaltenen Elaffenzahl 
und durch Theilung der Summe mit der Zahl zwei zu beſtimmen. Bei fich er: 
gebenden Eraftionen ift nach der. Vorfchrift des $. 38 Abſatz 4 zu verfahren. 

Die Prüfungszeugniffe And genau nach den Befchlüffen der Prüfung 
Commiſſion und dem daraus gezogenen Gefammtrefultat auszuſtellen, und die 
Prüfungsakten an Unfer Staatsminifterium des Innern einzufenden.. 

Rejicirte Candidaten Fönnen nachher nur noch zu einer einzigen Prüfung 
zugelaffen werden. 


$. 40. Nach befriedigender Erftehung der zweiten Prüfung ann dem Ge: 
"prüften fofort der Rathsacceß bei den Kreisregierungen und Appellationsgerich— 
ten bewilliget werden. 


Jeder Candidat ift übrigens verbunden, auch nach erftandener zweiter Pre 
fung feine weitere Ausbildung bei Unferen Stellen und Behörden, oder in ie 
ferne er fich der Adnokatie widmen will, bei einem recipirten Rechtsanwalt 
fortzufegen. 
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$. 41. Die gegenwärtige Verordnung iſt, fo weit diefelbe die er fte Prü: 
fung und die Dauer ber zu nehmenden Amtspraris betrifft, auch für den Rhein: 
freis zur Anwendung zu bringen. 

Dagegen ſoll die zweite Prüfung daſelbſt, bis auf weitere Beftimmung, 

‚ folgende Disciplinen umfaffen: 

1. Eivilrecht 

2. Dandelsrecht | 

3. Civbilproceß und Juſtizverfaſſung des Rheinkreiſes, 

4. Strafrecht 

5. Strafproceß 

6. Bayeriſches Staatsrecht, 

7. Katholiſches und proteſtantiſches Kirchenrecht, 

8. Polizeiwiſſenſchaft und Polizeirecht, 

9. Nationalwirthſchaft, 

10. Staats-Finanzwirthſchaft, 
11. Allgemeine Verwaltung des Rheinkreiſes. Ä 

Aus dem Civilrechte find vier, aus dem Givilproceffe und der Juſtizver⸗ 
faſſung vier, aus dem Strafrehte drei, und aus dem Handelsrechte zwei, 
aus jeder Disciplin im Adminiftrativfache aber zwei ſchriftliche Aufgaben zur 
Bearbeitung zuzutheilen. 

Rückfichtlich der mündlichen Prüfung verbleibt es einftweilen bei der bis— 
herigen Einrichtung, 

Die Wahl der fchriftlichen Aufgaben und ber practifchen Bälte wird im 
Mheinfreis den Präfidien der Kreisregierung und des Appellationsgerichtes 
überlaffen. 

$. 42. Mit der Bekanntmachung der gegenwärtigen Verordnung find alle 
früheren Verordnungen fiber die Eoncursprüfungen aufgehoben. 

$. 435. Diejenigen Candidaten, weldhe am Schluſſe der Studienjahre 
18274, und 187% die Univerfitätsftudien beendigt haben, bleiben der durch die 
gegenwärtige Verordnung eingeführten theoretifhen Prüfung an den Univerfl- 
täten enthoben. | 

Auf diefe Candidaten fol auch die Forderung einer zweijährigen Praris 
nicht angewendet werden; fie können, wenn fie über die Erftehung der einjäh: 
rigen Praris nach den bisherigen Vorfchriften fich ausweifen, zu den nächften, 
am 1. Mai 1830 bei den Kreisregierungen Statt findenden Prüfungsconeurfen 
zugelaffen werben. 

$. 44. Diejenigen Rechtd:Eandidaten , welche bereits nach den Vorſchrif⸗ 
ten der älteren Verordnungen die Eoncurspräfung erftanden haben, find von 
einer nochmaligen zweiten Prüfung befreit. 

Unfere Staatsminifterien der Juſtiz, des Innern und der Finanzen find, 
jedes in den betreffenden Punkten, mit dem Vollzuge der gegenwärtigen Der: 
ordnung beauftragt. 
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Berordnung vom 31. März 1830 (Int. ©. 166): 


Um die Concurgprüfungen für den Staatsforftdienft in den verfchiedenen 
Kreifen gegen die bisher Statt gefundenen Unregelmäßigkeiten, woraus Nad: 
theile für den Dienft ſowohl, als für die zu demfelben adfpirirenden Indivi— 
dien entftehen können, zu fihern, und die große Ungleichheit bei der Beſtim- 
mung der Elaffennoten, welche daraus hervorgegangen ift, daß die Prüfungs: 
fragen nicht für alfe Kreife diefelben waren, fondern in dem einen leichtere in 
dem andern fchwierigere Aufgaben gewählt wurden, für die Zukunft zu befeitis 
gen, haben Seine Majeftät der König durch alterhöchftes Refcript vom 
18. v. M. Folgendes zu verordnnen geruht: 


1. Die Ausfchreibung und Abhaltung der Prüfung der Forftlehrlinge pro 
absolutorio, zum Behuf des Eintritts in die Forſtpraxis uud der demnächſti— 
gen Anftellung in den unterften Dienftesftellen, für welche es nach $. 34 ad 
5 und 4 der Verordnung vom 22. Dezember 1821 der eigentlichen Concursprü- 
fung noch nicht bedarf, bleibt nad den Beftimmungen des Refcripts vom 30. 
Auguſt 1825 und des Hentigen über die Aufnahme von Sorftpractikanten und 
deren Einreihung in die unterften Dienftgrade, fo wie nach den fpecielleren 
Vorſchriften, welche in diefer Beziehung noch werden ertheilt werden, ber kö— 
niglihen Regierung, Kammer der Finanzen, überlaffen. 


2. Was hingegen die Eoncursprüfungen derjenigen Individuen betrifft, welche 
nicht blos zu den Dienftgraden des bloßen Forſtſchutzes adfpiriren, fondern ihrer 
Ausbildung eine höhere Richtung gegeben haben, und fih für die Dienftgrade 
des Forfiverwaltungs:Perfonals (das heißt vom Forſtamts-Actuar an atıfwärts) 
befähigt halten, fo behält fich das Staatsminifterium der Finanzen vor, ſpäte— 
ftens alle zwei Jahre eine Zeit zu beftimmen, zu welcher diefe Prüfungen in 
fämmtlichen Kreifen vorgenommen werden follen, und die dabei zum Grund zu 
fegenden Tragen jedesmal hinauszufchließen. 


3. Für das laufende Fahr ift die erfte ſolcher Concursprüfungen dergeſtalt ſo⸗ 
fort auszuſchreiben, daß dieſelbe am 12. Juli, am Sitze der Kreisregierung 
ihren Anfang nehme. | 

4. 78u der bevorftehenden, wie zu allen folgenden Concursprüfungen darf nach 
$. 38 der Verordnung vom 22. Dezember 1821 niemand zugelaffen werden, 
der nicht wenigftens eine zweijährige Prarid im Revier- oder Forſtamtsdienſte 
vollendet und nachgewiefen hat. Daß die eigentlichen Lehrjahre bei einem aus: 
übenden Forftbedienfteten nicht mit zur Praris gezählt und als folche aufgered- 
net werden können, verfteht fich von felbft. Eben fo wenig die Zeit, welde 
einzelne Individuen etwa während ihres Fachſtudiums auf Univerfitäten oder 
Sorftiehranftalten in den Vakanzen zc. bei einem Forftbedienfteten, zur Ermei: 
terung ihrer Kenntniffe und um fich vorläufige practifche Unfichten zu verfchaf: 
fen, zugebracht haben möchten. Die Forftpraris beginnt erft wenn die Studien 
oder die Lehrzeit vollendet ift. 

5. Weitere Beftimmungen werben in Betreff der Genfur und der Ertheis 

lung der Claſſennoten, um auch in diefer Hinficht fo viel als möglich Einheit 
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zu erzielen, bei Weberfendung der Aufgaben für die auf den 12. Juli d. I. 
anberaumte Concursprüfung erfolgen. 
Mit der Bekanntmahung und in Folge diefer alferhöchften Beftimmungen 
ertheilt num die unterfertigte Stelle (königl. Regierung) an diejenigen Indivi— 
duen, welche die vorfchriftsmäßige Prüfung ad $. 2 der obigen Verordnung für 
den Forft: Verwaltungs = Dienft, vom Forflamtsactuar aufwärts, noch 
nicht beftanden, aber die durch die $$. 84 und 38 der älferhöchften Verordnung 
vom 22. Dezember 1821, für diefe Dienftgrade beftimmte Vorbedingungen der 
Zulaſſung zu einer Prüfung vollſtändig erfüllt haben und nunmehr der nach den 
obigen Artikeln 2 und 3 bei der unterzeichneten Kreisregierung am nächftkünfs 
tigen 12. Juli d. 3. beginnenden Concursprüfung fich unterziehen wollen, nad: 
"ftehende Weifungen: Ä | 


1. Diefelben haben eine von jedemfelkft verfaßte und eigenhändig gefchriebene 
kurze Darftelfung ihres bisherigen Lebenslaufes zu entwerfen, welche fols 
gende Momente enthalten foll: 

a) den Namen, Stand oder Gewerb und dermaligen Wohnort ihrer 
Eltern. 

b) Sahr, Tag und Ort der Geburt des Adfpiranten. 

e) Die Religion, zu welcher er ſich bekennt, feinen Aufenthalt bis zu der 
Zeit, wo fein Unterricht begonnen hat. 

d) Die Orte, wo, in welchen Gegenftänden und von wen er Unterricht 
erhalten hat; die Studienanftalten, die Klaffen und Die Zeitdauer, 
während welcher er jegliche befucht hat. 

e) Den Aufenthalt und die Befchäftigungsmeife nach den Unterrichts: und 
Studienjahren, an welchem Ort, bei wen und in welcher Zeit er die 
Korftpraris angetreten und fortgefeht habe oder im Sorftdienfte provi⸗ 
ſoriſch verwendet wurde. 


2. Dieſe Darſtellung iſt mit dem Geburtsſchein, den Unterrichts-, Studien⸗ 
und reſp. Fortgangszeugniſſen, dem Abſolutorium, ferner mit dem Sitt⸗ 
lichkeits zeugniß und den Zeugniſſen über die vorgeſchriebene zweijährige 
Praris oder proviforifhe Anftellung in Korftdienfte , welche als Praris 
angerechnet wird, zu belegen, 

3. Die unter Nro. 1 bemerkte vorfchriftsmäßig belegte Darftellung ift mit 
dent auf Stempelpapier gefchriebenen Gefuche un Zulaffııng zu der Concurs⸗ 
prüfung ſpäteſtens bis zum 15. Mai d. J. durch das einfchlägige K. Forft: 
amt anher einreichen zu laſſen; im Fall biefer Termin nicht eingehalten 
wird, hat jeder Geſuchſteller fich ſelbſt beizumeffen, wenn er bei fich erge⸗ 
benden Anftänden von der bevorftehenden Eoncursprüfung zurücigewiefen 
und auf einen Fünftigen Concurs verwiefen wird. 


4. Vorſtehende Weifungen haben auch diejenigen Revier: oder Stationsge⸗ 
hülfen und Forſtwärter und Forſtamtsactuare zu erfüllen, welche zwar als 
ſolche wirklich angeſtellt, allein für die ſpeziellen Dienſtgrade vom Forſtamts⸗ 
actuar aufwärts noch nicht geprüft find und bei ber nächſten Prüfung 
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"m comenrriren wünſchen. Dieſe haben auch die unter Nro.-ı bemerku 
Darstellung mit ihren Anſtellungsſignaturen zu belegen. I 





V. v. 27. Sept. 1830 (nt. &, 311): 

Da fich bei der jüngften allgemeinen Eoncursprüfung für den Staatedimf 
Feiner der Nechtscandidaten auch ber verordnungsmäßigen Prüfung für den 
Staats: Finanzdienft unterzogen hat, fo ift die unterfertigte Stelle durch aller: 
hoͤchſte Entfchließung vom 10. Sept. 1. J. ermächtigt: für den Rechnungscom: 
miffariats:, Rentamte: und Steuercontrolldienft in jdiefem Kreife ausnahms: 
meife eine allgemeine Eoneursprüfung mit denjenigen Finanzdienftprakrifanten 
vorzunehmen, welche fich entweder an Öffentlichen Schulen oder durch Privat: 
fludien und mehrjährige Dienftpraris die für die gedachten Dienſtſtellen erfor: 
derliche theoretifche und practifche Bildung erworben haben und jich hierüber 
durch die Vorlage des erhaltenen Gymnaſialabſolutoriums, dann legaler amtli: 
her Zeugniffe auszumeifen vermögen. ng 

Indem man diefe allerhoͤchſte Anordnung den betreffenden Practifanten 
durch das Kreisinteligenzblatt zur Kenntniß bringt, wird vorläufig beftimmt : 

1. Daß die befragte Concursprüfung fich nur auf Inländer befchränfend 
gegen Ende des Monats Februar. des nächftfommenden Jahres 1831 abgehal: 
ten, der Eröffnungstag aber noch befonders bezeichnet werde. 

2. Die Prüfung wird mit befonderer Rücficht auf die dem Sinanzdienfte 
weſentlich erforberlichen ‚theoretifchen und practifchen Kenntuiffe folgende Die: 
eiplinen umfaffen : 

1. Das Givilrecht 

2. Das Handelsrecht 

5. Den Civilprozeß des Rheinkreiſes. 

4. Das Strafrecht | 

5. Den Strafprozeß 

6. Die, Polizeitviffenfchaft, 

7. Nativnalwirthfchaft, . . 

8. Staatsfinangwirthfchaft, 


9. Finanzverwaltung, Kaffa: und Rechnungseinrichtung des Rheinkreiſes 


die Einregiſtrirungs- und Stempel⸗Geſetze 
und auf die Geſetze über die directen Staatsauflagen. 

5. Diejenigen Practikanten, welche dieſer Eoncursprüfung fich. unterziehen 
wollen, haben ihre fchriftliche Anmeldung mit dem Gymnafialabfolutorium und 
den Zeugniffen ihrer Dienftprarig,. fo wie mit dem Sittenzeugniß und ihrem 
Geburtsfcheine belegt, bis zum 1. Feb. 1831 bei der unterfertigten Stelle 
CE. Regierung, Kammer der Sinanzen) in gefeglicher Sörmlichkeit einzureichen. 

nn 


Hierzu die V. v. 2, Dezember 1830 nt. ©. 377): 


Mit Bezug auf das in obigem Betreffe unter dem 30; Sept. 1850 von 
der unterfertigten Stelle (k. Reg., Kammer der Finanz.) im 35. Stüc des diesjähri= 
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gen Kreisintelligenzbl. erlaffene Ausfchreiben haben bereits mehrere Judividuen um 
die Zulaſſung zu der befragten Eoncursprüfung fich gemeldet, jedoch mit der 
Bitte: daß fie von der aufgeg:benen Vorlage eines Gymnaſialabſolutoriums dig” 
penfirt werden möchten, weil fie Fein Gymnaſium befucht, fondern die nöthigen 
Borfenntniffe zu ihrer theoretifchen und practifchen Ausbildung fürden Staats: 
finanzdienft durch Privatftudien erworben haben. 

Aus Veranlaſſung diefer Bitte wird nun zu jenem Ausfchreiben nachträglich 
eröffnet, daß fich die unterfertigte Stelle nicht befugt halten könne, die nachge: 
fuchte Dispens zu ertheilen; daß aber auch die Erwerbung eines Gymnaſialab⸗ 
folutoriums den unmittelbaren Beſuch eines Gymnaſiums nicht nothwendig 
vorausſetze, fondern diefes kann auch mittelft einer fpeziellen Prüfung bei den 
Fönigl. Gymmnafialrectoraten in Speyer oder Zweibrüdten erworben werben, 
wenn die Betheiligten eine folche durch Privatftudien erworbene wiffenfchaftliche 
Vorbildung erweiſen, welche dem Begriff eines Gymnaſialabſolutoriums entfpricht. 

Um diefe Gymnaflalprüfung haben daher diejenigen Individnen welche die 
Prüfung für den Finanzdienſt beftehen wollen und noch mit feinem Gymnaſial⸗ 
abfolutorium verfehen find, bei dem einen oder dem andern der obgedachten 
beiden Rectorate im Laufe diefes oder des nächftfommenden Monats Januar 
bittlich einzufonmen, damit ihnen von diefen Behörden für den Monat Februar 
nähften Jahres ein Prüfungstag bezeichnet werden könne. 

Das über folche Prüfungen in der Cigenfchaft als Gommnafiatabfolutorium 
empfangene Rectoratszengniß ift fodann bei der unterfertigten Stelle (Königl. 
Regierung) zur Erfüllung der Vorbedingniffe für die ftaatsdienftliche Eoncursprüs 
fung mit den amtlichen Zeugniffen über Sittlichkei und Dienftpraris einzureichen. 


Die neuefte Verordnung v. 1831 verweißt die Prüfungen der 


Rechtskandidaten an die Univerfirät München; ift aber im Rhein⸗ 
freife nicht verfündet. 


BD. v. 4. Oft. 1820 (Int. ©. 563): | 

Se. K. Maj. haben durch allerhöchſtes Reſcript vom 24. Sept. d. 3. ge: 
nehmigt, daß bei den Landfommiffariaten im RheinPreife Practifanten angenom: 
men werden dürfen, deren Aufnahme jedoch dem königl. Landkommiſſär zu über: 
laffen ift. 

Eine folhe Annahme foll aber weder ald eine An ftellung angefehen werden 
« noch auch auf eine Fünftige Anftellung unbedingten Anfpruch geben. 

Die Practifanten müffen übrigens ald Vorbedingung ihrer Annahme die Vol: 
lendung ihrer afademifchen Studien auf einer Landes-Univerfität nachweifen können. 


Am 28. Feb. 1826 (Int. ©. 289) hat die f. Regierung 
nachfolgende Verorbnungen v. 5. eb. 1826 und 16. Juli 1816 
befannt gemacht: 
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„A. Verordnung vom 5. Februar 1826: 
Staats: Minifterium der Finanzen. 


Nah dem $. 114 der allerhöchſten Verordnung vom 17. Dezb. 1825, bie 
Formation ꝛc. der oberften Verwaltungsſtellen in den Kreifen betreffend, bleibt 
ed wegen Prüfung der Adfpiranten noch bei den über die Congursprüfungen 
und über die Aufnahme von Acceſſiſten im Binanzfache erlaffenen Derordnun 
gen. — Die allerhöchfte Verordnung vom 16. Juli 1816, die Anftellung von 
Rathsacceſſiſten bei den k. Finanz-Direktionen betreffend, geftattete im $. II, 
daß den Bewerbern um den Rathsaccek das Beibringen von Zeugnilfen über 
beftandene Eoncursprüfung nachgefehen werden könne, da die Prüfungen vielfäk 
tig nicht Statt fanden. " 


Da diefer Grund einer ausnahmsweiſen Nachficht nunmehr gänzlich wegge⸗ 
falten ift, weil fchon feit mehreren Jahren die jährlichen Concursprüfungen 
der Staats-Dienft:Adfpiranten regelmäßig vorgenommen werden, fo erhält die 
k. Regierung des Nheinkreifes, Kammer der Finanzen, hiemit den Auftrag, 
von nun an die Beibringung des vorfchriftsmäßigen Zeugniffes über die beftan: 
bene Goncursprüfung und die dadurch beurfundete Erlangung wenigſtens der 
2. Elafiififations: Note hiebei, zur unerläßlichen Vorbedingung der Zulafung 
zum Eramen für den Rathsacceß zu machen, und diefes Zeugniß bei Einfendung 
der Verhandlungen über letztere Prüfung jedesmal mit beizulegen. 


Hiebei wird der k. Regierung, Kammer der Finanzen bemerkt, daß po 
jest an, in Gemäßheit der V. v. 16. Juli 1816, die Anzahl der Raths-Acceſſiſten bei 
jeder Finanzkammer ftreng auf zwei beſchränkt feyn fol, und-daß die Pünftigen 
Bewerber um den Rathsacceß daranf aufmerffam zu machen find, daß fie in 
Folge der alterhöchften Verordnung vom 17. Dezb. 1825 nicht mehr unmittelbar 
als Kolegialmitglieder, fondern zunächft nur im äußern Dienfte angeftellt wer: 
den können, wenn einmal die Zahl der zur Neactivirung geeigneten Quieszenten 
ſich gemindert haben wird. 


B. Berordbnung vom 16. Suli 1816: 

Wir haben auf dei Antrag Unferes Finanz Minifteriums allergnädigſt be 
fchloffen, zur Bildung tauglicher Subjecte für höhere Finanzftellen den Rathe 
Acceß bei den Finanz-Directionen einzuführen, indem Wir Uns überzenat haben, 
daß einerfeits Erfahrung und Gefchäfte:Praris allein die für jene höheren Std: 
len nöthige wiffenfchaftliche Bildung nie erfegen können, andererfeits aber auch 
die infeitigfeit der bios wiffenfchaftlihen Ausbildung ohne jene Erfahrung 
und Uebung den Dienft auf höhere Stelfen nicht felten durch Mißgriffe umd 
falfche Maßregeln gefährdet. Ueber Art und Weife dieſes Raths-Acceſſes, Mt 
Borbedingungen und Folgen deffelben, erlaffen Wir folgende aerhöchfte Beftim: 
mungen: 

I. Die nufzunehmenden Raths-Acceſſiſten müſſen die Rechtsſtudien und 
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Kameral:Wiffenfchaften auf einer vaterländifchen Univerfität abſolvirt, und bei 
einem k. allgemeinen Rentamte wenigftens ein Jahr lang practizirt haben. 

Auch über ihr fittliches Betragen müffen fie fich durch befriedigende Zeugs 
niffe ausweifen. 

2. Das Beibringen von Zeugniffen über beftandene Eoncursprüfung Bann, 
da diefe Prüfungen vielfältig nicht Statt fanden, nachgefehen werden, dagegen ift 

5. eine ſtrenge theoretifche und practifche Prüfung der Adfpiranten durch 
die k. Finanz:Directionen unerläßliche Vorbedingung des Acceſſes. 

- 4 Die Adfpiranten um den Acceß haben ihre Gefuche bei Unferen Finanz: 
Directionen einzureichen, fich dort zugleich über Studien und Praris auszu: 
weifen und die Prüfung nachzufuchen. 

Die Finanz:Directionen weifen ungeeignete Geſuche fogleich zurück, erftatz 
ten über die Aufinnehmenden belegte Gutachtens:Berichte an Unfere Mini: 
fterial : Finanz = Section, welche Uns folche mit ihren Anträgen vorlegt. Wir 
behalten Uns die allerhöchſte Genehmignng hierin vor. 

Die Aufgenommenen werden bei den Eöniglichen Finanz-Direktionen vers 
pflichtet. | 

5. Der untere Kanzleidienft wird den Wecefiiften erlaffen. Die Finanz⸗ 
Direktionen werden nach dem Maße der Bildung uud Erfahrung diefer. Acceſ— 
ſiſten beftimmen, ob folche den Diem des Seeretariats und der Regiſtratur 
durchzumachen haben. 

In jedem Falle ſollen die Acceſſiſten hiebei nicht Inge vermweilt werden. 

6. MWefentlich und unerläßlich ift dagegen für fie der Dienft im Rech— 
nungs:Kommiffariate, welcher wenigftens ein Jahr lang dauern foll, und worin als 
Ausnahme nur denjenigen nachgefehen werden Pann, welche diefen Dienft bereits 
eine gleiche Zeit hindurch mit Auszeichnung beftanden haben,. ehe fie um den 
Raths:Acceß fi bewarben. 

Bon dem Ermeffen der Finanz-Direktionen wird ed fibrigend abhängen, ob 
und wie lange ein Accefiift, nach dem Maße feines Willens, feiner Faſſungs— 
Praft, feiner Verwendung noch übers Jahr in dieſem WBorbereitungs:Acceffe 
verharren foll, 

7. Der Aecceß im Rechnungs:Commilfariate ift die Einleitung und Dors 
bedingung zum eigentlichen Raths:Acceß. Allein diefer Rechnungs:Commiffariats: 
Acceß foll darım als Fein befonderer angefehen werden, der für fich allein ohne 
: den Raths-Acceß nachgefucht, begutachtet oder bemilliget werden Fann. 

8. Im Rechnungs:Commiffariate wird der Acceſſiſt einem verläßigen Rech: 
nungs⸗Commiſſär, (wenn es an folchen fehlen follte) auch einem Rathe unterge: 
ben, unter deffen Aufficht und Revifion derfelbe fo lange arbeitet, bid der Fi— 
 nanz Direktor ihm für fähig erkennt, felbitftändig zu arbeiten. 


9. Wenn der Acceſſiſt die fchwerften Aufgaben des Rechnungs-Commiſſa⸗ 
riats auf diefe Weife genügend bearbeitet hat, kann er ohne weitere Prüfung 
in den Raths-Acceß eintreten. 

Dagegen follen Wecefiiten, die fhon im Rechnungs-Commiſſariatsdienſte 
ihre Untüchtigfeit für Raths- und höhere Finanze Dienfte -an den Tag 
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legen, Tängftens nach Verfluß eines Jahres aus dem Acceſſe gewiefen, vielmehr 
zur ausfchließenden Uebung für untergeordnete Sinanz:Dienfte angewieſen wer: 
den. Jenes wie diefes ift von den Finanz:Direftionen berichtlich anzuzeigen. 

10. Im Raths-Acceſſe wird der Acceffift mit feinen Arbeiten der Aufſicht 
und Revifion eines Finanzraths untergeben. Erft wenn der Finanz = Directer 
ihn für tüchtig hält, Rathsarbeiten felbftftändig zu leiften, Fann der Acceſſiſt 
den Raths-Sitzungen beigezogen werden, worin er ein votum consultativum 
führt. 

11. Erft von dem Zeitpunkte anfangend, wo der Accefift früher bei dem 
Rechnungs-Commiſſariate, fpäter ald eigentlicher Raths-Acceſſiſt felbftitändig ar: 
beitet, Eönnen demfelben auch Commiffionen eines Rechnungs-Commiſſärs oder 
Ginanz:Raths bei äußern Aemtern mit den normalmäßigen Diäten eines Red: 
nungs⸗Commiſſärs oder Mathe übertragen werden. 

12. Solcher Acceſſiſten ſollen bei einer Finanz-Direktion höchfteng vier auf: 
genommen werden, und diefes nur immer mit der Rückſicht, daß nie mehr al 
zwei diefer eceffiiten bei dem Rechnungs:Commiffariate, und zwei als eigent: 
lihe Raths-Acceſſiſten beftehen. Verſetzung diefer Weceffiften. von einer $i: 
nanz:Direftion zur andern, nach Umftänden und Bebürfniffen, kann allerdings 
Statt haben. 

13. Da der Zweck des Acceſſes nur die Bildung der Aufgenommenen if, 
ſo können Acceſſiſten auf einen Gehalt, oder überhaupt auf eine Belohnung 
ihrer Dienſte keine Anſprüche machen. Nur bei außerordentlichen Dienſten, 
und ſolcher erſprießlicher Verwendung, daß durch dieſe Dienſte und Verwen— 
dung eines Acceſſiſten wirklich ſtatusmäßiges Perſonal erſpart wird, behalten 
Wir Uns vor, ſolchen Acceſſiſten auf motivirten Bericht Gratififationen aller: 
gnädigft zu bewilligen, 

14. Eben fo wenig Pönnen Wecefiiften in dem Falle, wenn fie auch umver: 
ſchuldet noch vor ihrer definitiven Anftellung entlaffen werden, eine Entfchäbi: 
gung in Anfpruch nehmen. 

15. Eine beftimmte Dauer diefes Acceſſes wird nicht feftgefest. Er fell 
in der Regel bis zur definitiven Anftellung des Acceſſiſten dauern. 

16. Bei Dienftverbrechen unterliegt der Acceſſiſt der nämlichen Strafe, 
wie der wirkliche Staatsdiener. Dienftvergehen deffelben werden nur discipli: 
narifch beſtraft. So lange der Acceſſiſt in der erften Periode feines Dienftes 
noch nicht felbftftändig arbeitet, haften feiner Dienftvergehen und Verbrechen 
halber nach Umftänden auch diejenigen, welche über feine ®efchäfte die Auf: 
fiht führen. 

17. Wir verfihern hiemit alfergnädigft, daß Wir auf Beförderung und 
definitive Anftellung derjenigen WUccefiiften, welche während des Acceſſes ihre 
Bildung und Tüchtigkeit für den höheren Finanz-Dienſt ewiefen haben , allen 
nach den Umſtänden nur möglichen ganz vorzüglichen Bedacht nehmen werden. 

18. Erft nah Verfluß eines Jahres im wirklichen Rathsacceſſe follen 
Hecefiüften befugt feyn, Beförderung oder definitive Anftellung nachzufuchen. 

19, Die Acceſſiſten können fich zwar auch um fubalterne Stellen bei den 
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Finanz: Directionen, um Caſſa⸗Stellen, beſoudere und. allgemeine Rentämter, be- 
werben, indeffen find es doch eigentlich die Stellen der Finanzräthe, die Wir 
als legte Beſtimmung und Belohnung derjenigen bezeichnen, welche Unfern be; 
Einführung des Raths:Acceffes zum Grunde gelegten Iandesväterlichen Abfich: 
ten in ihrem vollen Umfange entfprechen. 

20. Ausgezeichnete Rentbeamte concnrriren indeffen diefem ungeachtet in erle⸗ 
digten Finanzraths⸗Stellen mit den Raths-Acceſſiſten, und zwar bei gleichem Grade 
der Auszeichnung im Dienſte vorzugsweife vor denfelben, fo wie Wir über: 
haupt durch Einführung diefes Raths-Acceſſes bereits angeftellte verdiente 
Staatsdiener im Vorrücken nicht zurücigefegt wiffen wollen. 

21. Unfere Minifterial:Finang- Section führt über diefe Aeceffiften, deren 
Dnafififation und Eonduite fortwährend ein befonderes Dienft : Bormerfungs: 
buch; daher die Zinanzdirectionen angewiefen werden, alle hieher gehörigen 
Motizen erwähnter Minifterial-Section zu Begründung und Ergänzung diefes 
Vormerkungsbuchs halbjährlich berichtlich vorzulegen. 


Wir verfehen Uns zu Unfern Finanz-Directionen und namentlich zu Unſe— 
ren Finanz: Direktoren allergnädigft, daß fie -Unfere alferhöchfte landesväterliche 
Abfiht, durch Einführung diefes Rathsacceſſes einem wefentlihen Bedürfniſſe 
des Fin anzdienftes abzuhelfen, zu würdigen vermögen, und durch Aufficht und 
Leitung dieſes Acceß-Dienſtes ihrerfeits die wohlthätigen Folgen herbeizufüh- 
ren fich beftreben werden, die Wir Ung biebei ald Zweck vorgefeht haben. 





Hiezu die Verfaffung des Fönigl. Finanzminifteriumd vom 
26. Zuli 1831 (Amts⸗ und Jutelligenzbl. ©. 229): 
Daa ſich über die Vorbedingungen zur Erlangung des Ratheacceffed bei den 
Regierungs:Finanzfammern insbefondere über die fernere Anwendbarkeit der 
Verordnung vom 16. Juli 1816, die Anftellung von Rathsacceſſiſten bei den 
k. Zinanzdireftionen betreffend, Zweifel und Anftände ergeben haben, fo wird 
hierüber im Allgemeinen Nachitehendes verfügt : 


1) Die Erwerbung des Rathsacceſſes bei einer Regierungs = Finanzfammer 
iſt durch die Erfüllung der in der Verordnung vom 6. März 1830, die 
Eoncursprüfung der zum Staatsdienfte adfpirirenden Rechtsfandidaten 
betreffend, vorgefchriebenen Erforderniffe bedingt. Der Adfpirant hat 
demnach die Vollendung der Univerfitäts - Studien, Die Erftehung der 
erften theoretifchen Prüfung, zweijährige Amtspraris, unter diefer eine 
einjährige Praris bei einem allgemeinen P. Rentamte, dann die beftan= 
dene zweite Hauptprüfung mit dem Dauptrefulate der erworbenen erften 
oder wenigfteus der zweiten Klaſſe nachzuweiſen. 

2) Die Ertheilung des Rathsacceſſes und die Beſtimmung der Anzahl 
der Acceſſiſten bei einer Sinanzkanımer bleibt dem Staatsminifterium 
der Finanzen vorbehalten. 

3) Ehe der Rathsacceſſiſt mit confultativer Stimme in das Kollegium zu: 
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4) 


5) 


6) 


Erfed Bud. — -Staatsreit. 


gelaffen werden Pann, muß- derfelbe wenigens ein Jahr lang im Red: 
nungs= Commiffariate unter gehöriger Refpizienz gearbeitet und bie 
fchwerften Aufgaben diefes Dienftes zur Zufriedenheit erledigt haben, 
Während diefer Zeit muß er auch theilweife bei dem Fiscalate befchäf: 
tigt werden. 

Zur Zulaſſung zu den Sitzungen cum voto consultativo ift die Ge: 
nehmigung des Staatsminifteriums der Finanzen erforderlich, an melde 
fonach die k. Kreisregierungen Gutachten zu erftatten haben, 

So lange bei einer Kammer der Finanzen drei Acceſſiſten cum voto 
vorhanden find, foll in der Negel Fein weiterer zum Antritt des Rath 
acceſſes bei diefer Kammer zugelaffen werden 
Auch nad der Zulaffung eines Acceſſiſten zu den Sitzungen ſoll derfelbe 
neben den Eolfegial:Arbeiten noch in Rechnungscommiffariats: Arbeiten ge: 
übt und mit fisfatifchen Gegenftäu den befchäftiget werden ; im erfterer Bezie: 
hung muß er insbefondere die vollſtändige Reviſion der fämmtlichen 
Rechnungsgegenftände eines allgemeinen, Rentamtes beforgen, in letzterer 
Beziehung aber immerhin mehrere laufende Prozefje unter der Refpizien; 
des Fiskalrathes bearbeiten; in erfterer Beziehung muß jährlich die 
Abrehnungs-Eommiffion, in lehterer der Fiscalrath die Qualifikations 


‚Note ausftellen. | 


Adfpiranten, welche fich bisher blos für den Dienft der innern Verwal 
fung oder der reinen Juſtiz vorbereitet, die rentämtliche Praris nicht 
genommen und bei der zweiten Prüfung den praßtifchen Ball aus dem 
Gebiete der Finanzadminiftration nicht bearbeitet haben, fpäter iudeh 
zu diefer überzutreten wünſchen, haben die einjährige Rentamtspraris 
nachzuholen und fich bei einer der folgenden Concursprüfungen der Be 
arbeitung des praftifchen Falles aus der Finanzadminiftration zu unter: 
ziehen. Die Erfüllung diefer Bedingungen liegt auch denjenigen Aodipi: 
ranten ob, welche fchon vor dem Erfcheinen der Verordnung vom 6, 
März 1850 nach den früher beflandenen Vorfchriften die Univerfität: 
Studien abfolwirt und bie allgemeine Concursprüfung beftanden haben. 
Sollten Adfpiranten, welche die einjährige Praris bei einem allgemeinen 
Rentamte beftanden haben, bei der zweiten Prüfung nebft dem prakt: 
fhen Falle aus dem Gebiete der innern Adminiftration auch jenen aus 
der Finanzverwaltung zu bearbeiten wünfchen, fo ift diefem Gefuce, 
wenn es thunlich ift, zu entfprechen und defhalb von den Prüfumgscom: 
miffionen das Erforderliche zu verfügen. 

Ausnahmsweiſe können Practifanten und Acceſſiſten ausſchließend 
für das Fiscalat aufgenommen werden, wenn die Bittſteller die zweite 
Prüfung beftanden haben; der förmliche Acceß bedarf iedoch der Gene 
migung von Seite ded Staatsminifteriums der Finanzen. 


Die Präfidien und Directorien der Kreisregierungen werden übrigens 
fortan bemüht ſeyn, durch Aufficht, Belehrung und Aufmunterung im Geile 
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der Altern und der neueften Verordnung die Ueceffiiten der Finanzkammern fo 
gründlich und umfaffend ald möglich zu bilden und aus diefem Inſtitute rüchtige 
Beamte für den äußern wie für den Kollfegialdienft heranzuziehen. 


6. U. Verwendung von Ausländern. 
Hierüber beftehen außer dem Berfaffungsgefege noch die V. v. 
25. Aug. 1816 (Amt. ©. 5717: 


Es find feit einiger Zeit mehrere Indigenats-Geſuche von ſolchen Ausläns 
dern an Uns gelangt, welche ohne Unfer Vorwiſſen zum Staatsdienfte funk: 
tionsweis verwendet, und dadurch zum Austritte aus ihrem urfprünglichen Va— 
terlande veranlaßt worden find. 


Damit ähnlihe Gefuche von Fremden zum Nachtheile Unferer inländifchen 
oft fähigern oder wenigftens gleich befähigten Subjecte Fünftig nicht mehr Statt 
finden können; fo befehlen Wir hiemit, daß Fein Ausländer zu einer Funktion 
im Staatsdienfte ohne Unfere befondere vorher ertheilte Genehmigung ferner 
verwendet werde, 

Hiernah werden fämmtlihe Stellen und Behörden Unfers Königreichs 
unter ihrer firengen Verantwortlichkeit angewiefen. 


V. v. 14. Sept. 1821 (int. ©. 559): 

Es hat ſich bei mehreren Gelegenheiten ergeben, daß fich verfchiedene öffent: 
fiche Beamte befugt hielten, Ausländer als Schreiber oder Gehülfen aufzu— 
nehmen. 

Da auf folhe Verwendungen gewöhnlich Anfprüche anf Indigenatsrecht 
begründet werden. wollen und. da fie den brauchbaren Inländern immer zum Nach: 
theil find, fo fieht man fih in Gemäßheit der beftehenden Dienftesordnung 
veranlaßt, fänmtlichen Verwaltungs: und Finanzbeamten mit Inbegriff der Ge: 
meinde- und Schulverwaltung und technifchen Branchen die Verwendung oder 
Beibehaltung von Ausländern zum Öffentlichen Dienfte bei perfönlicher Verant⸗ 
wortung zu unterfägens 

Sollte in einzelnen Fällen eine ſolche Verwendung aus befondern Gründen 
nothmendig erfcheinen, fo muß die Genehmigung der unterzeichneten Stelle (CP. 
Reg., Kammer der Finanzen) vorerft befonders nachgefucht und erhalten werden, 


$.3. Pflihten und Rechte der Staatsbeamten. 

Die Pflichten und Rechte der Staatsbeamten find manchfach. 
Zuförderft müffen dad Staatsdieneredict, die Verfaffung felbft und 
der 2. Abfchnitt Tit. I des III. Buchs des Strafgeſetzbuchs Art. 
166 bis einfchließfich 198 nachgefehen werden. Sodann muß man 
ſich auch bier auf die unter andern Rubriken vorfommenden Ber: 
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fügungen, insbefondere auf die Dienftesinftructionen beziehen. Was 
die Juſtizbeamten betrifft, fo ift in der Abtheilung der Gerichts: 
ordnung das Meifte enthalten u. f. w. Das noch fehlende Allge- 
meine wird bier zufammengeftellt und zwar zur beffern Weberficht 
unter folgenden Rubrifen: 


1. Amtsantritt und Austritt. 


Niemand darf fich ohne Ernennung ober Auftrag der betref⸗ 
fenden Staatsbehoͤrde mit einem oͤffentlichen Amt befaſſen, und 
auch das uͤbertragene vor geſchehener Beeidigung nicht antreten. 
Der Eid, den jeder Staatsbeamte abzulegen bat, lautet im $. 3 
des Ttt. X der V.-U.: »Ich ſchwoͤre Treue dem Könige, Geber; 
»ſam dem Gefete und Beobachtung der Staatsverfaffung; fo wahr 
‚mir Gott helfe und fein heiliged Evangelium.« 

Die Beeidigung der obern Beamten gefchieht im Nheinfreije 
vor dem betreffenden Bezirksgericht ; der untern vor dem Friedens; 
gericht: die der Bürgermeifter vom Landcommiffariat. 

Ueber die Amtsübergabe und Uebernahme wird ein Protofoll 
errichtet. Das Inventarium über die vorhandenen Mobilien, Gel: 
der, Bücher, Urkunden u. f. w. wird verglichen und erneuert. Sie 
he hierüber auch das Dekret v. 7. Oft.1809, welches unter Staat & 
wirthſchaft, Zufagcentimen mitgetheilt werden wird. 

Ueber die Nechenfchaft, welche jeder Beamte beim Austritt 
abzulegen bat, fpricht das Geſetz v. 8. Germ. 3 (H. 9, ©. 49 
der Rudler'ſchen Gefegfammlung): 

Art: 1. Die Mitglieder der Dermwaltungen der Departemente und der 
Munizipalitäten, deren Amtsverrichtungen, es fey nun wegen Abſetzung oder 
- Stellerfegung, oder Niederlegung ihrer Aemter, oder Verminderung der Anzahl 
der Verwaltungs-Mitglieder, oder irgend einer andern Urfache aufgehört haben, 
‚oder aufhören werden, follen gehalten feyn, zuſammen oder jeder für ſich, den 
Verwaltungs-Corps, deren Mitglied fie waren, die Rechenfchaft von ihrer Amts: 
führung innerhalb 8 Defaden, wenn es eine allemeine Nechenfchaft betrifft, und 
binnen vier Defaden, wenn nur von einer befondern Rechenſchaft die Rede iſt, 
"vom Tage der Beranntmachung des gegenwärtigen Defrets, und binnen einer 


gleichen Erift vom Zage des RRIRSTINE ihrer Amtsverrichtungen an zu rechnen, 
abzulegen. 
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Diefe hatte die Konftitution vom Jahr 8, Tit 6 ausgefpros 
chen; ebenfo erflärt die neue bayerifche Verfaffung im Art. 4 deg 
Tit. X die Staatsdiener für die Beobachtung bderfelben verants 
wortlich. 

3. Cautionen. 


Hieruͤber gelten die aͤltern Geſetze und Verordnungen, welche 
ſammt ben neuern an den betreffenden Orten, nämlich haupt— 
fachlich unter Staatswirthfhaft, fodann unter Ortögemein; 
den, Gerihtsordnung, Hofpizien m. f. w. vorgetragen 
werden. Hier findet nur die eine allgemeine V. v. 9. Aug. 1820 
(Amtsbl. S. 133) ihren Pag: 

Da in Unferm Rheinkreiſe bereitd ein befonderes Cautionsſyſtem beftent, 
welches dem dortigen Adminiftrations:Syftem, dann den einzelnen Amts- und 
Merfonalverhältniffen angemeffen ift, und wodurd die nöthige Sicherheit des den 
Beamten anvertrauten Aerarial- und Communalvernögens bezweckt wird; fo 
wollen Wir nach dem Antrage Unfers Staats: Minifteriums der Finanzen, es 
vor der Hand ganz hiebei belaffen haben, und foll daher Unfere Normal: Ver: 
ordnung vom 19. Februar 1819, die Wiedereinführung der Amtsbürgfchaften bes 
treffend, auf erwähnt Unfern Rheinfreis nicht ausgedehnt werden. 





4 Wohnſitz; Urlaub, 


Das Geſetz v. 29. März und 12. Gept. 1791 (9. 9, ©. 28 


der Rudlerfhen Sammlung) fagt: 

Art. 1. Die öffentlichen Beamten find gehalten, während der ganzen Dauer 
ihrer Amtsführung an den Dertern, wo fie diefelbe ausführen, zu wohnen, wenn 
fie nicht gültiger Gründe wegen diefer Pflicht enthoben find. 

Art. 2. Die Gründe kann niemand für nültig erkennen und die Dispenſa— 
tionen ihnen ertheilen, ald die Korps, deren Mitglieder fie find, oder ihre Vor: 
gefesten, wenn fie Feine Korps ausmachen, oder die DVerwaltungsDirektorien in 
den vom Geſetze fpezifirten Fällen. 

Art. 3. Die in den hier oben ſtehenden erften Artikeln erwähnten öffent: 
lichen Beamten, welche die Verfügungen diefer zwei Artikel übertreten, werden 
eben der bloßen Thathandlung ihrer Uebertretung wegen dafür angefehen, als 
ob fie ihre Aemter unwiderruflich niedergelegt hätten, und müffen durch andere 
erfest werden. 


Ferner verfügt der Beſchluß des Vollziehungsdireftoriums v. 
19. Pluvios 4 (Rudler a. a. D.): 


Dr. Eiebenpfriffer’s 33 
Handbuch der Berfafung 16 
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Art. 1. Die Commiffäre der Vollziehungs-Gewalt bei den Eentral:Ber: 
waltungen der Departemente dürfen fich von ihrem Poften, ohue vom Minifter 
des Innern vom Regierungs = Eommiffär) dazu Erlaubniß erhalten zu haben, 
nicht entfernen, 

Art. 2. Eben fo wenig dürfen es die Gommiffäre bei den Munizipal- Ver: 
waltungen, ohne die Befugniß dazu erhalten zu haben, die ihnen von ber Gen- 
fral: Verwaltung ihres jederfeitigen Departements ertheilt wird, welche es den 
Miniftern des Innern und der allgemeinen Polizei (dem Regierungs:Commiffär) 
fogleich berichten fol. 

Art. 3. Alle diejenigen unter den Commiffären der DVollziehungs : Gewalt, 
die ihren Poften verlaffen, ohne die Erlaubniß dazu in den hieroben angezeigten 
Formen erhalten zu haben, follen fogleich abgefegt werden. | 





Neuere Verordnungen über Urlaub find mir nicht befannt, 
doch hat die Kreisregierung am 10, Juni 1829 (Int. ©. 157) 
befannt gemacht : 

In Folge alterhöchften Referipts von 29. v. M., wird befannt gemacht, daß 
in den Lizenz- Gefuchen k. Beamten zu Neifen in das Ausland, jedesmal der 
Ort, nach welchem die Reife gerichtet ift, namentlich angegeben werden müſſe; 
da ohne die Beobachtung diefer Worfchrift dem Gefuche Feine Folge gegeben 
werden Pönnte. 

Was die Suftizbeamten betrifft, ſ. die Gerichtsordnung. 


# 


5. Arbeitdordnung. 


Dieſe ift in den meiften Collegien und Wemtern durch eigene 
innere Polizeivorfchriften regulirt. Ein Befchluß des Directorinms 
v. 5. Vend. 7 fett die Arbeitszeit aller Angeftellten, (Employ&) 
alfo untergeordneten Beamten und Angeitellten auf 7 Stunden 
jeden Tag feft: Art. 35 verordnet, daß in den Buͤreaus Arbeitds 
und Gegenwartsliften gehalten werden follen ; die Abwefenden 
follen das erftemal mit 10 Tagen, das zweite mit einem Monat 
Gehalt, und das dritte mit Entlaffung beftraft werden : Art. 
5 — 9. (9. 17, ©. 41 obiger Sammlung). 


6. Gehalt; Penfion; Diäten; Anftellungstaren; Um: 
zugsgebühr. 
Das Geſetz v. 29. Nov. 1789 (H. 9. S. 31) verbietet die 
Annahme von Nenjahrsgefchenfen oder ſonſtigen Verehrungen wes 
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gen amtlicher Verrichtungen bei Strafe der Erpreſſung. Ueberhaupt 
gift die Regel, daß fein Beamter irgend eine Gebühr oder Be— 
zahlung annehmen darf, die fich nicht auf eine giftige Verfügung 
gründet. Dieß fpricht noch folgender Befchluß des Negierungss 
Gommiffärs v. 14. Meſſ. 6 CH. 8, ©. 187) aus: 

Art. 1. Die Commiſſäre des Vollziehungs-Directoriums bei den Admini⸗ 
firationen und Zribumälen find unter eigener perfünlicher Verantwortlichkeit 
verbunden, diejenigen Richter, Beifiser, Verwalter und öffentliche Ungeftellte 
bei dem Regierungs-Commiſſär anzuflagen, welche von den Verwalteten oder 
Gemeinden irgend eine Bezahlung oder Belohnung angenommen hätten, oder 
noch annehmen werden, die ihnen nicht eigens durch dag Gefeh, durch Urs 
theife oder Befchlüffe höherer Verwaltungen zugeftanden wären, welche in Ge: 
folg, und in von denfelben vorhergefehenen Fällen gegeben worden find, 

Art. 2. Sie follen ebenfalls gehalten feyn, auf der Stelle bei den Verwal— 
tungen und Tribunälen, bei denen fie angeftellt find, die Abſetzung aller derjeni— 
gen ihrer Emploirten, Gerichtöfchreiber und Sefretäre verlangen, welche dieſes 
Fehlers fehuldig gefunden würden. 

Art. 5. Die öffentlichen Angeftellten, die fih in dem Fall einer Anklage 
befinden, welche in dem erften Art. vorhergefehen it, follen noch überdies nach 
den, was durch die Art. 8 und 14 der 5. Abtheilung des erften Tit. des zweiten 
Theil des Geſetzbuchs der Strafen vorgefchrieben ift, und deffen Inhalt hier 
folgt, peinlich verfolgt werden; 

»Jeder öffentliche Angeſtellte, jeder auf die Lite der Geſchwornen einges 
»fchriebene Bürger , welcher überführt werden wird, daß er um des Geldes, 
»der Gefchenke, oder Verfprechungen wegen, mit feiner Meinung, oder der Aus 
»übung feiner ihm anvertrauten Gewalt gewuchert habe, foll mit der bürgerlis 
»chen Degradation beftraft werden.« 

Jeder Angeſtellte oder öffentliche Beamte, jeder ur Einnahme von Gefälfen 
und öffentlichen Steuern Beſtellte, welcher überführt werden wird, entweder 
durch ſich oder feine Vorgefeste des Merbrecheng der Erpreffung fich ſchuldig 
gemacht zu haben, fol, ohne Vorurtheil des Erfages der unrechtmäßig emipfans 
genen Summen, zu Gjähriger Kettenftrafe verdammt werden. 

Art. 4. Um die Erfüllung der vorhergehenden Verfügungen zu verfichert, 
fol jeder öffentliche Beamte und Angeſtellte gehalten feyn, auf das Anfordern 
der ftreitenden Partheien einen Empfangfchein der geforderten und erhaltenen 
Summe abzuliefern. | 


Die neuern Bellimmungen über Diäten und Gebühren, wel⸗ 
he nicht an einem andern Ort vorfommen , find folgende : 
Verordnung vom 23. Sept. 1817 (Amtsbl. ©. 600): 


Wir find von dem Uebermaße im Kenntniß gefest worden, welches bei den 
Aufrechnungen der Commifjlons - Diäten vielfältig Statt hat, und Unſer Staates 
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Aerar auf eine underhältnißmäßige Weite Mäſtiget. Da Wir bie Ueberzen: 
gung gefchöpft haben, daß der Grund diefes Uebermaßes nicht fo faft in zu hoben 
Diäten = Säten, ald in der Frequenz und zu langen Dauer der Commiſſionen 
zu fuchen fey; jo wollen Wir, auf den Antrag Unfers Staatsminifteriums der 
Sinanzen, und nach Vernehmung Unſers Staatsraths, die bisher beftandenen 
Diäten:Regulative, namentlich die in der proviforifchen Taxordnung v. 8. Oft. 
1810, in der Verord. v. 9. Mai 1809, und in allen jenen den verfchiedenen 
Stellen und Behörden bei ihrer Organifation, oder fpäterhin in diefer Bezie: 
“ hung ertheilten Speziat:Inftruftionen hierüber enthaltenen Beftimmungen, zwar 
hiemit beftätiget, und ald auch noch ferner geltend erflärt haben; jedoch aus- 
drücklich nur unter folgenden die Abftellung jenes Uebermaßes bezwedenden 
Einfchränkungen und Modifikationen. 

I. Bei Eommiffionen, welche an einem und demfelben Orte über 14 Tage 
dauern, folen nach Verfluß diefer 14 Tage nur mehr zwei Drittel der re: 
gufativmäßigen Diäten verrechnet werben dürfen. 

11. Zu gewöhnlichen Gommiffionen im adminiftrativen Fache follen in der 
Regel nur Rechnungs-Commiſſärs — nicht Räthe — gebraucht werden. Eom: 
miffionen von geringer Bedentung find den Land:Beamten zu übertragen. 

Im. Die Commiſſions-Actuare follen allemal, wo es die. Beſchaffenheit 
des Gefchäftes erlaubt, und Eeine Eollufion mit den Beamten zu beforgen ift, 
aus dem Schreiberperfonal eines im Commiſſions- Orte befindlichen Amtes ge 
nommen werden. 

IV, Allen committirenden Stellen wird aufgegeben, den abznordnenden 
Commiſſarien beftimmte ausführliche Inftructionen zu ertheilen, welche nicht 
blos den Gegenftand des Gefchäftes im Allgemeinen, fondern nach allen feinen 
Beitandtheilen, Gang Bush Form der Ausführung, in möglichſter Boltftändigfeit 
bezeichnen. 

Ueber alle Erzeffe und Mißgriffe der Commiſſärs, welche als Folgen einer 
mangelhaften Inftruction erfcheiten, werden die commitrirenden Stellen hiemit 
ausdrücklich verantwortlich gemacht. — Befonders werden ſolche aufmerkſam 
gemacht, nie zu geftatten, daß der Commiſſär fich fein Commifforium (feine In: 
ſtruktion) ſelbſt aufſetze. 

V. Nicht minder wird es den committirenden Stellen zur Pflicht gemacht 
die Commiſſärs, — indem fie diefelben von Zeit zu Zeit ihre Geſchäfts-Journale 
vorzulegen, und über den Fortgang ihres Geſchäfts zu berichten anhalten, in 
ihrem Verfahren genau zu bewachen, und im Falle eines fich bezeigenden Saum: 
falg oder zweckwidriger Behandlung, fogleich Präftig einzufchreiten. 

VI Amts:Ertraditionem,insbefondere ‚betreffend — bei welchen die 
auffalfendften Erzeife durch) übermäßige Ausdehnung diefer Commifjionen ſich 
ergeben haben — weiſen Wir die‘ ommittivenden Stellen vorläufig dahin an, 
in den Inftruftionen, und durch genaue Refpizirung der Commiffarien zu forgen, 
daß diefe Commiffarien nicht, wie bisher, fich mit ganz fremdartigen, den abite: 
henden oder neu anftehenden Beamten obliegenden Gefchäften auf Unfere Koften 
befaffen, oder Unterſuchungen Raum geben, ehe fie, nach Vorlage des erhobenen 
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Anlaſſes, hiezu beſonders ermächtigt find. Wir behalten Uns vor, über diefeu 
Gegenftand noch nähere Weifungen in einer befondern Verordnung zu erlaffen. 
VI. Keine Erftattung von Kommiſſions-Diäten foll Statt haben, wenn der 
Kommilfär feine Reife und Gefchäfte, in der ganzen Progreffion derfelben, nicht 
durch ein fortlaufendes Gefchäfts:Fournal, durch die bei den einzelnen Ber: 
bandlungen abgehaltenen Protokolle, oder mwenigftens aus feinen Manual-Akten 
durch die Aufjäge der erlaffenen Verfügungen und Anordnungen nachweifen Fan. 


VII. Kommiffarien, welche ihr Gefchäft aus Unkunde, Nachläffigkeit oder 
Abjicht verzögern, oder nicht zweckmäßig ausführen, unterliegen, nach dem Er: 
Fenntniffe der Fommittirenden Stelle, dem Erfage der Diäten zu ganz oder 
theilweiſe. 

IX. Die General-Kreiskommiſſarien (Präſidenten), Vicepräfl: 
denten, Direftoren der Regierungen, dann alle Borftändeder centralifirten Be: 
hörden folten, Cin foferne ed nicht die befondern Dienſt-Inſtruktionen mit fich 
bringen) ohne allerhöchſten Auftrag oder erholte allerhöchfte Bewilligung ſich 
durchaus keiner Kommiſſions-Reiſe unterziehen. 


X. Präſidenten, Vorſtände und Direktoren ſollen — außer in den bereits 
vorfchriftsmäßig bezeichneten Fällen, oder in Fällen, welche fchon der ordentliche. 
Gang der Adminiftration nothwendig mit fich bringt, 3. B. zu Amts:Ertradi: 
tionen, Kaſſa-Viſitationen, Rechnungs-Aufnahme ꝛc. 2%. — ohne vorläufige An: 
zeige und erhaltene Bewilligung Feiner Commifjions:Abordnung, bei eigener Dafe 
tung, fih erlauben, 


XI. Sämmtliche committirenden Stellen werden angewiefen, über die von 
ihnen angeordneten Commifjionen — mit Anzeige des Gegenflandes, des Com— 
miffärd, der Bewilligung oder anderwärtigen Deranlaffung, der Dauer, der 
Koften und des Nefultates — alle Vierteljahre einen tabelarifchen Konfpekt 
dem betreffenden Staats: Minifterium zur Einficht vorzulegen, welches denfel- 
ben Unferm Staats:Minifterium der Finanzen mittheilen wird. 


XI Die Diäten bei Commifiionen außer Landes, fo wie jene im auſſer— 
ordentlichen Angelegenheiten, und für Staatsdiener höhern Ranges, welche in 
die bisherigen Diäten-Regulative nicht aufgenommen worden find, follen für 
jeden befoudern Fall Unferer befondern alterhöchften Beſtimmung vorbehalz 
ten bleiben, 

Unferm oberften Rechnungg:Hofe wird es zur Picht gemacht, bei Revi— 
ſion und Entſcheidung der Diäten-Rechnungeu hiernach ſtrenge zu verfahren. 





Verordnung vom 14. Jaͤn. 1823 (Int. S. 117): Daß den 
Unternehmern von oͤffentlichen Bauten nur die wirklichen Koſten 
fuͤr Stempel, Einregiſtrirung und Bekanntmachung, aber keine 
Gebuͤhren fuͤr Abhaltung der in abgefordert werden 
Dürfen. 
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Die Umzugsgebuͤhren ordnet die Verordnung vom 16, 
Aug. 1817. (Amtsbl. ©. 593): 


Die vielen Zweifel und Anfragen, weiche über die den verfesten Beamten 
in Beziehung auf ihre verfchiedenen Dienftesverhältniffe zu bewilligenden Um: 
sugsgebühren vorgekommen find, haben Uns veranlaßt, diefen Gegenitand 
einer neuen Revifion zu unterwerfen. Wir haben hierüber den Antrag Uniers 
Sinanzminifteriums erholt, und befchließen und verorduen, nach Vernehmung 
Unfers Staatsraths, die Fünftige Bewilligung diefer Umzugsgebühren 
birreffend, wie folgt: en 

$. 1. Auf Umzugsgebühren CErfas der Umzugskoſten) hat jeder’ Be: 
dienftete Anfpruch zu machen, der, ohne fein Anfuchen, ohne feine 
Schuld, und ohne hbinlänglihe Entfhädigung durch Beförde— 
rung, eigentlih Vermehrung des bisherigen Gehalts, von 
einem Orte zum andern verfest worden ijt. 

$.2. Da Umzugsgebühren nur Erfas von Auslagen, und nicht 
(wie die Penfionen 2c.) Auszeichnung und Belohnung des Staatsdieners find; 
fo Eommen folche jedem Bedienfteten im weiteiten Sinne des Wortes zu, 
alfo auch 

1) denjenigen Bedienfteten, die auf die Dienitpragmatif, nad, Unferer 

- Verordnung vom 28. November 1812 *) Feinen Anfpruch haben‘, 

2) den mit andern Landestheilen übernommenen Bedienfteten, 
5) den QDuiescenten, wenn fie die Quiescenz nicht felbft nachgefucht, oder 
foiche durch ihre Schuld (man fehe unten $. 6» herbeigeführt haben, 
4) felbit den blos proviforifch Angeftellten, wenn fie bei ihrer DBerfegung 
Feine definitive, fondern wieder nur eine proviforifche Anftellung erhalten, 
$. 5. Momentane Beftinimungen an einem Orte zu Ausrichtung eines be: 
fondern befchloffenen Gefchäfts gehören nicht hieher, fondern find wie Commiſ— 
fionen mir Bewilligung von Gefährtgeldern und Diäten zu behandeln. 

$.4. Wer um Verfegung auf einen beffimmten Platz, oder eine beftimmte 
Gattung Bedienftung anfuct, kann, wenn feinem Gefuche wilffahrt wird, unter 
keinem Vorwande, felbft wenn er durch die Verſetzung an Raug und Gehalt 
verlieren folite, Entfchädigung verlangen, und find folche ungeeignete Geſuche 
ohne Inſtruirung und Gutachter gleich bei den unteru Behörden zurückzuweiſen. 

Ganz allgemeine Gefuche um Beförderung, ohne Bezeichnung eines Plases 
pder einer Art von Bedienftung, follen indeffen dem Bittſteller in feinen An 
ſprüchen auf Umzungs:Gebühren’nichts benehmen. 

$. 5. Wir werden in den bei Anftellungen durch Verſetzung zu erlaifen: 
den Tieferipten jedesmal den Umftand, ob der Angeſtellte auf jein eigenes 
Anſuchen verſetzt werde, aufnehmen laffen; fo wie wir hiemit alfen begutid: 
genden Behörden befehlen, in ihren Anträgen und Berichten dieſen Umſtand 
inner genau herzuftelfen, 





*) Giegierungdblas von Jahr 1813, See 761, - 
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5.6. Aus eigener Schuld erklären Wir einen Bedienfteren verfeht, 
wenn feine Verſetzung 
1) durch feine fubjeftive Unfähigkeit für den Poften, welchen er bePfeidet, 
2) durch Saumfal, oder andere Dienftgebrechen, 
5) durch felbftveranlaßte Perfonal:Berhältniffe, herbeigeführt worden ift. 
Auch Umftände diefer Art find in den Anträgen und Berichten immer ges 
nau aufzunehmen, damit in den Nefcripten über folche Berfegungen Unfere Ent: 
fehließung hiernach beftimmt gefaßt werden könne. 
$. 7. Vermehrung des Gehalts auf dem Poften, wohin ein Bes 
dienfteter verfest wird, in DVergleihung mit feinen vorigen Bezügen, hebt die 
Anfprühe auf Umzugs Gebühren auf, wenn diefe Vermehrung jährlich 
fo viel, oder noch mehr beträgt, ald die Umzugs-Koſten nach den unter $. 9 2. 
beftimmten Normen betragen würden. 
$. 8. Erreicht diefe Bermehrung den Betrag der Umzugs-Gebüh— 
ren nicht, fo erhält der Derfente nur den Mehrbetrag der Umzu gs-Gebühren 
gegen die Gehalts-Vermehrung. Die ohnehin nur in befonderer Beziehung 
auf die damalige Organifation erlaffene Verordnung vom 15. Sept. 1808 *) 
ift alfo hiernach als erlofchen anzufehen. 
$. 9, Die Umzugs:Gebühren werden künftig von dem Haupt:Geld: 
bezuge derjenigen Stelle, von welcher die Verfesung gefchieht, entrichtet. 


$. 10. Ueber den Betrag der Umzugs:Gebühren werden folgende 
Beſtimmungen feftgefept : 

1) der ledige Bedienftete bezieht für die erften fünf Meilen feiner 
Reife 1:4 vom Hundert jenes Haupt:Geldbezuges, für die weiteren zehn 
Meilen, nämlich von fünf bis fünfzehn Meilen einfchlüflig, %, vom Yun: 
dert, für die übrigen Meilen feiner Reife 2; vom Yundert ; 

2) der verheirathete DBedienftete ohne oder mit nicht 
mehr alsdrei noch unverforgten Kindern bezieht im erften 
Falle 2 vom Hundert, im zweiten Falle 1 vom Hundert, und im dritten 
Falle %, vom Hundert; endlich ' 

5) der verheirathete Bedienftete mitvier oder noch mehre: 
ren noch unverforgten Kindern bezieht nad) diefen nämlichen 
drei Unterfchiedsmerfmalen 214, 1% und 1 vom Hundert ald Umzugs: 
Gebühren. 

F. 11. Entfhädigungs: Zulagen und Mehrbezüge aus früs 
bern Dienft:Berhältniffen, diefe mögen pragmatifch oder nicht 
praamatifch ſeyn, — werden in jenem Daupt:Geldbezuge zu Bellimmung 
der Umzugs:Gebühren eingerechnet. Andere Neben:, Geld: oder Natural: 
Dezüge fommen hier in Beine Betrachtung. 

$. 12. Bei Berechnung der Meilenzahtiftnicht gerade die befuchtefte Poſt- und 
Landftraße, fondern der nächte Weg, jedoch mit Ausnahme der für größeres 


*) Regierun,d.lait vom Jahr 1808, Stu LV, Seite 2173, 
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Fuhrwerk unpaſſirlichen Nebenwege, anzunehmen. Unfere General: , Zolf: und 
Mauth-Direktion wird, wie bisher, in zweifelhaften Fällen die Entfernungen 
atteſtiren. 

$. 15. Die zu bewilligende Summe der Umzugs-Gebühren darf kei 
DBedienfteten mit Befoldungen von 3000 fl. einfchlüffig in Feinem Falle die Hälfte, 
und bei Bedienfteten mit Befoldungen über 3000 fl. den dritten Theil des jähr: 
lichen Haupt-Geldbezuges überfteigen, jedoch bei lestern nur dann, wenn die 
Umzugs:Gebühr mehr ald 1500 Gulden betragen würde. 

$. 14. Bei Verfegungen im nämlihen Orte, oder in der Entfernung 
einer ahtel Meile haben Peine Umzugs-Gebühreu Statt. 

$. 15. Der geringfte Betrag der zzu bewilligenden Umzugs = Gebühren 
fol jener nah zwei Meilen Entfernung feyn. Bei geringern Entfernungen 
bis herab zur achtel Meile einfchlüffig, werden die nämlichen Umzugs-Gebühren, 
wie bei einer Entfernung von zwei Meilen bewilligt. 

$. 16. Die Umzugs:Gebühren werden, um den zu Verfegenden fogleich den 
nöthrgen Vorfchub zu geben, an dem Orte, von welchem die Verſetzung gefchieht, 
angemiefen und bezahlt. 

$. 17. Bei Verfegungen und Reifen Unferes Gefandtfchaftsperfonals bleibt 
ed einftweilen bei den bisherigen befondern Beftimmungen. 


$. 18. Die General, Zoll: und Mauth:Direftion behält für 
ihr Perfonal nochihr befonderes Umzugsfoften-Regulativ vom 5. Febr. 1808 *). 


$. 19. Da die Umzugs-Gebühren bei Verfehungen der Bedienfteten 
eine bedeutende Laſt für Unfer Staats-Aerar find, deren Wir Uns, in 
foferne folhe der Dienft nicht erfordert, ein für allemal enthoben wiſſen wollen, 
fo befehlen Wir hiemit allen Behörden Unſeres Königreichs, Verſetzungen, wel 
che Unfer Aerar mit Umzugs-Gebühren befchweren, ohne Noth, und ohne we— 
fentlichen Vortheil für den Dienft, nie in Antrag zu bringen, noch minder zu verfügen. 





Ueberdie Anftellung$-, Ausſchreibe— und Botengebuͤh— 
ren verfuͤgt die k. Verordnung vom 7. Februar 1818 (Amtsblatt 
©. 885): Ä 


Gleich nad dem Antritte Unferer Regierung haben Wir zur Erleichterung 
der angehenden Staatsdiener die bis dahin bei Anftellungen im Gebrauch gewe: 
fene größere geheime Taxe mit 25 vom Hundert der Befoldung aufgehoben, und 
dafür die fogenannte Eleinere Taxe mit 10 vom Hundert für alle Fälle anzu— 
wenden bemwilfiget; jedoch mit dem Beiſatze, daß Fünftig ein Nachlaß an dieſer 
fo viel geminderten Tare nicht mehr Statt haben folle. 

Deifen ungeachtet wird die Bemerkung immer häufiger, daß die Zahlung 
Diefer Gebühr durch Nachlaß:Gefuche, ungegründete Reklamationen und andern 


— —— nt mn nn — — — —— 


*) Regierungsblatt vom Jahr 1803, ©. 474, . 
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Saumfal hingehaften, und nach vielen Schreibereien von Behörde zu Behörde, 
zulegt nur durch Befoldungs: Abzüge bewirkt werden Fönne, 

Um nun eines Theiles den richtigen Einfluß diefes Staats-Gefälles zu bes 
fördern, und andern Theiles den Pflichtigen die Zahlung zu erleichtern, verord« 
nen Wir hiemit, wie folgt: 


1) Bei der Beltimmung, daß Anftellungs: und Befoldungsmehrungd: Zaren 
durchaus nicht nachgelaffen werden, hat es fein DVerbleiben. 

2) Alle Zahlung der Anftellungs-Taren mit Einfchluß der Siegel:, Ausſchreib⸗ 
und Botengebühren gefchieht in Zukunft durch Abzüge bei jener Eaffe, 
bei welcher der Angeſtellte feine Befoldung zu beziehen hat. 

3) Die Abzüge werden vom Monate bes erften Befoldungsbezuges anfan« 

gend bis zum fechöten einfchlüffig im ſechs gleichen Friſten gemacht. 

4) Jede Caſſe oder jedes Amt, welche Befoldungen auszuzahlen haben, wers 
den bei der Anmweifung des Gehaltes von der treffenden Tar-Schuldig- 
keit in Kenntniß gefest, und haben fodann die fechsmonatlichen Abzüge 
ohne Geftattung von Einwendungen bei eigener Haftung zu machen. 

5) Für die monatlichen Beträge ſtellen die bezahlenden Eaffen oder Aemter 
Snterims:Quittungen aus. Iſt die ganze Summe erhoben, fo wird fie 
an das aeheime Zaramt eingefendet, welches dafür die Yauptquittung 

zurüc fchicket, die dann dem Debenten gegen Rückgabe der Interims— 
P Quittungen zugeftellt wird. 

6) Bei Befoldungsmehrungen ift die treffende Zare in drei gleichen Monats: 
friften abzuziehen. 

T) Bei Anftellungen und Beförderungen, bei welchen Peine Befoldungs-Tare, 
fondern nur die Ausfchreib: und Botengebühr Statt hat, fol der Abzug 
auf Einmal gemacht werden, 

Unfere Eentral:Staats:Eaffe, alle Kreis: und Spezial:Eaffen, dann Rent: 
und andere Aemter, welche Befoldungen auszuzahlen haben, werden zur genanes 
ſten Befolgung diefer Unferer Verordnung hiemit angemwiefen, und Unfer ges 
heimes Zarations:-Amt hat ſich darnach zu achten. 

Zur Erläuterurig der vorftehenden alferhöchften Verordnung vom 7. Feb. 
werden in Gemäßheit alferhöchften Reſcripts vom ‚5. November 1818 /nod) 
nachfolgende Beſtimmungen bekannt gemacht. 

1) An den zn bezahlenden Anftellungstaren kann nur dann ein Abzug ges 
macht werden, wenn durch die frühere Anftellung ein wirkliches Amt pers 
manent verliehen worden ift, und für Die Verleihung in Rüd: 
fiht auf diie damitverbundene Befoldung eine regula: 
tivmäßige Tare bezahlt wurde, 

Da die Zuftus Grunerifche Verwaltung und die gemeinfchaftliche 
Adminiftration nur interimiftifch waren, und fohin wirklich bleibende Anz 
ftellungen nicht verfügen Eonnren, fo verfteht es fich von felbit, daß nur 
die ehemals franzöjifchen Anftellungen, oder die früher bayerifchen dabe! 
in Anrechuuag kommen konnen. 
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2) Danur die regnlativmäßig vertarirte Summe in Abzug gebracht werden 
darf, fo können Naturalien= Bezüge nurtdann in Anrechnung gebracht 
werden, wenn fie in Geld angefchlagen früher vertarirt worden find. 

5) Diäten, als bloße Iagaebühren Ioder Vergütungen der Reifezehrungen 
Fönnen nicht in Anfat gebracht werden. 

In Gemäßpeit diefer k. Verordnung find demmach die ‚geeigneten Verfü. 
aungen getroffen worden, daß die noch rückſtändigen Anftellungs:Taren, Siegel-, 


Ausfchreib: und Borhengebühren, in der gefeslichen Weiſe in Abzug gebradt 
werden. 





Am 15. Dezember 1818 (Int. ©. 661) verordnete die Kreids 
regierung biezu weiter: 

Gemäß alterhöchter Verordnung vom 7. Febr. 1818 (Amtsbl. Nro. 25) 
folfen die Anftelungs:Taren, Ausfchreib: und Botengebühren, welche durch die 
Öffentlichen Beamten bei Verleihungen von Anftellungen zu entrichten find, Fünf: 
tig durch Abzüge an den Befoldungen, in ſechs gleichen Sriften von Monat zu 
Monat eingebracht werden. 

Für den Rheinkreis, wo die Erhebung diefer Taren bisher nur fufpendirt 
war, und in Gemäßheit allerhöchften Refcripts vom 3. November 1818 nun: 
mehr activirt werden fol, muß der Vollzug diefer Maßregel fowohl auf die 
bisher verliehenen Anftellungen , als auch die Fünftig erfolgenden, ia An: 
wendung finden. 

Die Anftelungstaren find von den Ausfchreibgebühren ganz —— und 
unabhängig. 

Die Anftellungs nnd Befoldungsmehrungs:Taren werden bei der Verleihung 
einer Anſtellung von dem damit verbundenen Gehalte, oder !von der Bewilli— 
gung einer Befoldungs:Erhöhung mit 10 Prozent — die Ausfchreibgebühren 
aber von der Bekanntmachung der verliehenen Anftellungen oder Beförderungen 
zu einer höhern Dienftes:Stufe, und zwar nad) vier Klaffen, zu 5, 10, 15 und 
50 fl. entrichtet; ed kann demmach eine DBefoldungsmehrungs:Tare ohne Aus: 
fchreibgebühr für einen höhern Dienft:Rang, oder umgekehrt eine Ausfchreib: 
nebühr wegen Beförderung im eine höhere Dienites:Kategorie ohne Mehruugs: 
Zare, Statt finden. Die Botengebühr zu ı fl. Faun in beiden Fällen eintre: 
ten; ift aber Beförderung im Rang und Erhöhung des Gehaltes mit einan 
der verbunden, fo wird die Botengebühr nur einfach angefest. 

In Betreff der Anftellungstaren, welche für die Verleihung von Pfarreien 
zu entrichten find, haben Se, K. Majeftät, in Erwägung der geringen Emolnmente 
der Geiftlichkeit des Nheinkreifes, durch alterhöchftes Nefeript vom 12. Jän. 
1818 die alleranädigfte Milderung auszufprechen geruht, daß alle Fatholifchen 
und proteftantifchen Pfarrer, die nicht über 400 Gulden Einfommen erhalten, 
und die proteftantifchen?, wenn fie verehelicht find, und nicht iiber 500 Gulden 
zu beziehen haben, von der Ernennungstare der 10 Prozent freigelaffen ſeyn 
ſollen. Daß herunter nicht die Befreiung von den Ausfchreibgebühren verftan- 
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den ſey, liegt fowohl in dem Ausdruck diefer allerhöchſten Vergünftigung,, als 
in dem oben gezeigten Unterfchied zwifchen beiden Gebühren und den Bedin: 
gungen, unter welchen fie Statt finden, 

Die Bedingungen, unter welchen au den jest zu vertarirenden Befoldungss 
betrigen die Befoldungen aus frühern Dienftesverhältniffen abgerechnet wer: - 
den dürfen, find durch das allerhöchſte Reſcript vom 5. Nov. 1818 (Amtsbl. 
Nro. 25) feitgefest: fie beftehen im Wefentlihen darin , daß 1) durch die 
frühere Anftellung ein wirkliched® Amt von einer ftabilen und nicht blos pro= 
viforifchen Regierung permanent verliehen war, und daß 2) von diefer Verleihung 
in Ritficht auf die damit verbundene Befoldung, eine regulativmäßige Taxe 
(wie groß oder gering folche auch geweſen fey) bezahlt wurde, 

Es ift demnach nur noch das Verfahren feſtzuſetzen, nach welchem die An: 
ftellungstaren und übrigen Gebühren einzubringen und dem Fönigl. geheimen 
Zarationsamt in Münden zu verrechnen find. 

Bisher gefchah die Erhebung zufolge alterhöchften Referipts vom 0. Dei. 
1306 durch die Expeditions-Aemter der königl. General: Kreiscommiffariate (jest 
der königl. Kreis:Regierungen), welche die erhobenen Beträge an das geheime 
Taxationsamt einfandten. 

Da aber jest die Erhebung durch Abzüge an den Befoldungen gefchehen 
fol, fo muß diefelbe Fünftig durch diejenigen Kaſſen-Aemter bewirkt werden, 
auf welche die Befoldungen zur Zahlung angemwiefen find. 


Diefe find im Rheinkreiſe: 
2) Die Eönigl. Kreishauptkaffe. 
2) Die Fünigl, Nentämter. 
5) Das königl. Bergamt für dad untere Berg: Perfonal. 

Damit jedoch das Eönigl. geheime Zarationsamt nicht mit alfen diefen Kaf: 
fen und Aemtern, fondern, wie bisher, nur mit einer einzigen Behörde zu rech— 
nen habe, fo muß die Einſammlung der eingebrachten Zaren von fänmtlichen 
übrigen Kaffen der Fönigl. Kreishanptkaffe übertragen werden, 

Um die verfchiedenen Kaffen und Aemter in den Stand zu feben, die Ab: 
züge in der gehörigen Zeit und Weiſe bewirken zu Pönnen, werden in Zukunft 
alle Anftellungen, Beförderungen und Gehalts : Erhöhungen den betreffenden 
Kaffen, wo die Befoldunaszahlungen und Abzüge zu gefchehen haben, mit An— 
gabe des Betrages der einzubringenden Zaren und Gebühren und des Termins, 
wo der Abzug beginnen fol, bekannt gemacht, in jedem Falle aber auch zugleich 
der königl. Kreishauptkaffe zur Beſorgung der Einfammlung angezeigt werden. 

Uebrigens wird man, zu mehrerer Sicherheit, die Yabzuziehenden Naten 
jedesmal in den von hier ausgehenden Befoldungsanweifungen ausdrücken laffen, 
und ed werden hiedurch fämmtliche Kaſſen-Beamten und" Einnehmer bei ihrer 
eigenen Verantwortlichkeit angewiefen, die ausgedrüdten Abzüge bei Auszahlung 
ver Mandate zuräczubehalten,"um fie der k. Kreishauptkafle zu verrechnen. 

Hiebei Fünnen folgende Fälle vorkommen: 

1) Befoldungen, welche auf die Eönigl. Kreishauptkaffe angewiefen ſind. 

Entweder geſchieht die Zahlung unmittelbar bei der königl. Kreis: 


524 Erſtes Buch. — Staatsrecht. 


hauptkaſſe ſelbſt, oder für ihre Rechnung bei einer untern Kaffe cz. 
DB. bei einer Bezirfsfaffe, bei einem Rentamt oder bei einem Steuereinnehmer) 
welche die ausbezahlte Anweijung, gehörig quittirt, ſtatt baaren Geldes an 
die Kreishauptkaffe einfchieht. 


- Am erften Falle ift die k. Kreishauptfaffe und zunächſt der Bahfmeifter 
bei derfelben für die Einbringung des Abzuges verantwortlich. 

Im Testen Sale muß der Abzug durch die unmittelbar zahlende, 
untere Kaffe gefchehen, welche für den abgezogenen Betrag eine Interims— 
Quittung ausftellt, dagegen die Beſoldungs-Anweiſung für voll quittiren läßt, 
und indem fie diefe ftatt baaren Geldes entweder direkt an die k. Sireiss 
hauptfaffe oder mittelbar durch die Bezirkskaſſe einfchießt, zugleich den Betrag 
bes Abzuges baar aufzuliefern verpflichtet ift. 


2) DBejoldungen, welche auf die k. Rentamtskaſſen radieirt find, 
Hierher gehören: 
a) Die Emolumente oder Remifen der k. Rentbeamten. 
b) Die Befoldungen der DomineOber: Beamten und des k. Stempel: 
Amtes, 
e) Die Befoldimgen des Forftperfonals. 


Ad a) Die Remifen der Rentämter werden Behufs der Tar : Entrid: 
tung nach dem Durchfchnittsertrage angeſetzt; die berechnete Tare wird fo: 
dann der einfchlägigen Dominenznfpection angezeigt; durch diefe, bei den 
zunächft erfofgenden Mentamts : Bereifungen, in den nach Maßgabe der Anftel: 
ungszeit feftzufenenden Terminen, von den Rentbeamten erhoben, und an die 
k. Kreishauptkaſſe eingejchickt. 

Adb) Die Beſoldungen der Oberbeamten und bes Stempelamtes find 
als Eentral:Ausgaben ausfchließend bei dem Rentamte Speyer zur Auszahlung 
angewieſen. Diejes hat daher auch für die Abzüge, in fo weit ed die Befol: 
dungszahlungen ſelbſt Teiftet, zu forgen. 

Da aber auch hier der Fall vorkommt, daß die Zahlungen bei den übrigen 
Nentämtern oder fonftigen Kaffen in Empfang genommen, die Quittungen 
ftatt baaren Geldes an die Kreishauptfäffe eingeſchickt uud durch diefe erit 
dem Rentamte Speyer zur Einfendung produzirt werden Eönnen, fo find in 
diefen Fällen ebenfalls die unmittelbar zahlenden Kaffen für die 
Abzüge, in fo weit folche in den Mandaten ausgedrüdt find, verantwortlich. 
Diefe liefern daher auch die bewirften Abzüge baar, mit den quittirten Man: 
daten, an die Kreishauptkaffe, jedoch für Rechnung des Rentamtes Speyer 
ein, welches fich diesfalls mit der Kreishauptkaffe bei Einlöfung der Mandate 
du berechnen hat, 

Ad c) Die Befoldungen des Forftperfonals werden bis jest, ohne befon: 
dere Anmweifungen, auf bloße Quittingen und auf den Grund eines genehmigten 
Befoldungs:Etats, in monatlichen Raten ausgezahlt, und Fönnen nur bei denjeni: 
gen —- in Empfang genommen werden, auf welche fie ſtändig radi— 
eirt find. — 
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Diefen Rentämtern liegt daher auch die Einbringung der Abzüge, welche 
ihnen von hier aus zur Erhebung angezeigt werden, allein ob. Sie haben den 
Betrag derfelben jedesmal fogleich, oder doch wenigſtens am Ende eines jeden 
Monats an die k. Kreishauptkaffe einzufiefern, 


5) Befoldungen des Berg:Perfonals. 

Bei Anftellungen in diefem Fache werden die abzuziehenden Taren jedesmal 
dem F. Bergamte angezeigt, und die Ablieferung an die Kreishauptkaffe gefchieht 
auf diefelbe Weife, wie bei dem Forſtperſonal. 

Die Ublieferungen an die Kreishauptfaffe müſſen in allen Kälfen mit einer 
Mote begleitet feyn, welche Namen und Dienftes = Kategorie der Beamten, Das 
tum der Anftellung, Betrag der Taren und der hierauf verfallenen und einges 
brachten Raten anzeigt. 

Die Interims-Quittungen, welche nad) $. 5 der alferhöchften Verordnung 
vom 7. Febr. 1818 ertheilt werden follem, find jedesmal von denjenigen Kaffen 
auszuftellen, welche unmittelbar den Abzug bewirfen. Dagegen Fönnen diefe fich 
von der Bezirkskaſſe oder von der Kreishauprkaffe, an welche fie die Gelder 
abführen, gleichfalls Interims-Quittungen ertheilen laffen. 

Diefe Interims-Quittungen werden fämmtlich gegen die Hanptauittung, 
welche die Kreishauptfaffe von dem geheimen Tarationsamte einzieht, retrogref: 
fiv in derfelben Ordnung wieder eingemwechfelt , in welcher die Gelder von einer 
Kaffe zur andern bis zur Kreishauptkaffe einbefördert wurden. 

Die k. Kreishauptfaffe hat über alle eingefammelten Beträge eine genaue 
Vormerkung zu führen, und, fo oft die Taren und Gebühren eines Individnums 
voltftändig eingebracht feyn werden, den Betrag fofort an das geheime Tara: 
tionsamt abzufenden, und für die Erhaltung und Umwechſelung der Quittung 
gegen die Interimsſcheine Sorge zu tragen. 

Die nachträgliche Einbringung der rückſtändigen Zaren wird ganz auf dems 
felben Wege vollzogen; der Abzug des erften Sechstheils geichieht an der Bez 
foldung des Monats Jänner 1819, und jener der übrigen Raten fofort an den 
unmittelbar folgenden Monaten. 

Hienach haben fih fämmtliche Fönigl. Beamten, in fo weit es fle betrifft, 
zu achten. 





Gemäß Verordnung vom 28. Sept. 1824 (Int. ©. 1213) 
follen fi) die Ernannten auch bemühen, daß fie die Quittung nicht 
blos von dem betreffenden Kaffenamte, fondern vom Tarations⸗ 
amt felbft erhalten. Weiter ift anzuführen : Verordnung vom 16. 
Sept. 1829 (Int. 265): 

Nach Art. 16,Nro. 1 des dieffeitigen Stempelgefebes v. 13. Brumär VII 


find alle Akten der gefeugebenden und volfziehenden Gewalt des Staates Rem 
pelfrei. 
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Auf den Grund diefer Beftimmung wurde vor 1814 hinfichtlich der Stem: 
pelpflichtigkeit genau unterfchieden zwiſchen eigentlichen Ernennungsdefreten, welche 
der Souverän felbft vollzogen und fogenannten Eommiffionen, die von den ein: 
- zelnen DVerwaltungsbehörden des Innern und der Finanzen ausgegangen find; 
die erfteren wurden vom Stempel gänzlich frei gelaffen, die lesteren aber 
Kraft der allgemeinen Dispoſition des Art. 12, Nro. 1, Abfab 11 des ange: 
führten Geſetzes diefer Förmlichkeit unterworfen, weil fie einen Zitel bildeten, 
und nicht unmittelbar vom Souverän ausgegangen find. Nachdem aber der 
malen, mit Ausnahme einiger. geringern Dienftesftelfen, wozu die königl. Kreis- 
regierung beruft, alle übrigen Ernemmungen der Beamten und Staatsdiener 
von Sr. Majeftät dem Könige unmittelbar erfolgen, fo wurde durch allerhöch— 
ftes Miniſterialreſcript d.d. 14. Auguft laufenden Jahres Nro. 10691 ent: 
fchieden : 

1).Daß alfe diefe Ernennungen, in Gemäßheit des Eingangs allegirten 
Befebartifeld von dem Stempel des Nheinkreifes befreit find; 

2) Daß aber die allerhöchſten Ernenunngsdekrete in der Urfchrift, nadı 
den Geſetzen und Verordnungen, welce an dem Orte ihrer Vollziehung befte: 
hen, insbefondere nach den Stempelgefesen für die ältern Kreife des König: 
reichs v. 18. Dezemb. 1812 und 11. Sept. 1835, einem Gradationsitempel 
unterliegen, welcher denn ach bei Ernennungen zu den Stellen und Aemtern des 
Rheinfreifes anwendbar ift, und dieß um fo mehr, als dein im Rheinkreiſe ange: 
ftelten Staatsdiener nunmehr gleiche Nechte mit den übrigen Staatsdienern 
des Königreichs, beigelent find. 

Ju Folge diefer alferhöchften Verfügung ift in Anfehung der von Sr. Eönigl. 
Diajeftät ausgehenden Ernennungen resp. auf den Notifißationgerlaffen der Fönigl. 
Kreisregierung und des Eönigl. Appellationsgerichts der Stempel des Rhein: 
Freifes hinwegzulaſſen und fämmtliche Staatsdiener Eönnen, ohne Erfüllung die: 
fer Sörmlichkeit, zur DBeeidigung zugelaffen werden; hingegen wird der durch 
die hiernächft folgenden Beftimmungen der Verordnung vom 18. Dezember 1812 
regulirte Gradationsftempel der Urfchrift der Ernennung mit den übrigen An: 
ftellungstaren und Ausfchreibgebühren erhoben. Was die in die Competenz der 
oberften Kreisſtellen gegebenen, widerruflichen Ernennungen betrifft, wie insbe: 
fondere bei der k. Regierung die Anftellung der Forftamtsactuare, Forſtgehülfen, 
Rentamtsboten, Gefängnißwärter u. f. w., fo hat es bei dem feitherigen Ber: 
fahren fein Verbleiben, daß nämlich dergleichen Anftellungsurkunden bei den k. 
Rentämtern vor der Beeidigung der betreffenden Individuen, für Stempel vifirt 
werden, wogegen der Gradationsftempel der ältern Kreife hinwegfällt. 





Auszug der allgemeinen Verordnung über das Stempelwefen des König: 
reihe Bayern d. d. 18. Dezemb. 1812. 
$.3. Diejenigen Inftrumente, Urkunden und Schriften, welche dem Grada⸗ 
tionsſtempel untergeſtellt werden müſſen, ſind folgende: 
k) Alle Verleihungenrfunden über geiſtliche Pfründen, Benefizien und Off⸗ 
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zien, ſo wie die Dekrete oder —— über alle Aemter im 
Hof: und Staatsdienſte, ferner alle Dekrete ind Patente über Anftellun: 
gen im Meilitärdienfte, unterliegen dem Gradationsſtempel dergeſtalt, daß 
von einemjeden Hundert®ufden des Jahrgehaltes ein Gul— 
den Stempeltare entrichtet werden nmf. 

Hierunter gehören auch alle Dienftverleihungen und Anftellungserpeditionen 
von Gerichts: und Gutsbejigern, Korporationen, und allen denjenigen, welche 
geiftliche oder weltliche Dienftesftelfen zu verleihen haben. 

1) Werden Titel und Würden verliehen, mit welchen Peine Befoldung oder 
Fein Ertrag verbunden iſt, und die fich gleichwohl den Stellen activer in 
Befoldung ftehender Hof: oder Staatsdiener affimiliren, fo wird dafür 
jene Stempeltare berechnet, welche der active Staatsdiener von gleichem 
oder ähnlichem Range nad feinem Befoldungsertrage zu entrichten 
hätte. 





Wegen der Befoldungstaren der Pfarrerf.u. Kirhliches. 

Ueber Gehalt und Penfion ſehe man Staatswirthfchaft; 
bier muß die Verordnung“ vom 28. Juni 1818 (Amtsbt. ©. 747) 
nebft der Dienftpragmatif angebracht werden: 

Durch die neue Verfaffungsurfunde', welche Se. ?. Majeſtãt Ihrem Reiche 
gegeben, haben Allerhöchſt-Dieſelben Tit. V $. 6 ausgefprochen: 

»Daf die Dienftesverhäftniffe und Penfions = Aufprüce der Staatsdiener 
»und Öffentlichen Beamten, nach der Dienftpragmatif fich richten.« 

Dadurch find den fänmtlichen definitiv angeſtellten, oder in diefer Eigen⸗ 
ſchaft bereits übernommenen Staatsdienern und öffentlichen Beamten im Rhein— 
kreiſe, auf dieſe den Staatsdienern im Allgemeinen zugedachte wohlwollende 
Fürſorge, gleiche Anſprüche eingeräumt worden. 

Da aber in dieſem Kreiſe einige von der Verwaltungsform der übrigen 
Kreiſe abweichende Einrichtungen, zum Theil auch verſchiedene Beſoldungs- Ne: 
aufative beftehen, fo haben Se. k. Maj. in Hinficht der Anwendung der Dienft: 
pragmatif in diefem Kreife einige Modifikationen nöthig gefunden, welche durch 
allerhöchftes Nefcript vom 12. Juni 1818 in folgenden Beftimmungen feftgefent 
woorden find: 

I. Das k. Ediet vom %6. Mai 1818 über die Verhältniffe der Staatsdie— 
ner , vorzüglich in Beziehung auf ihren Stand und Gehalt, erhält auch enf den 
Rheinkreis volle Anwendung , vorbehaltlich jedoch alferhöchfter weiterer Verfü: 
gung in Anfehung der dafelbft in proviforifcher Cigenfchaft übernommenen oder 
in folher Eigenfchaft feither angefteltten Individuen ſowohl, als derjenigen, 
welche nach den bis mun beftandenen Geſetzen amovibel waren, aber nur eine 
Ernennung auf beftimmte Jahre hatten, ohne daß wegen diefer Individuen 
vor oder nach Ablauf ihrer Dienftzeit eine allerhöchfte definitive Beſtimmung 
feitdem getroffen worden ift. 

U. Die nah den Beftimmungen des $. 22umd 23 dieſes Ediets treffenden 
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Dmniescenz : Gehälter und die den Wittwen und Waiſen zu bewilligenden Pen: 
fionen werden aus denfelben Fonds gefchöpft, woraus die Befoldungett gefloffen find, 

Demzufolge werden die Penfionen der Quiescenten und der Wittwen und 
Waiſen derjenigen Dienftes:Elaffen, welche ihren Gehalt aus dem fogenannten 
Finanz Fonds empfangen, auf diefen; jene der fibrigen Dienftes = Elajfen aber, 
welche ihren Gehalt aus den Kreisfonds der Steuerbeifchläge f. a. bezichen, 
auf diefe Lebteren übermwiefen. 

II. Wenn ein Quiescent, welcher aus einem oder dem andern, 3. B. aus 
dem Kreisfonds ſenie Penfion beziehet, zu einer proviforifchen Wetivität und 
bei einer auf die Fiuanz-Fonds angewiefenen Stelle berufen wird, fo empfängt 
derfelbe für die Zeit feiner proviforifhen Funktion: 

a) im Falle die Stelle, welche er verfehen fol, erlediget und ſtatusmäßig 
ift, den durch den $. 26 des genannten Edictd vom 26. Mai befkimmten 
Gehalt ganz aus dem Finanz-Fonds, 

b) wenn er aber feinen flatusmäßigen Plab erfeber, fondern auf eine be 
ftimmte. oder unbeftimmte Zeit bei irgend einer Stelle nur Aushülfe lei⸗ 
ften fol, fo hat er den Standes: oder Duiescenz: Gehalt, mie bisher 
aus dem Kreis:, und nur den treffenden Dienſtes- oder Funktions-Gehalt 
aus. dem Zinanz-Fonde zu beziehen, . 

welches auch im gegenfeitigen alle, wenn ein auf deu Finanz-Fonds angewiefe 
ner Dniescent zur Aushilfe oder Dienftesleiftung bei einer aus den Kreisfonds 
bezahlten Stelle beigezogen wird, feine Anwendung findet. 

ce) wenn der zur proviforifchen Dienftesleiftung berufene Duiscent während 
derfelben fterben follte, fo fällt die regulativmäßige Penfion feiner Hin 
terlaffenen der Kaffe derjenigen Stelle zur Laft, von welcher er den 
Dniescenz.Gehalt bezogen hat. 

IV. Im Falle der MWiedereinfesung eines Quiescenten in eine definitive 
Metivität, tritt derfelbe in den Standes: und Dienftes:Gehalt der nenen 
Stelle ein. 

St der Gefammtgehalt der neuen Stelle geringer als fein bisheriger 
Duiescenzgehalt, fo bleibt der Mehrbezug (das Surplus) auf demjenigen Fonds 
oder anf derjenigen Kaffe haften, von welcher er feinen Quiescenz-Gehalt bez: 
gen hat. 

V. Sn Hinfiht derjenigen Dienftegftellen im Rheinkreiſe, bei melden 
ein von den übrigen Kreifen verfchiedenes Befoldungs:Syftem oder eine andere 
Einrichtung befteht, find bei der Anwendung der Dienftespragmatik folgende 
befonderen Beftimmungen zu beobachten: 

1) Der Ruhegehalt der Nentbeamten, welche Feinen firen Gehalt, fondern 
nur Remiſen oder Tantiemen beziehen, wird unter Anwendung der ge: 
feglihen in Frankreich bisher geltenden Penfiong: Normen, nad dem 
Durchfchnittsertrage diefer fämmtlichen Nemifen der drei lebten Sabre, 
welche der Quiescenz oder dem Todesfalle unmittelbar vorhergegangen 
find, in foferne der Gefanmtbetrag die Summe von 1200 fl. nicht über: 
fteigt, wenn aber letzteres der Fall ift, nach 1200 fl. bemeifen. 
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Die Wittwen und Waifen werden wie die Mittwen und Waiſen 
ber Rentbeamten der übrigen Kreife behandelt. 

3) Die Steuereinnehmer, da fie zugleich Gemeindeeinnehmer find, und mit 
ihrem Dienfte noch andere Erwerbs-Quellen, Gewerbe, Güterbefit f. a. 
verbinden konnen, fo auch 

3) die Advofaten, Notarien, Gerichts: und Amtsboten ze. können an dem 

Wirkungen der Penſions-Pragmatik nicht Theil nehmen; wogegen dens 

felben überlaffen bleibt, einen eigenen Penſions-Fonds zu bilden, oder fich 
an eine andere Claſſe anzufchließen. | 

4) Solche Angeftellte, deren Gehalt bios als Entfihädigung befonderer Dienfte 
anzufehen, und deren Hauptbefchäftigung nicht der Staatsdienft ift, wie 
z. B. die Mitglieder des Medicinal:Comite’d, wie ed dermal organifirt 
ift, gehören nicht in die Gategorie der penfionsfähigen Diener, 

5) Diejenigen, deren Dienftleiftung blos in Anwendung der Börperlichen 
Kräfte befteht, oder mit den auf Taglohn gednugenen Subjecten in glei: 
chen oder ähnlichen Gategorien flehen, 3. B. Straßenwärter, Damme 
wärter f. a. haben Pein® Penfionsanfprüche, Eönnen aber nach Umſtän— 
den, nach der Pönigl. Verordnung vom 1. Jänner 1805, Art. XXIV, 
$. 21, und nach jener vom 28. November 1812, $. 11 berückfichtiget wer: 
den. Se, k. Majeftät behalten Sich aber vor, wenn Alferhöchft:Den- 
felben alfe hier zu berückfichtigenden Bälle bekannt feyn werden, befons 
dere Beftimmungen zu erlaffen. 

6) Die Pfarrer follen fo wie in den übrigen Kreifen behandelt werden, ins 
dem für die Fatholifchen Pfarrer durch eine Emeriten-Anftalt geforgt wer: 
den muß, die proteftantifchen Pfarrer aber bereits auf einen befonderg 
zu bildenden Penfionsfonds, für welchen feine Eönigl. Majeſtät auch fchon 
die Intercalar-Früchte beffimmt haben, vermwiefen find. 

7) Das Forft: Perfonal wird hinfichtlich der Penfionsanfprüche dem Forfte 
Perſonal der Ältern Kreife gleichgeftellt. 

VI Sudem Se. k. Majeftät Alterhöchft: Ihren Staatsdienern des Rheine 
Kreifes die Theilnahme an der Wohlthat der Dienftes:Pragmatik zugefanden 
haben, follen diefelben aber auch zugleich einem, fchon durch die Verordnung 
vom 8. Juni 1807 angeorditeten Befoldungsabzug, d. h. einem Wittwen:Fondee 
Beitrage unterworfen werden, über deffen Maßſtab Sich Se. k. Majeſtät aber 
durch den $. 28 des Edicts vom 26. Mai für die Zukunft weitere Verfügung 
nody vorbehalten. 


Se. k. Majeftät beftimmen vorläufig, daß 

VII Die Befoldungsabzüge oder Penfiond: Fonds Beiträge berjenigen 
Staats:-Diener, welche ihren Gehalt aus dem Finanz-Fonds empfangen, bei 
den Finanz:Kaffen, und zwar ausfchließlich bei der Kreis-Haupt-Kaſſe; die Ab: 
züge der auf die Kreis-Fonds anpewiefenen Beamten und Diener, aber bei bie: 
fen in Einnahme gefteltt werden folfen. 


VII. Aus dem Ertrage der Wittwen⸗ und Waiſen⸗Fonds⸗ Beiträge der 
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auf den Kreis-Fonds angewiefenen Staatsdiener werben die Witwen: umd 
MWaifen:Penfionen diefer Klaffe, aus den Steuerbeifchlägen aber bie Ruhege— 
hälter beftritten. 

IX, Wenn der jährliche Ertrag jener Beiträge nicht hinreicht, die ange: 
falfenen uud regulativmäßig beftimmten Penfionen der Wittwen und Waifen zu 
beftreiten, fo ift der Abgang gleichfalls durch befondere Stenerbeifchläge zu decken. 
X. Golften im Laufe des hierauf folgenden Jahres die neuen Wittwen« 
und Waifen:Penfions: Anfälle nach Abzug der Heimfälle den Ertrag der Pen: 
fions:Fonde: Beiträge und refp. der hiefür bemilligten Steuerbeifchläge überftei- 
gen, fo wird der Abzug für. dieſes Jahr aus dem Kreis : Referve: Fonds 
gefchöpft. 

Bietet aber die Einnahme einen Ueberſchuß, fo fällt folcher dem Kreis: 
Fonds zu gut und wird admaflirt. 

XI. Damit der Landrath die nöthigen Steuerbeifchäge beftimmen Fann, 
fo fol demfelben alle Jahr 

a) der Erigenz:Etat der Ruhegehälter ; 

b) der Erigenz.Etat der Wittwen: und MWaifen:Penfionen mit der entfpre 
chenden Einnahme an Wittwen: Fonds = Beiträgen für das folgende 
Sahr, und 

e) die befonders anzufertigende Rechnung über die im vergangenen Jahr 
wirklich gepflogene Einnahme, und wirklich beftrittene Ausgabe zur Eins 
fiht und Erinnerung vorgelegt werden, 

XD. Diefe Verordnung tritt mit dem Tage, an welchem die neue Eon: 
ftitution und das Edict vom 26. Mai a, e. gefepliche Kraft erhalten hat, in 
Wirkung. 


Vorftehender k. Verordnung merden hier die über die Verhältniſſe der 
Staatödiener, und über die Penfionsbeiträge derfelben früher erlaffenen Fönial. 
Verordnungen vom 1. Jänner 1805 und 8. Juni 1807, auf welche fich der $. 38 
des Edictd vom 26. Mai beziehet, beigefügt. 


J. 
Dienſtes-Pragmatik vom 1. Jänner 1805. 


Mar. Joſeph, EChurfürft xc. 

Wir haben feit Unferem Regierungsantritte wiederholte Beweife gegeben, 
wie fehr Wir das öffentliche Verhältniß Unferer Staatsdiener in der dreifachen 
Beziehung auf die Würde uud den Schuß ihres Standes, auf einen gerechten 
und anftändigen Befoldungsgrad, und endlich auf ein beruhigendes Schidjal 
ihrer hinterlaffenen Wittwen und Waifen zum Gegenftande Unferer Iandes: 
fürftlichen Angelegenheiten gemacht haben, und Wir finden das nach der neuen 
Formation Unferes Finanz-Syſtems eintretende erfte Etatsjahr vorzüglich dazu 
geeignet, ihm auch von diefer Seite eine bleibende Bezeichnung durch eine com: 
binirte und ergänzende Nedaction der desfallfigen Beftimmungen zu geben, 
wie folgt: 
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I. Der Stand eined Staatsdienerd wird nach den erfüllten Qualififas 
tiond = Bedingungen durch das Anftellungs = Nefeript, welches bei allen obern 
Stellen mit einem befondern Nominations-Dekrete begleitet wird, und jedesmal 
mit der Einreihung in den Befoldungs:Etat verbunden ift, erworben. 

N. Die auf den Etat des activen Dienftes erfcheinenden DBefoldungen 
zerfalfen in zwei Beftandtheile: 

In einen Gehalt des Standes, — und in einen Gehalt des Dienftes. 


IT. Der Gehalt des Standes ift derjenige Befoldungstheil, durch wels 
hen im Allgemeinen die Competenz des Individuums, ald Gliedes einer ge: 
wiſſen Klaffe des dienerfchaftlichen Standes gefichert wird. 

Der Gehalt des Dienftes ift derjenige Befoldungstheil, durch welchen ing: 
befondere die Befriedigung jener innern Bedürfniffe, und äußeren Formen, 
welche für das Individuum, als Functionär in der Klaffe feines Standes ents 
ftehen, gefichert ift. 

IV. Die Ausfcheidung der Befoldungen in diefe zwei Beftandtheile gefchieht 
auf eine zweifache Weiſe: 

Gie ift entweder in den Anftellungs-Referipten der Individuen ausgedrüdt, 
und hiernach in den einfchlägigen Etats aufgeführt ; in welchem Falle die ſpe— 
ciellen Beflimmungen und Pofltionen ‘des Refcriptes und des Etats entfcheiden; 

oder fie folgt den Beflimmungen eines allgemeinen Regulativs, 


V. Diefes allgemeine Regulativ umfaßt zwei Fälle, nämlich jenen wenn 
ein Haupt:Geldbezug ohne allen Nebenbezug ; und jenen, wenn zu einem Haupt: 
Geldbezuge noch Nebenbezüge, welche theils in Geld, theild in Natural:Ge. 
nuß, oder in beiden zugleich beftehen Eönnen, verliehen find, 


VI Sn jenem Falle, wenn ein Haupt:Geldbezug, ohne Nebenbezug, ver, 
tiehen ift, werden beftimmte Theile, und zwar | 
a) im erften Jahrzehent des Dienfted 
drei Zehenttheile, 
b) Im zweiten Jahrzehent des Dienftes 
zwei Zehenttheile; und 
e) nach dem Entritte in das dritte Jahrzehent des Dienftes für die ganze 
Folgezeit deifelben / 
ein Zehenttheif 
des Gefammtgehaltes ald Gehalt des Dienftes; 
und alfo 
a) in der erften Periode 
-  fieben Zehenttheile ; 
b) in ber zweiten Periode 
acht Zehenttheile; und 
e) in der dritten Periode 
neun Zehenttheile 
des Gefammtgehaltes ald Gehalt des Standes erPlärt. 
vo. In jenem Falle, wenn zu dem Hauptgeldbezuge auch Nebenbezüge, 
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und zwar entweder an Geld, oder an Natural: Genuf, oder an beiden zugleich 
verliehen find, werden 
#) zu jeder Zeit des; Dienftesjdie Nebenbezüge; und zugleich 
b) im erften Sahrzehent des Dienftes 
zwei Behenttheile, und 
e) nad dem Eintritte in das zweite Jahrzehent des Dienftes für die ganze 
Folgezeit deffeiben 
ein Zehenttheif 
des Haupt:Geldbezuges als Gehalt des Dienftes, und alfo 
a) in der erften Periode 
acht Zehenttheile, und 
b) in der zweiten Periode 
neun Behenttheile - 
des Haupt-Geldbezuges ald Gehalt des Standes erklärt. 

VID. Der Verluſt des dienerfchaftlichen Standes (Eaffation) kann nur 
nach vorhergegangener richterlicher Unterſuchung, und aus der Kraft des Ur: 
theilöfpruches eines Juſtiz⸗Collegiums erfolgen, und wird auf den unerwarteten 
Sal, daß ein Staatsdiener fähig fenn Pönnte, die perfönliche Würde des Staats: 
Oberhauptes durch Verbal- oder Real:Angriffe zu verlegen, nebft-einer ummit: 
telbar erfolgenden Suspenfion feines ganzen Standes: und Dienftes- Werhäft: 
niffes, ausdrücklich unter die gefeglihen Strafbeftimmungen aufgenommen. 

IX, Die Funktion des Dieners und der Gehalt.des Dienftes unterliegen 
jedesmal mit dem Gintritte einer richterlichen, oder einer adminiftrativen Spes . 
zial-Unterfuchung, zugleich der Suspenfion ; 

Der Gehalt des Standes wird während jeder Unterfuchung belaffen. 


X. Außer dem alle eines richterlichen Spruches hat der einmal verlie: 
bene Dienerftand und Standesgehalt die unverlegliche Natur der Perpetuität, 
AI, Die Funktion des Dieners, ımd der Dienftes-Gehalt find precärer Natur. 

Sie Fünnen, ohne Recurs an den Richter, in Folge einer adminiftrativen 
Erwägung „ oder einer organifchen Verfügung, 

entweder für immer, mittelft Dimiffion,,. 

oder für eine gewiſſe Zeit, mittelft Quiescirung benommen werden. 

AU. Der entlaffene und der quiescirte Diener verbleiben im Zitel und 
Gehalte des Standes, und verlieren das Funktionsgehalt. 

Der Entlaſſene verliert zugleich die Befugniß, ſich der mit der Funktion 
feiner Standes-Klaſſe verbundenen äußeren Zeichen (der Amtskleidung) zu 
bedienen. 

Der quiescirte Diener verbleibt im Befugniffe diefer Funktions-Zeichen, bis 
zum Wiedereintritte in eine Funktion, und die mit derfelben verbundenen Zeichen. 


XII, Aus denfelben adminiftrativen oder organifchen Motiven der Quies— 
cirung kann auch die Translocation eines activen Staatsdieners eintreten. 


Die Iocale Verſetzung darf jedoch niemals, weder eine Zurüdfesung in Be 
aiebung auf die Dienftesklaffe; | 
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noch eine Befchädigung in Beziehung auf den Gefammtgehalt, und auf die 
unvermeidlichen Koften des Umzuges feyn. 

XIV. Die Umzugs:Gebühren werden von dem Haupt:Geldbezuge einer 
Stelle, in welcher die Verſetzung gefchieht, ohne Einrechnung von Nebengeld: 
oder Natural-Bezügen,, oder von lebenslänglichen außerordentlichen Eutſchãdi⸗ 
gungs⸗Penſionen; und zwar: 

wenn ber Staatsdiener zugleich im ehelichen Stande fih befindet , 
mit 11% —, 

und außer dem Eheftande mit ı vom Hundert, auf die deutſche Meile 
vergütet, 

XV. Bei einer auf Anfuchen des Staatsdienerd erfolgenden Transloca⸗— 
tion fältt jede Klage wegen Zurücfesung, und jeder Anfpruch auf Erfap der 
Umzugs:Koften von felbft hinweg. 

XVI Das Standes: und Funktions-Verhaͤltniß eines Staatsdieners läßt 
alfe jene Privat: Verhältniffe deffelben im großen Reiche der National-Oekono⸗ 
mie zu, wofür der fpezielle Titel des Bürgerfiandes nicht erfordert, und deren 
Vereinbarung mit der Funktion nicht durch die, entweder mit einem perfüns 
lichen Betriebe, oder einem örtlichen Befise verbundene Gefahr einer Vernach— 
läßigung des Dienftes, oder eines Drudes der Unterthanen: aufgehoben wird. 

In Folge deffen bleibt der active Staatsdiener von der: Ausübung der 
ftreng bürgerlichen Gewerbe, von der Führung einer Bank oder ähnlichen An: 
ftalt, und von dem ausfchließenden perfönlihen Betriebe einer Fabrik; und- 
insbefondere der äußere Juſtiz- und Cameral-Beamte von dem Befige einer 
Outs:Realität in feinem Amtsbezirke ausgefchloffen. 

Alte übrigen zuläffigen Privat:Verhältniffe müſſen aber auch in jeder Eol: 
liſion mit den Werhältniffen der amtlichen Sunktion weichen; und Eönnen in 
Fällen einer Translocation einen Grund zu einer Reklamation darbieten. 

XVI. Der Befugniß zur Cutlaffung und Quiescirung auf Seite des 
Staates fteht eine folhe Befugniß auf Seite ded Staatsdieners mit folgender 
Modalität entgegen : 

A. Der Staatsdiener Pann zu jeder Zeit ohne alle Motivirung feine 
Entlaſſung aus dem Staatsdienfte nehmen. 

Er verliert in diefem Falle das Standes: und Dienftgehalt mit dem Ti: 
tel und den Funktions =Zeichen. 

B. Der Staatsdiener kann wegen Dienftesalter in die Quiescenz treten. 
Hiezu werden durch alle Dienftes: Klaffen volle vierzig Dienftjahre erfordert. 

Zum Gomplement des Dienftesalters dürfen alle, — unter verfchiedenen 
Regierungen des Geſammt-Churſtaates, und in verfchiedenen Dienftes= Klaf: 
fen zurücgelegten Jahre; nicht aber die Jahre der Dorbereitungöfteilen und 
einer interimiftifchen Quiescenz, gezählet werden. 

Der nach vollendetem Dienftalter in die Quiescenz tretende Staatödiener 
behält das Standesgehalt mit dem Titel, und den BREUER und der: 
tiert das Dienftesgehalt. 

GC Der Staatsdiener kann wegen Lebensalters in die Quiestem treten. 


j 
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Hiezu werden durch alle Dienftes:Klaffen fiebenzig volle Lebensjahre er: 
fordert. 

Der nad vollendeten fiebenzig Lebens jahren in die Quiescenz tretende 
Staatsdiener behält gleichfalls das Standesgehalt, den Titel und die Funk— 
tions⸗Zeichen; und verliert das Dienſtesgehalt. 

D. Der Staatsdiener kann vor der Erfüllung des feſtgeſetzten Dienſtes— 
und Lebensalters, durch phyſiſche Gebrechlichkeit, als Folge entweder eines Auf 
fern, in oder außer der Funktion erlittenen Unglückes, oder der innern An 
ſtrengung funktionsunfähig, und dadurch zur Quiescenz geeigenſchaftet werden. 

Ein ſolcher Fall muß durch die ſtrengſten Beweiſe des Factums, und durch 
die beſtimmteſten Zeugniſſe ſämmtlicher Aerzte, und competenter Geſchäfts— 
maͤnner hergeſtellt ſeyn. 

Von der Natur des hergeſtellten einzelnen zalles hängt jedesmal die be: 
fondere Erkenntniß ab; 

ob der Staatsdiener für immer — oder 

nur für eine gewiſſe Zeit — 
zu quiesciren; und ob ihm in dem einen und andern Falle, neben dem in der 
Quiescenz verbleibenden Standesgehalte und Titel, auch das Funktiousgehalt 
entweder ganz oder zum Theil zu belaſſen ſey. 

XV. Die Vorſtände und Räthe der Juſtiz-Kollegien verbleiben in al 
fen Quiescenz-Fälfen im Bezuge des verlichenen Gefammtgehaltes. 

XIX. Der Staatsdiener, welcher die Befugniß zur Dimiffion und- Qui: 
escenz ausübt, darf in Beziehung auf feinen Dienft, fich in Feinem Rückftande, 
weder an anvertrautem Staatsgute, noch an übertragener Hauptarbeit befinden. 


XX. Der in Folge einer adminiftrativen Erwägung oder organifchen Ber: 
fügung in die Quiescenz verſetzte Staatsdiener bfeibt verbunden, der Beru— 
fung in eine, feiner vormaligen Funktion angemeffene Activität, welche ihm ent: 
weder proviforifch, oder definitiv übertragen werden kann, zu folgen. 


XXL Im Falle der Berufung eines Duiescenten zur proviforifchen Yctie 
vität, wird demfelben für die Zeit diefer proviforifchen Funktion, alsdann eine 
derfelben angemeffene Dienftesjulage beftimmt, wenn fein Standesschalt nicht 
fhon das Gefammtgehalt derjenigen erreicht‘, in deren Klaffe er proviforifch 
funftionirt. | 

XXI Im Falle der Wiedereinfegung eines Duiescenten in eine definitive 
Aetivität, tritt derfelbe in den Standes- und Dienftesgehalt der neuen Stelle ein. 

Wenn der Standesgehalt diefer neuen Stelle geringer ift, als der in der 
rorausgegangenen Quiescenz verbliebene Standesgehalt war; fo wird biefer 
legte, Sowohl während der Activität in diefer neuen Stelle, ald bei einer wie: 
der eintretenden Quiescenz belajfen. i 

XXIII. Dem Staate ift es vorbehalten, außerordentliche Dienfte und 
Dpfer eines activen Gtaatsdieners, mit außerordentlichen Gratififationen zu 
erwiedern; und in Fällen einer gegebenen; oder genommenen Quiescenz ben 
befondern Werth der geleifteten Dienfte dadurch zu bezeichnen, daß neben dem 
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Standesgehalte das Dienftesgehalt, gleichfalls lebenslänglich, ald- ein Öffentliches 
Ehrenzeichen des Verdienſtes, belaffen werde. 

XXIV. Der Staat übernimmt für die, unter allen Bedingungen, unver=- 
meidlich zurückbleibende Infufficienz der Gehälter, in einem Penfions:Spfteme 
für die hinterlaffenen Wittwen und Waifen feiner Staats:Diener, deffen Re: 
gufativ in den nachfolgenden Paragraphen enthalten ift, ein, der Samilienforge 
der Staatd:Beamten, und den Kräften des Staatsvermögend entſprechendes 
Surrogat herzuftellen. 

$. 1. Die Penfion, als ein, auf die Wittwen und Kinder der Staatsdies 
ner libergehender ErgänzungssTheil der Gehälter, fchöpft ihre Bertimmung 
allein aus der Größe des von dem Erblaffer genoffenen Gehaltes; ſchließt alle 
Rückficht auf das Privatverhältniß des Reichthums oder der Armuth aus; nud 
nur die beiden Fälle: der Aetivität oder der Quiescenz, int ſich. 

$. 2. Wenn der Staatsdiener in der Dienſtes-Activität ſtirbt; erhält 
die Wittwe vom fändigen :Gefammt:Geldgehalte des Gatten einen Fünftheil 
als Penfion. 

Unter diefem Gefammt:Geldgehalte wird alfein ber an fisem Geldbetrag 
verliehene Standes: und Dienftesgehalt verftanden, 

Jene Geld:Mebenbezüge, welche entweder aus der numerären Vergütung 
von Naturalien in wandelbaren Preifen, oder auch aus ftändiichen Geldanfägen 
für ſpecielle Dienftestitel, oder aus lebenstänglichen Entfchädigungen beftehen, 
werden für die Berechnung der. Penſions-Quote, nicht in Anſatz gebracht. 

$. 3. Wenn der Staatsdiener in der gegebenen oder ‚genommenen Quies⸗ 
cenz, oder in einer waͤhrend ber Quiescenz ihm übertragenen proviforifchen 
Function flirbt ; erhält die Wittwe nur allein vom dem, dem Duiescenten in 
Geld verbliebenen Standesgehalte einen Fünftheil ald Penfion, 

$. 4. In den beiden Fällen der Activität, oder der Quiescenz des ver: 
ftorbenen Waters, erhält ein jedes Kind, als einfache oder vaterlofe Waife 
einen Künftheil; und als doppelte, oder vater= und mutterlofe MWaife, drei Zehent: 
theife der Wittwen-Penflon, als einem Unterhalts: und Erziehungsbeitrag. 

$. 5. Da bei den Gefandten wegen der höheren Forderungen ihrer äußeren‘ 
repräfentativen Bunctiong:Charactere der größte Theil des Gehaltes die Natur 
eines Dienftgehaltes trägt, deffen Ausfcheidung jedesmal der fpeciellen Beftim: 
mung, nach den individuellen Werhältniffen der Gefandfchaftsftelle, unter der 
alfgemeinen Norm vorbehalten bleibt, daß in Peinem Falle der Standesgehalt 
eines austretenden Gefandten fich über den Standesgehalt eines Eollegial:Prä- 
fidenten erheben Fönne, fo werden auch) die Wittwen und Kinder der Gefand: 
fen nach diefen befonderen Beziehungen, in Peinem Falle aber höher als jene 
eines Kollegial-Präfidenten behandelt. 

$.6. Der Penfions:Bezug der Wittwen und Kinder tritt mit jedem Mo: 
nate ein, welcher auf den Sterbe: und Nachmonat folget, für welche beide Mo— 
nate die Gehaltsraten noch verreicht werben. 

6.7. Der Penſions-Bezug einer Wittwe dauert fo fange, als dieſelbe ih: 
ren Wittwenſtand nicht verändert. 
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$. 8. Die Penfion der Kinder dauert ‚in der Regel bis :zum Schluſſe 
des 2often Lebensjahres; und ift mit dem Cintritte in das 21fte Jahr oder 
mit dem Eintritte einer frühern Verſorgung, von ſelbſt erlofchen. 
$. 9. Bon diefer Regel find ausgenommen; die Söhne und Töchter der 
Staatsminifter, und der Minifterial-Referenten, der. Eollegial-Präfidenten ; 
und Bicepräfidenten und der Chefs der Hofftäbe; der Collegial-Direktoren; 
und der Chefs der Hof:Intendanzen ; und endlich jener Kollegial-Räthe, welche 
in einer 25jährigen Dienſtes-Activität verftorben, oder. aus dem Zitel des 
Dienftes: oder Lebensalters in der Quiescenz befindlich find; diefen wird der 
Unterhalts:Beitrag bis zu ihrer Werforgung, oder wenn fie gar Peine Verſor⸗ 
gung fänden, bis zu ihrem Tode belaffen. 
$. 10. Bon diefer Regel find ferner die Kinder aller übrigen Klaſſen aus— 
genommen, wenn fie durch legal hergeftellte phufiihe Gebrechen der Moͤglich— 
feit irgend eines Selbfterwerbes, entweder für eine gewiffe Zeit oder für immer 
gänzlich beraubt find. 
$. 11. Diefe Tegale Herftellung wird dem pflichtmäßigen Zeugniſſe eines 
amtlichen Arztes, unter der Mitunterzeichnung der Polizeis:Obrigfeit.des Aufent⸗ 
halts-Ortes, mit firenger DVerantwortlichkeit für die Wahrheit des Bezengten, 
und mit der Vorſchrift einer dreifachen Gradation, anvertraut;  vermöge 
welcher entweder 
a) einefolche befchränkte Erwerbs-Fähigkeit in fremden Dienſten, oder in Ar- 
beiten zu Haufe, welche die Unentbehrlichkeit einer Nebenunterftüsung 
zurüclaffen ; oder 
b) eine gänzliche temporelle, oder lebenslängliche Erwerbsunfähigkeit; oder 
- endlich 
e) der noch fchlimmere Zuftand der Prefhaftigfeit, der gänzlichen Blindheit 
einer unausgefesteu Bettlägrigfeit, oder fonftigen Krüppelhaftigfeit, wel 
cher neben der gänzlichen Erwerbsunfähigfeit, noch fremde Dülfe in Aus 
fpruch nimmt; ausgedrückt werden muß. 
$. 12. Nach dieſen drei Gradationen wird auch nach dem Eintritte in 
das 21. Jahr, und zwar im erſten Falle die Hälfte; im zweiten Falle das Ganze 
des regulativmäßigen Unterhalts= Beitrages belaffen, oder verlieben; und im 
dritten Falle diefes Ganze mit einer Zulage feiner Hälfte, welche Zulage in 
diefen außerordentlihen Fällen auch auf die Penfionen der Wittwen ihre Aus: 
dehnung erhält, jedoch nur im gleichzeitigen Falle einer erwiefenen wahrhaften 
Dürftigfeit, und Feiner Theilnahme an einer öffentlichen Armen: oder Verpfle— 
gungsanftalt, vermehrt. 
$. 13. Die Zengniffe der Aerzte und der Polizeiftellen müffen beftimmt 
den Fall einer entfchiedenen gänzlichen Unheilbarfeit, oder Iebenslänglichen Er: 
werbs: Unfähigkeit von jenem eines heilbaren Gebrechens, oder eines zeitlichen 
Erwerbshindermiffes«, unterfcheiden; und im Testen Falle auf eine beftimmte 
Anzahl von Fahren, für welche der Unterhaltsbeitrag belaflen, verliehen, oder 
vermehrt werden foll, antragen; nach deren Verlauf die weitere Unterfuchung 
zur weiteren Entfchließung vorgelegt werden muß. 
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$. 14. Der Unterhaltungsbeiträg der Kinder verbleibt denfelben, wenn 
auch die Wittwe ihren Stand verändert, wodurchnur diefe ihre Penfion verliert. 
$. 15. Stiefmütter treten in die Penfionsrechte der leiblichen Mütter; 
und in diefem Falle verbleiben die Kinder in der Kategorie von einfachen 
Waiſen. 
$. 16. Angeheirathete Kinder eignen ſich zu dieſem Unterhaltsbeitrage 
jener Klaſſe von Staatsdienern, in welcher ihr leiblicher Vater geſtanden hat, 
und alfo zu keinem ſolchen Beitrage, wenn ſich der Vater außer dem diener⸗ 
fchaftlihen Stande befunden hat. 
$. 17. Genen Kindern, welche bei dem elterlichen Abſterben noch nicht vers 
forgt, aber durch den bereits erfolgten Eintritt in das,21. Jahr von einem 
Penftons = Bezuge ausgefchloffen find’, wird der Betrag eines Jahres von dem 
Unterhaltsbeitrage ihrer Klaffe, als augenblickliche Unterftügung, ein für alles. 
mal angemiefen. 
$. 18. Bei erfolgendem Tode penfionirter Wittwen und Kinder iſt die 
Penſion mit dem Sterbemonate erlofchen. 
$. 19. Die Penfionen der Wittwen und Kinder werden, nachdem der vers 
ftorbene Gatte und Vater - zur Seit des Todes fi in Central- oder Pros 
vinzial= Staatsdienften befunden hat, aus der Eentral: oder einfchlägigen Pros 
vinzial-Staats:Eaffe aeleiftet. 
$. 20. Die Penfionen der Wittwen und Kinder jener Diener des Hofe 
Etats, deren zum Penfions:Maßitabe dienende ,Befoldung in verfchiedenen Abe 
flufungen. zwifchen 1 und 500 fl. fältt, oder die Summe von 500 fl. erfüllt, 
werden nach demfelben Regulativ, aus der, dem Oberft:Hofmeifterftaabe ans 
vertrauten, und befonders Fundirten Hof-Elemofinariats:Kaffe geleiftet. 
$. 21. Aus eben diefer Kaffe werden folchen Hofdienern, und ihren 
Hinterlaffenen, welche im jenen fernften und niederften Graden ftehen, derem 
Criftenz, ohne zur MWefenheit oder zur Form der Staats: Regie zu gehören, 
nur precär ift, oder welche mit den auf Taglohn gedungenen Subjecten in der 
nämlichen oder ähnlichen Kategorie fich befinden, in Fällen eines in diefem 
Dienfteg erreichten, forthin erwerbungslofen Alters, oder erlittenen Unglüces, 
entweder augenblicliche, oder ftändige Unterftügungen, nach der Natur des 
ſpeziellen Falles, verreichet. 
$. 22. Der Genuß einer Penflon im Auslande iſt von einer beſondern 
höchften? Bewilligung, und in diefem Falle die Auszahlung von der Befcheinis 
gung des Lebensftandes, burch den Polizeivorftand des Aufenthaltsortes ab: 
bängig. 
$. 3. Ein Penfions:Anfpruch fällt hinweg : 
a) Bei Wittwen und Kindern derjenigen, welche nur mit dem Zifel oder 
Charakter einer Stelle befleidet waren. 
b) Bei Wittwen und Kindern derjenigen Diener, welche ohne die vorge: 
fehriebene Heirathsanzeige und Bewilligung fich verehelicht haben. 
ce) Bei Wittwen und Kindern derjenigen Diener, welche fich mm Quiescen⸗ 
ten:Stande, auch mit Bewilligung, verehelicht haben, 
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Dieſer Penſſlons-Ausſchluß wirft jedoch auf jene Kinder nicht zurück, 
welche aus einer frühern Ehe des Duiescenten, während welcdyer er ich 
im Netivitätsftande befunden hat, vorhanden feyn können, und verliert 
auch für die Wittwe und Kinder des Quiescenten bei deſſen Wiederein: 
tritt in einen definitiven Metivitätsftand, feine Anwendung. 

d) Bei Wittwen und Kindern, welche im Bezuge von Präbenden und 
Stipendien ftehen; in fo ferne derfelbe Betrag die betreffende Penfions- 
Summe erreicht, oder überfteigt; im Nichterreichungsfalle wird der, 
bie gebührende Penfion ergänzende Theil zugelegt; und im Falle, wenn 
ein Stipendium vor den Wenfionsjahren aufhört, der Eintritt in die 
volle Penfion zugeſtanden. 

$. 24. Alle Penfionen, deren Beflimmungen in den vorausftehenden 5. 
gegeben find, werden aus Staatsmitteln geleiftet. 

Diefe Präftation von Seite des Staates fchließt eine ihr zur Seite ger 
hende Errichtung einer befondern Wittwen: und Waiſen-Kaſſe aus dem Privat: 
Vermögen der zu diefem Ende in eine Gefellfchaft tretenden Glieder des diener: 
Tchaftlihen Standes fo wenig aus, daß vielmehr eine folche Affecuranz zur Ders 
befferung des Zuftandes alfer derjenigen, welche den Samilienffand der Staats: 
diener bilden, fich den angelegentlichiten Wohlthätigfeitsanftalten der Regierung 
anfchließt. 

In Beziehung auf eine folhe Wittwen- und Waiſen-Kaſſe wird im Allge— 
meinen feftgefest : 

a) Daß ihre Errihtung der freien BeitragserPlärung alfer Individuen des 
dienerfchaftlichen Standes überlaffen bleibt z 

b) dafi hiedurch das Regulativ der Penfionen aud Staatsmitteln weder eine 
Yenderung noch Schmälerung erleiden wird ; 

e) daß, da fchon Provinzial-:Wittwen:Kaffen beftehen, auch die fernere Errich: 
tung ald Provinzial:Anftalt, und ebenfo jene aus den Beiträgen der Cen— 
tral-Staatediener, ald Eentral:Staatsanftalt betrachtet werden folle ; 

4) daß der jährliche Beitrag unter alle einfchlägigen Wittwen und Kinder, 
nach einer das Verhältniß des Staats:Penfions-Regulatives beibehalten: 
den Dividende jährlich.repartirt, und die desfallſige Berechnung öffentlich 
mitgetheilt werden folle. 

XXV. Alle diefe Beftimmungen über das Verhältniß der Staatsdiener in 
Beziehung auf ihren Stand und Gehalt, und auf das hiemit in Verbindung fte: 
bende Regulativ der Penfionen und Umzugsgebühren,, erftreden fich auf diege: 
fammte Staatsdienerfchaft, welche fich entweder zum Eentraldienfte des Hofes und 
des Minifteriumd, oder zum Provinzialdienfte in allen feinen Zweigen reihet, 
mit gleicher Anwendung. 

XXVI Alle diefe Beftimmungen treten mit dem erften Januar 1805, * 
zwar für alle diejenigen, welche ſich an dieſem Tage im Xctivitätsftande angeſtellt 
befinden, oder welche von dieſem Tage an angeſtellt, quiescirt, oder in Wittwen- und 
Waiſenſtand verſetzt werden, in den bayeriſchen, oberpfälziſchen, neuburgiſchen, frän: 
kiſchen und ſchwaͤbiſchen Provinzen Unſeres Gefammt:Churftaates, in eine allge: 
meine und gleiche Wirkung. 
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Die mit den vordern proviforifchen Regulativen übereinftimmenden Gehäl; 
ter und Penſionen der vor diefem Tage quiescirten Diener, und in Wittwen: 
und Waifenjtand verfebten Individuen bleiben unverrüdt, und werben feiner 
retrogrefiiven Anwendung der gehenwärtigen Beftimmung unterworfen. 

Wir vertrauen in Unfere Staatsdiener, daß fie in diefen Beftimmungen, 
welche Wir hiedurch ausdrüclich mit dem permanenten Charakter einer conftitus 
tionellen Haupt-Randes:Pragmatif bekleiden, jene gerechte und lieberale Würdi— 
gung ihrer Standes: und Dienftesverhältniffe erkennen, und zugleich aus der 
Sorge für ihre Hinterlaffenen jene Beruhigung fchöpfen werden, deren beider: 
feitige Verbindung mit dem Bewußtſeyn der erfüllten Dienftespflicht ihnen das 
edle Loos ibrer Beftimmung in einem vollendeten Grade, und alfo in Uebereins 
fimmung mit Unfrem innigften Negentenwunfche zu bereiten im Stande feyn wird, 


au, 
Derordnung vom 8. Juni 1807, 
die Beiträge der Staatsdiener zum Wittwen: und Waiſen 
Sonde betreffend. 


Bir Marimilian Joſeph, don Gotted Gnaden König 
von Bayern. 


Wir haben aus einem von Unferem geheimen Finanz: Diinifterium Ung ers 
ftatteten ausführlichen Vortrage über! den Zuftand der Finanzen Unferd König: 
reiches entnommen, zu welcher beträchtlihen Summe fich in den verfchiedenen 
Provinzen deffelben die Penſionen und Unterftügungsbeiträge erheben, die den 
Witwen und Waifen der verftorbenen Staatsdiener darın aus den Staatskaſſen 
gereicht werden. Nun find Wir zwar weit entfernt, eine Staatsausgabe, die 
unflreitig gben fo fehr auf den Grundfäsen eines jeden, in allen feinen Bezie— 
hungen genan ermogenen, und wohlgeordnneten Regierungs:Syftemd, als auf 
den Forderungen der Billigkeit und Menfchlichkeit beruht, umgeheh, und den 
MWittwen und MWaifen wirkliher Staatsdiener Unfere Vorſorge, oder diefen 
Staatsdienern felbft die Beruhigung, die hieraus für fie auf den Fall ihres Ab: 
fterbeng entfpringt, benehmen zu wollen. 

Nicht minder finden Wir aber. der Billigfeit und richtigen Regierungs: 
grundfägen angeneffen, daß eine ſolche Unterftügung nicht den Staatskaffen 
ausfchließend aufgebürdet werde, fondern daß diefe zugleich, wie es in mehreren 
andern Staaten, und felbft. bei Unferem Mititär gefchieht, durch einen fich alls 
mählig bildenden befonderen Wittwen- und MWaifen: Fonds eine Erleichterung 
erhalte. Wir haben daher Unferem geheimen Finanz: Ministerium aufgetragen, 
Uns fiber die zweckmäßigſte Art der Bildung eines folhen Wittwen: und Wai—⸗ 
ſen-Fondes einen reiflich durchdachten Plan vorzulegen, welchen Wir fodann 
bei feiner Ausführung mit den Penfiond: nnd Unterftüsungs = Zahlungen der 
Staatskaffen in eine correfpondirende Verbindung bringen werden. Vorlaͤufig 
aber glauben Wir fchon jebt zur ernften Grundlage jenes Fondes einen Bei 
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trag beftimmen zu müffen, den alle Unfere Staatsdiener nach folgenden Por: 
men dazu Fünftig zu leiften haben, 


1) 
2) 


8) 
&) 


5) 
6) 


7) 


8) 


9) 


10) 


11) 


Diejenigen Staatsdiener, deren Befoldung und Duiescenz : Gehalt ſich 
nicht über 600 fl. beläuft, find von diefem Wittwen: und Waifen:Fondss 
Beitrage gänzlich befreiet. . 

Die Befoldingen und Quiescenten: Gehälter der Staatsdiener von 601 
fl. bis 2000 fl. leiften einen Beitrag zum Wittwen: und Waiſen-Fonde 
von 1 Procent. 

Die Befoldungen und niescenten= Gehälter von 2001 fl. bis 4000 fl. 
leiften einen Wittwen- und Waiſen-Fonds-Beitrag von 1%, Procent. 
Die Befoldungen und Oniescenten: Gehälter von 4001 fl. bis 6000 fl. 
feiften diefen Beitrag mit 2 Procent. 

Diejenigen von 6001 fl. bis 12,000 fl. mit 21, Procent. 

Alles, was mehr ald 12,000 fl. bezieht, hat einen Beitrag von 5 Procent 
zu leiften. | 

Diefer Beitrag wird. von dem gefanımten firen Geldgehalte der activen 
Staatsdiener, und von dem Standesgehalte der Quiescirenden in Geld, 
ald dem in der Verordnung dv. 1. Jänner 1805 vorgefchriebenen Maß: 
ftabe der Fünftigen Penfionen und Unterftüsungsbeiträge für ihre Witt: 
wen und Waifen, durch diejenigen Staatd:Kaffen, welche die Beſoldungs⸗ 
und Gehaltszahlungen zu leiften haben, bei jedesmaliger Zahlung ratir: 
lich abgezogen. 

Sämmtliche Kaffen fahren gleichwohl fort, die Befoldungen und Quiet: 
centen-Gehälter mit ihrer Zotalität in Ausgabe zu ftellen, und bringen 
dagegen die hieran als Wittwen- und Waiſen-Fonds-Beiträge gefchehe: 
nen Abzüge in eine befondere Einnahms = Rubrif, die den Ausgaben auf 
Menfionen und Unterftüsungsbeiträgen zur Gegen: Pofition dient. 
Sobald fih der Wittwen: und Waiſen-Fonds noch durch andere Mittel 
und Beiträge mehr ausgebildet hat, werden Wir fiber deifen weitere 
"Behandlung, feinem eigenthümlichen Zwecke gemäß, die näheren Verfü: 
gungen treffen. 

Ueber die von jedem Individunm während feiner Dienfteszeit geleifteten 
Beiträge findet nach deffen Abfterben Fein anderer Anſpruch Statt, ald 
auf die feftgefenten Penfions: und Unterftügungs:Raten von Seite fei 
ner Wittwen und Waifen. Ebenfo erlöfchen alle Anfprüche, wenn einer 
aus Unferen Dienften"tritt, wodurch überdies noch feine Wittwe umd 
Waiſen ihre Penfions: und Unterftügungsanfprüche verlieren. 

Die Ausübung diefer Verordnung befchränkt fich vor der Hand aufdieje: 
nigen Provinzen, worin die pragmatifche Verordnung vom 1. Jänner 
1805 über die Verhältniffe der Staatsdiener bereits eingeführt iſt, umd 
nimmt mit dem 1. Juli d. J. ihren Anfang. 


Da auf folhe Weiſe das Penfionsfyftem gewiffermaffen auf das Privat: 
Gigenthum gegründet, und deffen Seftigfeit und Unverbrüchligfeit dadurch ver’ 
mehrt wird, fo werben Unfere Staatsdiener außer der Billigkeit, die diefen 
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Beiträgen zum Grunde liegt, auch noch darin eine verftärfte Beruhigung für 
das Pünftige Schickſal der Ihrigen finden, 





7. Uniformen. 
Außer dem Staatödieneredict und der Dienftpragmatif befte 
ben hierüber viele Vorfchriften, wovon manche an den betreffenden 
Drten vorfommen , die übrigen hier eingefchaltet werben. 


Verordnung vom 24. ia 1818 (Amtsbl. ©. 744, die Land» 
Eommiffariate): 


Dur allerhöchſtes Mefeript vom 8. diefes Monats haben Se. Fönigl. 
Majeftät die Uniform des Perfonals der Pönigl. Land:Commiffariate in der Art 
beftimmt, daß die Land:Commiffarien die Uniform der königl. Regierungsräthe, 
jedoch die Stiderei um zwei Linieu fchmäler, und ohne eine folche auf den 
Zafchenbatten, die Actuare hingegen jene der Fönigl. Regierungs:Sefretariens 
mit Hinweglaffung der Verzierung in der Ede des Kragend und der Stickerei 
auf den Tafchen tragen follen; welches unter Hinweiſung auf die DBekanntmas 
chung vom 25. April 1817, (WUmtsblatt pag. 102) und die darin angezogene 


Verordnung vom 6. September 1808 hierdurch zur allgemeinen Kenntniß ges 
bracht wird. 





Verordnung vom 26. Juni 1818 (Amtsbl. 779, Reftoren, 

Profefforen und Schulinfpeftorem: 

Ge. königl. Majeftät haben unterm 7. Juni I. 3. alfergnädigft zu befchlies 
Gen geruhet, daß die Amtstracht der Rektoren und Profefforen an den Stu— 
dien: Inftituten und die der Bezirks-Schul-Inſpectoren, wie ſolche bereits in den 
übrigen Theilen des Königreiches befteht,, nunmehr auch im Rheinkreiſe einges 
führt werden foll. 

Indem man diefe allerhöchfte Entfchließung hierdurch zur öffentlichen Kennte 
niß bringt, hat man zugleich nachfolgenden Auszug aus den Verordnungen vom 3. 
Sept. 1809 und 24. Juli 1811 beigefügt, welche die hieher gehörigen gefeplichen 
Beitimmungen enthalten. 

Auszug aus der Berordnung vom 3. Sept. 1809, 

»Sämmtlihen Diftricts: Schul: Infpectoren 20. ift zur Auszeichnung bei 
ihren öffentlichen Amts: Sunftionen eine eigene Uniform von dunkelblauem Tuche 
mit gleichfarbigem Unterfutter und einem liegenden Kragen von veilchenblanem 
Sammet, nad) einer befondern Mufterzeichnung (Reggbl. 1809, pag- 1480, wel: 
ches bei dem k. Landfommiffariate, wo fich eine Bezirks: Direction befand, ein: 
gefehen werden kann) ein Zoll breit in mattem Golde bewilliget. Die Aermel⸗ 
auffchläge und Zafchenklappen find ungeftict von dunkelblauem Tuche; die ver: 
goldeten Kuöpfe mit dem gefrönten Löwen bezeichnet; die goldene Hutfchlinge 


und Quaften ohne Bouillons und ohne eingemifchte färbige Seide; dann bie 
Eocarde nach DBorfchrift.« 
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Auszug aus der Verordnung vom 24 Juli 1811. 

»Den Lyceal- und Gymnaſial-Vorſtänden und Profefforen ift folgende Uni— 
form ertheilt.« 

»Dunfelblauer Rock und Unterfutter; Kragen und Wermelauffchläge von 
violettem Sammet.« 

»Den Lyceal:Rectoren ift auf dem ſtehenden Kragen, und auf den Aer⸗ 
melaufichlägen and Zafchenflappen des Uniform » Kleides, nach gewöhnlichen 
Schnitte, desgleichen auf dem liegenden Kragen des Trades die Stickerei nad 
dem, im Regierungsblatte vom 1811, pag. 946, gegebenen Mufter.« 

»Den Lyceal:Profefforen, und den ihnen gleichgeftellten Gymnaſial⸗ 
Nectoren, die eben dafelbft bezeichnete Stickerei, jedoch nur auf dem ftehenden 
Kragen und auf den Aermelauffchlägen des Uniform:Kleides, mie auch auf dem 
liegenden Kragen des Frads.« 

»Den Gymnafial: Profefforen die für diefen Grad vorgefchriebene 
Stiderei mit der nämlichen Befchränfung, rückfichtlich des Kragens und der Aer⸗ 
melauffchläge. « 

»Die Vorſtände (Sub-Rectoren) der Studien: Schulen haben 
ihre befondere Stiderei auf Kragen und Wermelauffchlägen nach obiger Bors 
ſchrift.« 

»Eben ſo die Studien-Lehrer, nur mit dem Unterſchiede, daß nur der 
Kragen Stickerei hat, und die Aermelaufſchläge von dunkelblauem Tuche find.« 

»Blos den Lyceal-Rectoren und Profefforen, und den Gymnafial:Rectoven 
werden Bouillons zu der goldenen Hutfchlinge, den Cordons und der Degenguafte 
geftattet. Die übrigen vorgenannten Schulz und Studienbeamten aber tra: 
gen diefe Hut- und Degenzierden von — und eingemiſchter gelber 
Seide.« 

»Die übrigen Uniformſtücke nach * allgemeinen Norm, mit Ausnahme 
der Weſten und Beinkleider, welche bei den Schul-Beamten, geiſtlichen Standes, 
von fchwarzer Farbe feyn müffen.« 

„Nur die Lyceal:Rectoren, Gumnafial:Rectoren und Vorftände der Studien: 
Schulen find verpflichtet, bei Seierlichfeiten im Uniformskleide zu’erfcheinen ; 
den fibrigen vorgenannten Schul: und Studien: Beamten aber wird die Anſchaf— 
fung des ihnen bewilligten UniformsKleides vollkommen frei geftellt.« 

Wornach ſich jeder, den es betrifft, zu achten hat. 





Verordnung vom 21. Dez. 1818 (Amtsbl. 1819, ©. 17, Ki 
nanzyperfonaD: 

Wir ertheilen hiemit Unferer Regierung bes Rheinkreiſes, Kammer der 
Finanzen, auf ihren wegen Uniformirung des Finanzperſonals unterm 5. d. M. 
erftatteten. Bericht folgende Entfchließung : 

1) Das Perfonal der Kreis:Kaffe hat die nämliche Amtskleidung zu 
tragen, mie folche bei den übrigen Kreis:Kaffen eingeführt und durch bie Der 
ordnung vom 21. Oftober 1808 vorgefchrieben ift; 
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2) die Bezirks-Kafſiere richten fich nach den hiefür fhon in dem 
Hefeript vom 2. Juni 1818 ergangenen Beflimmungen; dagegen 
3) den Steuereinnehmern die Tragung einer Uniform nicht zufteht ; 
4) die Rentbeamten, der Stempel: Magazinsg:- Verwalter 
und die Steuer»Eontrolleure haben fih die Uniform der Rentbeamten 
in den ältern Kreifen beizulegen; eben fo auch | 
5) die Domänen: und Steuer:Infpeftoren, dann Verififae 
toren, diefe jedoch mit der Auszeichnung, daß ſolche die Stickerei um 2 Linien 
breiter, die Infpektoren aber folhe auf den TafchenFfappen tragen; 
6) die Uniform des Straßen: und Wafferbau:Perfonals wird 
nach der Verordnung vom 135. März 1807 beftimmt, nämlich : 
a) für die Bau: Infpeltoren nah $. 3 der allegirten Verordnung; 
b) für den Regierungs-Ingenieur nach $. 4, 
ec) für den Infpeftionsg- Ingenieur, nach $. 5, und 
d) für den Bau: Eondufteur gleichfalls nach $. 5. 
7) Eben fo wird auch die Uniform des Berg: und Hütten-Perſo— 
nals nach der Verordnung vom 21. November 1810 beftinnmt, und zwar 
a) für den Bergmeifter des in Kaiferslautern errichteten Bergamts, 
nach $. 5, und 
b) für den Markſcheider, zugleich Actuar, nad $. 6. 
3) Megen des Forft:Perfonals wird befondere Entfchließung er— 
folgen. 
Unfere Regierung hat hienach die geeigneten Verfügungen zu erlaffen. 





Berordnung vom 20. Februar 1819 (Amtsbl. ©. 39, For ſt⸗ 
perſonal): 

Für das unterm 14. und 27. Juli v. J. zur Direction und Verwaltung 
des Forſt- und Jagdweſens bei den Kreisregierungen angeordnete höhere und 
niedere Perfonal, ingleichen für die unterm 31. Juli v. J. bei dem Staats: Mi- 
nifterio der Finanzen organifirte Haupt-Forſtbuchhaltung wird unter zu Grunde 
Tegung der für das vormalige oberſte Forftamt beftandenen Uniformirungs:Bore 
fchrift vom 21. Juli 1808 ( Reggbl. 1808, St. 50, S. 1411 — 1416 ) die Uni: 
form in folgender Art vorgezeichnet : 

1) Für die Kreis Forft: Referenten, und für den Vorftand 
der Minifterial: Hauptforft = Buchhaltung: 

a) als Galla:Uniform, die in jener Vorfchrift vom 21. Juli 1808 den 
Dber:Forfträthen vorgefchriebene grüne Galla:Uniform; 

b) als gewöhnliche Uniform, die in jener. Vorfchrift beftimmte Uni: 
form, mit der Ausnahme, daß auch bei diefer, wie bei der ©alfa : Uni: 
form, die Hauptfarbe grün ftatt hechtgran ſeyn fol, indeffen können die 
hechtgrauen Uniformen ausgetragen werden; 

e) der Uniforms-Frack von grüner Farbe befteht gleichfalls nach der gegebenen 
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Vorſchrift, mit geſticktem Kragen, langen Beinkleidern von derſelben Farbe, 
und einer weiſen Weſte; 

2) die Uniform der Kreis-Forſt-Inſpectoren und des Haupt: 
Buchhalters der Minifterial- Haupt: $orf: Buchhaltung, 
bleibt diefelbe, wie fie gegenwärtig für die Kreis: Forft = Infpectoren fchon bes 
ftehet ; | 

8) bie Kreis: Fort: Eontrolleurs ımd die Kreis: Zorfe 
Rehnungs: Eommiffärg, ingleichen die Buchhalter umd Defina 
teurs beider Haupt-Forſt-B uhhaltung tragen die in jener Vor: 
ſchrift für die Secretärs, Rehnungs:Commiffärs u. f. w. vorgezeichnete Unis 
form, jedoch ftatt der Degen, Hirfchfänger ; 

4) bie Kreis:Forft:Officianten, ingleihen die Kanzelliften 
bei der Haupt: Forft- Buchhal tung tragen gleichfalls die dort vorges 
fohriebene Uniform der Zabelliften und Kanzelliften, und gleichfals wie die Vor⸗ 
ftehenden, ftatt Degen, Hirfchfänger. 

Nach diefen Beſtimmungen haben ſich Unfere Regierungen, Kammer der 
Sinanzen, zn achten, und hienach das Weitere zu verfügen, 


— — — — — 


Hierzu die Verordnung vom 18. April 1827 (Int. S. 314). 

Durch alterhöchfte Entſchließung vom 10. dieſes iſt Folgendes verordnet 
worden: 

1) Die Forſtbeamten und Forſtbedienſteten ſollen ſich in ihrer Amtsklei⸗— 
dung keine willkührlichen Abweichungen von den wegen der Uniformen des Forſt⸗ 
perſonlas beſtehenden Verordnungen vom 4. Juni 1804, 21. Juli 1808 und 20. 
Feb. 1819 erlauben. Epaulette und Bouillons ſind nur den königl. Kreis⸗ 
Forſträthen geſtattet. 

2) Da die Funktionen eines k. Forſtmeiſters es mit fi bringen, daß er 
ein Pferd unterhalte, und da die Nebenbezüge für den fraglichen Dienftgrad 
hienach bemeffen find, fo foll gegen diejenigen, welche mach drei Monaten die 
Verbindlichkeit ein Pferd zu halten nicht erfüllt haben, ein Abzug von 100 fl. 
von dem Geldzufchuffe, fo wie auch der 12 Scheffel Haber, welche für ein 
Dienftpferd bewilligt find, zum Beſten des k. Aerars eintreten. 

Auf den Quittungen muß von num an quartalweife durch die Diſtricts⸗Po⸗ 
lizeibehoͤrde des Amtsſitzes certificirt werden, daß das Dienitpferd gehalten 
werde. 

Nach diefen Beftimmungen hat ſich das k. Forſtperſonal genau zu achten ; 
die k. Forſt-Inſpectoren haben über ihre Erfüllung zu wachen und die k. Rent: 
ämter werden dafür befonders verantwortlich gemacht, daß fie für dag nächſt⸗ 
folgende dritte Quartal das Ratum von 100 fl. an dem Geldzufhuffe und an 
der Haberbefoldung nicht ausbezahlen, wenn der betreffende Sorftbeamte fich 
über die Haltung des Dienftpferdes durch ein Gertififat des einfchlägigen 
Landeommiffariats nicht ausgewieſen hat. 


a — 
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Verordnung vom 17. Febr. 1823 (Amtsbl. S. 33, Ge 
meindevorftehber): 

Wir haben auf euern Antrag vom 27. Dezemb, v. 3, in der Bm cht, den 
Ortsvorftehern des Rheinfreifes eine ihren Öffentlichen Dienftverrichtungen az“ 
gemeffene Auszeichnung zu geben, befchloffen, und verfügen? 

1) Sämmtlihe Bürgermeifter, ohne Unterfchied, tragen die in den fihris 
gen Kreifen Unferes Reichs für die Städte 5. Klaffe vorgefchriebenen Medail: 
len, auf der einen Seite mit Unferem Bruftbilde, und auf der andern Seite 
mit dem Namen der Gemeinde oder des Bürgermeifter = Amtes, jedoch ohne 
Wappen. 

2) Sämmtliche Adjunkten, ebenfalls ohne Unterfchied, bedienen fich der in 
benübrigen Kreifen Unferes Reichs für die Nural-Gemeinden beftimmten Medaile 
len, auf der feinen Seite mit dem bayerifchen Wappen, auf der andern mit 
dem Namen der Gemeinde, 

5) Beide Arten von Medaillen werden am einem drei Singer breiten 
heilblauen Bande um den Hals auf der Bruft getragen. 

4) Die Koften der erften Anfchaffung find aus den Gemeinde » Kaffen 
zu beftreiten; die angefchafften Medaillen bleiben Eigenthun der Gemeinden.’ 

Ihr ‚werdet zur Vollziehung diefer Entfchließung das Weitere einzulei= 
ten wiſſen. 





Verordnung vom 11. Dct. 1824 (Amtöbl. ©. 89, Fries 
densgerichtey: 

In Uebereinſtimmung mit jenen Vorſchriften, welche Wir wegen Unifor: 
mirung der Mitglieder Unſeres Appellations-Gerichtes und Unſerer Bezirks— 
Gerichte des Rheinkreiſes vermöge allerhöchſter Eutfchließung vom 15. Jänner 
1818 ertheilt haben, wollen Wir nunmehr auch rückſichtlich des übrigen Ge— 
richts-Perſonales im Rheinkreiſe die Beſtimmung einer der äußern Würde 
des Dienftes angemeffenen Amtskleidung treffen und verordnen demnach wie 
folgt: 

D Die Kriedensrichter haben die nämliche Uniform zutragen, mie fle für 
die Randrichter in den übrigen Kreifen des Königreichs vorgefchrieben iſt, (Re— 
gierungsbl. vom Jahre 1807, St. XV, ©. 553) nur mit dem Unterfchiede, 
daß Kragen und ermelauffchläge nicht von karmoiſt-rothem Tuche, fondern 
von ſchwarzem Sammet zu nehmen find. Desgleichen haben 

2) die Friedeng:Gerichtsfehreiber die für die Landgericht3:Actuare vor- 
gefchriebene Uniform, jedod mit Krägen von ſchwarzem Sammet ftatt Farmoifi= 
rothem Tuche zu tragen. 

3) Die Unter:Gerichtsfchreiber bei dem Appellationd:Gerichte tragen die 
den Ober:Gerichtsfchreibern bereits bewilfigte Uniform, und die Unter-Gerichte= 
fchreiber bei den Bezirks-Gerichten die Uniform der Gerichtöfchreiber , beide 
mit etwas fchmälerer Stiderei, 





Dr. Eiebenpfeifter'e 35 
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Cabinetsreſeript vom 20. Dez. 1825 (Amtsbl. 1826 ©. 149 
überhaupt) : 

Wir haben Uns alfergnädigft bewogen gefunden, in Anfehung der Unfern 
Hof: und Eivil: Staatsdienern bewilligten Uniformen Folgendes zu verordien : 

1) Die von Und ernannt werdenden Minifter tragen für die Zukunft die: 
jenige Uniform, welche den Staatsräthen beftimmt ıft. 

2) Da die erlaubt gewefenen Uniform: Frace Feine Erfparniß bewirken, 
in ihrem Schnitte jeder Abweichung der Mode unterliegen, und die mannig: 
faltigften Unterfleider zulaffen, dadurch aber die beabfichtigte Gleichförmigkeit 
geftört, mitunter felbft der Aufwand verlegt, und in jedem Falfe Feine genüigende 
Dienftliche Auszeichnung erreicht wird, ſo ſollen diefelben vom 1. Oftober 1826 au 
nicht mehr getragen werden. 


Hiebei wird noch bemerkt, daß ein Gefeß v. 15. Sept. 1792 das 
Tragen eines den Richtern und andern Beamten decretirten Staats— 
ſchmuckes bei fchwerer Strafe verboten hat. 


Desgleichen wurde am 31. Mai 1816 (Amtsbl. ©. 39) fols 
gendes verordnet : 


Da nah den k. bayerifchen Geſetzen es Feinem Unterthanen geftattet ift, 
ausländifche Uniformen, Orden oder andere Angzeichnungen zu tragen, ohne 
biezu die ansdrüctiche Genehmigung Sr. Maj. des Königs nachgefucht und 
erhalten zu haben, fo wird dieſes allgemeine Landgeſetz hiemit zur. Darnach: 
achtung bekannt gemacht, und allen Polizei: Behörden aufgetragen, für den 
Vollzug zu wachen. 


Sodann am 31. Juli 1816 (Amtsbl. ©. 191) weiter: 

Art. 1. Jedes Individuum, welches ausländische Uniformen oder Decora— 
tionen fernerhin tragen will, muß die deßhalb erhaltenen Patente in Original 
nebft Abfchrift der k. Landes: Adminiftration dahier, oder einer Kreis:Direction 
vorlegen. 

Art. 2. Diefe Abfchrift mit der Urfchrift verglichen, und mit derfelben 
als gleichlautend befcheinigt, wird dem Gefuch und dem Bericht an Se. Maj. 
beigefügt. 

Art. 5. Zugleich mit dem Patent ift der" Bittſteller gehalten, die Ordens: 
Snfignien vorzuzeigen, um dadurch die Gewißheit zu’geben, daß fie in der 
Form getragen werden, welche ihr die fremde Macht gegeben hat; da endlic, 

Art. 4 Alle dergleichen Gefuche gefammelt , in einem und demfelben Be— 
richt aufgenommen und begutachtet werden follen, fo werden alfe diejenigen, 
welche in dem Fall find, folche zu formiren, aufgefodert, ihre deffallfigen Einga— 

ben innerhalb Monatsfrift vom Tage der Bekanntmachung gegenwärtiger Ver— 
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ordnung einzureichen, fo wie die k. Kreis-Directionen beauftragt, über ihre 
Vollziehung zu wachen. 


8. S ie gg el. 


Ein Gefes vom 6. Pluv. 13 hatte das Staatsfiegel beftimmt, 

hat aber die Anwendbarkeit verloren. Das Decret v. 29. Bent. 13 
regulirt deſſen Vollziehung und iſt zum Theil noch anwendbar. 

Art. 1. Die Grundformen (Typen), der Stempel und Siegel follen nach 
obigem Gefete dem Münzdirektor gegeben und dem Minifter des Inuern zur 
Genehmigung vorgelegt werden. 

Art. 2. Diefe Grundformen werden dann beim Juſtizminiſter verwahrt. 

Art. 3. Für jeden Verwaltungszweig läßt die Oberbehörde für die unter: 
geordneten Siegel und Stempel zu ihrem Gebrauche verfertigen. Um Gleich: 
förmigkeit zu erzielen, foll jede Oberbehörde,, wo möglich, nur einen Künftler 
verwenden und felbft wählen. 

Art. 4. Der Juftisminifter giebt von den bei ihm verwahrten Grundfor: 
men feine Abdrücke ald jenen von den Behörden bezeichneten Künftlern. 


Durch Berordnung vom 26. Juli 1814 (Amtsbl, S. 25) 
wurden alle früher beftandenen Siegel eingefordert. Eine Verords 
nung vom 1. Suli 1818 (Int. ©. 361) beftimmt die Siegel der 
Bürgermeiftereien zu drei Gentimetern im Durchmeffer, die Ums 
ſchrift: k. bayer. Rheinkreis, und die Infchrift: Namen der Ges 
meinde. Am 12. Oct. 1826 (Int. ©. 539) wurde verordnet, baß 
die Bürgermeifter auch Siegel für Lad halten follen. 

©. auch Titel und Wappen oben. 





9, Stellung vor Geridht; Zeuguiß. 


Schon das Gefeb vom 24. Aug. 1790 verordnet Tit. II, 
Art. 13: »Das Richteramt ift von jenem der Verwalter unterfihies 
den und bleibt auf immer davon getrennt. Die Richter koͤnnen, 
unter Strafe der Pflichtverlegung, die Verwaltungsbehörden auf 
feine Weife in ihren VBerrichtungen ftören , noch die Verwaltungss 
beamten wegen Dienftverrichtungen vor fich laden.« Sodann 
fpricht der Art. 75 der Gonftitution: »Die Agenten der Regierung, 
ausgenommen bie Minifter, koͤnnen in Abficht auf ihre Amtsver⸗ 
richtungen nicht gerichtlich belangt werben, als fraft einer Ent⸗ 
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fcheidung des Staatsraths; in dieſem Falle kommen fie vor ben 
gewöhnlichen Richter. « | 

Hiezu giebt dann der Regierungs-Befhlußg vom 19. Germ. 
8 folgende Formel für. die Staatsrathsentfcheidung: »Die Konjuln, 
»fraft der Entfcheidung des Staatsrathed, gemäß Artikel 75 der 
»Gonftitution befchließen: daß (Bezeichnung der Agenten mit Nas 
»men, Vornamen und Qualität) befchuldigt, (Angabe des Berges 
»hens) wegen diefer Thatfache vor den ordentlichen Gerichten belangt 
»werden fanı. (N. B. wenn es fich von einem Vergehen handelt, 
»mweßhalb der Agent von Negierungswegen vor Gericht geftellt 
wird, fo heißt es ftatt kann, er foll belangt werden.)« Der Juſtiz⸗ 
minifter ift beauftragt diefen Beſchluß zu vollziehen. 

Am 9. Pluv. 10 erfchienen drei Negierungsbefchlüffe, vers 
möge welcher und zwar Nro. 1225 ber Generaldireftor der Dos 
mänen ermächtigt ift, die unteren Beamten dieſes Zweige ohne 
Staatsrathsentfcheidung vor Gericht zu ſtellen; Nro. 1226: ebenfo 
die Adminiftration der Nationallotterie für alle ihr untergeordnes 
ten Agenten; und Nro. 1227 desgleichen die General-Adminiftras 
tion der Poften; ganz daſſelbe wurde durch einen Regierungsbeſchluß 
vom 28. Pluv. 11 der General-Forftadminiftration geftattet; nicht 
minder durch Negierungsbefchluß vom 29. Therm. 11, Nro. 3088 
den Präfecten binfichtlich der Vorgeſetzten oder Angeftellten des 
Municipaloctrois, und 3089 dem General +-Direftor ber Douanen 
gegen alle Zollangeftellte. 

Ein Staatsrathsgutachten vom 4. Pluv. 12 erklärt, daß die 
Civilſtandsbeamten ohne Ermächtigung der Regierung vor Gericht 
geftellt werben koͤnnen. 

Ein Dekret vom 11. Suni 1806 über Organifation und Wir⸗ 
fungsfreis des Staatsraths bezeichnet im Titel III das zu beobs 
achtende DBerfahren, im Falle ber Kaifer die Belangung eines 
Qeamten verordnet. 

Das Dekret vom 9. Aug. 1806 laͤßt es im Anfehung der übris 
gen Fälle beim Vorigen. Doch find die Art. 2 und 3 noch merk 
würdig. Art. 2 fagt, daß der Zuftisminifter, wenn es einen Bes 
amten betrifft, der feinem Departement nicht angehört, dem Mi— 
nifter dDiefes Departements ed anzeigen ſolle. Art. 3. Die Bers 
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fügung des Art. 75 der Gonftitution hindert nicht, daß die Ma- 
giftrate, welche mit Betreibung der Vergehen beauftragt ſind, ſich 
von Vergehen der Beamten in Kenntniß feßen und alle Erfun- 
digungen erheben ; allein e8 darf in diefem Fall feine Vorladung 
oder Vernehmlaffung geſchehen ohne vorgängige Ermächtigung der 
Regierung. | 

Mas die Ablegung von Zeugniß vor Gericht durch die Staats» 
beamten betrifft, fo find die beftehenden Verfügungen in der Ge: 
richtsordnung nachzufehen. 





10. Rang; Feierlidfeiten, 


Bon Altern Verfuͤgungen hierüber find hier noch folgende 
anzuführen: 

Das Dekret vom 24. Meſſ. 12 verfügt ausführlich über oͤffent— 
lihe Feierlichkeiten, Rang, Eivil- und militärifche Ehren; ift aber 
größtentheils nicht mehr anwendbar, wie folgender Inhalt anzeigt: 


Erfter Theil: vom Rang und Bortritt. 
zit. 1. der verfchiedenen Behörden bei öffentlichen Feierlichkeiten. 


Abfhnitt I, Allgemeine Verfügungen. 


Art. 1. Diejenigen, welche nach den Befehlen des Kaifers den Öffentlichen 
eierlichkeiten beiwohnen, nehmen Rang wie folgt : 

Die franzöfifchen Prinzen, 

Die Großwürdenträger, 

Die Eardinäle, 

Die Minifter, 

Die Großoffiziere des Reiche, 

Die Senatoren in ihrer Senatorie, 

Die Staatsräthe auf Sendung, 

Die Großoffiziere der Ehrenlegion, 

Die Divifionsgeneräfe, in dem Divifionsbezirke, 

Die erften Präfidenten der Appellationshöfe, 

Die Erzbifchöfe, 

Der Präfident des Wahlcolfegiums während der Sitzung, 

Die Präfecten, 

Die Präfidenten der Eriminalgerichtshöfe, 

Die DBrigadegenerale, 

Die Bifchöfe, 

Die Generalpolizeicommiffäre, 
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Die Unterpräfecten, 

Die Präfidenten der Gerichte erfter Inftanz, 

Der Präfident des Handelsaerichts, 

Die Maires, 

Die Waffencommandanten, 

Die Präfidenten der Gonfijtorien. 

Art. 2. Der Senat, Staatsrath, gefebgebende Körper, das Tribunat und 
ber Gaffationshof nehmen nur Rang in jenen Geremonien, wozu fie vom Kaifer 
durch verfchloffene Briefe eingeladen werden, 

Ebendies gilt von den Verwaltungs- und Gerichtsftellen in den Städten, 
wo der Kaiſer anweſend ift. 

In den andern Städten nehmen jene Stellen den Rang, wie nadıfteht. 


Art. 3. In keinem Fall gebührt der Rang und die Ehren, welche einem Kör: 
per bewilligt find, den Individuen. 


Art. 4. Wenn ein Körper oder einer der Beamten, die im erften Art. ge: 
nannt find, in feinem Amtslokal andere Körper oder Beamten zu Feierlichfeiten 
einladet, fo behält er feinen zugewiefenen Rang, und die Cingeladenen den 
ihrigen. 


Abſchnitt I. Von der Einladung zu Hffentlihen Ceremonien, 


Art. 5. Die Befehle des Kaifers zu öffentlichen Geremonien werden, wenn 
es kirchliche find, an die Erz: und Bifchöfe, wenn bürgerliche, an die Prä— 
fecten gerichtet. 


Art. 6. Wenn im Wohnſitz deffen, der die Befehle empfähgt, Beamte von 
höherem Range wohnen, fo begibt fich jener zu dem des höheren Rangs, um 
mit ihm fiber Tag und Stunde fibereinzufommen, 

Im andern Fall verfammelt er fchriftlich alle Beamten, deren Mitwirkung 
nur Vollziehung der Befehle des Kaifers nöthig ift. 


Abſchnitt III. Reihenfolge der Autoritäten. 


Art. 7. Die öffentlihen Autoritäten vereinigen fich bei der Perfon, welche 
den erften Rang hat. 


Art. 8. Die Prinzen und übrigen im erften Artikel bezeichneten Perfonen 
gehen nach der dortigen Reihenfolge, fo daf immer der Erfte dem Rang nad 
den Zweiten zur Rechten und den Dritten zur Linken hat, u. ſ. f. 

Die Körper marfchiren in folgender Ordnung : 

Die Glieder der Appellationsgerichte, 

Die Offiziere vom Stab der Divifion, 

Die lieder der Eriminalhöfe, 
. Die Präfecturräthe, (der Generalfecretär jedoch mit den Präfecten), 

Die Glieder der Gerichte erfter Inſtanz, 

Der Municipalrath, 
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Die Offiziere des Stabs des Plabes, 
Die Glieder der Handelsgerichte, 
Die Friedensrichter, 

Die Polizeicommiffäre.: 


Abſchnitt IV. Wie Autoritäten aufgeftellt werden, 


Art. 9. In der Mitte des Orts, wo die Feier gefchieht, ftehen foviel 
Sitze ald Prinzen, Großwürden und National:-Autoritäten. Wenn Fein Prinz 
zugegen, bleibt der mittelfte Sis leer. Dann fommen die andern oben ge: 
nannten Perfonen. 

Art. 10. Gehen, bei kirchlichen Seften, nicht alle Perfonen in den Chor, 
fo werden die Glieder im Schiff aufgeftellt, nach dem Rang ihrer Chefs. 


Art. 11. Jedoch werden, durch Benehmen mit der Firchlichen Bebörde, 
foviel Chorftühle als thunlich vorbehalten, welche vorzugsweife für die Prä— 
fidenten und Prokuratoren der Gerichte, die erften Offizieren des Stabs, den 
Oberoffizier der Gendarmerie, den Doyen und die Glieder der Präfectur 
beſtimmt find, 

Art. 12. Die Feier beginnt nicht, bis die Autorität, welche dei erften 
Platz einnimmt, fich geſetzt hat. Sie ift auch die erfte, die fich wegbegibt. 

Art. 15. Den verfammelten Autoritäten werden Begleidungen von Linien: 
truppen oder Gendarmerie gegeben, wie led im Zitel von den Militärehren 
verfügt ift. 


Zweiter Theil, Militärifche und bürgerliche Ehren. 
: Diefer ganze, lange zweite Theil ift nicht mehr anwendbar. 
Durh Defret vom 16. Frim.”14 wurde in Anfehung der 
Specialgerichte beftimmt, daß die Nichtglieder der Griminalhäfe 
nach dem legten Richter diefer Höfe, unmittelbar vor dem Gene: 
ralprofurator kommen; die Civilgerichtsglieder aber ihren gewöhn- 
lichen Rang einnehmen, 


Nach dem Defret vom 11. April 1809 erhalten die Offiziere 
und Glieder der Ehrenlegion eine eigene Banf und folgen auf 
die Fonftituirten Behörden. 


Das Staatsrathsgutachten vom 1. Juni 1811 beftimmt, daß 
ber Affifenpräfident den Platz des Griminalhofspräfidenten einnimmt, 
die uͤbrigen Glieder, fofern es Appellationsräthe find, ihm folgen ; 
wenn ed aber Glieder des erften Snftanzgerichts find, ihren ger 
wöhnlichen Rang behalten. 
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11. Schreibmaterialen. 


Alte koͤnigl. Stellen uud Behörden follen, gemäß koͤnigl. Re: 
feripts, die Schreibmaterialien, foviel als thunlich, von inländijchen 
Fabrikanten Faufen. (Int. 1827, ©. 443). 


[ —— —— — — 


Viertes Capitel. 
Geſetzgebung als Verwaltungsſache. 


Die Behoͤrden, welchen die geſetzgebende Gewalt beiwohnt, Koͤ⸗ 
nig und beide Kammern, haben wir oben kennen gelernt; desgleis 
chen den Wirfungsfreis derfelben. Die Gefeßgebung felbft ent- 
hält mehrere Momente oder Verrichtungen, die man wohl unter- 
fcheiden muß: 1) die Initiative oder der Vorfchlag zu Gefegen, 
welcher dem Könige allein zufteht. Dies fegt die Vorbereitung eines 
Entwurfs voraus, welche ein Gegenfland der Verwaltung iſt; die 
Borberathung bed Entwurfs gefchieht im Staatsrath, wie wir ges 
fehen haben. Die Kammern Fönnen jedoch bei der Staatsregierung 
auf Vorlage eines Gefegentwurfs über jeden beliebigen Gegenftand 
antragen. 2) Die eigentliche Gefeßgebung als Willensakt, wels 
che darin befteht, daß ein von dem Könige den Kammern vorges 
Iegter Gefegentwurf von biefen berathen und mit oder ohne Ab— 
Änderungen angenommen und fodann vom Könige fanctionirt oder 
beftätigt werde. Hiemit ift dad Geſetz vollendet und gültig; 
aber noch nidht geltend, was erft 3) durch Verkündung des Ges 
feße8 gefchieht. Die unten folgenden Verordnungen beftimmen, 
daß ein Geſetz als verkündet, fomit geltend zu betrachten fey, for 
bald das Amtsblatt, worin es fteht, den Behörden zugefandt wor⸗ 
den, mworunter wohl in ben Gemeinden bie Bürgermeifter zu vers 
fiehen feyn werben, 


Bon der eigentlichen Gefeßgebung muß man dad Recht Vers 
drdnungen zu erlaffen wohl unterfcheiden. Hiezu ift die Mits 
wirfung der Stände nicht erforberlih. Die Verfaſſung beftimmt 
bierüber nichts Näheres. Da aber die Befügniffe der Kammern 
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durch die SS. 2 bis 19 des Tit. VII der Verfaſſungs-Urkunde bes 
ſtimmt find, fo ergibt ſich, Daß die Staatsregierung über alle Ges 
genftände, wozu die Zuftimmung der Stände nicht ausdruͤcklich 
durch die Verfaffung gefordert wird, und zur Vollziehung der Ges 
feße felbft die nöthigen Verordnungen erlaffen kann. 

Die Ausübung diefed Verordnungsrechts ift unter die Stantöbes 
börden nach ihrem betreffenden Wirfungsfreis vertheilt; doch föns 
nen eigentliche Verordnungen nur vom Könige oder der Staates 
regierung felbft ausgehen. Die Kreisregierungen koͤnnen Polizeis 
und andere Verfügungen treffen. Die Land-Commifjariate fafjen 
Befchlüffe. Desgleichen die Buͤrgermeiſter und Gemeinderäthe, 
welche letzteren der Beftätigung der Land-Commiſſariate bedürfen. 
Die Gerichte erlaffen in gewiſſen Fällen auch Befchlüffe oder Or⸗ 
donnanzen in Beziehung auf ihren Dienft. Andere Staatebehörben 
koͤnnen wohl Dienftvorfchriften und Anmweifungen geben, die für die 
untergeordneten Behörden verbindlich find; aber fonftige Verfügungen 
nicht treffen, welche für die Bürger verbindlich wären. 

Uebrigens darf feine Verordnung den beftehenden Berfaffungs; 
und andern Gefegen zumiderlaufen. 

Nun wollen wir von ben ältern und neuern Geſetzen und 
Verordnungen, welche fich auf diefe Materie beziehen, die noch gels 
tenden bier aufführen: 

Der Beichluß des Regierungs-Commiffärd vom 5. Brümär 
7 (9. 15, ©. 21) hatte verordnet, daß alle deſſen Verordnungen 
und Befchlüffe in den neuen Departementen zehn Tage nach ihrer 
Anfunft bei den Gentralverwaltungen in Kraft treten. 

Ein Befchluß der Gonfuln vom 16. Prär. 8 verordnet, daß 
bie Gefeß-Bulletind den Präfeften, von diefen den Unterpräfeften, 
von diefen den Maird zugefendet werben follen. Ein anderer Bes 
fhluß vom 29. Prär. 8 beftimmt den Preis, deſſen Ertrag zur 
Beftreitung der Druck- und Verfendungsfoften verwendet werden 
fol. Ein Gefeß vom 19. Frim. 10 ordnet dies genauer und über; 
läßt den Drud der Druderei der Republik. Merfwürdiger ift der 
Beihluß vom 5. ‚Bent. 10, welcher eine fortfchreitende Bebeffes 
rung der Gefeßgebung bezwedt, und unten fe Gerihtsver 
faffung mitgeteilt werden wird. 
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Das Geſetz vom 14. Vent. 11 uͤber Verkuͤndigung, Wirkung 
und Anwendung der Geſetze iſt in das ſpaͤtere bürgerliche Gefeß- 
buch aufgenommen, Art. 1 — 6. 


Ein Staatsrathegutachten vom 25. Prär. 13 gehtdahin, daß 
die Faiferl. Defrete in den Departementen verbindlich feyen, von 
dem Tag an, wo fie am Hauptort deffelben angekommen find, ge 
mäß dem Gefeß vom 12. Bend. 4, welches dieffeits nicht publiziert ift. 

Ein Defret vom 6, Suli 1810 lautet alfo: 

Gewinnfüchtige Spekulanten beeilen fich, Geſetze drucken und vertheilen zu 
laffen, noch ehe folche vom gefebgebenden Körper angenommen worden; darand 
entftehen fehlerhafte Ausgaben, welche die Partheien,, ihre Anwälte und felbft 
Richter irre führen können: allein mit Unterdrücung eines folchen Mißbrauchs 
haben Wir Feineswegs die Abficht, Unfere Unterthanen des DVortheils zu be 
rauben, den Gegenftand der Senatsconfulte, Gefebe und Verordnungen vom 


Aguenblicke an, wo fie angekündigt werden, wie bisher durch die Tageblätter Fen- 
nenzu lernen. Verordnen daher: 


1) Es ift Sederman verboten, Senatusconfulte, Gefebbücher, Geſetze und 
Verordnungen drucden und vertheilen zu laffen, ehe folhe ins Gefegbiületin 
eingerückt und im Hauptort des Departements verkündet fiud. 


2) Die in Zumwiderhandlung erfcheinenden Ausgaben follen in Befchlag ge: 
nommen und durch das Zuchtpolizeigericht die Eonfisfation ausgefprochen wer: 
den, auf Antrag des Generalprofurators. 


Ein Dekret vom 22. Jaͤnner 1811 enthält die befondere Bes 
flimmung, daß eine Summe von fechstaufend Franfen aus dem 
Ertrag der Gefeßbülletins, auf Antrag des Inſpektors der Drus 
cerei, durch den Suftizminifter als Gratififation vertheilt werden 
fol — ohne Zweifel unter die Angeftellten der Druckerei. 

Mancherlei Verfügungen in Bezug auf Vertheilung der Ge: 
feß-Bülletins enthält fodann das Defret vom 25. Mai 1811. 

Endlich ein Staatsrathsgutachten vom 7. Jänner 1813 gebt 


dahin, daß ferner das Bülletin die einzige authentifche Verkuͤndi⸗ 
gung der Gefeße und Defrete fey. 


Bor dem Jahr 8, und zwar vom 21. Frim. 6 an, verkündete 
ber Regierungscommiſſaͤr der vier Departemente des Iinfen Rheins 
Ufers die Altern und laufenden Gefege und Verorönungen, auf 
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deren Sammlung fih der Befchluß vom 9. Flor. 7 bezieht. Diefe 
Sammlung enthält 22 Hefte in 11 Bänden (nebſt 2 Heften 
Snhaltsverzeichniffen im 12. Band). 


Durch das Gefeß vom 18. Bent. 9 und den darauf erfolgten 
Negierungs-Befchluß vom 29. Meſſ. 9 wurden zwar die vier Des 
yartemen teerjt bdefinitiv mit Franfreich vereint; doch beginnen 
die Gefeßbülletind fehon mit dem 1. Vend. 8, und bilden big zum 
5. Ergänzungstag 10 ein Ganzes für fich, die fogenannten hundert Bülles 
tinds. Bon da an gehen die Bulletins fort bis zur Ruͤckkehr des 
Landes an Deutfchland. Jetzt verfündete der General-Gouverneur, 
darauf die Öftreichifchsbayerifche und dann die bayerifche Landes: 
Adminiftration, zuleßt die jetzige Kreis-Regierung in den Amts— 
blättern, vom Jahr 1818 an auch in Intelligenzblättern ihre Bers 
ordnungen, fowie die neuern Gefege. Diefe Blätter find die ein- 
zigen authentifchen Quellen. Im Jahr 1826 wurden. bie bloßen 
Verfündigungen von den amtlichen Verfügungen, die bis dahin mit 
jenen vermifcht in den Intelligenzblättern erfchienen waren, getrennt, 
und in die Beilagen vermwiefen. Bom Sahr 1831 an endlich ift 
das Amtd- und Intelligenzblatt in diefer Weife vereinigt. 

Hier folgen nun die jeßt gültigen Beſtimmungen hinſichtlich 
des Amts⸗ und Sintelligenzblattes, und zwar die jüngfte zuerft: 


Verordnung v. 15. Dez. 1830 (Amtsbl. ©. 391): 


In Gemäßheit einer allerhöchſten Entfchließung vom 12. Juli l. 3. fol 
das Amts- und Intelligenzblatt des Nheinkreifes, unter die: 
fem Titel, vom 1. Januar 1851 angefangen, vereinigt erfcheinen. 


Daffelbe wird alle Gefese und Verordnungen, dann alle amtlichen Be: 
Fanntmachungen und Dienftesnachrichten enthalten, welche nach der Verordnung 
vom 12. Dezember 1817 (Amtsblatt Seite 627) bisher in beiden Blättern ge: 
fheilt waren. 


Diejenigen Bekanntmachungen und Ankündigungen, welche in die Kategorie 
‚der Verordnungen ımd Dienftes:Inftructionen gehören, und blos ein vorüberge: 


hendes Intereſſe darbieten, follen fortwährend in die Beilagen aufgenommen 
werden. " 


Der Preis des vereinigten Amts: und ntelligenzblattes wird auf vier 
Gulden feftgefest. ä 


An die k. Behörden und Staatsbeamten, welche das Amts: und Intelli— 
genzblatt bisher frei erhalten haben, wird ſolches auch fernerhin Foftenfrei, den 
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Gemeinden aber und denjenigen Pfarreien, welche ed abznnehmen verlangen, 
gegen Entrichtung des Abonnements: Preifes abgeliefert werden. 

Die E. Land: Commiffariate werden beauftragt, noch vor Ablauf des Fahre 
das Merzeichniß der Gemeinden, und der fich in obigem Falle befindenden 
Pfarreien an die Erpedition des Amts: und Intelligenzblattes einzufenden, 
damit die Auflage darnach bemeffen werden kann. 


‚Den k. Notären, Advofaten und Steuereinnehmern ift es frei gefteltt, das 
Amts: und Intelligenzblatt für oben beftimmten Preis zu halten, und man 
wird für Diejenigen, welche noch vor Ablauf des Jahrs ihre Beftellungen 
machen, die Verfendung auf die bisherige Art beforgen laſſen; Beftellungen 
nach folcher Zeit find wie von Privaten bei der nächftgelegenen k. Poſtverwal— 
tung zu treffen. 

Im Uebrigen bleiben die Beftimmungen der oben angeführten Verordnung 
vom 12. Dez. 1817 aufrecht. n 


Die hier erwähnte Verordnung vom 12. Dez. 1817 (Amtsbl. 
©. 627) lautet alfo: 


Nachdem Se. Maj. der König die Vermehrung der Verwaltungs-Stellen 
im NhHeinfreife bereits genehmigt haben, fo muß fich die Herausgabe der bis— 
herigen Bezirks: Anzeigeblätter mit dem 1. Januar Fünftigen Jahres fchließen. 

Um daher dem Bedürfniffe eines öffentlichen Blattes zur Aufnahme amtli: 
her Anzeigen, und der dem Publifum nothwendigen und nüslichen Mittheilun: 
gen zu begeanen, hat man befchloffen, neben dem bisherigen Amtsblatte, vom 
1. fünftigen Monats anfangend, ein eigenes Kreis: Jutelligenzblatt verlegen zu 
laffen, und in den Städten Speyer, Frankenthal, Kaiferslautern, Zweibrücken 
und Landau die Herausgabe von Wochenblättern zu geftatten. 


Da hiedurch verfchiedene Modifikationen der bisher hierüber beftandenen 
Derfügungen nöthig werden, fo wird feftgefest wie folgt:, 


—Artikel ll. 
Boom Amtsblatte. 


2) Das Amtsblatt, zur Publication der Gefebe und Verordnungen umd der 
Dienftes: Nachrichten beftimmt, wird in derfelben Form, wie bisher, erfcheinen. 
Nach gefchehener Verfendung deffelben an die Behörden wird der Inhalt nach 
$. 1 der Derorduung vom 23. Mai (Amtsbl. S. 31) als gefeglich publicirt an: 
genommen. *) 





*) Diefer d. lauter alfo: „Alles, was in dem Wntöblate ericheiner, wird nad ge⸗ 
fhhehener Zufendung an die königl. Behördenals geſetzlich publizirt angenommen, und es fann 
dagegen von Niemand die Entihuldigung der Unwiſſenheit eingewender werden,’ 
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2) Der Preis des Amtsblattes wird für die Zukunft auf drei Gulden 
feftgefest, welche halbjährig pränumerando zu bezahlen find. 

3) Die DVerfendung des Amrsblattes an ‚die k. Behörden, Pfarrämter 
und Gemeinden gefchieht wie bisher, jedoch von der Erpedition des Amts: 
und Sintelligenzblattes, und die dafür zu entrichtenden Beträge werden von den 
Bezirks Kommiffariaten erhoben, und unmittelbar an dieſe Expedition einge: 
fendet *). 

4) Die Berfendung an Privatperfonen gefchieht durch die k. Poft:Behörs 
den gegen eine neben dem Abonnements:Preife halbjährig mit acht und zwanzig 
Kreuzer voraus zu erlegende Vergütung. 


5) Die Beftimmung der allegirten Verordnung vom 23. Mai 1816, $. VII, 
in Hinficht der Aufbewahrung des Amtsblattes bei den Gratis = Empfängern, 
Stiftungen und Gemeinden, wird wiederholt zur genauen Beobachtung anem: 
pfohlen. 

6) Dagegen find durch die Beftimmung sub Nro. 3 die Bezirfsfaffen und 
die Kreiskaffeider hierauf Bezug habenden Einnahmen und DVerrechnungen für 
die Zukunft enthoben. 


Artikel Il 
Bom Intelligenzblatte des Rheinfreifes. 


1) In dem Intelfigenzblatte des Aheinkreifes werden unter der Auffchrift 
»Amtliche Artikel« alle Bekanntmachungen der adminiftrativen und Yufkiz = Bes 
hörden, Vorladungen, Zwangs-Verſteigerungen, Polizei:Verfügungen, fo wie 
alte Bekanntmachungen aufgenommen, deren Einrüdung in ein öffentliches Blatt 
durch die Geſetze vorgefchrieben ift. 

Unter der Auffchrift »Nachrichten« werden darin die übrigen dem Publikum 
nothwendigen oder nüslichen "Artikel und Notizen über gemeinnüsliche Gegen: 
ftände mitgetheilt werden. 

2) Diefes Intelligenzblatt erfcheint vom 1. Fünftigen Dionats und Jahres 
an, jede Woche zweimal, wenn hinlängliche Materialien vorhanden find. 

5) Der Preis für den ganzen Jahrgang des Intelligenzblattes ift auf zwei 
Gulden feftgefegt, und muß von den Empfängern halbjährig vorausbezanlt 
werden. 

4) Die Pflichtigkeit zur Abnahme des Kreis» Intelligenzblattes bleibt dies 
felbe, wie fie in Hinficht des Amtsblattes bereits feftgefest ift. Ebenfo gefchieht 
die Vergütung des Preifes aus demfelben Fond, aus welchen das Abonnement 
des Amtsblattes Keftritten wird. 


5) Die Verſendung, fo wie die Erhebung der Beträge gefchieht nach den 


*) Die Erhebung gefhieht ſchon lange durch die Steuerämter. 
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Beſtimmungen, welche oben Art. I Nro. 5 und 4 für das Amtsblatt feſtge— 
fest find. 

6) Alle Behörden und Partheien überfenden die Artikel, deren Bekannt: 
machung fie wünfchen, unter der Adreffe: 


»An 
die Expedition des Amts- und Sntelligenzblattes in Speyer.« 

Letztere in franfirten Briefen. 

Alle Bekanntmachungen, welche am erften MWochentage bereits eingefommen 
find, folfen im Verlauf der Woche aufgenommen werden, 

7) Inſerate in Parthie: nnd Privatfachen werden mit zwei Kreuzer für 
jede gebrochene Zeile honorirt. Die Erpedition wird hierüber Vormerkung 
halten, und die ausftehenden Beträge vierteljährig durch die k. Bezirks = Kom: 
miffariate einheben. 


Artilel m. 
Bonden Bohenblätterm, 


1) Die MWochenblätter find dem Iocalen Bedürfniffe der Städte Speyer, 
Sranfenthal, Kaiferslautern, Zmweibrücen und Landau gewidmet, und nehmen 
nur Anfündigungen von Privat-Verkäufen, Vermiethungen und Polizeis:Taren 
PViftnalien:Preife, Anzeigen über die Gebornen, Getrauten und Geftorbenen, 
über angefommene Fremden, gefundene oder verlorene Sachen, und andere Ge: 
genftinde von blos localem Intereſſe auf, 


2) Amtliche Nachrichten dürfen darin nur auf befonderes DBerlangen der 
Behörden, und dann Eoftenfrei aufgenommen werden, 


5) Die Herausgabe der Wochenblätter bleibt Privat:Uinternehmen, jedoch) 
unter der Aufficht der Eönigl. Bezirks-Commiſſäre. 

4) So wie daher Feine Verpflichtung zur Abnahme derfelben befteht, bleibt 
die Beftimmung des Preifes dem DBerleger überlaſſen. Nur darf er für die In— 
feration von Privat:Befanntmahungen nie mehr als drei Kreuzer für die gebro: 
chene Zeile anfodern, 

5) Die Wochenblätter müſſen vor ihrer Ausgabe mit dem Imprimatur 
des betreffenden Bezirks: Kommiffärs verfehen feyn, und es müffen von jedem 
DBlatte ſechs Eremplarien Foftenfrei an die Regierung eingefendet werden. 

Dom erften Fünftigen Monats und Jahres treten die gegenwärtigen Be 
ſtimmungen in Wirkung, 


Zweiter Abſchn. — Verfaſſungem Beſtandtheile des Staates. 559 


Fünftes Capitel. 
Staatsverträge. 


Alle vorhandenen Staatsvertraͤge ſind unter den betreffenden 
Rubriken vorgetragen, naͤmlich Freizuͤgigkeit, Vaganten und arme 
Kranke, Forſtfrevel, Militaͤrcartele, Gericht skoſten, Handeld- und 
Mauthverbindung, wo man ſie nachſehen kann. 

Hier iſt in ſtaatsrechtlicher Beziehung im Allgemeinen nur 
zu bemerken, daß dem Könige verfaſſungsmaͤßig allein das Recht zuſteht, 
mit andern Staaten in Unterhbandlung zu treten und DBerträge 
abzufchliegen. Dabei muͤſſen Hauss und Familien und andere 
Privatverträge von den eigentlichen Staatsvertraͤgen wohl uns 
terfchieden werden. Sene beurtheilen fi) nach dem Privatfüritens 
reht und gehören nicht hieher. Staatsvertraͤge werden durch 
das verantwortliche Staatsminifterium äinnerhalb der verfaf- 
fungsmäßigen Grenzen im Intereſſe des Staated verhandelt und 
gefchloffen. Verträge über Hardelsverbindungen, Auslieferung der 
Deferteurs, Freiziigigfeit, Behandlung der Baganten, Beltrafung 
der Frevel in Grenzwaldungen u. f. w. gehören in dieſe Kategorie 
Uebrigens haben Staatöverträge, auf verfaffungsmäßige Weife ge: 
fchloffen, für Volf und Staatöbehörden die Kraft der Gefege und 
wmiüffen als folche beobachtet werben. 





Sehste3 Capitel. 
Zeitredhnung. 


Die republifanifche Zeitrechnung begann gemäß Geſetz vom 4. 
Frim. 2 und 7, Fruct. 3, den 22. Sept. 1792, ald dem Stiftungs- 
tage der Nepublif, um 9 Uhr, 18 Minuten, 30 Secunden des 
Morgens; jedes Jahr fing dann um Mitternacht des Tages an, 
aufmwelchen die Tag» und Nachtgleiche für die Parifer Sternwarte fiel. 
E83 war in zwölf Monate, jeder in drei Defaden oder Wochen 
von 10 Tagen getbeilt, die übrigen 5 Tage gehörten feinem Mo: 
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nate an und hießen Ergänzungstage. Der erſte Monat vom 22. 
Sept. bid 22. Dftober wurde Vendemiaͤr, der zweite Brümär, der 
dritte Frimär, der vierte Nivofe, der fünfte Plüviofe, der fechste 
Bentofe, der fiebente Germinal, der achte Floreal, der neunte Prä 
trial, der zehnte Meffidor, der eilfte Thermidor, der zwölfte Frucs 
tidor genannt. Die beutfhen Namen biefür find: Herbfimonat, 
Nebelmonat, Reifmonat, Schneemonat, Regenmonat, Windnonat, 
Sproßmonat, Blüthemonat, Wiefenmonat, Erndtemonat, Hites 
monat, Obftmonat. 

Das Senatsconfult vom 22. Fruct. 13 aber führte den gregorias 
nifchen Kalender wieder ein, fo daß die allgemeine Zeitrechnung 
am 1. Jaͤnner 1806 (11. Nivofe 14) eintrat. 
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